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ie öſterreichiſche Ausgleichsordnung vom 10. Dezember 1914. 


Von Landrichter Dr. jur. et phil. Bovenſiepen in Kiel. 


Jeder Konkurs bringt derartig ſchwere Uebelſtände und Schäden 
aller Art mit ſich, daß ſeit Jahrzehnten bereits ſowohl in Oeſterreich 
wie auch im Deutſchen Reich die Unzufriedenheit mit dieſer Art der 
Beilegung von Zahlungsunfähigkeit allgemein iſt. Die Erfahrungen 
der amtlichen Juſtizſtatiſtik lehren klar, daß viele Konkurſe für die 
große Mehrzahl der nicht bevorrechtigten Gläubiger überhaupt nichts 
oder doch nur einen ganz verſchwindend geringen Bruchteil ihrer For⸗ 
derungen ergeben. Groß iſt die Zahl der Konkursanträge, die wegen 
Mangels einer ausreichenden Maſſe überhaupt nicht zur Konkurs⸗ 
eröffnung führen. Im Jahre 1913 waren es nach der Statiſtik des 
Deutſchen Reichs rund 371 Mill. M. nicht bevorrechtigter Konkurs⸗ 
forderungen, die im Konkurſe keine Deckung erfuhren, ſondern aus⸗ 
fielen. 

Nicht nur der Gläubiger aber und der Gemeinſchuldner ſelbſt, 
ſondern mehr oder weniger die ganze Volkswirtſchaft wird durch die 
Konkurſe in Mitleidenſchaſt gezogen. Ein einziger großer Konkurs 
zieht oft zahlreiche andere größere oder kleinere nach ſich und kann 
Verkehrsſtockungen, ja Kriſen der ſchwerſten Art nach ſich ziehen. An⸗ 
geſtellte und Arbeiter werden brotlos, ja oft wird ein ganzer Geſchäfts⸗ 
zweig für längere Zeit lahmgelegt, denn die billigen Konkursausver⸗ 
käufe decken das Bedürfnis der Abnehmer nach einer beſtimmten Ware 
vollkommen. 


Anmerkung: Die treffliche Abhandlung von Profeſſor Ernſt 
Jäger⸗Leipzig: 8 ihre Berwer e nung. Ihre Entſte zung, 
98. 10 8 ihre Verwertbarkeit für das Deutſche Reich“ 

: 106 f., ER leider vom Verfaſſer nicht mehr berückſichtigt 
5 en. | 
Blätter für Rechtspflege LXIII. N. F. XIII. 
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Höchſt anſchaulich ſchildert die ganze Kette der Verluſte vom 
Niedergang des Schuldners an Dr. Jöriſſen in ſeiner (leider nicht 
im Buchhandel vorhandenen) Denkſchrift „Der gerichtliche Zwangs⸗ 
vergleich außerhalb des Konkurſes oder der Schuldnachlaß“, 1912, 
S. 5, wie folgt: „Mit faſt immer trügeriſchen Hoffnungen wartet der 
Schuldner auf beſſere Zeiten und ſucht zunächſt nach allen möglichen 
anderen Auswegen, wodurch er nicht ſelten auf Abwege gelangt. 
Alsbald beginnen die koſtſpieligen gerichtlichen Klagen der Gläubiger 
(erſte Verluſtquelle). Durch Verkäufe zu Ausnahmepreiſen, durch 
Lombardieren, durch Zwangsverkäufe wird noch einiges Bargeld ver⸗ 
ſchafft, um das Dringendſte zu bezahlen (zweite Verluſtquelle). Da 
der Kredit beim bisherigen Lieferanten verſagt, werden neue Ver⸗ 
bindungen angeknüpft. Zunächſt liegt noch eine gute Auskunft vor; 
dann ſickert langſam etwas durch. Die Auskünfte mahnen zur Vorſicht. 
Den Lieferanten müſſen bereits höhere Preiſe bezahlt werden (dritte 
Verluſtquelle). Es entſtehen die bekannten erſtmaligen Lieferanten. 
Nun kommt die Geld⸗ bzw. Warenbeſchaffung gegen Sicherungsvertrag 
zugunſten des Lieferanten (vierte Verluſtquelle). In den anhängigen 
Klagen werden Einwände geſucht zum Hinausziehen des Urteils. 
Durch die Inhaber der Sicherungs verträge treten Interventionsklagen 
hinzu (fünfte Verluſtquelle). Fruchtloſe und nutzloſe Pfändungen 
verurſachen weitere Koſten (ſechſte Verluſtquelle). Die böswilligen 
Schuldner verſchieben und verbringen die ganze Maſſe, um die Kon⸗ 
kurseröffnung zu hintertreiben, die ja mangels Maſſe unterbleibt (ſiebente 
Verluſtquelle). Die Konkurseröffnung bedingt eine ſtarke Maſſenent⸗ 
wertung (achte Verluſtquelle). Die Konkursverkäufe oder der Ueber⸗ 
gang der Ware an Ramſchgeſchäfte, welche ſie zu Schundpreiſen ver⸗ 
ſchleudern, ſchädigen dauernd die regulären Geſchäfte auf das emp⸗ 
findlichſte, (neunte Verluſtquelle). Last not least bringen die hohen, 
durchſchnittlich 10—11 Proz. der zur Verteilung kommenden Summen 
betragenden Koften und die lange Dauer der Konkurſe große Ausfälle 
(zehnte Verluſtquelle).“ 

Begreiflich genug daher, daß ſeit langen Jahren die Wünſche 
nicht nur der in erſter Linie beteiligten kaufmänniſchen und gewerb⸗ 
lichen Kreiſe, ſondern auch ſtarker und einflußreicher zünftiger Juriſten⸗ 
ſchichten bei uns wie in der verbündeten Donaumonarchie auf Ein⸗ 
führung eines gerichtlichen Präventivakkordes gerichtet ſind. Der 
außergerichtliche Privatvergleich zur Abwendung des Konkursverfahrens 
genügt nach den hier gemachten trüben zahlreichen Erfahrungen in 
keiner Weiſe. Der Widerſpruch auch nur eines einzigen böswilligen 
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Gläubigers genügt vollkommen, um das Zuſtandekommen des im 
allgemeinen Intereſſe liegenden Akkordes zu verhindern. Oefter gehen 
derartige gemeinſchädliche „Akkordſtörer“ geradezu von dem unlauteren 
Beſtreben aus, durch Erhebung ihres Widerſpruchs beſondere Vorteile 
für ſich zwecks Erteilung ihrer Zuſtimmung herauszuſchlagen, und recht 
oft ſehen ſich auch die übrigen Gläubiger und der Schuldner genötigt, 
auf dieſe unlauteren Machenſchaften des „Akkordſtörers“ — auch einer 
Hyäne des wirtſchaftlichen Schlachtfeldes — einzugehen. Selbſt große 
Gläubigerverbände des Inlandes und Auslandes ſtehen daher dem 
außergerichtlichen Privatvergleich ſtark ablehnend gegenüber. So 
führten nach dem — von Bürgel in DR. 1913 S. 115 zitierten — 
Jahresbericht des Gläubigerſchutzverbandes für Handel und Induſtrie 
für 1911 ſämtliche bei ihm angemeldete Moratorien zum Konkurs, 
abgeſehen von drei Audnahmefällen, beteiligt aber war dieſer Verband 
im Berichtsjahr an 2839 Konkurſen, Moratorien und Akkorden! So 
erklärt es ſich denn wohl zur Genüge, daß der Deutſche Handelstag 
vom 15. Februar 1905 und faſt alle deutſchen Handels- und Ge⸗ 
werbekammern, der Deutſche Anwaltstag vom 13. und 14. September 
1905 in Hannover, die 28. Generalverſammlung des Verbandes katho⸗ 
liſcher kaufmänniſcher Vereine Deutſchlands, der Verband der Vereine 
Kreditreform, der Verein der Großhändler der Manufakturwaren und 
verwandten Branchen in Hamburg (Eingabe an das Reichsjuſtizamt 
Dezember 1906), der Verband deutſcher Schuhwarengroßhändler 
(Eingabe vom 7. März 1910) und der Zentralverband der Lederhändler 
Deutſchlands (Generalverſammlung in Leipzig September 1911), viele 
Männer der Wiſſenſchaft und der Praxis, ſowie angeſehene Politiker 
aller Parteirichtungen für ihn eingetreten ſind. So haben Jäger, 
Kohler, Kiſch und in der letzten Zeit ſeines Lebens auch Konrad 
Hellwig (der allmählich aus einem Saulus zu einem Paulus ſich 
umgewandelt hatte), Junk, Heinze, Baſſermann, Oſann, 
Jöriſſen und Martin Bürgel ihn warm befürwortet. 

Auch der Deutſche Reichstag hat in ſeiner Sitzung vom 8. Fe⸗ 
bruar 1913 in einer mit überwältigender Mehrheit angenommenen 
Reſolution den gerichtlichen Präventivakkord warm befürwortet (vgl. 
die Debatte in den Stenographiſchen Berichten S. 3583 f.), und 
unter Aufgabe ihres früheren grundſätzlich ablehnenden Standpunktes 
gaben hierbei die verbündeten Regierungen durch den Staatsſekretär 
des Reichsjuſtizamtes Dr. Liſco die Erklärung ab, ſie würden prüfen, 
wieweit es möglich ſei, den Wünſchen des Reichstags gerecht zu werden. 
Inzwiſchen hat ſich auch die berufene Vertretung des geſamten reichs⸗ 
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deutſchen und öſterreichiſchen Juriſtenſtandes, der Deutſche Juriſtentag, 
mit der ſo wichtigen Angelegenheit befaßt. Beide von ihm eingeholten 
wiſſenſchaftlichen Gutachten, das eine von Cahn-⸗Nürnberg, das andere 
von Lieblich-Brünn herrührend (Druckſachen des 32. DT. I. 
S. 321 f. u. 695f.), ſprechen ſich für die Regelung eines gerichtlichen 
Präventivaccordes aus. Faſt das geſamte Ausland kennt — zum 
Teil ſeit langen Jahren ſchon — den gerichtlichen Präventivakkord, 
er beſteht in Großbritannien, Belgien, Luxemburg, Frankreich. Italien, 
Schweiz, Dänemark, Norwegen, Spanien, Portugal, in Holland und 
Japan, in Aegypten, Südauſtralien und einer ganzen Anzahl amerika⸗ 
niſcher Staaten. Auch den alten deutſchen Landesrechten vor Ein⸗ 
führung der Konkursordnung war er nicht fremd, ja, in manchen 
deutſchen Staaten mußte ein Präventivakkord ſogar vor jeder Konkurs⸗ 
eröffnung verſucht werden (Motive zur KO. 2 S. 431 u. 468 und 
Anlageband I dazu S. 53/54). 

Neueſtens hat ſich denn auch unter den ſchweren ſchädigenden 
Einwirkungen des Krieges auf die heimiſche Volkswirtſchaft die öſter⸗ 
reichiſche Regierung der Einſicht nicht verſchließen können, „daß ſowohl 
vom rechtlichen wie vom volkswirtſchaftlichen Standpunkte jede andere 
Form der Beilegung einer Zahlungsunfähigkeit (als der Konkurs⸗ 
eröffnung nämlich) den Vorzug verdient“ (amtliche Denkſchrift über 
die Einführung einer Konkursordnung, einer Ausgleichsordnung und 
Anfechtungsordnung 149). 

Das neue Geſetzeswerk, deſſen Grundzüge uns im folgenden 
beſchäftigen ſollen, geht mit Recht von dem leitenden Grundgedanken 
aus, alles zu beſeitigen, was einen zahlungsunfähig gewordenen 
Schuldner daran hindern könnte, ſich des Ausgleichsverfahrens zu 
bedienen. Namentlich trägt es der Scheu vor dem Worte „Konkurs“ 
in dem weiteſten Ausmaße Rechnung. Deshalb ſieht das gerichtliche 
Verfahren zum Abſchluſſe eines Zwangsausgleiches von einer Beſchlag⸗ 
nahme des Vermögens des Schuldners ab, läßt dieſem vielmehr eine 
— wenn auch, wie wir unten noch ſehen werden, freilich ſtark be⸗ 
ſchränkte — Verfügungsfähigkeit. „Damit entfällt eine Maſſever⸗ 
waltung und ebenſo jede Maßnahme zur Verwertung des ſchuldneriſchen 
Vermögens. Auch eine Prüfung des Schuldenſtandes findet nur zum 
Zweck der Stimmrechtsprüfung, nicht zur rechtskräftigen Feſtſtellung 
der Forderungen ſtatt.“ (Denkſchrift 150.) Die Ausgleichsordnung zer⸗ 
fällt in zwölf, an Umfang recht verſchiedene Abſchnitte mit 63 Para⸗ 
graphen und erfährt in einzelnen — zum Teil ſehr wichtigen — Punkten, 
ſo namentlich hinſichtlich der Koſtenlaſt, ihre Ergänzung durch die recht 
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umfangreiche, 15 Artikel zählende Kaiſerliche Verordnung vom 10. De⸗ 
zember 1914 über die Einführung einer Konkursordnung, einer Aus⸗ 
gleichsordnung und einer Anfechtungsordnung (RGBl. 1914 S. 12451. 
Nr. 337). 

Abſchnitt I (588 1—6) regelt die Vorausſetzungen für die Zus 
läſſigkeit des Ausgleichs verfahrens, fie find nach den gleichen Geſichts⸗ 
punkten geordnet wie die für das Zwangdausgleichsverfahren im 
Konkurſe. Das gilt namentlich von der Perſon des Schuldners. 
Es kann alſo jeder Schuldner einen Ausgleich ſchließen, er braucht 
keineswegs im Handelsregiſter eingetragener Kaufmann zu ſein. Nur 
muß er Aufſchreibungen beſitzen, aus denen ſich ſein Vermögens⸗ und 
Schuldenſtand, leicht und raſch feſtſtellen läßt. „Denn nur dann iſt 
es möglich die Angemeſſenheit des angebotenen Ausgleichs zu be⸗ 
urteilen.“ (Denkſchrift 151.) Mit Recht ſtellt jedoch das Geſetz 
dieſes Erfordernis nicht als Vorausſetzung für die Einleitung des 
Verfahrens auf, ſondern läßt ſeinen Mangel lediglich als Hindernis 
für die vorgeſchriebene gerichtliche Beſtätigung des Ausgleichs erſcheinen 
($ 51 3. 2). „Würde man die notwendigen und unter Umſtänden 
zeitraubenden Ermittelungen noch vor der Eröffnung des Verfahrens 
durchführen, ſo wäre mit dem Antrage die Gefahr mißbräuchlicher 
Verwendung dieſer Berfahrendart zu Stundungszwecken verbunden.“ 
(Denkſchrift 151.) Unbedingte Vorausſetzung für die Einleitung 
des Ausgleichsverfahrens bildet dagegen Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners oder bei Nachläſſen und juriſtiſchen Perſonen: Ueber⸗ 
ſchuldung. Das Verhältnis zwiſchen Konkurs- und Ausgleichsverfahren 
iſt dahin geregelt, daß dieſes den Vorrang hat. Liegen nämlich An⸗ 
träge für beide Verfahren dem Gerichte gleichzeitig vor, oder wird nach 
Einbringung eines Konkurseröffnungsantrags, aber vor deſſen Er⸗ 
ledigung das Ausgleichsverfahren beantragt, ſo iſt das Ausgleichs⸗ 
verfahren als dasjenige, das die geringeren Folgen nach ſich zieht und 
die beſtehenden wirtſchaftlichen Verhältniſſe mehr ſchont, zu eröffnen 
($ 1 Abſ. 4 AD) Damit verlieren aber die Konkurseröffnungs⸗ 
anträge keineswegs ihre Wirkſamkeit. Zwar kann während der Dauer 
des Ausgleichsverfahrens ein Konkurs nicht eröffnet werden (§ 10 
Abſ. 1 AO.). Allein die Konkurseröffnungsanträge bleiben aufrecht 
für den Fall der Einſtellung des Verfahrens und ſind dann ſofort 
zu erledigen ($ 56 Abſ. 3), fo daß dann das Ausgleichsverfahren 
unmittelbar in das Konkursverfahren übergehen kann. Dieſer un⸗ 
mittelbare Uebergang wird noch dadurch erleichtert, daß nach § 71 
Abſ. 1 KO. es in ſolchen Fällen der Glaubhaftmachung der Zahlungs⸗ 
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unfähigkeit des Schuldners durch den Gläubiger nicht bedarf. Durch 
den Antrag des Schuldners auf Einleitung des Ausgleichsverfahrens 
iſt ſie eben bereits dargetan. Die mehrfach in der Literatur vertretene 
Forderung, auch den Gläubigern ein Antragsrecht auf Eröffnung des 
Verfahrens einzuräumen, hat der öſterreichiſche Geſetzgeber abgelehnt. 
Unſeres Erachtens mit Recht. Denn der Gläubiger, der die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe ſeines Schuldners doch nicht auf das genaueſte 
kennt, iſt nicht in der Lage oder doch wenigſtens ſehr oft nicht in 
der Lage, einen angemeſſenen Vergleichsvorſchlag zu machen. Zudem 
aber bietet das Verfahren ſo viele Vorteile für den Schuldner, daß 
wohl ausnahmslos jeder Schuldner, bei dem die Vorausſetzungen für 
das Verfahren vorliegen, auch einen entſprechenden Antrag einreichen 
wird. Mittelbar aber doch recht fühlbar und wirkſam kann der 
Gläubiger auf die Eröffnung eines ihm angebracht erſcheinenden Aus⸗ 
gleichs verfahrens Einfluß nehmen, daß er den Antrag auf Konkurs⸗ 
eröffnung ſtellt und fo feinen Schuldner; veranlaßt, die Eröffnung 
des Ausgleichsverfahrens zu beantragen, wenn nur Zahlungsunfähig⸗ 
keit bei ihm gegeben iſt. Gleichzeitig mit dem Antrage muß der 
Schuldner den Inhalt des Ausgleichs vorſchlags angeben und ein genaues 
Vermögensverzeichnis vorlegen. Jedoch kann das Ausgleichsgericht 
zur Vorlegung des Verzeichniſſes eine kurze Friſt bewilligen. In 
ihm ſind die einzelnen Vermögensſtücke und Forderungen mit 
der Angabe, ob ſie einbringlich ſind, ſowie alle Schulden unter 
Angabe der Adreſſen der Gläubiger und des zwiſchen ihnen und dem 
Schuldner etwa beſtehenden Verwandtſchafts⸗ und Schwägerſchafts⸗ 
verhältniſſes anzuführen. Der Schuldner hat das Verzeichnis eigen⸗ 
händig zu unterſchreiben und ſich zugleich zum Offenbarungseide zu 
erbieten, daß ſeine Angaben richtig und vollſtändig ſind und daß er 
von ſeinem Vermögen nichts verſchwiegen habe ($ 2 AO.). „Der 
Schuldner wird dadurch nicht vor eine unmögliche Aufgabe geſtellt, 
denn er muß feine Vermögendverhältniſſe kennen; es iſt nicht zu viel 
verlangt, wenn man ihm zumutet, in dieſem kritiſchen Zeitpunkte ſo⸗ 
weit über ſeine Lage unterrichtet zu ſein, um überhaupt einen möglichen 
Ausgleichsantrag zu ſtellen, den er überdies ſpäter verbeſſern und ab⸗ 
ändern kann.“ (Denkſchrift 154.) 

Der Grundgedanke des Ausgleichsverfahrens iſt der, daß ſeine 
erheblichen Vorteile nur einem würdigen Schuldner zugute kommen 
ſollen. Iſt er auch nicht im Geſetze ſelbſt beſonders mit klaren Worten 
zum Ausdruck gebracht worden, ſo liegt er doch ganz unverkennbar 
dem § 3 zugrunde. Danach iſt nämlich zunächſt die Eröffnung des 
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Ausgleichsverfahren völligı unzuläſſig, ſolange der Schuldner flüchtig 
it, oder wenn er nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit wegen be⸗ 
trügeriſchen Bankerotts rechtskräftig verurteilt worden iſt (Z. 1). Der 
Ausgleichsvorſchlag muß ferner die bevorrechtigten Forderungen voll 
befriedigen und alle nicht bevorrechtigten Gläubiger gleichmäßig be⸗ 
handeln, ſofern ſie nicht ſelber einer ungleichen Behandlung aus⸗ 
drücklich zugeſtimmt haben. Desgleichen iſt die Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens unſtatthaft, wenn die Rechte der Gläubiger gegen Bürgen 
oder Mitſchuldner des Schuldners ohne ausdrückliche Zuſtimmung der 
Berechtigten durch den Ausgleichsvorſchlag beſchränkt werden ſollen. 
(Z. 2 8 3 in Verbindung mit §§ 46—48 AO.) Endlich muß der 
Schuldner ſeinen Gläubigern mindeſtens 25 Proz. ihrer Forderungen, 
zahlbar in ſpäteſtens zwei Jahren, anbieten. Die Einführung dieſer 
Mindeſtquote, die ſich auch in zahlreichen anderen ausländiſchen Ge⸗ 
ſetzgebungen vorfindet — in England beträgt ſie 37,5 Proz. in Portu⸗ 
gal 50 Proz., in Norwegen 25 Proz. — und von den kaufmänniſchen 
Kreiſen ſowie von zahlreichen Juriſten verlangt wird, empfahl ſich 
ſchon, um die Minderheit der Gläubiger vor allzu großen Abſtrichen 
ihrer Forderungen zu bewahren. „Insbeſondere ſoll der Schuldner 
veranlaßt werden, rechtzeitig, bevor er noch vollſtändig abgewirt- 
ſchaftet hat, das Ausgleichs verfahren in Anſpruch zu nehmen.“ (Denk⸗ 
ſchrift 154.) Dafür, daß die Mindeſtquote aber nicht zur Höchſt⸗ 
quote werde, ſorgt § 51 3. 1 AO., wonach das Ausgleichsgericht 
die Aufgabe hat, den Ausgleichsvorſchlag eingehend nachzuprüfen, und 
es von ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen abhängt, die Beſtätigung zu 
verſagen, wenn die dem Schuldner gewährten Vergünſtigungen im 
Widerſpruch zu ſeinen Vermögensverhältniſſen ſtehen oder wenn der 
Ausgleich dem gemeinſamen Intereſſe der Gläubiger widerſpricht. 
Das Gericht wird alſo regelmäßig einen Ausgleich nicht genehmigen, 
wenn es zu der Ueberzeugung gelangt, daß der Schuldner bei gutem 
Willen eine höhere Quote oder die Quote in einer kürzeren Friſt, 
als der Ausgleich vorſchlägt, bezahlen könnte. 

Das Ausgleichsgericht kann einen Antrag auf Eröffnung des 
Ausgleichs verfahrens abweiſen, wenn innerhalb eines Jahres vor 
der Stellung des Antrages ein Ausgleichsverfahren eingeſtellt worden 
iſt oder innerhalb der gleichen Zeit im Konkurſe des Schuldners ein 
Zwangsausgleichsvorſchlag des Schuldners von den Gläubigern ab⸗ 
gelehnt oder vom Schuldner nach der öffentlichen Bekanntmachung 
der Ausgleichstagſatzung zurückgezogen oder endlich der Zwangsaus⸗ 
gleich vom Gericht nicht beſtätigt worden iſt ($ 3 Z. 3). 
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Gibt das Gericht dem Antrage auf Eröffnung ſtatt, ſo kann 
es gleichzeitig alle zur Sicherung des Vermögens des Schuldners 
dienlichen Maßregeln treffen, es kann jede beliebige Aufſicht und 
Sperre verfügen, insbeſondere dem Schuldner die Vornahme beſtimmter 
Rechtshandlungen während der Dauer des Verfahrens überhaupt oder 
doch ohne Zuſtimmung des Ausgleichsverwalters verbieten. Da das 
Ausgleichsverfahren das Vermögen des Schuldners dem Zugriff ſeiner 
Gläubiger entzieht und die Vornahme von Zwangsvollſtreckungen 
wie auch die Konkurseröffnung hindert, muß dafür geſorgt werden, 
daß das Vermögen ungeſchmälert den Gläubigern erhalten bleibt. 
Die geſetzliche Regelung erſcheint daher nur als gerecht und praktiſch 
geboten ($ 3 Z. 4). 

Der Ausſchluß eines jeden Rechtsmittels gegen den gerichtlichen 
Beſchluß, der das Verfahren eröffnet oder den Antrag des Schuldners 
zurückweiſt, dient der gebotenen Beſchleunigung, jedem ſchikanöſen 
Hinausziehen des Verfahren8 wird fo ein Riegel vorgeſchoben 
G 33. 5). 

Den im Schrifttum — vgl. namentlich v. Wagner, Der 
Schuldnachlaß, ein Entwurf mit Begründung, 1904; v. Jöriſſen⸗ 
Bürgel, DRZ. 1913 S. 85, und Tiſchbein, Der gerichtliche Zwangs⸗ 
vergleich zur Abwendung des Konkurſes, 1914, S. 38 f. — aus⸗ 
geſprochenen Wunſch, zur Schonung des Rufes des Schuldners, und 
um die namentlich in kaufmänniſchen Kreiſen weitverbreitete Scheu 
vor Einleitung dieſes Verfahrens tunlichſt zu vermindern, die Eröff⸗ 
nung des Ausgleichs verfahrens nicht öffentlich bekannt zu machen, 
hat der öſterreichiſche Geſetzgeber in Uebereinſtimmung mit den meiſten 
ausländiſchen Geſetzgebungen abgelehnt. Unſeres Erachtens durchaus 
mit Recht. Wie leicht könnte ſonſt der Schuldner im Vermögens⸗ 
verzeichnis unbequeme Gläubiger einfach verſchweigen, um ſich ſo 
eine ihm genehm ſcheinende Mehrheit für ſeinen Vorſchlag zu ver⸗ 
ſchaffen, anfechtbare Geſchäfte verheimlichen, verdächtige vornehmen. 
Langjährige Erfahrungen beweiſen, daß in Konkurſen nicht ſelten 
Forderungen angemeldet werden, die der Gemeinſchuldner in ſeinem 
Schuldverzeichnis gar nicht aufgeführt hat. „Wenn das ſchon im 
Konkurſe eintritt, obwohl der Gemeinſchuldner weiß, daß durch die 
öffentliche Kundmachung und das ſich anſchließende, längere Zeit in 
Anſpruch nehmende Prüfungsverfahren der Beſtand einer größeren 
Forderung unmöglich lange verborgen bleiben kann, wäre die gleiche 
Erſcheinung in noch höherem Maße auch für ein nicht veröffentlichtes 
Ausgleichs verfahren zu erwarten, in dem fie beſonders ſchwere Folgen 
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für den übergangenen Gläubiger nach ſich ziehen würde.“ (Denk⸗ 
ſchrift 156). § 4 AD. verfügt daher die öffentliche Bekannt⸗ 
machung des Ausgleichs verfahrens und deſſen Eintragung in den 
verſchiedenen Regiſtern und im Grundbuche in ganz ähnlicher Weiſe, 
wie das bei der Bekanntmachung und Eintragung der Konkurser⸗ 
öffnung ſtattfindet. Im Edikt iſt der Tag der Ausgleichstagfahrt 
anzugeben. Sie iſt in der Regel auf längitend 6 Wochen anzu⸗ 
ordnen. Nur wenn das Verfahren ein Unternehmen von außerge⸗ 
wöhnlicher Ausdehnung und von weittragender volkswirtſchaftlicher 
Bedeutung betrifft, kann das Gericht dieſe Friſt verlängern. Zur 
Ausgleichstagfahrt werden die Gläubiger einzeln durch Zuſtellung 
von Ediktsausfertigungen geladen, gleichzeitig erhalten ſie eine Ab⸗ 
ſchrift des Ausgleichsantrags und eine kurze Ueberſicht über das Ber- 


mögen und den Schuldenbeſtand des Schuldners. Ein Auszug aus 


dem Edikt iſt auch im Zentralblatt zu veröffentlichen. 

Abſchnitt II (§§ 7—20) behandelt die Wirkungen der Eröffnung 
des Verfahrens. Im Gegenſatz zur Konkurseröffnung hat die Er— 
öffnung des Ausgleichs verfahrens in Uebereinſtimmung mit den aus⸗ 
ländiſchen Geſetzen nicht die Wirkung einer Vermögensbeſchlagnahme, 
grundſätzlich verbleibt alſo die Vermögensverwaltung dem Schuldner, 
ſie wird nicht etwa wie bei der Konkurseröffnung einem gerichtlich 
beſtellten Organe übertragen. Immerhin beſchränkt § 8 AD. die 
Verfügungsfähigkeit des Schuldners in der empfindlichſten Weiſe. 
Er ſoll daran verhindert werden, ſeine wirtſchaftliche Lage zum Nach⸗ 
teil ſeiner Gläubiger zu verändern oder einzelne von ihnen beſonders 
zu begünſtigen. Zu dem Zweck verſagt ihm § 8 Z. 1 bereits vom 
Tage der Einbringung ſeines Ausgleichsantrags bis zur Eröffnung 
des Verfahrens im Einklang mit der Mehrzahl der ausländiſchen 
Geſetze (Frankreich Art. 5 u. 6, Italien Art. 8 u. 9, Schweiz Art 
298, Norwegen §§ 7 u. 8) die Veräußerung von Liegenſchaften, die 
Beſtellung von Abſonderungsrechten, die Eingehung von Bürgſchaften 
und Freigebigkeiten. Derartige Rechtshandlungen ſind den Gläubigern 
gegenüber unwirkſam. Von der Eröffnung des Verfahrens ab ſteht 
der Schuldner unter der ſtrengſten Aufſicht des Ausgleichsverwalters. 
Er bedarf daher zur Vornahme aller Geſchäfte, die nicht zum ge— 
wöhnlichen Geſchäftsbetriebe gehören, deſſen Zuſtimmung. Man wird 
dieſe Einſchränkung der Verfügungsfähigkeit des Schuldners nur 
billigen können, denn der gegenwärtige Vermögensbeſtand darf nicht 
weſentlich geändert und den Gläubigern nicht durch gewagte Geſchäfte 
entzogen werden, für ihre Sicherheit und ihre Befriedigung muß un⸗ 
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ſonderungsrechte durch die Eröffnung des Verfahrens nicht berührt. 
Von beſonderer praktiſchen Bedeutung iſt aber die Vorſchrift des 
§ 12 AO., wonach alle Abſonderungsrechte, mit Ausnahme der für 
öffentliche Abgaben erworbenen, die in den letzten 60 Tagen vor 
Eröffnung des Verfahrens durch Zwangsvollſtreckung zur Befriedigung 
oder Sicherſtellung erworben ſind, ohne weiteres durch die Eröffnung 
des Verfahrens erlöſchen. Es ſoll eben nicht über die ſchließliche Be⸗ 
teiligung der Gläubiger das Zuvorkommen während einer Zeit ent⸗ 
ſcheiden, in der der Schuldner aller Wahrſcheinlichkeit nach bereits 
zahlungsunfähig war. Eine durchaus gleichmäßige Behandlung der 
Gläubiger unter ſtrengſtem Ausſchluſſe aller Vorzugsrechte iſt dann 
geboten. 

Die §§ 14—16 beſtimmen über die Bewertung unbeſtimmter, 
betagter und bedingter Forderungen ſowie von Rentenforderungen, 
die §§ 17 und 18 über Rechte und Pflichten der Mitſchuldner, 
88 19 und 20 endlich über die Zuläſſigkeit der Aufrechnung. Ihre 
Vorſchriften ſind faſt wörtlich der öſterreichiſchen Konkursordnung 
vom 10. Dezember 1914 entnommen. Sie decken ſich inhaltlich mit 
den Beſtimmungen der deutſchen Konkursordnung (88 65—70 und 
§ 55 f.) faſt ganz, fo daß ſich hier eine Beſprechung erübrigt. Nur 
das eine ſei hier hervorgehoben, daß (§S 20 Z. 1 S. 2 AD.) eine 
Aufrechnung mit einer vor Eröffnung des Ausgleichsverfahrens er⸗ 
worbenen Gegenforderung nicht nur dann, wie auch nach deutſchem 
Reichsrecht (§ 55 Z. 3 KO.) unzuläſſig iſt, wenn der Schuldner zur 
Zeit des Erwerbes von der Zahlungsunfähigkeit des Ausgleichſchuldners 
Kenntnis hatte, ſondern auch ſchon dann, wenn er von ihr Kenntnis 
haben mußte. 

Der III. Abſchnitt befaßt ſich mit den „Anſprüchen im Aus⸗ 
gleichs verfahren“. Seine Beſtimmungen find im weſentlichen mit 
denen der öſterreichiſchen Konkursordnung gleichlautend. Da dieſe 
aber in nicht unerheblichen Punkten vom deutſchen Reichsrecht ab⸗ 
weichen, dürfte es angebracht ſein, kurz auf den Inhalt dieſes Ab⸗ 
ſchnitts wenigſtens inſofern einzugehen, als er Abweichungen vom 
deutſchen Rechte enthält. 

Die einleitenden 88 21 und 22 decken ſich im weſentlichen mit den 
88 43 und 44 unſerer KO. Die §§ 23 und 24 begrenzen den Kreis 
der im Ausgleichsverfahren bevorrechtigten Forderungen; da ſie nach 
§ 46 3. 2 AD. ſämtlich voll befriedigt werden müſſen, hat eine 
Abſtufung der einzelnen bevorrechtigten Forderungen keinen Sinn, ſie 
haben alle gleichen Rang. Ein Vorrecht genießen nun: die Koſten 


des Ausgleichsverfahrens ſowie alle Auslagen, die mit der Beauf- 
ſichtigung der Geſchäftsführung des Schuldners und der Prüfung 
ſeines Vermögensbeſtandes verbunden ſind, einſchließlich der Steuern, 
Gebühren, Zölle, Beiträge zur Penfiond- und Sszialverſicherung, die 
während des Verfahrens fällig werden oder aus den letzten drei 
Jahren rückſtändig find; die Begräbniskoſten des Schuldners; Forde- 
rungen von Dienſtnehmern des Schuldners an Dienſtbezügen für das 
letzte Jahr vor der Eröffnung des Verfahrens ſowie Anſprüche dieſer 
Perſonen wegen vorzeitiger Löſung des Dienſtverhältniſſes, ſoweit ſie 
den Betrag des für ein Jahr entfallenden Entgelts nicht überſteigen, 
ferner Forderungen von Handelsagenten gegen den Geſchäftsherrn 
auf Zahlung der Proviſion und Erſatz der Barauslagen, ſoweit dieſe 
im letzten Jahre vor Eröffnung des Verfahrens erworben oder fällig 
geworden ſind; jedoch gilt dieſes weitgehende Vorrecht mit Ausnahme 
des Erſatzanſpruches für Barauslagen nur für den Höchſtbetrag von 
2400 Kronen für jeden einzelnen Forderungsberechtigten, die Anſprüche 
der Betriebs⸗ und Baukrankenkaſſen auf ihr vom Betriebsunternehmer 
(Bauherrn) verwaltetes Vermögen; Forderungen von Aerzten, Heb⸗ 
ammen, Krankenwärtern und Apothekern aus berufsmäßigen Leiſtungen 
oder Lieferungen aus dem letzten Jahre vor Eröffnung des Verfahrens. 
Man ſieht, der Kreis der bevorrechtigten Forderungen iſt recht aus⸗ 
gedehnt. 

Die bis zur Eröffnung des Verfahrens entſtandenen Nebenge⸗ 
bühren ſtehen mit den Forderungen ſelbſt im gleichen Range (§ 24). 
Ausgeſchloſſen im Ausgleichsverfahren find nach 8 27 AD. genau 
die gleichen Forderungen, die nach § 63 unſerer KO. im deutſchen 
Konkursverfahren nicht geltend gemacht werden können. 

Forderungen von Handelsgläubigern gehen den Rechten der 
Ehegattin des Schuldners aus den Ehepakten, alſo auf Rückgewähr 
ihres Heiratsgutes, unbedingt vor, ſie ſind mit dem vollen Betrag 
zu berückſichtigen, der auf ſie ohne Rückſicht auf die Ehepakten ent⸗ 
fallen würde (§ 26 AO.). 

Bei Gewährleiſtung der Beachtung der Gegenſeitigkeit ſtehen, 
ſofern nicht aus Staatsverträgen oder im Reichsgeſetzblatt kundge⸗ 
machten Regierungserklärungen ein anderes hervorgeht, den aus⸗ 
ländiſchen Gläubigern (genau wie nach 8 58 der öſterreichiſchen Kon⸗ 
kursordnung) die gleichen Rechte zu wie den inländiſchen. Beim 
Vorwalten von Zweifeln an der Beobachtung der Gegenſeitigkeit ii 
die bindende Erklärung des Juſtizminiſters einzuholen. 
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Der IV. Abſchnitt (SS 29—36) handelt über die „Organe 
des Ausgleichs verfahrens“. Aeußerlich find fie denen des 
Konkurſes ähnlich. Dem Konkursgericht entſpricht das Ausgleichs⸗ 
gericht, dem Konkurskommiſſär der Ausgleichskommiſſär, dem Maſſe⸗ 
verwalter der Ausgleichs verwalter, dem Gläubigerausſchuß der Gläubiger⸗ 
beirat, und die Entſcheidung über die Annahme oder Ablehnung des 
Ausgleichsvorſchlags ſteht — vorbehaltlich der endgültigen Entſcheidung 
durch das Ausgleichsgericht — wie bei einem Zwangszvergleichsvor⸗ 
ſchlage im Konkursverfahren der Gläubigerverſammlung zu. Aber 
die Aehnlichkeit iſt auch nur eine äußerliche, die Organe des Aus⸗ 
gleichsverfahrens haben keine Maſſe zu verwalten und zu verwerten, 
und das unterſcheidet ihre Obliegenheiten ganz weſentlich von denen 
des Konkursverfahrens. Am meiſten entſpricht noch die Stellung des 
Ausgleichskommiſſärs der des Konkurskommiſſärs. Eigentümlich iſt 
im öſterreichiſchen Rechte, daß die nach unſerem Reichsrecht dem 
Konkursrichter zukommenden Obliegenheiten dort zwiſchen Konkurs⸗ 
Ausgleichsgericht einerſeits und Konkurs- bzw. Ausgleichskommiſſär 
geteilt ſind. Sehr zum Schaden der Ueberſichtlichkeit und Einheit⸗ 
lichkeit des ganzen Verfahrens. Dieſes wird dadurch unnötig ſchwer⸗ 
fällig und ſchleppend. Die eigentliche Entſcheidung gebührt in allen 
wichtigen Fragen den Organen des Staates, dem Ausgleichsgericht 
und dem Ausgleichskommiſſär, ſie ſind die Seele des Verfahrens 
und bilden die oberſte Inſtanz, die Omnipotenz des Staates und 
die Souveränität der Gerichte wird auch in der neuen öſterreichiſchen 
Ausgleichsordnung ganz ebenſo wie in der trefflichen Klein ſchen 
Zivilprozeßordnung vom Jahre 1895 bis zum äußerſten betont. Die 
Autonomie der Gläubiger hatte ſich eben in Oeſterreich zu übel be⸗ 
währt, man hatte allgemein die ſchlechteſten Erfahrungen mit ihr 
gemacht, die Stimmen nach ihrer Abſchaffung waren in der Geſchäfts⸗ 
welt faſt allgemein geworden (vgl. namentlich die ausgezeichnete Ab⸗ 
handlung von Dr. Arthur Skedl, Profeſſor in Prag, „Die 
Grundlagen des öſterreichiſchen Konkursrechts“ in der Feſtſchrift für 
Adolf Wach, 1913 Bd. 3 S. 398 f.). Namentlich zeigt ſich die 
alles überragende Stellung des Ausgleichsgerichts und des Aus- 
gleichskommiſſärs in der ungemein weitgehenden Ueberwachung und 
Beaufſichtigung des Ausgleichs verwalters und die Beſtätigung des 
Ausgleichs. 

Ausgleichsgericht iſt der Gerichtshof erſter Inſtanz! (Landesgericht). 
Bei Eröffnung des Verfahrens hat es eines ſeiner Mitglieder zum 


Ausgleichskommiſſär zu ernennen. Aus Zweckmäßigkeitsgründen, alſo 
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namentlich dann, wenn der Schuldner feinen Wohnſitz außerhalb des 
Gerichtsſitzes hat, kann es aber auch den Richter eines Bezirksgerichts 
zum Ausgleichskommiſſär ernennen. (§ 29 Z. 1.) Dieſer Ausgleichs⸗ 
kommiſſär „hat als Einzelrichter das Verfahren zu leiten und die 
Tätigkeit des Ausgleichsverwalters zu überwachen. Er iſt inbeſondere 
zu allen gerichtlichen Verfügungen und Entſcheidungen berufen, die 
nicht durch die Ausgleichsordnung dem Ausgleichsgericht vorbehalten 
ſind.“ (8 29 3. 2.) Er ſeinerſeits unterliegt wieder der Beauf⸗ 
ſichtigung durch das Ausgleichsgericht. Denn dieſes kann nach § 29 
Z. 3 in ſeine Geſchäftsführung zu jeder Zeit Einſicht nehmen, ſich 
von ihm darüber Bericht erſtatten laſſen und ihn aus erheblichen 
Gründen abberufen und durch einen anderen Richter erſetzen. Bei 
Eröffnung des Verfahrens beſtellt das Gericht einen Ausgleichs ver⸗ 
walter. Zu einem ſolchen iſt „eine unbeſcholtene, verläßliche und ge⸗ 
ſchäftskundige Perſon zu beſtellen ... Der Ausgleichsverwalter darf 
kein naher Angehöriger und ſoll kein Konkurrent des Schuldners ſein“ 
(8 30 Z. 2). Iſt der Beſtellte Notar oder Advokat, fo kann er die 
Beſtellung nur aus erheblichen Gründen, deren Beurteilung dem Aus⸗ 
gleichsgericht zuſtebt, ablehnen. Der Schuldner und jeder Gläubiger 
können innerhalb 8 Tage nach Beſtellung des Ausgleichsverwalters 
unter Darlegung der Gründe beim Ausgleichsgericht die Beſtellung 
eines anderen Verwalters beantragen. Dieſe iſt zu veröffentlichen. 
Der Verwalter erhält eine Beſtellung und hat dem Ausgleichskommiſſär 
die gewiſſenhafte Erfüllung feiner Pflichten durch Handſchlag an Ei- 
des Statt zu geloben. Da im Ausgleichsverfahren das ganze Prüfungs⸗ 
und Realiſierungsgeſchäft völlig wegfällt, ſo kommt ihm eine ganz 
andere Stellung zu als dem Konkursverwalter im Konkursverfahren. 
Immerhin ſind in einzelnen recht wichtigen Beziehungen ſeine Pflichten 
denen des Konkursverwalters nachgebildet. Er hat ſich zunächſt über die 
wirtſchaftliche Lage und die bisherige Geſchäftsführung des Schuldners, 
über die Urſachen ſeines Vermögensverfalles, über die Einbringlichkeit 
der Außenſtände, die Angemeſſenheit des angebotenen Ausgleichs und 
über alle für die Entſchließung der Gläubiger wichtigen Umſtände 
genaue Kenntnis zu verſchaffen und dafür zu ſorgen, daß der Ge- 
ſchäftsbetrieb nach Möglichkeit aufrecht erhalten und das Vermögen 
des Schuldners nicht geſchmälert wird. Zur Vorbereitung der Be⸗ 
richterſtattung des Verwalters kann der Kommiſſär nach Anhörung 
des Verwalters anordnen, daß die frühere Verwaltung des Schuldners 
durch ſachkundige, mit ſeinem Geſchäftszweig vertraute Perſonen ge⸗ 
prüft werde. Der Kommiſſär kann ferner anordnen, daß der Aus⸗ 
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Höchſt anſchaulich ſchildert die ganze Kette der Verluſte vom 
Niedergang des Schuldners an Dr. Jöriſſen in ſeiner (leider nicht 
im Buchhandel vorhandenen) Denkſchrift „Der gerichtliche Zwangs⸗ 
vergleich außerhalb des Konkurſes oder der Schuldnachlaß“, 1912, 
S. 5, wie folgt: „Mit faſt immer trügeriſchen Hoffnungen wartet der 
Schuldner auf beſſere Zeiten und ſucht zunächſt nach allen möglichen 
anderen Auswegen, wodurch er nicht ſelten auf Abwege gelangt. 
Alsbald beginnen die koſtſpieligen gerichtlichen Klagen der Gläubiger 
(erſte Verluſtquelle). Durch Verkäufe zu Ausnahmepreiſen, durch 
Lombardieren, durch Zwangsverkäufe wird noch einiges Bargeld ver- 
ſchafft, um das Dringendſte zu bezahlen (zweite Verluſtquelle). Da 


der Kredit beim bisherigen Lieferanten verſagt, werden neue Ver⸗ 


bindungen angeknüpft. Zunächſt liegt noch eine gute Auskunft vor; 
dann ſickert langſam etwas durch. Die Auskünfte mahnen zur Vorſicht. 
Den Lieferanten müſſen bereits höhere Preiſe bezahlt werden (dritte 
Verluſtquelle). Es entſtehen die bekannten erſtmaligen Lieferanten. 
Nun kommt die Geld- bzw. Warenbeſchaffung gegen Sicherungsvertrag 
zugunſten des Lieferanten (vierte Verluſtquelle). In den anhängigen 
Klagen werden Einwände geſucht zum Hinausziehen des Urteils. 
Durch die Inhaber der Sicherungsverträge treten Interventionsklagen 
hinzu (fünfte Verluſtquelle). Fruchtloſe und nutzloſe Pfändungen 
verurſachen weitere Koſten (ſechſte Verluſtquelle). Die böswilligen 
Schuldner verſchieben und verbringen die ganze Maſſe, um die Kon⸗ 
kurseröffnung zu hintertreiben, die ja mangels Maſſe unterbleibt (ſiebente 
Verluſtquelle). Die Konkurseröffnung bedingt eine ſtarke Maſſenent⸗ 
wertung (achte Verluſtquelle). Die Konkursverkäufe oder der Ueber⸗ 
gang der Ware an Ramſchgeſchäfte, welche ſie zu Schundpreiſen ver⸗ 
ſchleudern, ſchädigen dauernd die regulären Geſchäfte auf das emp⸗ 
findlichſte, (neunte Verluſtquelle). Last not least bringen die hohen, 
durchſchnittlich 10—11 Proz. der zur Verteilung kommenden Summen 
betragenden Koſten und die lange Dauer der Konkurſe große Ausfälle 
(zehnte Verluſtquelle).“ 

Begreiflich genug daher, daß ſeit langen Jahren die Wünſche 
nicht nur der in erſter Linie beteiligten kaufmänniſchen und gewerb⸗ 
lichen Kreiſe, ſondern auch ſtarker und einflußreicher zünftiger Juriſten⸗ 
ſchichten bei uns wie in der verbündeten Donaumonarchie auf Ein⸗ 
führung eines gerichtlichen Präventivakkordes gerichtet find. Der 
außergerichtliche Privatvergleich zur Abwendung des Konkursverfahrens 
genügt nach den hier gemachten trüben zahlreichen Erfahrungen in 
keiner Weiſe. Der Widerſpruch auch nur eines einzigen böswilligen 
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Gläubigers genügt vollkommen, um das Zuſtandekommen des im 
allgemeinen Intereſſe liegenden Akkordes zu verhindern. Oefter gehen 
derartige gemeinſchädliche „Akkordſtörer“ geradezu von dem unlauteren 
Beſtreben aus, durch Erhebung ihres Widerſpruchs beſondere Vorteile 
für ſich zwecks Erteilung ihrer Zuſtimmung herauszuſchlagen, und recht 
oft ſehen ſich auch die übrigen Gläubiger und der Schuldner genötigt, 
auf dieſe unlauteren Machenſchaften des „Akkordſtörers“ — auch einer 
Hyäne des wirtſchaftlichen Schlachtfeldes — einzugehen. Selbſt große 
Gläubigerverbände des Inlandes und Auslandes ſtehen daher dem 
außergerichtlichen Privatvergleich ſtark ablehnend gegenüber. So 
führten nach dem — von Bürgel in Daz. 1913 S. 115 zitierten — 
Jahresbericht des Gläubigerſchutzverbandes für Handel und Induſtrie 
für 1911 ſämtliche bei ihm angemeldete Moratorien zum Konkurs, 
abgeſehen von drei Ausnahmefällen, beteiligt aber war dieſer Verband 
im Berichtsjahr an 2839 Konkurſen, Moratorien und Akkorden! So 
erklärt es ſich denn wohl zur Genüge, daß der Deutſche Handelstag 
vom 15. Februar 1905 und faſt alle deutſchen Handels⸗ und Ge⸗ 
werbekammern, der Deutſche Anwaltstag vom 13. und 14. September 
1905 in Hannover, die 28. Generalverſammlung des Verbandes fatho- 
liſcher kaufmänniſcher Vereine Deutſchlands, der Verband der Vereine 
Kreditreform, der Verein der Großhändler der Manufakturwaren und 
verwandten Branchen in Hamburg (Eingabe an das Reichsjuſtizamt 
Dezember 1906), der Verband deutſcher Schuhwarengroßhändler 
(Eingabe vom 7. März 1910) und der Zentralverband der Lederhändler 
Deutſchlands (Generalverſammlung in Leipzig September 1911), viele 
Männer der Wiſſenſchaft und der Praxis, ſowie angeſehene Politiker 
aller Parteirichtungen für ihn eingetreten ſind. So haben Jäger, 
Kohler, Kiſch und in der letzten Zeit ſeines Lebens auch Konrad 
Hellwig (der allmählich aus einem Saulus zu einem Paulus ſich 
umgewandelt hatte), Junk, Heinze, Baſſermann, Oſann, 
Jöriſſen und Martin Bürgel ihn warm befürwortet. 

Auch der Deutſche Reichstag hat in ſeiner Sitzung vom 8. Fe⸗ 
bruar 1913 in einer mit überwältigender Mehrheit angenommenen 
Reſolution den gerichtlichen Präventivakkord warm befürwortet (vgl. 
die Debatte in den Stenographiſchen Berichten S. 3583 f.), und 
unter Aufgabe ihres früheren grundſätzlich ablehnenden Standpunktes 
gaben hierbei die verbündeten Regierungen durch den Staatsſekretär 
des Reichsjuſtizamtes Dr. Liſco die Erklärung ab, fie würden prüfen, 
wieweit es möglich ſei, den Wünſchen des Reichstags gerecht zu werden. 
Inzwiſchen hat ſich auch die berufene Vertretung des geſamten reichs⸗ 
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deutſchen und öſterreichiſchen Juriſtenſtandes, der Deutſche Juriſtentag, 
mit der ſo wichtigen Angelegenheit befaßt. Beide von ihm eingeholten 
wiſſenſchaftlichen Gutachten, das eine von Cahn⸗Nürnberg, das andere 
von Lieblich-Brünn herrührend (Druckſachen des 32. DT. I. 
S. 321 f. u. 695f.), ſprechen ſich für die Regelung eines gerichtlichen 
Präventivaccordes aus. Faſt das geſamte Ausland kennt — zum 
Teil ſeit langen Jahren ſchon — den gerichtlichen Präventivakkord, 
er beſteht in Großbritannien, Belgien, Luxemburg, Frankreich. Italien, 
Schweiz, Dänemark, Norwegen, Spanien, Portugal, in Holland und 
Japan, in Aegypten, Südauſtralien und einer ganzen Anzahl amerika⸗ 
niſcher Staaten. Auch den alten deutſchen Landesrechten vor Ein⸗ 
führung der Konkursordnung war er nicht fremd, ja, in manchen 
deutſchen Staaten mußte ein Präventivakkord ſogar vor jeder Konkurs⸗ 
eröffnung verſucht werden (Motive zur KO. 2 S. 431 u. 468 und 
Anlageband I dazu S. 53/54). 

Neueſtens hat ſich denn auch unter den ſchweren ſchädigenden 
Einwirkungen des Krieges auf die heimiſche Volkswirtſchaft die öſter⸗ 
reichiſche Regierung der Einſicht nicht verſchließen können, „daß ſowohl 
vom rechtlichen wie vom volkswirtſchaftlichen Standpunkte jede andere 
Form der Beilegung einer Zahlungsunfähigkeit (als der Konkurs- 
eröffnung nämlich) den Vorzug verdient“ (amtliche Denkſchrift über 
die Einführung einer Konkursordnung, einer Ausgleichsordnung und 
Anfechtungsordnung 149). 

Das neue Geſetzeswerk, deſſen Grundzüge uns im folgenden 
beſchäftigen ſollen, geht mit Recht von dem leitenden Grundgedanken 
aus, alles zu beſeitigen, was einen zahlungsunfähig gewordenen 
Schuldner daran hindern könnte, ſich des Ausgleichsverfahrens zu 
bedienen. Namentlich trägt es der Scheu vor dem Worte „Konkurs“ 
in dem weiteſten Ausmaße Rechnung. Deshalb ſieht das gerichtliche 
Verfahren zum Abſchluſſe eines Zwangsausgleiches von einer Beſchlag⸗ 
nahme des Vermögens des Schuldners ab, läßt dieſem vielmehr eine 
— wenn auch, wie wir unten noch ſehen werden, freilich ſtark be⸗ 
ſchränkte — Verfügungsfähigkeit. „Damit entfällt eine Maſſever⸗ 
waltung und ebenſo jede Maßnahme zur Verwertung des ſchuldneriſchen 
Vermögens. Auch eine Prüfung des Schuldenſtandes findet nur zum 
Zweck der Stimmrechtsprüfung, nicht zur rechtskräftigen Feſtſtellung 
der Forderungen ſtatt.“ (Denkſchrift 150.) Die Ausgleichsordnung zer⸗ 
fällt in zwölf, an Umfang recht verſchiedene Abſchnitte mit 63 Para⸗ 
graphen und erfährt in einzelnen — zum Teil ſehr wichtigen — Punkten, 
ſo namentlich hinſichtlich der Koſtenlaſt, ihre Ergänzung durch die recht 
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umfangreiche, 15 Artikel zählende Kaiferliche Verordnung vom 10. De⸗ 
zember 1914 über die Einführung einer Konkursordnung, einer Aus⸗ 
gleichsordnung und einer Anfechtungsordnung (RGBl. 1914 S. 1245f. 
Nr. 337). 

Abſchnitt I (88 1—6) regelt die Vorausſetzungen für die Zu⸗ 
läſſigkeit des Ausgleichsverfahrens, ſie ſind nach den gleichen Geſichts⸗ 
punkten geordnet wie die für das Zwangsausgleichs verfahren im 
Konkurſe. Das gilt namentlich von der Perſon des Schuldners. 
Es kann alſo jeder Schuldner einen Ausgleich ſchließen, er braucht 
keineswegs im Handelsregiſter eingetragener Kaufmann zu fein. Nur 
muß er Aufſchreibungen beſitzen, aus denen ſich fein Vermögens⸗ und 
Schuldenſtand, leicht und raſch feſtſtellen läßt. „Denn nur dann iſt 
es möglich die Angemeſſenheit des angebotenen Ausgleichs zu be⸗ 
urteilen.“ (Denkſchrift 151.) Mit Recht ſtellt jedoch das Geſetz 
dieſes Erfordernis nicht als Vorausſetzung für die Einleitung des 
Verfahrens auf, ſondern läßt ſeinen Mangel lediglich als Hindernis 
für die vorgeſchriebene gerichtliche Beſtätigung des Ausgleichs erſcheinen 
($ 51 3. 2). „Würde man die notwendigen und unter Umſtänden 
zeitraubenden Ermittelungen noch vor der Eröffnung des Verfahrens 
durchführen, ſo wäre mit dem Antrage die Gefahr mißbräuchlicher 
Verwendung dieſer Verfahrendart zu Stundungszwecken verbunden.“ 
(Denkſchrift 151.) Unbedingte Vorausſetzung für die Einleitung 
des Ausgleichsverfahren8 bildet dagegen Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners oder bei Nachläſſen und juriſtiſchen Perſonen: Ueber⸗ 
ſchuldung. Das Verhältnis zwiſchen Konkurs- und Ausgleichsverfahren 
iſt dahin geregelt, daß dieſes den Vorrang hat. Liegen nämlich An⸗ 
träge für beide Verfahren dem Gerichte gleichzeitig vor, oder wird nach 
Einbringung eines Konkurseröffnungsantrags, aber vor deſſen Er⸗ 
ledigung das Ausgleichs verfahren beantragt, fo iſt das Ausgleichs- 
verfahren als dasjenige, das die geringeren Folgen nach ſich zieht und 
die beſtehenden wirtſchaftlichen Verhältniſſe mehr ſchont, zu eröffnen 
($ 1 Ab}. 4 AD). Damit verlieren aber die Konkurseröffnungs⸗ 
anträge keineswegs ihre Wirkſamkeit. Zwar kann während der Dauer 
des Ausgleichsverfahrens ein Konkurs nicht eröffnet werden (§ 10 
Abſ. 1 AO.). Allein die Konkurseröffnungsanträge bleiben aufrecht 
für den Fall der Einſtellung des Verfahrens und ſind dann ſofort 
zu erledigen ($ 56 Abſ. 3), fo daß dann das Ausgleichsverfahren 
unmittelbar in das Konkursverfahren übergehen kann. Dieſer un⸗ 
mittelbare Uebergang wird noch dadurch erleichtert, daß nach § 71 
Abſ. 1 KO. es in ſolchen Fällen der Glaubhaftmachung der Zahlungs⸗ 
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unfähigkeit des Schuldners durch den Gläubiger nicht bedarf. Durch 
den Antrag des Schuldners auf Einleitung des Ausgleichsverfahrens 
iſt ſie eben bereits dargetan. Die mehrfach in der Literatur vertretene 
Forderung, auch den Gläubigern ein Antragsrecht auf Eröffnung des 
Verfahrens einzuräumen, hat der öſterreichiſche Geſetzgeber abgelehnt. 
Unſeres Erachtens mit Recht. Denn der Gläubiger, der die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe ſeines Schuldners doch nicht auf das genaueſte 
kennt, iſt nicht in der Lage oder doch wenigſtens ſehr oft nicht in 
der Lage, einen angemeſſenen Vergleichsvorſchlag zu machen. Zudem 
aber bietet das Verfahren ſo viele Vorteile für den Schuldner, daß 
wohl ausnahmslos jeder Schuldner, bei dem die Vorausſetzungen für 
das Verfahren vorliegen, auch einen entſprechenden Antrag einreichen 
wird. Mittelbar aber doch recht fühlbar und wirkſam kann der 
Gläubiger auf die Eröffnung eines ihm angebracht erſcheinenden Aus⸗ 
gleichs verfahrens Einfluß nehmen, daß er den Antrag auf Konkurs⸗ 
eröffnung ſtellt und ſo ſeinen Schuldner! veranlaßt, die Eröffnung 
des Ausgleichsverfahren8 zu beantragen, wenn nur Zahlungsunfähig⸗ 
keit bei ihm gegeben iſt. Gleichzeitig mit dem Antrage muß der 
Schuldner den Inhalt des Ausgleichsvorſchlags angeben und ein genaues 
Vermögensverzeichnis vorlegen. Jedoch kann das Auasgleichsgericht 
zur Vorlegung des Verzeichniſſes eine kurze Friſt bewilligen. In 
ihm ſind die einzelnen Vermögensſtücke und Forderungen mit 
der Angabe, ob ſie einbringlich ſind, ſowie alle Schulden unter 
Angabe der Adreſſen der Gläubiger und des zwiſchen ihnen und dem 
Schuldner etwa beſtehenden Verwandtſchafts⸗ und Schwägerſchafts⸗ 
verhältniſſes anzuführen. Der Schuldner hat das Verzeichnis eigen⸗ 
händig zu unterſchreiben und ſich zugleich zum Offenbarungseide zu 
erbieten, daß ſeine Angaben richtig und vollſtändig ſind und daß er 
von ſeinem Vermögen nichts verſchwiegen habe (§S 2 AO.). „Der 
Schuldner wird dadurch nicht vor eine unmögliche Aufgabe geſtellt, 
denn er muß feine Vermögensverhältniſſe kennen; es iſt nicht zu viel 
verlangt, wenn man ihm zumutet, in dieſem kritiſchen Zeitpunkte ſo⸗ 
weit über ſeine Lage unterrichtet zu ſein, um überhaupt einen möglichen 
Ausgleichsantrag zu ſtellen, den er überdies ſpäter verbeſſern und ab- 
ändern kann.“ (Denkſchrift 154.) 
| Der Grundgedanke des Ausgleichsverfahrens ift der, daß feine 
erheblichen Vorteile nur einem würdigen Schuldner zugute kommen 
ſollen. Iſt er auch nicht im Geſetze ſelbſt beſonders mit klaren Worten 
zum Ausdruck gebracht worden, ſo liegt er doch ganz unverkennbar 
dem § 3 zugrunde. Danach iſt nämlich zunächſt die Eröffnung des 
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Ausgleichsverfahren völlig; unzuläſſig, ſolange der Schuldner flüchtig 
iſt, oder wenn er nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit wegen be⸗ 
truͤgeriſchen Bankerotts rechtskräftig verurteilt worden iſt (Z. 1). Der 
Ausgleichsvorſchlag muß ferner die bevorrechtigten Forderungen voll 
beftiedigen und alle nicht bevorrechtigten Gläubiger gleichmäßig be⸗ 
handeln, ſofern ſie nicht ſelber einer ungleichen Behandlung aus⸗ 
drücklich zugeſtimmt haben. Desgleichen iſt die Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens unſtatthaft, wenn die Rechte der Gläubiger gegen Bürgen 
oder Mitſchuldner des Schuldners ohne ausdrückliche Zuſtimmung der 
Berechtigten durch den Ausgleichs vorſchlag beſchränkt werden ſollen. 
(3. 2 § 3 in Verbindung mit §§ 46 —48 AD.) Endlich muß der 
Schuldner ſeinen Gläubigern mindeſtens 25 Proz. ihrer Forderungen, 
zahlbar in ſpäteſtens zwei Jahren, anbieten. Die Einführung dieſer 
Mindeſtquote, die ſich auch in zahlreichen anderen ausländiſchen Ge⸗ 
ſetzgebungen vorfindet — in England beträgt ſie 37,5 Proz. in Portu⸗ 
gal 50 Proz., in Norwegen 25 Proz. — und von den kaufmänniſchen 
Kreiſen ſowie von zahlreichen Juriſten verlangt wird, empfahl ſich 
ſchon, um die Minderheit der Gläubiger vor allzu großen Abſtrichen 
ihrer Forderungen zu bewahren. „Insbeſondere ſoll der Schuldner 
veranlaßt werden, rechtzeitig, bevor er noch vollſtändig abgewirt⸗ 
ſchaftet hat, das Ausgleichs verfahren in Anſpruch zu nehmen.“ (Denk⸗ 
ſchrift 154.) Dafür, daß die Mindeſtquote aber nicht zur Höchſt⸗ 
quote werde, ſorgt § 51 3. 1 AO., wonach das Ausgleichsgericht 
die Aufgabe hat, den Ausgleichsvorſchlag eingehend nachzuprüfen, und 
es von ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen abhängt, die Beſtätigung zu 
verſagen, wenn die dem Schuldner gewährten Vergünſtigungen im 
Widerſpruch zu ſeinen Vermögendverhältniſſen ſtehen oder wenn der 
Ausgleich dem gemeinſamen Intereſſe der Gläubiger widerſpricht. 
Das Gericht wird alſo regelmäßig einen Ausgleich nicht genehmigen, 
wenn es zu der Ueberzeugung gelangt, daß der Schuldner bei gutem 
Willen eine höhere Quote oder die Quote in einer kürzeren Friſt, 
als der Ausgleich vorſchlägt, bezahlen könnte. 
Das Ausgleichsgericht kann einen Antrag auf Eröffnung des 
Ausgleichsverfahrens abweiſen, wenn innerhalb eines Jahres vor 
| der Stellung des Antrages ein Ausgleichsverfahren eingeſtellt worden 
iſt oder innerhalb der gleichen Zeit im Konkurſe des Schuldners ein 
Zwangsausgleichsvorſchlag des Schuldners von den Gläubigern ab⸗ 
gelehnt oder vom Schuldner nach der öffentlichen Bekanntmachung 
der Ausgleichstagſatzung zurückgezogen oder endlich der Zwangsaus— 
gleich vom Gericht nicht beſtätigt worden iſt (§S 3 Z. 3). 
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Gibt das Gericht dem Antrage auf Eröffnung ſtatt, fo kann 
es gleichzeitig alle zur Sicherung des Vermögens des Schuldners 
dienlichen Maßregeln treffen, es kann jede beliebige Aufſicht und 
Sperre verfügen, insbeſondere dem Schuldner die Vornahme beſtimmter 
Rechtshandlungen während der Dauer des Verfahrens überhaupt oder 
doch ohne Zuſtimmung des Ausgleichs verwalters verbieten. Da das 
Ausgleichs verfahren das Vermögen des Schuldners dem Zugriff feiner 
Gläubiger entzieht und die Vornahme von Zwangsvollſtreckungen 
wie auch die Konkurseröffnung hindert, muß dafür geſorgt werden, 
daß das Vermögen ungeſchmälert den Gläubigern erhalten bleibt. 
Die geſetzliche Regelung erſcheint daher nur als gerecht und praktiſch 
geboten ($ 3 3. 4). 

Der Ausſchluß eines jeden Rechtsmittels gegen den gerichtlichen 
Beſchluß, der das Verfahren eröffnet oder den Antrag des Schuldners 
zurückweiſt, dient der gebotenen Beſchleunigung, jedem ſchikanöſen 
Hinausziehen des Verfahrens wird fo ein Riegel vorgeſchoben 
($ 33. 5). 

Den im Schrifttum — vgl. namentlich v. Wagner, Der 
Schuldnachlaß, ein Entwurf mit Begründung, 1904; v. Jöriſſen⸗ 
Bürgel, DRZ. 1913 S. 85, und Tiſchbein, Der gerichtliche Zwangs⸗ 
vergleich zur Abwendung des Konkurſes, 1914, S. 38 f. — aus⸗ 
geſprochenen Wunſch, zur Schonung des Rufes des Schuldners, und 
um die namentlich in kaufmänniſchen Kreiſen weitverbreitete Scheu 
vor Einleitung dieſes Verfahrens tunlichſt zu vermindern, die Eröff⸗ 
nung des Ausgleichsverfahrens nicht öffentlich bekannt zu machen, 
hat der öſterreichiſche Geſetzgeber in Uebereinſtimmung mit den meiſten 
ausländiſchen Geſetzgebungen abgelehnt. Unſeres Erachtens durchaus 
mit Recht. Wie leicht könnte ſonſt der Schuldner im Vermögens⸗ 
verzeichnis unbequeme Gläubiger einfach verſchweigen, um ſich ſo 
eine ihm genehm ſcheinende Mehrheit für ſeinen Vorſchlag zu ver⸗ 
ſchaffen, anfechtbare Geſchäfte verheimlichen, verdächtige vornehmen. 
Langjährige Erfahrungen beweiſen, daß in Konkurſen nicht ſelten 
Forderungen angemeldet werden, die der Gemeinſchuldner in ſeinem 
Schuldverzeichnis gar nicht aufgeführt hat. „Wenn das ſchon im 
Konkurſe eintritt, obwohl der Gemeinſchuldner weiß, daß durch die 
öffentliche Kundmachung und das ſich anſchließende, längere Zeit in 
Anſpruch nehmende Prüfungsverfahren der Beſtand einer größeren 
Forderung unmöglich lange verborgen bleiben kann, wäre die gleiche 
Erſcheinung in noch höherem Maße auch für ein nicht veröffentlichtes 
Ausgleichsverfahren zu erwarten, in dem ſie beſonders ſchwere Folgen 
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für den übergangenen Gläubiger nach ſich ziehen würde.“ (Denk⸗ 
ſchrift 156). § 4 20. verfügt daher die öffentliche Bekannt⸗ 
machung des Ausgleichs verfahrens und deſſen Eintragung in den 
verſchiedenen Regiſtern und im Grundbuche in ganz ähnlicher Weiſe, 
wie das bei der Bekanntmachung und Eintragung der Konkurser⸗ 
öffnung ſtattfindet. Im Edikt iſt der Tag der Ausgleichstagfahrt 
anzugeben. Sie iſt in der Regel auf längſtens 6 Wochen anzu⸗ 
ordnen. Nur wenn das Verfahren ein Unternehmen von außerge⸗ 
wöhnlicher Ausdehnung und von weittragender volkswirtſchaftlicher 
Bedeutung betrifft, kann das Gericht dieſe Friſt verlängern. Zur 
Ausgleichstagfahrt werden die Gläubiger einzeln durch Zuſtellung 
von Ediktsausfertigungen geladen, gleichzeitig erhalten ſie eine Ab⸗ 
ſchrift des Ausgleichsantrags und eine kurze Ueberſicht über das Ver⸗ 
mögen und den Schuldenbeſtand des Schuldners. Ein Auszug aus 
dem Edikt iſt auch im Zentralblatt zu veröffentlichen. 

Abſchnitt II (§§ 7—20) behandelt die Wirkungen der Eröffnung 
des Verfahrens. Im Gegenſatz zur Konkurseröffnung hat die Er⸗ 
öffnung des Ausgleichsverfahrens in Uebereinſtimmung mit den aus⸗ 
ländiſchen Geſetzen nicht die Wirkung einer Vermögensbeſchlagnahme, 
grundſätzlich verbleibt alſo die Vermögensverwaltung dem Schuldner, 
ſie wird nicht etwa wie bei der Konkurseröffnung einem gerichtlich 
beſtellten Organe übertragen. Immerhin beſchränkt § 8 AD. die 
Verfügungsfähigkeit des Schuldners in der empfindlichſten Weiſe. 
Er ſoll daran verhindert werden, ſeine wirtſchaftliche Lage zum Nach⸗ 
teil ſeiner Gläubiger zu verändern oder einzelne von ihnen beſonders 
zu begünſtigen. Zu dem Zweck verſagt ihm § 8 Z. 1 bereits vom 
Tage der Einbringung ſeines Ausgleichsantrags bis zur Eröffnung 
des Verfahrens im Einklang mit der Mehrzahl der ausländiſchen 
Geſetze (Frankreich Art. 5 u. 6, Italien Art. 8 u. 9, Schweiz Art 
298, Norwegen §§ 7 u. 8) die Veräußerung von Liegenſchaften, die 
Beſtellung von Abſonderungsrechten, die Eingehung von Bürgſchaften 
und Freigebigkeiten. Derartige Rechtshandlungen ſind den Gläubigern 
gegenüber unwirkſam. Von der Eröffnung des Verfahrens ab ſteht 
der Schuldner unter der ſtrengſten Aufſicht des Ausgleichsverwalters. 
Er bedarf daher zur Vornahme aller Geſchäfte, die nicht zum gee 
wöhnlichen Geſchäftsbetriebe gehören, deſſen Zuſtimmung. Man wird 
dieſe Einſchränkung der Verfügungsfähigkeit des Schuldners nur 
billigen können, denn der gegenwärtige Vermögensbeſtand darf nicht 
weſentlich geändert und den Gläubigern nicht durch gewagte Geſchäfte 
entzogen werden, für ihre Sicherheit und ihre Befriedigung muß un⸗ 


bedingt Fürſorge getroffen werden. Aber recht bedenklich und unſeres 
Erachtens viel zu weitgehend iſt die dann unmittelbar im Geſetze 
folgende Beſtimmung, daß der Schuldner ſelbſt eine zum gewöhn— 
lichen Geſchäftsbetriebe gehörende Handlung dann unterlaſſen muß, 
wenn der Ausgleichsverwalter dagegen Einſpruch erhebt (8 8 Z. 2). 
Dieſe äußerſt rigoroſe Beſtimmung entſetzt den Schuldner im Grunde 
genommen vollſtändig und macht den Verwalter zur Seele und zum 
eigentlichen Herrn des ſchuldneriſchen Geſchäftes. In einem ſehr 
weſentlichen Punkte vergißt hier der Geſetzgeber den ſelbſt von ihm 
verkündeten Grundſatz, daß das Ausgleichsverfahren vom Konkurs⸗ 
verfahren wegen der grundlegenden Verſchiedenheit der von beiden 
verfolgten Zwecke ſtrengſtens zu ſcheiden ſei. In praxi wird ſo eine 
durch nichts gerechtfertigte völlige Gleichſtellung des Ausgleichs— 
ſchuldners mit dem Gemeinſchuldner in dieſer Beziehung herbeigeführt 
und das Ehrgefühl gerade des anſtändigen und ſoliden Schuldners 
empfindlich verletzt. Gar mancher wird deshalb, ſo fürchten wir, 
von einem Antrag auf Einleitung des Ausgleichsverfahrens Abſtand 
nehmen und verſuchen bis zum letztem fortzuwirtſchaften! Genau 
in der gleichen Richtung bewegt ſich auch die weitere Vorſchrift, wo⸗ 
nach der Verwalter verlangen kann, daß alle einlaufenden Gelder 
nur von ihm übernommen werden und vorkommende Zahlungen 
oder andere Verpflichtungen nur von ihm zu leiſten ſind. Mit Rück⸗ 
ſicht auf die Verkehrsſicherheit ſind die Rechtshandlungen, die der 
Schuldner entgegen den erwähnten Vorſchriften ohne die erforderliche 
Zuſtimmung oder gegen den Einſpruch des Ausgleichsverwalters vor- 
genommen hat, nicht ohne weiteres den Gläubigern gegenüber wirkungs⸗ 
los, vielmehr ſind ſie das nur dann, wenn der Dritte wußte oder 
wiſſen mußte, daß ſie über den gewöhnlichen Geſchäftsbetrieb hinaus⸗ 
gehen und ohne die Zuſtimmung oder gegen den Widerſpruch des 
Verwalters vorgenommen ſind (§ 8 Z. 3). Geſichert wird die Be⸗ 
ſchränkung der Verfügungsfähigkeit des Schuldners auch noch durch 
die Vorſchrift des 8 56 Z. 3 AO., wonach das Verfahren eingeſtellt 
werden kann, wenn der Schuldner den Beſtimmungen des § 8 Z. 3 
zuwiderhandelt. 

§ 8 3. 4 gewährt dem Schuldner einen Anſpruch auf den not- 
wendigen Unterhalt für ſich und ſeine Familie. Die Vorſchrift dürfte 
der Billigkeit entſprechen, da der Schuldner in der Regel nach wie 
vor im Geſchäfte weiter tätig bleiben wird. 

Im Gegenſatz zum Konkursverfahren wird durch die Anmeldung 
einer Forderung im Ausgleichsverfahren die Verjährung nicht unter⸗ 
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brochen, denn die Anmeldung zieht ja keine Prüfung der Richtigkeit 
der Forderung und keine Feſtſtellung ihres Beſtandes ſelbſt nach ſich, 
ſondern ſie geſchieht lediglich zum Zweck der Feſtſtellung des Stimm⸗ 
rechts und zur Erlangung einer Ueberſicht über den Paſſivbeſtand 
des Schuldners. „Dagegen iſt es gerechtfertigt, der Anmeldung die 
weniger weitgehende Wirkung der Hemmung der Verjährung beizu⸗ 
legen, weil während der Dauer des Ausgleichsverfahrens ein allge- 
meiner Waffenſtillſtand herrſchen und niemand genötigt werden ſoll, 
Klagen nur zu dem Behufe anzuſtrengen, um einer Verjährung der 
Forderung vorzubeugen.“ (Denkſchrift 160.) Die von der Zeit 
der Anmeldung bis zum Ende des Ausgleichsverfahrens oder bis 
zum Ablaufe der im Ausgleiche beſtimmten Zahlungsfriſt verſtrichene 
Zeit wird ſomit in die Verjährungsfriſt nicht eingerechnet (§ 9). 

Bereits anhängige Prozeſſe werden durch die Eröffnung des 
Ausgleichsverfahrens an ſich in keiner Weiſe berührt, eine Unter⸗ 
brechung des Prozeßverfahrens tritt daher nicht ein. Doch werden 
wohl meiſtens die Parteien zwecks Vermeidung unnötiger Koſten ein 
Ruhen des Verfahrens bis zum Ende des Ausgleichsverfahrens ver⸗ 
einbaren. Ebenſo kann der Schuldner auch an ſich während der 
Dauer des Ausgleichsverfahrens von jedermann neu verklagt werden 
und auch ſeinerſeits im Rahmen des beſprochenen § 8 ſeine Schuldner 
gerichtlich belangen. 

Dem Zweck des Ausgleichsverfahrens entſprechend kann während 
feiner Dauer ein Konkursverfahren über das Vermögen des Schuldners 
nicht eröffnet werden ($ 10 Z. 1). Zur Sicherung der par conditio 
creditorum können in Uebereinſtimmung mit den konkursrechtlichen 
Vorſchriften an den dem Schuldner gehörigen Sachen weder Pfand⸗ 
oder Befriedigungs⸗ oder endlich Zurückbehaltungsrechte während des 
Schwebens des Verfahrens erworben werden (§ 10 Z. 1 u. 2). 

Bevorrechtigte Gläubiger, die ſämtlich ein Stimmrecht nicht be⸗ 
ſitzen (§ 39 Abſ. 1), und deren Forderungen voll zu befriedigen find 
(8 46 Abſ. 2), ebenſo Forderungen aus Rechtshandlungen des Schuld— 
ners oder des für ihn handelnden Ausgleichsverwalters, die zur Fort⸗ 
führung des Geſchäftes vorgenommen werden, werden von dem 
Ausgleichsverfahren nicht berührt. Jedoch kann auf Grund ſolcher 
Forderungen während der Dauer des Ausgleichsverfahrens gegen den 
Schuldner kein Antrag auf Konkurseröffnung geſtellt werden (§ 10 
3. 4). Dieſe Gläubiger können daher gegen den Schuldner klagen 
und Zwangsvollſtreckung vornehmen. In grundſätzlicher Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem Konkursrecht werden Abſonderungs⸗ wie Aus⸗ 
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ſonderungsrechte durch die Eröffnung des Verfahrens nicht berührt. 
Von beſonderer praktiſchen Bedeutung iſt aber die Vorſchrift des 
§ 12 AO., wonach alle Abſonderungsrechte, mit Ausnahme der für 
öffentliche Abgaben erworbenen, die in den letzten 60 Tagen vor 
Eröffnung des Verfahrens durch Zwangsvollſtreckung zur Befriedigung 
oder Sicherſtellung erworben ſind, ohne weiteres durch die Eröffnung 
des Verfahrens erlöſchen. Es ſoll eben nicht über die ſchließliche Be⸗ 
teiligung der Gläubiger das Zuvorkommen während einer Zeit ent⸗ 
ſcheiden, in der der Schuldner aller Wahrſcheinlichkeit nach bereits 
zahlungsunfähig war. Eine durchaus gleichmäßige Behandlung der 
Gläubiger unter ſtrengſtem Ausſchluſſe aller Vorzugsrechte iſt dann 
geboten. | 

Die 88 14—16 beſtimmen über die Bewertung unbeſtimmter, 
betagter und bedingter Forderungen ſowie von Rentenforderungen, 
die 88 17 und 18 über Rechte und Pflichten der Mitſchuldner, 
88 19 und 20 endlich über die Zuläſſigkeit der Aufrechnung. Ihre 
Vorſchriften ſind faſt wörtlich der öſterreichiſchen Konkursordnung 
vom 10. Dezember 1914 entnommen. Sie decken ſich inhaltlich mit 
den Beſtimmungen der deutſchen Konkursordnung (88 65 —70 und 
§ 55 f.) faſt ganz, fo daß ſich hier eine Beſprechung erübrigt. Nur 
das eine ſei hier hervorgehoben, daß ($ 20 Z. 1 S. 2 AO.) eine 
Aufrechnung mit einer vor Eröffnung des Ausgleichsverfahrens er⸗ 
worbenen Gegenforderung nicht nur dann, wie auch nach deutſchem 
Reichs recht ($ 55 Z. 3 KO.) unzuläſſig iſt, wenn der Schuldner zur 
Zeit des Erwerbes von der Zahlungsunfähigkeit des Ausgleichſchuldners 
Kenntnis hatte, ſondern auch ſchon dann, wenn er von ihr Kenntnis 
haben mußte. 

Der III. Abſchnitt befaßt ſich mit den „Anſprüchen im Aus⸗ 
gleichsverfahren“. Seine Beſtimmungen ſind im weſentlichen mit 
denen der öſterreichiſchen Konkursordnung gleichlautend. Da dieſe 
aber in nicht unerheblichen Punkten vom deutſchen Reichsrecht ab⸗ 
weichen, dürfte es angebracht fein, kurz auf den Inhalt dieſes Ab⸗ 
ſchnitts wenigſtens inſofern einzugehen, als er Abweichungen vom 
deutſchen Rechte enthält. 

Die einleitenden 88 21 und 22 decken ſich im weſentlichen mit den 
85 43 und 44 unſerer KO. Die §§ 23 und 24 begrenzen den Kreis 
der im Ausgleichsverfahren bevorrechtigten Forderungen; da ſie nach 
§ 46 Z. 2 AD. ſämtlich voll befriedigt werden müſſen, hat eine 
Abſtufung der einzelnen bevorrechtigten Forderungen keinen Sinn, ſie 
haben alle gleichen Rang. Ein Vorrecht genießen nun: die Koſten 
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des Ausgleichsverfahrens ſowie alle Auslagen, die mit der Beauf⸗ 
ſichtigung der Geſchäftsführung des Schuldners und der Prüfung 
ſeines Vermögensbeſtandes verbunden ſind, einſchließlich der Steuern, 
Gebühren, Zölle, Beiträge zur Penſions⸗ und Sozialverſicherung, die 
während des Verfahrens fällig werden oder aus den letzten drei 
Jahren rückſtändig ſind; die Begräbniskoſten des Schuldners; Forde⸗ 
rungen von Dienſtnehmern des Schuldners an Dienſtbezügen für das 
letzte Jahr vor der Eröffnung des Verfahrens ſowie Anſprüche dieſer 
Perſonen wegen vorzeitiger Löſung des Dienſtverhältniſſes, ſoweit ſie 
den Betrag des für ein Jahr entfallenden Entgelts nicht überſteigen, 
ferner Forderungen von Handelsagenten gegen den Geſchäftsherrn 
auf Zahlung der Proviſion und Erſatz der Barauslagen, ſoweit dieſe 
im letzten Jahre vor Eröffnung des Verfahrens erworben oder fällig 
geworden ſind; jedoch gilt dieſes weitgehende Vorrecht mit Ausnahme 
des Erſatzanſpruches für Barauslagen nur für den Höchſtbetrag von 
2400 Kronen für jeden einzelnen Forderungsberechtigten, die Anſprüche 
der Betriebs⸗ und Baukrankenkaſſen auf ihr vom Betriebsunternehmer 
(Bauherrn) verwaltetes Vermögen; Forderungen von Aerzten, Heb⸗ 
ammen, Krankenwärtern und Apothekern aus berufsmäßigen Leiſtungen 
oder Lieferungen aus dem letzten Jahre vor Eröffnung des Verfahrens. 
Man ſieht, der Kreis der bevorrechtigten Forderungen iſt recht aus⸗ 
gedehnt. 

Die bis zur Eröffnung des Verfahrens entſtandenen Nebenge⸗ 
bühren ſtehen mit den Forderungen ſelbſt im gleichen Range ($ 24). 
Ausgeſchloſſen im Ausgleichsverfahren find nach §S 27 AD. genau 
die gleichen Forderungen, die nach § 63 unſerer KO. im deutſchen 
Konkursverfahren nicht geltend gemacht werden können. 

Forderungen von Handelsgläubigern gehen den Rechten der 
Ehegattin des Schuldners aus den Ehepakten, alſo auf Rückgewähr 
ihres Heiratsgutes, unbedingt vor, ſie ſind mit dem vollen Betrag 
zu berückſichtigen, der auf ſie ohne Rückſicht auf die Ehepakten ent⸗ 
fallen würde (§ 26 AO.). 

Bei Gewährleiſtung der Beachtung der Gegenſeitigkeit ſtehen, 
ſofern nicht aus Staatsverträgen oder im Reichsgeſetzblatt kundge⸗ 
machten Regierungserklärungen ein anderes hervorgeht, den aus⸗ 
ländiſchen Gläubigern (genau wie nach 8 58 der öſterreichiſchen Kon⸗ 
kursordnung) die gleichen Rechte zu wie den inländiſchen. Beim 
Vorwalten von Zweifeln an der Beobachtung der Gegenſeitigkeit iſt 
die bindende Erklärung des Juſtizminiſters einzuholen. 
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Der IV. Abſchnitt (88 29—36) handelt über die „Organe 
des Ausgleichs verfahrens“. Aeußerlich find ſie denen des 
Konkurſes ähnlich. Dem Konkursgericht entſpricht das Ausgleichs⸗ 
gericht, dem Konkurskommiſſär der Ausgleichskommiſſär, dem Maſſe⸗ 
verwalter der Ausgleichsverwalter, dem Gläubigerausſchuß der Gläubiger⸗ 
beirat, und die Entſcheidung über die Annahme oder Ablehnung des 
Ausgleichsvorſchlags ſteht — vorbehaltlich der endgültigen Entſcheidung 
durch das Ausgleichsgericht — wie bei einem Zwangsvergleichsvor⸗ 
ſchlage im Konkursverfahren der Gläubigerverſammlung zu. Aber 
die Aehnlichkeit iſt auch nur eine äußerliche, die Organe des Aus⸗ 
gleichsverfahrens haben keine Maſſe zu verwalten und zu verwerten, 
und das unterſcheidet ihre Obliegenheiten ganz weſentlich von denen 
des Konkursverfahrens. Am meiſten entſpricht noch die Stellung des 
Ausgleichskommiſſärs der des Konkurskommiſſärs. Eigentümlich iſt 
im öſterreichiſchen Rechte, daß die nach unſerem Reichsrecht dem 
Konkursrichter zukommenden Obliegenheiten dort zwiſchen Konkurs⸗ 
Ausgleichsgericht einerſeits und Konkurs⸗ bzw. Ausgleichskommiſſär 
geteilt find. Sehr zum Schaden der Ueberſichtlichkeit und Einheit⸗ 
lichkeit des ganzen Verfahrens. Dieſes wird dadurch unnötig ſchwer⸗ 
fällig und ſchleppend. Die eigentliche Entſcheidung gebührt in allen 
wichtigen Fragen den Organen des Staates, dem Ausgleichsgericht 
und dem Ausgleichskommiſſär, fie find die Seele des Verfahrens 
und bilden die oberſte Inſtanz, die Omnipotenz des Staates und 
die Souveränität der Gerichte wird auch in der neuen öſterreichiſchen 
Ausgleichsordnung ganz ebenſo wie in der trefflichen Kleinſchen 
Zivilprozeßordnung vom Jahre 1895 bis zum äußerſten betont. Die 
Autonomie der Gläubiger hatte ſich eben in Oeſterreich zu übel be⸗ 
währt, man hatte allgemein die ſchlechteſten Erfahrungen mit ihr 
gemacht, die Stimmen nach ihrer Abſchaffung waren in der Geſchäfts⸗ 
welt faſt allgemein geworden (vgl. namentlich die ausgezeichnete Ab⸗ 
handlung von Dr. Arthur Skedl, Profeſſor in Prag, „Die 
Grundlagen des öſterreichiſchen Konkursrechts“ in der Feſtſchrift für 
Adolf Wach, 1913 Bd. 3 S. 398 f.). Namentlich zeigt ſich die 
alles überragende Stellung des Ausgleichsgerichts und des Aus⸗ 
gleichskommiſſärs in der ungemein weitgehenden Ueberwachung und 
Beaufſichtigung des Ausgleichsverwalters und die Beſtätigung des 
Ausgleichs. 

Ausgleichsgericht iſt der Gerichtshof erſter Inſtanz! (Landesgericht). 
Bei Eröffnung des Verfahrens hat es eines ſeiner Mitglieder zum 
Ausgleichskommiſſär zu ernennen. Aus Zweckmäßigkeitsgründen, alſo 
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namentlich dann, wenn der Schuldner ſeinen Wohnſitz außerhalb des 
Gerichtsſitzes hat, kann es aber auch den Richter eines Bezirksgerichts 
zum Ausgleichskommiſſär ernennen. (§ 29 Z. 1.) Dieſer Ausgleichs⸗ 
kommiſſär „hat als Einzelrichter das Verfahren zu leiten und die 
Tätigkeit des Ausgleichsverwalters zu überwachen. Er iſt inbeſondere 
zu allen gerichtlichen Verfügungen und Entſcheidungen berufen, die 
nicht durch die Ausgleichsordnung dem Ausgleichsgericht vorbehalten 
ſind.“ (§ 29 3. 2.) Er ſeinerſeits unterliegt wieder der Beauf⸗ 
ſichtigung durch das Ausgleichsgericht. Denn dieſes kann nach § 29 
Z. 3 in ſeine Geſchäftsführung zu jeder Zeit Einſicht nehmen, ſich 
von ihm darüber Bericht erſtatten laſſen und ihn aus erheblichen 
Gründen abberufen und durch einen anderen Richter erſetzen. Bei 
Eröffnung des Verfahrens beſtellt das Gericht einen Ausgleichs ver⸗ 
walter. Zu einem ſolchen iſt „eine unbeſcholtene, verläßliche und ge⸗ 
ſchäftskundige Perſon zu beſtellen ... Der Ausgleichs verwalter darf 
kein naher Angehöriger und ſoll kein Konkurrent des Schuldners ſein“ 
($ 30 3. 2). Iſt der Beſtellte Notar oder Advokat, fo kann er die 
Beſtellung nur aus erheblichen Gründen, deren Beurteilung dem Aus⸗ 
gleichsgericht zufteht, ablehnen. Der Schuldner und jeder Gläubiger 
können innerhalb 8 Tage nach Beſtellung des Ausgleichs verwalters 
unter Darlegung der Gründe beim Ausgleichsgericht die Beſtellung 
eines anderen Verwalters beantragen. Dieſe iſt zu veröffentlichen. 
Der Verwalter erhält eine Beſtellung und hat dem Ausgleichskommiſſär 
die gewiſſenhafte Erfüllung ſeiner Pflichten durch Handſchlag an Ei⸗ 
des Statt zu geloben. Da im Ausgleichsverfahren das ganze Prüfungs⸗ 
und Realiſierungsgeſchäft völlig wegfällt, ſo kommt ihm eine ganz 
andere Stellung zu als dem Konkursverwalter im Konkursverfahren. 
Immerhin ſind in einzelnen recht wichtigen Beziehungen ſeine Pflichten 
denen des Konkursverwalters nachgebildet. Er hat ſich zunächſt über die 
wirtſchaftliche Lage und die bisherige Geſchäftsführung des Schuldners, 
über die Urſachen ſeines Vermögensverfalles, über die Einbringlichkeit 
der Außenſtände, die Angemeſſenheit des angebotenen Ausgleichs und 
über alle für die Entſchließung der Gläubiger wichtigen Umſtände 
genaue Kenntnis zu verſchaffen und dafür zu ſorgen, daß der Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb nach Möglichkeit aufrecht erhalten und das Vermögen 
des Schuldners nicht geſchmälert wird. Zur Vorbereitung der Be⸗ 
richterſtattung des Verwalters kann der Kommiſſär nach Anhörung 
des Verwalters anordnen, daß die frühere Verwaltung des Schuldners 
durch ſachkundige, mit ſeinem Geſchäftszweig vertraute Perſonen ge⸗ 


prüft werde. Der Kommiſſär kann ferner anordnen, daß der Aus⸗ 


gleichsverwalter über die von ihm ermittelten Umſtände noch vor der 
Tagſatzung ſchriftlichen Bericht erſtatte und erforderlichenfalls Ab⸗ 
ſchriften dieſes Berichts den Gläubigern mitteile. (§S 31 Z. 2—4.) 
Eine weitere ſehr wichtige Aufgabe des Verwalters iſt die ſtändige 
Ueberwachung des Schuldners. Er hat zu beurteilen, ob der Schuldner 
Geſchäfte vornehmen darf, die zum ordnungsmäßigen Wirtſchaftsbetriebe 
gehören, und kann gegen jede Rechtshandlung des Schuldners Ein⸗ 
ſpruch erheben. Zur wirkſamen Durchführung ſeiner Ueberwachungs⸗ 
pflicht dient ihm die Anzeige bei Zuwiderhandlungen des Schuldners 


gegen gerichtliche Verfügungen oder ſeine (des Verwalters) Anordnungen 
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beim Ausgleichskommiſſär. Ueber Beſchwerden des Schuldners gegen 
einzelne Maßnahmen oder das geſamte Verhalten des Verwalters 
entſcheidet endgültig unter Ausſchluß jeder Rechtsbehelfe der Ausgleichs⸗ 
kommiſſär. Auch hier zeigt ſich die Machtvollkommenheit der ſtaat⸗ 
lichen Organe und die völlige Zurückdrängung der Gläubigerſchaft. 
Der Ausgleichsverwalter iſt allen Beteiligten für Vermögensnachteile, 
die er ihnen durch pflichtwidrige Führung ſeines Amtes verurſacht, 
verantwortlich, er haftet für leichtes Verſchulden. Ebenſo wie der 
Konkursverwalter hat er Anſpruch auf Erſatz ſeiner baren Auslagen 
ſowie auf eine Belohnung für ſeine Mühewaltung. Ueber ſeine An⸗ 
ſprüche entſcheidet der Ausgleichskommiſſär. Seine Entſcheidung iſt 
dem Verwalter wie dem Schuldner — nicht dagegen den Gläubigern — 
zuzuſtellen. Beide können die Entſcheidung durch Rekurs beim Aus⸗ 
gleichsgericht anfechten, dieſes entſcheidet alsdann endgültig unter Aus⸗ 
ſchluß jeder Rechtsmittel. (§ 33) Durch Verordnung kann ein Tarif 
mit beſtimmten Sätzen für eine Geſamtentlohnung erlaſſen werden. 
Ein ſolcher liegt aber bisher noch nicht vor. Vereinbarungen des 
Verwalters mit dem Schuldner oder den Gläubigern über die Höhe 
der baren Auslagen ſowie über die Belohnung für ſeine Mühe⸗ 
waltung find ungültig (88 33—34). 

Mündlich wie ſchriftlich kann der Kommiſſär jederzeit Bericht 
und Aufklärungen vom Verwalter einholen, Einſicht in die Rechnungen 
oder ſonſtige Schriftſtücke nehmen und die erforderlichen Erhebungen 
ſelber vornehmen. Kommt der Verwalter ſeinen Obliegenheiten nicht 
gehörig nach, fo kann das Ausgleichsgericht auf Antrag des Kommiſſärs 
ihn zur pünktlichen Erfüllung ſeiner Pflichten durch Geldſtrafen anhalten 
und in dringenden Fällen auf ſeine Koſten und Gefahr zur Beſorgung 
einzelner Geſchäfte eine andere Perſon beſtellen. Aus wichtigen Gründen 
kann es ihn auch, nach Anhörung des Kommiſſärs und nach tunlichſter 
Einvernahme von ihm ſelbſt, ſeines Amts entheben. (§ 35.) 
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Für einen verwaltenden Gläubigerausſchuß iſt grundſätzlich im 
Ausgleichs verfahren kein Raum. Denn alle nötigen Ermittelungen 
nimmt der Ausgleichsverwalter vor. Für ſchwierigere und beſonders 
verantwortliche Fälle erſchien es aber doch ratſam, dem Verwalter zur 
Unterſtützung in ſeiner Tätigkeit und zur Erleichterung ſeiner Ver⸗ 
antwortung einen Beirat von Gläubigern zur Seite zu ſtellen, der 
ihm bei der Vornahme von Ermittelungen behilflich ſein und an den 
er ſich bei Durchführung der Ueberwachung des Schuldners, inſonder⸗ 
heit bei Verboten von Rechtsgeſchäften wenden kann. Daher kann 
der Ausgleichskommiſſär in Ermangelung einer Gläubigerverſammlung 
vor der Prüfungstagfahrt, wenn der Umfang der Geſchäfte es er⸗ 
fordert, dem Verwalter einen Beirat von 3—5 Mitgliedern zur Unter⸗ 
ſtützung beiordnen. Hierbei hat er, wenn irgend tunlich, auf die 
Vorſchläge der Gläubiger Rückſicht zu nehmen. Zu Mitgliedern des 
Beirates können auch ſolche Perſonen berufen werden, die nicht Gläu- 
biger find. Sit der Beſtellte aber Gläubiger, fo kann er feine Be— 
rufung nur aus erheblichen Gründen, deren Beurteilung dem Aus⸗ 
gleichsgericht zuſteht, ablehnen. Jedes Mitglied kann ſich bei Erfüllung 
ſeiner Pflichten auf eigene Koſten und Gefahr vertreten laſſen. Das 
Ausgleichsgericht kann die Berufung in den Beirat jederzeit wider⸗ 
rufen. (§ 36). 

Der V. Abſchnitt, „Ausgleichstagſatzung“ (§8 37—45), 
enthält die Vorſchriften über die äußere Ordnung des Verfahrens, 
namentlich über den Verlauf der über die Annahme oder Ablehnung 
des Ausgleichsvorſchlags des Schuldners entſcheidenden Gläubigerver⸗ 
ſammlung. Bei der Ausgleichstagſatzung muß der Schuldner grund⸗ 
ſätzlich in Perſon erſcheinen. Seine Vertretung durch einen Bevoll⸗ 
mächtigten iſt nur dann zuläſſig, wenn er durch wichtige Gründe am 
perſönlichen Erſcheinen verhindert iſt und wenn ſein Ausbleiben vom 
Kommiſſär für gerechtfertigt erklärt iſt. Anderenfalls gilt ſein Aus⸗ 
gleichzantrag als zurückgezogen. Nach Beginn der Tagſatzung kann 
der Ausgleichsantrag nicht mehr zurückgezogen werden. Eine Aen⸗ 
derung des Antrags oder die Stellung eines neuen Antrags nach 
Ablehnung des früheren bei der Tagſatzung kann der Ausgleichs⸗ 
kommiſſär, ſofern nicht alle ſtimmberechtigten Gläubiger anweſend ſind, 
nur zulaſſen, wenn der neue oder geänderte Antrag für die Gläubiger 
nicht ungünſtiger iſt. (§ 37). Nach der Berichterſtattung durch den 
Verwalter hat der Schuldner auf Antrag des Verwalters, eines Gläu⸗ 
bigers oder auch auf Anordnung des Kommiſſärs den Offenbarungs⸗ 
eid zu leiſten. Auch dieſe Beſtimmung dient in eee Maße 
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dazu die Wohltaten des Ausgleichsverfahrens nur ſoliden und moraliſch, 
würdigen Schuldnern zugute kommen zu laſſen. Gläubigern, die erſt 
nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit die Forderung durch Abtretung 
erworben haben, gebührt für ihre Forderung kein Stimmrecht, wenn 
dagegen nur ein ſtimmberechtigter Gläubiger, der ſeine Forderung 
innerhalb der Anmeldefriſt angemeldet hat, Widerſpruch erhebt (§ 41). 
Das Erfordernis der qualifizierten Mehrheit für die Annahme des 
Ausgleichsvorſchlags (§ 42) entſpricht genau den Beſtimmungen des 
§ 182 unſerer RK O. | 

Beſonderes Intereſſe gewährt die Vorſchrift des $ 43. Danach 
werden alle nahen Angehörigen des Schuldners ſowie Rechtsnachfolger, 
die deren Forderungen nicht früher als 6 Monate vor Eröffnung des 
Verfahrens erworben haben, bei Berechnung der Mehrheit der Gläu⸗ 
biger und deren Forderungen nur mitgezählt, wenn ſie gegen den 
Antrag ſtimmen. Nach dem maßgebenden § 32 der öſterreichiſchen 
Konkursordnung iſt aber der Kreis der nahen Angehörigen ganz un⸗ 
gemein weit gezogen. 

Zu ihm gehören nicht nur der Ehegatte und Verwandte und 
Verſchwägerte in gerader Linie, ſondern auch Verwandte und Ver⸗ 
ſchwägerte bis zum 4. Grade der Seitenlinie, ferner Wahl⸗ und 
Pflegekinder ſowie Perſonen, die mit dem Schuldner in außerehelicher 
Geſchlechtsgemeinſchaft leben. Außereheliche Verwandtſchaft ſtellt das 
Geſetz der ehelichen hier völlig gleich. Dieſe große Erweiterung des 
Umfanges der „familia suspecta“ kann nur freudig begrüßt werden. 
Beachtenswert für den deutſchen Geſetzgeber erſcheint unſeres Erachtens 
namentlich die Gleichſtellung der Konkubine mit der legitimen Ehe⸗ 
frau. Mit Recht führt die amtliche Denkſchrift zur öſterreichiſchen 
Konkursordnung aus (S. 42/43): „Es hat ſich wiederholt der Miß⸗ 
ſtand ergeben, daß die legitime Ehefrau als verdächtig angeſehen wird, 
während die Konkubine, die vermöge ihrer Beziehungen zu dem Ge⸗ 
meinſchuldner ſicher ebenſo verdächtig iſt, ſich des Vorteils erfreute, keine 
nahe Angehörige zu ſein. Namentlich dann, wenn das Verhältnis 
äußerlich ganz den Charakter einer Ehe annimmt und etwa gar nach 
den Anſchauungen der Beteiligten eine ſolche erſetzt, ... iſt dieſer 
Mißſtand unerträglich geworden. Bloß gelegentlicher Geſchlechtsverkehr 
genügt aber nicht, um die Gleichſetzung herbeizuführen, es muß viel⸗ 
mehr eine eheähnliche Lebendgemeinſchaft vorliegen. 

Eine Prüfung der angemeldeten Forderungen iſt nun nur dann 
in der Ausgleichstagſatzung erforderlich, wenn ihr Ergebnis überhaupt 
auf die Frage, ob die für den Ausgleich nötige Mehrheit vorhanden 
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ift, von Einfluß iſt. Da dieſes aber erſt durch die Abſtimmung ſelber 
erſichtlich wird, ſo beſtimmt die Ausgleichsordnung (§ 44) in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem belgiſchen Recht (Art. 9 u. 16), dem ſchweize⸗ 
riſchen (Art. 302 u. 305), italieniſchen (Art. 12 u. 19), norwegiſchen 
(§ 22), däniſchen (88 12 u. 16), daß Gläubiger, deren Forderungen 
beſtritten ſind oder deren Stimmrecht aus anderen Gründen zweifel⸗ 
haft iſt, weil etwa es unſicher iſt, ob ſie zu den bevorrechtigten ge⸗ 
hören, vorläufig an der Abſtimmung teilzunehmen haben. Häufig 
wird es ſich dann nach der Abſtimmung herausſtellen, daß der Aus⸗ 
gleich auf jeden Fall angenommen oder abgelehnt iſt, ganz gleich⸗ 
gültig, ob den eben erwähnten Gläubigern ein Stimmrecht zuſteht 
oder nicht. Dann iſt es unnötig, über das Stimmrecht eine Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen. Nur dann, wenn es ſich herausſtellt, daß das 
Ergebnis der Abſtimmung verſchieden iſt, je nachdem die von dem 
Gläubiger einer beſtrittenen Forderung abgegebene Stimme gezählt 
wird oder nicht, hat der Ausgleichskommiſſär nach Einvernehmung 
der Beteiligten zu entſcheiden, ob und inwieweit die Stimme dieſes 
Gläubigers zu zählen iſt. (§ 44). 

Bei Aenderung des Ausgleichsantrags oder bei einer zu er⸗ 
wartenden Aenderung der für die Entſchließung der Gläubiger maß⸗ 
gebenden Umſtände kann durch den Ausgleichskommiſſär die Ver⸗ 
handlung vertagt werden. Allen etwaigen Verſchleppungsgelüſten 
des Schuldners oder der Gläubiger ſchiebt jedoch 8 56 Z. 1 AO. 
ſehr wirkſam einen Riegel vor. Denn danach iſt das Ausgleichsver⸗ 
fahren grundſätzlich einzuſtellen, wenn die Abſtimmung über den Aus⸗ 
gleichsantrag des Schuldners nicht binnen 90 Tagen nach der Er⸗ 
öffnung des Verfahrens ſtattgefunden hat. 

Der VI. Abſchnitt (§§8 46—48) bringt Beſtimmungen über den 
„Inhalt des Ausgleichs“. Die wichtigſten von ihnen wurden 
bereits bei Erörterung der Einleitung des Verfahrens kurz beſprochen. 
Wir heben nochmals beſonders hervor, daß Aus⸗ und Abſonderungs⸗ 
gläubiger durch den Ausgleich überhaupt nicht berührt werden, be⸗ 
vorrechtigte Gläubiger voll befriedigt werden müſſen und endlich nicht 
bevorrechtigte durchaus gleich zu behandeln ſind, ſofern ſie nicht ſelber 
einer ungleichen Behandlung ausdrücklich zugeſtimmt haben. Dem⸗ 
entſprechend ſind Vereinbarungen des Schuldners oder auch anderer 
Perſonen, etwa von Verwandten oder guten Freunden des Schuldners, 
mit einem Gläubiger, wodurch dieſem vor Abſchluß des Ausgleichs 
oder in der Zeit zwiſchen dem Abſchluß und der Rechtskraft des Be⸗ 
ſtätigungsbeſchluſſes beſondere Vorteile eingeräumt werden, ungültig. 
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Das auf Grund einer ſolchen ungültigen Vereinbarung Geleiſtete kann 
unbeſchadet weitergehender Erſatzanſprüche binnen 3 Jahren zurück⸗ 
gefordert werden. 

Im Konkurſe müſſen beſtrittene Forderungen unbedingt ſicher⸗ 
geſtellt werden. Im Ausgleichs verfahren fehlt eine ſolche Mußvor⸗ 
ſchrift. Vielmehr überläßt es § 46 Z. 4 AO. dem pflichtgemäßen 
Ermeſſen des Ausgleichskommiſſärs, auf Antrag des Gläubigers der 
beſtrittenen Forderung nach Einvernehmung der Beteiligten anzuordnen, 
daß der auf die Forderung oder den von ihm beſtimmten Teil ent⸗ 
fallende Betrag in demſelben Ausmaße und unter den gleichen Be⸗ 
dingungen ſicherzuſtellen iſt, die für die Bezahlung unbeſtrittener For⸗ 
derungen gleicher Art im Ausgleichzverfahren feſtgeſetzt iſt. Der ſicher⸗ 
geſtellte Betrag wird frei, wenn der Anſpruch nicht innerhalb der vom 
Ausgleichskommiſſär feſtgeſetzten Friſt vom Gläubiger gerichtlich geltend 
gemacht wird. | 

Der VII. Abſchnitt, „Beſtätigung des Ausgleichs 
(88 49—52), ſpricht gleich eingangs den leitenden Grundgedanken 
des ganzen Verfahrens aus (§ 49 Z. 1), daß der Ausgleich ſtets der 
Beſtätigung durch das Ausgleichsgericht bedarf. Seine Entſcheidung 
iſt öffentlich bekannt zu machen und eine Ausfertigung dem Schuldner 
und den Gläubigern zuzuſtellen. Die Beſtätigung muß verſagt werden: 
wenn ein Grund vorliegt, aus dem die Eröffnung des Verfahrens 
unzuläſſig ift (§ 3 Abſ. 1 u. 2), wenn die weſentlichen für das 
Verfahren und den Abſchluß des Ausgleichs geltenden Vorſchriften 
verletzt worden ſind, es ſei denn, daß ſie noch nachträglich geheilt 
werden können, wenn einem Gläubiger beſondere Vorteile eingeräumt 
worden find, und endlich wenn die Koften und Gebühren des Aus⸗ 
gleichsverfahrens nicht berichtigt oder ſichergeſtellt find und auch die 
Zuſtimmung der Beteiligten nicht nachgewieſen wird (§S 50). Die 
Beſtätigung kann verſagt werden, 1) wenn die dem Schuldner im 
Ausgleich gewährten Begünſtigungen im Widerſpruch mit deſſen Ver⸗ 
hältniſſen ſtehen oder wenn der Ausgleich dem gemeinſamen Intereſſe 
der Gläubiger widerſpricht; 2) wenn es infolge der Beſchaffenheit oder 
des Mangels geſchäftlicher Aufzeichnungen des Schuldners nicht mög⸗ 
lich iſt, einen hinreichenden Ueberblick über deſſen Vermögenslage zu 
gewinnen; 3) wenn innerhalb eines Jahres vor der Stellung des 
Antrags auf Eröffnung des Ausgleichsverfahrens ein Ausgleichsver⸗ 
fahren eingeſtellt worden war; 4) wenn innerhalb derſelben Zeit im 
Konkurſe des Schuldners ein Zwangsausgleichsantrag von den Gläu⸗ 
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bigern abgelehnt oder vom Schuldner nach der öffentlichen Bekannt⸗ 
machung der Ausgleichstagſatzung zurückgezogen oder wenn der Zwangs⸗ 
ausgleich vom Gericht nicht beſtätigt worden iſt. Namentlich Ziff. 1 
legt dem Gericht eine außerordentlich weitgehende Machtvollkommen⸗ 
heit, aber auch eine ſehr große Verantwortlichkeit auf, es wird ſich 
in der Praxis zeigen müſſen, ob die Gerichte dieſer ihrer Aufgabe voll 
gewachſen ſein werden. Gegen die Beſtätigung des Ausgleichs kann 
ein jeder Beteiligter, der dem Ausgleich nicht ausdrücklich zugeſtimmt 
hat, ſowie jeder Mitſchuldner und Bürge des Schuldners, gegen die 
Verſagung der Beſtätigung der Schuldner und jeder Gläubiger, der 
dem Ausgleich nicht widerſprochen hat, Rekurs ergreifen ($ 52). 
Abſchnitt VIII (88 53 u. 54) beſtimmt die Wirkungen des Aus⸗ 
gleichs dahin, daß der Schuldner durch die gerichtliche Beſtätigung 
des Ausgleichs von der Verbindlichkeit befreit wird, ſeinen Gläubigern 
den Ausfall, den ſie erleiden, nachträglich zu erſetzen oder ſonſtwie 
für die ihm gewährten Vergünſtigungen aufzukommen, ganz einerlei 
ob fie am Verfahren oder an der Abſtimmung über den Ausgleich 
teilgenommen oder gegen den Ausgleich geſtimmt haben. In gleicher 
Weiſe wird der Schuldner gegenüber den Bürgen und anderen Rück⸗ 
griffsberechtigten befreit. Gläubiger jedoch, deren Forderungen nur 
aus Verſchulden des Schuldners im Ausgleich unberückſichtigt ge— 
blieben ſind, können die Bezahlung ihrer Forderungen im vollen Be⸗ 
trag vom Schuldner verlangen ($ 53). Wird vor der vollſtändigen 
Erfüllung des Ausgleichs ein Konkurs über das Vermögen des 
Schuldners eröffnet, ſo ſind die am Ausgleich beteiligten Gläubiger 
nicht verpflichtet, das im guten Glauben Bezogene zurückzuerſtatten. 
Ihre Forderungen ſind jedoch als vollſtändig getilgt anzuſehen, wenn 
fie mit dem im Ausgleich feſtgeſtellten Betrage befriedigt worden 
ſind (§ 54). 
Abſchnitt IX regelt Beendigung und Einſtellung des 
Verfahrens (§8 55—57). Beendigt wird das Ausgleichs ver⸗ 
fahren, wenn es ſeinen Zweck erreicht hat, alſo wenn ein Ausgleich 
in der vorgeſchriebenen Weiſe zuſtande gekommen und gerichtlich be⸗ 
ſtätigt worden iſt. Die Beendigung wird ebenſo wie die Eröffnung 
des Verfahrens öffentlich bekannt gemacht, an ſie ſchließt ſich die 
Löſchung der Eintragungen im Grundbuch, den öffentlichen Regiſtern 
und in den Pfändungsprotokollen an ($ 55). Das Gericht trägt 
hierbei keine Sorge dafür, ob irgendeine Sicherheit für die Erfüllung 
des Ausgleichs, mag ſie auch in ihm zugeſagt ſein, tatſächlich gewährt 
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wird oder nicht. Darin liegt ein weſentlicher Unterſchied vom Zwangs⸗ 
ausgleich im Konkursverfahren nach öſterreichiſchem (§ 157 KO.) und 
deutſchem Recht, wonach vor Nachweis der Sicherſtellungen der Kon⸗ 
kurs nicht aufgehoben wird. 

Ganz verſchieden von der Beendigung iſt die Einſtellung des 
Verfahrens. Bedeutet jene den erwünſchten und wohl auch normalen 
Abſchluß des Ausgleichs verfahrens, fo dieſe den unerwünſchten Aus⸗ 
gang, den Fehlſchlag des Verſuchs, die Vermögendverhältniſſe des 
Schuldners zu ſanieren. Das Intereſſe der Gläubiger duldet ein 
längeres Hinausziehen des Ausgleichsverfahrens nicht, es muß daher 
in einer angemeſſenen Zeit zur Klarſtellung führen, ob der Ausgleichs⸗ 
antrag angenommen wird oder nicht. Dieſe Friſt bemißt das Geſetz 
auf 90 Tage. Iſt daher innerhalb dieſer Friſt ein Ausgleich von 
den Gläubigern nicht angenommen worden oder der Ausgleichsantrag 
vom Schuldner vor der Ausgleichstagſatzung zurückgezogen worden, 
ſo tritt ohne weiteres die Einſtellung des Verfahrens ein, in und 
mit ihr die Möglichkeit einer Konkurseröffnung über das Vermögen 
des Schuldners und der Vornahme von Zwangsvollſtreckungen. Nur 
dann, „wenn das Ausgleichsverfahren ein Unternehmen von außer⸗ 
gewöhnlicher Ausdehnung und von weittragender volkswirtſchaftlicher 
Bedeutung betrifft, kann der Juſtizminiſter im Einvernehmen mit den 
beteiligten Miniſtern auf Antrag des Ausgleichsgerichts, das wenn 
tunlich, die Gläubigerverſammlung zu hören hat, dieſe Friſt ſo weit 
erſtrecken, als es im öffentlichen Intereſſe geboten iſt“ (§ 56 Z. 1). 

Das Ausgleichs verfahren iſt ferner einzuſtellen, wenn dem Aus⸗ 
gleich die gerichtliche Beſtätigung verſagt wird, oder wenn der Schuldner 
dadurch vertrauensunwürdig geworden iſt, daß er flüchtig wird oder 
die Ableiſtung des Dffenbarungdeided verweigert (§ 56 Abſ. 1 
Z. 2 u. 3). 

Das Verfahren kann eingeſtellt werden, wenn der Schuldner 
einer gerichtlichen Verfügung des § 3 entgegenhandelt oder im Wider⸗ 
ſpruch mit dem Ausgleichsverwalter Rechtshandlungen vornimmt. 

Auch die Einſtellung des Verfahrens iſt öffentlich bekannt zu 
machen ($ 56 Abſ. 4). | 

Abſchnitt X (88 57—59) regelt die Nichtigkeit und Un» 
wirkſamkeit des Ausgleichs. In den Grundgedanken decken 
ih die Vorſchriften der 88 57 und 58 mit denen der 88 196 und 
197 DK O. Jedoch beſtehen einige wichtige Unterſchiede im einzelnen. 
Nach § 57 AO. hebt nämlich die Verurteilung des Schuldners wegen 
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betrügeriſchen Bankerotts für alle Gläubiger den im Ausgleich ge⸗ 
währten Nachlaß ſowie die ſonſtigen Begünſtigungen ohne weiteres 
auf, ohne den Verluſt der ihnen im Ausgleich dem Schuldner und 
dritten Perſonen gegenüber gewährten Rechte nach ſich zu ziehen. 
Zum Unterſchiede vom deutſchen Rechte gilt dieſes jedoch nur dann, 
wenn die Verurteilung innerhalb der letzten zwei Jahre nach der Be⸗ 
ſtätigung des Ausgleichs erfolgte. Iſt der Ausgleich durch betrügeriſche 
Handlungen oder durch unzuläſſige Einräumung beſonderer Vorteile 
an einzelne Gläubiger zuſtande gebracht worden, ohne daß eine Ver⸗ 
urteilung wegen betrügeriſchen Bankerotts erfolgte, ſo kann jeder 
Gläubiger innerhalb dreier Jahre nach rechtskräftiger Beſtätigung des 
Ausgleichs mit Klage den Anſpruch auf Bezahlung des Ausfalles 
oder auf Unwirkſamkeitzerklärung der ſonſt gewährten Begünſtigung 
geldend machen, ohne die Rechte zu verlieren, die ihm der Ausgleich 
dem Schuldner oder dritten Perſonen gegenüber einräumt. Einer 
vorherigen beſonderen Anfechtungsklage, wie nach §8 196 der DK O., 
bedarf es alſo nicht; im Intereſſe der beſonderen Beſchleunigung ver⸗ 
dient die öſterreichiſche Regelung entſchieden den Vorzug, ſie iſt ein⸗ 
facher und führt raſcher zum Ziele. Eine weitere Abweichung gegen⸗ 
über dem deutſchen Rechte iſt die dreijährige Ausſchlußfriſt. Beſonders 
hervorzuheben iſt, daß der Ausgleich gerade durch die betrügeriſchen 
Handlungen oder durch die unzuläſſige Einräumung von Sondervor⸗ 
teilen bewirkt ſein muß. Die Sondervorteile als ſolche allein 
machen in dieſem Abſchnitt des Verfahrens den Ausgleich nicht un⸗ 
wirkſam, zwiſchen den Sondervorteilen und dem Ausgleiche muß 
eben urſächlicher Zuſammenhang beſtehen. 
WwWenn zum Beiſpiel ein Schuldner eine Veruntreuung deckt, 
um ſtraffrei zu werden, aber nicht um dadurch einen Ausgleich zu 
ermöglichen, und wenn der Ausgleich unabhängig von der Befriedigung 
dieſes Gläubigers zuſtande kam, ſo ſind die Vorauſetzungen des 
§ 58 AD. nicht gegeben.“ (Denkſchrift 173.) Der Anſpruch des 
§ 58 ſteht jedoch nur ſolchen Gläubigern zu, die an den be- 
trügeriſchen Handlungen oder an den unzuläſſigen Abmachungen 
nicht teilgenommen haben und ohne Verſchulden außer ſtande waren, 
die zur Klage berechtigenden Tatſachen im Beſtätigungs verfahren 
geltend zu machen ($ 58 Z. 2). 

Vermöge der das öſterreichiſche Konkurs⸗ und Ausgleichsverfahren 
beherrſchenden vis attractiva ($ 114 KO. und § 59 AD.) find 
dieſe — eben beſprochenen — Klagen beim Ausgleichsgericht geltend 


zu machen. Ueberſchreitet der Wert des Streitgegenftanded nicht 
1000 Kronen (gleich 850 Mark), ſo entſcheidet die Streitigkeiten ein 
Einzelrichter nach den für das Verfahren vor den Bezirksgerichten 
geltenden Vorſchriften (§§ 431 — 453 ZPO.). Rechtsſtreitigkeiten über 
Beträge von 1000 — 2500 Kronen entſcheidet ein Mitglied des Gerichts⸗ 
hofes als Einzelrichter nach dem umſtändlicheren Gerichtshofverfahren 
($ 7a der Jurisdiktionsnormen in neuer Faſſung). Erſt hochwertige 
Streitigkeiten, d. h. ſolche über 2500 Kronen entſcheidet das Kollegium 
als ſolches. | 
Der XI. Abſchnitt (8 60—62) beftimmt über den „Ausgleich 
einer Handelsgeſellſchaft oder eines Geſellſchafters, 
einer Verlaſſenſchaft oder einer juriſtiſchen Perſon“. 
Iſt der Schuldner eine Handelsgeſellſchaft oder eine Verlaſſenſchaft 
(d. h. ein Nachlaß), ſo kann der Ausgleich nur mit Zuſtimmung 
ſämtlicher perſönlich haftenden Geſellſchafter oder ſämtlicher Erben 
geſchloſſen werden. Soweit im Ausgleich ſelbſt nichts anderes be— 
ſtimmt wird, kommen die Wirkungen des Ausgleichs einem jeden 
Geſellſchafter oder Erben gegenüber den Geſellſchafts⸗ oder Erbſchafts⸗ 
gläubigern zu gute (8 60). Iſt nur über das Privatvermögen eines 
perſönlich haftenden Geſellſchafters einer Handelsgeſellſchaft ein Aus⸗ 
gleichsverfahren eröffnet worden und in dieſem ein Ausgleich zutande 
gekommen, fo wird hierdurch der Geſellſchafter von einer weiter- 
gehenden Haftung für die Geſellſchaftsſchulden frei. Wurde gleich⸗ 
zeitig mit dem Ausgleichsverfahren über das Geſellſchaftsvermögen 
ein Konkurs oder ein Ausgleichsverfahren über das Privatvermögen 
eines perſönlich haftenden Geſellſchafters anhängig, ſo werden durch 
den Ausgleich des Geſellſchafters die Forderungen der Geſellſchafts⸗ 
gläubiger nur inſoweit getroffen, als ſie in dieſem Konkurſe oder 
Ausgleichsverfahren geltend gemacht werden können (§ 61). 
Während der Dauer des Ausgleichsverfahrens entfällt die für 
die Vorſtandsmitglieder von Aktiengeſellſchaften und die Geſchäfts⸗ 
führer von Geſellſchaften m. b. H. ſonſt beſtehende Vorſchrift (8 240 
HGB. und $ 85 des Geſetzes über Gel. m. b. H.), bei Ueberſchuldung 
den Konkurs anzumelden. Es ſoll eben ganz in dem pflichtgemäßen 
Ermeſſen dieſer Geſellſchaften ſtehen, ob ſie das Konkurs⸗ oder das 
Ausgleichsverfahren einzuleiten und fortzuführen für zweckentſprechen⸗ 
der halten ($ 62). 
Der nur aus einem Paragraphen (63) beſtehende XII. Ab⸗ 
ſchnitt endlich. „Allgemeine Verfahrensbeſtimmungen“, ſetzt 
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feſt, daß, ſoweit die Ausgleichsordnung nichts Gegenteiliges beſtimmt, 
die Konkursordnung, und in ihrer Ermangelung die Zivilprozeßord⸗ 
nung, die Jurisdiktionsnorm und ihre Einführungsgeſetze zu gelten 
haben. 

Sehr wichtige Beſtimmungen zur Ergänzung der Konkurs⸗ wie 
der Ausgleichsordnung bringt noch die Kaiſerliche Einführungsver⸗ 
ordnung vom 10. Dezember 1914. In ihren Artikeln I— III handelt 
ſie über Beginn der Wirkſamkeit und Verhältnis zu anderen Geſetzen. 
Artikel IV- VII bringen Vorſchriften über die Behandlung be⸗ 
vorrechtigter Schuldverſchreibungen im Konkurs- und Ausgleichsver⸗ 
fahren, Artikel VIII u. IX enthalten: Uebergangsbeſtimmungen. Die 
Artikel XXIII bieten unter der harmloſen Ueberſchrift „Straf⸗ 
rechtliche Beſtimmungen“ eine völlige Neuregelung der Konkursver⸗ 
gehen. Artikel XIV ſchließlich, „Gebührenrechtliche Beſtimmungen“, 
regelt die Koſten des Konkurs⸗ wie des Ausgleichs verfahrens. Eine 
eingehende Erörterung der ſehr zahlreichen Paragraphen dieſer um⸗ 
fangreichen Einführungs verordnung würde und zu weit führen und 
den Rahmen unſerer Abhandlung ſprengen namentlich für eine Er— 
örterung der ſtrafrechtlichen Beſtimmungen iſt hier kein Raum. Nur 
einige wenige Bemerkungen ſeien und noch geſtattet. Nach Artikel I 
der Verordnung iſt die Ausgleichsordnung zuſammen mit der Konkurs⸗ 
und Anfechtungsordnung am 1. Januar 1915 in Kraft getreten mit 
einziger Ausnahme des Erforderniſſes der Mindeſtquote von 25 Proz. 
für den Zwangsausgleich im Konkursverfahren und den Ausgleich 
im Ausgleichsverfahren. Darüber, wann dieſe Vorſchriften in Kraft 
treten werden, hat nach Artikel I Abſ. 3 der EV. eine Verordnung 
des Juſtizminiſters zu beſtimmen. Für dieſes Aufſchieben des In⸗ 
krafttretens der Mindeſtquote war die Erwägung maßgebend, „daß 
die gegenwärtige eine Reihe von Geſchäftszweigen beherrſchende Un⸗ 
ſicherheit dem Geſchäftsmanne tatſächlich eine klare Ueberſicht über 
ſeinen Vermögensbeſtand erſchwert, manchmal ſogar unmöglich macht, 
und daß die hierfür maßgebenden Verhältniſſe oft über Nacht eine 
ſolche Aenderung erfahren können, daß dem bis dahin aufrechten 
Kaufmanne trotz einwandsfreier Geſchäftsführung die Möglichkeit ge⸗ 
nommen wird, ſeinen Gläubigern auch nur das Mindeſtmaß der 
Quote anzubieten, das eine Vorausſetzung für die Stellung des Aus⸗ 
gleichantrages bildet. Die allgemeine Stundung, Zahlungszverbote 
im In⸗ und Auslande, Stillſtand und Zuſammenbruch von Unter⸗ 
nehmungen, Verwüſtungen in dem vom Kriege betroffenen Gebiete 
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laſſen gegenwärtig eine verläßliche Bewertung des Aktivvermögens, 
insbeſondere der Außenſtände nicht ze Gerade in dieſen Zeiten 
liegt es im wohlverſtandenem allgemeinen Intereſſe, die Lebensfähig⸗ 
keit wirtſchaftlicher Unternehmungen zu ſtützen und zu erhalten und 
ſie nicht durch Verſagung der hierfür zur Verfügung ſtehenden Ein⸗ 
richtungen zu Grunde gehen zu laſſen.“ (Denkſchrift 179/80.) 

Von den ſehr umfangreichen ſtrafrechtlichen Vorſchriften ſei nur 
die eine durch VI. Artikel X neugeſchaffene Beſtimmung des § 486 b 
des Strafgeſetzbuchs flüchtig geſtreift. Danach wird derjenige, der 
vorſätzlich eine nicht zu Recht beſtehende Forderung oder eine Forderung 
in einem nicht zu Recht beſtehenden Umfang oder Rang geltend 
macht, um dadurch einen ihm nicht zukommenden Einfluß im Aus⸗ 
gleichsverfahren zu erlangen, der Stimmenkauf oder Stimmenverkauf, 
ferner der Gläubiger, der vorſätzlich für die Zuſtimmung zu einem 
Ausgleich im Ausgleichsverfahren ohne Zuſtimmung der übrigen 
Gläubiger für ſich oder einen Dritten einen Sondervorteil annimmt 
oder ſich verſprechen läßt oder der vorſätzlich einem Gläubiger zu 
dieſem Zweck einen Sondervorteil gewährt oder verſpricht, wegen 
Vergehen? mit Arreſt von drei Monaten bis zu einem Jahre be⸗ 
ſtraft. Die gleiche Strafe trifft auch den Ausgleichsverwalter oder 
das Mitglied des Beirates im Ausgleichs verfahren, die vorſätzlich 
für ſich oder einen Dritten zum Nachteile der Gläubiger einen ihnen 
nicht gebührenden Vermögensvorteil annehmen oder ſich verſprechen 
laſſen. 

Die gerichtlichen Koſten des Ausgleichsverfahrens beſtimmt der 
Geſetzgeber (88 10—13 Art. XIV der Einführungsverordnung) mit 
weiſem Vorbedacht ungemein niedrig. Danach wird von dem ge 
richtlich beſtätigten Ausgleichs verfahren eine Pauſchalgebühr in Höhe 
eines halben Prozentes von der Summe der zur Befriedigung der 
Gläubiger verwendeten oder verfügbaren Beträge erhoben. Ihre Be⸗ 
rechnung erfolgt nach Wertabſtufungen von je 40 Kronen. Ganz im 
wohltätigen Gegenſatze zum deutſchen Gerichtskoſtengeſetz ($ 52), das 
überhaupt im einſeitigſten fiskaliſchen Intereſſe im Konkursverfahren 
die gerichtlichen Gebühren viel zu hoch bemißt, entſcheidet alſo 
ſtets der Aktiv⸗ und nicht der faſt ausnahmslos beträchtlich höhere 
Paſſivbeſtand. Kommt es zu einer gerichtlichen Beſtätigung des 
Ausgleichs nicht, ſo entſteht irgendeine gerichtliche Gebühr überhaupt 
nicht, das Verfahren iſt dann vielmehr völlig koſtenfrei. Die Pauſchal⸗ 
gebühr gehört zu den bevorrechtigten Forderungen, ſie wird unmittel⸗ 
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bar und fofort bei der Beſtätigung des Ausgleichs fällig. Für ihre 
Entrichtung haftet nicht nur der Schuldner, ſondern auch derjenige, 
der im Ausgleich eine Haftung für die Verbindlichkeiten des Schuldners 
übernommen hat. Dem Ausgleichsverwalter und dem Gläubiger⸗ 
beirate kommt bezüglich aller das Ausgleichsverfahren betreffenden 
Schriften und Amtshandlungen die perſönliche Gebührenfreiheit zu. 

In der kurzen Zeit ihrer Geltung hat ſich die Ausgleichsordnung 
in Oeſterreich derartig bewährt und ſich die vollſte Zufriedenheit 
namentlich in kaufmänniſchen und gewerblichen Kreiſen verſchafft, daß 
nach Mitteilungen in der Tagespreſſe ) auch die ungariſche Re⸗ 
gierung, einem ſeit vielen Jahren von kaufmänniſchen Kreiſen ge⸗ 
äußerten Wunſche nachkommend, ſich mit Wirkung vom 1. Dezember 
1915 ab zur Einführung des gerichtlichen Ausgleichs verfahrens für 
Ungarn entſchloſſen hat. In den Grundzügen iſt das Verfahren 
von wenigen Ausnahmen abgeſehen das gleiche wie das öſterreichiſche 
Ausgleichsverfahren, dieſes iſt offensichtlich vorbildlich geweſen. Je⸗ 
doch genügt hier ſchon eine Zweidrittelmehrheit der Gläubiger zur 
Annahme des Ausgleichsvorſchlags des Schuldners. Die den Gläubigern 
zu gewährende Mindeſtquote iſt nicht feſtgeſtellt, ſo daß der Schuldner 
auch durch Anerbieten der geringfügigſten Quote den Ausgleich her⸗ 
beizuführen verſuchen mag. Als Ausgleichsgerichte zuſtändig find 
auch in Ungarn die Gerichtshöfe erſter Inſtanz, allein zur Be⸗ 
ſchleunigung des Verfahrens iſt ſehr zweckmäßig — im Gegenſatz 
zum öſterreichiſchen Ausgleichsverfahren — angeordnet, daß ſtets 
ein Einzelrichter die Angelegenheit bearbeitet. Eine ſehr wichtige 
Ausnahme von dem Erfordernis der grundſätzlich gleichen Behandlung 
aller Gläubiger macht das ungariſche neue Recht inſofern, als 
Sparkaſſen, die ſich im Ausgleichs verfahren befinden, Einlagen unter 
100 Kronen unter allen Umſtänden voll auszahlen müſſen. Eine 
Appellation gegen die Entſcheidung des Ausgleichsrichters findet nur 
an die Königliche Tafel in Budapeſt ſtatt. Nach rechtskräftiger Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens verfügt der Richter, wenn der Schuldner 
Kaufmann iſt, in einzelnen Ausnahmefällen von Amts wegen die 
Konkurseröffnung. 

Die Einführung eines gerichtlichen Ausgleichsverfahrens A im 
Deutſchen Reiche muß gerade jetzt zur Kriegszeit als eine dringende 
und geradezu brennende Notwendigkeit bezeichnet werden. Alles weitere 
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1) Vgl. Frankfurter Zeitung, 1915, Nr. 323, 3. Morgenbl. S. 3. 
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Warten und Zaudern des Bundesrats kann nur verhängnisvoll wirken, 
es liegt Gefahr im Verzuge vor, wollte man die Regelung der An⸗ 
gelegenheit bis zum Friedensſchluß verſchieben. Die Bundesratsver⸗ 
ordnung vom 8. Auguſt 1914 über die Anordnung einer Geſchäfts⸗ 
aufſicht iſt wohlgemeint und ſicher nützlich, aber fie iſt nur der erſte 
und halbe Schritt zum Wege. Eine endgültige Sanierung des 
in Vermögensverfall geratenen Schuldners vermag ſie nicht entfernt 
. herbeizuführen. Darüber find ſich kaufmänniſche Praxis und Wiſſen⸗ 

ſchaft längſt einig (vgl. Waffermann- Erlangen, Die Kriegsgeſetze 
privatrechtlichen Inhalts, 2. Aufl., 1915, Anm. IV zu § 10 S. 216/17, 
und die dort angeführten zahlreichen Schriftſteller, namentlich: Jäger, 
Bankarchiv 14, 36 und LZ. 1916 S. 119; Cahn, Recht und 
Wirtſchaft 1914 S. 269 u. LZ. 1915 S. 111; Stein, LZ. 1915 
S. 257; Bovenſiepen, DRZ. 1914 S. 781; Jöriſſen, ebenda 
1915 S. 40), daß die Geſchäftsaufſicht allein den gewünſchten Erfolg 
der endgültigen Sanierung des Schuldners unmöglich herbeiführen 
kann. Erfolgt eine Ergänzung der Geſchäftsaufſicht durch Schaffung 
eines gerichtlichen Zwangsausgleichs nicht bald, d. h. noch während 
der Kriegszeit, ſo wird rettungslos der weitaus größte Teil der unter 
Geſchäftsaufſicht geſtellten Schuldner nach dem Außerkrafttreten der Ver⸗ 
ordnung in Konkurs verfallen. Ein einziger böswilliger Gläubiger 
(„Akkordſtörer“) kann dann den ganzen Segen der konkursabwenden⸗ 
den Geſchäftsaufſicht zu nichte machen. (Jäger a. a. O. S. 119). 
Eine wie ungemein große Zahl von Exiſtenzen hierdurch vernichtet 
und wie ſehr die ganze deutſche Volkswirtſchaft dadurch in ſchwerſte 
Mitleidenſchaft gezogen werden würde, ergibt ſchon die eine Erwägung, 
daß allein in Preußen in den bloß erſten 5 Kriegsmonaten des 
Jahres 1914 nicht weniger als 2012 Geſchäftsaufſichten angeordnet 
wurden. Nur 546 von ihnen führten zu einem — ſei es negativen, 
ſei es poſitiven — Abſchluß. Die weitaus größte Zahl, reichlich 
70 Proz. ſchweben noch. 

Das ſowieſo ſchon durch die Umwälzungen des Krieges ſchwer 
erſchütterte Wirtſchaftsleben würde, wollte man nicht zu ganz durch⸗ 
greifenden Mitteln ſeine Zuflucht nehmen, gefährlichen Kriſen ausge⸗ 
ſetzt werden. Alſo nochmals: Eile tut dringend not. 


Ueber die Behandlung des Anſpruchs des Pflichtteilsbe- 

rechtigten gegen den vom Erblaſſer Beſchenkten auf Heraus- 

gabe des Geſchenks (BEL. § 2329) im internationalen 
Privatrecht. 


Von Amtsrichter Dr. Schack in Coburg. 


Ein im Geltungsbereiche des Code civil verſtorbener Franzoſe 
hat im Jahre 1900 einen Deutſchen (Y) beſchenkt; unter den Schen⸗ 
kungen befinden ſich auch Grundſtücke in Deutſchland. Die Kinder 
des Erblaſſers (A und B), ſeine geſetzlichen Erben, verlangen vom 
Beſchenkten die Herausgabe der Schenkungen wegen Verletzung ihres 
Pflichtteils (droit de réserve). ft der Herausgabeanſpruch nach 
dem deutſchen Rechte des Bürgerlichen Geſetzbuchs oder nach dem 
Code civil zu beurteilen? 

Aus Anlaß eines praktiſchen Falles habe ich dieſe Frage ſo zu 
beantworten verſucht: | 


I. 


am Wenn auch das franzöſiſche Recht dem deutſchen Pflichtteils⸗ 
ergänzungsrecht in gewiſſem Umfange als Vorbild gedient hat, ſo 
weichen doch — insbeſondere in der Ausgeſtaltung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs gegen den Beſchenkten — die beiden Rechte in weſentlichen 
Beziehungen voneinander ab. 


Nach deutſchem Rechte iſt der Beſchenkte verpflichtet, das 
Geſchenk zum Zwecke der Befriedigung des Pflichtteilsberechtigten 
wegen des fehlenden Betrags herauszugeben; die Befriedigung erfolgt 
im Wege der Zwangsvollſtreckung in den verſchenkten Gegenſtand, 
der Anſpruch des Pflichtteilsberechtigten geht auf einen Geldbetrag; 
der Beſchenkte kann die Zwangszvollſtreckung durch Zahlung des fehlen⸗ 
den Betrags abwenden; unter mehreren Beſchenkten haftet der früher 
Beſchenkte nur inſoweit, als der ſpäter Beſchenkte nicht verpflichtet iſt 
(BGB. § 2329). Die Schenkung bleibt unberückſichtigt, wenn zur 
Zeit des Erbfalls 10 Jahre ſeit der Leiſtung des verſchenkten Gegen⸗ 
ſtandes verſtrichen find (BGB. § 2325 Abſ. 3). Der Anſpruch gegen 
den Beſchenkten verjährt in 3 Jahren von dem Eintritte des Erb⸗ 
falls an (BGB. § 2332 Abſ. 2). 
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Nach franzöſiſchem Rechte dürfen Freigebigkeiten durch 
Handlungen unter Lebenden nicht die Hälfte des Vermögens des ver⸗ 
fügenden Erblaſſers überſteigen, wenn dieſer bei ſeinem Tode nur ein 
eheliches Kind hinterläßt; nicht den dritten Teil, wenn er zwei Kinder, 
und nicht den vierten Teil, wenn er drei oder mehr Kinder hinterläßt 
(C. c. art. 913) 1). Verfügungen unter Lebenden, die den disponiblen 
Teil (la quotité disponible) überſteigen, ſind bei Eröffnung der 
Erbſchaft der Reduktion bis auf dieſen Teil unterworfen (C. c. art, 
920). Die Reduktion wird dadurch beſtimmt, daß man aus dem 
ganzen bei des Schenkers Tode vorhandenen Vermögen eine Maſſe 
bildet; man vereinigt damit in Gedanken die Gegenſtände, über die 
durch Schenkungen unter Lebenden verfügt worden iſt, und zwar 
nach dem Zuſtande, in dem ſie ſich zur Zeit der Schenkungen be⸗ 
fanden, und nach dem Werte, den ſie beim Tode des Schenkers hatten; 
nach dieſem ganzen Vermögen, von dem die Schulden in Abzug zu 
bringen ſind, berechnet man den Betrag des Teiles, über den der 
Schenker verfügen konnte (C. c. art. 922). Mit der letzten Schenkung 
wird der Anfang gemacht und ſo ſtufenweiſe von den jüngeren zu 
den älteren geſchritten (C. c. art. 923). Der Beſchenkte muß die 
Früchte des den disponiblen Teil überſteigenden Wertes erſtatten, und 
zwar von dem Sterbetag des Schenkers an, wenn die Klage inner⸗ 
halb eines Jahres erhoben worden iſt; ſonſt vom Tage der Klag⸗ 
erhebung ab (C. c. art. 928). Grundſtücke, welche vermöge der 
Reduktion zurückgefordert werden können, fallen frei von Schulden, 
mit denen der Beſchenkte ſie etwa beſchwert hat, zurück (C. c. art. 929). 
Die Reduktions- oder Vindikationsklage kann von den Erben auch 
gegen den dritten Beſitzer von Grundſtücken erhoben werden, wenn 
der Erblaſſer dieſe Grundſtücke verſchenkt und der Beſchenkte ſie weiter 
veräußert hat; vorausgeſetzt iſt, daß der Anſpruch zunächſt gegen den 
Beſchenkten ſelbſt ausgeklagt und ohne Erfolg vollſtreckt wird (et 
discussion préalablement faite de leurs biens — C. c. art. 930). 
Die Verjährungsfriſt beträgt 30 Jahre (C. c. art. 2262, 2264). 

Die Hauptunterſchiede ſind die, daß der Anſpruch nach deutſchem 
Rechte ein reiner Geldanſpruch iſt, der durch Vollſtreckung in die ver⸗ 
ſchenkten Gegenſtände verwirklicht wird, während nach franzöſiſchem 
Rechte der Vorbehalt ein Anwartſchaftsrecht, ein auf das vreconstituer 
le e du défunt“ gerichtetes erbrechtliches Recht, ein „une 


1) Wegen der Eltern und Voreltern ſ. art. 915; der Ehegatte gehört 
nicht zu den Reduktionserben. 
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entziehbares Erbrecht“ (RGZ. 15, 364) darſtellt, deſſen dinglicher 
Charakter ſich in der Verpflichtung des Beſchenkten zur Herausgabe 
des Geſchenkes in natura (Zachariae-⸗Crome, Handbuch des 
franzöſ. Zivilrechts, 8. Aufl. 1895, Bd. 4 S. 307) und insbeſondere 
in der Wirkung gegenüber dem dritten Erwerber von Grundſtücken 
und Rechten an Grundſtücken (action en revendication) dußert 
(C. c. art. 929, 930); ferner daß nach deutſchem Rechte über zehn 
Jahre zurückliegende Schenkungen unberückſichtigt bleiben und der 
Anſpruch der kurzen dreijährigen Verjährung unterliegt, während nach 
franzöſiſchem Rechte jene Zeitſchranke nicht beſteht und die Verjährung 
erſt nach 30 Jahren eintritt. 

Die Wichtigkeit der Frage, welches Recht anzuwenden iſt, liegt 
ſonach auf der Hand. 

Zitelmann (Internat. Privatrecht II 1913 S. 1000) ſpricht 
ſich über die Frage folgendermaßen aus: 

„Nach welchem Statut richtet ſich der obligatoriſche oder ding⸗ 
liche Rückfall des Geleiſteten bei behaupteter Verletzung des Pflicht⸗ 
teilsrechts durch Verfügungen unter Lebenden? Bequem wäre freilich 
die Antwort, das Erbſtatut ſei auch hierfür maßgebend. Aber vom 
völkerrechtlichen Standpunkt aus iſt dieſe Antwort unmöglich. Es 
handelt ſich ja in keiner Weiſe um das Schickſal des Vermögens 
als eines Ganzen, ſondern nur um das Schickſal eines einzelnen Ver⸗ 
mögensſtücks, demnach kann auch nur das Einzelſtatut Anwendung 
finden: ob das Eigentum der Sache, über die verfügt iſt, der Erb⸗ 
ſchaft wieder zufällt, das kann nur das Sachſtatut beſtimmen, denn 
kein anderes Statut kann Eigentumswirkungen an einer einzelnen 
Sache eintreten laſſen, und wie ſich einſt bei der Hingabe der Eigen⸗ 
tumderwerb nach dem Sachſtatut vollzog, fo auch jetzt der Eigen⸗ 
tumsverluſt. Ob ebenſo ein obligatoriſcher Rückgabeanſpruch ein⸗ 
treten ſoll, das kann nur das Perſonalſtatut deſſen beſtimmen, um 
deſſen Verpflichtung es ſich handelt. Denn auch in dieſer Anwendung 
wieder muß der Satz feſtgehalten werden, daß nur das Perſonalſtatut 
Verpflichtungen auferlegen kannn 

Man kann die Behauptung, das Erbſtatut und nicht das be⸗ 
treffende Einzelſtatut ſei maßgebend, nicht damit retten, daß man 
ſagt, es ſei eben durch das Erbſtatut der ganze Nachlaß beherrſcht, 
zu dieſem Nachlaſſe gehöre aber auch, was kraft der Anfechtung zum 
Vermögen wieder hinzukomme. Denn tatfächlih find dieſe Stücke 
aus dem Vermögen heraus. Wohl mag das Rückforderungsrecht, 
falls es wirklich beſteht, zum Nachlaß gehören, und das Erbſtatut 
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kann dann verfügen, wem es zuſtehen ſoll; o b es aber beſteht, das 
kann wie bei jedem einzelnen Nachlaßrechte nicht das Erbſtatut, ſondern 
lediglich das Einzelſtatut ſagen. Nur dieſe Entſcheidung iſt folge⸗ 


Dieſen überzeugenden Ausführungen gegenüber hat Hedemann 
(Niemeyers Zeitſchr. Bd. 23, 1913, S. 229 ff.,) nachzuweiſen verſucht, 
daß der Herausgabeanſpruch der pflichtteilsberechtigten Erben eines 
franzöſiſchen Erblaſſers, auch wenn er vor einem deutſchen Gericht 
gegen einen deutſchen Beſchenkten erhoben wird, nach dem Code civil 
als der lex patriae des Erblaſſers (Erbſtatut) beurteilt werden müſſe. 


Sollte aber wirklich der deutſche Richter gezwungen ſein, gegen den 
vor ſein Forum gezogenen Deutſchen, der durch rechtmäßige Schenkung 
Beſitz, Genuß und Eigentum!) am Geſchenk erlangt hat, das ihm 
vielleicht ungünſtigere fremde Recht zum Vorteil des klagenden Aus⸗ 
länders anzuwenden? 

Die Anwendung des Einzelſtatuts verdient in der Tat den Vor⸗ 
zug. Folgende Gründe können dafür geltend gemacht werden: 

1) Das EG. BGB. enthält kein allgemeines Prinzip über die 
Behandlung der Nachläſſe verſtorbener Ausländer. Die Artt. 24 und 
25 regeln nur die Fälle, daß der Erblaſſer ein Deutſcher war, aber 
im Auslande verſtorben iſt, und daß der Erblaſſer ein Ausländer 
war, ſeinen Wohnſitz aber im Inlande hatte. Der Fall, daß der 
Erblaſſer ein Ausländer war und auch mit Wohnſitz im Auslande 
verſtorben iſt, iſt nicht ausdrücklich geregelt. Das Geſetz enthält alſo 
inſofern eine Lücke. 

Dagegen enthielten die erſten Entwürfe des Geſetzes den allge⸗ 
meinen Grundſatz, daß die erbrechtlichen Verhältniſſe nach den Ge⸗ 
ſetzen des Staates beurteilt werden, dem der Erblaſſer zur Zeit ſeines 
Todes angehört hat (vgl. insbeſondere den Gebhardtſchen Entwurf 
1881, abgedruckt in den Protokollen der Kommiſſion für die zweite Leſung 
1899 Bd. 6 ©. 8ff., 8 21 Abſ. 1). Und wenn auch dieſe Beſtimmung, 
anſcheinend wegen ihrer lehrbuchartigen Faſſung, nicht Geſetz geworden 
iſt, ſo iſt doch allgemein anerkannt, daß die Staatsangehörigkeit des 
Erblaſſers grundſätzlich das Geſetz beſtimmt, das für die Erbfolge 
und die Teilung des Nachlaſſes maßgebend iſt. Auch darüber beſteht 
im Schrifttum keine Meinungsverſchiedenheit, daß das Pflichtteilsrecht 
mit unter das Erbrecht der lex patriae fällt, alſo von den Geſetzen 


1) Daß hier auch dingliche Rechtäbegiegungen in Rückſicht zu ziehen 
ſind, iſt gar nicht von der Hand zu weiſen 
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des Landes beherrſcht wird, dem der Erblaſſer bei feinem Tode an⸗ 
gehört hat. | 

Nun fragt es ſich, inwieweit die Geſetzgebungsmaterialien zum 
Beweiſe dafür herangezogen werden können, daß auch die Ergänzung 
des Pflichtteils, ſoweit der darauf gerichtete Anſpruch gegen den 
Beſchenkten, alſo einen Dritten, außerhalb der Erbengemeinſchaft 
Stehenden erhoben wird, nach der lex patriae des Erblaſſers beurteilt 
werden müſſe. Geben die Materialien einen ſchlüſſigen Anhalt dafür, 
wie inſoweit die beſtehende Lücke des Geſetzes auszufüllen iſt? 

In dem Gebhardtſchen Geſetzentwurf über die „räumliche 
Herrſchaft der Rechtsnormen“ waren die „erbrechtlichen Schuldver⸗ 
hältniſſe“ ausdrücklich in die erbrechtlichen Verhältniſſe, die durch die 
lex patriae behertſcht fein ſollen, einbezogen (8 21 Abſ. 1). In 
Uebereinſtimmung damit ſchloß Art. 129 des erſten Entwurfs eines 
EG. z. BGB. 1888, der von der zeitlichen Geltung der erbrecht- 
lichen Vorſchriften handelt, die „erbrechtlichen Schuldverhältniſſe“ in 
die erbrechtlichen Verhältniſſe ein, und in den Motiven dazu iſt geſagt: 
„Es ſoll damit klargeſtellt werden, daß nicht nur diejenigen Vorſchriften 
gemeint ſind, welche unmittelbar das Beerben, ſondern auch die⸗ 
jenigen, welche die Stellung der Nachlaßgläubiger, das Verhältnis 
zwiſchen Vermächtnisnehmer und Unter⸗ oder Nachvermächtnisnehmer, 
das Verhältnis des Pflichtteils berechtigten zu dem pflicht— 
widrig Beſchenkten uſw. betreffen. Gegenüber dem Art. 103 
(der die Uebergangsvorſchrift für die Schuldverhältniſſe im allge⸗ 
meinen enthielt) könnten ohne den Zuſatz leicht Zweifel im einzelnen 
Falle Platz greifen.“ Die Kommiſſion für die zweite Leſung hat die 
Worte „mit Einſchluß der erbrechtlichen Schuldverhältniſſe“ ſowohl 
in 8 21 Abſ. 1 — der ſpäter ganz weggelaſſen worden iſt — wie 
in dem die Uebergangsvorſchrift für die erbrechtlichen Verhältniſſe 
enthaltenden Art. 129 Abi. 1 CG. (jetzt Art. 213) geſtrichen (Prot. 
6, 74 und 557). Es iſt dabei bemerkt worden, daß dieſe Worte 
mit Rückſicht auf die in der Vorlage für andere Schuldverhältniſſe 
getroffenen Beſtimmungen beigefügt ſeien und ſich außer auf die 
Stellung der Vermächtnisnehmer, der Nachvermächtnisnehmer und 
der Pflichtteilsberechtigten, insbeſondere auch auf die Geſtaltung be⸗ 
ziehen, welche die Haftung des Erben den Nachlaßgläubigern gegen⸗ 
über durch das Inventarrecht erfährt. Hedemann behauptet nun 
(S. 241), die Protokolle hätten es ſogar als ſelbſtverſtändlich be⸗ 
zeichnet, daß die Weglaſſung der Worte „mit Einſchluß der erbrecht⸗ 
lichen Schuldverhältniſſe“ an der Einbeziehung der Anſprüche Pflicht⸗ 
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teilsberechtigter nichts ändere. Das iſt aber nicht zutreffend. Denn 
der Satz der Protokolle, der allein in Betracht kommt, lautet: „Man 
hielt es jedoch für ſelbſtverſtändlich, daß die durch die Vorſchriften 
über die „„Rechtsſtellung des Erben““ geregelten Verhältniſſe „„erb⸗ 


rechtliche Verhältniſſe““ ſeien, und erachtete deshalb die erwähnten 


Worte für entbehrlich.“ Dieſe Bemerkung bezog ſich alſo nicht auf 
die Pflichtteilsanſprüche, die niemals im Abſchnitt über die „Rechts⸗ 
ſtellung des Erben“ geregelt waren, ſondern auf das kurz vorher 
erwähnte Inventarrecht und die Erbenhaftung. 

Wenn man aber auch zugeben kann, daß das Pflichtteilsrecht an 
ſich zu den erbrechtlichen Verhältniſſen gehört und daß dieſe Auffaſſung 
mit zur Streichung jener Worte geführt hat, ſo beweiſt das noch 
nichts für die Behandlung des Herausgabeanſpruchs des Pflichtteils⸗ 
berechtigten gegenüber dem außenſtehenden Beſchenkten. Dieſer An⸗ 
pruch bedarf einer beſonderen Betrachtung. In dem erſten Entwurfe des 
BGB. hatte er eine andere Geſtaltung erhalten, als im endgültigen 
Geſetz. Die entſprechenden Beſtimmungen des Entwurfs lauteten: 

§ 2009. Iſt von dem Erblaſſer zu einer Zeit, in welcher der 
Pflichtteilsberechtigte bereits vorhanden und entweder pflichtteilsbe⸗ 
rechtigt war oder infolge des Wegfallens einer oder mehrerer anderer 
Perſonen pflichtteilsberechtigt werden konnte, eine Schenkung an einen 
anderen als den Pflichtteilsberechtigten gemacht, fo hat der Erblaſſer 
den Pflichtteil ſo zu hinterlaſſen, wie wenn die Schenkung nicht er⸗ 


8 2010. Auf die aus dem § 2009 ſich ergebende Erhöhung 
des Pflichtteils (außerordentlicher Pflichtteil finden, 
ſoweit nicht das Geſetz ein anderes beſtimmt, die Vorſchriften über 
den Pflichtteil entſprechende Anwendung. 

§ 2014. Sofern der Erbe für die Befriedigung des Anspruchs 
auf den außerordentlichen Pflichtteil, insbeſondere infolge des ihm zu⸗ 
ſtehenden Inventarrechts, nicht haftet, iſt der Beſchenkte dem Pflicht⸗ 
teilsberechtigeen wegen deſſen Anſpruchs auf den außer- 
ordentlichen Pflichtteil verpflichtet. Das gleiche gilt, wenn 
der Pflichtteils berechtigte der einzige Erbe iſt. | 

$ 2015. Für die Befriedigung des Anſpruchs auf den außer 
ordentlichen Pflichtteil haftet der ſpäter Beſchenkte vor dem früher 
Beſchenkten und der früher Beſchenkte nur inſoweit, als der ſpäter 
Beſchenkte nicht verpflichtet iſt. 

§ 2016. Der Pflichtteilsberechtigte kann gegenüber dem Be⸗ 
ſchenkten nur die Herausgabe des Geſchenkes zum Zwecke der Be⸗ 
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friedigung wegen des Anſpruchs auf den außerordentlichen 
Pflichtteil und nur, ſoweit die Herausgabe zu dieſem Zwecke er⸗ 
forderlich iſt, verlangen 

Wie ſich aus den Motiven ergibt, hat bei dieſer Geſtaltung des 
außerordentlichen Pflichtteilsanſpruchs, auch ſoweit er ſich gegen den 
Beſchenkten richtet, gerade der Code civil in weitgehendem Maße 
als Vorbild gedient. Entſprechend der grundſätzlichen Auffaſſung des 
Entwurfs (§ 1975) iſt dem Erblaſſer eine Hinterlaſſungspflicht auf⸗ 
erlegt. Im Anſchluß an den Gedanken des franzöſiſchen Rechts geht 
der Entwurf davon aus, daß jeder Schenkung des Erblaſſers kraft 
des Geſetzes die Vorausſetzung innewohne, der Erblaſſer werde dem 
Pflichtteils berechtigten fo viel hinterlaſſen, wie dieſer erhalten haben 
würde, wenn das Geſchenkte zur Zeit des Erbfalles im Nachlaſſe 
vorhanden wäre (Mot. 5, 452). Ebenfalls in Anlehnung an den 
Code civil beruht der Entwurf auf der Auffaſſung, von einer An⸗ 
fechtung der Schenkung ſei ganz abzuſehen, der Anſpruch geſtalte ſich 
vielmehr als ein außerordentlicher Pflichtteilsanſpruch, 
indem er grundſätzlich gegen den ſich richte, der gegenüber dem Pflicht⸗ 
teilsberechtigten an ſich für den Pflichtteilsanſpruch einzuſtehen habe, 
gegen den Beſchenkten erſt dann, wenn ein in erſter Reihe Haftender 
fehle oder wenn der Nachlaß unzureichend ſei (Mot. 5, 454, 455f.). 
Auch gegen den Beſchenkten ſelbſt hat ſo der Entwurf einen „außer⸗ 
ordentlichen Pflichtteilsanſpruch“ ſchaffen wollen, der den allgemeinen 
Vorſchriften über den Pflichtteil unterworfen war, auch denen über 
ſeine Verjährung (Mot. 5, 460). Eine Friſt, durch deren Ablauf 
die weiter zurückliegenden Schenkungen dem Angriffe des Pflichtteils⸗ 
berechtigten entzogen ſein ſollten, hat der Entwurf nicht vorgeſehen 
(Not. 5, 453), und der Anſpruch iſt grundſätzlich auf ſolche Perſonen 
beſchränkt, die zur Zeit der Schenkung ſchon unmittelbar pflichtteils⸗ 
berechtigt waren oder nur zu den Pflichtteilsberechtigten dergeſtalt ge⸗ 
hört haben, daß ihnen zunächſt noch ein anderer ſpäter weggefallener 
Pflichtteilsberechtigter vorgegangen iſt (Mot. 5, 459). ö 

Bei der Beratung in der Kommiſſion für die zweite Leſung 
wurde der Gedanke, daß man „ein ſchon am Vermögen des noch 
lebenden Erblaſſers beſtehendes Recht“ der Pflichtteilsberechtigten oder 
wenigſtens eine „Vorwirkung“ ihres mit dem Erbfalle entſtehenden 
Pflichtteilsrechts annehmen müſſe, abgelehnt (Prot. 5, 586). Der 
richtige Gedanke — ſo wurde ausgeführt — ſei der: ein beſtimmter 
Teil des Nachlaſſes ſolle nach dem Willen des Geſetzgebers den nächſten 
Angehörigen geſichert werden; damit nun nicht dieſer Teil des Kapitals, 

3 * 


wur BR 


auf welchen die Familie mehr oder minder angewieſen fei, verloren 
gehe, gewähre das Geſetz gegen ſolche Schenkungen, die das Recht 
des Pflichtteils berechtigten tatſächlich vereiteln würden, eine Art 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand; ein naheliegendes 
Beiſpiel biete das Anfechtungs recht der Gläubiger; während 
beſtimmter Zeit nach der Schenkung könne dieſe von einem Gläubiger 
angefochten werden, der zur Zeit der Vornahme der Schenkung zu 
dem Schenkenden in keiner Beziehung geſtanden habe; wer im red⸗ 
lichen Verkehr eine Forderung erworben habe, werde hier vom Geſetze 
dem gegenüber bevorzugt, der ſein Recht auf eine Freigebigkeit zu⸗ 
rückführe, auch wenn das Recht des letzteren früher entſtanden ſei; 
in gleicher Weiſe werde zugunſten der Pflichtteilsberechtigten ſolchen 
Rechtsakten die Wirkſamkeit entzogen, durch die der Erblaſſer unter 
Lebenden oder von Todes wegen über mehr als die Hälfte ſeines 
Vermögens verfüge; dem entſpreche es aber, daß auch hinſichtlich der 
Frage, welchen Perſonen der außerordentliche Pflichtteil zuſtehen ſolle, 
der Zeitpunkt des Erbfalls beſtimmend ſein müſſe, nicht der der 
Schenkung, wie nach dem Entwurf (Prot. 5, 586f.). 

So wurde der Anſpruch allen zur Zeit des Erbfalls vor⸗ 
handenen Pflichtteilsberechtigten zugebilligt. Auch wurde eine zeitliche 
Beſchränkung der Anfechtbarkeit der Schenkungen für angezeigt er⸗ 
achtet (Prot. 5, 587; BGB. § 2325 Abſ. 3). 

Ferner wurde bei der Beratung über die Ausgeſtaltung des 
Herausgabeanſpruchs gegen den Beſchenkten (§ 2016 des Entwurfs, 
BGB. § 2329) hervorgehoben, daß zwiſchen dem Anſpruche gegen den 
Erben und dem gegen den Beſchenkten unterſchieden werden müſſe, der 
erſtere charakteriſiere ſich als einfache Erhöhung des ordent⸗ 
lichen Pflichtteilsanſpruchs, der letztere dagegen ſei ein zur 
Durchführung dieſes Anſpruchs gegebener beſonderer Rechtsbe— 
helf mit der Natur eines Anfechtungs rechts (Prot. 5, 593). 

Endlich wurde es für richtig erachtet, den Lauf der Verjährungs⸗ 
friſt für den Herausgabeanſpruch gegen den Beſchenkten anders zu 
beſtimmen als für den außerordentlichen Pflichtteilsanſpruch gegen den 
Erben (BGB. § 2332 Abſ. 29. Man hielt es für richtiger, den 
kondiktionsartigen Anſpruch gegen den Beſchenkten in 
bezug auf die Verjährung von dem Pflichtteilsanſpruche gegen den 
Erben vollſtändig abzulöſen, und glaubte, um ſo mehr dem Intereſſe des 
Beſchenkten durch Feſtſetzung einer von einem feſten Zeitpunkte beginnen⸗ 
den kurzen Verjährungsfriſt Rechnung tragen zu ſollen, als eine ſolche 
überwiegend im geltenden Rechte zu finden war (Prot. 5, 594). 
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Der bei dieſen Beratungen wiederholt ausgeſprochene Gedanke, 
daß man es bei dem Herausgabeanſpruch gegen den Beſchenkten mit 
einem beſonderen, von dem Pflichtteilsergänzungsrecht verfchiedenen, 
kondiktionsartigen Anfechtungsanſpruch zu tun habe, iſt in der end» 
gültigen Faſſung des Geſetzes deutlich zum Ausdruck gekommen. 
Der erſte Entwurf hat in dieſer Beziehung nicht unterſchieden; er 
nannte den Anſpruch den „Anſpruch auf Erhöhung des Pflichtteiles 
(außerordentlicher Pflichtteil)“ und erklärte für dieſen Anſpruch auf 
den außerordentlichen Pflichtteil auch den Beſchenkten für haftbar 
(§ 2014, 2015, 2016); auch die Motive drücken es fo aus, daß der 
Beſchenkte dem Pflichtteilsberechtigten wegen deſſen Anſpruchs auf den 
außerordentlichen Pflichtteil verpflichtet ſei (Mot. 5. 466 f.). Demgegen⸗ 
über kennt das BGB. keinen gemeinſchaftlichen Namen für die beiden 
ihrer Natur nach verſchiedenen Anſprüche; es bezeichnet den Anſpruch 
des Pflichtteilsberechtigten gegen den Erben als Recht auf „Ergänzung 
des Pflichtteils“. (BGB. §§ 2325, 2326, 2328, 2329), nicht fo aber 
auch den Anſpruch gegen den Beſchenkten, der vielmehr eine beſondere 
Formulierung erhalten hat (BGB. §§ 2329 Abſ. 1, 2332 Abſ. 2). 

Man erſieht daraus, wie weit ſich die endgültige Geſtaltung 
des „Anſpruchs auf Herausgabe des Geſchenkes“ von der urſprüng⸗ 
lichen Auffaſſung, die ſich an das franzöſiſche Recht anlehnte, entfernt 
hat. Die Ausführungen der Motive bezogen ſich auf dieſes dem 
franzöſiſchen droit de réèserve nachgebildete außerordentliche Pflicht⸗ 
teilsrecht, das zwar nicht wie jenes ein Stück Erbrecht (Hedemann 
S. 243) war, immerhin aber einen ausgeprägt erbrechtlichen Charakter 
hatte, jedenfalls viel mehr als der zum Geſetz gewordene „Anſpruch 
auf Herausgabe des Geſchenkes“, den das Geſetz den ſchuldrechtlichen 
Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
unterworfen hat. Wenn die Motive nach Maßgabe des damaligen 
Entwurfes die Vorſchriften über das „Verhältnis des Pflichtteils⸗ 
berechtigten zu dem pflichtwidrig Beſchenkten“ mit zu den Vorſchriften 
rechnen zu müſſen glaubten, die „unmittelbar das Beerben“ betreffen, 
ſo erſcheint es nicht gerechtfertigt, dieſer Aeußerung auch für den 
weſentlich umgeänderten Anſpruch, wie er endgültig Geſetz geworden 
iſt, maßgebliche Bedeutung zuzuſchreiben. 

2) Aus den Geſetzgebungsmaterialien iſt ſonach für die Frage, 
in welcher Weiſe die Lücke des Geſetzes in Anſehung des Anſpruchs 
gegen den Beſchenkten auszufüllen iſt, nichts zu gewinnen. Es wird 
ſich alſo fragen, welche anderen Geſichtspunkte für die Löſung der 
Frage herangezogen werden können. 


Hier wird nun zunächſt die von Hedemann hilfsweiſe ange⸗ 
wendete Methode, vom Standpunkte des franzöſiſchen Rechts aus⸗ 
zugehen, abzulehnen fein. Hedemann ſagt (S. 242 f.): die action 
en réduction des franzöſiſchen Rechts habe noch viel mehr erbrecht⸗ 
lichen und noch viel weniger ſchuldrechtlichen Charakter als der ent⸗ 
ſprechende deutſche Anſpruch aus § 2329; es finde dort die Vorſtellung 
Ausdruck, daß es ſich um ein Stück Erbrecht und nicht um ein ge⸗ 
wöhnliches Schuldrecht handle; ſo erhalte die Annahme, daß die lex 
patriae des Erblaſſers über den Anſpruch entſcheide, aus dem franzöſi⸗ 
ſchen Rechte heraus nur ihre Beſtätigung. Dieſe Darlegung aber 
enthält wohl eine petitio principii. Der deutſche Richter hat in 
erſter Linie das Recht ſeines eigenen Landes anzuwenden und nur 
inſoweit, als es durch dieſes geboten oder geſtattet iſt, auch aus⸗ 
ländiſches Recht (RGZ. 21, 137). Er hat die Tatſachen, aus denen 
ein Anſpruch hergeleitet wird, nach dem deutſchen Rechte zu beur⸗ 
teilen und darf erſt, wenn er bei dieſer Prüfung findet, daß nach 
der deutſchen Rechtsgeſtaltung ein erbrechtlicher Anſpruch vorliegt, zur 
Anwendung des durch die Staatsangehörigkeit des Erblaſſers be⸗ 
ſtimmten fremden Rechts übergehen. Nicht aber darf er ſagen: 
Nach der lex patriae des Erblaſſers iſt der Anſpruch ein erbrecht⸗ 
licher, alſo wende ich die lex patriae an. 

Wenn aber das nationale Geſetz dem deutſchen Richter keinen 
unmittelbaren Anhalt für die Löſung der Frage bietet, jo tun es 
vielleicht internationale Abmachungen, die für ihn in gleicher Weiſe 
maßgebend ſind. Mit Frankreich beſteht kein Staatsvertrag zur 
Regelung der wechſelſeitigen Nachlaßverhältniſſe. Frankreich gehört 
— das iſt aus verſchiedenen Gründen bemerkenswert — zu den 
Staaten, die das Staatsangehörigkeitsprinzip nicht vollſtändig durch⸗ 
geführt haben, ſondern für den Immobiliarnachlaß — und dieſer 
begreift nach der franzöſiſchen Auffaſſung auch die vom Erblaſſer 
unter Verletzung des droit de réserve verſchenkten Grundſtücke in 
ſich — die lex rei sitae entſcheidend ſein laſſen. Dieſe die franzöſiſche 
Rechtſprechung beherrſchende Auffaſſung hat Frankreich in verſchiedenen 
Staatsverträgen auch ausdrücklich zur geſetzlichen Norm erhoben, ins⸗ 
beſondere in ſeinem Vertrag mit Rußland vom 20. März / 1. April 
1874, der wieder für die deutſch⸗ruſſiſche Konvention vom 12. No⸗ 
vember / 31. Oktober 1874 (RGBl. 1875 S. 136) 9) als Vorbild 
gedient hat (Niemeyer, IPR. 1901 S. 197). Für die Behand⸗ 


3) Vgl. dazu RG. 26, 117; 71, 293. 
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lung des Pflichtteilsrechts und insbeſondere des Herausgabeanſpruchs 
gegen den Beſchenkten gibt aber auch die deutſch⸗ruſſiſche Konvention 
keine Beſtimmung. Ebenſo fehlt den übrigen Staatsverträgen, die 
Beſtimmungen über das materielle Erbrecht enthalten, eine Vorſchrift 
über die völkerrechtliche Behandlung des Herausgabeanſpruchs. 

Aber — ſo wird geltend gemacht — das Haager Abkommen 
über die international⸗privatrechtliche Behandlung des Erbrechts vom 
17. Juli 1905 gibt einen Fingerzeig für die allgemeine Rechtsauf⸗ 
faſſung; denn es ſchließt in feinem Art. 1 das Pflichtteilsrecht („la 
quotité disponible et la réserve“) ausdrücklich in die Verhältniſſe 
ein, die nach der lex patriae des Erblaſſers (la loi nationale du 
défunt) beurteilt werden ſollen. Dieſes Abkommen iſt von 16 Staaten, 
darunter auch Deutſchland, unterzeichnet, aber bisher nicht ratifiziert 
worden (Hedemann S. 239 Anm. 1). Was wird indeſſen durch 
die hier beabſichtigte Regelung, die für den deutſchen Richter bisher 
nicht Geſetz geworden iſt, bewieſen? Doch nur, daß die ſo erſtrebte 
einheitliche Regelung — die allgemeine Gegenſeitigkeit der Kultur⸗ 
ſtaaten vorausgeſetzt — als ein erwünſchter Fortſchritt in den inter⸗ 
nationalen Rechtsbeziehungen angeſehen worden iſt; die vertragſchließen⸗ 
den Staaten wären unter jener Vorausſetzung bereit geweſen, ihre bis⸗ 
herigen Sonderrechtsſätze, insbeſondere den über die verſchiedene Be⸗ 
handlung der Mobiliare und der Immobiliarnachläſſe, zugunſten des 
nunmehr allgemein anerkannten Staatsangehörigkeitsprinzips fallen 
zu laſſen. Zu dieſer umfaſſenden und einheitlichen Regelung, ſo er⸗ 
wünſcht ſie geweſen ſein mag, iſt es aber doch tatſächlich nicht ge⸗ 
kommen. Die Gegenſeitigkeit iſt in keiner Weiſe verbürgt, und ein 
Deutſcher, der beiſpielsweiſe anerkennen wollte, daß er in Anſehung 
ihm zugewendeter Schenkungen eines franzöſiſchen Erblaſſers den Vor⸗ 
ſchriften des Code civil über die quotité disponible und die réserve 
unterworfen wäre, hätte umgekehrt keinerlei Sicherheit dafür, daß 
ſeine Pflichtteilsanſprüche auf Rückgabe von Schenkungen, die ſein 
Erblaſſer nach Frankreich gegeben hat, von den dortigen Richtern 
nach dem ihm vielleicht günſtigeren deutſchen Rechte beurteilt würden; 
im Gegenteil iſt nach der jetzigen Rechtſprechung der franzöſiſchen 
Gerichte mindeſtens in Anſehung von Grundſtücken, die in Frankreich 
liegen (C. c. art. 3 Satz 2), mit Sicherheit vorauszuſehen, daß der 
Herausgabeanſpruch dort ſeine Beurteilung nach dem franzöſiſchen 
Rechte finden würde). Gerade Frankreich ſcheint auf dem Gebiete 


4) Das würde z. B. zur Abweiſung der Ehefrau des Erblaſſers führen, 
weil fie im Gegenſatz zum deutſchen Recht nicht zu den heritiers réserva- 
taires gehört (BB. § 2303 Abſ. 2, C. c. art. 913 ff.). 
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des internationalen Privatrechts feine eigenen Wege gehen zu wollen. 
wie ſich aus ſeiner Kündigung der Haager Abkommen vom 12. Juni 
1902 über Eheſchließung, Eheſcheidung und Vormundſchaft über 
Minderjährige zur Genüge ergibt (Bek. vom 25. Januar 1914 
RGBl. S. 9). Es wird ſich alſo ſchwerlich rechtfertigen laſſen, das 
nicht vatifizierte Abkommen über das Erbrecht als Beweis für eine 
„allgemeine Rechtsüberzeugung“ zu verwerten. 

3) Wenn der deutſche Richter ſonach weder im nationalen Geſetz 
noch in internationalen Rechtsſätzen eine Norm findet, die ihm un⸗ 
mittelbar zeigt, welches Recht für die Beurteilung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs maßgebend iſt, ſo bleibt nur die Möglichkeit, nach dem 
Geſichtspunkt der Analogie der Kolliſionsnormen des deutſchen Rechts 
zu prüfen, ob eine entſprechende Normanwendung geboten it. Es 
iſt alſo zu erörtern, ob die Gründe, welche zur Unterwerfung der 
erbrechtlichen Verhältniſſe unter die lex patriae des Erblaſſers ge⸗ 
führt haben, in gleicher Weiſe auf die Behandlung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs zutreffen. Das aber muß verneint werden. Die Erbſchaft 
ſoll — das erſcheint als die ratio legis — als Ganzes, ohne Unter⸗ 
ſcheidung nach beweglichem und unbeweglichem Vermögen und ohne 
Rückſicht darauf, ob die einzelnen zum Nachlaß gehörigen Gegen⸗ 
ſtände ſich im Inlande oder im Auslande befinden, einem einheitlichen 
Erbſtatut unterworfen ſein (Habicht⸗Greiff, IPR. 1907 S. 181). 
Deshalb rechtfertigt es ſich, alle Beziehungen, die den Nachlaß als 
Ganzes und ſeine Verteilung unter die Erben, Pflichtteils berechtigten 
und Vermächtnisnehmer, insbeſondere die Erbfolge, die rechtliche Stellung. 
des Erben, ſeine Haftung für Nachlaßverbindlichkeiten, zu denen auch 
die Verbindlichkeiten aus Vermächtniſſen und Pflichtteilsrechten gehören 
(BGB. 8 1967 Abſ. 2), den Erbſchaftsanſpruch, die Rechtsverhält⸗ 
niſſe der Miterben untereinander, die Pflichtteils⸗ und Vermächtnis⸗ 
anſprüche gegen den Erben, die Erbunwürdigkeit, nach dem Rechte 
des Staates zu beurteilen, dem der Erblaſſer angehört hat. Dagegen 
gebietet die ratio legis die Anwendung dieſes Rechtes nicht auch auf 
die Behandlung von Vermögensſtücken, die früher einmal dem Erb⸗ 
laſſer gehört haben, ſeinem Vermögen aber durch rechtmäßige Ver⸗ 
fügung ſchon vor dem Eintritt des Erbfalles entfremdet worden ſind; 
ſoweit die Möglichkeit beſteht, ſolche aus dem Vermögen des Erb- 
laſſers herausgekommene Vermögensſtücke ihm wieder zuzuführen, 
iſt kein Grund erſichtlich, den zu dieſem Zwecke gegebenen Rechtsbehelf 
anders zu behandeln, als wenn es noch der Erblaſſer ſelbſt wäre, der 
davon Gebrauch macht. Freilich kommt hier auf die rechtliche Ge⸗ 
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ſtaltung, die das nationale Geſetz dem Rechtsbehelf gegeben hat, alles an. 
Wenn das Geſetz, wie das franzöſiſche, ſagt: Die verſchenkte Sache 
gehört noch zum Nachlaß, weil der Erblaſſer nicht darüber verfügen 
und der Beſchenkte wegen des darauf haftenden fremden Rechts Eigen⸗ 
tum daran nicht erlangen konnte, ſo betrifft der Rechtsbehelf, der die 
Rückverſchiebung herbeiführen ſoll, den Nachlaß als Ganzes. Vom 
Standpunkte die ſes Geſetzes aus handelt es ſich um eine erbrecht⸗ 
liche Beziehung. Wenn aber das Geſetz, wie das deutſche, ſagt: Der 
Beſchenkte iſt der Eigentümer des Geſchenkes, dieſes gehört nicht mehr 
zum Nachlaß, aber der Beſchenkte muß dem Erben geſtatten, daß er 
aus dem Geſchenk Befriedigung ſuche wegen ſeines verkürzten Pflicht- 
teils, ſo handelt es ſich nicht um eine den Nachlaß und die Nachlaßver⸗ 
teilung betreffende Beziehung, ſondern um die Beziehung zu einem 
Außenſtehenden. Es liegt für den Richter, der vom Standpunkte 
dieſes Geſetzes aus zu erkennen hat, kein Grund vor, einen ſolchen 
Anſpruch hinſichtlich des anzuwendenden Rechts anders zu behandeln, 
als andere Anfechtungs⸗ oder Kondiktionsanſprüche auch. 

Die Ausführungen Zitelmann?, der die Frage allerdings 
nicht vom Standpunkte des deutſchen Rechts, ſondern von dem einer 
übergeordneten völkerrechtlichen Lehre erörtert, alſo von einer höheren 
Warte betrachtet, dürften ſonach das Richtige treffen. 

Hedemann ſucht die Anſicht Zitelmanns hauptſächlich durch 
den Hinweis auf praktiſche Durchführungsſchwierigkeiten zu bekämpfen. 
Er fragt: Wie ſoll, wenn im übrigen die ganze Abwickelung einer 
Erbſchaft nach franzöſiſchem Rechte erfolgt, in dieſes fremdartige Syſtem 
die deutſche Klage aus § 2329 eingegliedert werden? (S. 2387.) 
Dem iſt entgegenzuhalten, daß durch die Verfolgung des Anſpruchs 
auf Rückgabe eines einzelnen dem Nachlaß entfremdeten Gegenſtandes 
die Abwickelung der Erbſchaft im übrigen in keiner Weiſe berührt 
wird. Weiter iſt es gerade vom Standpunkte des franzöſiſchen Rechts 
aus nichts Ungewöhnliches, daß ein Teil des Nachlaſſes nach dem 
inländiſchen, ein anderer aber — die im Auslande gelegenen Grund⸗ 
ſtücke — nach dem ausländiſchen Rechte beurteilt werden müſſen. 
Auch das deutſche Recht kennt ſolche Dualismen (vgl. unten Anm. 11). 
Endlich aber darf die Gegenfrage aufgeworfen werden: Wie ſollte 
die fremdartige Reduktionsklage des Code civil mit der deutſchen 
Rechtsauffaſſung in Einklang gebracht, dem deutſchen Rechtsſyſtem 
eingegliedert werden können? Die Auffaſſung, daß eine verſchenkte 
Sache wegen des iht anhaftenden Anwartſchaftsrechts eines künftigen 
Erbbeteiligten nicht freies Eigentum des Beſchenkten werden kann, 
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daß ſie auch noch in dritter oder vierter Hand, ſelbſt trotz gutgläubigen 
Erwerbs, der Reduktion unterliegen ſoll und daß ſogar dingliche Rechte, 
mit denen ſie vom Beſchenkten belaſtet worden iſt, z. B. Pfandrechte, 
infolge der Reduktion hinfällig werden, iſt dem deutſchen Rechte fremd 
und mit unſeren Rechtseinrichtungen unvereinbar. In Anſehung der be⸗ 
weglichen Sachen hat allerdings auch das franzöſiſche Recht den 
Grundſatz „Hand wahre Hand“ (la possession vaut le titre) auf⸗ 
genommen (C. c. art. 2279) und damit den dritten Erwerber ge⸗ 
ſchützt ). Man denke ſich aber den Fall, daß der franzöſiſche Erb⸗ 
laſſer 25 Jahre vor feinem Tode ein Handelsgeſchäft oder Liegenſchaften 
in Deutſchland verſchenkt hat und daß der Beſchenkte ſpäter in Ver⸗ 
mögensverfall geraten iſt, die Grundſtücke mit Hypotheken belaftet ©) 
und ſchließlich das Geſchäft oder die Grundſtücke freiwillig oder 
zwangsweiſe veräußert hat; ſollen die deutſchen Erwerber und Hypo⸗ 
thekengläubiger — auch abgeſehen von ihrem guten Glauben beim 
Rechtserwerb — von den Reduktionserben des einſtigen Schenkers 
gezwungen werden können, ihr wohlerworbenes Eigentum herauszu⸗ 
geben und ihre Hypotheken löſchen zu laſſen? Dieſe — mit den 
deutſchen Rechtsbegriffen unvereinbare — Folge der Anwendung des 
franzöſiſchen Rechts (vgl. Zachariae⸗Crome Bd. 4 § 695 S. 331f. 
und Anm. 33—34 a., § 688 S. 307 Anm. 1 b.; Bd. 1 § 128 S. 
362 Anm. 13, § 123 Ziff. 2 S. 346 f.) werden die Anhänger der 
Hedemannſchen Lehre vorausſichtlich durch den Hinweis auf Art. 
30 EG. BGB. abſchwächen wollen, wonach die Anwendung des aus⸗ 
ländiſchen Geſetzes ausgeſchloſſen iſt, wenn ſie gegen den Zweck eines 
deutſchen Geſetzes verſtoßen würde. Abgeſehen von der unſicheren 
Abgrenzung dieſer Vorſchrift iſt aber jene Folge der Ausfluß einer 
ſo weſentlichen Eigenſchaft des dinglich wirkenden Reduktionsrechts, 
daß es folgerichtiger wäre, die Anwendung eines fremden Pflichtteils- 
rechts gegenüber den zwingenden Vorſchriften der 88 2303 ff. BGB. 

5) Das franzöfif che Recht gewährt dem dritten Erwerber beweglicher 
Sachen ſogar einen weiter gehenden Schutz, als das deutſche. Denn es ge⸗ 
währt den Schutz ohne Rückſicht auf bona oder mala fides, ſofern der Be⸗ 
ſitz nur nicht fehlerhaft (possessio vitiosa) iſt. Das deutſche Recht ſchützt 
aber den dritten Beſitzer, der die vom Erblaſſer verſchenkte bewegliche Sache 
vom Beſchenkten unentgeltlich erworben hat, überhaupt nicht; der ſo be⸗ 
ſchenkte Dritte muß vielmehr das Geſchenk in demſelben Umfange heraus⸗ 
geben, wie der Erſtbeſchenkte (BGB. 88 2329, 822). Auch iſt zu beachten, 
daß ſich der Grundſatz des art. 2279 C. c. nur auf einzelne bewegliche 
Sachen bezieht, nicht aber auf eine Rechtsgeſamtheit (universitas juris), 
3. B. das in einem Handelsbetriebe ſteckende Vermögen. 

6) Hinſichtlich der Grundſtücke paßt das Beiſpiel nur dann, wenn 


. man — mit Hedemann — die Rückverweiſung auf das deutſche Recht 
ablehnt (unten II). N 
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mit Hilfe des Art. 30 EG. ganz und gar auszuſchließen. Das aber 
hat freilich die bisher vorherrſchende Meinung abgelehnt (Hedemann 
S. 244 f.; Niemeyer S. 169; Habicht⸗Greiff S. 235; RG. 
in Niemeyers Zeitſchr. 24, 317; JW. 12, 22 Nr. 1). 

4) In einigen Konſularverträgen des Deutſchen Reiches finden 

ſich übereinſtimmend folgende Beſtimmungen: 
az) Sollte während der beſtimmten Friſt über Anſprüche von 
Landesangehörigen oder Angehörigen einer dritten Macht gegen 
den Nachlaß Streit entſtehen, ſo haben darüber ausſchließlich die 
Landesgerichte zu entſcheiden, es ſei denn, daß es ſich um einen 
Erbanſpruch oder ein Vermächtnis handelt. 

b) Das Erbrecht und die Teilung des Nachlaſſes richten ſich 
nach der Geſetzgebung des Landes des Verſtorbenen. Alle Anſprüche 
wegen des Erbrechts und der Nachlaßteilung ſollen durch die Ge⸗ 
richte und die ſonſt zuſtändigen Behörden dieſes Landes und in 
Gemäßheit feiner Geſetze entſchieden werden. (Dieſe Entſcheidungen 
ſind in dem anderen Lande anzuerkennen und gegebenenfalls nach 
den dort geltenden Vorſchriften zu vollſtrecken). 

Dieſe Vorſchriften ſind mit einigen unbedeutenden Abweichungen 

in den Verträgen mit Griechenland vom 26. November 1881 
(RGBl. 1882 S. 101) Art. 20 Abſ. 1 und 23, Serbien vom 
6. Januar 1883 (RGBIl. S. 62) Art. 16 und 19, der Südafri⸗ 
kaniſchen Republik vom 22. Januar 1885 (RGBl. 1886 S. 209) 
Art. 22 und 25, Japan vom 4. April 1896 (RGBl. S. 732) 
Art. XIV Ziff. fk und i und Bulgarien vom 29. September 1911 
(RED. 1913 S. 435) Art. 19 § 6 Abſ. 1 und §9 enthalten. 

Aehnliche Beſtimmungen enthält auch die ſchon erwähnte Kon⸗ 
vention mit Rußland vom 12. November / 31. Oktober 1874 
(RGBl. 1875 S. 136 — Art. 7 „Erbanſprüche oder Vermächtnis“, 
Art. 10 „Erbfolge in die unbeweglichen Güter“, „Anſprüche, welche 
ſich auf die Teilung des beweglichen Nachlaſſes, ſowie auf das Recht 
der Erbfolge in das bewegliche Vermögen beziehen“). 

Daß in der Beſtimmung unter a) neben dem Erbanſpruch wohl 
die Vermächtniſſe, nicht aber auch das Pflichtteilsrecht als dem Staats⸗ 
angehörigkeitsprinzip unterfallend erwähnt iſt, läßt darauf ſchließen, 
daß die Pflichtteilsanſprüche gegen den Nachlaß als zu den Erb⸗ 
anſprüchen gehörig angeſehen worden ſind. 

Wollte man aber — mit Hedemann — den Begriff des 
„Beerbtwerdens“ fo weit faſſen, daß auch die Anſprüche der Pflicht⸗ 
teilsberechtigten gegen den außenſtehenden Beſchenkten auf Rückgabe 
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des Geſchenkes einzubeziehen find, fo würde das im Verhältnis zu 
Griechenland, Serbien, der Südaftikaniſchen Republik, Japan und 
Bulgarien und hinſichtlich beweglicher Gegenſtände regelmäßig auch 
zu Rußland zu der notwendigen Folge führen, daß die lex patriae 
des Erblaſſers nicht bloß für die materiell⸗rechtliche Beurteilung des 
Anſpruchs maßgebend wäre, ſondern der Beſchenkte ſich auch in pro⸗ 
zeſſualer Beziehung der Gerichtsbarkeit des fremden Staates, dem der 
Erblaſſer angehört hat, unterwerfen müßte. Alſo der deutſche Be⸗ 
ſchenkte müßte gewärtigen, von den Erben des griechiſchen, japaniſchen 
uſw. Schenkers vor den griechiſchen, japaniſchen uſw. Gerichten auf 
Herausgabe des Geſchenkes belangt zu werden. Dies ſelbſt dann. 
wenn — beim Fehlen einer anderen Anknüpfung als der Staats⸗ 
angehörigkeit des Schenkers — der geſchenkte Gegenſtand niemals 
dem fremden Rechte unterworfen geweſen iſt! Dabei iſt zu beachten, 
daß es ſich nicht ausſchließlich um ſolche Vertragsbeſtimmungen handelt, 
deren Ausdrucksweiſe durch die Rechtsauffaſſungen vergangener Zeiten 
beeinflußt worden iſt; vielmehr iſt dieſelbe Terminologie auch nach 
dem Inkrafttreten des deutſchen BGB. und nach der Unterzeichnung 
des Haager Erbrechtsabkommens vom 17. Juli 1905 in dem Konſular⸗ 
vertrag mit Bulgarien vom 29. September 1911 beibehalten worden. 
Dieſe Folge der Einbeziehung des Herausgabeanſpruchs gegen 
den Beſchenkten in die erbrechtlichen Verhältniſſe dürfte einen neuen 
Beweisgrund gegen die Richtigkeit der Lehre Hedemanns bilden ). 


| 7) Die deutſche Zivilprozeßordnung unterwirft in 8 27 auch die „Pflicht 
teilsanſprüche“ dem regelmäßig durch den Wohnſitz des Erblaſſers beſtimmten 
Gerichtsſtand der Erbſchaft. Auch hier will die herrſchende Meinung (Stein, 
PO. § 27 Anm. III, 4) den Anſpruch aus $ 2329 gegen den Beſchenkten 
einbegreifen. Der erſte Entwurf eines EG. BGB. ſah nur die Einbeziehung 
der „Pflichtteilsanſprüche gegen die Erben“ vor (Art. 11 § 28). Bei den 
Kommiſſionsberatungen wurde beantragt, die Worte „gegen die Erben“ zu 
ſtreichen und ſo auch den dem Pflichtteilsberechtigten gegen den Beſchenkten 
ließen „außerordentlichen Pflichtteilsanſpruch“ in die Vorſchrift einzu⸗ 
chließen. Der Antragſteller machte geltend, für die Erweiterung ſprächen 
ſowohl theoretiſche als auch praktiſche Gründe, denn auch der außerordent⸗ 
liche Pflichtteilsanſpruch ſei ein erbrechtlicher Anſpruch, der wohl immer 
in Verbindung mit dem Pflichtteilsanſpruche gegen den Erben werde er⸗ 
hoben werden (2), fo daß für die Möglichkeit der Geltendmachung in dem⸗ 
ſelben Prozeß ein dringendes Bedürfnis beſtehe. Die Mehrheit beſtritt die 
Richtigkeit dieſer Ausführungen und entſchied ſich gegen die Einbeziehun 
des Herausgabeanſpruchs (Prot. 6, 642). In der endgültigen Faſſung ſin 
jene Worte zwar tatſächlich weggeblieben. Es iſt aber nicht erſichtlich, daß 
der grundſätzliche Standpunkt der Kommiſſionsmehrheit aufgegeben worden 
ſei; dies iſt um jo weniger anzunehmen, als — wie oben dargetan wurde — 
die Kommiſſionsbeſchlüſſe über die rechtliche Geſtaltung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs nach Maßgabe der von der Mehrheit vertretenen Auffaſſung 
tatſächlich Geſetz geworden ſind. Die Worte „gegen die Erben“ konnten 
auch ohne Preisgabe dieſer grundſätzlichen Auffaſſung in der endgültigen 
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Außer den oben erwähnten Staatsverträgen find materiell⸗recht⸗ 
liche Beſtimmungen über das Erbrecht noch in dem Konſularvertrag 
mit Brafilien vom 10. Januar 1882 (RGBl. S. 69, insbeſ. 
Art. 35: „Der Nachlaß jedes Angehörigen eines der vertragſchließen⸗ 
den Teile, welcher in dem Gebiete des anderen Teiles ſtirbt, ſoll, 
was das Recht der Erbfolge und die Erbteilung betrifft, nach den 
Geſetzen des Landes geordnet werden, dem der Verſtorbene angehörte, 
gleichviel welcher Art die nachgelaſſenen Güter ſind, jedoch bezüglich 
der Gegenſtände des unbeweglichen Vermögens unter Beobachtung 
der beſonderen Beſtimmungen der Ortsgeſetze. Wenn indeſſen ein 
Angehöriger desjenigen vertragſchließenden Teiles, in deſſen Gebiete 
der Nachlaß eröffnet iſt, neben Erben, welche dieſem Teile nicht ange⸗ 
hören, Anſprüche auf die Erbſchaft hat, ſo kann der erſtere verlangen, 
daß fein Erbanteil nach den in dem bezeichneten Gebiete geltenden. 
Geſetzen beſtimmt wird“) und dem Freundſchafts⸗, Handels⸗ und 
Schiffahrtsvertrage mit Columbien vom 23. Juli 1892 (RGBl. 
1894 S. 471 — Art. 21 Abſ. 4: „Streitigkeiten, welche aus An⸗ 
ſprüchen wider den Nachlaß entſtehen mögen, ſollen nach den Ge⸗ 
ſetzen des Gebietes, in welchem der Todesfall ſtattfand, entſchieden 
werden“). Der erſtere beruht ebenſo wie die Nachlaßkonvention mit 
Rußland auf dem dualıftifhen Prinzip der Unterſcheidung zwiſchen 
dem Mobiliar⸗ und Immobiliarnachlaß, während der Vertrag mit 
Columbien ganz außer der Regel das anzuwendende Recht nach dem 
Orte des Todesfalles beſtimmt ). 

In allen dieſen Verträgen, die auf dem Staatsangehörigkeits⸗ 
prinzip beruhen, mag dieſes für den ganzen Nachlaß oder nur für 
den beweglichen Teil der Erbſchaft durchgeführt ſein, wird nun aber 
doch wieder die Tendenz offenbar, die einheitliche Behandlung des 
Geſamtnachlaſſes oder wenigſtens des ganzen Mobiliarnachlaſſes nach 
einem beſtimmten Rechte, der lex patriae des Erblaſſers, zu ſichern. 
Der Nachlaß als geſchloſſener Vermögenskomplex ſoll einheitlich ge⸗ 


Faſſung weggelaſſen werden, weil das BGB. ſelbſt — im Gegenſatz zum 
erſten Entwurf — den Herausgabeanſpruch nicht mehr als Pflichtteils⸗ 
anſpruch bezeichnet und ihm ein von dem Pflichtteilsanſpruch gegen den 
Erben abweichendes rechtliches Gepräge gegeben hat. Es wird alſo richtiger 
ſein, auch die Anwendung des $ 27 ZPO. auf ſolche Pflichtteilsanſprüche 
zu beſchränken, die als ee e e gegen den Erben geltend 
gemacht werden. Darauf ſcheint auch die Faſſung des 828 ZPO. („wegen 
anderer Nachlaßverbindlichkeiten“) hinzuweiſen. 5 
9) Vgl. auch Art. 11 des Freundſchafts⸗, Handels⸗ und Schiffahrts⸗ 
vertrags zwiſchen den Staaten des deutſchen Zollvereins und Chile vom 
1. Februar 1862 („nach den Geſetzen des Landes, in welchem der Todesfall 
ſtattgefunden hat“). 
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regelt werden; deshalb find die Vorſchriften, die die Teilung dieſes 
Vermögensganzen und die Beſtimmung der Perſonen, die daran 
teilzunehmen haben, auch die Art und das Maß der Be⸗ 
teiligung betreffen, dem einen, für maßgebend erklärten Rechte zu 
entnehmen. Nicht in jeder nur möglichen Beziehung ſoll der Nach⸗ 
laß nach dem Heimatrechte des Erblaſſers geordnet werden, ſondern — 
ſo iſt es beiſpielsweiſe in dem Vertrage mit Braſilien ausgedrückt — 
„was das Recht der Erbfolge und die Erbteilung betrifft“, alſo nur 
in dieſem beſchränkten Umfange. Die Erbteilung iſt Gegenſtand der 
einheitlichen Regelung; weil ſie aber nicht erfolgen kann, ohne daß 
die Beteiligten und ihre Beteiligung feſtſtehen, iſt das „Recht der 
Erbfolge“ einbezogen. Darin ſtimmen alle Verträge miteinander 
überein. So iſt bei dieſer weitgreifenden Vertragsordnung, wenn fie 
auch in einzelnen Beziehungen verſchieden iſt, das gemeinſchaftliche 
Beſtreben erkennbar, das Schickſal des Nachlaßvermögens als eines 
Ganzen einheitlich zu regeln; nicht aber will ſich dieſe Ordnung auf 
einzelne Vermögensſtücke beziehen, die unter dem Titel der Anfechtung 
von Rechtshandlungen des Erblaſſers der Erbſchaft wieder zugeführt 
werden können. So läßt ſich die Einbeziehung des Pflichtteilsrechts 
rechtfertigen, weil und ſoweit es die Verteilung des Geſamtnachlaſſes 
beeinflußt; nicht aber auch die Einbeziehung des Herausgabeanſpruchs 
gegen den Beſchenkten, der ſich gegen einen Außenſtehenden richtet 
und auf die Abwickelung des Nachlaſſes ſelbſt ohne Einwirkung iſt. 
Die ratio legis, die für die Einbeziehung des Pflichtteilsrechts ſpricht, 
obwohl dieſes nicht ausdrücklich erwähnt iſt, trifft auf den Heraus⸗ 
gabeanſpruch gegen den Beſchenkten nicht zu. 

So findet die Meinung Zitelmanns auch in den völkerrecht⸗ 
lichen Vertragsnormen ihre Beſtätigung; ſie ſtimmt mit der völkerrecht⸗ 
lichen Auffaſſung, wie ſie in den Staatsverträgen des Deutſchen Reichs 
mit anderen Nationen Ausdruck gefunden hat, vollkommen überein. 

5) Der Widerruf von Schenkungen wegen nachträglich einge⸗ 
tretener Bedürftigkeit des Schenkers (BGB. § 528), wegen Nicht⸗ 
vollzugs einer Auflage (BGB. § 527) oder wegen Undanks des 
Beſchenkten (BGB. § 530) unterliegt — wie allgemein anerkannt 
iſt (Zitelmann Bd. 2 S. 196 ff., 200 f., 403 Anm. 111) — dem für 
den Beſchenkten maßgeblichen Einzelſtatut, einerlei ob man den An⸗ 
ſpruch aus dem durch die Schenkung begründeten Vertragsverhältnis 
oder den Bereicherungsanſpruch, Kontrakt oder Quaſikontrakt ent⸗ 
ſcheidend ſein läßt. Der Beſchenkte kann alſo verlangen, daß dieſe 
Anſprüche nach dem für ihn maßgeblichen Rechte beurteilt werden. 
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Wenn aber ein pflichtteilsberechtigter Erbe des Schenkers nach deſſen 
Tode wegen derſelben Schenkungen gegen ihn klagt, dann ſoll 
das Perſonalſtatut des Schenkers, das Erbſtatut maßgebend ſein? 
Dies, obwohl das deutſche Geſetz alle dieſe Anſprüche vollkommen 
gleichartig ausgeſtaltet hat? (BGB. § 527 Abſ. 1, § 528 Abſ. 1 
Satz 1, § 531 Abſ. 2, 8 2329 Abſ. 1 Satz 1: „kann die Heraus⸗ 
gabe des Geſchenkes nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern“.) Oder der ausländiſche 
Schenker hat noch bei Lebzeiten auf Grund der §§ 528, 530 BGB. 
gegen den deutſchen Beſchenkten geklagt; ſeine pflichtteilsberechtigten 
Erben aber ſetzen den Prozeß fort und ſtützen nunmehr den Heraus⸗ 
gabeanſpruch, ſoweit er auf fie übergegangen iſt (vgl. BGB. §8 528 
Abſ. 1 Satz 3, 1615, 530 Abſ. 2), auch auf die Verletzung ihres 
Pflichtteilsrechts; dann müßte nach der hier bekämpften Meinung 
der auf einem und demſelben Rechtsvorgang beruhende An⸗ 
ſpruch, ſoweit er auf Bedürftigkeit des Schenkers und auf Undank 
des Beſchenkten geſtützt wird, nach deutſchem Rechte und, ſoweit die 
Verletzung des Pflichtteils die Begründung bildet, nach dem aus⸗ 
ländiſchen Geſetze beurteilt werden! 

Auch wegen dieſer grotesk wirkenden Folge iſt die hier bekämpfte 
Meinung abzulehnen. 

6) Die Anhänger der Anwendung des Erbſtatuts wollen auch den 
Parallelfall des Art. 213 EG. BGB. zur Begründung ihrer Anſicht 
heranziehen (vgl. die dazu ergangenen RGZ. 54, 241 und 58, 128). 

Nach Art. 213 bleiben für die erbrechtlichen Verhältniſſe, wenn 
der Erblaſſer vor 1900 geſtorben iſt, die bisherigen Geſetze maß⸗ 
gebend. Zu den erbrechtlichen Verhältniſſen ſollen auch die Pflicht⸗ 
teildanſprüche und insbeſondere der Herausgabeanſpruch gegen den 
beſchenkten Dritten gehören. Das Verhältnis zwiſchen dem Pflicht⸗ 
teilsberechtigten und dem Beſchenkten ſoll alſo nach dem alten Rechte 
beurteilt werden, wenn der Erblaſſer vor 1900 geſtorben iſt; um⸗ 
gekehrt ſoll es im Falle des Todes nach dem 1. Januar 1900 der 
Beurteilung nach dem neuen Rechte auch dann unterliegen, wenn die 
Schenkungen ſchon vor 1900 erfolgt find (Hedemann S. 241f.) 

Dieſe Anſicht iſt aber mit Recht bekämpft worden. Habicht 
(Die Einwirkung des BGB. auf zuvor entſtandene Rechtsverhältniſſe, 
3. Aufl., 1901, S. 734 f. Anm. 1) ſagt: 

„Es wäre in der Tat eine ungerechtfertigte Rückwirkung, wenn 
eine Schenkung, die nach dem Recht zur Zeit ihrer Vornahme unan⸗ 
fechtbar war, durch ein ſpäteres Geſetz der Rückforderung unterworfen 
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würde. Vielmehr muß hier derſelbe Grundſatz zur Anwendung 
kommen, der im § 14 des Anfechtungsgeſetzes vom 21. Juli 1879 
für die Anfechtung älterer Rechtshandungen auzdrücklich anerkannt 
iſt. Auf die Analogie des Anfechtungsrechts aus dieſem Geſetz mit 
dem außerordentlichen Pflichtteilsanſpruch wurde auch bei der Be— 
ratung der zweiten Kommiſſion ausdrücklich hingewieſen (Prot. 5, 
586 unten). Anders iſt es bei der Kollationspflicht der Schenkungen, 
denn dabei handelt es ſich nicht um den Rechtsbeſtand der Schenkung, 
ſondern darum, wie weit der Beſchenkte noch miterben ſoll; dieſe 
Frage kann nur einheitlich entſchieden werden aus dem Geſetz, das 
den Erbfall beherrſcht.“ 


Wo es ſich alſo um den Rechtsbeſtand der einzelnen Schenkung 
handelt (mag ihr Widerruf wegen Verletzung des Pflichtteils oder 
aus anderen Gründen erfolgen), hat die Beurteilung in zeitlicher Be⸗ 
ziehung nach dem bei Vornahme der Schenkung geltenden Rechte, 
in örtlicher Beziehung nach dem für den Beſchenkten maßgeblichen 
Einzelſtatut zu erfolgen. Handelt es ſich aber um die Ausgleichung 
von Schenkungen unter mehreren am Nachlaß Beteiligten (einſchließ⸗ 
lich der Pflichtteilsberechtigten), alſo um die Verteilung des Nachlaſſes 
ſelbſt, ſo kommt in zeitlicher Beziehung das zur Zeit des Todes des 
Erblaſſers geltende Recht und in örtlicher Beziehung das Perfonal- 
ſtatut des Erblaſſers als Erbſtatut zur Anwendung. Nur ſo iſt eine 
folgerichtige Rechtsanwendung möglich, daß man bei der Beurteilung 
von Freigebigkeiten des Erblaſſers zugunſten Dritter die Vertrags⸗ 
eigenſchaft der Schenkung als entſcheidenden Umſtand berückſichtigt; 
„wegen ihrer Vertragseigenſchaft unterliegt die Schenkung der Wider⸗ 
ruflichkeit oder Anfechtung durch den Pflichtteilsberechtigten nur ſo weit, 
als das Recht zur Zeit der Zuwendung fie mit dieſem Mangel be- 
haftete“ (Habicht S. 734); wegen ihrer Vertragseigenſchaft wird 
die Schenkung im Beſitze eines Dritten, Nichterbbeteiligten vom 
Pflichtteilsberechtigten nur dann zurüdverlangt werden können, wenn 
der Beſchenkte nach dem für ihn maßgebenden Rechte zur Heraus⸗ 
gabe verpflichtet iſt. Will man aber von der Vertragseigenſchaft der 
Schenkung abſehen, fo iſt der quasi-konkraktliche Tatbeſtand (die 
Bereicherung) entſcheidend, und im Hinblick auf dieſen iſt dieſelbe 
Beurteilung geboten. 

7) Eine treffliche Analogie bietet — darauf hat Habicht mit 
Recht hingewieſen — die zwiſchenſtaatliche und zwiſchenzeitliche Be⸗ 
handlung der Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners 
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außerhalb des Konkursverfahrens (Reichsgeſetz vom 21. Juni 1879 bzw. 
20. Mai 1898). Der Anſpruch, den dieſe Gläubigeranfechtung bietet, 
zeigt in der rechtlichen Ausgeſtaltung eine bedeutſame Aehnlichkeit mit 
dem Anſpruch des Pflichtteils berechtigten auf Herausgabe des Ge⸗ 
ſchenks gegen den Beſchenkten. Beide Anſprüche ſind ein Hilfsmittel 
zur Verwirklichung eines anderen Anſpruchs, dort der Hauptforderung 
des benachteiligten Gläubigers, hier des Pflichtteilsrechts des benach⸗ 
teiligten Erben („zum Zwecke der Befriedigung“ AnfG. § 1, BGB. 
§ 2329 Abſ. 1); beide haben nur obligatoriſche Kraft; in beiden 
Fällen findet die Anfechtung nur dann und nur inſoweit ſtatt, als 
die Rechtshandlung (Schenkung) den Gläubiger (Pflichtteilsberechtigten) 
benachteiligt (AnfG. 8 7 „ſoweit es zu feiner Befriedigung erforder⸗ 
lich iſt“, BGB. § 2329 Abſ. 1 „wegen des fehlenden Betrags“); 
ein beſonderer Anfechtungsakt iſt nicht erforderlich, vielmehr iſt mit 
den Vorausſetzungen der Anfechtung — dort wie hier — die Rück⸗ 
gewährverbindlichkeit unmittelbar begründet (RGZ. 44, 94; 58, 47); 
in beiden Fällen iſt der Anſpruch auf die Rückgabe oder Herausgabe 
des Weggegebenen gerichtet, und die Rückgewähr hat, obwohl die 
Rechtshandlung ſelbſt von einem Dritten (dem Schuldner, Erblaſſer) 
vorgenommen worden iſt, an den Anfechtenden zu erfolgen und zwar 
dergeſtalt, daß der weggegebene Gegenſtand zur Zwangsvollſtreckung 
bereitzuſtellen iſt (RGZ. 43, 85; 47, 221; 50, 124; 56, 195); 
n beiden Fällen iſt der Anſpruch auf Leiſtung eines Geldbetrags 
gerichtet und durch Vollſtreckung in den zurückzugewährenden Gegen⸗ 
ſtand zu verwirklichen uſw. 


Für das Uebergangsrecht hat das Anfechtungsgeſetz ſelbſt den 
allgemeinen Grundſatz aufgeſtellt (AnfG. $ 14 Abſ. 2, EG. KO. 
8 9, CG. z. KonkNovelle Art. VIII), daß ein Rechtserwerb unan⸗ 
fechtbar bleibt, wenn er ſich unter der Herrſchaft eines die Anfechtung 
nicht geſtattenden Geſetzes vollzogen hat (Jäger, AnfG. § 1 Anm. 82 
S. 117, § 14 Anm. 1-3). 


Was aber die Maßgeblichkeit des örtlichen Rechts im Kolliſions⸗ 
falle anlangt, fo hat Jäger (AnfG. $ 1 Anm. 76 S. 114f. und 
Anm. 80 S. 116) überzeugend dargetan, daß in Ermangelung be⸗ 
ſonderer Vorſchriften die allgemeinen Regeln des internationalen Ob⸗ 
ligationenrechis anwendbar find, weil die Rückgewährpflicht des An⸗ 
fechtungsgegners ein unmittelbar aus der anfechtbaren Handlung ent⸗ 
ſtandenes Schuldverhältnis (obligatio ex lege) bildet (Jäger, AnfG. 
8 1 Anm. 9, 12). Demnach iſt für den ah wie 

Blätter für Rechtspflege LXIII. N. F. XLIM. 
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für alle geſetzlichen Schuldverhältniſſe das Einzelftatut des Anfechtungs⸗ 
gegners maßgebend ?). 

In Anſehung der gleichartigen querela inofficiosae donationis, 
iſt, ſoweit ſie ſich gegen den Beſchenkten richtet, dieſelbe Argumen⸗ 
tation geboten. 


Aus dieſen Gründen wird die Auffaſſung, daß der Herausgabe⸗ 
anſpruch gegen den Beſchenkten in zwiſchenſtaatlicher Beziehung als 
ein ſchuldrechtliches Verhältnis zu behandeln und deshalb nicht dem 
Erbſtatut, ſondern dem Einzelſtatut zu unterwerfen ſei, den Vorzug 
verdienen. Danach erhebt ſich die weitere Frage — die aber für 
unſeren Fall von untergeordneter Bedeutung iſt —, ob das deutſche 
Recht das Perſonalſtatut (Heimatrecht des Beſchenkten) oder den 
Erfüllungsort der Herausgabeverbindlichkeit entſcheidend ſein läßt 
(Kohler, Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts 1, 55; Zitelmann 
Bd. 2 S. 366 ff.). Die Rechtſprechung ſcheint ſich vorwiegend für das 
Recht des Erfüllungsortes entſchieden zu haben, und zwar einerlei, 
ob es ſich um obligatoriſche Anſprüche aus einem Vertragsverhältnis 
oder aus ungerechtfertigter Bereicherung handelt (ogl. SW. 07, 360; 
RGzZ. 46, 195; 54, 316; 55, 108; 55, 117; 66, 75 — gegen 
61, 343 und 62, 379 —; 74, 173 ff., 78, 59; 81, 275; OLG. 
20, 177). Ohne Bedeutung iſt es hierbei auch, ob die ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung auf unberechtigten oder nachträglich grundlos 
gewordenen Schenkungen [gl. BGB. 88 516 Abi. 2, 527, 528, 
531, 1301, 1584 10), 2329] oder auf anderen Umſtänden (vgl. BGB. 
§§ 323 Abſ. 3, 327, 628, 812 ff., 852 Abſ. 2, 951) beruht. 

Iſt ſonach der von A und B erhobene Herausgabeanſpruch 
(querela inofficiosae donationis; l'action en réduction) nach 
dem für X maßgebenden Einzelſtatut (Heimatrecht oder Recht des 
Erfüllungsortes) zu beurteilen, fo iſt X des Vorteils teilhaftig, ſich 
= die Verjährung zu berufen, die nach § 2332 Abſ. 2 BGB. 

Jahre nach dem Erbfall abgelaufen iſt (C. c. art. 718, 777; 
8 § 1922). Denn für die Verjährung eines Forderungsrechts 
iſt das örtliche Recht maßgebend, dem die betreffende Obligation 
überhaupt unterworfen iſt (Seuff A. 35 Nr. 87; RG. 6, 25; 9, 
226; 74, 173; RG. Entſch. v. 21. Nov. 1910 in Niemeyers Zeitſch. 
24, 325). Hätte der Herausgabeanſpruch überhaupt beſtanden, ſo 


Die Frage iſt allerdings auch ſtreitig (vgl. Hartmann⸗Meikel, 
Anf. 56 Aufl., 1913, S. 46 10 = 5 (wol. 8 
10) ) Bitelmann Bd. 2 S. 7677. 
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könnte X wegen der eingetretenen Verjährung die Erfüllung ver⸗ 
weigern (BGB. § 222 Abſ. 1). Auch kommt zugunſten des X die 
Anwendung des § 2325 Abſ. 3 BGB. in Betracht, wonach die 
Schenkung unberückſichtigt zu bleiben hat, wenn zur Zeit des Erb⸗ 
falles 10 Jahre feit der Leiſtung des verſchenkten Gegenſtandes ver: 
ſtrichen ſind. 

II. 


Wäre auch die unter I. entwickelte Anſicht unrichtig und dem⸗ 
nach die Anwendung des franzöſiſchen Rechts auf den Herausgabe⸗ 
anſpruch geboten, jo wäre doch eine Ausnahme zu machen mit den 
in Deutſchland gelegenen Grundſtücken, die X vom Erblaſſer geſchenkt 
erhalten hat. Denn das franzöſiſche Recht verweiſt, ſoweit es ſich 
um in Deutſchland liegende Grundſtücke handelt, auf das deutſche 
Recht zurück. Dieſes iſt alſo inſoweit in jedem Falle anzuwenden 
(EG. BGB. Art. 27). 

Code civil art. 3 Satz 2 beſtimmt: Les immeubles, möme 
ceux possedes par des étrangers, sont régis par la loi francaise. 
Umgekehrt unterliegen die in Deutſchland gelegenen Grundſtücke eines 
Franzoſen auch nach franzöſiſchem Recht den deutſchen Geſetzen und zwar 
auch in Anſehung der erbrechtlichen Verhältniſſe. Rechtslehre und Gerichts⸗ 
gebrauch haben dieſen Rechtsſatz in Frankreich feſtgeſtellt (RG. Entſch. 
vom 27. Nov. 1911 RGZ3. 78, 49, JW. 12, 246 f.; Zachariae⸗ 
Crome Bd. 1 § 30 S. 110 f. und Anm. 6; 3BlF G. 12, 39 Nr. 20; 
12, 747 Nr. 576; RG. in Niemeyers Zeitſchr. 23, 344ff.). 

Wenn ſonach der Herausgabeanſpruch gegen den Beſchenkten 
überhaupt zu den erbrechtlichen Verhältniſſen gehört, ſo muß nach 
dem Grundſatze der Zurückverweiſung zum mindeſten in Anſehung der 
verſchenkten in Deutſchland liegenden Grundſtücke das deutſche Recht zur 
Anwendung kommen (vgl. auch Planck, EG. BGB. Art. 27 Anm. 3; 
Staudinger⸗Kuhlenbeck, EG. BGB. Art. 27 Anm. IL 5e; 
Niemeyer S. 91, 168; Niemeyer in Zeitſchr. 11, 366). 

Hedemann bekämpft die Rückverweiſung. Er beſtreitet die 
Richtigkeit der franzöſiſchen Rechtſprechung, die dem art. 3 Abſ. 2 C. c. 
eine falſche Auslegung gegeben habe; dieſe Geſetzesſtelle berge aller⸗ 
höchſtens eine einſeitige Kolliſionsnorm zugunſten des franzöſiſchen 
Bodens, nicht aber eine allgemeine Kolliſionsnorm auch für aus⸗ 
ländiſche Grundſtücke (S. 251). Dieſe theoretiſchen Ausführungen 
ſind aber ſchwerlich geeignet, einer feſteingewurzelten Praxis in Frank⸗ 
reich den Boden zu entziehen. Es kann doch nicht beſtritten werden, 
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daß die franzöſiſchen Gerichte in ſtändiger Rechtſprechung der Code⸗ 
ſtelle jene Auslegung gegeben haben, die zur Anwendung des fremden 
Rechts auf die im Auslande liegenden Grundſtücke führt, und man 
darf getroſt ſagen, daß dieſe Auslegung auch die ausdrückliche Billigung 
der franzöſiſchen Geſetzgebung gefunden hat; denn nur ſo iſt die Tat⸗ 
ſache zu erklären, daß gerade Frankreich das Prinzip der unterſchied⸗ 
lichen Behandlung der Mobiliar⸗ und Immobiliarnachläſſe in die von 
ihm abgeſchloſſenen Staatsverträge eingeführt hat (Niemeyer S. 197). 

Es iſt zwar richtig, daß durch die Rückverweiſung der Grund⸗ 
fat der Untrennbarkeit der Erbſchaft durchbrochen wird (quot terri- 
toria tot hereditates). Solche dualiſtiſche Behandlung hat aber 
auch ſonſt in die deutſche Geſetzgebung Eingang gefunden; es iſt in 
dieſer Beziehung auf die oben erwähnten Staatsverträge mit Ruß⸗ 
land vom 12. November / 31. Oktober 1874 und mit Braſilien vom 
10. Januar 1882 zu verweiſen 1). 

Bei dem Herausgabeanſpruch der Pflichtteilsberechtigten gegen 
den Beſchenkten iſt die Folge der Rückverweiſung beſonders auffällig. 
Die Rückverweiſung führt nämlich dazu, daß der Herausgabeanſpruch 
in zwei Teile zerfällt, von denen der eine — nach franzöſiſchem 
Rechte — als dingliches Reduktionsrecht auf Rückgabe der Geſchenke 
in natura, der andere aber — zufolge der Rückverweiſung nach 
deutſchem Rechte zu beurteilen — als Geldleiſtungsanſpruch auf 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in die verſchenkten Grundſtücke ge⸗ 
richtet iſt. Das Bedenken, das in der Durchbrechung des Grund⸗ 
ſatzes der einheitlichen Nachlaßbehandlung liegt, iſt aber — wie das 
Reichsgericht in der Entſcheidung vom 27. November 1911 ausge⸗ 
führt hat — „für ſich allein nicht durchgreifend; vielmehr muß für alle 
Fälle der vorliegenden Art, wie auch in der Rechtslehre faſt durch⸗ 
weg angenommen wird, an der Zuläſſigkeit der Rückverweiſung und 
damit an der Anwendbarkeit des deutſchen Rechts feſtgehalten werden“. 

Die Schwierigkeit, die die Trennung in Mobiliare und Im⸗ 
mobiliarnachlaß — in beſonders augenfälliger Weiſe beim Heraus⸗ 
gabeanſpruch gegen den Beſchenkten — mit ſich bringt, darf alſo nicht 
dazu führen, daß man die Rückverweiſung ablehnt. Eher bildet ſie 
einen weiteren Beweisgrund gegen die Beurteilung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs nach dem Erbſtatut; denn ſie wird vermieden, wenn man 
den Anſpruch ganz dem Einzelſtatut unterwirft. 


11) Vgl. auch EG. BGB. Art. 7 Abſ. 3, 9 Abſ. 2, 11 Abſ. 2 und 28. 
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Entſcheidungen. 


Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


1. Ueber die Ablehnung der Uebernahme einer Vor⸗ 
mundſchaft iſt nach 8 46 FGG. zu entſcheiden, der 
Vormund hat keine Beſchwerde gegen den Be- 
ſchluß des ablehnenden Gerichts. 


Der Vormund hat am 7. Januar 1914 beantragt, die Vor⸗ 
mundſchaft nach Apolda abzugeben, weil ſich das Kind dauernd dort 
befinde. Das Amtsgericht in Jena hat darauf das in Apolda er⸗ 
ſucht, die Vormundſchaft zu übernehmen. Dieſes hat dem erſuchenden 
Gericht gegenüber die Uebernahme abgelehnt. Ohne neuen Antrag 
des Vormundes hat das Amtsgericht in Jena im Auguſt 1914 und 
im März 1915 das Amtsgericht in Apolda um die Uebernahme er⸗ 
ſucht. Dieſes hat dem Amtsgericht in Jena beidemal zurückgeſchrieben, 
es lehne das Erſuchen ab. Darauf hat der Vormund gegen die 
ablehnende Entſcheidung des Amtsgerichts in Apolda Beſchwerde an? 
Landgericht in Weimar eingelegt. Das Landgericht hat dem Vor⸗ 
munde das Recht zur Beſchwerde abgeſprochen, ſeine Beſchwerde aber, 
die ihm das Amtsgericht überſandt hatte, als Anregung zu einer 
Entſcheidung von Amts wegen betrachtet und in der ſo dienſtlich ihm 
unterbreiteten Angelegenheit entſchieden, ein wichtiger Grund zur Ab⸗ 
gabe der Vormundſchaft ans Amtsgericht in Apolda liege nicht vor, 
das Amtsgericht in Jena habe die Vormundſchaft weiter zu führen. 

Gegen dieſen Beſchluß des Landgerichts hat der Vormund 
privatſchriftlich Beſchwerde eingelegt. 

Dieſe Beſchwerde iſt unzuläſſig, entweder ſchon, weil § 46 Abſ. 2 
FGG., nach dem hier das Landgericht verfahren iſt, die Beſchwerde 
ausſchließt, oder weil keine der Formen des $ 29 FGG. eingehalten 
iſt (Rechtsanwalt oder Gerichtsſchreiber). Die fehlende Form nach⸗ 
holen zu laſſen, hätte indes keinen Nutzen. Denn die weitere Be⸗ 
ſchwerde iſt hier wie ſchon die erſte überhaupt nicht ſtatthaft. Der 
Vormund mag ſich über das bisher zuſtändige Vormundſchaftsgericht 
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beſchweren können, wenn es ſich weigert, ſeiner Anregung zu ent⸗ 
ſprechen und mit dem anderen Gericht über die Abgabe in Verhand⸗ 
lung zu treten. [Wellſtein? (06) Bem. 4; Birkenbiehl (00) 
Bem. 7b; Rausnitz (00) Bem. 12; Ebert⸗Dudek⸗Linde⸗ 
mann? (08) Bem. 20 ß je zu § 46 FGG.] Iſt aber das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht ans andere mit dem Erſuchen um Uebernahme 
herangetreten und hat dieſes die Uebernahme abgelehnt, ſo liegt ein 
Streit zwiſchen den beiden Gerichten vor, und über dieſen iſt allein 
in dem beſonderes. geregelten Verfahren nach §S 46 Abſ. 2 FGG. 
zu entſcheiden. Dem Zwecke des Geſetzes, ſolche Zuſtändigkeitsſtreite 
durch einen der Anfechtung entzogenen Machtſpruch des gemeinſchaft⸗ 
lichen oberen Gerichts kurz abzutun, entſpräche es nicht, wenn ſich 
dazwiſchen erſt noch ein verzögerndes Beſchwerdeverfahren über die 
Stellung des einzelnen der beteiligten Amtsgerichte und der ihnen 
übergeordneten Landgerichte einſchieben ſollte. Daß dabei nach weſent⸗ 
lich andern Geſichtspunkten zu entſcheiden ſei, als bei §S 46 Abſ. 2 FGG., 
wie manche Schriftſteller geltend machen (ſo Schultzenſtein 1899 
in ZP. 25, 200), kann nicht anerkannt werden; denn in jedem Falle 
handelt es ſich darum, ob ein wichtiger Grund für die Abgabe vor⸗ 
liegt. Das Oberlandesgericht Jena hat ſich auch ſchon in feiner Ent⸗ 
ſcheidung vom 24. März 1900 (OL G. 1, 120) gegen die Statt⸗ 
haftigkeit der Beſchwerde ausgeſprochen. Eine gegenteilige Entſcheidung 
eines anderen Oberlandesgerichts oder des Reichsgerichts iſt nicht er 
mittelt; die Entſcheidung KOT. 17, 3 iſt vom 27. 12. 97 und be⸗ 
trifft die preußiſche Vormundſchaftsordnung; die Entſcheidungen des 
KG. vom 9. 3. 1900 KGBl. 11, 60, und 18 6. 1900, KGJ. 20 A. 
121. betreffen nicht § 46, ſondern $ 5 FGG. 

Beſchluß des 3. Senats vom 28. Mai 1915 (nach Jena) 
3 III 18/15. 


2. Ein wichtiger Grund zum Rücktritt vom Verlöbnis 
befreit nicht von der Schadenerſatzpflicht, wenn der 
Rücktritt gegen Treu und Glauben verſtößt. 

Die Klägerin war ſeit dem Mai 1907 mit dem Brauer Hermann 
St. aus L. verlobt. Sie hat ihm die Beiwohnung geſtattet und 
am 15. Dezember 1911 ein Mädchen geboren. Bald danach hat 
St. die Beziehungen zu ihr gelöſt. Sie klagte Schadenerſatz nach 
§ 1300 BGB. ein. Nach der Klagerhebung iſt Hermann St. ver⸗ 
ſtorben und von ſeinen Eltern beerbt worden. Dieſe führten den 
Rechtsſtreit fort und beriefen ſich auf 8 1298 Abſ. 3 BGB., wonach 


die Erſatzpflicht nicht eintritt, wenn ein wichtiger Grund für den 
Rücktritt vorlag. Der ſoll darin gelegen haben, daß ihr Sohn an 
Fallſucht (Epilepſie) litt und es deshalb unvernünftig geweſen wäre, 
wenn er ſich verheiratet hätte. 

Das Landgericht war dem beigetreten und hatte die Klage ab- 
gewieſen. 

Auf Berufung der Klägerin hat das Oberlandesgericht ihren 
Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Aus der Be⸗ 
gründung: 

Hermann St. hat nach dem Beweisergebnis ſeit ſeiner Kindheit 
an ſchwerer, mit Krampfanfällen verbundener Fallſucht gelitten. Der 
Natur dieſes unheilbaren Leidens entſpricht es, daß ſein Zuſtand 
zeitweiſe günſtiger, zeitweiſe ſchlechter war. Daß ein derartig Erkrankter 
nicht heiraten ſoll, weil er nicht imſtande iſt, die den ſittlichen Grund⸗ 
lagen der ehelichen Lebendgemeinſchaft entſprechenden Pflichten zu er⸗ 
füllen, und weil ſich die Krankheit auf ſeine Nachkommenſchaft ver⸗ 
erben kann, das iſt den Beklagten und dem Vorderrichter ohne weiteres 
zuzugeben. Deshalb iſt epileptiſche Erkrankung ohne Zweifel ein 
wichtiger Grund zur Auflöſung eines Verlöbniſſes, ſowohl für den 
Kranken wie für den anderen Teil. Wenn Hermann St. erſt nach 
Eingehung des Verlöbniſſes. von dem Leiden befallen worden wäre, 
ſo ſtände auch nichts im Wege, daß ſeine Erben wegen § 1298 
Abi. 3 BGB. die Schadenerſatzpflicht ablehnten. Er war aber in 
Wirklichkeit ſchon Epileptiker, als er ſich mit der Klägerin verlobte 
und das Verhältnis zum geſchlechtlichen Verkehre ausnutzte. Alſo 
ſetzte er ſich über das an ſich gerechtfertigte Bedenken gegen ſeine 
Verehelichung bewußt hinweg. Seine Braut hat, das iſt anzunehmen, 
von ſeinem krankhaften Zuſtande gewußt und ſich ſeiner Auffaſſung 
angeſchloſſen, daß er die Heirat nicht hindern ſollte. Unter dieſen 
Umſtänden aber verſtößt es ihr gegenüber gegen Treu und Glauben, 
wenn er die Auffaſſung einſeitig wechſelte und nachträglich ſeinen 
Krankheitszuſtand als Grund zu ſeinem Rücktritt verwertete. Dieſer 
mag zwar trotzdem zu billigen fein, doch hatte ſich Hermann St. 
durch ſein früheres Verhalten des Rechts begeben, den Grund ſeiner 
Braut gegenüber geltend zu machen. Sonach können ſich auch ſeine 
Erben nicht auf 8 1298 Abſ. 3 BGB. berufen. 


Urteil des 1. Zivilſenats vom 7. Juli 1915, 1 U 36/15 (nach 
Gera). 
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3. Unter welchen Vorausſetzungen ſind die Mehrkoſten 
erſtattbar, die dadurch erwachſen, daß ſich eine 
Partei im Mahnverfahren eines Rechtsanwalts 
bedient, der bei dem Landgericht nicht zugelaſſen 
iſt, vor dem dann der Rechtsſtreit infolge Wider- 
ſpruchs des Gegners geführt werden muß. 

Aus den Gründen eines Beſchluſſes vom 28. April 1915, der 
einen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß abänderte: 

Die Klägerin hatte ſich, um den Zahlungsbefehl des Großherzogl. 
Amtsgerichts in W. vom 28. Juli 1913 über 1000 M. nebſt Zinſen 
und Koſten zu erwirken, des Beiſtandes des Rechtsanwalts Juſtizrat 
N. in Qu. bedient. Nachdem der Beklagte Widerſpruch erhoben 
hatte, hat ſie ſich im Rechtsſtreit vor dem Amtsgericht und (infolge 
Verweiſung nach 8 697 ZPO.) vor dem Landgericht durch den Rechts⸗ 
anwalt Dr. A. in Weimar vertreten laſſen. Sie beanſprucht für den 
Qu. Anwalt die volle Gebühr für die Vertretung im Mahnverfahren 
(8 38 Ziff. 1 RAGebO.), außerdem 7/0 der Prozeßgebühr, ferner 
für Dr. A. die volle Prozeßgebühr, jedesmal mit Pauſchſatz. Das 
Landgericht hat in Uebereinſtimmung mit dem Gerichtsſchreiber die 
Gebühr nach § 38 (28 M.) nebſt Pauſchſatz (5,60 M.) geſtrichen. 
Zu einem Anwaltswechſel für die Klägerin habe kein beſonderer 
Grund vorgelegen, fie hätte, da es ſich um eine reine Darlehns⸗ 
forderung auf Grund eines Schuldſcheins handelte, ſelbſt ohne 
Schwierigkeit einen am Landgericht W. zugelaſſenen Anwalt mit der 
Einleitung des Mahnverfahrens beauftragen können und der Zuziehung 
eines auswärtigen Anwalts nicht bedurft. So hätte fie / der Prozeß⸗ 
gebühr erſpart, die ſich ein Weimarer Anwalt nach § 38 RAGebd. 
a. E. hätte anrechnen laſſen müſſen. 

Dieſe Auffaſſung kann nicht gebilligt werden. Die Erwägungen 
beziehen ſich auf die Frage, ob die Annahme eines auswärtigen 
Anwalts zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendig war. 
Das iſt entſcheidend für die Erſtattbarkeit der Koſten eines Verkehrs⸗ 
anwalts ($ 44 RAGEbD.), hier aber kommt dieſe Erwägung erſt 
in zweiter Reihe in Betracht. Wie der Senat ſchon wiederholt 
ausgeſprochen hat, iſt zunächſt zu fragen, ob die Partei, die den 
Zahlungsbefehl erwirkte, nach der Sachlage mit Wahrſcheinlichkeit 
annehmen mußte, daß ihr Gegner dagegen Widerſpruch erheben werde. 
Mußte ſie das, ſo iſt ſie verpflichtet, ſich ſchon im Mahnverfahren 
eines Anwalts zu bedienen, der ſie dann auch im Rechtsſtreit ver⸗ 
treten kann, jedoch vorbehältlich der ſolchenfalls in zweiter Linie an⸗ 
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zuſtellenden Prüfung, ob ſie nach Lage der Dinge etwa befugt war, 
den auswärtigen Anwalt als Verkehrsanwalt heranzuziehen. Hatte 
ſie aber nicht mit der Wahrſcheinlichkeit des Widerſpruchs zu rechnen, 
ſo erſcheint ſie berechtigt, ſich fürs Mahnverfahren ihren Anwalt 
ohne Rückſicht auf einen anſchließenden Prozeß zu wählen, und kann 
dann die Erſtattung der bei ihm und beim prozeßführenden Anwalt 
erwachſenen Koſten je dem vollen Betrage nach beanſpruchen. In 
einem ſolchen Falle kann ein Anwaltswechſel nicht als von der Partei 
verſchuldet gelten. 


Prüft man nun an der Hand dieſer Grundſätze die gegebene 
Sachlage, ſo kommt man zum Ergebnis, daß die Klägerin nicht anzu⸗ 
nehmen hatte, der Beklagte werde mit ihr prozeſſieren. Sie hatte 
ſeinen Schuldſchein über das Darlehen von 1000 M., deſſen Rück⸗ 
zahlung ſie verlangte, in Händen und beſaß außerdem zwei Briefe, in 
denen er ſeine Schuld dem Erblaſſer der Klägerin gegenüber noch 
beſtätigt hatte. Bei ſo klarer Sachlage durfte ſie der Meinung ſein, 
daß es nur des Zahlungsbefehls bedürfen werde, um ihn zur Erfüllung 
ſeiner Verbindlichkeiten zu beſtimmen. Damit, daß er Einwendungen 
vorbringen werde, die ſich im Rechtsſtreit dann als gänzlich unbe⸗ 
gründet erwieſen, brauchte ſie nicht zu rechnen. 


Sonach iſt die volle Gebühr von 28 M. nebſt 5,60 M. Pauſch⸗ 
ſatz für den Juſtizrat N. in Qu. erſtattbar. Der Beſchluß des Ge⸗ 
richtsſchreibers hat aber davon bereits 5/10, nämlich 8,40 + 1.70 M. 
als „Prozeßgebühr“ mit Pauſchſatz, feſtgeſetzt. Da für den genannten 
Anwalt eine weitere Gebühr außer der nach § 38 RAGeb. O. nicht in 
Frage kommt — der Zuziehung eines Verkehrsanwalts bedurfte es 
nicht, wie ſchon der Gerichtsſchreiber zutreffend dargelegt hat — ſo 
find nur noch die weiteren ¼10 der geforderten Sätze (19,60 + 3,90 M.) 
feſtzuſetzen. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 28. April 1915, 1 W 65/15 
(nach Weimar). 


4. Die Beſchwerdeſumme von 50 M. (8 22 der Bundes- 
rats verordnung vom 9. September 1915) gilt auch 
für die Feſtſetzung der Gebühren und Auslagen 
von Zeugen und Sachverſtändigen. 

Die Beſchwerde eines Sachverſtändigen gegen den Beſchluß, 
der ſeine Gebühren und Auslagen feſtſetzte, wurde vom 1. Zivil⸗ 
ſenat als unzuläſſig verworfen mit folgender Begründung: 
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Die Beſchwerdeſumme beträgt 14,59 M. Nach § 22 der Ber- 
ordnung des Bundesrats zur Entlaſtung der Gerichte vom 9. Sep⸗ 
tember 1915 (RG Bl. S. 566) unterliegen aber Entſcheidungen in 
betreff der Prozeßkoſten einer Beſchwerde nur, wenn die Beſchwerde⸗ 
ſumme den Betrag von 50 M. überſteigt. Zu dieſen Entſcheidungen 
ſind bei ſinngemäßer Auslegung auch diejenigen zu rechnen, die zur 
Feſtſetzung der Gebühren und Auslagen für Zeugen oder Sachver⸗ 
ſtändige ergehen. Dafür ſpricht noch beſonders, daß nach § 17 der 
Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige vom 10. Juni 1914 
die allgemeinen Grundſätze der zivilprozeſſualen Beſchwerde auch im 
Verfahren nach der Gebührenordnung anzuwenden ſind. Danach iſt 
auch § 568 Abi. 3 ZPO. anwendbar (vgl. RG. bei Gruchot 44, 
1189, RG. in Seuff A. Bd. 56 Nr. 263), der dieſelbe Beſchwerdeſumme 
für die weitere Beſchwerde feſtſetzt und der Reglung in § 22 der Ver⸗ 
ordnung vom 9. September 1915 zum Vorbilde gedient hat. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 24. November 1915 1 W 160/15 


(nach Eiſenach). 


5. Kriegsausbruch kein Grund, einen Konzertvertrag 
aufzukündigen. 

Der klagende Konzertmeiſter hat am 20. Februar 1914 mit der 
verklagten Gaſtwirtſchafts⸗Betriebsgeſellſchaft einen Vertrag geſchloſſen, 
wodurch er ſich verpflichtete, an vorher feſtgeſetzten Sonn⸗ und Feier⸗ 
tagen in deren Wirtſchaftsunternehmen von 3½ — 7 ½ Uhr Konzert⸗ 
muſik zu ſpielen. Er hatte dabei ſelbſt mitzuwirken und noch 4 Muſiker 
auf eigene Koften zu ſtellen. Für jedes Konzert ſtanden ihm 60 M. 
zu. Wurden die Konzerte nur bis 6 ½ Uhr abgehalten, fo erhielt 
er nur 40 M. Die Dauer des Konzerts beſtimmte die Betriebs⸗ 
geſellſchaft. 

Nach Kriegsausbruch, am 28. Auguſt 1914, ſchrieb die Geſell⸗ 
ſchaft dem Konzertmeiſter, ſie werde die Konzerte nicht mehr ſtatt⸗ 
finden laſſen und ſetze ſeine Zuſtimmung voraus. Der Konzertmeiſter 
widerſprach und verlangt Bezahlung für die ſeitdem fausgefallenen 
18 Konzerte mit je 40 M= 720 M. mit Prozeßzinſen. Die ver⸗ 
klagte Betriebsgeſellſchaft macht geltend, der Krieg habe die Konzerte 
unmöglich gemacht, die ſofortige Kündbarkeit eines ſolchen Vertrags 
ſei nach der Verkehrsſitte auch als ſtillſchweigend vereinbart zu be⸗ 
trachten, zum mindeſten bilde der Krieg einen „wichtigen Grund“ 
zur friſtloſen Kündigung. 

Dieſe Einreden ſind unbegründet. 
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Es iſt keine Verkehrsſitte nachweisbar, wonach Verträge all⸗ 
gemein oder Verträge auf Konzertmuſikleiſtungen unter der ſelbſtver⸗ 
ſtändlichen und nur dieſer Selbſtverſtändlichkeit wegen nicht beſonders 
ausgeſprochenen Beſtimmung abgeſchloſſen zu werden pflegten, daß 
ſie bei Kriegsausbruch nicht mehr gelten oder entſchädigungslos ein⸗ 
ſeitig aufgehoben werden dürften. 

Der Krieg hat auch das Abhalten von Konzerten nicht zur 
(objektiven) Unmöglichkeit gemacht. Allenthalben finden noch Konzerte 
ſtatt, namentlich auch Nachmittagskonzerte in Wirtſchaften. Daß es 
in .. . burg unterſagt geweſen wäre, ift nicht dargetan. Auch daß 
ganz allgemein das Konzertegeben und Konzertbeſuchen als etwas 
angeſehen worden wäre, was gegen die guten Sitten und den Anſtand 
und die Zeitanſchauungen verſtieße, trifft nicht zu, namentlich wenn, 
wozu der Kläger unbeſtritten befähigt war, die Auswahl der Muſik⸗ 
ſtücke den Zeitverhältniſſen angepaßt wurde. Beim Tanzen mochte 
es anders liegen. Aber das machte nicht die Vertragsleiſtung un⸗ 
möglich, um die es ſich hier handelt. Für die Betriebsgeſellſchaft 
mögen die Konzerte ein Mittel zu dem Zwecke geweſen ſein, ſchon 
des Nachmittags Gäſte für den am Abend ſtattfindenden Tanz (Abend⸗ 
eſſen, Weinzwang) anzulocken und feſtzuhalten, und der Tanz mochte 
vielleicht nicht mehr erlaubt oder beſucht worden ſein. Aber das 
ändert an der Möglichkeit der Nachmittagskonzerte nichts. Nur auf 
dieſe bezieht ſich der Vertrag. Seine urſprünglich geplante Erſtreckung 
auf die Tanzmuſik iſt im endgültigen Vertrage geſtrichen, nur die 
Beſtimmung, daß für kürzere Konzerte 40 ſtatt 60 M. zu zahlen 
ſeien, deutet allenfalls noch darauf hin, daß die Wirtſchaftsgeſellſchaft 
ſtatt der längeren Konzerte (ohne Tanz) auch kürzere mit nachfolgendem 
Tanz ins Auge gefaßt hatte. Die Ausſage des Zwangsverwalters 
B. zeigt, daß man mit beiden Arten der Konzerte Verſuche gemacht 
hat. Hiernach war die Abhaltung von Tänzen keine vertragliche 
Vorausſetzung für die Gültigkeit des Vertrags und nicht beſtimmend 
für den Inhalt der Vertragsleiſtung. Dieſe beſtand im Darbieten 
von Konzertmuſik. Das hat der Krieg nicht (objektiv) unmöglich 
gemacht; es ſtand der Betriebsgeſellſchaft nichts im Wege, wenn ſie 
wollte, den Kläger Konzertmuſik in ihren Wirtſchaftsgärten oder 
räumen ſpielen zu laſſen. Ob es für ſie ertragreich oder verluft- 
bringend war, iſt keine Frage der objektiven Unmöglichkeit. | 

Aus ähnlichen Erwägungen ift aber auch zu verneinen, daß 
die Betriebsgeſellſchaft fh durch Kündigung weiterhin von ihren 
Zahlungspflichten freimachen konnte. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
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ob der vorliegende Konzertmuſikvertrag ein Werkvertrag (§ 631 f. BGB.) 
oder ein Dienſtvertrag (§ 611 f.) iſt. Denn unter beiden Geſichts⸗ 
punkten hat die vorzeitige Abſage dieſelben Wirkungen für die An⸗ 
ſprüche des Konzertmeiſters (§ 649 oder $ 615 BGB.). Nur wenn 
für die Kündigung ein „wichtiger Grund“ im Sinne des § 626 BGB. 
vorgelegen hätte, käme etwas darauf an, ob der Vertrag Werkvertrag 
oder Dienſtvertrag iſt. Einen wichtigen Grund zur Auflöſung des 
Vertragsverhältniſſes bildet aber der Kriegsausbruch hier nicht. In 
Uebereinſtimmung mit dem preußiſchen Kammergericht (Urteil des 
6. Ziv.⸗Sen. vom 28. Juni 1915, 6 U 1988/15 zu 41 0301/14 LG. J 
Berlin, abgedruckt in Nr. 30/1915 der Deutſchen Muſikerzeitung) 
geht das Oberlandesgericht dabei von folgenden Gründen aus: Neben 
äußeren Einwirkungen, die die objektive Unmöglichkeit der Dienſt⸗ 
leiſtungen ſelbſt oder des Unternehmens herbeiführen, für deſſen Zwecke 
die Dienſte zu leiſten ſind, können als wichtige Gründe. für die Auf⸗ 
löſung des Dienſtverhältniſſes zwar auch andere Umſtände in Betracht 
kommen, die die Vertragseinhaltung nicht „unmöglich“ machen, bei 
denen jedoch nach Treu und Glauben dem Dienſtberechtigten die 
Durchführung des Unternehmens und die Fortſetzung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes nicht zuzumuten wäre; als ſolcher Umſtand darf aber 
die bloße wirtſchaftliche (finanzielle) Ertragloſigkeit (Unrentabilität) 
eines Unternehmens nicht verwertet werden. Denn die Gefahr, bei 
einem wirtſchaftlichen Betriebe mit Verluſt zu arbeiten, hat grundſätz⸗ 
lich und ausſchließlich der Unternehmer zu tragen, dem auch der 
Gewinn zufließt, nicht der gegen feſte Vergütung zu Dienſtleiſtungen 
Verpflichtete. Reine Rückſichten auf die Einträglichkeit, auf eine Un⸗ 
möglichkeit gewinnbringender Durchführung des Unternehmens 
können daher keinen wichtigen Grund im Sinne des § 626 BGB. 
abgeben. Die Betriebsgeſellſchaft kann ſich daher nicht darauf berufen, 
daß der Beſuch der Nachmittagskonzerte geringer geworden wäre, ſei 
es wegen Fehlens junger Herren, ſei es wegen des Ausfallens der 
anſchließenden Tänze, ſei es wegen Verſchlechterung der Zugver⸗ 
bindungen, fei es wegen der Anſchauungen eines Teiles der Bevölke⸗ 
rung über Konzertbeſuch in Kriegszeiten; ebenſo iſt es unerheblich, ob 
es ſich infolge Verringerung auch des ſonſtigen Verkehrs für ſie 
überhaupt nicht mehr gelohnt habe, ihren Gaſtwirtſchaftsbetrieb 
in dem früheren Umfange und namentlich in den Räumlichkeiten auf⸗ 
recht zu erhalten, in denen die Konzerte ſtattfinden ſollten. Alles 
das ſind Nachteile, die der Inhaber eines Unternehmens als die 
Unternehmergefahr ſchlechten Geſchäftsgangs ſelbſt zu tragen hat und 
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die er nicht — in Geſtalt vorzeitiger Vertragsauflöſung — auf 
ſeine Dienſtverpflichteten (Köche, Kellner, Betriebsführer, Muſikanten 
uſw. abwälzen darf. 

Hiernach iſt auch die Einrede des Kündigungsrechts unbegründet. 
Die Betriebsgeſellſchaft iſt verpflichtet, dem Konzertmeiſter nach § 615 
oder 8 649 BGB. die vereinbarte Vergütung für die abgeſagten Konzerte 
zu zahlen. Dieſer muß ſich aber anrechnen laſſen, was er infolge 
des Unterbleibens der Konzerte erſpart hat oder durch anderweite 
Verwendung ſeiner und ſeiner Leute Arbeitskraft erworben hat oder 
zu erwerben böswillig unterlaſſen hat (§§ 615, 649 je Satz 2). In 
dieſer Richtung wendet die Betriebsgeſellſchaft ein, er habe die Reiſe⸗ 
koſten und den Zahlungsaufwand erſpart, die er bei ſeiner und ſeiner 
Gehilfen Reiſen nach dem Orte des Unternehmens der Verklagten 
zu tragen gehabt hätte, ſeine Gehilfen A. und L. hätten von ihm 
auch nicht bezahlt zu werden brauchen, da ſie, wie feſtſteht, andere 
Beſchäftigung gehabt hätten. 

Urteil vom 1. November 1915, U 76/15 zu O 11/15 (nach 
Rudolſtadt). 


6. Militäriſche Beſchlagnahme der Kaufgegenſtände 
hebt nach und nach zu erfüllende Kaufgeſchäfte für 
die Zeit nach der Beſchlagnahme auf. 

Durch Schluß vom 26. Mai 1914 hatte die Beklagte der Klägerin, 
mit der ſie ſchon lange in Geſchäftsverbindung ſtand, 5000 kg näher 
bezeichnete Zephyrgarne zu 6,50 M. für 1 kg verkauft zur Abnahme 
nach und nach im zweiten und dritten Kalendervierteljahr 1914 „an⸗ 
ſchließend“, d. h. lieferbar im Anſchluß an den damals noch un⸗ 
erledigten Reſt eines früheren Abſchluſſes. Davon find 4220, 300 kg 
geliefert. Die Lieferung des Reſtes von 779,700 kg iſt unterblieben, 
weil durch Verfügungen des ſtellvertretenden Generalkommandos des 
IV. Armeekorps vom 1. November 1914 und 3. Januar 1915 die 
im Beſitze der Beklagten befindlichen Wollen für militäriſche Zwecke 
mit Beſchlag belegt wurden. Die Klägerin beſcheidet ſich deſſen, daß 
ihr während der Dauer der Beſchlagnahme nicht geliefert werden 
kann, verlangt aber Verurteilung der Beklagten zur Lieferung des 
Reſtes, ſobald die Beſchlagnahme ihrer Wollvorräte aufgehoben ſei. 
Dieſe hält den unerledigten Teil des Schluſſes für endgültig aufge⸗ 
hoben und hat beim Landgericht Altenburg die Abweiſung der Klage 
erreicht. 

Die Berufung der Klägerin iſt zurückgewieſen worden: 
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Zwar ſei der Klägerin zugegeben, daß man ſich nicht ſtreng 
daran hielt, den Schluß vom 26. Mai 1914 bis Ende September 
des Jahres abzurufen, und die Beklagte ſich auch danach noch zur 
Lieferung verpflichtet fühlte. Das mag auch in der früheren Geſchäfts⸗ 
verbindung der Parteien ſo gehandhabt worden ſein. Aber darauf 
kommt für die Entſcheidung nichts an. Denn ſeitdem iſt ein ſo 
langer Zeitraum verſtrichen, daß eine Erſtreckung der Abruffriſt bis 
jetzt keinesfalls in Frage kommt. Seit deren Ablauf ſind nämlich 
nun faſt 15 Monate vergangen, und nahezu ebenſo lange währt 
die durch die Beſchlagnahme verurſachte Unmöglichkeit der Erfüllung. 
Am 1. November 1914 belegte die Militärbehörde 75 v. H. aller 
Woll⸗, Kammzug⸗ und Garnvorräte mit Beſchlag und am 3. Januar 
1915 auch den bis dahin freigelaſſenen Reſt. Die Behauptung der 
Klägerin, die Beſchlagnahme ſei wieder aufgehoben worden, iſt nicht 
ernſt zu nehmen; das Gegenteil iſt gerichtskundig. Iſt aber ſo lange 
Zeit hindurch dem Schuldner die Leiſtung unmöglich geweſen, ſo 
kann ihm bei einer Vertragsauslegung, wie Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte fie fordern ($ 157 BGB.), nicht zu⸗ 
gemutet werden, nach ſchließlicher Behebung des Hinderniſſes den von 
der Zeit längſt überholten Vertrag noch gelten zu laſſen und den 
Reſt der Ware zu deſſen Bedingungen zu liefern. Die Anordnungen 
der Militärbehörden haben natürlich die Verhältniſſe auf dem Woll⸗ 
und Garnmarkt grundſtürzend verändert, und niemand kann jetzt vor⸗ 
herſehen, wie ſich dieſe geſtalten werden, wenn einmal die Beſchlag⸗ 
nahme aufgehoben werden wird, was vor der Beendigung des Krieges 
ſchwerlich geſchehen kann. Hätten die Parteien beim Vertragsſchluß 
daran gedacht, daß eine ſolche Unſicherheit der wirtſchaftlichen Lage 
der Spinnereien eintreten könne, ſo würden ſie ſich einverſtanden 
erklärt haben, daß dadurch ihr Vertrag gelöſt werde, ſoweit er noch 
nicht erfüllt wäre. 

Daran würde auch nichts geändert, wenn die Beklagte, wie die 
Klägerin behauptet, noch die zur Erfüllung des Schluſſes nötige 
Menge Zephyrgarn beſäße. Denn ſie kann unmöglich beurteilen, ob 
und wann ſie etwa dieſe Vorräte zur freien Verfügung überlaſſen 
erhalten wird. Wenn eine andere Firma, auf die ſich die Klägerin 
zum Beweiſe beruft, die Freigabe von Wolle zum Kämmen erreicht 
hat, ſo folgt daraus nichts für die Lage der Dinge nach der Auf⸗ 
hebung der Beſchlagnahme. Nur darum handelt ſich'8 aber bier; 
denn die Klägerin fordert nicht Lieferung während ihres Beſtehens, 
erkennt vielmehr an, daß dieſe fo lange der Beklagten unmöglich if. 
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Es iſt alſo unerheblich, ob etwa auch fie eine Freigabe durchſetzen 
könnte. 

Schließlich verwertet die Klägerin Briefe der Beklagten vom 
24. und 28. Oktober 1914, alſo aus der Zeit vor der erſten Be⸗ 
ſchlagnahmeverfügung, in denen ſie ſich bereit erklärte, die noch aus⸗ 
ſtehenden Mengen Garn nach Wiederherſtellung des Friedens zu 
zu liefern. Dieſe Erklärungen ſind durch die Ereigniſſe überholt. 
Weder die Beſchlagnahme noch die lange Dauer des Krieges ließ 
ſich damals vorherſehen. Man kann es deshalb der Beklagten nicht 
verargen, wenn ſie jetzt in Hinſicht auf die Verhältniſſe nach der 
Beendigung des Krieges — oder der Aufhebung der Beſchlagnahme — 
eine andere Auffaſſung vertritt. Ebenſowenig fallen ihre Briefe vom 
18. und 19. Dezember 1914 ins Gewicht. Sie beziehen ſich auf 
Garnlieferungen, die ſie aus dem damals noch freien Viertel ihrer 
Vorräte machte, und haben für die Beurteilung der Sachlage nach 
der bald darauf ausgeſprochenen völligen Beſchlagnahme keine Be⸗ 
deutung. 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 23. Dezember 1915, 3 U 119/15 
(nach Altenburg). 


7. Gegen den abgewieſenen Konkursantragſteller hat 
der Gemeinſchuldner keinen Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruch. 

Ein Gläubiger der Gutsbeſitzerin Frau S. hatte beantragt, über 
ihr Vermögen das Konkursverfahren zu eröffnen. Sein Antrag iſt 
vom Amtsgericht „auf ſeine Koſten“ zurückgewieſen worden. Der 
Antragſteller hat dagegen Beſchwerde eingelegt, dann aber den Konkurs⸗ 
antrag zurückgenommen. Frau S. hat ſich im Beſchwerdeverfahren 
durch einen Anwalt vertreten laſſen, vielleicht auch ſchon während des 
amtsgerichtlichen Verfahrens ſich von ihm beraten und ſelbſt ihr An⸗ 
weſen durch Sachverſtändige taxieren laſſen. Sie beantragte nun 
Feſtſetzung der Koſten, die dadurch entſtanden waren, und der Gerichts⸗ 
ſchreiber gab dem ſtatt. Der Antragſteller wendete Erinnerung ein, 
wurde aber vom Amtsgericht zurückgewieſen. Er legte deshalb ſo⸗ 
fortige Beſchwerde ein; das Landgericht hob den Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß auf und wies den Antrag auf Koſtenfeſtſetzung ab. Dagegen 
legt Frau S. weitere ſofortige Beſchwerde ein und beantragte: 

den Beſchluß des Beſchwerdegerichts aufzuheben, die Beſchwerde 

des Konkursantragſtellers zurückzuweiſen und ihm die Koſten der 

Beſchwerden aufzuerlegen. 
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Dieſe weitere fofortige Beſchwerde ift unbegründet. 

Die Konkursordnung enthält keine Beſtimmung, wonach der 
Konkursantragſteller der feinen Antrag zurücknimmt oder damit 
abgewieſen wird, dem Gemeinſchuldner deſſen Koſten erſtatten muß. 
Die Gemeinſchuldnerin beruft ſich zu Unrecht darauf, daß nach 
§ 72 KO. die Vorſchriften der ZPO. über die Koſtenerſtattung an⸗ 
zuwenden wären. Das Landgericht hat mit Recht darauf hinge⸗ 
wieſen, daß § 72 KO. ſelbſt die Einſchränkung enthält: „ſoweit 
nicht aus den Beſtimmungen der Konkursordnung ſich Abweichungen 
ergeben“. Es hat mit Recht daraus entnommen, daß eine Beſtim⸗ 
mung der ZPO. hiernach dann nicht auf das Konkursverfahren 
übertragen werden kann, wenn ihre Anwendung der Natur des 
Konkursverfahrens als eines gerichtlichen Verteilungsverfahrens wider⸗ 
ſpricht. Das Konkursverfahren iſt kein Rechtsſtreit im Sinne der 
ZPO., wo ſich Kläger und Beklagter als Parteien gegenüber⸗ 
ſtehen. Kann es doch auch auf Antrag des Gemeinſchuldners ſelbſt 
eröffnet werden. Deshalb können auch die Beſtimmungen der ZPO., 
die auf dem Gegenſatze zwiſchen mehreren Perſonen (Parteien) be⸗ 
ruhen, nicht auf das Konkursverfahren angewandt werden; und dazu 
gehört auch die Vorſchrift des § 91 ZPO. daß der unterliegende 
Teil dem Gegner deſſen Koſten zu erſtatten hat. Das Verfahren iſt 
nicht ſo geſtaltet, daß der Gemeinſchuldner die Rolle einer Gegenpartei 
des Antragſtellers einnimmt. Im Konkursverfahren herrſcht wie im 
Strafverfahren der Amtsbetrieb und die Ermittelung von Amts wegen. 
Das Gericht hat nach 8 75 KO. von ſich aus die nötigen Ermitte⸗ 
lungen anzuſtellen, ohne daß es einer Mitwirkung des Schuldners 
bedarf. Ihm ſoll nur Gelegenheit gegeben werden, ſich zu äußern; 
er kommt nur als Auskunftsperſon in Betracht; die Vorſchrift, ihn 
zu hören, ſoll nur dazu dienen, die Ermittelung der Wahrheit zu 
fördern. Aeußert er ſich aber nicht oder iſt er nicht zu erlangen, ſo 
treten deshalb nicht etwa Verſäumnisfolgen ein; das Konkursgericht 
hat vielmehr von ſich aus zu ermitteln, ob die Vorausſetzungen für 
die Konkurseröffnung vorliegen (88 105, 75 KO.). Die Konkurs⸗ 
ordnung verlangt vom Gemeinſchuldner nicht, daß er Material heran⸗ 
ſchaffe, um die Konkurseröffnung abzuwenden. Koſten braucht er 
ſich alſo nicht zu machen; die Ermittelungen hat das Gericht auf 
Koſten der Staatskaſſe anzuſtellen. Dafür kann es vom Konkurs⸗ 
antragſteller einen Auslagenvorſchuß einfordern (8 84 GKG.) . Macht 
daher der Schuldner ſelbſt Aufwendungen, indem er ſich einen Rechts⸗ 
anwalt annimmt oder auf eigene Koſten Erhebungen veranſtaltet, ſo 
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tut er es, ohne dazu durch die Art des Verfahrens genötigt zu ſein. 
Er kann deshalb keinen Erſatz dafür verlangen. Er befindet ſich in 
derſelben Lage wie der Beſchuldigte im amtlich betriebenen Straf⸗ 
verfahren. Ausnahme⸗Vorſchriften aber, wie § 219 Abſ. 3 oder 
§ 499 Abſ. 2 StPO., enthält die Konkursordnung nicht. 

Die Koſtenentſcheidung in dem Beſchluſſe, der den Konkursantrag 
ablehnt, kann ſich daher nur auf die Gerichtskoſten beziehen. Deshalb 
kann unerörtert bleiben, ob dieſer Beſchluß noch maßgebend iſt, nach⸗ 
dem vor feiner Rechtskraft der Eröffnungsantrag überhaupt (nicht 
nur die Beſchwerde) zurückgenommen worden iſt, und ob für die 
Feſtſetzung der Koſten, ſoweit fie der Gemeinſchuldnerin erſt im Be⸗ 
ſchwerdeverfahren erwachſen find, ein vollſtreckbarer Titel ($ 103 
Abſ. 1 ZPO.) vorliegt. 

Für die Koſten des jetzigen Koſtenfeſtſetzungsſtreites ſind dagegen 
die Vorſchriften der ZPO. anzuwenden und vom Landgericht auch 
mit Recht angewendet worden, weil die Gemeinſchuldnerin ſelbſt ein 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren nach der ZPO. eingeleitet hat. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 24. Februar 1914, 3 W 18/14 
zu N 5/13 (nach Altenburg). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


1. Boraudfegungen der Oeffentlichkeit eines Weges' 
Nach den Feſtſtellungen des Landgerichts iſt der Angeklagte am 

30. Juni und 3. Juli 1913 über eine Wieſe gegangen, die ihm 
nicht gehörte. Die Wieſe war, ſoweit fie nicht ſchon durch die Ilm 
und den Mühlgraben abgeſchloſſen war, mit einer Einfriedigung 
verſehen, und auch die Aberntung der Wieſe war damals noch nicht 
beendet. Auch war dem Angeklagten etwa 2 Wochen vorher das 
Begehen des Wieſengrundſtücks ausdrücklich ſchriftlich im Namen des 
Eigentümers unterſagt worden. Damit ſind die Tatbeſtandsmerk⸗ 
male des § 368 Nr. 9 StGB. erfüllt, auf Grund deſſen das Land⸗ 
gericht den Angeklagten verurteilt hat. Die Reviſion ficht das Urteil 
auch nur inſoweit an, als es nicht anerkannt hat, daß der vom 
Angeklagten begangene Fußpfad über die Wieſe ein öffentlicher ſei. 
Die Rüge iſt unbegründet. Das Landgericht hat den Einwand 

des Angeklagten, er ſei berechtigt, den Weg zu benutzen, geprüft. Es 
hat feſtgeſtellt, daß der Angeklagte vor etwa 4 Jahren noch ſelbſt 


Eigentümer der Wieſe war und ſich bei ihrem Verkauf an 155 jetzigen 
Blätter für Rechtspflege LXIII. N. F. XLIII. 
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Eigentümer kein Wegerecht hat einräumen laſſen. Daraus entnimmt 
es mit Recht, daß ihm ein privates Wegerecht nicht zuſtehen kann 
— weder zufolge Einräumung noch zufolge Erſitzung. — Es hat 
aber weiter auch geprüft, ob das Begehen der Wieſe für den An⸗ 
geklagten etwa deshalb nicht unbefugt war, weil der Weg ein öffent⸗ 
licher war. Auch dies hat es verneint. | 

Zu Unrecht rügt die Reviſion, das Landgericht habe dabei ver- 
kannt, daß der Weg auch durch Verjährung (Erſitzung) zu einem 
öffentlichen Wege habe werden können, insbeſondere wenn er in den 
letzten 32 Jahren vor der Anlegung des Grundbuchs ungehindert 
begangen worden ſei. Mit dem Reichs- oder Landes⸗Grundbuchrecht 
hat die Frage, ob ein Weg ein öffentlicher iſt, nichts zu tun. Eine 
Erſitzung als Entſtehungsgrund der Oeffentlichkeit eines Weges gibt 
es aber überhaupt nicht. Ein Weg kann nur dadurch öffentlich 
werden, daß er außer von dem privatrechtlichen Eigentümer des 
Weggrundſtücks auch von der Wegepolizeibehörde und von dem 
Wegebau⸗ und ⸗unterhaltungspflichtigen dem allgemeinen Gebrauche 
gewidmet wird. Gewiß iſt das auch ohne auddrückliche Erklärung 
durch ſchlüſſiges Verhalten möglich, und die langjährige Duldung der 
tatſächlichen allgemeinen Benutzung des Weges kann in dieſem Sinne 
gedeutet werden. Aber daraus folgt noch nicht, daß es ſich um 
eine Erſitzung handelt, auf die die privatrechtlichen Grundſätze det 
Servitutenerſitzung angewandt werden könnten. Es handelt ſich viel⸗ 
mehr nur um eine tatſächliche Beweis vermutung, um ein Beweid⸗ 
mittel für eine ſtillſchweigende Widmung des Weges durch alle drei 
Beteiligten (Polizei, Unterhaltungspflichtiger, Eigentümer) zum allge 
meinen Gebrauch. (Vgl. Germer8shauſen, Wegerecht 1 S. 10 
nach Note 41 und S. 11 bei Note 43; Fleiner, Inſtitutionen 
des deutſchen Verwaltungsrechts? (1913) § 22 J 1 S. 343). 

Das Landgericht hat daher auch mit Recht geprüft, ob eine 
ſolche ſtillſchweigende Widmung zum allgemeinen Gebrauche hier 
feſtſtellbar iſt. Es hebt dabei nicht beſonders hervor, daß, wie die 
Reviſion mit Recht geltend macht, der allgemeine Gebrauch aller⸗ 
dings auch eingeſchränkt ſein kann nach Art und Zweck der Benutzung. 
Es muß aber doch, damit der Weg ein öffentlicher iſt, immerhin 
auch in dieſen Schranken der Weg für jedermann offenſtehen. 
Beſchränkt er ſich auf beſtimmte Perſonenkreiſe, fo iſt er kein öffent⸗ 
licher Weg, er iſt ein Intereſſentenweg, ein Privatweg. Nach den 
Ergebniſſen der landgerichtlichen Unterſuchungen fehlt es aber an 
dieſer Vorausſetzung für die Anerkennung der Oeffentlichkeit des Weges. 
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Der Weg iſt nach den Feſtſtellungen des Landgerichts im weſentlichen nur 
als Wirtſchaftsweg, alſo nur von beſtimmten Beteiligten (Bewirt⸗ 
ſchaftern benachbarter Grundſtücke) benutzt worden. Er iſt kein Orts⸗ 
verbindungsweg und iſt nur ab und zu auch von Leuten benutzt worden, 
die einen kürzeren Weg zwiſchen dem Dorfe und der nächſten Stadt 
gehen wollten. Insbeſondere iſt ihn auch der Briefträger auf ſeinen 
Beſtellungen nach der an der Wieſe liegenden Spinnerei gegangen. 

Es iſt nicht rechtsirrig, wenn das Landgericht aus der Duldung 
eines ſolchen beſchränkten Verkehrs den Schluß nicht zieht, daß hier 
eine Widmung für den allgemeinen Gebrauch vorliege. Es hat aus 
dem Ergebnis ſeiner Unterſuchungen weder eine Widmung von ſeiten 
des Eigentümers noch von ſeiten des Unterhaltungspflichtigen noch 
von ſeiten der Wegepolizeibehörde feſtſtellen können. — Daß die 
Polizei irgendwie eine Widmung zum Gemeingebrauch ſtillſchweigend 
durch irgendwelches Verhalten erklärt hätte, dafür hat weder die 
Unterſuchung etwas ergeben noch der Angeklagte etwas vorgebracht. 
Insbeſondere brauchte der Zuſtand, der fi) aus dem angezogenen 
Beſichtigungsprotokolle und den ſonſtigen Feſtſtellungen ergibt: daß 
der Pfad durch einen ½¼ m breiten unüberbrückten Graben durch⸗ 
ſchnitten wird und dann über einen ganz ſchmalen, durch Geländer 
nicht geſicherten Bohlenſteg führt, kaum einen Anhalt zu näherer 
Unterſuchung zu bieten, ob die Polizei dieſen Weg als öffentlichen 
gebilligt habe. Es iſt auch nichts dafür angeführt, daß etwa gegen 
die Abſperrung durch den Zaun oder am Wehre die Wegepolizei⸗ 
behörde je etwas getan hätte, was dafür ſprechen könnte, daß ſie 
den Weg als für den öffentlichen Verkehr beſtimmt angeſehen hätte. — 
Ebenſo ergab ſich kein Anlaß zu weiteren Erörterungen, ob etwa 
die Gemeinde etwas getan habe, was als eine von ihr ausgehende 
ſtillſchweigende Widmung des Weges zum Gemeingebrauch zu deuten 
wäre, etwa daß ſie als geſetzliche Unterhaltungspflichtige öffentlicher 
Wege (§ 15 der rudolſt. Gemeindeordnung vom 9. Juni 1876, 69) 
zur Ueberbrückung des Separationsgrabens oder zur Inſtandhaltung 
des Steges am Wehre etwas getan oder auch nur irgendwie, wenn 
auch bloß ſtillſchweigend, als ihre Anſicht zu erkennen gegeben hätte, 
daß ſie für die Inſtandhaltung des Weges — als öffentlichen Weges — 
ſorgen wolle. — Gerade gegenüber den verſchiedentlichen Abſperrungen 
hätte wohl ein anderes als völlig ſtillſchweigendes Verhalten der 
Polizei und der Gemeinde dazu gehört, wenn das Landgericht hätte 
Anlaß nehmen ſollen, nach dem Willen dieſer beiden Beteiligten, den 
Weg dem öffentlichen Verkehr zu widmen, noch weiter zu forſchen. 
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Es liegt deshalb in feinem Schweigen darüber kein Grund zu der 
Annahme, daß es die geſetzlichen Tatbeſtandsmerkmale verkannt habe, 
die einen Weg zu einem öffentlichen machen können. Es hat alſo 
die Oeffentlichkeit ohne Rechts verſtoß verneint. 

Der Angeklagte hat auch nicht vermeintlich „befugt“ ge⸗ 
handelt. Das Landgericht ſtellt vielmehr feſt, daß er den Weg früher 
nicht für einen öffentlichen gehalten hat, und glaubt ihm auch nicht, 
daß er nachträglich anderer Meinung geweſen ſei. 

Seine Beſtrafung verletzt alſo nicht das Geſetz. 

Urteil vom 13. März 1914 (8 9/14). 


2. Zu § 147 Nr. 2, 8 145 Gew. O. Die Verjährung 
der Strafverfolgung wegen Herſtellung einer ge⸗ 
nehmigungsbedürftigen Anlage beginnt ſchon mit 
der Herſtellungshandlung, nicht erſt mit Beſeiti⸗ 
gung der Anlage. 1 
Der Angeklagte hat als Leiter des 2... . er Elektrizitätswerks in 

deſſen Waſſertriebwerk eine Turbine an Stelle eines unterſchlächtigen 
Waſſerrades einbauen laſſen, ohne dazu die Genehmigung der zu⸗ 
ſtändigen Behörde erlangt zu haben. Das Landgericht hat ihn des⸗ 
wegen nach § 147 Nr. 2 der Gewerbeordnung beſtraft. 

Die Strafverfolgung wegen eines ſolchen Vergehens iſt jedoch 
verjährt. Die Frage der Verjährung iſt vom Reviſionsgericht zu 
prüfen. Sie iſt materiellen Rechts, keine Frage des Verfahrens, die 
durch $ 380 StPO. von der Prüfung ausgeſchloſſen wäre. Der 
Angeklagte hat Verletzung des Strafrechts gerügt. Die Prüfung der 
angefochtenen Entſcheidung iſt in ſolchen Fällen nicht auf die gerügten 
Punkte beſchränkt, ſondern nach jeder Richtung, auch hinſichtlich der 
Verjährung vorzunehmen. 

Nach den Feſtſtellungen des Landgerichts hat nun der Angeklagte 
die Turbine „Anfang des Jahres 1912“ einbauen laſſen. Die erſte 
richterliche Handlung gegen ihn aber war der Strafbefehl vom 9. Auguſt 
1912. Daß ſchon früher eine richterliche Handlung erfolgt wäre, 
muß nach den Akten als ausgeſchloſſen angeſehen werden, zu einer 
Ergänzung der Feſtſtellungen darüber liegt daher kein Anlaß vor. 
Nach § 145 Abſ. 2 GewO. verjähren aber die Vergehen, die $ 147 
mit Strafe bedroht, bereits in 3Z Monaten von dem Tage an gerechnet, 
an welchem ſie begangen ſind. Das Vergehen müßte alſo, wenn 
ſeine Verfolgung noch nicht verjährt ſein ſoll, ſpäteſtens am 9. Mai 
1912 „begangen“ ſein. Die Turbine iſt nun aber bereits „An⸗ 
fang des Jahres 1912“ eingebaut worden, alſo etwa im Januar 
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oder Februar, ſicherlich aber vor dem Mai. War mit diefem Einbau 


das Vergehen „begangen“, ſo war bis zur erſten richterlichen Unter⸗ 
ſuchungshandlung die Verjährungsfriſt bereits abgelaufen. 

Nun wird allerdings vielfach die Anſicht vertreten, daß das 
Vergehen der nicht genehmigten Errichtung oder Veränderung einer 
Stauanlage ſo lange „begangen“ werde, als der dadurch geſchaffene 
tatſächliche Zuſtand der Anlage fortbeſtehe oder doch fortbenutzt werde, 
und daß deshalb die Strafverfolgungsverjährung nicht eher beginne, 
als bis der Fortbeſtand oder die Fortbenutzung aufhöre (Zitate bei 
Landmann, GewO.“ Bem. Li zu § 147, S. 769). 

Dem kann indes der Senat nicht beitreten. Das Geſetz bedroht 
mit Strafe, „wer eine gewerbliche Anlage . . .. ohne die Genehmigung 
errichtet oder . . .. . ohne neue Genehmigung eine weſentliche Ver⸗ 
änderung der Betriebsſtätte .... oder eine weſentliche Veränderung in 
dem Betriebe der Anlage vornimmt“ (§ 147 Nr. 2). Es ſtellt die 
Tätigkeit, nicht den geſchaffenen Zuſtand unter Strafe, ſtraft nicht den, 
der einen ſolchen Zuſtand benutzt. Käme es für den Beginn der 
Verjährung auf den Fortbeſtand der Anlage an, ſo könnte der Her⸗ 
ſteller oder ſeinerzeitige Beſitzer der Anlage noch in hohem Alter nach 
langen Jahrzehnten beſtraft werden, auch wenn er ſeit der Errichtungs⸗ 
oder Veränderungshandlung oder doch ſeit der Veräußerung der An⸗ 
lage an einen neuen Beſitzer mit ihr gar nichts mehr zu tun hat, 
wenn nur der herbeigeführte Zuſtand noch beſteht. Die Einführung 
einer kurzen Verjährung in der Gewerbeordnung hätte dann ihren 
Zweck verfehlt. Es iſt aber überhaupt bedenklich, ein ſogenanntes 
Dauer⸗ oder Zuſtandsdelikt deshalb anzunehmen, weil der geſetzgeberiſche 
Zweck einer Strafvorſchrift iſt, einen beſtimmten Zuſtand zu ver⸗ 
hüten. Eine Sachbeſchädigung, eine ſchwere Körperverletzung, ein 
Diebſtahl müßte ſonſt ſo lange unverjährbar bleiben, als die zerſchlagene 
Fenſterſcheibe im Zuſtande der Zertrümmerung bleibt, das Siechtum 
des Verletzten andauert, der rechtswidrige Zuſtand beſtehen bleibt, daß 
die geſtohlene Sache gegen den Willen des Eigentümers nicht mehr 
in ſeinem Gewahrſam iſt. Auch ſonſt werden derartige Folgerungen 
auf ein Zuſtands⸗ oder Dauerdelikt jedenfalls nicht gezogen, wo das 
Geſetz einen ganz gleichartigen Tatbeſtand aufſtellt. Wie § 147 Nr. 2 
GewO. mit Strafe bedroht, wer ohne Genehmigung eine Anlage er⸗ 
richtet oder eine Veränderung daran vornimmt, ſo bedroht § 386 
Nr. 3 StGB. mit Strafe, „wer ohne polizeiliche Erlaubnis eine 
neue Feuerſtätte errichtet oder eine bereits vorhandene an einen 
anderen Ort verlegt,“ und § 367 Nr. 15 StGB.: „wer als Bau⸗ 
herr uſw. einen Bau oder eine Ausbeſſerung, wozu die polizeiliche 


Genehmigung erforderlich iſt, ohne dieſe Genehmigung oder mit 
eigenmächtiger Abweichung von dem durch die Behörde genehmigten 
Bauplane ausführt oder ausführen läßt“. In dieſen Fällen iſt 
es herrſchende Meinung, daß die Verjährung nicht etwa erſt beginnt, 
wenn der unerlaubte Bau oder Bauteil (Balken, Träger, Ofen) zu 
beſtehen aufgehört hat (ſo daß alſo die Uebertretung nach 30, 40, 50 
Jahren noch nicht verjährt wäre), ſondern daß die ſtrafbare Handlung 
begangen und abgeſchloſſen iſt und die Verjährung ſchon ſofort be⸗ 
ginnt, ſobald die Errichtung, Verlegung, Ausführung vollendet iſt. 
(Zu § 368, 3: RG. IV. 29. März 1892 in RGSt. 22, 435 — 
Reger 12, 313; Olshauſen 9, Anm. 3b Abſ. 3 zu § 368; — 
zu § 367, 15: BayObLG. 6. Juli 1901 in Reger 25, 132; Ols⸗ 
haufen? Anm. 15 IIaa zu § 67 StGB.). Bei der Gleichartigkeit 
der Faſſungen und der Zwecke dieſer Geſetzesbeſtimmungen liegt kein 
Anlaß vor, die ungenehmigte Errichtung oder Veränderung von Stau⸗ 
anlagen anders zu behandeln als die ungenehmigte Errichtung oder 
Veränderung von anderen Bauwerken oder Teilen davon. Dieſe Auf⸗ 
faſſung vertritt auch das Kammergericht in ſeinen Entſcheidungen 
vom 27. Aprij 1903 und 27. Februar 1908 (bei Reger 24, 297 
und 28, 483), und auch Rohrſcheidt GewO. (Anm. 5 zu $ 16) 
hat ſich ihr angeſchloſſen. 

Zu Unrecht iſt ihr gegenüber noch ins Feld geführt worden, daß es 
ja dann dem Täter ein Leichtes ſei, ſich vor Strafe zu ſichern, wenn er 
nur 3 Monate lang die Stauanlageänderung geheimzuhalten verſtehe. 
Denn dieſe Erwägung könnte bei jeder ſtrafbaren Handlung, die bleibende 
nachteilige Folgen hat, angeſtellt werden und müßte dazuführen, die 
Verjährung der Strafverfolgung — wie die Strafantragsfriſt und die 
Verjährung des bürgerlichrechtlichen Schadender ſatzanſpruchs aus un⸗ 
erlaubter Handlung — allgemein erſt von der Entdeckung ablaufen 
zu laſſen. Das iſt aber nicht der Standpunkt des geltenden Rechts. 

Zudem bleibt zu beachten, daß ja auch nach der Verjährung der 
Strafverfolgung den Polizeibehörden immer noch die Möglichkeit 
bleibt, den nach wie vor objektiv widerrechtlichen (ungenehmigten) 
Zuſtand der Anlage durch polizeilichen Zwang zu beſeitigen, ſelbſt 
gegenüber ſtrafrechtlich überhaupt nicht verfolgbaren Perſonen (z. B. 
den Erben der Errichters, gutgläubigen Beſitznachfolgern uſw.). Nur 
die Beſtrafung ſoll durch die Verjährung ausgeſchloſſen werden. Daß 
das eintritt, ſobald ſeit der Tat eine geſetzlich beſtimmte Friſt abge⸗ 
laufen iſt, ohne daß bis dahin die Folgen der Tat bemerkbar ger 
worden ſind und zu einem gerichtlichen Einſchreiten geführt haben, 
entſpricht dem rechtspolitiſchen Zweck der Verjährung. 
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Die Strafverfolgung war alſo verjährt, bevor eine richterliche 
Strafverfolgungshandlung gegen den Angeklagten ſtattfand. Daher 
iſt das Verfahren einzuſtellen (nicht der Angeklagte freizuſprechen; 
Olshauſen 9, Bem. 8 zu § 65 StGB.; RGSt. 41, 167) und 
deshalb das auf Beſtrafung lautende Urteil aufzuheben; 8 499 StPO. 
gilt auch für die Fälle der Einſtellung. 

Urteil vom 22. Februar 1913 (S 16 / 13). 


3. Fahren auf einem Wege, der durch Warnungstafeln 
für gewiſſe Fuhren verboten iſt. 

8 366 Nr. 10 StGB.: Der Strafrichter hat zu 
prüfen, ob die Polizeiverordnung zu einem der 
in 8 366 Nr. 10 bezeichneten Zwecke erlaſſen if. 

Unterſchied von Privatwegen und öffentlichen 
Wegen, von privaten Intereſſentenſchaftswegen 
und öffentlichen Wegen mit beſchränkter Zwedbe- 
ſtimmung. Polizeiverordnungen zur dauernden Be⸗ 
ſchränkung des Gemeingebrauchs öffentlicher Wege. 

Wegepolizeiliche Zuſtändigkeit des Magiſtrats 
in meiningiſchen Städten. 

Sachlicher Geltungsbereich des meiningiſchen 
Straßengeſetzes vom 19. März 1875 (S. 123). 

8 24 Nr. 3 des meiningiſchen Wegepolizei⸗Aus⸗ 
ſchreibens vom 3. Dezember 1908 (Samml. Bd. 13 
S. 713). 

Vorſatz, Bewußtſein der Rechtswidrigkeit bei 
§ 366 Nr. 10 StGB. (Glaube an ein Grunddienſt⸗ 
barkeitsrecht). 

Der Angeklagte hat einen Geſchirrführer angewieſen, mit Kies⸗ 
fuhren aus der Kiesgrube des Angeklagten auf dem R. . .. wege zu 
fahren. Die Kiesgrube liegt an dieſem Wege. Der in der Flur P. 
(S.⸗Meiningen) liegende Teil dieſes Weges iſt, wie dem Angeklagten 
bekannt war, vom Magiſtrat zu P. durch Verbotstafeln für andere 
als landwirtſchaftliche Anliegerfuhren „bei Strafe“ verboten. Der 
Geſchirrführer hat auf die Anweiſung des Angeklagten hin den Weg 
mit einer Kiesfuhre befahren. 

Das Landgericht hat den Angeklagten von der Beſchuldigung 
freigeſprochen, ſich dadurch einer Uebertretung nach § 48, § 366 
Nr. 10 StGB. und § 24 Nr. 3 des Miniſterial⸗Ausſchreibens vom 
3. Dezember 1903 ſchuldig gemacht zu haben. 

Die Reviſion iſt begründet. 
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Nach § 366 Nr. 10 StGB. wird beſtraft, wer die zur Erhaltung 
der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und Ruhe auf den öffent⸗ 
lichen Wegen und Straßen erlaſſenen Polizeiverordnungen übertritt. 

Das Landgericht ſagt, der Weg ſei unſtreitig ein „öffentlicher 
Weg“. Nähere tatſächliche Grundlagen, aus denen es dieſe rechtliche 
Auffaſſung ſchöpft, gibt es nicht an. Nun kommt es allerdings im 
Sinne des 8 366 Nr. 10 nach herrſchender Anſicht nicht darauf an, ob 
der Weg im verwaltungsrechtlichen Sinne ein öffentlicher iſt, alſo in dem 
Sinne, daß er dem Gemeingebrauche nicht kraft Privatrechts entzogen 
werden kann, ſondern es genügt, wenn an ihm tatſächlich ein Gemein⸗ 
gebrauch beſteht (Germershauſen, Wegerecht in Preußen, 3. Aufl. 
§ 41 Nr. 7 S. 597). Denn ſchon der tatſächliche größere Verkehr von 
Publikum iſt für die Anordnung und der Zuläſſigkeit polizeilicher Maß⸗ 
nahmen zur Sicherung des Verkehrs und des Publikums beſtimmend. 
In dieſer Richtung würde alſo der Satz des Urteils, der Weg ſei 
unſtreitig ein öffentlicher, vielleicht eine genügende Feſtſtellung enthalten. 

Aber die Polizeiverordnung muß zu dem Zwecke erlaſſen 
worden ſein, die Sicherheit, die Bequemlichkeit, die Reinlichkeit oder 
die Ruhe auf dem Wege zu erhalten. Das Landgericht hat nun ge⸗ 
prüft, ob jenes Verbot einem ſolchen Zwecke zu dienen beſtimmt ge⸗ 
weſen ſei. Dieſe Prüfung ſteht dem Gericht zu. Allerdings ſteht es 
dem Richter nicht zu, zu prüfen, ob die Verordnung ſolchen Zwecken 
tatſächlich zu dienen geeignet iſt, ob ſie alſo zweckmäßig iſt. Er 
muß aber doch wenigſtens prüfen, ob ſie zu einem ſolchen Zwecke 
von der Polizei erlaſſen worden iſt. Das Landgericht trifft nun die 
tatſächliche Feſtſtellung, daß kein ſolcher Zweck mit der Polizeiver⸗ 
ordnung verfolgt worden ſei, daß ſie vielmehr lediglich den Zweck 
hatte, die Stadtgemeinde vor Wegebaukoſten zu ſchützen. Bei dieſer 
Feſtſtellung iſt kein Rechts irrtum erſichtlich; insbeſondere ergibt 
weder eine ausdrückliche Angabe des Zweckes noch etwa eine Bezug⸗ 
nahme auf $ 366 Nr. 10 StGB. noch der ſachliche Inhalt des 
Verbots einen Anhalt, daß die Feſtſtellung über den verfolgten 
Zweck irrig ſei, insbeſondere etwa dabei eine Kundgabe des Zweckes 
nicht beachtet habe. Eine ſolche Kundgabe des Zweckes beim 
Erlaß der Verordnung wäre bei der Prüfung des Zweckes wohl 
beachtlich (Thür Bl. 56, 260). Daß aber der jetzige Bürgermeiſter 
der Anſicht iſt, das Verbot ſei damals gleichzeitig auch zur Sicherheit 
der Fußgänger erlaſſen worden, iſt keine in gleicher Weiſe für die 
rechtliche Beurteilung bindende Erklärung der zuſtändigen Stelle; 
denn es kommt auf die Zwecke an, die der damalige Bürgermeiſter 
mit ihr verfolgte, der die Verordnung erließ. Inwieweit aber für 
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die Ermittelung und Feſtſtellung der damaligen Abſichten des Magiſtrats 
eine Aeußerung des jetzigen Bürgermeiſters von Belang iſt, gehört 
ins Gebiet der Würdigung der Beweismittel und iſt daher der Nach⸗ 
prüfung des Reviſionsgerichts entzogen. Ebendeshalb kann in dieſer 
Inſtanz auch nicht mehr der in der mündlichen Reviſionsbegründung 
geltend gemachte Umſtand berüdfichtigt werden, daß ſich aus den 
Akten über die Entſtehung des polizeilichen Verbots ergebe, daß in⸗ 
folge des zerfahrenen Zuſtands des Weges ein Erntewagen umgeſtürzt 
ſei. Bei der neuen Verhandlung, die aus noch darzulegenden Gründen 
angeordnet wird, wird allerdings das Berufungsgericht auch dieſen 
Umſtand für die Frage mit zu würdigen haben, ob das Verbot zur 
Sicherheit des Verkehrs erlaſſen worden iſt. Nach den jetzt vorliegen⸗ 
den Feſtſtellungen über den Zweck der Polizeiverordnung aber iſt eine 
Anwendung des § 366 Nr. 10 StGB. ausgeſchloſſen. 

Damit iſt aber noch nicht ohne weiteres die Freiſprechung be⸗ 
gründet. Vielmehr kommt, jenachdem der Weg ein öffentlicher Weg 
(im Sinne des Verwaltungsrechts) oder ein Privatweg iſt, noch die 
Strafbeſtimmung des 8 24 Nr. 3 des Miniſterial⸗Ausſchreibens vom 
3. Dezember 1903 oder des § 368 Nr. 9 StGB. in Frage. 

Die Anwendung der einen oder der andern Strafbeſtimmung 
hängt davon ab, ob der Weg ein öffentlicher oder ein Privatweg iſt. 
Das Landgericht gibt die tatſächlichen Grundlagen für ſeine Ent⸗ 
ſcheidung, daß es ein öffentlicher ſei, nicht an; es iſt alſo nicht erſicht⸗ 
lich, daß dieſe Entſcheidung frei von Rechtsirrtum iſt. 

Oeffentlich im Sinne des Verwaltungsrechts iſt ein Weg, der 
dem allgemeinen Gebrauche dient und dieſem nicht kraft Privatrechts 
entzogen werden kann. Das iſt dann der Fall, wenn er von allen 
wegerechtlich Beteiligten dem Gemeingebrauche gewidmet iſt: vom 
Grundeigentümer, vom Wegebaupflichtigen und von der zuſtändigen 
Wegepolizeibehörde (Germershauſen, Wegerecht in Preußen, 
3. Aufl. $ 1 Nr. 1 Anm. 11 S. 4). Der Beweis dieſer Widmung 
wird auch in der langjährigen tatſächlichen Handhabung gefunden werden 
dürfen. (Vgl. Germershauſen 1 135/136 bei Anm. 39 zu 8 6). 

Nicht jeder Weg iſt öffentlich, wenn er einer Vielheit von Be⸗ 
nutzern offenſteht. Wege, die dem Verkehr nach und von den an⸗ 
liegenden Grundſtücken dienen und hierzu von jedermann benutzt 
werden dürfen, ſind desalb noch keine öffenllichen; ſie bleiben Privat⸗ 
wege (ſog. Intereſſentenwege). | | 

Dagegen heben Beſchränkungen des allgemeinen Gebrauchs nach 
der Eigenſchaft der Wege als Fahr⸗, Reit⸗, Radfahr⸗ oder Fußwege 

oder nach der beſonderen Beſtimmung der Wege als Mühlen⸗, Kirchen⸗, 
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Schul⸗, Waldzufuhrwege und dergleichen die Eigenſchaft der Wege 
als „öffentliche“ nicht auf. — Vgl. preußiſche Wegeordnungen (Wege⸗ 
geſetze) für Prov. Sachſen (11. Juli 1911; Germershauſen 2 190) 
88 1, 2; für Weſtpreußen (27. September 1905 Germer8s hauſen 
2 116) 85 2, 3; für Poſen (15. Juli 1907 Germershauſen 
2 Anh. S. 13) 88 2, 3; altenb. Wegegeſetz (18. Mai 1911) 8 1; 
hannover. Wegegeſetz (28. Juli 1851) Sermerdaufen 2 325) § 2. 

Die Unterſcheidung zwiſchen den „öffentlichen Wegen mit be⸗ 
ſchränkter Zweckbeſtimmung“ (Mühlweg, Zufuhrweg) und den nicht⸗ 
öffentlichen Intereſſentenwegen (Anliegerwegen) wird im Einzelfalle 
Schwierigkeiten bieten, zumal ſie ſich in ihrer wirtſchaftlichen Be⸗ 
deutung ſehr nahe ſtehen. 

Ihre Unterſcheidung kann von Einfluß ſein auf die Befugniſſe 
der Polizei. | 

Bei privaten Wegen iſt die Polizei zwar nicht von jeder Ein⸗ 
wirkung ausgeſchloſſen, aber fie kann nur aus allgemein polizeilichen 
Gründen, nur als Sicherheits⸗ nicht als Wegepolizei eingreifen. 
(Germershauſen 1 596ff.) 

Bei öffentlichen Wegen dagegen kann die Wegepolizei außer im 
Intereſſe der Sicherheit des Verkehrs auch aus anderen polizeilichen 
Gründen, insbeſondere auch im Intereſſe der baulichen Unter⸗ 
haltung der Wege durch Polizeiverordnung dauernde Beſchränkungen 
der Benutzung der Wege anordnen; namentlich auch den Gebrauch auf 
beſtimmte Zwecke des Verkehrs beſchränken oder für einzelne Arten 
von Beförderungs mitteln verbieten (Wegegeſetz für Hannover 1851 
8 17; für Weſtpreußen 1905 § 4 Abſ. 2; für Poſen 1907 8 4 
Abſ. 2; für Provinz Sachſen 1891 § 3 Abſ. 3; — Germers⸗ 
hauſen 2 331, 116 II, Anh. S. 12, II 190; altenb. Wegegeſetz 
1911 § 2 Abi. 2). — 

Bei privaten Wegen ſteht ihr kein Recht zu, die Benutzung zu 
dem Zwecke einzuſchränken, daß der bauliche Zuſtand des Wegs ge⸗ 
ſchont werde. Sie kann ihn zwar für den allgemeinen Verkehr des 
Publikums ſperren, wenn er in einem Zuſtande iſt, der für die dort 
verkehrenden Perſonen und Fahrzeuge Gefahr droht, ſie kann aber, 
da dem Publikum kein Recht auf die Benutzung des Weges zuſteht, 
nicht poſitiv verlangen, daß er in einem guten Zuſtande erhalten 
wird und daß deshalb Benugungdarten (z. B. ſchwere Fuhren) auf 
ihm vermieden werden, die ihn verſchlechtern. Die etwaigen privat⸗ 
rechtlichen Wegeberechtigten (Dienſtbarkeitsberechtigten) als ſolche 
in ihren Rechten, insbeſondere gegen Verſchlechterung zu ſchützen, iſt 
nicht Aufgabe der Polizei. 


Ba SO 


Einen Privatweg gänzlich oder für gewiſſe Arten der Benutzung 
zu ſperren, iſt dagegen der Eigentümer befugt. Iſt dies durch War⸗ 
nungstafeln geſchehen, ſo unterliegt, wer den Weg befaͤhrt, der Be⸗ 
ſtrafung nach 8 368 Nr. 9 StGB. Der Sperrung durch den Eigen⸗ 
tümer würde die durch die Polizei gleichſtehen, die auf Wunſch 
des Eigentümers ſolche Tafeln aufgeſtellt hat (Germershauſen, 
Wegerecht 3. Aufl. S. 598 / 9, § 41 Nr. 7 letzt. Abſ.). Wer hier 
als Eigentümer in Frage kommt, hat das Landgericht bisher nicht 
feſtgeſtellt. Wer den Verbotstafeln zuwider fährt, wird jedoch nur 
beſtraft, wenn er unbefugt führt. Das Verbot des Eigentümers 
wirkt nicht gegen den, der dem Eigentümer gegenüber zur Benutzung 
des Weges berechtigt iſt, insbeſondere nicht gegen den, der eine Dienſt⸗ 
barkeit dieſes Inhalts hat oder ausübt. Beſteht an dem Wege⸗ 
grundſtück eine Wegegrunddienſtbarkeit für die Anlieger, ſo kann ihnen 
der Eigentümer die Benutzung des Wegs inſoweit nicht wirkſam 
unterſagen, als ihr Recht geht. 

Auf ein derartiges Recht hat ſich der Angeklagte berufen; er 
hat geltend gemacht, der Weg ſei über 31 Jahre 45 Tage vor Ende 
1899 zur Abfuhr aus der Kiesgrube benutzt worden. Gelänge der 
Beweis, daß der jeweilige Eigentümer des Grundſtücks, deſſen Kies⸗ 
grube der Angeklagte als Pächter ausbeutet, den Weg während der 
Erſitzungszeit vor 1900 im Glauben an ein Recht, ohne Verheim⸗ 
lichung und ohne wiſſentlich gegen den Willen des Eigentümers zu 
handeln oder deſſen Erlaubnis erbeten zu haben, für ſeine Fuhren 
von und nach dem Grundſtücke benutzt hat, ſo könnte allerdings eine 
privatrechtliche Befugnis jenes Eigentümers und ſeines Pächters be⸗ 
ſtehen, den Weg weiterhin zu benutzen. Allerdings wäre für das 
Recht, ihn zu Kiesfuhren zu benutzen, Vorausſetzung, daß ſchon während 
der Erſitzungszeit nicht bloß landwirtſchaftliche, ſondern auch ſchon 
Kiesfuhren aus einer Kiesgrube gemacht worden ſind; denn ein für 
landwirtſchaftliche Fuhren erſeſſenes Fahrrecht erſtreckt ſich nicht ohne 
weiteres auch auf die läſtigere Benutzung zu Fuhren infolge Kies⸗ 
grubenbetriebs; der Inhalt des erſeſſenen Rechts reicht nicht weiter, 
als die Erſitzungshandlungen gingen (RG. 1, 136 f.). 

Für die ſtrafrechtliche Beurteilung kommt es allerdings nicht 
darauf an, ob der Eigentümer, deſſen Pächter der Angeklagte iſt, 
wirklich ein Recht zu den Kiesfuhren hatt e. Denn der Angeklagte 
müßte auch dann freigeſprochen werden, wenn er in dem Glauben 
geweſen iſt, es beſtehe für ihn eine ſolche beſondere Befugnis zum 
Befahren des verbotenen Wegs und zwar auch mit Kiesfuhren. Denn 
dann fehlt ihm das Bewußtſein, auf dem geſperrten Privatweg „un⸗ 
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befugt“ zu fahren (§ 368 Nr. 9, § 59 StGB.) oder fahren zu laſſen. 
Hierüber müßten alſo noch Feſtſtellungen getroffen werden, wenn der 
Weg ein Privatweg, kein öffentlicher iſt. 

Derſelben Feſtſtellung bedarf es aber auch dann, wenn die 
Oeffentlichkeit feſtgeſtellt wird. Denn auch an einem öffentlichen 
Wege können private Wegerechte beſtehen; nur geht ſolchen Privat⸗ 
rechten das öffentliche Recht vor, ſo lange die Oeffentlichkeit beſteht. 
Wird ein öffentlicher Weg eingezogen, ſo hören die Privatrechte am 
Wegegrundſtück auf, beſchränkt zu ſein. Wird ein öffentlicher Fahr⸗ 
weg in der Weiſe eingezogen, daß er fortan nicht mehr Fahrweg, 
ſondern nur noch öffentlicher Fußweg iſt, ſo erlöſchen damit nicht die 
privatrechtlichen Fahrberechtigungen. Ebenſowenig aber gehen ſie ver⸗ 
loren, wenn ein Fahrweg nicht gänzlich eingezogen, ſondern durch 
Polizeiverordnung ſein Gemeingebrauch nur auf die Benutzung zu 
beſtimmten Zwecken (Kirchweg uſw.) oder mit beſtimmten Beförderungs⸗ 
mittel (z. B. nur mit leichten Ackerfuhren) beſchränkt wird. Eine 
landesrechtliche Strafbeſtimmung, die die Nichteinhaltung ſolcher Be⸗ 
ſchränkungen des Gemeingebrauchs unter Strafe ſtellt, trifft alſo nicht 
den, der den Weg nicht in Ausübung des öffentlichen Gemeinge⸗ 
brauchs, ſondern in Ausübung eines beſonderen Privatrechts benutzt. 
Und wenn eine ſolche Strafbeſtimmung den mit Strafe bedroht, der 
einen ſonſt erlaubten öffentlichen Weg in einer verbotenen Weiſe be⸗ 
nutzt (vgl. § 24 Nr. 3 nebſt Eingangsbeſtimmung vor $ 1 und 
Schlußſatz des §1 — öffentliche Wege — des Miniſterial⸗Aus⸗ 
ſchreibens vom 3. Dezember 1908, betreffend die Straßen⸗ und Wege⸗ 
Polizei, Samml. Bd. 12 S. 713), ſo ſetzt ſie zur Beſtrafung voraus, 
daß der Vorſatz des Täters das Bewußtſein umfaßt, daß ein auch 
für ihn wirkſames Verbot beſteht. Deshalb bedarf es, auch wenn 
der Weg ein öffentlicher iſt, der Feſtſtellung, daß der Angeklagte nicht 
in dem Glauben geweſen iſt, ein beſtehendes Privatrecht zur Benutzung 
des Weges mit Kiesfuhren auszuüben. Für die Frage, ob objektiv 
ein ſolches privates Fahrrecht beſtand, wird dabei zu prüfen ſein, ob, 
wenn der Weg ſchon während der Erſitzung ein öffentlicher war, zu 
der Erſitzung der Grunddienſtbarbeit auch noch die, wenn auch nur 
ſtillſchweigende Zuſtimmung der Wegepolizeibehörde hinzugetreten iſt. 
Denn an einem ſchon öffentlichen Wege können Privatrechte, wenigſtens 
ſoweit ſie dem Gemeingebrauche und ſeiner Regelung entgegenſtehen, 
nicht gegen den Willen der Wegepolizeibehörde begründet werden 
(Germershauſen 1, 134). 

Auf die Prüfung, ob der Angeklagte im Glauben an ein Privat⸗ 
recht gehandelt hat, würde es nicht erſt ankommen, wenn die durch 
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die Warnungstafeln kundgegebene Polizeiverordnung überhaupt unzu⸗ 
läſſig wäre. 

Das Landgericht folgert eine ſolche Unzuläſſigkeit aus dem Geſetze 
vom 19. März 1875 (S. 123), die Straßen betreffend. Deſſen 
Artikel 1 beſtimmt allerdings, daß die Gemeinde verpflichtet iſt, in 
ihrem Bezirke die öffentlichen Straßen zu bauen, zu unterhalten und 
offen zu halten. Es fehlt aber in den tatſächlichen Feſtſtellungen 
des Landgerichts über den R. ... weg an jedem Anhalte dafür, 
daß er eine „Straße“ im Sinne jenes Geſetzes iſt. Nicht jeder 
öffentliche „Weg“ iſt eine „Straße“. Schon der allgemeine Sprach⸗ 
gebrauch hebt die Straßen als beſondere Art aus dem allgemeinen 
Begriffe der Wege heraus, bezeichnet mit Straße nur Wege von 
beſonderer baulicher Beſchaffenheit. In dieſem Sinne verwendet auch 
das Geſetz von 1875 das Wort „Straße“. Daß es darunter nicht 
jeden dem Gemeingebrauch gewidmeten „Weg“ meint, ergeben ſeine 
Beſtimmungen. So, daß die Straßen nach den Grundſätzen der 
Baukunſt dauerhaft hergeſtellt werden ſollen (Art. 4), daß ſie min⸗ 
deſtens 3,75 m Fahrbahn und mindeſtens auf einer Seite eine „Fuß⸗ 
bank“ von mindeſtens 1 m, daß ſie eine gewölbte, mindeſtens 21 em 
ſtarke Steindecke und Gräben von 40 cm Tiefe und Sohlenbreite, 
keine Steigung über 7: 100 haben ſollen uſw. (Art. 5—9). Es 
teilt die Straßen ein in Hauptſtraßen und Ortsverbindungsſtraßen 
(Art. 5ff.), will alſo Wege, die von geringerer Bedeutung als Ver⸗ 
bindungsſtraßen zwiſchen Ortſchaften ſind, nicht mit betreffen. Es 
bedürfte alſo noch näherer Feſtſtellungen über die Zweckbeſtimmung 
und die Bauart des R. . . wegs, ehe man zu einer Anwendbarkeit 
des Artikels 1 des Geſetzes von 1875 gelangen könnte. Zudem 
bedeutet aber der Ausdruck „offen zu halten“ nicht, daß der Weg 
nicht rechtlich eingezogen oder beſchränkt werden ſoll, ſondern daß 
der Gemeinde die Sorge dafür obliegt, daß tatſächliche Verkehrs⸗ 
hinderniſſe beſeitigt werden, z. B. Schneeverwehungen. 

Der Erörterung über den Vorſatz des Angeklagten und über 
die Oeffentlichkeit des Wegs und die Zuläſſigkeit von Beſchränkungen 
der angeordneten Art bedurfte es ferner nicht, wenn etwa der Magiſtrat 
dazu nicht zuſtändig wäre. Nach Artikel 23 der Gemeindeordnung 
vom 16. März 1897 und 27. Januar 1908 übt der Gemeindevor⸗ 
ſtand die „Ortspolizei“ aus, „ſoweit fie nicht dem Landrat vorbe⸗ 
halten oder beſonderen Behörden übertragen iſt“, und nach Artikel 
96 Abſ. 1 der Gemeindeordnung trifft die Staatsregierung, „ſoweit 
nicht durch Geſetze hierüber beſtimmt iſt, über die Grenzen der Zu⸗ 
ſtändigkeit der Gemeindevorſtände und der Landräte, betreffend die 


3 FR 


Ortspolizei, die allgemeinen oder die für die einzelnen Gemeinden 
erforderlichen beſonderen Beſtimmungen“. In dem allgemeinen Aus⸗ 
ſchreiben vom 21. Juni 1897 zur Ausführung der Gemeindeordnung 
ift hierüber nichts beſtimmt. Die Begründung zu Art. 23 der Ge⸗ 
meindeordnung hatte es als notwendig bezeichnet, die Zuſtändigkeits⸗ 
begrenzung den beſonderen Verordnungen über die einzelnen Ver⸗ 
waltungszweige vorzubehalten (Beil. z. d. Ldigs. Verhdlg. 1895/97 
S. 573f.). In dem Ausſchreiben vom 3. Dezember 1903 über die 
Straßen⸗ und Wege⸗Polizei gibt nun das Miniſterium ſelbſt eingehende 
wegepolizeiliche Vorſchriften, am Schluſſe aber beſtimmt es, daß von 
dieſen Vorſchriften die „Kreis ⸗Polizeiverordnungen und Orts- 
geſetze“ unberührt bleiben, „welche weitergehende Vorſchriften ent⸗ 
halten“. Nun iſt es allerdings auffällig, daß nicht auch die Orts⸗ 
Polizeiverordnungen aufrecht erhalten werden und daß z. B. auch 
die P. . . . er Straßenpolizeiordnung vom 4. März 1841, die vom 
Magiſtrat erlaſſen war, im Oktober 1906 durch „Ortsgeſetz“ (im 
Sinne des § 8 der Gemeindeordnung) abgeändert worden iſt. In⸗ 
des bei der Regelung der Zuſtändigkeiten, die ſonſt den Gemeinde⸗ 
vorſtänden der Städte, insbeſondere der Magiſtratsſtädte, in weitem 
Umfange gegenüber den Landräten verliehen worden ſind und die 
die Regierung bei Erlaß der Gemeindeordnung in Anlehnung an die 
bisherigen Rechtszuſtände auch weiterhin zu belaſſen in Ausſicht ge⸗ 
nommen hatte (Begründung a. a. O.), iſt im Hinblick auf 8 9 Abſ. 2 
des Ausſchreibens vom 3. Dezember 1903 anzunehmen, daß jedenfalls 
für Wege von untergeordneter, lediglich auf die Verbindung der Stadt 
mit ihrer nächſten Umgebung beſchränkter Bedeutung die Wegepolizei 
dem Magiſtrat zuſtehen ſoll, mag ſie auch im übrigen, z. B. nach 
Art. 13 des Straßengeſetzes von 1875, dem Landrate oder dem Kreis⸗ 
ausſchuſſe zuſtehen. Das Ausſchreiben vom 3. Dezember 1903 hat 
in ſeinem Schlußſatze wohl auch nur Vorſchriften allgemeiner Art 
für alle Wege oder für gewiſſe Gattungen von Wegen im Auge, nicht 
auch Vorſchriften für beſtimmte einzelne Wege, wie fie ſolche in $ 24 
Nr. 3 vorausſetzt (denn Uebertretungen des Ausſchreibens ſelbſt fallen 
ſchon unter § 23). Hiernach würde dem Magiſtrat nicht die Zu⸗ 
ſtändigkeit zum Erlaß der auf den Warnungstafeln am R. . . . weg 
erſichtlich gemachten Polizeiverordnung gefehlt haben. 

Dieſer Zuſtändigkeit bedarf es übrigens dann nicht, wenn der 
Weg, wenngleich er ein öffentlicher iſt, doch ſchon von jeher nur für 
landwirtſchaftliche Anliegerfuhren zu dienen beſtimmt geweſen iſt. 
Sind dann die Warnungstafeln nur dazu beſtimmt, auf dieſe ſchon 
ohnedies beſtehende Beſchränkung des Gemeingebrauchs aufmerkſam 
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zu machen, fo enthalten fie überhaupt keine „Verordnung“. Wären 
ſie aber doch als Verordnung gemeint, ſo käme es auf die Gültigkeit 
der Recht ſetzenden Verordnung nicht an, da in dem angenommenen 
Falle der Weg auch ſchon ohne die Verordnung nur beſchränkt öffent⸗ 
lich iſt und die Benutzung mit andern Fuhren die Ausübung eines 
Gemeingebrauchs „in verbotener Weiſe“ (§ 24 Nr. 2 des Ausſchreibens 
vom 3. Dezember 1903) enthielte. 


Darin, daß der Strafrichter die Zuläſſigkeit der an den Warnungs⸗ 
tafeln angebrachten Verordnung des Magiſtrats überhaupt nicht prüfen 
dürfe, kann der Reviſion nicht beigetreten werden. Der Senat hat 
ſich bereits mehrfach auf den Standpunkt geſtellt, daß es dem Straf⸗ 
richter obliegt, ſelbſt über die Offentlichkeit eines Wegs und über die 
Zuſtändigkeit der verordnenden Behörde zu entſcheiden und daß ihm 
nur die Nachprüfung der Fragen der Notwendigkeit eines Wegs für 
das Publikum und der Zweckmäßigkeit einer Polizeiverordnung ent⸗ 


zogen iſt. (Urteile S 7/09 8 44/11 in Thür. Bl. 56, 259; 59, 56). 


Die Erörterung über das privatrechtliche Benutzungsrecht, auf 
das ſich der Angeklagte berufen hat, und über ſein Bewußtſein der 
Rechtswidrigkeit ſind alſo nicht entbehrlich, und deshalb muß das 
Urteil aufgehoben und die Sache zu neuer Verhandlung zurückver⸗ 
wieſen werden. 

Urteil von 13. November 1913, S 106/12). 


Bücherbeſprechungen. 


1. Szezesny und Neumann, Höchſtpreiſe und Sicherſtel⸗ 
lung der Volksernährung, Geſetze und Verordnungen darüber, 
Ergänzungsband Lieferung 2, Stuttgart (Heß). 

Enthält die Bundesratsbekanntmachungen für die Ernte 1915 und 


die Ausführungsbeſtimmungen von Preußen, Bayern, Sachſen, Württem⸗ 
berg und Baden. 


2. Szez esny, Regierungsrat a. D. und Neumann, Dr. Heinrich, 
Rechtsanwalt, Berlin, Die Bekämpfung des Wuchers mit Lebens- 
mitteln und Gegenſtänden des täglichen Bedarfs, Stuttgart, 
(Verlag von J. Heß). 1,50 M. 

Behandelt den Wucher auf Grund der e Vorſchriften des 
SIEB. und BGB., der Kriegsverordnungen des Bundesrats und der mili⸗ 
täriſchen Kommandobehörden. Vorher geht eine Einleitung von Dr. Heinz 
Potthoff S. 1—22. Darin wird mit kräftigen Worten der Geift gebrand⸗ 
markt, der im Krieg nur eine gute Konjunktur auszunutzen trachtet und 
als Zweck aller Wirtſchaft nur das Geldverdienen anſieht. Dieſer Irrglaube 
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wird bekämpft und auf eine neue Geſinnung und Geſchäftsmoral gedrungen, 
die die Not des Vaterlandes nicht benutzt in niedriger Profitgier: Einord⸗ 
nung, Unterordnung auch in wirtſchaftlicher Beziehung wird gefordert. 
Ein höherer Gewinn iſt allein um des Krieges willen nicht berechtigt. 


3. Kriegsgewinnſteuer. Geſetz über verbreitende Maß⸗ 
nahmen zur Beſteuerung der Kriegsgewinne. Geſetz über 
die Kriesabgaben der Reichsbank. (Guttentags Verlag). 60 Pf. 


Enthält die Geſetzestexkte mit den amtlichen Begründungen und Aus⸗ 
züge aus den Verhandlungen der Reichstagskommiſſion. 


4. Thomſen, Ein Vorſchlag zum Schutz unſerer Kriegs⸗ 
und Zivilgefangenen in Feindesland gegen Tötung und 
Mißhandlung. Hannover (Helwingſche Verlagsbuchhandlung) 1915. 40 Pf. 

Damit Tötung oder Mißhandlung, Nachläſſigkeit bei Behandlung der 
deutſchen Gefangenen in Feindesland vermieden werde, ſollen Sonder⸗ 
entſchädigungen bei Friedensſchluß gefordert und das ſchon vorher als 
eee bekannt gemacht werden. n 

3 iſt damit auf eine ſehr bedenkliche Seite in der Kriegführung der 
feindlichen Staaten hingewieſen. 


5. Warneyers Jahrbuch der Entſcheidungen für 1915. 
A. Zivil⸗ Handels⸗ und Prozeßrecht. B. Strafrecht und 
Strafprozeß. Leipzig (Roßbergſche Verlagsbuchhandlung). A. 11 M. 
B. 7 M. 
Der Krieg, der ſich ſonſt als der große Vereinfacher und Organiſator 
bewährt, iſt auf die Rechtspflege⸗Entſcheidungsſammlungen ohne großen 
Einfluß geweſen. Der Teil, der ſich auf Strafrecht und Strafprozeß bezieht, 
iſt etwas zuſammengeſchrumpft, weil da die Entſcheidungen nicht ſo maſſen⸗ 
haft mehr fließen. Im Zivilrecht aber iſt die Flut weitergegangen, „will 
ſich nimmer erſchöpfen und leeren“. — Immer wieder muß man ſich fragen, 
ob eigentlich bei dieſem Sammelbetrieb die Verleger — bei Steigerung der 
Druckkoſten, bei „mangelndem Ueberfluß“ an Druckpapier — auf ihre Koſten 
kommen. Noch mehr aber iſt die Frage berechtigt, ob die Rechtspflege 
Nutzen hat von all den Sammlungen, ob nicht eine Organiſation dringend 
notwendig wäre der Ueberſicht halber und um die Koſten zu verringern. 
Wer ſoll bei den Ausgaben, die nach der Kriegszeit drückend auf uns 
ſchaff werden, das Geld zuſammenkriegen, all die Sammlungen anzu⸗ 
affen? 


6. Schwarz, Dr. jur. et rer. pol., Rechtliche Fürſorge für 
die von Jugend an Gebrechlichen. München und Leipzig (Verlag 
von Duncker und Humblot) 1915. Geh. 8 M. 

Behandelt das ganze Gebiet der rechtlichen und ſozialen Stellung 
der Gebrechlichen. Heilung, Sonderbeſchulung, Fürſorgepflicht der Eltern, 
der unehelichen Väter, Sozialverſicherung, Armenpflege, Schulrecht, behörd⸗ 
liches Einſchreiten gegen nachläſſige Eltern, Einfluß der Gebrechen auf die 
gung und Zulaſſung zu einzelnen Berufen und Ehrenämtern, Rechts⸗ 
fähigkeit, Deliktsfähigkeit, Verhütung der Gebrechen. R. D. 


Was können die Landes juſtizverwaltungen zur 
Ergänzung der ſogenaunten Entlaſtungs verordnung vom 
9. September 1915 tun? 


Von Landgerichtsrat Dr. Mangler, Dresden. 


So ſehr die „Entlaſtungsverordnung“ vom 9. September 1915 
auch vom Standpunkte der Beſtrebungen zur Förderung des fried⸗ 
lichen Ausgleichs und damit der Prozeßvorbeugung aus begrüßt werden 
kann, ſo ſehr bedarf ſie doch noch der notwendigen Ergänzung durch 
Vorſchriften, wodurch der Grundgedanke, die Entlaſtung der Gerichte 
von Geſchäften, praktiſch igeſtaltet wird. Es gilt, die Neuordnung 
volkstümlich zu machen. Dies wird zurzeit vornehmlich Sache der 
Landesregierungen ſein. 

Soll das Mahnverfahren wirklich prozeßvorbeugend wirken, 
d. h. die Bevölkerung von Streit und Gerichtsverhandlungen fernhalten, 
ſo muß zunächſt Sorge getragen werden, daß nutzloſe Widerſprüche 
gegen einen Zahlungsbefehl unterbleiben. Nutzlos iſt insbeſondere 
der Widerſpruch, den der an ſich zahlungswillige, aber zahlungsſchwache 
Schuldner einlegt, bloß um Friſt zu gewinnen. Die Friſt, die er 
erlangt, iſt kurz, die Koſtenlaſt, die der Widerſpruch nach ſich zieht, 
iſt groß. Es iſt nicht übertrieben, wenn man ſagt, daß oft zehn⸗ bis 
zwanzigmal ſo hohe Koſten entſtehen, als entſtehen würden, wenn der 
Zahlungsbefehl rechtskräftig würde. Nutzlos iſt aber auch der Wider⸗ 
ſpruch in vielen Fällen, wo der Schuldner Einwendungen zu haben 
glaubt, namentlich wenn ſie ſich nur auf Nebenpunkte, geringfügige 
Teile der Forderungen, Zinſen und dergleichen beziehen, die oft durch 
ſofortige Aufklärung behoben werden könnten, ſofern nur der Schuldner 
Gelegenheit hätte, ſich auszusprechen. 

Es empfiehlt ſich deshalb, jedem Zahlungsbefehl einen auffällig 
wirkenden Vordruck beizufügen, der den Schuldner über die Nutzloſig⸗ 
keit des Widerſpruchs aufklärt und ihm die Mittel und Wege weiſt, 
wie er ohne die Weiterungen des durch den Widerſpruch veranlaßten 


Prozeſſes mit ſeinen Koſten die Sache aus der Welt ſcacfen kann. 
Blätter für Rechtspflege LXIII. N. F. XLIII. 
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Ein Beiſpiel für ſolche Vordrucke könnte lauten: 

Zur Beachtung: Wenn Sie den Betrag ſchuldig ſind, zahlen 
Sie binnen der Friſt, denn Sie ſparen Koſten. 

Auch wenn Sie glauben, Einwendungen zu haben, empfiehlt 
ſich's nicht, ohne weiteres Widerſpruch zu erheben. Fragen Sie erſt 
das Gericht, es gibt Ihnen koſtenlos Auskunft. Es iſt bereit, 
zwiſchen Ihnen und dem Gläubiger zu vermitteln, wie Sie am 
einfachſten und billigſten die Sache erledigen können. 

Ganz verkehrt wäre es, wenn Sie bloß deshalb Widerſpruch 
erheben wollten, um Zeit zu gewinnen, weil Sie augenblicklich 
nicht zahlen können: Sie machen ſich dadurch nur Koſten, die in 
keinem Verhältnis zu dem Zeitgewinne ſtehen. Wenden Sie ſich 
lieber an das Gericht, damit es zwiſchen Ihnen und dem Gläubiger 
einen Ausgleich herbeiführt. | 

Soll der friedliche Ausgleich, den die Verordnung fördern 

will, wirkſam gefördert werden, ſo genügt es nicht, dem Amtsrichter 
formal vorzuſchreiben, den Sühneverſuch vorzunehmen, wenn beide 
Parteien im Verhandlungstermine erſchienen ſind, denn dann iſt es 
in der Regel zu ſpät, weil der Kampf bereits begonnen hat. Die 
Güte muß verſucht werden, bevor der Streit entbrannt iſt, d. h. 
ſofort, nachdem das Gericht mit der Sache befaßt worden iſt. Das 
geſchieht entweder bei der Einreichung des Geſuchs um Erlaß des 
Zahlungsbefehls, oder bei der Einreichung der Klageſchrift zur Termins⸗ 
beſtimmung, oder bei der Einreichung des Geſuchs um Erteilung des 
Armenrechts zur Erhebung der Klage oder zur Einlegung des Rechts⸗ 
mittels. Es empfiehlt ſich deshalb eine Ergänzung des Güteverfahrens. 
Dazu find auch die Einzelſtaaten zuſtändig, weil es der Landesgeſetz⸗ 
gebung freiſteht, den Rechtsweg allenthalben ganz oder auch nur in 
einzelnen Beziehungen auszuſchließen (Stein, ZPO., 10. Aufl., § 6). 
Die Landesgeſetzgebung kann deshalb ein beſonderes Güteverfahren 
neben dem Verfahren nach § 18 der Entlaſtungsverordnung einführen. 
Es hindert nichts, auf dem Wege weiterzuſchreiten, den Preußen 
mit ſeinen Schiedsmännern, Sachſen mit ſeinen Friedendrichtern, die 
nach der Inſtruktion für die Friedensrichter durchaus nicht behindert 
ſind, nur in Beleidigungsſachen tätig zu werden, und Baden mit 
ſeinen Vergleichsbehörden in allerdings wenig glücklicher Weiſe beſchritten 
haben. Man beſtelle ähnlich wie für die Jugendgerichte einzelne Richter 
als beſondere Gütebehörden, die dazu da ſind — und zwar bei allen 
Sachen — beginnendem Streite ſofort bei Auftauchen der 
Sache vorzubeugen. Nicht jeder Richter hat das Geſchick, Streit zu 
ſchlichten, aber die Dienſtbehörde kennt ihrer genug, die dazu berufen 
ſind. Ihnen gebe man landesrechtlich die Befugnis, bürgerliche Streit⸗ 
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ſachen ſchon vor dem eigentlichen förmlichen Verfahren durch eine 
Verſtändigung zwiſchen Gläubiger und Schuldner auf dem einfachſten 
und billigſten Wege zu erledigen, um dem Gläubiger und dem 
Schuldner die Weitläufigkeiten und großen Koſten des Prozeſſes zu 
rſparen. Der einfachſte Weg iſt der der völligen Formfreiheit. Der 
Güterichter veranlaßt in den einzelnen Fällen das, was ihm zweck⸗ 
mäßig erſcheint. Das iſt naturgemäß verſchieden. Handelt es ſich 
um den Erlaß eines Zahlungsbefehls, ſo wird zunächſt abzuwarten 
bleiben, ob der Schuldner den Güterichter auf obigen Vordruck hin 
anruft. Handelt es ſich um eine Sache, auf die er Termin anſetzt, 
ſo wird zunächſt ein ähnlicher Vordruck wie beim Zahlungsbefehl die 
Anrufung des Güteverfahrens vorbereiten. Es empfiehlt ſich, auch 
der Klage mit Terminsbeſtimmung — nach Befinden auch entſprechend 
der Berufungsſchrift mit Terminsbeſtimmung — für den Kläger und 
den Beklagten einen Vordruck beizufügen, der etwa lauten könnte: 

Zur Beachtung: Wenn Ihnen daran liegt, die Sache möglichſt 

ohne die großen Koſten und Weiterungen des eigentlichen Prozeſſes 
aus der Welt zu ſchaffen, ſo wollen Sie dem Gerichte mitteilen, 
ob Sie eine gütliche Vermittlung zwiſchen ſich und Ihrem Gegner 
wünſchen. Die Vermittlung ſelbſt iſt koſtenlos. Freilich müſſen 
Sie in dieſem Falle, ſobald als möglich und auf alle Fälle noch 
ſo zeitig, daß der Termin nicht ſtattzufinden braucht, mit dem 
Gerichte in Verbindung treten. Kommt es jetzt noch zu einer 
Einigung, ſo ſparen Sie ſicher ſehr viel Koſten. 

Handelt es ſich dagegen um die Einleitung eines Gerichtsverfahrens 
durch das Geſuch um die Erteilung des Armenrechts für die Klage- 
erhebung, ſo empfiehlt es ſich, die Einleitung gütlicher Schlichtung nicht 
ganz ſo ſchematiſch vorzubereiten. Hierzu wird es meiſt eines für den 
beſonderen Fall beſonders zugeſchnittenen Schreibens an den Gegner 
der Armenpartei bedürfen. Es iſt in den Kreiſen der Gläubiger nicht 
hinreichend bekannt, daß eigentlich jeder, der ein ſogenanntes Armuts- 
zeugnis beibringt — und dazu gehört heutzutage nicht viel, da an 
ſich Leute mit ganz nennenswertem Einkommen ſolche Zeugniſſe 
erlangen — eine faſt ſichere Ausſicht auf Erteilung des Armenrechts 
hat. Denn da das Reichsgericht nur einen ſolchen Anſpruch als 
ausſichtslos anſieht, deſſen Unbegründetheit geradezu auf der Hand 
liegt, fo gehört praktiſch nur eine mehr oder weniger tatfächliche 
Behauptung geeigneter Umſtände dazu, um eine Sache als nicht von 
vornherein ausſichtslos erſcheinen zu laſſen. Je weniger aber in eine 
materielle Prüfung der Behauptungen eingetreten zu werden pflegt, um 
ſo ſicherer iſt die Ausſicht, ſelbſt einen unbegründeten Prozeß im Armen 
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rechte durchführen zu können. Das bedeutet aber für den Gläubiger 
ſehr oft unter allen Umſtänden ein Opfer. Denn ihm entſtehen Koſten, 
gleichviel ob er gewinnt oder verliert. Gewinnt er, ſo muß er der 
armen Partei gegenüber die ihm erwachſenen Koſten gewöhnlich aus 
der Taſche bezahlen, weil von dem Gegner nichts zu erlangen iſt. 
Wird er hierüber aufgeklärt, ſo iſt er erfahrungsgemäß leicht geneigt, 
von vornherein die Sache gütlich zu erledigen. Schreibt man ihm 


z. B. fo: 
Herr X. hat um Erteilung des Armenrechts nachgeſucht um Sie 
zu verklagen. Er behaupte! 


. Wenn ſich ſeine Behauptungen nicht als von vorn⸗ 
herein unrichtig erweiſen, wird ihm das Armenrecht kaum verſagt 
werden können. Für Sie hat das zur Folge, daß auch Sie ſich 
auf den Prozeß einlaſſen müſſen. Es liegt daher auch in Ihrem 
Intereſſe, den Prozeß womöglich zu vermeiden. Der zuſtändige 
Güterichter iſt bereit, zwiſchen Ihnen und Ihrem Gegner einen güf- 
lichen Ausgleich herbeizuführen oder wenigſtens die Sache aufzu⸗ 
klären. Er erſucht Sie daher, ſich mit ihm in Verbindung zu 
ſetzen uſw. 

ſo kommt es in der Regel zu einer Ausſprache und womöglich zu 
einer gütlichen Regelung, denn die Erfahrung lehrt, daß die von der 
Armenpartei in Anſpruch genommene Gegenpartei nach der Durch⸗ 
führung des Streites häufig bekennt: 


Hätte ſie vorher gewußt, daß ihr auch im Falle des Sieges 
Koſten erwachſen würden, ſo würde ſie, bloß um die Sache los 
zu werden, gleich von vornherein etwas geopfert haben. 


Setzt ſich je nach Lage der Sache der Güterichter mit dem 
Beteiligten zur gütlichen Erledigung der Sache in Verbindung, ſo iſt 
die Ausſicht auf Erfolg um ſo größer, je freier er hierbei verfahren 
darf. Man gebe ihm deshalb die völlige Freiheit, zu verfahren, wie 
er es für zweckmäßig hält. Er muß in der Lage ſein, den Schuldner 
oder den Gläubiger, gleichgültig ob beide gleichzeitig, ob nur einen 
und wen zuerſt, gleichgültig auch ob perſönlich oder durch einen Ver⸗ 
treter, ob mündlich (durch Fernſprecher) oder formlos ſchriftlich, zu 
hören. Er muß auch Zeugen und Sachverſtändige fragen und nach 
Befinden, wenn wenigſtens die Parteien dies wünſchen, auch eidlich 
hören dürfen. Vor einer zu häufigen Anwendung des Eides braucht 
man keine Angſt zu haben. Schon unſere heutigen Richter machen 
von dieſer Befugnis, wenn ſie nicht müſſen, nur ſparſamſten Gebrauch. 
Das beweiſt die Erfahrung der Vollſtreckungsgerichte im Einwendungs⸗ 
verfahren. Es iſt auch nicht nötig, die Zeugen formell zu laden oder 
fie überhaupt an Amtsſtelle zu laden, denn es genügt oft, fie durch 
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den Fernſprecher zu hören, oder ſie ſich ſchriftlich äußern zu laſſen; 
je ſchneller und unauffälliger ſie gehört werden, um ſo unbefangener 
iſt ihr Urteil — das beweiſen die Erfahrungen geſchickter Unter⸗ 
ſuchungsrichter, die überraſchend, möglichſt ohne vorherige förmliche 
Ladung, die Zeugen hören und dadurch die Wahrheit ermitteln. 
Will man prozeßvorbeugend auch bei dem eigentlichen Streite 
wirken, ſo muß man den Güterichter auch in die Lage ſetzen, den 
eigentlichen Streit für den Fall, daß ihm eine gütliche Schlichtung 
nicht gelingt, im vornherein erklärten Einverſtändnis der Parteien 
ohne die Umſtändlichkeit des heutigen Prozeſſes mit ſeiner mündlichen 
Verhandlung und Oeffentlichkeit einfach, raſch und billig zu entſcheiden. 
Das geſchieht am zweckmäßigſten, wenn man ihm allgemein geſtattet, 
ſich zunächſt als Schiedsrichter beſtellen zu laſſen, nicht etwa ihn 
perſönlich, ſondern als Gütebehörde, um für den Fall ſeines Todes 
oder ſeiner Verſetzung vor Weiterungen bewahrt zu ſein. Die Richter 
ſind bei einer ſorgfältigen Auswahl ſchon wegen ihrer gewohnheits⸗ 
mäßigen, ſelbſtverſtändlich geübten Objektivität beſonders brauchbare 
Schiedsrichter; losgelöſt von den Feſſeln ſtarrer Formvorſchriften, 
leiſten ſie auf dem Gebiete der Streitſchlichtung ungleich mehr als die 
Laien, indem ſie einerſeits die Grundſätze der Billigkeit mit denen des 
ſtrengen Rechts in den richtigen Einklang ſetzen, andererſeits aber auch 
verhüten können, daß das wirkliche Recht nicht um bloß gefühls⸗ 
mäßiger Rechtsempfindung willen gekränkt werde. Freilich muß auch 
das Schiedsverfahren vor der Gütebehörde völlig formfrei geſchehen 
können, und den Parteien muß es freiſtehen, auch ſachverſtändigen, 
geeigneten Beiſtand mitzubringen. Deshalb gelten hier dieſel ben 
Grundſätze wie bei den übrigen Güteverfahren. Nötig iſt dabei der 
Abſchluß eines Schiedsvertrags zwiſchen den Parteien, der unter anderem 
die Ermächtigung gibt, die Leiſtung nach billigem Ermeſſen zu be⸗ 
ſtimmen und hierzu das einzuſchlagende Verfahren nach freiem Ermeſſen 
zu regeln, ſodann die Beſtimmung enthält, daß ſich die Parteien 
gegenſeitig verpflichten, ſich dem Schiedsſpruche zu unterwerfen, ſo daß 
der Gläubiger daraus ſeine Befriedigung ſuchen kann. Das geſchieht, 
wenn man dem Schiedsſpruche die Natur eines Schuldtitels verleiht. 
Nach § 801 ZPO. kann die Landesgeſetzgebung beſondere Schuld⸗ 
titel einführen. Der Schiedsſpruch der Gütebehörde iſt ein ſolcher. 
Die gleiche Rechtsnatur muß auch dem Ergebnis der ſonſtigen 
Güteverhandlungen beigelegt werden, denn im Grunde läuft das 
Güteverfahren auf eine Verſtändigung zwiſchen Gläubiger und 
Schuldner hinaus, woraus jener, wenn es not tut, ſeine Befriedigung 
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urch Zwang herbeizuführen imſtande ſein muß. Daher iſt eine 


Vorſchrift notwendig, die der Beurkundung vor der Gütebehörde die 
Natur eines Schuldtitels im Sinne des § 801 30 verleiht. 

Kommt es zu einem Anerkenntnis — das nach dem Vorſtehenden 
alſo auch ohne Anweſenheit des Gläubigers, ja ſelbſt ohne Anweſenheit 
der Schuldners möglich ſein muß — ſo erläßt der Güterichter ein 
Anerkenntnisurteil, andernfalls bildet die Niederſchrift über die Ver⸗ 
ſtändigung den Schuldtitel. Es muß dafür geſorgt werden, daß die 
Verſtändigung darin erſichtlich iſt, wozu die Vorſchrift dient, daß die 
anweſenden Parteien ihre Zuſtimmung durch Genehmigung des ihnen 
vom Richter vorgeleſenen oder vorgelegten, abweſende jedoch durch 
Mitvollziehung des ihnen überſandten Protokolls bekunden. 

Nach alledem ergibt ſich für die Landesjuſtizverwaltungen die 
Möglichkeit einer landesgeſetzlichen Regelung, wie ſie im großen und 
ganzen ſchon in der Nr. 21/22 der Deutſchen Richterzeitung vom 
1. Dezember 1915 vorgeſchlagen wird. 

Die hier vorgeſchlagene Regelung iſt übrigens von dem Schickſale 
der ſogenannten Entlaſtungsverordnung unabhängig. 

Zum mindeſten ſollten die Landesjuſtizverwaltungen keinesfalls 
von der Einführung von Vordrucken zur Volkstümlichmachung des 
Mahnverfahrens abſehen, ebenfo ſollten fie unter allen Umſtänden 
auch für die Verbreitung von Merkblättern und Aushängen in den 
Anmeldeſtuben der Gerichte ſorgen. 


Die Unwirtſchaftlichkeit der Jivilrechtspflege. 


Denkſchrift des Deutſchen Handwerks⸗ und Gewerbekammertags mit 
Vorſchlägen für Geſetzgebung und Selbſthilfe. 
Von Landrichter Dr. jur. et phil. Bovenſiepen in Kiel. 


Seit reichlich einem Jahrzente bereits iſt die Erkenntnis der Re⸗ 
formbedürftigkeit unſeres bürgerlichen Streitverfahrens bei allen Be⸗ 
rufenen Gemeingut geworden. Keineswegs Stürmer und Dränger 
find es, die den Ruf nach einem gründlichen Neuaufbau des Zivil 
prozeſſes erhoben haben, Männer von größter Ruhe und nüchternet, 
objektiver Klarheit des Blicks und Urteils räumen die Langſamkeit, 
Schwerfälligkeit und Koſtſpieligkeit unſeres heutigen bürgerlichen Streit⸗ 
verfahrens, „dieſes Edelgewächſes eines dürren Doktrinarismus in 
wahrer Reinkultur“ (Bovenſiepen in: Recht und Wirtſchaft 1914 
S. 72) unumwunden ein und entwerfen einen völligen Neubau der 
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Gerichtsverfaſſung wie des Zivilprozeſſes ſelbſt von Grund aus. 
Es ſeien hier nur Namen wie Adickes: Grundlinien einer durch⸗ 
greifenden Juſtizreform, von dem die ganze Bewegung ihren Aus⸗ 
gang nahm, 1906; Mügel: Zur Reform unſerer Gerichtsorgani⸗ 
ſation, DIZ. 1906 S. 1109 f.; Hamm, Engliſche Juſtiz auf 
deutſchem Boden, ebenda 1906 S. 1051 f.; Holtgreven: Vor⸗ 
ſchläge zur Juſtizreform, im „Recht“ 1906 Heft 22; A. Niedner: 
Zur Frage einer durchgreifenden Juſtizreform, 1906, in die Erinnerung 
zurückgerufen. Aber die Tintenflut ſchwoll und ſchwoll im Lauf der 
Jahre zu einer wahrhaft beängſtigenden Höhe, ohne daß etwas Durch⸗ 
greifendes geſchah, das Volk der Dichter und Denker konnte ſich zu 
einer friſchen, herzhaften Tat nicht aufraffen, angekränkelt von des 
Gedankens Bläſſe, kam man in echter deutſcher Gründlichkeit über die 
Vorhöfe der Beratungen, Erwägungen und Reſolutionen nicht heraus. 
Auch beſchränkte ſich die Reformbewegung faſt ausſchließlich auf rein 
zünftige Fachkreiſe, das Volk als ſolches, namentlich der erwerbs⸗ 
tätige Mittelſtand in Stadt und Land, blieb faſt ganz unberührt und 
verharrte wie leider unſer deutſches Volk bisher ſo gut wie ausnahms⸗ 
los bei allen auch den wichtigſten rechtspolitiſchen Fragen — auch 
beim Werden ded BGB. — in eiſigem Schweigen. Diele tief be⸗ 
klagenswerte Teilnahmsloſigkeit unſeres Volkes, eine Folge mangelnder 
ſtaatsbürgerlicher Erziehung und Geſinnung, ſcheint jetzt allmählich 
weichen zu wollen. Der Bann iſt wenigſtens inſofern gebrochen, als 
der Deutſche Handwerks⸗ und Gewerbekammertag, die berufene Ver⸗ 
tretung des gewerblich tätigen deutſchen Mittelſtandes, eine äußerlich 
zwar knappe, aber inhaltlich außerordentlich wertvolle und anregende 
Denkſchrift über die Unwirtſchaftlichkeit der Zivilrechtspflege ſoeben 
erſcheinen läßt. Mit Recht hebt die Einleitung nachdrucksvoll hervor, 
daß nicht nur die Gerichte einer weitgehenden Entlaſtung bedürften, 
ſondern daß noch mehr das Volk, die Gewerbetreibenden und der 
Mittelſtand allgemein einer Entlaſtung in der Rechtspflege bedürften. 
In der Kriegszeit vollends ſeien die Zuſtände in der Zivilrechtspflege 
einfach nicht mehr zu ertragen. „Um vermeidbare Verluſte zu ver⸗ 
hüten, um eine wirtſchaftliche Verwendung der Kräfte herbeizuführen, 
um eine geſunde Entwickelung zu fördern“, dazu ſei auf dem Gebiet 
der Rechtspflege eine „ſchleunige Umgeſtaltung“ nötig. Unter Zurück⸗ 
ſtellung aller minder wichtigen Fragen behandelt die Denkſchrift in 
vier — wie ſchon hier bemerkt ſei — inhaltlich wie räumlich gleich 
verſchiedenen Aufſätzen: den Ausbau des Güteverfahrens, das Borg⸗ 
unweſen und die Förderung des Einziehungsweſens, die Unwirtſchaft⸗ 
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lichkeit des Konkursverfahrens und gemeinnützige Treuhandinſtitute 
ſowie endlich das Unweſen der Schwindelfirmen und ihre Bekämpfung. 
Von bleibendem, hohem wiſſenſchaftlichen wie namentlich praktiſchen 
Wert ift namentlich die grundlegende erſte Abhandlung: „Das Prozeß⸗ 
unweſen — der Ausbau des Güteverfahrens“. Ein geradezu vernichten⸗ 
des Urteil fällt hier der Verfaſſer über unſeren heutigen Zivilprozeß. 
„Unſer heutiges Prozeßrecht entſpricht ſehr wenig den Bedürfniſſen 
des praktiſchen Lebens, für das es doch ſchließlich in erſter Linie be⸗ 
ſtimmt“, in „der weit überwiegenden Mehrzahl der Fälle iſt der 
Prozeß unwirtſchaftlich und wirkt gemeinſchädlich“ — „unwirtſchaftlich 
und gemeinſchädlich, ein anderes Zeugnis hat der Prozeß in ſeiner 
heutigen Form nicht verdient“. Die Parteien ſeufzen unter der Koſten⸗ 
laſt, „und der unterliegende Prozeßteil, dem neben den Gerichtskoſten 
die Koſten zweier Rechts anwälte zur Laſt fallen, wird durch dieſe 
Laſt nicht ſelten wirtſchaftlich vernichtet. Den Rechtſuchenden iſt es 
völlig unverſtändlich, wie ein Rechtsſtreit mehr an Gebühren ver⸗ 
chlingen kann, als der Wert des Streitgegenſtandes ausmacht“. 

So erſcheint unſer heutiger Zivilprozeß, vor deſſen Bewunderung 
ſich reine Theoretiker — wie noch neueſtens Adolf Wach in ſeiner 
Kampfſchrift „Grundfragen und Reform des Zivilprozeſſes“, 1914 — 
gar nicht zu laſſen vermögen, den Objekten der Rechtſprechung. Sie 
dürften berufenere Beurteiler ſein als der in olympiſcher Ruhe thronende, 
einen Zivilprozeß wohl nur aus dem Geſetz und dem Kollegheft 
kennende Gelehrte, und beſitze er noch ſo profunde Gelehrſamkeit, in 
Wahrheit iſt er doch „prozeßfremd“. Ganz mit Fug erblickt nun 
die Abhandlung den Hauptgrund für die Unwirtſchaftlichkeit unjerer 
Zivilrechtspflege in dem Fehlen einer praktiſchen geeigneten Einrichtung 
ur gütlichen Regelung von Streitſachen. Das iſt in der Tar wohl 
der Hauptgrund für die hohe und ſtets ſteigende Prozeßziffer. 

Jeder Prozeß als Maſſenerſcheinung iſt unwirtſchaftlich, ein Uebel. 
eine Krankheitserſcheinung. Daher iſt es die Hauptaufgabe der Ge⸗ 
ſetzgebung, „dem Prozeßverfahren ein vom Prozeß .... völlig ge 
trenntes Güteverfahren voranzuſtellen und dieſes in zweckentſprechender 
Weiſe auszubauen“. Unbedingt erforderlich ſei es, daß die Güteein⸗ 
richtung außerhalb der ſtreitigen Gerichtsbarkeit ihren Platz finde, 
nur dann könne ſie ihren Zweck erfüllen. In die Gerichtsſäle gehöre 
fie nicht hinein, denn „das Gericht mit feiner Kampfatmoſphäre 
und mit feiner Entſcheidungsgewalt nehme der Güte gerade ihre 
weſentlichſten pſychologiſchen Vorausſetzungen“. Die Tätigkeit des 
Schlichters ſei von der des Richters „grundverſchieden“. Die Tätig 
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Das Thüringiſche Oberverwaltungsgericht 
gibt, nach dem Vorgange anderer höchſter Gerichtshöfe, 
diejenigen ſeiner Entſcheidungen, die für die wiſſenſchaft⸗ 
liche Erkenntnis und die praktiſche Handhabung der Ver⸗ 
waltungsgeſetzgebung der an dem Oberverwaltungsgerichte 
beteiligten Staaten grundſätzlich oder ſonſtwie beſonders 
bedeutſam ſind, in der Form eines 


Jahrbuches 


heraus, und hat uns mit deſſen Druck und Vertriebe be- 
auftragt. Für den Jahrgang iſt vorläufig ein Umfang 
von I5 Bogen in Ausſicht genommen. Der Abonnements- 
preis wird 8,00 Mark für den Jahrgang beträgt. 
Der erſte Band liegt heute abgeſchloſſen vor 


Prof. Gieſe an der Univerſität Frankfurt a / M. urteilt 
über die Erkenntniſſe des Thüringiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts im „Archiv des öffentlichen Rechts“ wie folgt: 

Die bis jetzt vorliegenden Erkenntniſſe des thüringiſchen 
oberſten Verwaltungsgerichtshofes liefern unſtreitig einen 
glänzenden Beweis für die Fortbildung des materiellen 
Verwaltungsrechts und des Verwaltungsprozeßrechts durch 
die Rechtſprechung. Man wird ohne Uebertreibung be⸗ 
haupten dürfen, daß die Judikatur des thüringiſchen OVG. 
ein durchaus würdiges Gegenſtück zu derjenigen anderer 
oberſter Derwaltungsgerichte, insbeſondere auch des preußi⸗ 
ſchen OUG., darſtellt. Die Entſcheidungen find nicht von 
nur oͤrtlich beſchraͤnktem Intereſſe, ſondern verdienen nament⸗ 
lich nach der freieren, im beſten Sinne modernen Art und 
Weife der Rechtſprechung weit über die Grenzen des thü⸗ 
ringiſchen Candes hinaus Beachtung. Sie gewähren nicht 

allein einen anziehenden Kinbli in die in erfreulicher Ent⸗ 
wicklung begriffene thüringiſche Verwaltungsrechtſprech' ung 
ſondern bieten zugleich eine Fundgrube reizvoller verwal⸗ 
tungsrechtlicher Probleme und eine dankenswerte Förderung 
der leider immer noch in den Kinderſchuhen ſteckenden Wiſſen⸗ 
ſchaft des deutſchen Verwaltungsrechts. 
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Dieſe Auslaſſung zeigt klar, welch großen Wert die Ent⸗ 
ſcheidungen beſitzen, es dürfte ſich daher die nn. 
des Jahrbuches von ſelbſt empfehlen. 


Apoldaer Tageblatt Nr. 273 vom 21. deiner 1915: 


Jahrbuch der Entſcheidungen des Thüringiſchen Gber⸗ 
Verwaltungsgerichts. Jahrgang 1915, bei Frommannſcher 
Buchdruckerei (5. Pohle) in Jena, herausgegeben vom Ge: 
richtshofe ſelbſt. Aus letzterem Grunde verſteht ſich der 
fachwiſſenſchaftliche Wert ganz von ſelbſt, ſo daß ich auf 
dieſen nicht einzugehen brauche. Dagegen ſei hervorgehoben, 
daß das Jahrbuch auch für den Laien leſenswert iſt. Sein 
Ende Oktober erſchienenes Doppelheft enthält 3. B. 17 Ent- 
ſcheidungen zur Einkommenſteuer, wovon allein 16 unfer 
Großh. Sächſ. Recht betreffen, alle übrigen angeſchloſſenen 
Könder nur eine. „Eine Fundgrube reizvoller verwaltungs⸗ 
rechtlicher Probleme“ nennt Prof. Gieſe von der neuge⸗ 
gründeten Univerfität Frankfurt das Jahrbuch mit Recht. 
Es wäre zu wünſchen, daß ſich die Stadtbibliothek das 
Jahrbuch hält (Preis 8 Mark jährlich). Dr. 5. 


Leider müſſen wir bisher Ihre Beſtellung auf das 
Jahrbuch vermiſſen, wir zweifeln aber nicht, daß Sie jetzt, 
nachdem der erſte Band trotz des Krieges ſchnell zur Aus- 
gabe gekommen iſt, dieſes wichtige Jahrbuch ebenfalls 
laufend beſtellen werden. Wir bitten um Zuſendung des 
anhängenden Beſtellzettels an uns direkt oder an die Buch⸗ 
handlung, durch welche der Bezug gewünſcht wird. 


Intereſſenten ſteht das J. Heft des erſten Bandes als 
Probenummer koſtenlos ſofort zur Verfügung. 


Hermann Pohle, Verlagsbuchhandlung 
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Beſtellzettel 


Unterzeichnete..... beftellt hierdurch . Stück des 


Jahrbuches der Entſcheidungen 
des Thüringiſchen Oberverwaltungsgerichts 
(Verlag von Hermann Pohle, Jena) 
zum Preiſe von Mk. 8.00 (ausſchließlich Einbanddecke) 


und wünſcht Zuſendung bis Abbeſtellung erfolgt durch 
den Verlag — durch die Buchhandlung von ö 
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keit des Richters ſei in allererſter Linie eine entſcheidende, die ſchlichtende 
dagegen eine ordnende, die neben rein rechtlichen Erwägungen auch 
den praktiſchen Bedürfniſſen Rechnung tragen müſſe und es daher 
nicht bei rein juriſtiſcher Behandlung bewenden laſſen dürfe. So 
falle die Güte weit mehr in das Gebiet der Verwaltung als in das 
der Juſtiz. Ihr Ziel ſei neben der Rechtspflege auch die Wirtſchafts⸗ 
und Wohlfahrtspflege. Da nun aber die Anlehnung an eine öffent⸗ 
liche Gewalt unentbehrlich ſei, ſo könne nur die Angliederung an die 
Gemeindeverwaltung in Frage kommen. Die Gemeinde (der Kom⸗ 
munalverband müſſe der Träger der Einrichtung ſein. Auf die Leitung 
der Einrichtung durch einen zum Richteramte befähigten Juriſten 
dürfe in der Regel nicht verzichtet werden. „Das Rechtsempfinden 
des Volkes iſt ſo verfeinert, daß eine lediglich nach Zweckmäßigkeit 
und Billigkeit arbeitende Güte zumeiſt kein Vertrauen finden würde.“ 
Nichtjuriſten würden nur in Ausnahmefällen als Leiter der Friedens⸗ 
ämter in Frage kommen können. Neben dem Vorſitzenden ſeien Bei⸗ 
ſitzer aus den verſchiedenen Erwerbs⸗ und Lebenskreiſen heranzuziehen. 
So würde dem Friedendamte ein hohes Maß von Sach⸗ und Fach⸗ 
kunde auf den verſchiedenen Gebieten des Wirtſchaftslebens zugeführt 
werden. Auf eine gleichmäßige Heranziehung der etwa in Betracht 
kommenden Vertragsgruppen (Vermieter und Mieter, Verkäufer und 
Käufer, Unternehmer und Beſteller, Arbeitgeber und Arbeitnehmer) 
wäre bei der Auswahl der Beiſitzer Bedacht zu nehmen. In recht⸗ 
lich einfachen Sachen, bei welchen mehr tatſächliche Schwierigkeiten 
zu beheben ſeien, könnten die Beiſitzer mit dem Verſuch der ſelb⸗ 
ſtändigen Erledigung betraut werden. Die Verpflichtung zum Er⸗ 
ſcheinen vor dem Einigungs⸗ oder Friedensamt müſſe unbedingt 
beſtehen und durch Verhängung von Ordnungsſtrafen erzwungen 
werden. Dagegen ſei beim Ausbleiben des Gegners keinesfalls deſſen 
Einvernehmen zu unterſtellen und daher auf Antrag ein Verſäumnis⸗ 
urteil zu erlaſſen. Es müſſe eben alles vermieden werden, was an 
eine gerichtliche Tätigkeit erinnere. Nur in Ausnahmefällen könne 
von der Verpflichtung zum Erſcheinen Befreiung gewährt werden. 
So namentlich dann, wenn der Gegner auswärts wohne. Dann 
müſſe mit ihm die für ſeinen Wohnort zuſtändige Güteeinrichtung 
verhandeln. Vertretung ſolle zuläſſig ſein, die Vertretungskoſten aber 
wären nicht erſtattungsfähig. Erſtes Ziel des Güteverfahrens ſei die 
Aufklärung des ſtreitigen Sachverhaltes. Vernehmung von Zeugen 
und mitunter auch von Sachverſtändigen ſei daher unerläßlich. Die 
von und vor der Güteinſtanz erzielte Vereinbarung ſei ſchriftlich nieder⸗ 
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zulegen und von den Parteien zu unterzeichnen. Sie müſſe, um Die 
koſtſpielige Anrufung des Gerichts bei nicht freiwilliger Erfüllung 
der übernommenen Verpflichtung zu vermeiden, einen vollſtreckba ren 
Schuldtitel bilden. Mit dem zur ſofortigen Zahlung unvermögendem, 
gutwilligen Schuldner wäre die Regelung ſeiner Schuld zu erörtern. 
Für gewiſſe Streitigkeiten müſſe das Güteverfahren unbedingt zu⸗ 
ſtändig fein. So namentlich für Arbeitsvertragsſtreitigkeiten, ſofern 
ſie nicht der beſonderen Gerichtsbarkeit der Gewerbe⸗ und Kauf⸗ 
mannsgerichte unterſtünden und die Jahresvergütung des Angeſtellten 
5000 M. nicht überſtiege, für Unterhaltsſtreitigkeiten aller Art und 
für Streitigkeiten unter nahen Verwandten. Im übrigen müſſe die 
Grenze bei 1000 M., mindeſtens aber 600 M. Streitwert gezogen 
werden. „Innerhalb dieſes Rahmens müßte die Bedingung für die 
Einleitung eines Prozeſſes die Beibringung einer Beſcheinigung ſein, 
daß der Güteverſuch vergeblich war.“ Die Durchführung eines ſolchen 
Güteverfahrens ſei gerade jetzt während der Kriegszeit zweckmäßig, 
ſehr erwünſcht, ja eine dringende Notwendigkeit. Zahlreiche Richter⸗ 
ſtellen ſeien zurzeit unbeſetzt und zahlreiche Anwärter auf einen Richter⸗ 
ſtuhl gefallen, daher könnten gerade jetzt zahlreiche Richterſtellen ohne 
beſondere Härten eingezogen werden. Auch die aus der Einführung 
des Güteverfahrens für die Anwaltſchaft ſich ergebenden Nachteile 
ſeien nicht ſo ſchwer. Denn einmal ſeien auch viele Anwälte gefallen, 
ſodann könnten die zukünftigen Vorſitzenden der Einigungs⸗ oder 
Friedensämter gerade aus den Anwaltskreiſen genommen werden. 
Der heimgekehrte ſiegreiche Krieger aber könne keinesfalls mit Klagen 
und Pfändungen überzogen werden, ebenſowenig aber könne er natürlich 
aller ſeiner Schulden enthoben werden. Nach dem Abbau der Kriegs⸗ 
teilnehmerſchutzgeſetze müſſe hier eine „uneigennützige Vermittelung 
eingreifen, ſie muß raten und ordnen, muß den Schuldner vor Härten 
bewahren und den Gläubiger möglichſt vor Verluſten ſchützen. Nur 
ein volkstümliches Güteverfahren .... wird imſtande fein, in ge⸗ 
eigneter Weiſe zu vermitteln und für eine geſunde und geordnete 
Ueberleitung unſerer Rechts⸗ und Wirtſchaftsverhältniſſe aus der Kriegs⸗ 
in die Friedenszeit zu ſorgen“. 

In der Forderung der alsbaldigen Einführung eines beſonderen 
Güteverfahrens vor Einreichung einer Klage oder Anbringung eines 
Geſuchs um Erlaß eines Zahlungsbefehls ſtimmen wir mit dem 
Verfaſſer der Abhandlung vollkommen überein. Unſere Wege ſcheiden 
ſich nur bei der Frage der Ausgeſtaltung und dem flaatd- und ver⸗ 
waltungsrechtlichen Aufbau der Gütebehörde und ihrer Angliederung 
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an beſtehende Einrichtungen des öffentlichen Weſens. Unſere — noch 
zuletzt in unſerer Abhandlung „Die Bundesratsverordnung zur Ent⸗ 
laſtung der Gerichte vom 9. September 1915“ in dieſer Zeitſchrift 
S. 180 f. ausgeſprochene — Anſicht, die Friedensämter keinesfalls den 
Amtsgerichten anzugliedern und ſie — wie wir in Uebereinſtimmung 
mit Bamberger in „Zur Erneuerung der deutſchen Zivilrechts⸗ 
pflege“, 1915, S. 10 f. vorſchlugen — hochangeſehenen, mit Sorgfalt 
ausgeſuchten Laien als Friedensrichtern anzuvertrauen, vermögen wir 
heute nach nochmaliger reiflichſter Durchdenkung der gewiß nicht leichten 
Frage nicht mehr auftechtzuerhalten. Denn in der Tat, das Rechts⸗ 
empfinden des deutſchen Volkes iſt ſo verfeinert, man darf ruhig 
ſagen, ſo empfindlich geworden, daß es einen Nichtvolljuriſten nicht 
als geeignete Perſönlichkeit für eine ſachgemäße Behandlung ſeiner 
Rechtsſtreitigkeiten betrachtet, es verlangt — und das mit Fug — 
eine zuverläſſige Gewähr für die Richtigkeit der ihm zur Sühne ge⸗ 
machten Vorſchläge. Rechtskunde — und meiſtens recht umfaſſende 
und gründliche — iſt aber erforderlich, um wahrhaft gerechte und zweck⸗ 
entſprechende Vergleichs vorſchläge machen zu können, Sachkunde und 
Lebenderfahrungen allein tun es nicht. Wieviel rechtliche Fallſtricke 
und Schwierigkeiten ſtecken mitunter ſelbſt — und gerade — in den 
dem Laien gewöhnlich ſo einfach erſcheinenden „Bagatellprozeß“ des 
täglichen Lebens. Durchaus in das Schwarze trifft daher die Denk⸗ 
ſchrift mit ihrer Forderung eines Volljuriſten als Vorſitzenden des 
Friedensamtes. Aber verfehlt ſcheint uns der Wunſch nach An⸗ 
gliederung an die Gemeindeverwaltung. Schlichten und Richten ſind 
keineswegs, wie die Denkſchrift meint, ganz grundverſchiedene Dinge, 
aufs engſte gehören ſie vielmehr zueinander, auf einem Zweige ſind 
ſie gewachſen. Die ſchlichtende Tätigkeit iſt zugleich eine richtende 
und die richtende eine ſchlichtende, will ſagen: auch der Schlichter 
kann — wie die Denkſchrift ſelber ganz zutreffend hervorhebt — 
ſeines ſchönen Amtes nur dann zutreffend walten, wenn er zuvor, 
d. h. ehe er Vorſchläge zur Güte macht, den ſtreitigen Sachverhalt 
auf das genaueſte, nötigenfalls — und das wird die große Mehr⸗ 
zahl der Fälle bilden, darüber gebe man ſich doch ja keinen Täuſch⸗ 
ungen hin — nach Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen, 
aufklärt. Das aber iſt eine rein „richterliche“ Tätigkeit, in etwas 
anderem beſteht die Tätigkeit des Streitrichters auch nicht! Und 
umgekehrt die richtende Tätigkeit hat ſelbſtverſtändlich — was die 
Denkſchrift als Eigenart des Schlichters ausgibt — „auch den Grund 
des Streites zu unterſuchen und für die Zukunft möglichſt zu be⸗ 
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heben“. Ein Stümper von einem Richter wenigſtens, der dieſes 
nicht verſteht und der nicht auch „neben rechtlichen Erwägungen den 
praktiſchen Bedürfniſſen“ Rechnung trägt. Dem „Schlichter“ iſt dieſe 
Einſtellung auf die praktiſchen Bedürfniſſe keineswegs, wie es die 
Denkſchrift annimmt, Reſervatgut. Mehr und mehr verlangen wir 
bei der richterlichen Entſcheidung Rückſichtnahme auf die Billigkeit 
und Zweckmäßigkeit des Ergebniſſes, auch das Reichsgericht betont 
dieſen Prüfſtein der Richtigkeit des Ergebniſſes neuerdings in höchſt⸗ 
erfreulicher Weiſe immer mehr. Verfehlt iſt daher der Ausſpruch 
der Denkſchrift: „die Güte fällt weit mehr in das Gebiet der Ver— 
waltung als in das der Juſtiz.“ Daher beſteht für die Angliederung 
der Friedendämter an die Gemeindeverwaltungen durchaus keine Not⸗ 
wendigkeit, ja ſie wäre in ſehr vielen Fällen direkt undurchführbar 
und für die — gewiß nur dringend wünſchenwerte — allgemeine, 
reſtloſe Einführung eines beſonderen Güteverfahren8 im ganzen 
deutſchen Vaterlande höchſt abträglich. Denn nur Großſtadtgemeinden 
oder wenigſtens Mittelſtädte können ſich die Beſtellung eines Voll— 
juriſten im Hauptamte als Vorſitzenden des Friedendamtes leiſten, 
den kleineren Städten ſtehen hierfür einfach die nötigen Mittel nicht 
zu Gebote. Und wie ſollen vollends auf dem flachen Lande die 
Gemeinden Volljuriſten beſtellen? 

Das Friedens- oder Einigungsamt muß den Beteiligten mög⸗ 
lichſt naheſtehen, räumlich wie auch ideell. Unmöglich aber kann 
man dem Landmann zumuten, einen ſtundenlangen Weg zu Fuß oder 
zu Wagen oder auch auf der Eiſenbahn zur nächſten Groß- oder 
Mittelſtadt zur Schlichtung etwa einer ländlichen Dienſtbarkeit oder 
gar eines Altenteilsſtreites zurückzulegen! Der dortige „Friedens⸗ 
richter“ iſt ihm gänzlich fremd und unbekannt, er iſt alles andere 
als der Mann ſeines Vertrauens, welche Beiſitzer ſollen denn bei 
Schlichtung ſolcher auf dem Lande ſo ungemein häufigen Streitigkeiten 
als „ſachverſtändig“ herangezogen werden? 

Richtig und allein zweckmäßig erſcheint es uns vielmehr, die 
Friedensämter einfach den Amtsgerichten anzugliedern; gerade in 
kleineren Verhältniſſen auf dem Lande wie in der Kleinſtadt, aber 
auch in den meiſten Mittelſtädten iſt gottlob der Amtsrichter heute noch 
der Vertrauensmann der Bevölkerung trotz allem, was hiergegen ſchon 
geſchrieben worden iſt. Natürlich muß — und darin ſtimme ich 
wieder der Denkſchrift durchaus bei — das Güteverfahren vom eigent⸗ 
lichen Streitverfahren auf das ſtrengſte geſchieden werden, es muß 
ſich ibm als ein beſonderes in ſich geſtaltetes Verfahren vorlegen, die 
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„Kampfatmoſphäre“ der Gerichtsluft muß ihm ferngehalten werden. 
Daher müßten auch die Amtsgerichte, ſoweit ſie im Güteverfahren 
tätig werden, die Amtsbezeichnung „Friedensgerichte“ oder „Friedens⸗ 
ämter“ führen und der Amtsrichter als „Friedensrichter“ tätig werden. 
Die Koſten wären ſo gering wie nur möglich zu halten. Irgend 
erhebliche Mehrkoſten würden durch eine ſolche Regelung des Güte⸗ 
verfahrens kaum erwachſen, aller Vorausſicht nach würden eine wahre 
Unmenge von Sachen gütlich verglichen werden und dem Prozeß⸗ 
richter ganz fern bleiben. Neuanſtellung von Richtern — die freilich 
unter allen Umſtänden in den heutigen Notzeiten vermieden werden 
muß — wäre ſchwerlich erforderlich, eher ließen ſich wohl noch Richter⸗ 
ſtellen einſparen! Dieſe Erwägung fällt aber in unſerer Zeit, in 
der Sparſamkeit, allergrößte Sparſamkeit erſtes Lebensgebot iſt und 
noch mehr werden wird, wahrlich ſchwer genug in die Wagſchale 
Und die Koſten beſonderer Friedensrichter, die nur zu dem Zweck 
neu zu berufen find, wären ganz erheblich, ſchätzt doch ſelbſt Bam- 
berger (Recht 1915 S. 575) die den 15000 deutſchen Friedens⸗ 
richtern (ſo viel erachtet er als für ganz Deutſchland unbedingt erfor⸗ 
derlich) zu gewährenden Entſchädigungen auf jährlich fünfzehn 
Millionen Markl Und das find wohlgemerkt Laien im Ehrenamte! 

Nur ſtaatlichen Behörden kann das Friedendamt angegliedert 
werden, nicht den ſo unendlich mannigfachen und ganz verſchieden 
gearteten und organiſierten Gemeinden, ihnen kann die Einführung 
der Einigungsämter gar nicht überlaſſen bleiben. 

Aber dieſe — freilich in einer grundlegenden Frage zwiſchen dem 
Verfaſſer der Abhandlung und ihrem Rezenſenten klaffende — Meinungs⸗ 
verſchiedenheit hindert nicht die reſtloſe Anerkennung, daß wir es hier mit 
einer ganz ausgezeichneten, formell wie inhaltlich hochſtehenden Leiſtung 
zu tun haben. Die Arbeit wird dem Gedanken des Güteverfahrens 
ſicher zahlreiche neue Freunde erwerben; ſie beſitzt dauernden Wert! 

Der zweite Beitrag „Das Borgunweſen und die Förderung des 
Einziehungsweſens“ ſchildert ſehr anſchaulich die nachteiligen Folgen 
des Borgweſens und die Mittel zu feiner erfolgreichen Bekämpfung. 
Zu ihnen gehört vornehmlich das ſehr mannigfach organiſierte Ein⸗ 
ziehungsweſen des gewerblichen Mittelſtandes. Die recht verſchiedenen 
Arten und Gliederungen des Einziehungsweſens: Mittelſtandshäuſer, 
Handwerksämter uſw. intereſſieren den berufsmäßigen Mittelſtands⸗ 
politiker mehr als den Juriſten. Von einer eingehenden Wiedergabe 
der Einzelheiten glauben wir daher hier abſehen zu ſollen. Recht 
beachtenswert ſind zwei Vorſchläge. Einmal der, die Juſtizverwaltung 
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möge durch Geſetz oder Verordnung die Gerichtsvollzieher verpflichten, 
alle Fälle der Vornahme einer fruchtloſen Pfändung der Gerichts⸗ 
vollzieherverteilungsſtelle unter Angabe der genauen Perſonalien des 
Schuldners anzuzeigen. Die Verteilungsſtelle müßte dann dieſe Per⸗ 
ſonen in eine alphabetiſche Liſte gleich der Manifeſtantenliſte ein⸗ 
tragen und ſie allen Gläubigern, die ein berechtigtes Intereſſe glaub⸗ 
haft machten, unentgeltlich zur Einſicht offenlegen. Der zweite Vor⸗ 
ſchlag geht dahin, dem Gerichtsvollzieher zur Pflicht zu machen, be⸗ 
wußt zweckloſe Pfändungen zu unterlaſſen oder wenigſtens den 
Gläubiger vor Erledigung des Auftrags auf die ihm amtlich be⸗ 
kannte Unpfändbarkeit des Schuldners hinzuweiſen. Bei der Ver⸗ 
wirklichung dieſer beiden vortrefflichen Vorſchläge würden in der Tat 
unendlich viel Koſten und Verdruß erſpart werden! 

Der dritte Auffa „Die Unwirtſchaftlichkeit des Konkursver⸗ 
fahrens und gemeinnützige Treuhandinſtitute“ führt ſeinen Titel inſo⸗ 
fern durchaus zu Unrecht, als über die erſte bedauernswerte Tatſache 
nur einige ganz belangloſe Redewendungen gemacht werden, die jedes 
tiefere Eingehen gänzlich vermiſſen laſſen. Ueberhaupt zeugt der 
ganze Beitrag von einer ſtarken Oberflächlichkeit des Bearbeiters. 
Seine Ausführungen haften ſehr an der Oberfläche, es fehlt die 
nötige Vertiefung. Es fehlen feſte, greifbare Vorſchläge für die Ge⸗ 
ſetzgebung wie für die Selbſthilfe. Ganz ungenügend iſt die Behand⸗ 
lung des ſo ungeheuer wichtigen Problems — ſofern man von einem 
ſolchen überhaupt heute noch reden darf — des gerichtlichen Präventiv⸗ 
akkords. Eingehende Stellungnahme zu ihm wäre einfach unerläßlich 
geweſen. Der kleine Beitrag — ein mehr wie fragwürdiger Torſo — 
wäre, das darf nicht verſchwiegen werden, im Intereſſe der Sache 
beſſer nicht geſchrieben worden. Er iſt ein Verſuch mit abſolut untaug⸗ 
lichen Mitteln! 

Ganz auf der Höhe ſeiner Aufabe ſteht dagegen wiederum der 
vierte und letzte Aufſatz „Das Unweſen der Schwindelfirmen und 
ihre Bekämpfung“. Gerade dem zünftigen Juriſten, nicht nur dem 
Sozialpolitiker bietet er ungemein viel Beachtenswerte8. Die einzelnen 
Arten und Formen des Schwindelweſens und der Schwindelfirmen 
werden uns anſchaulich vorgeführt, desgleichen die Mittel und Wege 
zu ihrer erfolgreichen Bekämpfung. Große Verdienſte in der Hinſicht 
hat ſich bereits erworben und erwirbt ſich täglich neu „die Zentral⸗ 
ſtelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen“ in Lübeck. Die un⸗ 
ſauberen Gewerbe des „Darlehnsſchwindels“, des „Patentſchwindels“, 
des „Warenſchwindels“ und der „Inkaſſobureaus“ treten uns vor 
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die Augen. Mit Recht verlangt die Abhandlung ein energiſches Ein⸗ 
ſchreiten der Rechtspflege. Grundvorausſetzung hierfür bildet freilich 
die Gründung örtlicher Organiſationen. Dieſe müſſen mit ihren 
Polizeibehörden und Staatsanwaltſchaften enge Fühlung nehmen, 
die verdächtigen Inſerate in der lokalen Preſſe bewachen und auf 
dieſe einen ſolchen Einfluß zu gewinnen ſuchen, daß nach und nach 
die Schwindelinſerate vollſtändig verſchwinden. Viel wäre auch ge⸗ 
wonnen, wie Referent hinzuſetzt, wenn die Anwälte ausnahms⸗ 
los — viele tun es heute ſchon — die Vertretung aller zweifel⸗ 
haften auswärtigen Firmen im Prozeſſe mit vereinbartem auswärtigen 
Erfüllungsort grundſätzlich ablehnen würden! 

Wir ſind am Ende unſerer kurzen Betrachtungen. Nochmals 
geſagt, die Denkſchrift bietet — abgeſehen von ihrem dritten Beitrag 
— eine ſehr beachtenswerte und hocherfreuliche Leiſtung! Als erſte 
größere Lebensäußerung eines für die deutſche Volkswirtſchaft ſehr 
wichtigen Berufsſtandes über die Stockungen unſerer bürgerlichen 
Rechtspflege und ihre ſchweren Mängel kann ſie gar nicht hoch genug 
als Erkenntnisquelle für die Juriſten insgemein, aber auch für die 
berufenen Faktoren der Geſetzgebung betrachtet und gewertet werden! 
Höchſt wünſchenswert wäre es, wenn in abſehbarer Zeit auch die 
anderen wichtigſten Berufsſtände des deutſchen Volkes durch ihre 
amtlichen Vertretungskörperſchaften, die Landwirte etwa durch den 
deutſchen Landwirtſchaftsrat, die Kaufleute und Großinduſtriellen durch 
den deutſchen Handelstag, ihre Wünſche über die Mängel und Reform- 
geſtaltung unſeres Zivilprozeſſes äußern würden. Viel unſchätzbares 
Material würde ſo — deſſen ſind wir überzeugt — zur Kenntnis⸗ 
nahme uns Fachjuriſten vorgelegt werden. Nicht nur die Subjekte, 
ſondern auch die Objekte der Rechtſprechung müßten dann aber auch 
in der Prozeßkommiſſion eingeſetzt werden, die hoffentlich nicht mehr 
allzu lange auf ſich warten läßt. 


Das eigenhändige Teſtament 
in den Urteilen und Schriften der Jahre 1910 — 1915. 
Von W. Ch. Francke, OL GRat a. D. 

Ueber das eigenhändige Teſtament, insbeſondere hinſichtlich Recht⸗ 
ſprechung und Schrifttums, iſt in den Thür Bl. vom Schreiber gegen⸗ 
wärtiger Zeilen bereits dreimal gehandelt und berichtet, in Bd. 50 
S. 161 ff. betreffs der Jahre 1900 —1903, in Bd. 54 S. 1 betreffs 
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der Jahre 1903—1906, in Bd. 58 S. 1 betreffs der Jahre 1097 
bis 1909. Betreffs der Jahre 1910—1915 Gleiches in den Thür Bl. 
jetzt in Kürze zu tun, mag daher vielleicht nicht unpaßlich ſein. 
Zu Nr. II der angeführten Stellen. 

Es haben erkannt: 

1) laut 953. 1910 ©. 593/594 und „Recht“ 1910 Entſch. 1271 
u. 1272 RG. v. 17. Februar 1910 in Uebereinſtimmung mit dem 
OL G., ein eigenhändiges Teſtament könne auch auf eine Schiefertafel 
geſchrieben werden und höre durch Löſchen der Schrift nicht auf zu be⸗ 
ſtehen, ſondern dürfe nach gewöhnlichem Beweisrecht bewieſen werden! 

2) laut „Recht“ 1911 Entſch. 2916 OLG. Colmar v. 2. Februar 
1911, Echtheit der Unterſchrift eines Teſtaments beweiſe nur, daß der 
Unterſchreibende dies als ſeinen letzten Willen gewollt, nicht aber 
daß er es mit eigener Hand geſchrieben habe. 

Beide Entſcheidungen ſind wohl zu billigen. 


Zu Nr. IV und V der angeführten Stellen. 

An dem Satz, daß Unrichtigkeit des Datums ein eigenhändiges 
Teſtament ungültig mache, hat das Reichsgericht leider feſtgehalten. 
In welchem Umfang die übrigen deutſchen Gerichte dem Reichsgericht 
jetzt gefolgt find, weiß ich nicht. Nur erkannte laut OL GRſpr. 24, 95 
und „Recht“ 1912 Entſch. 727 das OLG. Jena am 28. Januar 1911 
ſo viel Ausnahmen als Rechtens an, daß danach die Regel faſt die 
Ausnahme ſein würde. Meines Erachtens kann der Satz aber nur 
ohne Ausnahme gelten oder gar nicht. 


Zu Nr. VI der angeführten Stellen. 

Ein Niederſchreiben des eigenhändigen Teſtaments mit fremder 
Unterſtützung, ſagt laut „Recht“ v. 1911 Entſch. 2916 das oben 
ichon angeführte Urteil OLG. Colmar v. 2. Februar 1911, iſt nur 
ſo lange mit einer dem Erblaſſer von einem anderen geführten Feder 
eine eigenhändige Niederſchrift, als der Erblaſſer ſelbſt die Geſtalt 
der Schriftzüge beſtimmt, und ſolange ſeine Hand ungeachtet der 
hr gewordenen Unterſtützung in der Bewegung frei bleibt; an der 
Eigenhändigkeit fehlt es aber, wenn er zwar die Feder in der Hand 
hält und mechaniſch tätig wird, ein anderer aber ihn zu den nieder⸗ 
zuſchreibenden Worten leitet, ſo daß die Hand des Erblaſſers durch 
einen fremden Willen beſtimmt wird. — Dies alles ſtimmt ganz mit 
Bd. 50 S. 169 i. M. ſowie mit dem in Bd. 54 S. 4 i. M. auf⸗ 
geführten RG.⸗Urteil vom 8. Oktober 1908. 
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Insbeſondere zu VI 4 u. 5. 

Laut preuß. IM Bl. 1915 S. 230 f.; Naumburg. AK. 1915 
S. 41 f., JW. 1915 S. 993f. hat das RG. am 15. Juli 1915, 
als die Teſtaments⸗Eigenſchaft der im Briefe eines Soldaten enthaltenen 
letztwilligen Verfügung nur darum zweifelhaft ſein konnte, weil dieſe 
nur mit dem Vornamen unterzeichnet war, dieſe Unterzeichnung des⸗ 
halb für genügend erkannt, weil vor der Verfügung der volle Name 
ſtand. Dies iſt laut desſelben IM Bl. 1915 S. 233 vom preuß. KG. 
am 23. September 1915 und laut DIZ. 1916 S. 34 von Prof. 
Dr. Endemann dahin mißverſtanden, daß das Reichsgericht jede 
Unterſchrift mit bloßem Vornamen für ein eigenhändiges Teſtament 
unbedingt für genügend erkannt habe. Das Kammergericht gab dabei 
die frühere gegenteilige Anſicht auf, die von ihm laut KGJ. 45, 116 
noch am 24. Januar 1910 und von ſeinem Senatspräſidenten Ring 
laut DIZ. 1915 S. 160 noch im Jahre 1915 feſtgehalten, auch 
vom Strafſenat I des Reichsgerichts laut RGSt. 43, 231 am 
24. Januar 1910 ausgeſprochen war; übrigens erkannte es die ihm 
vorliegende letztwillige Verfügung nicht für ein eigenhändiges Teſtament 
(mangelnden Datums wegen), wohl aber für ein privilegiertes 
Soldaten⸗Teſtament. Endemann führt meines Erachtens richtig 
aus, daß aus den ſogenannten Materialien des BGB. nicht, wie das 
Reichsgericht meint, die Nicht⸗Erforderlichkeit der Familiennamens⸗ 
Unterſchrift ſich ergebe, nicht richtig meines Erachtens aber, daß aus dem 
BGB. ſelbſt die Erforderlichkeit der Familiennamen⸗Unterſchrift gefolgert 
werden könne. Wie zu jeder rechtsgeſchäftlichen Urkunde gehört auch 
zum eigenhändigen Teſtament außer Erſichtlichkeit rechtsgeſchäftlichen 
Willens auch Erſichtlichkeit der Perſon des Verfügenden, und ſolche 
wird regelmäßig zwar ohne deſſen Familiennamen nicht, mit deſſen 
Familiennamen aber regelmäßig genügend daſein. Die Entſcheidung 
des RG. vom 15. Juli 1915 verdient alſo ganz und gar nicht den 
Tadel, den ihr Endemann zuteil werden läßt. Keinerlei Wider⸗ 
ſpruch aber wird meines Erachtens die aus SeuffBl. 1913 S. 322ff. 
erſichtliche Entſcheidung des RG's. vom 6. März 1913 finden, nach 
welcher ein zwar nicht beim Standesamt eingetragener, aber vom 
Verfügenden ſeit längeren Jahren ſtändig geführter Vorname als 
Vorname in der Unterſchrift eines eigenhändigen Teſtaments gültig iſt. 

Was ſodann an der Schrift eines eigenhändigen Teſtaments 
vorgenommene Veränderungen betrifft, fo erfolgten drei be— 
zügliche Entſcheidungen, zu denen Beſonderes zu bemerken überflüſſig 
ſcheint. Laut RGZ. 71, 299 ff. hat das RG. am 24. Juli 1909 
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e in Teſtament, in welchem der Verfügende eine Reihe Verfügungen 
durchſtrichen hatte, weil er ſie nicht mehr gelten laſſen wollte, hin⸗ 
ſichtlich der übrigen nicht durchſtrichenen Verfügungen für gültig ge⸗ 


blieben erklärt, obwohl feſtſtand, daß der Verfügende über kurz oder 


lang ſeinen letzten Willen neu hatte faſſen wollen. 

Laut Poſ Schr. 1912 hat ferner das RG. am 5. Oktober 1912 
ein Teſtament nicht deshalb als widerrufen angenommen, weil in 
der Datierung „Berlin, d. 8. März 1903“ die Worte „8. März“ mit 
Blei durchſtrichen waren. ö 

Im oben erwähnten Urteil des OLG. Jena find nachträgliche 
Verbeſſerungen von Schreibfehlern für zuläſſig erklärt. 

Was ſchließlich die Frage betrifft, ob das eigenhändige Teſtament 
des § 2231 BGB. ſich bewährt hat, fo behauptet AGRat Dr. Dre ves 
in den Bl. f. Rpflege im Bez. d. KG. v. 1910 (Bd. 21), es habe 
ſich ganz und gar nicht bewährt; die eigenhändigen Teſtamente ſeien 
zumeiſt nichtig oder ſchwer verſtändlich geweſen und hätten nicht 
ſelten außergewöhnliche Koſten verurſacht. Dreves hat mich nicht 
überzeugt; ich vermag aber allerdings auch nicht den Gegenbeweis 
zu erbringen. 


Rechtsberatungs- und Schwindelbekämpfungsſtellen als 
Rechts- und Wohlfahrtsein richtung. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. rer. pol. H. Brockmann, Lübeck. 


Durch allgemeine Verfügungen des preußiſchen Juſtizminiſters 
vom 29. Mai 1912 und vom 3. Juli 1912 (JMBl. 1912, 181, 214) 
iſt den preußiſchen Gerichtsaſſeſſoren erlaubt, ſogar empfohlen worden, 
ſich zu ihrer Fortbildung auf wirtſchaftlichem und ſozialem Gebiete 
in einer gemeinnützigen und unparteiiſchen Rechtsauskunftſtelle zu 
beſchäftigen. Der Urlaub dazu, der in der Regel ein Jahr nicht 
überſteigen ſoll, wird aufs Dienſtalter angerechnet, wenn er als be⸗ 
ſtimmungsmäßig verwandt nachgewieſen wird. Nachdem ich alſo 
über ein Jahr in Lübeck bei der gemeinnützigen und unparteiiſchen 
Rechtsauskunftſtelle ſowie der Zentralſtelle zur Bekämpfung der 
Schwindelfirmen tätig geweſen war, hatte ich meiner vorgeſetzten 
Dienſtbehörde über meine Tätigkeit zu berichten. Dabei legte mir 
der Geſchäftsführer des Verbandes, Rat Dr. Link, Lübeck, nahe, den 
Bericht zu veröffentlichen. Dem komme ich um ſo bereitwilliger nach, 
als ich glaube annehmen zu dürfen, damit die Aufmerkſamkeit auf 
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eine Rechts⸗ und Wohlfahrtseinrichtung zu lenken, deren bedeutungs⸗ 
volle Wirkſamkeit überall im Rechtsleben unverkennbar iſt. 

Die Rechtsauskunftſtellenbewegung betrachtet als ihre 
vornehmſte Aufgabe, den minder⸗ und unbemittelten Volkskreiſen, die 
keinen Rechtsanwalt in Anſpruch nehmen können, Rechtsrat und 
Rechtshilfe zu gewähren, daneben aber auch allgemeine Rechtsbelehrung 
zu erteilen. Die Fülle der Geſetze, die ſchon für den Juriſten in 
ihrer Geſamtheit ſchwer überſehbar iſt, kann für dieſe unbemittelten, 
meiſt beſonders unerfahrenen Kreiſe leicht zu Rechtsnachteilen führen, 
wenn ſie nicht bei ihren rechtlichen Angelegenheiten in gemeinnütziger 
unentgeltlicher Weiſe ſachgemäß beraten und zweckentſprechend unter⸗ 
ſtützt werden. Dadurch, daß die Rechtsauskunftſtellenbewegung den 
Minder⸗ und Unbemittelten durch die Geſetze zu ihrem Rechte zu 
verhelfen ſucht, beugt ſie in bemerkenswerter Weiſe der Entfrem⸗ 
dung zwiſchen Volk und Recht vor. Da für Minder- und Unbe⸗ 
mittelte vornehmlich nur beſtimmte Ausſchnitte unſerer Geſetzgebung 
in Frage kommen: z. B. Sozialverſicherung, Arbeitsvertragsrecht, Miets⸗ 
recht, jo wird ſich auch der Berater einer Rechtsauskunftſtelle mehr 
und mehr zu einem Fachmann ausbilden, was natürlich einer ſchnellen 
und ſicheren Beratung ſeiner Schutzbefohlenen ſehr zuſtatten kommt. 

Ich rede hier von „Rechtsauskunftſtellen“ und meine damit 
die gemeinnützigen und unparteiiſchen Rechtsauskunftſtellen. Die 
Träger dieſer Art von Rechtsauskunftſtellen, die ſich faſt ſämtlich 
zu dem im Jahre 1906 in Magdeburg gegründeten Verbande der 
deutſchen gemeinnützigen und unparteiiſchen Rechtsauskunftſtellen zu⸗ 
ſammengeſchloſſen haben, ſind überwiegend die Gemeinden und nur 
zum kleinen Teil gemeinnützige Vereine. Im Jahre 1913 zählte der 
Verband 119 gemeindliche und nur 32 Vereins⸗Rechtsauskunftſtellen. 
Unzweifelhaft drängt die Entwicklung dahin, die gemeinnützige Rechts⸗ 
beratung gänzlich den öffentlich rechtlichen Körperſchaften zu über⸗ 
tragen, da die Schultern privater Vereinigungen auf die Dauer nicht 
ſtark genug ſind, die umfaſſenden und bedeutungsvollen Aufgaben zu 
löſen, die ſich die Rechtsauskunftſtellen auf dem Gebiete der Rechts- und 
Wohlfahrtspflege zum Ziele geſetzt hat. Doch gehen die Meinungen 
darüber auseinander, ob die Einzelſtaaten oder die kommunalen Be⸗ 
hörden zur Gründung und Unterhaltung der Rechtsauskunftſtellen 
berufen ſeien. In Preußen wird überwiegend die Anſicht vertreten, 
daß am zweckmäßigſten die Gemeinden die Rechtsauskunftſtellen über⸗ 
nähmen, weil fie nicht allein der Rechts-, ſondern auch der Wohl⸗ 
fahrtspflege dienten, daher an die gemeindliche Wohlfahrtspflege an⸗ 
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zugliedern ſeien, die Gemeinden auch weniger ſchablonenhaft arbeiteten 
als die ſtaatlichen Behörden und beſſer befähigt ſeien, in ihren Ein⸗ 
richtungen den örtlichen Verhältniſſen Rechnung zu tragen ). In 
Bayern ſind bereits verſuchsweiſe auf Grund früherer Einrichtungen 
Rechtsauskunftſtellen im Anſchluß an größere Amtsgerichte ein⸗ 
gerichtet worden. Die praktiſchen Erfahrungen werden lehren, 
ob der Staat oder die kommunalen Verbände am beſten Träger der 
gemeinnützigen Rechtsauskunftſtellen werden. 

Daneben widmen ſich zahlreiche andere Stellen der Rechts⸗ 
beratung der minder⸗ und unbemittelten Volkskreiſe. Nach den letzten 
Zahlen des Kaiſerlich Statiſtiſchen Amtes (Sonderbericht zum Reichs⸗ 
arbeitsblatt Nr. 7, Juli 1913) gab es ſchon im Jahre 1913 nicht 
weniger als 916 verſchiedene Rechtsberatungsſtellen, die nach ihren 
Grundſätzen, Zielen und Einrichtungen wiederum in 14 verſchiedene 
Gruppen zerfallen. Den weitaus größten Wirkungskreis haben die 
Arbeiterſekretariate. Unter ihnen ſtehen allen voran die 
freien Arbeitergewerkſchaften mit 119 Arbeiterſekretariaten, 
die 1912 700 000 Auskünfte erteilten und 174 000 Schriftſätze fertigten. 
An Zahl der Stellen größer, aber bezüglich Menge der Arbeitsleiſtung 
bedeutend kleiner find die Rechtsauskunftſtellen der Gewerkſchafts⸗ 
kartelle; 211 an der Zahl, haben ſie 52 000 Auskünfte erteilt und 
19000 Schriftſätze gefertigt. Die deutſchen Gewerkvereine Hirſch⸗ 
Duncker und die chriſtlichen Gewerkſchaften unterhalten je 
45 Auskunftſtellen und Sekretariate. Im Jahre 1912 hatten jene 
58 000 Auskünfte und 11000 Schriftſätze, dieſe 40000 Auskünfte und 
22 500 Schriftſätze aufzuweiſen. 14 ſonſtige Berufs- und Arbeiter- 
vereinigungsſekretariate meldeten rund 25000 Auskünfte und 
13 000 Schriftſätze. 23 Rechtsauskunftsſtellen von Privatange⸗ 
ſtelltenverbänden erteilten 59000 Auskünfte, während 13 000 
Schriftſätze gefertigt wurden. Auf dem platten Lande befaſſen ſich 
vornehmlich die ländlichen Genoſſenſchaften mit der Rechts⸗ 
beratung. 9 derartige genoſſenſchaftliche Rechtsauskunftſtellen ver⸗ 
zeichneten 1912 insgeſamt 17000 Auskünfte und 6000 Schriftſätze. 
Mit verhältnismäßig geringen Zahlen erſchienen die 132 Rechtsaus⸗ 
kunftſtellen politiſcher Vereinigungen, die indgefamt 33 000 
Auskünfte und 14500 Schriftſätze aufzuweiſen hatten. Zu erwähnen 

1) Näheres hierüber vgl. Dr. Link, „Die Rechtsberatung der Minder⸗ 
bemittelten“ in der Zeitſchrift der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt, „Con⸗ 
kordia“, Nr. 1, v. 1. Januar 1914. Dieſer Aufſatz iſt auch als Sonderdruck 


erſchienen und vom Verbande der deutſchen gemeinnützigen und unpartei⸗ 
iſchen Rechtsauskunftſtellen, Lübeck, Parade 1, zu beziehen. 
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ſind noch die von größeren induſtriellen Unternehmungen 
unterhaltenen Rechtsauskunftſtellen. Die Statiſtik des Kaiſerlich Sta⸗ 
tiſtiſchen Amtes verzeichnet 9 ſolcher Stellen mit 12 500 Auskünften 
und 5000 Schriftſätzen. Neben dieſen gewerkſchaftlichen, politiſchen, 
genoſſenſchaftlichen, Berufs⸗ und Unternehmerrechtsauskunftſtellen gibt 
es dann noch konfeſſionelle Rechtsauskunftſtellen, auch 
Volksbureaus oder Arbeiterſekretariate genannt. Es beſtehen 23 evan⸗ 
geliſche mit 31000 Auskünften und 13 500 Schriftſätzen ſowie 
122 katholiſche mit 230000 Auskünften und 91000 Schriftſätzen. 

Nach der letzten Statiſtik des Kaiſerlich Statiſtiſchen Amtes gibt 
es insgeſamt 916 Stellen, die ſich der Rechtsberatung der Minder⸗ 
bemittelten widmen. Sie haben die ſtattliche Zahl von 1850000 Aus⸗ 
fünften erteilt und 470 000 Schriftſätze gefertigt. Schon rein zahlen⸗ 
mäßig betrachtet, ergibt ſich daraus, welchen Umfang und welche 
Bedeutung die Rechtsauskunftſtellenbewegung hat, beſonders wenn 
man berückſichtigt, daß ſie erſt verhältnismäßig jung iſt; ſind doch die 
erſten bedeutenderen Rechtsauskunftſtellen in der Mitte der 90er Jahre 
des vorigen Jahrhunderts gegründet. 

Wenngleich alle dieſe Rechtsberatungsſtellen in friedlicher Arbeit 
nebeneinander beſtehen, nicht ſelten mehrere in derſelben Stadt, ſo 
iſt doch ſchon häufig die Frage aufgeworfen worden, ob es nicht 
zweckmäßig ſei, auf eine Zuſammenfaſſung der Rechtsberatung hin⸗ 
zuwirken ?). In der Tat ſprechen ſehr gewichtigte Gründe dafür. 
Jede Zerſplitterung der Kräfte verurſacht unnötigen Kraftverbrauch 
und ſollte ſchon darum vermieden werden. Daneben aber erlebte 
man, daß ein Auskunftſuchender ſich an verſchiedene Rechtsauskunft⸗ 
ſtellen ſeines Ortes wandte und dabei verſchieden beraten wurde; 
jedoch nicht etwa, weil ſein Fall zwei⸗ oder mehrfach beurteilt 
werden konnte, ſondern weil er den Tatbeſtand jedesmal anders 
vorgetragen hatte, um ſich ſchließlich vor Gericht den Tatbeſtand 
zu eigen zu machen, der ſeinen Wünſchen und Zielen entſprach. 
Ein ſolches Verhalten liegt bei der Unentgeltlichkeit der Raterteilung 
für ſittlich weniger feſte Perſonen leider ſehr nahe und birgt zweifel⸗ 
los ſchwere Gefahren ebenſo für die Moral der minder⸗ und unbe⸗ 
mittelten Volkskreiſe wie für das Anſehen der Rechtsberatungsſtellen 
und der Juſtiz. Nicht zu verkennen iſt ferner, daß die Verquickung 
der Rechtsberatung mit irgendwelchen Nebenzwecken, z. B. politiſchen⸗ 


2) Vgl. Dr. Link a. a. O. und H. v. Frankenberg im 70. Hefte der 
Schriften des Deutſchen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit, Verlag 
Duncker u. Humblot, Leipzig 1904. 
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konfeſſionellen Zielen, unter Umſtänden mit einer objektiven Rechts⸗ 
beratung nicht vereinbar iſt. Wir haben kein Ausnahmerecht für 
Angehörige von Gewerkſchaften oder politiſchen Richtungen, für Evan⸗ 
geliſche oder Katholiken, für Frauen oder Männer. Folglich bedarf 
es keiner Einrichtung, die mittel⸗ oder unmittelbar nach ſolchen Ge⸗ 
ſichtspunkten beraten müßte. Soll die Rechtsberatung nach rein ſach⸗ 
lichen Geſichtspunkten erfolgen, ſo muß die beratende Stelle frei von 
allen Rückſichten ſein. Jede Einſeitigkeit muß vermieden werden, 
damit die Rechtsberatungsſtellen allgemeines Vertrauen genießen. 
Sie bedürfen dieſes allgemeinen Vertrauens dringend, damit ſie eine 
ihrer wichtigſten Aufgaben, die Wahrung des Rechtsfriedens, 
namentlich durch Entwurf von Verträgen oder Anbahnung von außer⸗ 
gerichtlichen Vergleichen, erfolgreich durchführen können, auch wenn die 
Streitenden verſchiedenen Parteien, Berufsſtänden, Konfeſſionen, Ge⸗ 
ſchlechtern oder dergleichen angehören. | 

So mußte Lebensfähigkeit beſchieden fein einer Rechtsberatungs⸗ 
einrichtung, die jede Einſeitigkeit vermied und nur den Grundſatz 
wahrte, daß nur Minderbemittelten unentgeltlich Rechtsrat und Hilfe 
zu gewähren ſei. Recht bald erfreuten ſich eines lebhaften Auf⸗ 
ſchwunges derartige Einrichtungen, die ſich die Rechtsberatung der 
minderbemittelten Volkskreiſe zum Ziele ſetzten, keinen Gewinn erzielen 
wollten und keine Nebenzwecke verfolgten, wie die Förderung beſtimmter 
politiſcher Parteien ſowie Konfeſſion oder Organiſation. Es ſind die 
gemeinnützigen und unparteiiſchen Rechtsauskunftſtellen. Ihre erſten 
Gründungen liegen ebenfalls in den 90er Jahren. Trotz der vielen 
Gründungen von Rechtsberatungsſtellen anderer Richtungen, insbe⸗ 
ſondere der Arbeiterſekretariate, behaupteten ſie ihren Platz; ja ſie 
nahmen in ſtets ſteigendem Maße zu, beſonders nachdem ſie bei den 
Staatsbehörden immer mehr Beachtung und Unterſtützung fanden. 
Nicht weniger als 38 Verordnungen, Miniſterial⸗Erlaſſe und Ver⸗ 
fügungen find von 1904 —1914 in den verſchiedenen größeren Bundes⸗ 
ſtaten ergangen zugunſten der gemeinnützigen Rechtsauskunft und 
ihrer im Jahre 1906 gegründeten Vereinigung, des Verbandes der 
deutſchen gemeinnützigen und unparteiiſchen Rechtsauskunftſtellen ). 
Einige Zahlen mögen den Aufſchwung und die umfangreiche Arbeit 
dieſer Rechtsauskunftſtellen vor Augen führen ). 
pre Nee ere ere Ber ae (von er rat 

4) Näheres über die Entwicklung des Verbandes |. Nr. 4 des Jahr⸗ 


angß 1915 der „Gemeinnützigen Rechtsauskunft“, Zeitſchrift des Verban⸗ 
er deutſchen gemeinnützigen und unparteiiſchen Rechtsauskunftſtellen 
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Es beſtanden Rechtsauskunftſtellen: 


1900 10 1909 129 
1904 25 1913 151 
1906 63 


die nach dem erwähnten Sonderbericht zum Reichsarbeitsblatte im 
Jahre 1912 530000 Auskünfte gaben und 94 000 Schriftſätze fertigten. 

Am Schluſſe des Jahres 1913 zählte aber der Rechtsauskunft⸗ 
ſtellenverband ſchon 187 Rechtsauskunftſtellen als Mitglieder und 
ihre Zahl erhöhte ſich bis Ende 1915 auf 214. Die vom Verband 
ſeit 1908 geführte Statiſtik, die wahrſcheinlich genauer und eingehender 
iſt, gibt noch ein etwas günſtigeres Bild über die Arbeitsleiſtung 
ſeiner Mitglieder. Danach wurden gezählt: 

Auskünfte: Schriftſätze: 


1908 130815 22 146 
1909 272 634 47 743 
1910 486 363 83043 
1911 490000 93292 
1912 575424 112 885 
1913 665 376 123 144 


Die gemeinnützigen und unparteiiſchen Rechtsauskunftſtellen mögen 
ihre Beliebtheit wohl in erſter Linie verdanken ihrem Arbeitsgrund⸗ 
ſatz „gemeinnützig und unparteiiſch“. Aber mindeſtens ebenſo wichtig 
iſt die Art, wie der Grundſatz im einzelnen durchgeführt wird; denn 
Einſeitigkeiten der Einrichtung können durch verſtändnisvolle Leiter 
gemildert und umgekehrt die beſten Grundſätze durch ungeeignete 
Leiter verfahren werden. Da es ſich um Rechts beratungs⸗ und 
Rechts hilfeſtellen handelt, fo iſt ohne Zweifel ein zum Richteramt 
befähigter Juriſt die geeignetſte Perſon zur Leitung. Durch Studium 
und berufliche Erziehung bietet er am eheſten die Gewähr für eine 
zuverläſſige, zweckentſprechende Rechtsberatung und Rechtshilfe. Zwar 
haben auch die Rechtsauskunftſtellenleiter. die nicht Juriſten find, 
durchaus Erfreuliches geleiſtet; zumal wenn ſie in richtiger Ein⸗ 
ſchätzung ihres Wiſſens und Könnens ſich in verwickelten Fällen an 
geeignete Juriſten wandten, wie das meiſtens, wenigſtens bei den 
Verbandsmitgliedern geſchah. Immerhin muß als Mangel und Fehler 
der Rechtsberatung bezeichnet werden, daß nur ganz wenige Rechts⸗ 
auskunftſtellen mit Volljuriſten beſetzt ſind. Dem könnte erfolgreich 


S. 61—64: „10 Jahre Verbandsarbeit“. Die 1 für a ee 
durch die Geſchäfts telle d. Verb. ſowie durch die Poſt fü 
Einzelnummer 50 Pfg. Ferner vgl. Link a. a. O., Sonderdruck S.S. 116 


l., 


— 104 — 


dadurch begegnet werden, daß die Juriſten mehr als bisher für die 
Rechtsauskunftſtellenarbeit intereſſiert würden. 

Die Mitarbeit der Referendare iſt durch verſchiedene Miniſterial⸗ 
erlaſſe angeregt. Es find zu erwähnen für Preußen: der 
Erlaß des Miniſters des Innern und des Finanzminiſters vom 24. De⸗ 
zember 1910, betreffend die Mitarbeit der Regierungsreferendare bei 
Rechtsauskunftſtellen (HM Bl. 1911, 51), die Allgemeine Verfügung 
des Juſtizminiſters vom 24. Juni 1911 über die Mitwirkung von 
Gerichtsreferendaren bei Rechtsauskunftſtellen (JM Bl. 256), Rund⸗ 
verfügung des Juſtizminiſters vom 29. Juni 1911 über die Mit⸗ 
wirkung von Referendaren bei Rechtsauskunftſtellen (JM Bl. I, 2131 b). 
Für Sachſen: Bekanntmachung des Miniſters der Juſtiz, die 
Beteiligung von richterlichen Beamten bei den Rechtsauskunftſtellen 
betr., vom 22. Nov. 1909 (IM Bl. 159). Es iſt dringend erwünſcht, 
daß die Referendare in weitgehendem Maße die Anregungen der 
Erlaſſe befolgen. Wenngleich ihre Mitarbeit in erſter Linie ihrer 
Ausbildung zugute kommt, ſo werden ſie doch auch namentlich bei vor⸗ 
geſchrittener Ausbildung als wertvolle Hilfskräfte willkommen ſein. 
Richter und Aſſeſſoren, die mit richterlichen Geſchäften betraut ſind, in 
einer Rechtsauskunftſtelle zu beſchäftigen, hat inſofern Bedenken, als 
ſie infolge davon wegen Beſorgnis der Befangenheit abgelehnt werden 
oder andere Mißhelligkeiten erfahren können. Doch ſind auch ſie 
keineswegs gänzlich ausgeſchloſſen. Namentlich können alle die richter⸗ 
lichen Beamten, die nicht als Prozeßrichter tätig ſind, ſondern nur eine 
beſchränkte Abteilung verwalten, z. B. Nachlaß⸗, Konkurs⸗, Zwangs⸗ 
vollſtreckungs⸗ und Grundbuchrichter, ſehr wohl mitwirken. Zudem 
iſt den preußiſchen Aſſeſſoren durch die allgemeinen Verfügungen des 
Juſtizminiſters vom 29. Mai 1912 (JM Bl. 1912, 181; HMBl. 363). 
und vom 3. Juli 1912 (JMBBl. 1912, 214) nahegelegt, ſich zur 
Mitwirkung bei einer Rechtsauskunftſtelle beurlauben zu laſſen. Würden 
dieſe Verfügungen ausgiebiger beachtet, jo würde die Fortbildung der 
Aſſeſſoren wie auch die Arbeit der Rechtsauskunftſtellen weſentlich 
gefördert. Auch in Sachſen iſt durch die Bekanntmachungen des. 
Miniſters der Juſtiz vom 22. November 1909 (JMBl. 159) und 
vom 27. Auguſt 1912 (IJMBl. 93) die Beteiligung richterlicher 
Beamten bei den Rechtsauskunftſtellen ermöglicht. Zweifellos werden 
die Juſtizverwaltungen der übrigen Bundesſtaaten für ähnliche Erlaſſe 
zu gewinnen ſein. Endlich bietet ſich den penſionierten höheren 
Juſtiz⸗ und Verwaltungsbeamten in den Rechtsauskunftſtellen eine 
ideale Beſchäftigung. Vor allen Dingen aber iſt die Rechtsanwalt⸗ 
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ſchaft die berufene Mitarbeiterin der Rechtsauskunftſtellenbewegung. 
Namentlich junge Anwälte werden bei entſprechender Anregung mit 
Vergnügen bereit ſein, bei der Rechtsberatung der Minderbemittelten 
nützlich mitzuwirken, anſtatt untätig und grübelnd auf Klienten zu 
warten. 

Um den Leſern einen Ueberblick über die vielſeitige, gleich intereſſante 
wie lehrreiche Arbeit in den Rechtsauskunftſtellen zu geben, will ich 
meine Erfahrungen und Eindrücke bei meiner Tätigkeit in der 1905 
gegründeten Lübecker Rechtsauskunftſtelle ſchildern. 

Das Vertrauen, das die Rechtsauskunftſtelle zufolge ihrer lang⸗ 
jährigen, ſachverſtändigen und regſamen Arbeit in Lübeck und weiteſtem 
Umkreiſe unter der Bevölkerung genießt, veranlaßt die Minderbe⸗ 
mittelten, mit allen möglichen Angelegenheiten an die Rechtsauskunft⸗ 
ſtelle heranzutreten. Dem Berater in der Rechtsauskunftſtelle werden 
Aufgaben geſtellt, deren Löſung, wenn ſie nur nach rein juriſtiſchen 
Geſichtspunkten erfolgte, die Frageſteller nur ſelten befriedigen würde. 
Von Berufs wegen wird der Rechtsauskunftſtellenberater genötigt, ſich 
mit wirtſchaftlichen und ſozialen Fragen vertraut zu machen. Nur 
wenn ihm dies mit Erfolg gelingt, wird er feine Stellung als Be⸗ 
rater einer Rechtsauskunftſtelle voll und nützlich ausfüllen, indem er 
ſeinen Schutzbefohlenen das anrät, was ſie am ſchnellſten und beſten 
zum erwünſchten Ziele führt. Eine ſolche Tätigkeit erfordert außerdem 
ſchnelle Entſchlußfähigkeit bezüglich der Frage, wohin man ſich mit 
einem vorliegenden Fall am zweckmäßigſten wendet. Dadurch wird 
die Gewandtheit in der Wahl der Mittel und der Verkehr mit den 
verſchiedenſten Behörden durch das Entwerfen und Einreichen von 
Erſuchen und ſonſtigen Schriftſätzen aller Art ſehr gefördert. Immerhin 
bewegt ſich die weitaus überwiegende Zahl der Fragen auf rein recht⸗ 
lichem Gebiete, und daher iſt es durchaus erwünſcht, daß jede Rechts⸗ 
auskunftſtelle möglichſt mit Volljuriſten beſetzt wird. Nur dann kann 
den Ratſuchenden nicht allein rechtlich geraten, ſondern auch praknſch 
geholfen werden, indem Armenrechtsgeſuche, Rechtsmittel und ſonſtige 
juriſtiſche Schriftſätze entworfen werden. Nur ein Juriſt, der mit den 
Geſetzen und Ergebniſſen der Rechtſprechung vertraut iſt, vermag die 
Spreu vom Korn zu ſondern und dadurch die Gerichte und ſonſtigen 
Behörden vor unangebrachten, ausſichtsloſen Anträgen und Erſuchen 
zu ſchützen. Das gilt namentlich von den vielen Geſuchen auf Be⸗ 
willigung des Armenrechts, um deren Entwurf die Rechtsauskunftſtelle 
uͤberraſchend oft angegangen wird, weil die Minder⸗ und Unbe⸗ 
mittelten meiſt in dem Irrglauben leben, daß das Armenrecht die 
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arme Partei von allen Koſten befreie. Dieſes Mißverſtändnis iſt 
neben allgemeiner Rechtsunkenntnis die hauptſächlichſte Urſache der 
Prozeßſucht dieſer Kreiſe. Die von den Rechtsauskunftſtellen 
bereits angeſtrebte öffentliche Aufklärung des großen 
Publikums wird die Prozeßnot weſentlich lindern. 

Die Fragen, welche die Minderbemittelten in der Rechtsauskunft⸗ 
ſtelle vorlegen, betreffen überwiegend den gewerblichen Arbeitsvertrag, 
das Recht des Handlungsgehilfen, das Lehrlingsweſen, das Gefinde- 
weſen und ſonſtiges Dienſtvertragsrecht, ferner Kauf, Darlehen, Bürg⸗ 
ſchaft, Miete, Rechte an Grundſtücken und Schiffen, Familienrecht, 
Erbrecht, zivilprozeſſuale Fragen, Gebühren⸗ und Koſtenſachen, Privat⸗ 
verſicherung, Sozialverſicherung, Strafrecht und Steuerrecht; im Kriege 
vor allen Dingen auch Unterſtützungs⸗ und Fürſorgeſachen. Die 
Prozeſſe vor den ordentlichen Gerichten werden in hieſiger Rechtsaus⸗ 
kunftſtelle nur ausnahmsweiſe von der Rechtsauskunftſtelle vertreten. 
In den meiſten Fällen beſchränkt ſie ſich darauf, das Armenrechts⸗ 
geſuch zu entwerfen und auswärtige Sachen in geeigneten Fällen als 
Korreſpondenzvertreter zu führen. Dagegen werden die Streitſachen 
vor den Kaufmanns⸗ und Gewerbegerichten in der Regel unmittelbar 
von der Rechtsauskunftſtelle geführt, ebenſo alle Streitigkeiten vor den 
Verſicherungsbehörden und Verſicherungsgerichten. Beſonders erfreulich 
war die Erfahrung, daß die weitaus größte Zahl aller Rechtsſtreitig⸗ 
keiten im Wege des Vergleichs geſchlichtet werden konnte. Das galt 
vornehmlich für die Mietsſtreitigkeiten. Dieſe wurden, wenn ſie die 
Rechtsauskunftſtelle ausnahmsweiſe nicht gütlich regeln konnte, dem 
mit ihr verbundenen Mieteinigungsamt überwieſen, dem zufolge der 
Bundesratsverordnung durch die hieſige Landeszentralbehörde die Be⸗ 
fugnis beigelegt iſt, Mieter und Vermieter, Hypothekenſchuldner und 
Hypothekengläubiger durch Androhung oder Verhängung von Ord⸗ 
nungsſtrafen zum Erſcheinen zu veranlaſſen. Die hieſige Rechtsaus⸗ 
kunftſtelle, wie alle dem Verbande angeſchloſſenen Rechtsauskunftſtellen, 
betrachtet es als ihre vornehmſte Aufgabe, der Prozeßnot zu ſteuern 
und den Rechtsfrieden zeitig, namentlich durch Rechtsberatung 
und durch Mitwirkung bei der Abfaſſung von Verträgen 
zu wahren, oder wenn einmal Rechtsſtreitgkeiten entſtanden ſind, ſie 
in einem ſchnellen und verſöhnlichen Verfahren unparteiiſch zu regeln. 
Sie fördert durch dieſes Beſtreben in erheblichem Maße den Rechts⸗ 
frieden und die Wohlfahrt der Bevölkerung, während ſie gleichzeitig 
die Behörden, namentlich die Gerichte durch Verhütung unangebrachter 
Eingaben entlaſtet. 
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Nach meinen Erfahrungen iſt die Rechtsauskunftſtelle ein vorzüg⸗ 
liches Arbeitsgebiet für Juriſten und ſolche, die es werden wollen. 
Wohl ſelten bietet ſich für den juriſtiſchen Beruf eine ſo gute Gelegenheit, 
mit dem Volk, den Unbemittelten und dem Mittelſtande, ſo unmittelbar 
und nahe in Berührung zu kommen, dadurch ſeine Auffaſſung und 
Ausdrucksweiſe, ſeine Art zu denken, zu ſprechen und zu handeln, ſowie 
ſeine Bedürfniſſe und Nöte kennen zu lernen. Kaum anderswo wird 
der Juriſt beſſer in die Lage verſetzt, ſeine theoretiſchen und praktiſchen 
Kenntniſſe zu erweitern und zu vertiefen, ſich Gewandtheit im ſchnellen 
juriſtiſchen wie praktiſchen Denken und Handeln anzueignen. Der 
Berater einer Rechtsauskunftſtelle ſteht mitten im praktiſchen Leben, 
täglich umgeben von einer Fülle rechtlicher, ſozialer und wirtſchaftlicher 
Fragen, die ſich in einer bunten Verkettung von den einfachſten 
bis zu den ſchwierigſten Formen rechtlich wie tatſächlich darbieten. 
Daher eignet ſich die Tätigkeit in einer Rechtsauskunftſtelle nicht nur 
für Aſſeſſoren und Referendare, ſondern vor allen Dingen auch für 
Abiturienten und junge Semeſter, die ſich dem Rechtsſtudium widmen 
wollen. Hier bekommen dieſe am eheſten einen Begriff von praktiſcher 
Juriſtenarbeit, die ſie ſpäter ihr ganzes Leben lang leiſten ſollen. 
Findet der Mulus oder der junge Rechtsſtudent der erſten Semeſter in 
einer von einem Volljuriſten gut geleiteten Rechtsauskunftſtelle keine 
Freude an der juriſtiſchen Klein⸗ und Feinarbeit, dann kann er gewiß 
ſein, daß ihm die ſpätere Tätigkeit als praktiſcher Juriſt erſt recht 
nicht zuſagen wird, wo die lebendigen Träger des Rechts zumeiſt 
fehlen. Die Fülle der gleichartigen Erſcheinungen, wie ſie täglich in 
den Rechtsauskunftſtellen vorgetragen werden, offenbaren den Beratern 
manche Lücken der Geſetze und der Wohlfahrtseinrichtungen. Dieſe 
Erfahrungen durch zweckentſprechende Eingaben und ſonſtige geeignete 
Maßnahmen praktiſch nutzbar zu machen, betrachten die Rechtsauskunft⸗ 
ſtellen mit als Gegenſtand ihres Wirkungskreiſes. Die Wahrneh⸗ 
mungen über die vielfach noch ſehr geringen Rechts⸗ und ſtaatsbürger⸗ 
lichen Kenntniſſe der Bevölkerung führten zur Veranſtaltung von 
Kurſen, zur Veröffentlichung von Aufſätzen und Merkblättern zum 
Zwecke der Belehrung, Aufklärung und Warnung. 

Ganz beſonders bedeutſam für die gemeinnützige, unparteiiſche 
Rechtsauskunftſtellenbewegung wurde die Ende 1911 vom Verbande 
als beſondere Geſchäftsabteilung gegründete Zentralſtelle zur Be⸗ 
kämpfung der Schwindelfirmen mit dem Sitze in Lübeck. 
Die Rechtsauskunftſtellen gewinnen, da die Schwindler hauptſächlich 
Unerfahrenheit und Leichtgläubigkeit der minderbemittelten Bevölkerungs⸗ 
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kreiſe ausnutzen, in reichſtem Maße einen Einblick in die Tätigkeit 
dieſer Geſchäftswelt. Bei dem überaus geriſſenen Vorgehen der 
Schwindler iſt es ſehr ſchwer, ihr unlauteres Gebahren aufzudecken. 
Am beſten gelingt dies durch die Sammlung eines umfangreichen 
Beſchwerde⸗ und ſonſtigen Materials. Die Rechtsauskunftſtellen teilen 
die ihnen vorgetragenen Schwindelfälle der Zentralſtelle mit. Daneben 
arbeitet die Zentralſtelle Hand in Hand mit Handels-, Handwerks⸗ und 
Gewerbevereinen, den Vereinen gegen Unweſen in Handel und Gewerbe, 
den Polizeibehörden, Staatsanwaltſchaften, Gerichten, Rechtsanwälten 
und ſonſtigen geeigneten Stellen. Während die Geſchäfte der Zen⸗ 
tralſtelle anfänglich von dem Geſchäftsleiter des Verbandes allein ge⸗ 
führt wurden, wuchſen ſie in Anbetracht der überraſchend großen Ver⸗ 
breitung ſchwindelhafter Unternehmungen derart an, daß weitere Hilfs⸗ 
kräfte angeſtellt werden mußten. Heute ſind zwei zum Richteramt 
befähigte Juriſten und 8 Bureauangeſtellte in der Zentralſtelle tätig. 
Im Jahre 1915 zählte ſie rund 7200 Eingänge und etwa 7700 Aus⸗ 
gänge, es entſtanden 1700 neue Aktenſtücke über Schwindelfirmen, 
ſo daß die Geſamtzahl der Akten nunmehr die ſtattliche Höhe von rund 
10000 Stück erreicht hat. Das Anwachſen der Zentralſtellenar beit 
hatte zur Folge, daß ich mich nach einigen Monaten ganz der Zentral- 
ſtelle widmen mußte und von der Rechtsauskunftſtelle nur noch die 
laufenden Sachen weiter bearbeiten konnte, die ich dort begonnen hatte. 

Die Zentralſtelle bezweckt, wie ihr Name beſagt, die Bekämpfung 
der Schwindelfirmen. Unter Schwindelfirmen verſteht man Unter⸗ 
nehmen, die durch ihre Inhaber oder Angeſtellte, z. B. durch Reiſende, 
minderwertige oder wertloſe Leiſtungen zu unangemeſſen hohen Preiſen 
anbieten oder überhaupt mit unlauteren Mitteln Geſchäftsabſchlüſſe zu 
machen ſuchen. In der Regel haben derartige Unternehmungen keinen 
Anſpruch auf die Bezeichnung „Firma“ im rechtlichen Sinne. Sie 
bedienen ſich des Wortes Firma und ſonſtiger gut klingender Bezeich⸗ 
nungen nur, um einen vertrauenerweckenden Eindruck beim Volk zu 
machen. 

Ueber die Gründung und erſte Tätigkeit der Zentralſtelle gibt 
der im Jahre 1913 erſtattete erſte Geſchäftsbericht einen kurzen Ueber⸗ 
blick s). Seitdem hat ſich der Wirkungskreis der Zentralſtelle bedeutend 
erweitert. Die Zentralſtelle war in erſter Linie bemüht, die Ver⸗ 
bindungen mit Polizeibehörden, Staatsanwaltſchaften, Gerichten, 
Juſtizverwaltungsbehörden, Rechtsanwaltſchaft, Handels⸗, Handwerks⸗ 


5) Der 75 Druckſeiten umfaſſende Bericht iſt von der Geſchäftsſtelle 
des Verbandes, Lübeck, Parade 1, zu beziehen. Preis 1,50 M. 
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und Gewerbevertretungen, mit Fachvereinen und Verbänden, mit den 
Rechtsauskunftſtellen, dem Kaiſerlichen Aufſichtsamt für Privatver⸗ 
ſicherung und mit ſonſtigen Behörden ſowie mit vertrauendwürdigen 
Privatperſonen zu feſtigen, zu erweitern oder neu anzuknüpfen. Die 
verſchiedenen in Preußen, Bayern, Sachſen, Baden und Heſſen 
zugunſten der Zentralſtelle ergangenen 12 Miniſterial⸗Erlaſſe ſind 
auf S. 26— 32 der in Anmerkung 3 erwähnten Zuſammenſtellung 
abgedruckt. Dank der Unterſtützung von allen Seiten gelang es 
der Zentralſtelle immer mehr, zu einer wirklichen Zentralſtelle, einer 
Sammelſtelle für alles Material über Schwindelfirmen zu werden. 
Behörden und Private machen ſich das Archiv der Zentralſtelle im 
weiteſten Maße zunutze. Beſonders die Gerichte haben zufolge der 
Verfügung des preußiſchen Juſtizminiſteriums vom 3. November 1913 
dieſe Materialſammlung in hervorragender Weiſe benutzt. In vielen 
Fällen gelang es, auf Grund des eingeforderten Materials das Plan⸗ 
volle des Schwindels aufzudecken und dadurch den Geſchädigten zu 
ihrem Rechte, den Schwindlern zu der verdienten Strafe zu verhelfen. 
Die Gerichte zeigten ſich, geſtützt auf die Maſſe der gleichlautenden 
Beſchwerden, eher geneigt, den Ausſagen von Angehörigen, die ge⸗ 
wöhnlich als einzige Zeugen bei derartigen Abſchlüſſen kleiner Leute 
in Frage kommen, ſowie den Geſchädigten ſelbſt Glauben zu ſchenken, 
ſo daß die Geſchädigten mit ihren Einwendungen durchdrangen. Das 


gilt insbeſondere von den Beſtellſcheinen und den Auftragsbeſtätigungen, 


von denen die Geſchädigten immer wieder behaupten, daß ihr Inhalt 
nicht übereinſtimme mit den mündlichen Zuſagen, die ihnen die rede⸗ 
gewandten Reiſenden, Agenten oder Geſchäftsinhaber gemacht hätten. 

Das umfangreiche Material der Zentralſtelle iſt, um es den Be⸗ 
nutzern überſichtlicher zu machen, aktenmäßig geordnet, indem jede 
Beſchwerde in ein beſonderes Faſzikel geheftet wird, während die 
Tatſachen, die ſich auf die Perſon des Schwindlers beziehen, z. B. 
Perſonalien, Vorſtrafen, Ruf, Vermögensverhältniſſe uſw., in ein be⸗ 
ſondere8 Materialheft gebracht werden. Trotz ſorgfältigſter Akten⸗ 
haltung iſt es für die neu eintretenden Mitarbeiter der Zentralſtelle, 
wie ich im Anfang meiner Tätigkeit ſelbſt erfahren habe, bei der Fülle 
der Eingänge ſehr ſchwer, einen Ueberblick über die älteren, meiſt ſehr 
umfangreichen Akten zu gewinnen. Da die Zentralſtelle bis auf 
weiteres wahrſcheinlich noch mit beurlaubten Aſſeſſoren arbeiten muß, 
hat ſie damit zu rechnen, daß dieſe nach längerer oder kürzerer Tätig⸗ 
keit zurückberufen werden. Wegen dieſes Wechſels und des leichteren 
Einarbeitens iſt geplant, dem über jede Firma geſammelten Material 
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ein beſonderes Heft beizufügen, worin ſkizzenhaft der geſamte Akten⸗ 
inhalt verzeichnet wird. Der Plan iſt im Entwurf fertiggeſtellt. 
Damit das geſammelte Material den geeigneten Stellen nutzbar 
werde, wurden bisher vorzugsweiſe die Akten überſandt. Recht bald 
aber zeigte ſich, daß das nur eine halbe Maßnahme im Kampfe gegen 
die Schwindelfirmen war. Es handelte ſich darum, zunächſt auf 
Grund des vorliegenden Materials, den Tatbeſtand, die Tricks, über⸗ 
haupt den Plan der verſchiedenen Schwindelgebiete aufzudecken; ſo⸗ 
dann die Geſetzesbeſtimmungen zur planvollen Bekämpfung des 
Schwindels aufzufinden und die Geſchädigten oder ihre Anwälte bei 
Ueberſendung des Materials darauf aufmerkſam zu machen. In Zivil⸗ 
prozeſſen wurden vor allen Dingen als geeignete allgemeine Waffen 
befunden die Geſetzesbeſtimmungen über Diſſens, Irrtum, Verſtoß 
gegen die guten Sitten, Wucher, urſprüngliche Unmöglichkeit der Er⸗ 
füllung und poſitive Vertragsverletzung. In vielen Fällen führte 
auch die Prüfung der Unterſchrift und der Geſchäftsfähigkeit der Ge— 
ſchädigten dazu, die Unverbindlichkeit der mit den Schwindlern ge⸗ 
ſchloſſenen Verträge feſtzuſtellen. Die Schwindler wenden ſich näm⸗ 
lich mit Vorliebe an Ehefrauen und an Jugendliche, weil dieſe infolge 
ihrer Unerfahrenheit und Leichtgläubigkeit leicht zu betören ſind. So⸗ 
weit Ehefrauen Beſtellungen gemacht oder ſonſtige Verträge abge⸗ 
ſchloſſen hatten, wurde ſtets darauf hingewieſen, daß die Schlüſſel⸗ 
gewalt möglichſt eng zu umgrenzen ſei. Daneben aber wurden die 
Verträge der Schwindler nach allen Richtungen hin auf ſchwache 
Seiten unterſucht. Indeſſen waren die Verträge älterer und erfahrener 
Schwindelunternehmungen nur verhältnismäßig ſelten anfechtbar, weil 
ſie leider durch Rechtskundige mit allem juriſtiſchen Scharfſinn unan⸗ 
taſtbar abgefaßt waren. Fälle, die beſonders verwickelt lagen oder 
für die Schwindelbekämpfung grundlegend waren, führte die Zentral⸗ 
ſtelle in Korreſpondenzvollmacht, erfreulicherweiſe meiſtens mit Erfolg. 
Weiter wurden die Schwindelunternehmungen dadurch bekämpft, 
daß Strafanzeigen wegen Betruges, Wuchers und unlauteren Wett⸗ 
bewerbs gemacht wurden. Daneben erwieſen ſich einzelne Beſtim⸗ 
mungen des Handels-, Gewerbes und Urheberrechts als beachtenswerte 
Kampfesmittel. Jedoch war bei der überaus geſchickten Verteidigung 
der Schwindler mit einer einfachen Anzeige in der Regel nur wenig 
getan. Das Verfahren wurde nicht ſelten eingeſtellt oder der Ange⸗ 
ſchuldigte mangels ausreichender Beweiſe außer Verfolgung geſetzt, 
bevor es überhaupt zur Hauptverhandlung kam. Um dem zu begegnen, 
wurden die Anzeigen faſt immer unter Beifügung der Aktenbeläge 


— 11 — 


eingehend begründet. Viele Richter und Staatsanwälte benachrichtigten, 
bevor ſie das Verfahren einſtellten, die Zentralſtelle von ihrem Vor⸗ 
haben und gaben ihr anheim, ſich zu der geplanten Maßnahme zu 


äußern. Die Zentralſtelle ging ſtets gern auf derartige Anregungen ein. 


Die Tätigkeit in der Zentralſtelle lehrt, daß die Schwindelfirmen 
nicht mehr als Einzel⸗, ſondern als Maſſenerſcheinungen unſerer 


neueren Volkswirtſchaft betrachtet werden müſſen. Der hervorragende 
Aufſchwung, den Handel und Induſtrie ſeit dem letzten Drittel des 


vorigen Jahrhunderts nahmen, zeitigte als eine Kehrſeite der Medaille 
das Anwachſen zweifelhafter Geſchäftsunternehmungen. Die früher 
nicht einmal geahnte Leichtigkeit des Verkehrs, der keine Grenzen und 
Entfernungen mehr kennt, die Maſſenproduktion neuer Verbrauchs⸗ und 
Gebrauchsgegenſtände, die geſteigerte Wohlhabenheit, die Mehrung der 
Bedürfniſſe und dazu die nie ausrottbare Unerfahrenheit, Leichtgläubig⸗ 
keit und Neugierigkeit weiter Kreiſe, die Schein und Sein nur ſchwer 
zu unterſcheiden vermögen, waren die weſentlichſten Vorbedingungen 
für das Aufblühen der Schwindelunternehmungen. Als Maſſen⸗ 
erſcheinungen müſſen ſie zum Beſten der Volkswohlfahrt mit der größten 
Aufmerkſamkeit beachtet werden. Leider reichen die bisherigen Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmungen nicht aus, um dem maſſenhaften Schwindel erfolg⸗ 
reich und ſchnell zu begegnen. Dazu gelangt man unbedingt, je 
länger man ſich berufsmäßig mit der Schwindelbekämpfung befaßt. 
Die Zentralſtelle iſt wohl berufen, auf Grund ihres Materials und 
ihrer Erfahrungen bei der Beſeitigung von Mängeln und Lücken 
der beſtehenden Geſetze mitzuwirken. Zur Bekämpfung des Darlehns⸗ 
ſchwindels hat neuerdings der Verband die Mitwirkung der Zentral- 
ſtelle bei den Maßnahmen angeboten, die die Reichsregierung zur 
Bekämpfung des Darlehnswuchers plant, und der Staatsſekretär des 
Innern hat mitgeilt, daß er das vorgemerkt habe. 

Die größten Erfolge wurden durch eine vorbeugende Tätigkeit 
erzielt, in erſter Linie durch Verbreitung von Preſſenotizen — mehr 
als 100 — in den Tagedzeitungen, die die Oeffentlichkeit aufklären, 
belehren und warnen ſollen. 

Das bereitwillige Entgegenkommen, womit die meiſten Zeitungs⸗ 
verleger ſolche Artikel aufnahmen, ermunterte dazu, planvoll auf Rein⸗ 
haltung der Preſſe hinzuwirken und die Zeitungen in beſonders kraſſen 
Fällen zu bitten, zweifelhafte Anzeigen zu ſtreichen. Meiſt und gerade 
die angeſehenſten Zeitungen taten es ohne weiteres, allerdings ver⸗ 
langten einige Beweis, daß das Unternehmen auf zweifelhafter Grund⸗ 
lage beruhe, aber der konnte auf Grund des Materials der Zentral⸗ 
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ftelle leicht erbracht werden. Die Preife ift das erfolgreichſte Werkzeug 
der Schwindler. Wenn es gelingt, den Anzeigenteil von zweifelhaften 
Anzeigen freizuhalten, dann iſt den Schwindlern die Verbindung 


mit ihren Opfern faſt völlig unterbunden. Sind die Schwindler auf 
Platzgeſchäfte angewieſen, ſo werden ſie ihren Betrieb mangels Kund⸗ 
ſchaft recht bald einſtellen müſſen. Darum hat die Zentralſtelle letzthin 
bereits begonnen, alle Zeitungen und Fachzeitſchriften, etwa 9000, 
zur Reinhaltung von ſchädlichen Angeboten zu veranlaſſen. 

Weiter gab zur Aufklärung, Belehrung und Warnung der breiten 
Oeffentlichkeit die Zentralſtelle vier Flugſchriften heraus, die den 
Grundſtücks⸗ und Hypothekenvermittlungsſchwindel, den Schwindel auf 
dem Gebiete des Gewerberechtsſchutzes und der Abonnentenverſicherung 
ſowie endlich den Automatenſchwindel betreffen ©). 

Die überaus günſtigen Erfahrungen, die mit den Flugſchriften 
gemacht ſind, beweiſen, daß die Aufklärung die beſte Waffe im Kampfe 
gegen den Schwindel iſt. 

Während die Preſſenotizen und Flugſchriften für die breite 
Oeffentlichkeit beſtimmt ſind, ſuchte die Zentralſtelle ihr umfangreiches 
Material und ihre Erfahrungen im engeren Kreiſe, namentlich ihren 
Mitgliedern, den Staatsanwaltſchaften, den Gerichten, den Polizei⸗ 
behörden, den Intereſſen vertretungen und den Rechtsanwälten dadurch 
zunutze zu machen, daß ſie in ihrem Organ, den „Monatlichen Mit⸗ 
teilungen“, allgemeine Erörterungen über Schwindelunternehmungen, 
gerichtliche Urteile, Gutachten, Beſchlüſſe uſw., ſowie Mitteilungen 
über einzelne Schwindelfirmen veröffentlichte ). 

Außerdem wurden den intereſſierten Stellen, vor allem den 
Staatsanwaltſchaften, regelmäßig Liſten über Schwindelfirmen zuge⸗ 
ſandt, die nach Orten alphabetiſch geordnet ſind. Ein vollſtändiges 
Verzeichnis aller Firmen in der Art der Hamburger und Berliner 
Lifte wird angefertigt, ſobald die Neuordnung des Aktenmaterials 
und der Kartenſammlung durchgeführt iſt. 

Neben anderen Veröffentlichungen wurden neuerlich ein Aufſatz über 
die „Beamtenſchädigung durch die Darlehnsgeſchäfte von Schwindlern“, 
ein anderer über „Die Kreditnot der Unbemittelten und ihre Beſeitigung 
durch Arbeitskredit“ verfaßt. Jener erſchien in etwa 100 Beamten⸗ 
zeitungen, dieſer in der „Sozialen Praxis“ vom 27. Januar 1916. 


6 Du beziehen durch die Geſchäftsſtelle des Verbandes, Lübeck, 


Parade 1 
7) Seit 1. Oktober 1915 übergegangen in „Die Gemeinnützige Rechts⸗ 


auskunft“ (vgl. Anmerkung 4). 
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Bis vor kurzem fehlte der Zentralſtelle ein geeignetes Publikations⸗ 
organ, um das geſchäftliche Schwindelunweſen nach wirtſchaftlichen, 
ſozialen und juriſtiſchen Geſichtspunkten ausgiebig zu bearbeiten und 
dadurch ihre Erfahrungen und den Inhalt ihres Archivs der Allge⸗ 
meinheit nutzbar zu machen. Die zuſammenfaſſende Schilderung der 
Erfahrungen auf dem Gebiete des Schwindels, die Behandlung der 
Rechtsbehelfe zur Bekämpfung der Schwindelunternehmungen, der 
Hinweis auf zweckentſprechende Maßnahmen von Geſetzgebung, Juſtiz 
und Verwaltung im Kampfe gegen den Schwindel fanden in den 
„Monatlichen Mitteilungen“ keinen genügenden Raum. Die Zentral⸗ 
ſtelle begrüßte es daher mit beſonderer Freude, als ihr in dem am 
15. Oktober 1915 zum erſtenmal erſchienenen neuen Organ des 
Verbandes der deutſchen gemeinnützigen und unparteiiſchen Rechts⸗ 
auskunftſtellen, der „Gemeinnützigen Rechtsauskunft“, eine bleibende 
und geeignete Stätte für ihre Beiträge eingeräumt wurde. Bisher 
ſind 8 Nummern der „Gemeinnützigen Rechtsauskunft“ erſchienen, 
deren vielſeitiger Inhalt ein Bild von den Beſtrebungen der Gemein⸗ 
nützigen Rechtsauskunft gibt. 

Die Arbeit in der Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindel⸗ 
firmen iſt überaus vielſeitig, intereſſant und lehrreich. Sie bietet dem 
jungen Juriſten die beſte Gelegenheit, ſeine Kenntniſſe auf rechtlichem, 
wirtſchaftlichem und ſozialem Gebiete zu befeſtigen und zu erweitern. 
Eine Fülle von neuen Erſcheinungen ſtrömt täglich auf ihn ein. 
Durch keine Prozeß⸗, keine Geſchäftsordnung beengt oder eingezwängt, 
kann er die Maßnahmen und Wege wählen, die nach ſeinem Dafür⸗ 
halten am ſchnellſten und beſten zum Ziele führen. Dabei zwingt 
ihn aber die Maſſe der Vorgänge, auf Einordnung, Plan und Syſtem 
der Bearbeitung bedacht zu ſein, wenn er nicht allmählich die Fäden 
einer einheitlichen Bekämpfung des Schwindels aus der Hand ver⸗ 
lieren will. 

Zum Unterſchiede von der Rechtsauskunftſtellenarbeit fällt hier 
jedoch die Lebendigkeit der Arbeit durch den Verkehr mit den Recht⸗ 
ſuchenden faſt gänzlich weg. Die Zentralſtelle erſtreckt ihre Tätigkeit 
über das ganze Reichsgebiet. Nur ſelten ſind perſönliche Beſprechungen 
mit den Beſchwindelten, noch ſeltener die mündlichen Auseinander⸗ 
ſezungen mit den Schwindlern. Die Folge davon iſt ein ausge⸗ 
dehnter Schriftverkehr ſowie das Anwachſen von vielen und dicken 
Akten; wer die Aktenarbeit nicht liebt, iſt zur Mitarbeit bei der Zentral⸗ 
ftelle nicht geeignet. Recht, Privat⸗ und Volkswirtſchaft haben jedoch 


ein großes Intereſſe an der Ausrottung der Giftpflanze . 
Blätter für Rechtspflege LXIII. F. N. XLIII. 
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firmen“. Soll Vertrauen, Treu und Glauben im Leben beſtehen, 
nur ehrliche Arbeit ihren Lohn finden, und ſollen Recht wie Wirtſchaft 
ihren guten Ruf bewahren, dann bedarf es einer tatkräftigen Be⸗ 
kämpfung der Schwindelunternehmungen. Beſonders zu empfehlen iſt 
die Gründung örtlicher Vereinigungen zur Bekämpfung der Schwindel— 
firmen, wie ſie manchen Orts ſchon beſtehen, z. B. in Mannheim. 
Infolge des vereinten Zuſammenarbeitens von Rechtsauskunftſtellen, 
Handwerkskammern, Preſſe, Fachverbänden, Anwaltſtand und ſonſtigen 
geeigneten Stellen muß ein erfreulicher Erfolg endlich eintreten. Auch 
hier ſind namentlich die Anwälte zufolge Vorbildung und Berufs— 
ſtellung berufen, die Schwindelbekämpfung durch örtliche Vereine zu 
fördern. Durch ihre lebendigen Beziehungen zu Recht und Wirtſchaft 
ſind ſie in der Lage, die richtigen Vereinsmitglieder zu gewinnen, in 
den Sprechſtunden Auskunft zu erteilen oder jedenfalls die Leiter der 
Kommiſſion zu beraten. Die Gründung ſolch örtlicher Kommiſſionen 
hat vor allen Dingen auch den Vorteil, daß die zweifelhaften Unter⸗ 
nehmungen des Bezirks zufolge der Sammlung von Beſchwerden 
gleichen Inhaltes leicht und ſchnell als ſolche erkannt werden und 
dadurch der Anwalt der undankbaren Aufgabe enthoben wird, Sachen 
vertreten zu müſſen, deren wahren Charakter er bei der Uebernahme. 
nicht ohne weiteres erkennen konnte. Das Anſehen vom Gerichts-, 
Anwalts⸗, Handels⸗ und Gewerbeſtand erheiſcht ebenſo wie die Volks⸗ 
wohlfahrt eine energiſche Bekämpfung der Schwindelfirmen. 


Zur Auslegung der Vorſchrift in § 43 Ziff. 1 des 
weimariſchen Einkommenſtenergeſetzes vom 11. März 1908. 
| Von Regierungsrat Peuckert in Weimar. 


Das Thüringiſche Oberverwaltungsgericht hat in ſeinen Reviſions⸗ 
entſcheidungen (z. B. C 157/13 in Thür Bl. 62, 57) wiederholt die 
Anſicht vertreten, daß ſteuererklärungspflichtig nach § 43 Ziff. 1 EStG. 
nicht ſchon der ſei, der in die Steuerrolle des Vorjahres mit mindeſtens 
3000 M. ſchätzungspflichtigem Einkommen überhaupt eingeſtellt fei- 
ſondern nur der, der mit einem ſolchen Einkommen im kritiſchen Zeit⸗ 
punkt rechtskräftig eingeſtellt ſei. 

Dieſe Entſcheidungen haben für die bisher abweichende Uebung 
der Steuerbehörden eine Bedeutung, die es rechtfertigt, ſie an dieſer 
Stelle einer Nachprüfung und kurzen Beſprechung zu unterziehen. 
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Das Oberverwaltungsgericht weiſt zur Begründung feiner An- 
ſicht einmal auf die ſyſtematiſche Gliederung des Einkommenſteuergeſetzes 
hin, indem es ausführt, nach dem Syſtem des Einkommenſteuergeſetzes 
erſchöpfe ſich „die Aufſtellung der Steuerrollen“ (Abſchnitt C der be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen) nicht in der nach der Beendigung des eigent⸗ 
lichen Veranlagungsverfahrens vom Rechnungsamt oder von der Steuer⸗ 
lokalkommiſſion vorzunehmenden Feſtſtellung der Einzelſteuerkapitale, 
ſondern finde erſt mit der Beendigung des Rechtsmittelverfahrens 
ihren Abſchluß, wie durch deſſen Aufnahme als Unterabteilung II in 
den Abſchnitt C deutlich zum Ausdruck komme. Einen zweiten Grund 
findet es in den Erwägungen, die dazu geführt haben, die Steuer⸗ 
erklärungspflicht auf Steuerpflichtige mit einem Einkommen von wenig⸗ 
ſtens 3000 M. nach unten hin zu begrenzen. Es meint, die von der 
Staatsregierung im Jahre 1897 für die Vorſchrift in § 43 Ziff. 1 EStG. 
gegebene Begründung (Landtagsverhandlungen, Schriftenwechſel 1897 
S. 44) zeige deutlich, daß es doch Erwägungen durchaus realer Natur 
geweſen ſeien, die dazu geführt hätten, den Deklarationszwang auf 
Steuerpflichtige mit größeren Einkommen zu beſchränken. Es erſcheine 
deshalb nicht gerechtfertigt, die Entſcheidung über die Verpflichtung 
zur Deklaration nunmehr an das rein formale Moment der vorläufigen 
Einſtellung in die Steuerrolle mit einem Einkommen von mindeſtens 
3000 M. anzuknüpfen, zumal wenn man ſich die einſchneidenden 
Rechtsnachteile vergegenwärtige, die das Geſetz an die Verſäumung 
der Deklarationspflicht knüpfe. 

Dieſe Ausführungen erſcheinen nicht einwandfrei und die Anſicht 
des Oberverwaltungsgerichts dürfte dem wahren Sinn der Vorſchrift 
des § 43 Ziff. 1 EStG. kaum gerecht werden. 

Der Umſtand, daß im Einkommenſteuergeſetze das Rechtsmittel⸗ 
verfahren als Unterabteilung II in den Abſchnitt C, Aufſtellung der 
Steuerrollen, aufgenommen iſt, bietet für ſich allein keinerlei Handhabe 
für die Auslegung der Vorſchrift des § 43 Ziff. 1. Es handelt 
ſich hierbei um einen rein äußerlichen Umſtand, dem für die Bedeutung 
der einzelnen geſetzlichen Vorſchriften, wenigſtens der des § 43 Ziff. 1, 
nichts entnommen werden kann. Die Stoffeinteilung hätte, ohne daß 
dadurch der Sinn und die Bedeutung der einzelnen Vorſchriften, ins⸗ 
beſondere auch des § 43 Ziff. 1 geändert worden wäre, ebenſogut 
eine andere ſein können. Das wird am deutlichſten dadurch bewieſen, 
daß in der Ausführungsverordnung zum Einkommenſteuergeſetze die 
ſyſtematiſche Einteilung tatſächlich eine andere iſt, indem das Rechts⸗ 
mittelverfahren (Abſchnitt D) nicht als eine Unterabteilung des Ab⸗ 
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ſchnitts „Aufſtellung der Steuerrolle“ (Abſchnitt C) eingegliedert iſt, 
ſondern als eine mit dem Abſchnitt „Aufſtellung der Steuerrolle“ auf 
gleicher Stufe ſtehende Unterabteilung des beſonderen Teils erſcheint. 
Ja, hieraus ergibt ſich ſogar, daß mit der Feſtſtellung der Einzelſteuer⸗ 
kapitale durch die Veranlagungskommiſſion und die ſich unmittelbar 
daran anſchließende Eintragung in die Steuerrolle die Aufſtellung der 
Steuerrolle im eigentlichen, engeren Sinne ihren Abſchluß findet. Der 
Art. 91 AVO. ſpricht das auch ausdrücklich aus, wenn er hinter den 
Worten: „Sobald die Steuerrollen aufgeſtellt und eröffnet ſind“ die 
vor den Beſtimmungen über das Rechts mittelverfahren ſtehenden 88 67 
und 68 EStG. anführt. Auch die Vorſchriften des Geſetzes ſelbſt 
laſſen deutlich erkennen, daß auch im Geſetz als Aufſtellung der Steuer⸗ 
rolle ſchon das ſich an das Veranlagungsgeſchäft unmittelbar an⸗ 
ſchließende Verfahren angeſehen wird, in dem die von der Veran⸗ 
lagungskommiſſion feſtgeſtellten und die angemeldeten Einzelſteuerkapitale 
in die Steuerrolle eingetragen werden. Nur in bezug auf dieſes 
Verfahren wird ſowohl im Geſetz wie in der Audführungsverordnung 
ausdrücklich von Einzeichnung, Einſtellung in die Steuerrolle, Auf⸗ 
ſtellung der Steuerrolle geſprochen (ſ. 85 67 u. 68 des Geſetzes, 
Art. 91 AVO .). § 69 EStG. beſtimmt ausdrücklich: „Gegen die“ — 
alſo vor dem Beginn des Rechtsmittelverfahrens liegende — „Einſtellung 
des ſteuerpflichtigen Geſamteinkommens ſteht ... das Rechtsmittel 
der Berufung zu.“ Aenderungen in der Feſtſtellung der Einzelſteuer⸗ 
kapitale, die im Rechtsmittelverfahren erfolgen, werden als Berichtigung 
der bereits aufgeſtellten Steuerrolle aufgefaßt (ſ. Art. 94 AO.); 
ein im Rechtsmittelverfahren feſtgeſtelltes, von der Feſtſtellung im 
eigentlichen Veranlagungsverfahren abweichendes Steuerkapital wird 
nicht „in die Steuerrolle eingeſtellt“, ſondern, wie es Art. 94 AVO. 
ausdrückt, „in eine Ab⸗ und Zugangsliſte aufgenommen“. Schon 
hiernach muß angenommen werden, daß ſich das „Eingeſtelltſein in 
die Steuerrolle“ in der Vorſchrift des § 43 Ziff. 1 auch auf die ſich 
unmittelbar an das eigentliche Veranlagungsverfahren anſchließende 
Einſtellung, auf den in 8 67 EStG. erwähnten Vorgang und den 
durch dieſen hervorgerufenen Zuſtand auch in den Fällen mitbezieht, 
in denen dieſe Einſtellung im Rechtsmittelverfahren angefochten iſt. 
Jedenfalls ſchließt unter den eben dargelegten Umſtänden die ſyſtema⸗ 
tiſche Gliederung des Geſetzes dieſe Auslegung nicht aus. Nicht die 
ſyſtematiſche Einteilung des Geſetzes, ſondern der Umſtand, daß die 
Vorſchrift des § 43 Ziff. 1 für den Zeitpunkt der Veranlagung gilt, 
gibt einen Anhalt für die Auslegung. § 43 Ziff. 1 beſagt: Steuer⸗ 
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pflichtige, die zur Zeit der Veranlagung in die Steuerrolle des 
Vorjahres mit einem ſchätzungpflichtigen Einkommen von mindeſtens 
3000 M. eingeſtellt find, find ſteuererklärungs pflichtig. Die Vorſchrift 
kann bei unbefangenem Leſen gar nicht anders verſtanden werden, als 
daß der zur Zeit der Veranlagung beſtehende tatſächliche Zuſtand 
entſcheiden ſoll. Alſo wenn jemand nach § 67 EStG. mit mehr als 
3000 M. ſchätzungspflichtigem Einkommen für 1915 eingeſtellt iſt, 
gegen dieſe Einſtellung aber Berufung und Reviſion eingelegt hat, 
und dieſe Rechtsmittel zur Zeit der Veranlagung für 1916 noch nicht 
erledigt find, jo iſt er für 1916 doch ſteuererklärungs pflichtig, weil er zur 
Zeit in die Steuerrolle des Vorjahres mit mehr als 3000 M. tat⸗ 
ſächlich noch eingeſtellt if. Die Berufung und Reviſion haben eben 
auch in dieſer Beziehung keine aufſchiebende Wirkung, ebenſo wie ſie 
hinſichtlich der Vollſtreckbarkeit der angefochtenen Entſcheidungen der Ver⸗ 
anlagsungskommiſſion keine aufſchiebende Wirkung haben; die Feſt⸗ 
ſtellung der Einzelſteuerkapitale durch die Veranlagungskommiſſion er⸗ 
langt eben auch in dieſer Beziehung trotz Anfechtung ſofort Wirk⸗ 
ſamkeit. Nur wenn zur Zeit der Veranlagung die Feſtſtellung der 
Veranlagungskommiſſion im Rechtsmittelverfahren aufgehoben und das 
Steuerkapital nach Art. 94 AVO. berichtigt iſt, iſt dieſe andere Ein⸗ 
ſtellung maßgebend. 

Wenn das Oberverwaltungsgericht mit Rückſicht auf die Er⸗ 
wägungen, die zur Beſchränkung des Erklärungszwangs auf die 
Steuerpflichtigen mit mindeſtens 3000 M. ſchätzungspflichtigem Ein⸗ 
kommen geführt haben, Bedenken trägt, die Entſcheidung über die 
Verpflichtung zur Steuererklärung an das „rein formale Moment der 
vorläufigen Einſtellung“ zu knüpfen, ſo ſind auch dieſe Bedenken 
wohl unberechtigt. Es iſt zwar völlig richtig, daß die Erwägungen, 
die den Geſetzgeber bei der Einführung der Vorſchrift des 
§ 43 Ziff. 1 geleitet und zur Beſchränkung des Erklärungszwangs 
auf Steuerpflichtige mit mindeſtens 3000 M. Einkommen veranlaßt 
haben, durchaus realer Natur ſind. Das würde aber doch an ſich 
keineswegs hindern, die Entſcheidung, die die Steuerbehörde 
im einzelnen Falle darüber zu treffen hat, ob die Vorausſetzungen 
für die Erklärungspflicht vorliegen, von einem rein formalen Moment 
abhängig zu machen. Die „vorläufige“ Einſtellung in die Steuer⸗ 
rolle iſt aber gar nicht einmal ein rein formales Moment. Es iſt 
die Endentſcheidung der Veranlagungskommiſſion, der in allen Fällen 
eingehende, teilweiſe ſogar ſehr umfangreiche ſachliche Erörterungen und 
Erwägungen vorausgegangen ſind und die auf dieſen umfangreichen 
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ſachlichen Erörterungen und Erwägungen beruht. Dieſe Erörterungen 
und Erwägungen finden ihren ſchließlichen Ausdruck in der Einſtellung 
in die Steuerrolle. Ihrem inneren Weſen nach handelt es ſich bei 
dieſer Einſtellung alſo um eine durchaus ſachliche Beurteilung, um 
einen Vorgang durchaus realer Natur, um einen erſtinſtanzlichen Feſt— 
ſtellungsbeſcheid. Inſofern die Einſtellung die Eintragung einer oder 
mehrerer Summen in ein Formular enthält, mag ſie etwas Formales 
ſein. Dieſe Einſtellung iſt aber um nichts weniger formal, wenn die 
Rechtsmittelinſtanzen angerufen worden ſind und entſchieden haben, 
daß die Feſtſtellung der Veranlagungskommiſſion, alſo die urſprüngliche 
Einſtellung in die Steuerrolle, nicht zu beanſtanden ſei. Und ebenſo 
iſt, wenn die Rechtsmittelinſtanzen die von der Veranlagungskommiſſion 
vorgenommene Veranlagung aufgehoben und das Einkommen anderweit 
feſtgeſtellt haben, die Aufnahme des abgeänderten Steuerkapitals in 
die nach Art. 94 AVO. vorgeſehene Ab⸗ und Zugangsliſte genau fo 
formal, wie die urſprüngliche Einſtellung in die Steuerrolle. Daß 
im Falle einer Anfechtung der Veranlagung die Feſtſtellung der Ver⸗ 
anlagungskommiſſion noch ein⸗ oder zweimal von höheren Inſtanzen 
nachgeprüft werden kann, nimmt doch der Entſcheidung der Veran— 
lagungskommiſſion keinesfalls das Weſen einer ſachlichen Beurteilung 
und macht ſie keinesfalls zu einem „rein formalen“ Vorgang. Sonſt 
müßte doch auch die unangefochten gebliebene Feſtſtellung der DBeran- 
lagungskommiſſion dauernd als ein rein formaler Vorgang angeſehen 
werden und könnte deshalb überhaupt nicht zur Steuererklärungspflicht 
führen. Die Feſtſtellung des ſteuerpflichtigen Einkommens durch die 
Veranlagungskommiſſion iſt eine ebenſo materielle Entſcheidung, wie 
die Entſcheidung der Berufungskommiſſion oder des Reviſionsgerichts, 
und die auf der Feſtſtellung der Veranlagungskommiſſion beruhende 
„vorläufige“ Einſtellung iſt nicht mehr formal als die auf der Ent⸗ 
ſcheidung der Berufungskommiſſion oder des Reviſionsgerichts beruhende 
Berichtigung des Steuerkapitals nach Art. 94 AVO. 

In dieſem Zuſammenhang mag darauf hingewieſen werden, daß 
die vereinigten Steuer⸗Senate des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts 
für das preußiſche Recht, das eine dem 8 43 Ziff. 1 ganz ähnliche 
Beſtimmung hat, nur daß es dort ($ 25 preuß. EStG.) ſtatt 
„mit mindeſtens 3000 M. in die Steuerrolle eingeſtellt“ heißt: 
„jeder bereits mit einem Einkommen von mehr als 3000 M. ver⸗ 
anlagte Steuerpflichtige“, die angeführten Bedenken des Thür. Ober- 
verwaltungsgerichts nicht teilen, obwohl den Geſetzgeber in Preußen 
dieſelben Erwägungen zur Beſchränkung des Erklärungszwangs auf 
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Steuerpflichtige mit mindeſtens 3000 M. beſtimmt haben möchten, wie 
den Geſetzgeber im Großherzogtum Sachſen. Die vereinigten Steuer⸗ 
ſenate haben deshalb in der Entſcheidung vom 27. November 1896 
(S. 251 Bd. 5 der Entſch. des preuß. OVG. in Staatsſteuerſachen) 
ebenfalls ausgeſprochen, daß jeder durch Beſchluß der Veranlagungs⸗ 
kommiſſion mit einem Einkommen von mehr als 3000 M. veranlagte 
und hiervon benachrichtigte Steuerpflichtige ohne Rückſicht darauf ſteuer⸗ 
erklärungspflichtig ſei, daß er ſeine Veranlagung angefochten habe, 
ſofern nur nicht bis zum Ablaufe der Friſt zur Abgabe der Steuer⸗ 
erklärung eine Berichtigung der Steuerfeſtſetzung gemäß einem Ein⸗ 
kommen von höchſtens 3000 M. erfolgt ſei. Dieſe Entſcheidung trifft 
völlig auch auf die Vorſchrift des § 43 Ziff. 1 des weimariſchen 
CStG. zu. 

Auch praktiſche, wirklich reale Geſichtspunkte und Zweckmäßig⸗ 
keitsgründe, auf die zum Schluß noch hingewieſen ſein mag, ſprechen 
für die hier vertretene Auffaſſung und gegen die Anſicht des Oberver⸗ 
waltungsgerichts. Der Steuerpflichtige, dem die Steuerrolle nach § 68 
EStG. eröffnet wird, erfährt dadurch klar und unzweifelhaft, ob bei 
ihm die Vorausſetzungen der Steuererklärungspflicht vorliegen. Ebenſo 
kann ſich die Steuerbehörde durch einfachen Einblick in die Steuerrolle 
darüber unterrichten, von welchem Steuerpflichtigen auch ohne beſondere 
Aufforderung eine Steuererklärung zu erwarten iſt. 

Weiter hätte, wäre die vom Oberverwaltungsgericht vertretene 
Anſicht richtig, es jeder Steuerpflichtige in der Hand, die Beſtimmung 
des § 43 Ziff. 1 durch Einlegung von Rechtsmitteln und Verzögerung 
ihrer Erledigung zu umgehen. Allerdings könnte ja, wie das Ober⸗ 
verwaltungsgericht jagt, die Steuerbehörde einen ſolchen Steuer- 
pflichtigen nach § 43 Ziff. 2 EStG. unter Friſtſetzung zu einer 
Steuererklärung auffordern. Das würde aber einmal für die Steuer⸗ 
behörde Erſchwerungen des Veranlagungsgeſchäfts zur Folge haben, 
und ferner könnte und würde dies in zahlreichen Fällen für die 
Steuerpflichtigen ebenſo unerwünſchte unſichere Rechtslagen herbei⸗ 
führen, wie für die Veranlagungsbehörden. Die mit mehr als 3000 M. 
ſchätzungspflichtigem Einkommen Veranlagten, die ihre Veranlagung 
angefochten haben und die, weil ihre Rechtsmittel noch nicht erledigt 
waren, nach § 43 Ziff. 2 EStG. unter Setzung einer Friſt zur 
Steuererklärung aufgefordert worden ſind, würden, wenn ihre Rechts⸗ 
mittel nach dieſer Aufforderung, Aber vor dem 8. Januar doch noch und 
zwar durch Zurückweiſung erledigt werden, nicht wiſſen, ob für ſie 
die in der Aufforderung geſetzte Friſt, oder die geſetzliche Friſt des 
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843 Ziff. 1 gilt. Es würden ſich ferner Zweifel erheben, ob die 
Meinung des Steuerpflichtigen, daß für ihn nur die in der Aufforderung 
geſtellte Friſt in Betracht komme, die Verſäumung der geſetzlichen Er⸗ 
klärungsfriſt zu entſchuldigen vermöchte. Die Lage der Steuerpflichtigen 
würde hiernach, wenn die Steuerbehörden die Anſicht des Oberver⸗ 
waltungsgerichts befolgten, weſentlich ungünſtiger und ſchwieriger ſein, 
als wenn man von der hier vertretenen Auffaſſung ausgeht, daß der 
zur Zeit der Veranlagung beſtehende tatſächliche Zuſtand, die, wenn 
auch angefochtene, aber noch nicht aufgehobene Einſtellung in die 
Steuerrolle für die Steuererklärungspflicht maßgebend iſt. Es kommt 
weiter hinzu, daß die Grenzfälle, in denen es ſich gerade darum 
handelt, ob der Steuerpflichtige ſchätzungspflichtiges Einkommen über 
oder unter 3000 M. im vorausgegangenen Jahre hatte, und in 
denen dieſer Zweifel im Rechtsmittelverfahren ausgetragen wird, ver⸗ 
hältnismäßig gering ſind. Soll nun wegen dieſer verhältnismäßig 
wenigen Fälle die geſetzliche Steuererklärungspflicht auch für den weg⸗ 
fallen, der zweifellos und der nach ſeinen eigenen Angaben ein ſchätzungs⸗ 
pflichtiges Einkommen über 3000 M. gehabt hat, und der im Rechts⸗ 
mittelverfahren gar nicht eine Herabſetzung unter 3000 M. erſtrebt, 
ſondern nur eine Einſtellung in eine zwar niedrigere, aber doch noch 
über 3000 M. liegende Steuerſtufe? In dieſen Fällen beſtände doch 
nicht der geringſte Anlaß, die geſetzliche Steuererklärungspflicht des 
§ 43 Ziff. 1 erſt von der Entſcheidung der Berufungskommiſſion 
oder des Reviſionsgerichts abhängig zu machen. 

Sonach ſcheint die Anſicht des Oberverwaltungsgerichts nicht 
haltbar. 3 


Die Rüchverſicherung. 
Von Dr. jur. Werneburg, Cöln a. Rh. 


Begrifflich liegt Rückverſicherung vor, wenn der Erſtverſicherer 
und Rückverſicherungsnehmer das Riſiko des Verſicherungsvertrages 
mit feinem Verſicherungsnehmer ganz oder zum Teil auf den Rück⸗ 
verſicherer — alſo einen zweiten Verſicherer — abwälzt. Herrſcht 
über dieſen Begriff der Rückverſicherung auch Einverſtändnis in der 
Literatur und Rechtſprechung, ſo iſt doch die Frage nach der juriſtiſchen 
Natur der Rückverſicherung ſehr beſtritten. Man kann wohl im ganzen 
in dieſer Hinſicht drei Meinungen unterſcheiden. 

Lewis (Lehrbuch des Verſicherungsrechts 113 f.) und Molden⸗ 
hauer (Die laufende Verſicherung 155ff.), ferner früher Ehren⸗ 
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berg (Die Rückverſicherung 16ff.) vertreten die Anſicht, daß die 
Rückverſicherung eine reguläre Verſicherung ſei und ſich in nichts von 
der ſonſtigen regelmäßigen Verſicherung im Sinne dieſes Begriffes 
unterſcheide. 

Nach der entgegengeſetzten Auffaſſung iſt hingegen die Rückver⸗ 
ſicherung keine eigentliche Verſicherung im Sinne dieſes Begriffes, 
ſondern ein nach dem Geſellſchaftsrecht zu beurteilendes Rechtsver⸗ 
hältnis zwiſchen Erſtverſicherer bzw. Rückverſicherungsnehmer und 
Rückverſicherer. Dieſe Meinung wird vertreten von Vogt (Das 
deutſche Seeverſicherungsrecht 294ff.), Ehrenzweig (Vertragsrecht 
und Rückverſicherungsbetrieb, (Aſſekuranzjahrb. 7. Jahrg. S. 173 ff.), 
Hanzslik (Die juriſtiſche Natur der Rückverſicherung), ſowie in der 
Rechtſprechung insbeſondere vom (Reichsgericht 20. 43; 38, 208; 39, 
199) in ſtändiger Rechtſprechung. 

Eine Mittelmeinung vertritt nunmehr Ehrenberg in ſeiner 
neueſten Schrift „Das künftige Rückverſicherungdrecht“. Hinſichtlich 
derjenigen Rückverſicherung nämlich, die eine Teilung des Riſikos be⸗ 
zweckt, nimmt Ehrenberg hier das Vorliegen eines ſogenannten 
partiarifchen oder gemiſchten Rechtsgeſchäftes an und zwar in dem 
Sinne, daß dieſe Art der Rückverſicherung ſowohl unter den Begriff 
des Verſicherungsvertrages wie auch dem des Geſellſchaftsvertrages falle. 

Was zunächſt letztere Mittelmeinung Ehrenbergs betrifft, ſo 
iſt bei Prüfung ihrer Richtigkeit auf die Beweisführung dieſes Autors 
zurückzugehen. Ehrenberg geht bei ſeiner Argumentation davon 
aus, daß zwiſchen dem Verſicherungsvertrag und dem Geſellſchafts⸗ 
vertrag ein logiſcher Gegenſatz nicht beſtehe, beide Begriffe ſich einander 
nicht nur ausſchlöſſen, ſondern ſich gelegentlich ſogar deckten. Zu⸗ 
treffend iſt hieran, daß Verſicherungsvertrag und Geſellſchaftsvertrag 
ſich begrifflich nicht gegenſeitig ausſchließen, daß alſo mit andern 
Worten bei einem Geſellſchaftsvertrag die Merkmale eines Verſicherungs⸗ 
vertrages mitvorhanden ſein können und umgekehrt; unzutreffend 
iſt jedoch Ehrenbergs Auffaſſung dahin gehend, daß beide Be⸗ 
griffe ſich auch decken könnten. Einer derartigen Möglichkeit ſteht 
ſchon regelmäßig der in erſter Linie maßgebende Wille der Vertrags⸗ 
parteien entgegen, die doch faſt ausnahmslos nur einen Vertrag — 
Hauptvertrag — abſchließen wollen, nicht auch eine Mehrheit von 
gegenſeitig ſich deckenden Verträgen. Aber auch aus rein logiſchen 
Grundſätzen ergibt ſich die Unmöglichkeit, mehrere Vertragstypen — 
Geſellſchaftsvertrag und Verſicherungsvertrag ſind derartige Vertrags⸗ 
typen — miteinander zu einer dieſer Vertragstypen ſo zu verſchmelzen, 
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daß ſie ſich nunmehr völlig decken. Dieſe Unmöglichkeit ergibt ſich 
aus der Verſchiedenheit der Vertragstypen ihrem Begriffe und dem 
Sinne dieſes Wortes nach. Weiſt ein Vertrag die Merkmale des 
Austauſches von Ware gegen Geld auf, ſo zeigt er den Typ des 
Kaufvertrages, wobei aber nicht ausgeſchloſſen iſt, daß er wegen gleich⸗ 
zeitig vorliegender anderer Merkmale eines anderen Vertrages auch 
den Vertragstyp dieſes anderen Vertrages enthält, z. B. die Merkmale 
eines Verwahrungs vertrages. Hieraus iſt erſichtlich, daß mit dem 
Begriff eines Vertragstyps die beſonderen Merkmale eines beſtimmt 
benannten Vertrages zu verſtehen ſind, wodurch dieſer ſich von anderen 
Vertragstypen gerade unterſcheidet. Da nun die Vertragsfreiheit der 
Parteien durchaus nicht an die einzelnen von dem Geſetz beſonders 
hervorgehobenen Vertragstypen gebunden iſt, ſo iſt es logiſch und 
juriſtiſch wohl möglich, daß die Parteien einen Vertrag abſchließen, 
der in ſeiner Kombination die Merkmale mehrerer Vertragstypen ent⸗ 
hält, alſo wie in dem erwähnten Beiſpiel die Merkmale eines Kauf⸗ 
und eines Verwahrungsvertrages. Demnach erſcheint es zufolge der 
Begriffsverſchiedenheit der Vertragstypen untereinander als ausge⸗ 
ſchloſſen, daß zwei oder mehrere von ſolchen ſich im Einzelfall decken 
könnten, die gegenteilige Auffaſſung enthält zufolge falſcher Auffaſſung 
des Begriffes des Vertragstyps einen logiſchen Widerſpruch. In 
Wirklichkeit liegt in ſolchem Falle nur ein Vertragstyp vor, wenn 
auch die Aehnlichkeit mit einem anderen Vertragstyp noch ſo groß 
ſein mag. Dagegen können, wie erwähnt, in einem von den Parteien 
nicht nach einem beſtimmten Vertragstyp abgeſchloſſenen Vertrage — 
einem ſogenannten unbenannten Vertrag — mehrere Vertragstypen 
enthalten ſein, da ſich dieſe Begriffe gegenſeitig in ſolchen Fällen 
nicht ausſchließen; dann liegt eben ein ſogenanntes partiariſches Rechts⸗ 
geſchäft vor. 

Was die erſterwähnte Anſicht betrifft, nach welcher die Rück⸗ 
verſicherung ſich in nichts von einer anderen Verſicherung unterſcheiden 
ſoll, ſo iſt dieſe Anſicht meines Erachtens jedenfalls bei derjenigen 
Rückverſicherung, die Abwälzung des ganzen Riſikos auf den Rück⸗ 
verſicherer bezweckt, als zutreffend zu erachten. Dasjenige nämlich, 
was der Erſtverſicherer bei dieſer Art der Rückverſicherung dem Rück⸗ 
verſicherer in Deckung gibt, iſt das Intereſſe, aus dem mit ſeinem 
Verſicherungsnehmer abgeſchloſſenen Verſicherungsvertrag nicht haft⸗ 
bar gemacht zu werden; daß ein derartiges Intereſſe ſelbſtändig ver« 
ſicherbar iſt, kann meines Erachtens keinem Zweifel oder rechtlichem 
Bedenken unterliegen. Gegenſtand der Rückverſicherung iſt dann eben, 
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wie geſagt, das Intereſſe des Erſtverſicherers an der Nichthaftbar⸗ 
machung aus dem Verſicherungsvertrage mit ſeinem Verſicherungs⸗ 
nehmer. Zweifelhaft kann nur ſein, ob dieſe Art der Rückverſicherung 
der Haftpflicht⸗ oder der Schadendverficherung einzugruppieren iſt. 
Am richtigſten dürfte es meines Erachtens ſein, dieſe Rückverſicherung 
als Schadensverſicherung ihrer juriſtiſchen Natur nach zu kennzeichnen. 
Denn wenn auch die Leiſtung des Erſtverſicherers an ſeinen Ver⸗ 
ſicherungsnehmer eine vertragsmäßige iſt, ſo iſt ſie doch ſtets bedingt 
durch den Eintritt des Verſicherungsfalles, der Verſicherer kann alſo 
mit der Möglichkeit des Nichteintrittes des Verſicherungsfalles rechnen; 
der Eintritt des Verſicherungsfalles bedeutet ſomit für den Verſicherer 
die Vereitelung eines erhofften Gewinnes und eine Minderung ſeines 
Vermögensbeſtandes. Es liegen keinerlei Bedenken dagegen vor, dieſe 
Verminderung ſeines Vermögens als einen Schaden im Sinne des 
Zivilrechts anzuſehen. Schaden im Sinne des bürgerlichen Rechts 
bedeutet ja ſowieſo nichts anderes als die Differenz zwiſchen dem 
jetzigen Stande des Vermögens einer Perſon und dem früheren Stande 
desſelben, die durch die ſchädigende Tatſache verurſacht worden iſt. 
83 iſt ferner aber auch Hecker darin beizuſtimmen, daß Intereſſe 
und Schaden zuſammenfallende Begriffe ſind, und beide ſich in den 
Begriff des Wertes auflöſen (Hecker, Zur rechtlichen Natur des 
Verſicherungs vertrages 24 ff.). Gerade jo wie der Zuſatz recht⸗ 
lich zu dem Worte Intereſſe nicht nur überflüſſig erſcheint, ſondern 
faſt den Eindruck einer contradictio in adiecto macht, ebenſowenig 
kann es einen Schaden im Rechtsſinne geben (Hecker daſelbſt). 
Weniger zutreffend iſt es dagegen meines Erachtens, dieſe Art der 
Rückverſicherung der Haftpflichtverſicherung zuzurechnen. Denn das 
Verſicherungsgeſetz behandelt die Haftpflichtverſicherung in vieler Be⸗ 
ziehung als Rechtsſchutzverſicherung, insbeſondere in den 88 150, 
153, 156 VVG. Dieſes Moment der Rechtsſchutzverſicherung zeigt 
nun aber die totale Rückverſicherung in keiner Beziehung, ſo daß alſo 
auch eine analoge Anwendung dieſer Vorſchriften des Verſicherungs⸗ 
geſetzes ausgeſchloſſen fein würde. 

Es entſteht die Frage, ob dieſer Anſicht, daß die totale Rück⸗ 
versicherung eine reguläre Verſicherung — und zwar Schadensver⸗ 
ſicherung — iſt, die insbeſondere von dem Reichsgericht vertretene 
Meinung von der Geſellſchaftnatur der Rückverſicherung entgegenſteht. 
Wenn nun für die Rückverſicherung überhaupt eine Geſellſchaftsform 
in Betracht kommen ſoll, fo kann dies nur die ſtille Geſellſchaft fein; 
denn die etwaige Vereinigung des Erſtverſicherers und des Rückver⸗ 
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ſicherers tritt nach außen hin — d. h. für Dritte erkennbar — gat 

nicht in Erſcheinung, da ja nach wie vor der Erſtverſicherer alleiniger 

Gegenkontrahent des Verſicherungsnehmers bleibt. Eine ſtille Geſel⸗ 

ſchaft liegt nun begrifflich vor, wenn zwei Perſonen ſich zu dem 

Betriebe eines kaufmänniſchen Gewerbes derartig vereinigen, daß det 

Betrieb nur unter dem Namen des einen Geſellſchafters erfolgt, der 

andere aber ſich bloß mit einer Bermögendeinlage gegen einen Anteil 

am Betriebsergebnis beteiligt; erſterer heißt Geſchäftsin haber ode 

Komplementar, letzterer ſtiller Geſellſchafter (Noſack, Handelstecht 
543). Wendet man dieſen Begriff der ſtillen Geſellſchaft auf das 
Rechtsverhältnis des Erſtverſicherers zu dem Rückverſicherer an, ſo 
ergibt ſich zunächſt zwar, daß das Erfordernis einer Bereinigung 
von zwei Perſonen bei der totalen Rückverſicherung vorliegt; bei der 

Verteilung des Riſikos auf mehrere Verſicherer — Rückverſicherer — 

ergibt ſich aber ſofort ſchon das praktiſch ſehr wenig verwertbar 
Reſultat, daß eine Mehrheit von ſtillen Geſellſchaften als vorliegend 
anzunehmen wäre, nämlich ſo viele ſtille Geſellſchaften, als Rückver⸗ 
ſicherer beteiligt ſind. Abgeſehen hiervon, liegt aber das weitere 
Begriffserfordernis der ſtillen Geſellſchaft, nämlich das einer Ver⸗ 
mögenseinlage gegen Anteil an dem Betriebsergebnis, unzweifelhaft 
bei der totalen Rückverſicherung nicht vor. Denn der Rückverſicheter 
macht überhaupt keine Vermögenseinlage in den Betrieb des Erf 
verſicherers, vielmehr könnte man das weit mehr von dem Erſtver⸗ 
ſicherer behaupten, da dieſer ja dem Rückverſicherer Prämien zu zahlen 
hat. Auch hat der Rückverſicherer gar keinen Anteil an dem Betrieb 
ergebnis des Erſtverſicherers, ſondern es ſteht ihm lediglich der erwähnte 
Anſpruch auf Zahlung der vereinbarten Rückverſicherungsprämie zu. 
Wegen Fehlens der Begriffserforderniſſe einer ſtillen Geſellſchaft muß 
alſo ſchon von vornherein die Anwendung dieſes Begriffes auf das 
Rechtsverhältnis zwiſchen Erſtverſicherer und Rückverſicherer abgelehnt 
werden. Aber auch abgeſehen davon, daß, wie dargetan wurde, die 
Begriffsmerkmale einer ſtillen Geſellſchaft bei der totalen Rückver⸗ 
ſicherung gar nicht vorliegen, kommt ſchließlich noch in Betracht, daß 
die Frage nach der Geſellſchaftnatur der ſtillen Geſellſchaft ſchon an 
ſich eine in der Literatur und Rechtſprechung ſtreitige iſt. Dieſe 
Streitfrage hängt damit zuſammen, daß bei der ſtillen Geſellſchaſt 
überhaupt kein eigentliches Geſellſchafts vermögen vorhanden iſt, da 
ſich der ſtille Geſellſchafter, wie bemerkt, ja lediglich mit einer Ver⸗ 
mogenseinlage in den Geſchäftsbetrieb des anderen beteiligt, und 
dieſe Vermögenseinlage bei der regelmäßigen Bareinzahlung in das 
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Vermögen des Geſchäftsinhabers übergeht; eine Sonderung dieſes 
Vermögensbeſtandes zu einem Geſellſchaftsvermögen findet alfo mit 
anderen Worten überhaupt nicht ſtatt. Da das Handelsgeſetzbuch 
keine geſetzliche Regelung über die ſtille Geſellſchaft gibt, ſo müßten 
alſo die Beſtimmungen des § 705 BGB. für die ſtille Geſellſchaft 
als maßgebend anzuwenden fein. Die Unanwendbarkeit dieſer Be⸗ 
ſtimmungen auf das Verhältnis des Erſtverſicherers zu dem Rückver⸗ 
ſicherer bei der totalen Rückverſicherung ergibt ſich nun aber mit 
ganz beſonderer Deutlichkeit aus der grundlegenden Beſtimmung des 
§ 705 BGB. Dieſer beſtimmt nämlich: Durch den Geſellſchafts⸗ 
vertrag verpflichten ſich die Geſellſchafter gegenſeitig, die Erreichung 
eines gemeinſamen Zweckes in der durch den Vertrag beſtimmten 
Weiſe zu fördern, insbeſondere die vereinbarten Beiträge zu leiſten. 
Die Anwendung dieſer Beſtimmung fest alſo voraus, daß ein ge⸗ 
meinſamer Zweck nach Inhalt des Geſellſchaftsvertrages durch Leiſtung 
von Beiträgen erreicht werden ſoll. Der gemeinſame Zweck und die 
Zahlung von Beiträgen bilden alſo Hauptbeſtandteile des Geſellſchafts⸗ 
vertrages. Beides iſt aber dem Vertrage zwiſchen dem Erſtverſicherer 
— dem Rückverſicherungsnehmer — und dem Rückverſicherer völlig 
fremd. Der Zweck des Geſchäftsbetriebes des Rückverſicherungs⸗ 
nehmers geht auf Gewinn aus ſeinen Verſicherungsverträgen, der 
des Rückverſicherers auf Gewinn aus feinen Rückverſicherungsverträgen, 
die rechtlich in Trennung voneinander ſtehen. Der Zweck iſt ſomit 
ein rein egoiſtiſcher, nicht ein altruiſtiſcher, wie dies bei jeder Geſell⸗ 
ſchaft der Fall iſt. Ebenſowenig findet aber auch eine gegenſeitige 
Vereinbarung zur Leiſtung von Beiträgen zwiſchen Rückverſicherungs⸗ 
nehmer und Rückverſicherer ſtatt. Denn die Prämien, die allenfalls 
hierfür in Betracht kommen könnten, werden von dem Rückver⸗ 
ſicherungsnehmer und dem Rückverſicherer ganz getrennt und unab⸗ 
hängig voneinander eingezogen: Der Rückverſicherungsnehmer zieht 
die mit ſeinem Verſicherungsnehmer vereinbarten Prämien von dieſem 
ein und verwendet dieſelben für ſeinen Geſchäftsbetrieb nach Maß⸗ 
gabe ſeines Statutes, der Rückverſicherer zieht die mit dem Rückver⸗ 
ſicherungsnehmer vereinbarten Prämien von dieſem ein und verwendet 
ſie ebenfalls für ſeinen eigenen Geſchäftsbetrieb. Eine Vereinigung 
der Prämien zu einem Geſellſchaftsvermögen findet ſomit überhaupt 
nicht ſtatt, ſo daß alſo auch aus dieſem Grunde die Geſellſchafts⸗ 
beſtimmung des § 705 BGB., die ja gerade die Verwendung für 
einen gemeinſamen Zweck unter Bildung des Geſellſchafts vermögens, 
verlangt, auf dieſes Rechtsverhältnis der Rückverſicherung gar nicht paßt. 
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Das Reichsgericht begründet feine Auffaſſung von der Geſell⸗ 
ſchaftsnatur der Rückverſicherung in ſeinem Urteil vom 16. November 
1865 (Bd. 20 S. 43), der es auch in ſeiner ſpäteren Judikatur treu 
geblieben iſt (vgl. Bd. 38 S. 208, Bd. 39 S. 199) im weſentlichen 
folgendermaßen: „Beizutreten iſt dem Berufungsrichter in ſeinen Aus⸗ 
führungen in bezug auf die rechtliche Natur der hier in Frage 
ſtehenden Verträge. Dieſe find ſogenannte Quotenexzedenten verträge. 
Die Beklagten waren, abgeſehen von wenigen in § 2 feſtgeſtellten Aus⸗ 
nahmen, an allen von der Klägerin übernommenen Seeverſicherungen, 
inſoweit ſich bei denſelben ein Exzedent über die in der dieſem Ver⸗ 
trage angehefteten Tabelle mit ſchwarzer Tinte verzeichneten Summen 
ergab, bis zur Höhe von 50% mit einer Quote von je einem Sechs⸗ 
teil beteiligt. Eine derartige Beteiligung iſt nicht bloß ein ſozietäts⸗ 
ähnliches Verhältnis, ſondern, da ſie eine auf einem Vertrage be⸗ 
ruhende Bermögendgemeinfchaft begründet, im Sinne des gemeinen 
Rechts als eine wahre Sozietät anzuſehen. Dies iſt von Voigt 
(Deutſches Seeverſicherungsrecht 296), auf den das Berufungsurteil 
Bezug nimmt, in überzeugender Weiſe dargetan. Die Bedenken, die 
Ehrenberg (Rückverſicherung 37f.) gegen dieſe Auffaſſung geltend 
macht, können nicht als gerechtfertigt anerkannt werden. Insbeſondere 
iſt es nicht richtig, daß der gedachten Auffaſſung eine Verwechslung 
des wirtſchaftlichen Zweckes mit der gewollten Rechtsform zugrunde 
liegt. Vielmehr iſt die geſellſchaftliche Beteiligung gerade das, was 
die Parteien beabſichtigen, und wenn ſie hierbei dem Vertrags ver- 
hältniſſe den Namen des Verſicherungsvertrages beilegen, ſo iſt dies 
nach bekannten Rechtsſätzen keine den Richter bindende Norm. Dahin⸗ 
geſtellt mag bleiben, ob auch dann noch eine Sozietät anzunehmen 
iſt, wenn die Rückverſicherung, wie Ehrenberg ſich ausdrückt, mit 
einem anderen Vertragsinhalt geſchloſſen wird, als der Hauptver⸗ 
ſicherungsvertrag, da dieſer Fall hier nicht vorliegt.“ 

Wie erſichtlich, behandelt das Reichsgericht lediglich den Fall einer 
partiellen Rückverſicherung, nämlich den einer Verteilung des Riſikos 
auf mehrere Rückverſicherer ſeitens des Rückverſicherungsnehmers, nicht 
auch den Fall der totalen Rückverſicherung. Bei der partiellen Rück⸗ 
verſicherung dürfte meines Erachtens die Auffaſſung des Reichsgerichts 
zutreffend ſein, nicht hingegen auch bei der totalen Rückverſicherung 
unter Abwälzung des Riſikos auf einen Rückverſicherer nach den oben 
gemachten Ausführungen. Insbeſondere dürfte auch der Wille der 
Vertragsparteien bei dieſer Abwälzung des ganzen Riſikos auf den 
Rückverſicherer auf Abſchluß eines Verſicherungs vertrages im techniſchen 
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Sinne, nicht auf Eingehung eines Geſellſchaftsvertrages gerichtet ſein, 
deſſen Merkmale zudem, wie oben dargelegt worden iſt, gar nicht 
vorliegen. Richtig hingegen iſt die Auffaſſung des Reichsgerichts 
meines Erachtens dahin gehend, daß bei der partiellen Rückverſicherung 
unter Verteilung eines Riſikos auf mehrere Rückverſicherer ein Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorliegt und 
auch von den Kontrahenten gewollt iſt. Hier kann nämlich ange- 
nommen werden, daß die Vorausſetzung des $ 708 BGB. der Ver⸗ 
einigung zur Erreichung eines gemeinſamen Zweckes durch Leiſtung 
vereinbarter Beiträge gegeben iſt. Als gemeinſamer Zweck iſt die 
Deckung der künftigen Verſicherungsfälle, als gegenſeitige Beitrags⸗ 
leiſtung die gegenſeitig vereinbarten Prämien anzuſehen. Da die Ge- 
ſellſchaft auch hier nach außen hin nicht als ſolche auftritt, ſo kenn⸗ 
zeichnet ſie ſich als eine ſtille Geſellſchaft, ſo daß alſo ſo viele ſtille 
Geſellſchaften vorliegen, wie Rückverſicherer beteiligt ſind. Die Anwen⸗ 
dung der Vorſchriften des BGB. über die Geſellſchaft auf das Rechtsver⸗ 
hältnis zwiſchen Erſtverſicherer und Rückverſicherer iſt jedoch keine un⸗ 
eingeſchränkte, ſondern nur eine der Natur der Sache nach entſprechende, 
da eine größere Anzahl von dieſen Beſtimmungen des BGB. auch 
auf die partielle Rückverſicherung nicht paſſen. So iſt z. B. die Be⸗ 
ſtimmung des § 706 BGB., nach welcher die Geſellſchafter im Zweifel 
gleiche Beiträge zu leiſten haben und der Beitrag eines Geſellſchafters 
auch in der Leiſtung von Dienſten beſtehen kann, völlig unanwendbar; 
ebenſo unanwendbar iſt die Beſtimmung des §8 709 BGB., daß die 
Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft den Geſellſchaftern gemein⸗ 
ſchaftlich zuſtehen ſoll und für jedes Geſchäft die Zuſtimmung aller 
Geſellſchafter erforderlich iſt. Vielmehr ſteht die Führung der Geſchäfte 
aus dem Verſicherungsvertrag des Erſtverſicherers mit dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer ausſchließlich dem Erſtverſicherer allein zu, den Rück⸗ 
verſicherern ſtehen derartige Rechte gegen den Verſicherungsnehmer 
nicht zu. Anwendbar hingegen iſt die Beſtimmung des 8 716 BGB. 
über das Kontrollrecht des Geſellſchafters zugunſten des Rückver⸗ 
ſicherers im Falle dieſer partiellen Rückverſicherung. Daraus ergibt 
ſich, daß der Rückverſicherer die Geſchäftsbücher des Erſtverſicherers 
einſehen kann, um ſich über die Regulierung des Schadens, Eintritt 
des Verſicherungsfalles uſw. zu unterrichten; aus dieſer Vorſchrift 
läßt ſich auch das meiſt überdies ſchon vertraglich dem Rückverſicherer 
eingeräumte Recht zur Einſichtnahme in die Originalſchadensakten des 
Erſtverſicherers herleiten. 
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Die Rechtſprechung betreffend das Rechtsmittel der Reviſion 
in Zivilſachen im Jahre 1914—1915. 
Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt am Reichsgericht, Leipzig. 


Vergleiche folgende Abhandlungen: 
Seuffert, Profeſſor, Einlegung des Einſpruchs und der Rechtsmittel 
durch Telegramm. Seuff Bl. 1910 S. 16. 
Scherer, Rechtsanwalt, Die Reviſion in Zivilſachen gemäß der Novelle 
von 1905, namentlich mit Rückſicht auf Bayern. Seuff Bl. 1907S. 186. 
1. Muß eine Rechtsmittelſchrift (z. B. Reviſion, Reviſionsbe⸗ 
gründung) bei Strafe der Nichtigkeit unterſchrieben ſein? (Das Reichs⸗ 
gericht 4. Zivilſenat hat die Frage bejaht.) 
2. Darf der Rechtsanwalt Blanketts für Klage⸗ und Rechts⸗ 
mittelſchriften zurücklaſſen? 
, 3. Iſt es ein Behinderungsgrund für den Rechtsanwalt, das 
Gegenmandat anzunehmen, wenn er die Klages oder Rechts mittel- 
ſchrift in Vertretung eines Kollegen unterſchrieben hat? Seuff Bl. 1910 
S. 65. 


1. Rücknahme von Rechtsmitteln, insbeſondere der 
Reviſion. 

a) Wie iſt zu verfahren, wenn das Rechtsmittel vor Zuſtellung 
des Urteils oder vor einer formgerechten Zuſtellung eingelegt iſt? In 
einem ſolchen Falle darf man die Reviſion nicht zurücknehmen, ſondern 
muß die Reviſion nach der Zuſtellung des Urteils bzw. nach der 
verbeſſerten Zuſtellung des Urteils wiederholen. Nimmt man näm⸗ 
ich die Reviſion zurück, fo kann der Gegner den Reviſionskläger des 
[Rechtsmittels verluſtig erklären laſſen, und dann ſteht der neuen Re⸗ 
viſion die Einrede der Rechtskraft entgegen. — Am 4. Zivilſenat des 
Reichsgerichts ſind öfter ſolche Fälle vorgekommen, namentlich zu der 
Zeit, als die Frage, wann das Urteil in Eheſcheidungsſachen von 
Amts wegen zuzuſtellen iſt, noch nicht vollſtändig ausgetragen war. 
Der 4. Zivilſenat hat in ſolchen Fällen, in welchen zwei Reviſionen 
gegen dasſelbe Urteil, welches einmal von Amts wegen und einmal 
von Partei wegen zugeſtellt war, eingelegt, die beiden Reviſionen 
einfach zuſammen verhandelt. Streng genommen, mußte eine Reviſion 
als unzuläſſig verworfen werden. Die Rechtsanwälte am Reichs⸗ 
gericht haben nur eine Prozeßgebühr berechnet, während tatſächlich 
zwei verfallen find. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß das Geſagte auch 
für die Berufungsinſtanz gilt, wo der gleiche Fall eintreten kann. 
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b) Dem Reviſionskläger war das Armenrecht bewilligt für den 
Anſpruch 1, verſagt wegen Ausſichtsloſigkeit für den Anſpruch 2. 
Hierauf wird infolge eines offenbaren Schreibfehlers die Reviſion für 
den Anſpruch 1 zurückgenommen. Gegen dieſe Rücknahme gibt es 
kein Rettungsmittel RG. 7. Jan. 1913 VII 317/12. Anders iſt 
dagegen entſchieden bei einem Brief, durch welchen ein Rechtsanwalt 
ohne Vorbehalt des Schadenerſatzes aus § 326 einen Vertrag annul⸗ 
lierte und der Gegner dieſen Vorſchlag annahm. Trotzdem wurde 
Schadenerſatz gewährt, weil der Rechtsanwalt hierauf nicht ver⸗ 
zichten wollte. RG. 28. Jan. 1916 II 396/15. 

c) Nimmt der Reviſionskläger das Rechtsmittel zurück, fo hat 
der Reviſionsbeklagte das Recht, ihn des Rechtsmittels verluſtig zu 
erklären; der Reviſionskläger muß die Koſten bezahlen. Hat ſich der 
Reviſionsbeklagte erſt nach Rücknahme der Reviſion den Rechts⸗ 
anwalt beim Reichsgericht beſtellt, ſo dürfte deſſen Prozeßgebühr nur 
5/0 betragen. Die Verhandlungsgebühr wird dann 5/10 von ¼1ůo be⸗ 
rechnet, da der Reviſionskläger nicht erſcheint. 

2. Iſt auf die ſchriftliche Reviſionsbegründung eine 

ſchriftliche Erwiderung angezeigt? 

Im franzöſiſchen Prozeßverfahren geſchieht dies: aber dort iſt zu 
beachten, daß die Gebühren der Rechtsanwälte nach der Anzahl der 
Seiten der zugeſtellten Schriftſätze berechnet werden. — Im preußiſchen 
Obertribunal war es Sitte, keine ſchriftliche Erwiderung zuzuſtellen. 
Das angegriffene Urteil gilt als Widerlegung. Ebenſo ſtellt die Staats⸗ 
anwaltſchaft in Strafſachen in der Regel keine ſchriftliche Erwiderung 
auf die ſchriftliche Erwiderung auf die Reviſion des Angeklagten zu, 
ſondern begnügt ſich mit dem Vermerk: „Auf eine Gegenerklärung wird 
verzichtet.“ Auch am Reichsgericht hat ſeit 1879 die Regel beſtanden, 
keine ſchriftliche Erwiderung zuzuſtellen. Das Verfahren, welches die 
Staatsanwaltſchaft in Strafſachen einhält, trifft auch für die Reviſion 
in Zivilſachen zu. In der Regel iſt keine Erwiderung zuzuſtellen, viel⸗ 
mehr dient das Urteil des Oberlandesgerichts als Widerlegung. Der 
Gegner muß gewiſſermaßen dasſelbe einrennen. Dies iſt ſelbſtredend 
ſehr ſchwierig, weshalb ein ſehr großer Prozentſatz der Reviſionen 
verworfen wird. Im Gegenteil, es iſt ſogar gefährlich, eine Er⸗ 
widerung zuzuſtellen. In derſelben kann man höchſtens die wunden 
Punkte des Urteils noch beſonders beleuchten; hierdurch wird aber 
die Gefahr der Aufhebung nicht nur nicht verringert, ſondern ver⸗ 
größert. Dem Verfaſſer hat Anfangs der 90 Jahre ein ſehr ge⸗ 
wandter Rechtsanwalt des Oberlandesgerichts Cöln Dr. 5 geſagt: 

Blätter für Rechtspflege LXIII. N. F. XLIII. 


— 130 — 


Als Reviſionsbeklagter geht man über dunkle und bedenkliche Stellen 
des Urteils einfach hinweg. Ich teile zwar dieſe Auffaſſung nicht; 
vielmehr muß der Reviſionsbeklagte die wunden Punkte des Urteils 
dann aufklären, wenn er aus den Akten die Unhaltbarkeit des Angriffs 
nachweiſen kann, weil die Gründe des Oberlandesgerichts inkorrekt 
gefaßt, aber anders zu verſtehen ſeien. Ferner wenn er ein die Frage 
entſcheidendes Urteil des Reichsgerichts oder eine günſtige Abhandlung 
zur Seite hat. Auch prozeſſuale Angriffe ſind klarzuſtellen. Endlich 
kann darauf hingewieſen werden, daß im Falle einer Aufhebung eine 
weitere Verhandlung nötig iſt. — Aber als Regel iſt feſtzuhalten, 
ſchriftlich nichts zu erwidern und die Erwiderung in der mündlichen 
Verhandlung vorzubehalten. Dieſe mündliche Erwiderung iſt um ſo 
wirkſamer, wenn ein kurzer klarer und praktiſcher Geſichtspunkt hervor⸗ 
gehoben wird, welcher an ſich das Urteil zu ſtützen geeignet iſt. 

3. Form der Begründung. 

Sind in der Begründung nur prozeſſuale Rügen erhoben, ſo 
kann das Reichsgericht in Zivilſachen nicht wegen materieller Rechts⸗ 
verletzung aufheben nach einer Entſcheidung des 7. Zivilſenats; wohl 
aber in Strafſachen. Es empfiehlt ſich daher, jede Reviſionsbegründung 
einzuleiten, wie folgt: „Das Urteil wird ſeinem ganzen Umfang nach 
angegriffen und Verletzung des materiellen Rechts gerügt.“ Nach der 
Praxis brauchen die verletzten Geſetzesſtellen nicht angegeben zu ſein. 

4. Beiſpiele in alphabetiſcher Ordnung. 

(Aufrechnung). Abweiſung der Klage auf Grund hilfsweiſer Auf⸗ 
rechnung iſt zwar an ſich unzuläſſig, muß aber als prozeſſualer Mangel 
gerügt ſein. RG. 8. Febr. 1915 V 402/14, Gruchots Beitr. 1915, 921. 

(Begründungsform). Eine Reviſionsbegründung, welche bezüg⸗ 
lich der Rechtsverletzungen auf einen (Schriftſatz des Oberlandes⸗ 
gerichts) Bezug nimmt, iſt von einem Senat für wirkungslos erklärt, 
von einem anderen Senat nach Lage der Sache genügend erachtet. 

Mangel von (Entſcheidungsgründen), 8 551 Nr. 7 ZPO., liegt 
höchſtens vor, wenn ein ganzer Rechtsbehelf mit Stillſchweigen über⸗ 
gangen iſt. — Bei mangelhafter Würdigung des Parteivorbringens 
iſt 8 286 ZPO. verletzt. Zuſprechung von Schadenspoſten in Bauſch 
und Bogen ohne Begründung der einzelnen Poſten iſt zuläſſig. 
RG. 12. Jan. 1916 III 317/14, RGZ. 86, 114. 


(Gewerkſchaftsſtatut). Auslegung nachgeprüft. RG. 27. Febr. 


1915 V 404/14, RGZ. 86, 283. 


(Kauſalzuſammenhang.) Verneint, aber aufgehoben a/ III 328/15 


i. S. Balk — Ausgleiten auf einer Treppe — und V 366/15 i. S. 
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To ſt — Bergſchaden —, obſchon Urteil auf zwei Gutachten fi ſtützt. 
Der Gutachter hatte eine falſche Anſicht über Kauſalzuſammenhang. 

(Kriegsdienſt). Ausſetzung des Verfahrens wird in der Regel 
abgelehnt wegen der Bekanntmachung vom 14. Jan. 1915 RGBl. 


S. 17, weil offenbar unbillig. RG. II 153/15. 


b 


Ein Rechtsanwalt hat freiwillig (Kriegsdienſt) genommen und 
ſich amtlich einen Aſſeſſor als Vertreter beſtellen laſſen. Dieſer letztere 


hat eine Friſt verſäumt, Wiedereinſetzung wurde nicht bewilligt, 


obſchon der Rechtsanwalt nach § 278 BGB. vielleicht für den 
Schaden perſönlich haften muß. Die Frage, ob der Rechtsanwalt 
für den (amtlich beſtellten Vertreter) haftet, wird nach dem Krieg 
vorausſichtlich zur Entſcheidung kommen, denn ähnliche Fälle wie 


der obige ſind häufiger vorgekommen. — Aufhebung bei Zuſtellung 


; im Bureau des einberufenen Rechtsanwalts, nicht bei ſeinem amt⸗ 


lichen Vertreter. RG. VII 358/15. 

(Landesrecht). Wer iſt ſtädtiſcher Beamter in der heſſ. Stadt 
Offenbach? Aufhebung bei widerſpruchsvoller Begründung. RG. III 
194/13. Schlußurteil III 437/15. 

Einwand der mangelnden (Parteifähigkeit) in der Reviſions⸗ 
inſtanz zuläſſig. RG. 26. Nov. 1914 VI 234/14, RGZ. 86, 64. 

(Prozeßhandlung). Freie Nachprüfung ihrer Auslegung. Die 


Klage war nur auf das Haftpflichtgeſetz geſtützt; trotzdem umfaßt fie 


entgegen dem Oberlandesgericht nicht nur die geſetzliche Haftung. 


NG. 29. April 1915, VI 668/14 RGZ. 86, 380. 


OLG. nimmt hiſtoriſche Anführung in der Klage an, deshalb 


Klageänderung. Aufgehoben. RG. IV 207/15 i. S. Lapp. 


(Telegramm). Einlegung der Reviſion mittels Telegrammes 


unzuläſſig; IV 3S. Vgl. aber hierzu Scherer, SeuffBl. 1907 


S. 186, u. 1910 S. 16. (Abh. des Profeſſors v. Seuffert.) 
(Verſchulden). §S 254 BGB. Mitwirkendes Verſchulden. Ab⸗ 
wägung nachgeprüft, aber beſtätigt. RG. 10. Juni 1915 I 276/15, 
RGzZ. 86, 436. 
Der Rechtsanwalt ſteht auch bezüglich der Reviſionsangriffe 


t unter dem (§ 102 ZPO). RG. VI 356/15. 


5. Veränderungen der Rechtsanwaltſchaft. 
Gefallen iſt als Führer einer Munitionskolonne bei Rheims 


Herr Dr. Simeon; geſtorben Juſtizrat Dr. Schall; zugelaſſen 
Regely, Kaiſer⸗Wilhelmſtr. 44, Tel.: 31958. 
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Schädigungen des Haftpflichtigen durch einſtweilige 
Verfügungen. 
Von Dr. Paul Engliſch in Berlin. 


Bei Erhebung einer Schadenerſatzklage gegen einen Haftpflichtigen 
ſteht es dem Anſprucherhebenden frei, ſofern er ſeine Bedürftigkeit 
nachweiſt, was nicht mit allzu großen Schwierigkeiten verknüpft iſt, 
durch Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung ſich den Genuß 
einer fortlaufenden Rente noch vor Fällung des Urteils zu verſchaffen. 
(§ 940 ZPO.). Zuſtändig für den Erlaß der einſtweiligen Verfügung 
iſt das Gericht der Hauptſache (88 937 I, 943 I ZPO.). Nun 
kann aber, wenn der Anſpruch nach Grund und Betrag ſtreitig iſt, 
das Gericht über den Grund des Anſpruchs vorweg entſcheiden, und 
dieſes Zwiſchenurteil iſt betreffs der Rechtsmittel als Endurteil anzu⸗ 
ſehen (§ 304 ZPO.). Legt nun der Beklagte gegen das den Anſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärende Urteil Berufung ein, fo 
ſchwebt der Prozeß in erſter Inſtanz hinſichtlich der Höhe, in zweiter 
hinſichlich dem Grunde nach. Für den Erlaß der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung iſt aber nach einer Entſcheidung des Reichsgerichts vom 
21. Auguſt 1899 (JW. 1899 S. 677 Nr. 11) das Gericht erſter 
Inſtanz maßgebend. (Vgl. auch Recht 1907 Nr. 2620 und Soergeld 
Rechtſprechung, 1911 S. 943 Ziff. 2) Denn Gericht der Hauptſache 
iſt nach dieſem Erkenntnis dasjenige Gericht, das zur Entſcheidung 


über den Anſpruch berufen iſt, welcher unmittelbar durch die e. V. 


geſichert werden ſoll (RG. 45, 346 u. JW. 1899 S. 768), und 
dieſer Anſpruch geht in beiden Fällen, abgeſehen von dem Begehren 
des Erſatzes für gehabte Aufwendungen, auf Rente. Man muß ge⸗ 
ſtehen, daß das Reichsgericht zu dieſer Anerkennung der Zuftändigfeit 
ziemlich willkürlich gelangt. Weder aus dem Geſetz noch aus allge⸗ 
meinen Rechtsgrundſätzen läßt ſich deſſen Standpunkt zweifelsftei 
rechtfertigen. Da das über den Grund des Anſpruchs angerufene 
Berufungsgericht de facto in zweiter Inſtanz ganz ſelbſtändig ent⸗ 
ſcheidet, wäre es logiſch geweſen, ihm auch die Entſcheidung über die 
von dem Grund des Anſpruchs völlig abhängige und davon nicht 
zu trennende e. V. anzuvertrauen. 

Zu welchen unliebſamen Konſequenzen das reichsgerichtliche Urteil 
führt, dafür liefert die Praxis lehrreiche Beiſpiele. Falls auch das 
Gericht zweiter Inſtanz den Anſprüchen des Klägers ſtattgibt, bietet 
das Erkenntnis des oberſten Gerichts allerdings keine Beſonderheiten. 
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Sofern es aber zur Abweiſung der Klage kommt, oder ſofern die dem 
Kläger auf Grund des Endurteils zugeſprochene Rente geringer iſt, 
als der durch die e. V. zuerkannte zahlbare Betrag, werden meiſt der 
Haftpflichtige bzw. die hinter dieſem ſtehende Verſicherungsgeſellſchaft 
die Leidtragenden ſein. Denn die gezahlten Renten ſind natürlich 
regelmäßig reſtlos verbraucht und an eine freiwillige Rückerſtattung 
zuviel erhaltener Beträge wird wohl ſelten ein Kläger denken. Eine 
Aufrechnung gemäß § 387 BGB. wäre an ſich denkbar, da auf 
beiden Seiten gleichartige Forderungen vorhanden find (vgl. JW. 1910 
S. 147 u. 389). Doch ſteht einer derartigen Aufrechnung die 


Ausnahmevorſchrift des $ 394 BGB. entgegen, der die Aufrechnung 
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mit einer der Pfändung nicht unterworfenen Forderung verbietet. Dazu 
gehören gemäß § 850 Abi. 1 Ziff. 3 ZPO. die nach §S 843 BGB. 
wegen Verletzung des Körpers oder der Geſundheit zu entrichtende 
Geldrente, ſoweit der jährlich zahlbare Betrag M. 1500, — nicht 
überſteigt, und die nach 8 844 BGB. an die Hinterbliebenen zu 
zahlende Rente. Eine Aufrechnung iſt deshalb nur ſtatthaft, wenn 
außer der Rente ein Schmerzensgeld oder eine Summe als Erſatz 
für bare Auslagen zuerkannt wird, oder aber nur a der 
M. 1500, — überſteigenden Rentenſumme. 

Will der zahlende Gegner in den anderen Fällen wieder in den 
Beſitz der zu Unrecht bzw. zuviel gezahlten Beträge gelangen, ſo 
ſteht ihm nur ein Weg offen: 

Er erhebt gemäß § 767 BGB. die Zwangsvollſtreckungsgegen⸗ 
klage bei dem Prozeßgericht erſter Inſtanz (RG. 44, 364 und Recht 
1907 Nr. 1720). Das Verfahren iſt indes langwierig, umſtändlich 
und mit neuen Koſten verknüpft, welche nicht immer von dem Gegner 
beizutreiben ſein werden. Schließlich ſteht es noch dahin, ob die 
Koſten im Falle des Gelingens auch dem beklagten Gegner zur Laſt 
fallen, da er doch nur die ihm vom Gericht zugeſprochene Rente 
aufgebracht, alſo ein Recht ausgeübt hat. 

Vorteilhafter iſt es für den Beklagten zweifellos, wenn er das 
Urteil nicht uneingeſchränkt gegen ſich ergehen läßt. Dies läßt ſich 
in der Weiſe bewerkſtelligen, daß der Beklagte mit ſeinem Hauptan⸗ 
trag auf Abweiſung bzw. Abänderung der Klage zugleich den Antrag 
verbindet, daß ihm im Falle ſeines Sieges die auf Grund der e. V. 
gezahlten Renten zurückerſtattet werden, welchem Urteil dann die Voll⸗ 


„ ſtreckbarkeit beigelegt werden könnte, oder daß er im Falle des Unter⸗ 


liegend nur zur Leiſtung Zug um Zug gegen Rückerſtattung der 


1 bereits gezahlten Beträge (oder Anrechnung, was wirtſchaftlich auf 
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das gleiche hinausläuft) verurteilt würde. In dem Augenblick, in 
dem durch das Urteil der Berufungsinſtanz die Rente ermäßigt wird, 
entſteht der Rückforderungsanſpruch und die durch das gerichtliche 
Urteil feſtgelegte Verpflichtung des Beklagten, nur Zug um Zug gegen 
Rückerſtattung der zuviel gezahlten Renten zu leiſten. (Vgl. RG. in 
Recht 1911 Nr. 3160, OL GRſpr. 16, 348). Im Erfolg geſtaltet 
ſich obiges Zurückbehaltungsrecht von ſelbſt zur Aufrechnung (Recht 
1907 Nr. 3458; 1909 Nr. 1456). 

Dieſer mühelos gangbare Weg erſpart dem Beklagten die Auf⸗ 
regungen und Koſten eines neuen Prozeſſes und bietet ihm die beſte 
Gelegenheit, wieder in den Beſitz ſeines ſonſt meiſt & fonds an 
gezahlten Geldes zu gelangen. 


Iſt ein Teilurteil als Vorbehaltsurteil zuläſſig ? 
Von Referendar Dr. Walter Senf, Haynau i. Schleſ. 


Dieſe Frage wird von Stein, Bem. II, 4 zu § 301 und 
Skonietzki und Gelpke, Bem. 9e zu $ 301 mit der b. M. bejaht. 
Meines Erachtens zu Unrecht. 

A flagt auf Bezahlung des Mietzinſes. B ftellt drei Schadens⸗ 
erſatzforderungen zur Aufrechnung: 1) wegen Entziehung einer mit⸗ 
gemieteten Kammer, 2) wegen Mitbenutzung des Hofes durch den 
Kläger, 3) wegen erfolgten Abhaltens von Zimmermietern. 

Der erſte Richter ordnet über 1) Beweis au und erläßt über 2) und 3) 
ein Teil⸗Vorbehaltsurteil: der Beklagte ſoll die Klageforderung ab⸗ 
züglich des 1. Gegenanſpruchs bezahlen, die Entſcheidung über die 
Aufrechnung der von B geltend gemachten 3. Forderung, die als auf 
unerlaubter Handlung beruhend mit dem Klageanſpruch nicht in recht⸗ 
lichem Zuſammenhange ſteht, wird vorbehalten. 

Es ſoll dahingeſtellt bleiben, ob Teil⸗ und Vorbehaltsurteil (85 301 
u. 302 ZPO.) etwa einander ausſchließende Unterarten des Endurteils 
darſtellen: die Beantwortung dieſer Frage hängt von der anderen ab, 
welcher Natur dieſe Urteile ſind. Die Unzuläſſigkeit einer Verbindung 
von Teil⸗ und Vorbehaltsurteil folgt bereits aus der Sachlage. 

Solange außer dem vorbehaltenen Anſpruch noch ein anderer 
unentſchieden gelaſſen wird, iſt es auch fraglich, ob der Kläger über⸗ 
haupt noch etwas zu fordern hat. Zudem muß ja immer mit der 
Erweiterung des in das Teilurteil nicht miteinbezogenen Gegenan⸗ 
ſpruchs gerechnet werden. Eine ſolche Erhöhung würde dann dem 
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ergangenen Urteil natürlich entgegenſtehen. So, wenn im vorliegenden 
Falle weiterhin der 1. Betrag nicht nur einmal, ſondern für jeden 
Monat gefordert wird und die Geſamtſumme allein ſchon den Klage⸗ 
anſpruch überſteigt. Der erſte Richter könnte ſein Urteil dann nicht 
abändern, wie es ihm hinſichtlich der vorbehaltenen Aufrechnung des 
3. Betrages geſtattet iſt. 

Ausſchlaggebend aber iſt meines Erachtens folgendes: Bei Zu⸗ 
laſſung eines Teil⸗Vorbehaltsurteils müßte über dieſelben Fragen 
meiſt in zwei Inſtanzen Beweis erhoben werden. B wird es ſich 
nicht gefallen laſſen wollen, daß er vom erſten Richter trotz ſeiner an⸗ 
geblich höheren Gegenforderung verurteilt worden iſt. Das Berufungs⸗ 
gericht hat zwar die Zweckmäßigkeit des Teilurteils nicht zu prüfen 
und muß ſich darauf beſchränken, feine Zuläſſigkeit gemäß § 301 ZPO. 
feſtzuſtellen. Rollt es aber die Frage auf, ob der Anſpruch zu 1 
beſteht, dann wird den Parteien inſoweit eine Inſtanz genommen! 

Möglicherweiſe tritt die Entſcheidung überhaupt einer in erſter 
Inſtanz inzwiſchen über den Reſt ergangenen entgegen. Denn un⸗ 
geachtet des Vorbehaltsurteils geht ja der Rechtsſtreit in der erſten In⸗ 
ſtanz weiter ($ 302 IV, 1; hinſichtlich ZPO. § 303 f. vgl. RG. 87, 
237 f.). Warum ſollte eine Ausnahme beſtehen, wenn das Vorbehalts⸗ 
in Verbindung mit einem Teilurteil erging. Daß aber das Teilurteil 
zweiter Inſtanz nicht von dem erſten Richter aufgehoben werden kann, 
dürfte keinem Zweifel unterliegen. (Vgl. Schleyer, Eine Lücke im 
§ 538 3PO., DIz. 14, 372f.). 

Demnach iſt im Falle des Vorbehaltsurteils über die konnexen 
Gegenanſprüche einheitlich zu entſcheiden. Sie müſſen auf Grund der 
mündlichen Verhandlung in vollem Umfange zur Entſcheidung reif ſein. 
Erſt dann iſt auch die Klageforderung ſelbſt ſpruchreif, und erſt dann 
kann das Urteil dem Beklagten unter der auflöſenden Bedingung, daß 
ihm die einem anderen rechtlichen Verhältnis entſprungenen Gegenforde⸗ 
rungen nicht zukommen, die Bezahlung der Hauptforderung auferlegen. 


Ueber die Anerkennung der Vaterſchaft nach § 1718 868. 
Von Referendar Dr. Walter Senf, Haynau i. Schleſ. 


Mit der Bezugnahme auf die Entſcheidung des RG. 58, 348 ff. 
wird vielfach Mißbrauch getrieben. Die Frage, ob ein dem § 1718 
BGB. entſprechendes Anerkenntnis der Vaterſchaft von dem, der es 
abgegeben hat, angefochten werden kann, will das Reichsgericht nicht 
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ſchlechthin verneinen. Vielmehr wird zugegeben, daß eine ſolche An⸗ 
fechtung möglich iſt (S. 350). Sie bewirkt aber dann mit der 
abſoluten Nichtigkeit des Anerkennungsgeſchäfts ($ 142 BGB.) zur 
gleich, daß der in der Anerkennung liegende Verzicht auf die Einrede 
der mehreren Beihälter (§ 1717) wieder beſeitigt wird. 

Allerdings wird der Tatbeſtand meiſt ähnlich ſein wie in dem 
der angeführten Entſcheidung zugrunde liegenden Falle. Eine argliſtige 
Täuſchung durch die Mutter braucht den Anerkennenden nicht dazu 
beſtimmt zu haben, ſeine Vaterſchaft in einer öffentlichen Urkunde zu 
beſtätigen. Auch dann nicht unbedingt, wenn ihm die Mutter die 
wahrheitswidrige Verſicherung gegeben hat, ihr habe innerhalb der 
Empfängniszeit kein anderer beigewohnt (S. 354 a. a. O.). Die Mutter 
kann täuſchen wie jeder Dritte, und nur unter den Vorausſetzungen 
der SS 123 und 119 BGB. beſteht ein Anfechtungsrecht. 

Richtig mag es fein, daß das Anerkenntnis nach §S 1718 Wirkſam⸗ 
keit erlangt, ohne daß Kind und Vormund davon erfahren zu haben 
brauchen. Ob es ſich aber bei der Anerkennung, von der doch zum 
mindeſten die zuſtändige Behörde Kenntnis erhalten muß, um eine nicht 
empfangsbedürftige Erklärung handelt, das bleibe dahingeſtellt. Die 
Anfechtung aus Abſ. 2 § 123 hat praktiſch auch wenig Bedeutung. 

Die Anfechtung aus § 123 Abſ. 1 iſt zugelaſſen, wenn der An⸗ 
erkennende durch ein auf Täuſchung berechnetes Verhalten oder eine 
mit unberechtigtem Mittel und Zweck vorgenommene Drohung zu 
ſeiner Erklärung beſtimmt worden iſt, auch dann, wenn er nicht 
von feiner Erklärung, ſondern nur von feinem Beweggrund eine irr⸗ 
tümliche Vorſtellung hatte. Die Möglichkeit, das Vaterſchaftsaner⸗ 
kenntnis aus $ 119 BGB. anzufechten, iſt begrenzt durch das tat⸗ 
ſächliche Vorliegen eines für die Anerkennung kauſalen und ſubjektiv 
erheblichen Irrtums über den Inhalt oder über die Bedeutung und 
Tragweite der Erklärung. Die Grenzen gegen die außerhalb der 
Erklärung liegenden Dinge werden aber ſtets ſtreitig und nur für 
jeden einzelnen Fall zu ziehen ſein. Der Irrtum des Anerkennenden 
darüber, daß er trotz der Anerkennung in öffentlicher Urkunde gar 
nicht der Vater des Kindes zu werden braucht oder daß er ſich auf 
einen geſchlechtlichen Verkehr der Mutter mit einem anderen innerhalb 
der geſetzlichen Empfängniszeit nicht mehr berufen kann, ſcheint mir 
jedoch bei der Anfechtung des Einredeverzichts durchzugreifen. 

Schließlich iſt von Bedeutung, daß auch dann, wenn das Gericht 
die Tatſache, daß der Mutter noch andere Männer beigewohnt haben, 
für belanglos hält, der Anerkennende einen Gegenanſpruch haben kann. 
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In dem ähnlichen Falle, wo der Anerkennende der Mutter in der 
Empfängniszeit nicht beigewohnt oder die Entſtehung des Kindes aus 
dieſer Beiwohnung offenbar unmöglich iſt, hat das Reichsgericht zwar 
keine Anfechtung wegen Irrtums, aber die Rückforderung des Aner⸗ 
kenntniſſes nach §8 812 ff. BGB. zugelaſſen (RGR. Komm. § 1717 
Anm. 1). Soweit ein ſolcher Anſpruch nicht dem § 814 widerſpricht, 
würde er doch tatſächlich denſelben Standpunkt herbeiführen, wie wenn 
der § 1718 für derartige Fälle nicht exiſtierte. Das entſpricht wohl 
auch dem allgemeinen Empfinden. 

Nicht unerwähnt bleiben ſoll der Schadenerſatzanſpruch deſſen, 
der ſich öffentlich zur Vaterſchaft bekannt, gegen die Mutter, die ihn 
argliſtig getäuſcht hat (88 823 ff., insbeſ. 826, 852 BGB.). 


Entſcheidungen. 


Aus der Nechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


8. Als „Geſchäftsnummer“ bei der Zuſtellung von 
Amts wegen (ZPO. 58 211, 212) genügt nicht das 
bloße Aktenzeichen; erforderlich iſt eine Nummer, 
die ein beſtimmtes einzelnes Schriftſtück im Akten- 
bande ziffermäßig nachweiſt (Ordnungsnummer 
oder Blattzahl oder Zuſtellungsregiſternumme i). 
Bei einer Entſcheidung, ob eine Rechtsmittelfriſt verſäumt ſei, 
war zu prüfen, ob die angefochtene Entſcheidung gültig zugeſtellt und 
dadurch die Friſt überhaupt in Lauf geſetzt worden war. In der 
Poſtzuſtellungsurkunde, die dieſe Zuſtellung nachweiſen ſollte, beſtätigte 
der Poſtbote, daß der Brief die Geſchäftsnummer „O 88/15“ getragen 
habe. Das war das gemeinſame Aktenzeichen einer Reihe von 
Schriftſtücken desſelben Aktenbandes. Das Oberlandesgericht hat die 
Zuſtellung als ungültig angeſehn, weil die Vorſchrift des $ 211 ZPO. 
nicht befolgt iſt. 

„Denn nach der als Bl. 43 eingehefteten Urkunde des Poſtboten 
trug der Briefumſchlag als Geſchäftsnummer nur das gemeinſame 
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Aktenzeichen für alle Schriftſtücke des Verfahrens ohne einen auf 
ein einzelnes beſtimmtes Schriftſtück des Aktenhefts hinweiſen⸗ 
den Zuſatz. Ein ſolches auf mehrere Schriftſtücke paſſendes Akten⸗ 
zeichen kann nicht als die „Geſchäftsnummer“ gelten, die die §8 211, 
212, 195 Abſ. 2 ZPO. ($ 37 StPO.) ihrem Zwecke nach als Teil 
der Zuſtellungsförmlichkeiten vorſchreiben. Dieſe Geſchäftsnummer 
auf dem Briefumſchlage, ihre Wiedergabe in der Zuſtellungsurkunde 
und ihr Vermerk in den Akten (§ 211 Abſ. 2) ſoll den glatten 
Nachweis der Identität des einzelnen Schriftſtücks ergeben, das 
Gegenſtand der Zuſtellung geweſen iſt und deſſen beglaubigte Abe 
ſchrift den Inhalt des bei der Zuſtellung übergebenen Umſchlags ger 
bildet hat (RGSt. 37, 158 Zeile 5— 7; ebenſo preuß. JuſtMin V. 
v. 18. Mai 1900, JM Bl. 422: durch die Anwendung des zuſatz⸗ 
loſen Aktenzeichens wird die Feſtſtellung der Identität und ſomit 
der Zweck der 88 211, 212 ZPO. vereitelt). Sie ſoll auf einen be⸗ 
ſtimmten, durch die gleiche Nummer gekennzeichneten Aktenvermerk 
unzweifelhaft hinweiſen, aus dem wiederum das zugeſtellte beſtimmte 
Schriftſtück zu erſehen iſt (entſprechend 8 194). Sie ſoll durch 
ziffermäßige Beſtimmtheit bloße Wahrſcheinlichkeitserwägungen 
erſparen, die erſt mit Hilfe anderer Umſtände (Zeit, Adreſſat) !) 
zu dem mehr oder weniger unſicheren Schluſſe auf dieſes oder jenes 
Schriftſtück gelangen laſſen ), Unterſuchungen, wie fie notwendig 
wären, wenn mehrere Schriftſtücke mit dem bloßen Aktenzeichen und 
mehrere Zuſtellungsurkunden mit dem gleichen zuſatzloſen Aktenzeichen 
vorhanden find (z. B. alle O 88/15). Hätte die ZPO. nicht wie 
beim Gerichtsvollzieher (88 194, 195 Abſ. 2) eine individuelle Unter⸗ 
ſcheidungsnummer gerade des zuzuſtellenden Schriftſtücks, ſondern nur 
das allgemeine auf dem Aktendeckel ſtehende Aktenzeichen gemeint, 
wie ſolche ja bei Schaffung des § 211 in ganz Deutſchland gebräuch⸗ 
lich waren, ſo hätte ſie ſicherlich nicht deren dann wertloſen jedes⸗ 
maligen Vermerk in den Akten vorgeſchrieben ($ 211 Abſ. 2). Daraus 
ergibt ſich vielmehr, daß fie eine Unterſcheid ung s nummer ver⸗ 
langt, die das zugeſtellte Schriftſtück im Aktenheft oder Aktenbündel 
hervorhebt und beſtimmt kennzeichnet. Dieſes Erfordernis iſt — 
ohne Einzeleintragung der Schriftſtücke in ein Tagebuch oder in ein 


1) Die Stelle, an der der Aktenhefter die Poſturkunde nachträglich in 
die Akten einfügte, kann natürlich gar nichts beweiſen; ſie muß durch ihren 
Inhalt beweiſen, namentlich auch wenn ſie nicht in die Akten, ſondern in 
ein Zuſtellungsheft genommen iſt. 

2) Das ſoll ja gerade der weſentliche Vorzug der „Zuſtellung“ vor 
dem Rückſchein über einen Einſchreibebrief ſein. 
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beſonderes Zuſtellungsregiſter — erfüllt, wo (wie in Preußen, Heſſen, 
Mecklenburg, Anhalt, Meiningen, Altenburg, Rudolſtadt, Reuß; auch 
Oeſterreich) alle einzelnen Schriftſtücke auch ſchon ohne die Zuſtellung 
oder (wie in Sachſen) wenigſtens die zuzuſtellenden Schriftſtücke fort⸗ 
laufende Schriftſtücksnummern (Ordnungs nummern) als Zuſatz 
zu dem gemeinſamen Aktenzeichen erhalten oder (wie — ſehr zweck⸗ 
mäßig und einfach — in Braunſchweig) durch Hinzufügung der 
Blattzahl oder wohl auch (wie in Gotha) des Abſendungstags 
eine unterſcheidende Einzelnummer gebildet wird. In den Staaten 
aber, nach deren Geſchäftseinrichtungen es an einer derartigen Einzel⸗ 
kennzeichnung innerhalb der Akten fehlt, muß ſie (wie beim Gerichts⸗ 
vollzieher) durch ein befondered Zuſtellungsregiſter berbeige- 
führt werden, deſſen Nummer auf den Briefumſchlag geſetzt wird 
und demgemäß als Beſtandteil der Abſchrift dieſes Umſchlags in der 
Zuſtellungsurkunde wiederkehrt und ſo mit Hilfe des Vermerks der⸗ 
ſelben Nummer in den Akten ($ 211 Abſ. 2) den Nachweis des 
einzelnen beſtimmten Schriftſtücks erbringt. So iſt es z. B. in Bayern 
und auch im Großherzogtum Sachſen durch Miniſterialverordnung 
vom 30. November 1900 (Reg Bl. S. 567) geordnet), über deren 


3) Nur da iſt das Aushilfsmittel der Zuſtellungsregiſternummer ent⸗ 
behrlich und wird 1 folgerichtig auch von der weimariſchen Verordnung 
nicht gefordert (8 9), wo ſchon Tagebuchnummern oder Nummern eines 
(wie vor 1906 in Preußen) tagebuchartig (mit jedesmaliger Neueintragung 
aller Eingänge in derſelben Sache) geführten Eingangsregiſters für jedes 
einzelne Schriftſtück Unterſcheidungsnummern bilden. 

4) Das bloße Aktenzeichen hat der Senat nur da ausnahmsweiſe als 
Zuſtellungs⸗Geſchäftsnummer von ausreichender Beſtimmtheit gelten laſſen, 
wo es bis zum Tage der Zuſtellung überhaupt nur ein einziges Mal in 
den Akten vorkam und gerade bei dem Abſendungsvermerke ($ 211 Abſ. 2) 
Kon: og für Zivilprozeß⸗Berufungsſchriften preuß. GeſchO. f. LG. 8 24 

bj. 2 a. E., für OLG. § 21 Abſ. 2 Satz 3.) 
5) Manche Gerichtsſchreiber gehen anſcheinend von der Annahme aus, 
bei Anwendung des Aktenzeichens ohne Ordnungsnummer die 5 
Beſtimmtheit dadurch erſetzen zu können, daß ſie an den oberen Rand 
lalſo außerhalb des Textes) der Zuſtellungsurkunde ſchreiben: Ladung zum 
17./2.; oder: Urt v. 23./11. i. S. Müller J Schulze. Auch dieſe Form kann 
die Zuſtellung nicht gültig machen. Denn einmal ſoll der Identitätsnach⸗ 
weis nach der Formvorſchrift des Geſetzes eben durch eine Nummer ver⸗ 
mittelt werden. Vor allem aber hat eine ſolche Randnotiz auch keinen 
Beweiswert. Sie ſteht nicht mit auf dem Briefumſchlage, wie für die Zu⸗ 
n als weſentlich vorgeſchrieben iſt, fehlt alſo auf 
em Papier, das der Empfänger als verkürzte Zuſtellungsurkunde in die 
Hand bekommen und als Beweismittel dafür erhalten ſoll, wann und was 
ihm zugeſtellt wurde. Was nicht auf dem Umſchlage ſteht, iſt aber auch 
nicht mit Gegenſtand der Beurkundung des Poſtboten oder Gerichtsdieners, 
wird alſo durch ſeine Unterſchrift nicht mitgedeckt. Die Notiz iſt aber 
auch kein Vermerk „in den Akten“, denn dieſer iſt als Abſendungsvermerk 
in den zurückbleibenden Akten, alſo nicht auf dem hinausgehenden Entwurfe 
zur Zuſtellungsurkunde gedacht. D. E. 


wohlbegründete Vorſchriften (8 8), die offenſichtlich auf der hier vers 
tretenen Rechtsanſicht beruhen, ſich der Sekretariatsbeamte, der die 
Zuſtellung beſorgt hat, anſcheinend eigenmächtig hinweggeſetzt hat. 
Deshalb iſt die Zuſtellung, über die die Zuſtellungsurkunde Bl. 48 
ausgeſtellt iſt, wegen Nichteinhaltung der Zuſtellungsformvorſchriften 
ungültig“) 5). 

8 3/16 vom 21. Januar 1916. 


9. Treu uud Glauben verbieten dem Käufer, der 
durch ſein früheres Verhalten im Verkäufer das 
berechtigte Vertrauen erweckt hat, er wolle ihn 
am Vertrag nicht feſthalten, ſpäter auf den Ver⸗ 
trag zurückzugreifen, wenn eine durch den Krieg 
verurſachte Preisſteigerung ihm das wieder vor 
teilhaft erſcheinen läßt. 

Die Klägerin, eine Lederfabrik in Weſtfalen, kaufte von der Be⸗ 
klagten, Lederwerken in Thüringen, durch Briefwechſel vom 23/25. Juni 
1914 100 Haut ſchwarz genarbte Kipſe nach einer ihr zugeſandten 
Probe. Die Beklagte lieferte am 30. Juni 1914 30 Häute. Dieſe 
rügte die Klägerin durch Schreiben vom 6. Juli als probewidrig. 

Ueber dieſe 30 Häute und die noch ausſtehenden 70 Häute hat 
ſich ein Schriftenwechſel entſponnen. 

Der Streit über die 30 Häute hat ſich erledigt — die Klägerin 
hat ſie behalten —; geſtritten wird nur noch über die Lieferung der 
reſtlichen 70 Häute. Die Beklagte hat ſich auf den Standpunkt ge⸗ 
ſtellt: der Vertrag ſei hinſichtlich der 70 Häute hinterher ſtillſchweigend 
aufgehoben worden. Die Klägerin meint: der Vertrag beſtehe noch 
zu Recht und die Beklagte ſei ihr zum Schadenerſatz wegen Nicht— 
lieferung verpflichtet. 

Ihren Schadenerſatzanſpruch hat das erſte Urteil dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt, weil der Vertrag in Kraft geblieben ſei. 

Das Oberlandesgericht ändert ab: 

Es kann der Klägerin zugegeben werden, daß der Kaufvertrag 
bis heute nicht formell aufgehoben worden iſt. Gleichwohl hatte ſie am 
17. September 1914, als ſie umgehende Sendung des Reſtes „der 
noch in Auftrag habenden Leder“ verlangte, durch ihr vorherge— 
gangenes Verhalten nach Treu und Glauben das Recht ver- 
wirkt, auf den Kaufvertrag hinſichtlich der eu 70 Häute zurück⸗ 
zugreifen. 
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Die Beklagte hatte der Klägerin auf ihren Beanſtandungsbrief 
vom 6. Juli 1914 am 8. Juli 1914 erwidert: ſie könne die Zur⸗ 
verfügungſtellung nicht annehmen, da ſie probegemäß geliefert habe, 
ſie wolle aber den Reſt in Maßware liefern. Die Klägerin hielt 
in ihrem Antwortſchreiben die Reklamation wegen der 30 Häute „voll 
und ganz aufrecht“ und ſtellte ſie erneut zur Verfügung, indem ſie ſich 
gleichzeitig bereit erklärte, „anftatt dieſer Ware Maßwaren zu nehmen“. 
Am 11. Juli 1914 lehnte die Beklagte die Rücknahme ab, bot einen 
Preisnachlaß an und erklärte, ſie wolle eine Probe in Wildkalbleder 
ſchicken. Darauf antwortete die Klägerin am 14. Juli 1914: ſie 
wolle die hier habenden Leder unter der Bedingung übernehmen, daß 
ſie von der Abnahme der reſtlichen 70 Häute entbunden werde, 
andernfalls ſie ihre Zurverfügungſtellung aufrechterhalten müſſe. 

In dieſem Schreiben bringt die Klägerin alſo deutlich zum Aus⸗ 
druck, daß ſie ſich allenfalls wegen der dreißig Häute am Ver⸗ 
trag feſthalten laſſen will, aber nur unter der Bedingung, von 
Abnahme der übrigen 70 Häute völlig entbunden zu werden. 

Die Beklagte ging auf dies Anſinnen in ihrer Antwort vom 
15. Juli nicht ein, weil die 30 Häute probegemäß ſeien; ſie erklärte: 
die Klägerin von der Abnahme der reſtlichen 70 Häute nur dann 
entbinden zu wollen, wenn dieſe Maßware als Erſatz nehme. Das 
hat nun wiederum die Klägerin klipp und klar am 18. Juli 1914 
abgelehnt; ſie ſchrieb: ſie müſſe die erſte Sendung zur Verfügung 
ſtellen, Maßware werde fie nur als Erſatz der erſten Sendung nehmen. 
Die weiteren 70 Häute könne ſie nur nehmen, wenn ſie dieſe probe⸗ 
gemäß erhalte und werde darüber nur disponieren, wenn die Beklagte 
vorher ausdrücklich erkläre, daß ſie probegemäß ausfallen würden. 

Die Beklagte gab eine derartige Zuſicherung in ihrem Antwort⸗ 
ſchreiben vom 23. Juli 1914 nicht ab, erklärte erneut, die Bean⸗ 
ſtandung hinſichtlich der gelieferten Kipſe nicht anerkennen zu können, 
ſie aber aus beſonderem Entgegenkommen bei Frankorückſendung 
zurücknehmen zu wollen. 

Die Klägerin ſchrieb am 27. Juli 1914 zurück: fie werde die 
Leder (das heißt den Reſt der 30 Häute) unfrankiert zurückſenden und 
ſei bereit, anſtatt der zurückgeſandten Leder Maßware zu 
nehmen. 

Der 70 Häute tat ſie mit keinem Worte Erwähnung. 

In dieſem Verhalten lag einmal die Ablehnung des Vorſchlags 
der Beklagten, hinſichtlich aller Häute als Erſatz Maßware zu nehmen, 
und ſodann das Feſthalten an dem im Brief vom 14. Juli 1914 


klar geäußerten Entſchluß: von den 70 Häuten ſchlechthin 
entbunden zu werden. 

Es wäre irrig, in den Schreiben der Klägerin vom 14., 18. und 
27. Juli 1914 nur Vergleichs vorſchläge zu ſehen, über die keine 


Einigung zwiſchen den Parteien erzielt worden ſei. Die Klägerin 


beſchränkt in ihren Briefen ihre Geneigtheit, ſich am Vertrag feſt⸗ 
zuhalten und vergleichsweiſe mit Maßware abfinden zu laſſen, 
auf die bereits erhaltenen 30 Häute. Bezüglich der 70 noch 
nicht gelieferten kommt mit ſteigender Entſchiedenheit ihr Ent⸗ 
ſchluß zum Ausdruck, ſich angeſichts der Weigerung der Beklagten, ihre 
Reklamationen anzuerkennen, vom Vertrag auf alle Fälle losſagen 
zu wollen. Im Brief vom 14. Juli will ſie ſich nur unter der Be⸗ 
dingung am Vertrag hinſichlich der 30 Häute feſthalten laſſen, von 
der Abnahme der 70 ganz entbunden zu werden. Im Brief vom 
18. Juli will fie Maßware nur als Erſatz der 30 nehmen und die 
70 nur nehmen, wenn die Beklagte ihr vorher ausdrücklich verſichere, 
daß fie probegemäß ausfielen. Da die Beklagte das ablehnt, kennt 
ſie im Brief vom 27. Juli 1914 nur mehr Unterhandlungen hinſichtlich 
der 30, dadurch bringt ſie genügend deutlich zum Ausdruck, daß ſie 
die 70 Häute angeſichts der Stellungnahme der Beklagten keinesfalls 
abnehmen und ſich inſoweit ſchlechthin vom Vertrag losſagen will. 
Dadurch, daß ſie im Brief vom 27. Juli von den 70 Häuten ſchweigt 
und nur wegen der 30 ein Entgegenkommen beweiſen will, das ganz 
von ihr abhängt, alſo auch auf eine Aufrechterhaltung der Beanſtandung 
hinausläuft, wird klar erkennbar, daß ſie auf die Zuſendung der 70 
endgültig verzichtet und die Beklagte aus dem Vertrag entlaſſen hatte. 
Zum mindeſten mußte die Beklagte, die ein Intereſſe daran bekundet 
hatte, die Klägerin an der Abnahme der 70 Häute feſtzuhalten oder 
ihr ſtatt deſſen Maßware zu liefern, das Verhalten der Klägerin fo 
deuten. 

Sie hat es tatſächlich ſo gedeutet und ſich damit ſtillſchweigend 
einverſtanden erklärt. Denn ſie hat nichts mehr getan, um die Klägerin 
zur Abnahme der 70 Häute oder zur Aenderung ihres ablehnenden 
Standpunktes hinſichtlich dieſer zu veranlaſſen. Sie hat nur am 
11. Auguſt 1914 der Klägerin noch durch eine Karte mitgeteilt, daß 
das Wildkalbleder in Gießen angehalten worden ſei. Inzwiſchen war 
der Krieg ausgebrochen, der zu einem erheblichen Steigen der Leder⸗ 
preiſe führte und an Stelle des vordem ſo deutlich bekundeten Intereſſes 
der Klägerin, von der Abnahme der 70 Häute entbunden zu 
werden, das Intereſſe entſtehen ließ, die früher abgelehnten 70 Häute 
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zu den alten, günſtigen Vertragspreiſen hereinzunehmen. Deshalb 
hat ſie wohl auch die 30 Häute der erſten Sendung hinterher doch 
behalten. | 

Statt nun die Beklagte unverzüglich über eine entfprechende 
etwaige Sinnesänderung aufzuklären, ſchwieg die Klägerin bis zum 
11. September 1914, verhielt ſich alſo in einer Weiſe, die die Be⸗ 
klagte in der Annahme nur noch beſtärken mußte: die Klägerin habe 
ſich durch die Briefe vom 14., 18. und 27. Juli 1914 vom Vertrag 
hinſichtlich der 70 Häute losſagen wollen und betrachtete den Vertrag 
inſoweit als aufgehoben. Das Schweigen der Klägerin war infolge 
ihres vorhergegangenen Verhaltens kein bloßes Schweigen im Rahmen 
des alten Vertrages mehr: denn die Klägerin hatte in der Beklagten 
das berechtigte Vertrauen erweckt, ſie wolle den alten Vertrag hinſicht⸗ 
lich der 70 Häute als für ſich nicht mehr bindend anſehen. Auch das 
Telegramm der Klägerin vom 11. September 1914 vermied jede Be⸗ 
zugnahme auf den alten Kaufvertrag und durfte von der Beklagten 
als Aufforderung zu einem Antrag auf Abſchluß eines neuen Ver⸗ 
trags über ſchwarz genarbte Kipſe gedeutet werden. Die Beklagte 
hat es ſo gedeutet, wie ihre Karte vom 11. September 1914 beweiſt, 
worin ſie mitteilt: in ſchwarz genarbten Kipſen nichts frei zu haben. 
Auf dieſe Antwort, welche die Klägerin erkennen ließ, daß die Beklagte 
den alten Vertrag als aufgehoben betrachte, hat die Klägerin nochmals 
bis zum 17. September 1914 geſchwiegen und dann ganz unver⸗ 
mittelt die Zuſendung der reſtlichen Leder verlangt. Dies ganze Ver⸗ 
halten der Klägerin war nach Treu und Glauben geeignet, in der 
Beklagten das berechtigte Vertrauen zu erwecken zuerſt: die Klägerin 
wolle von der Abnahme der 70 Häute auf alle Fälle entbunden werden 
und betrachte ſich als entbunden, ſpäter: die Klägerin halte den Ver⸗ 
trag hinſichtlich der 70 Häute für aufgehoben. Da die Beklagte auf 
dieſes Anſinnen und dieſe Auffaſſung der Klägerin eingegangen iſt, 
würde es gegen Treu und Glauben verſtoßen, es ins Belieben der 
Klägerin zu ſtellen, hinterher auf den Vertrag nach einer durch die 
Kriegsentwicklung bewirkten Aenderung der Intereſſenlage, wo bei den 
geſteigerten Lederpreiſen ihr das Feſthalten an dem alten, aufgegebenen 
Vertrag vorteilhaft war, nun mit einem Mal willkürlich zurückgreifen 
zu können. 

Die Klägerin darf ſich mit ihrem früheren Verhalten nicht mehr 
in Widerſpruch ſetzen, muß alſo den Vertrag als aufgehoben gelten laſſen. 

Urteil des 1. Zivilſenats vom 8. März 1916, 1 U 99/15 
(nach Gera). 
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10. Bürgerliches Geſetzbuch §S 326. Wer ſelbſt ſich einer 
pofitiven Vertrags verletzung ſchuldig gemacht hat, 
die ein Recht zum Rücktritt begründet, kann wegen 
der dadurch veranlaßten Vertrags verletzung des 
anderen Teiles nicht die Rechte aus 8 326 BGB. 
geltend machen. 

Eine Gewerkſchaft hatte einem Großhändler, Br., den Allein⸗ 
vertrieb ihrer Kohlen auf 10 Jahre übertragen. Sie kündigte dieſen 
Vertrag indes ſchon für den 31. März 1911, den Ablauf des erſten 
Vertragsjahres. Dieſe Kündigung war eine ernſtliche und end⸗ 
gültige Erfüllungsverweigerung. Die Gewerkſchaft ſagte, ſie halte 
den 10⸗jährigen Vertrag nur ein Jahr aus, nicht aber die übrigen 
9 Jahre. Die Kündigung wurde von Br. als unberechtigt zurück⸗ 
gewieſen, aber von der Gewerkſchaft aufrechterhalten. Sie war 
unberechtigt. Die Weigerung der Gewerkſchaft war vor der Fällig- 
keit der Leiſtung erklärt. Sie gab deshalb Br. — von beſonderen Ver⸗ 
hältniſſen abgeſehen — nur das Recht, auf Grund der Weigerung 
ſofort zu erklären, daß er von den Rechten des § 326 Gebrauch 
mache, wenn die Gewerkſchaft auf ihrer Weigerung beſtehen bleibe 
und bei Fälligkeit nicht leiſte. Die Gewerkſchaft konnte bis zum Ein⸗ 
tritt des Verzugs immer noch erfüllen, d. h. auch über den 31. März 
1911 liefern. Sie konnte auch ihre Erfüllungsverweigerung wider⸗ 
rufen und dadurch unwirkſam machen. Erfüllung und Widerruf der 
Weigerung waren aber nur fo lange zuläſſig, wie Br. nicht befugter⸗ 
weiſe den Rücktritt erklärte. Das hat er nicht getan. Er hat die 
fällige Zahlung zurückbehalten, um ſich zu ſichern für ſeine Schadens⸗ 
forderungen, jedenfalls für ſolche der Zukunft, und ferner um einen 
Druck auf die Gegenſeite auszuüben. Der enge Zuſammenhang der 
Zahlungsablehnung mit der Erfüllungsverweigerung der Gewerkſchaft 
iſt erkennbar. Die eine Tatſache hat die andere veranlaßt. Die 
Gewerkſchaft durfte damit rechnen, daß Br. zahlen werde, wenn ſie 
ihrerſeits zur Vertragstreue zurückkehre. Bei dieſer Sachlage iſt es 
unbillig, der Gewerkſchaft, ſolange ſie beim Vertragsbruch beharrt, 
die Rechte aus §8 326 BGB. zu geben. Man muß ſogar einen 
Schritt weiter gehen und ſagen, die beſonderen Verhältniſſe des Falles 
liegen hier ſo, daß man Br. das Recht zuſprechen muß, auf die Er⸗ 
füllungsverweigerung der Gewerkſchaft mit der Erklärung zu ant⸗ 
worten, daß er nunmehr vom Vertrage ſofort oder am 1. April 1911 
zurücktrete. Im Januar, wo die Kohlenabſchlüſſe der Kohlengroß⸗ 
händler getätigt werden, muß der Verkäufer wiſſen, von wem er im 
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April und in den folgenden Monaten die Kohlen erhält. Br. mußte 
in der Lage fein, über einen ſichern Abſchluß mit einem Lieferanten zu 
verfügen. Auf Deckungskäufe im April 1911 brauchte er ſich nicht ein⸗ 
zulaſſen. Mit ſolchen lief er Gefahr, ſeine Kunden ſchlecht zu bedienen. 
Seine Intereſſen wieſen ihn darauf, jetzt alsbald einen neuen Liefe⸗ 
ranten zu gewinnen. Durch ſeinen Vertrag mit der Gewerkſchaft war 
eine Intereſſengemeinſchaft feſtgelegt. Dieſes Verhältnis war durch die 
Kündigung tief erſchüttert. Die Güteverhandlungen waren im Dezem⸗ 
ber 1910 geſcheitert. Der Gewerkſchaft lag daran, von dem läſtigen 
Vertrage ſo bald wie möglich freizukommen. Unter dieſen Umſtänden 
hatte Br. einen berechtigten Grund, ſofort zurückzutreten oder doch 
jedenfalls ſofort den Rücktritt zum 31. März 1911 zu erklären. 
Gab die Weigerung der Gewerkſchaft das Recht zum Rück⸗ 
tritt, dann trifft auch der Grundſatz zu: wer ſelbſt ſich einer den 
Rücktritt begründenden poſitiven Vertragsverletzung ſchuldig gemacht 
hat, kann wegen der dadurch veranlaßten Vertragsverletzung des 
andern Teils nicht die Rechte aus § 326 BGB. geltend machen 
(RG. 67, 319). 
Urteil vom 25. März 1911, 3 U 24/11. 


11. Keine gerichtliche Ernennung eines Schiedsrichters 
bei Nichteinigung, wenn der Schiedsvertrag be- 
ſtimmt, daß die Schiedsrichter beiden Parteien genehm 
fein müſſen. (8 1029 3 P O.). 

Der Schiedsvertrag ſieht vor, daß als Schiedsrichter zwei Kauf⸗ 
leute tätig werden ſollen, die beide beiden Parteien genehm 
ſind. Es handelt ſich alſo nicht um den Fall, daß jede Partei ſelb⸗ 
ſtändig einen Schiedsrichter zu ernennen hat, ſondern es handelt ſich 
um ein Schiedsgericht, deſſen einzelne Mitglieder von beiden Parteien 
gemeinſchaftlich zu ernennen ſind. In einem ſolchen Falle iſt 
§ 1029 II ZPO. nicht anwendbar. Der Vertrag iſt als bedingter 
Schiedsvertrag aufzufaſſen, deſſen Geltung davon abhängt, daß 
die Parteien ſich über die Schiedsrichter auch wirklich einigen, der 
aber eben deshalb unwirkſam wird, ſobald ſich ſeine Undurchführbar⸗ 
keit ergibt. Bei einem ſolchen Vertrage iſt es Sache der betreibenden 
Partei, dem Gegner einen nach ihrer Meinung geeigneten Schieds⸗ 
richter in Vorſchlag zu bringen. Wird dieſer abgelehnt (und geht die 
betreibende Partei auch nicht auf einen etwaigen andern Vorſchlag des 
Gegners ein), fo iſt der Schiedsvertrag hinfällig, und es kann zur 
Hauptſache vor dem ordentlichen Gerichte geklagt werden, wie wenn 
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der Schiedsvertrag nicht geſchloſſen worden wäre. Nur wenn der 
Vorſchlag der betreibenden Partei nicht ernſtlich gemeint geweſen wäre 
oder die ſchiedsrichterliche Entſcheidung zu umgehen bezweckt hätte, 
könnte man bezweifeln. daß die Einigung bereits vergeblich verſucht 
worden ſei. Ob dies aber hier überhaupt in Frage kommt, kann im 
jetzigen Verfahren (§ 1029 Abſ. 2, § 1045 ZPO.) dahingeſtellt werden. 
Denn entweder ſteht feſt, daß die Einigung über die Perſonen der 
Schiedsrichter, von der die Wirkſamkeit des Schiedsvertrags noch 
abhing, nicht zuſtande gekommen iſt — dann iſt der Schiedsvertrag hin⸗ 
fällig und es bedarf keiner Schiedsrichter mehr und deshalb auch 
nicht der hilfsweiſen Ernennung durch das ordentliche Gericht; oder 
es iſt noch nicht anzunehmen, daß eine Einigung unmöglich und der 
Schiedsvertrag undurchführbar ſei —, dann liegt erſt recht kein An⸗ 
laß zu gerichtlicher Ernennung der Schiedsrichter vor. (RG. 33, 265; 
Gaupp⸗Stein 8/9, Bem. 1 Abſ. 2 zu § 1028). 

Beſchluß vom 24. Oktober 1913, 3 W 123/13 zu XVI 30 
(nach Gotha). 


12. Ein erſuchter Richter, der eine Partei ſelbſt be⸗ 
raten hat, kann abgelehnt werden. 

Das Landgericht hat das Fürſtliche Amtsgericht in S. erſucht, 
über Behauptungen des Klägers einen Sachverſtändigen zu vernehmen. 
Der zuſtändige Richter, Amtsrichter T., iſt mit dem Verklagten perſönlich 
gut bekannt und hat ihn in ſeinem Rechtsſtreit mit Rat unterſtützt. 
Deshalb lehnt ihn der Kläger als befangen ab. Auf das Erſuchen 
des Landgerichts hatte Amtsrichter T. dieſem ſeine perſönliche Beziehung 
zum Beklagten vorgeſtellt, nach ſeiner Aeußerung auf das Ablehnungs⸗ 
geſuch aber fühlt er ſich nicht befangen. Das Landgericht hält die 
Ablehnung für unbegründet, zumal da der Beweisſatz des Sachver⸗ 
ſtändigen ſo eng begrenzt ſei, daß für die Frage der Unparteilichkeit 
des abgelehnten Richters kaum Raum bleibe und ſich dieſer ſelbſt nicht 
für befangen hält. 

Dagegen beſchwert ſich der Kläger mit Recht. Denn da der er⸗ 
ſuchte Richter die eine Partei ſelbſt beraten hat, iſt Mißtrauen gegen 
ſeine Unparteilichkeit begründet und daher Befangenheit zu beſorgen 
(8 42 3 O.). Mag er ſich auch ſelbſt nicht befangen fühlen und im 
Einzelfall kein Nachteil für den Gegner zu erwarten ſein, ſo iſt doch 
grundſätzlich unſtatthaft, daß im Rechtsſtreit ein Richter tätig wird, 
der die eine Partei ſelbſt beraten hat. Sonſt würde das Vertrauen 
des Volkes in die Unparteilichkeit der Richter erſchüttert und die Rechts⸗ 
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pflege ſchwer gefährdet werden. Dabei macht es keinen Unterſchied, 
ob ein erkennender oder ein erſuchter Richter in Frage ſteht, denn die 
Faſſung einer Zeugenausſage oder eines Gutachtens, die bei der 
Vernehmung einer Beweisperſon Sache des erſuchten Richters iſt, kann 
— auch bei einem engen Beweisſatz — den Ausgang des Rechtsſtreits 
entſcheidend beſtimmen. 

Beſchluß des 1. Senats vom 3. Mai 1916 W 53 / 16 (nach Gera). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


4. Zum Kinderſchutzgeſetz, 88 6, 15, 23: Auftreten⸗ 
laſſen eines Kindes als taktierender Kapellmeiſter 
iſt Schauſtellung. 

Der Angeklagte hat am 7., 14. und 21. September 1913 
nachmittags von etwa 5 bis gegen ½7 Uhr auf dem Kleinen 
5 berge bei E. und am 2. November 1913 abends von 9 bis 
gegen ½ 12 Uhr in R. zuſammen mit vieren feiner noch ſchulpflich⸗ 
tigen Kinder im Alter von 9 bis 14 Jahren in den Gaſträumen 
öffentlicher Wirtſchaften den Gäſten auf Streichinſtrumenten vorge⸗ 
ſpielt. Dafür hat er von den Wirten an jedem der genannten Tage 
10 M. erhalten; dazu kam noch der Verdienſt aus dem Verkaufe 
von Poſtkarten, auf denen der Angeklagte mit ſeiner aus den vier 


Kindern beſtehenden Muſikkapelle abgebildet war. Bei den muſika⸗ 


lichen Darbietungen auf dem Kleinen H. berge waren die Frau 
und die übrigen noch kleinen Kinder des Angeklagten zugegen. Da⸗ 
bei hat ſein ſechsjähriger Junge ab und zu, aber nur, wenn leichtere 
Stücke geſpielt wurden, gelegentlich aus Spaß die muſikaliſchen Auf⸗ 
führungen ſeines Vaters und der vier Geſchwiſter durch Schwingen 
des Taktſtocks dirigiert. Er gehörte aber nicht zur Kapelle und war 
auch auf den Poſtkarten, die die Kapelle darſtellten, nicht mitabge⸗ 
bildet. Der Wirt auf dem Kleinen . berge hatte das erſt⸗ 
malige Auftreten des ſechsjährigen Jungen zum Anlaß genommen, 
in den Zeitungen ohne Zutun des Angeklagten, der das Auf⸗ 
treten ſeines ſechsjährigen Jungen bei den Aufführungen nicht vor⸗ 
geſehen hatte, die Ankündigung zu erlaſſen: „Der kleinſte Kapell⸗ 
meiſter der Welt iſt eingetroffen und dirigiert am Sonntag die 
Jugendkapelle v. a 

Das Landgericht hat den Angeklagten von der Anklage einer 
Verletzung des Kinderſchutzgeſetzes freigeſprochen, weil das mehr zu⸗ 
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fällige und gelegentliche Dirigieren des kleinen Jungen, das im Pro⸗ 
gramm des Angeklagten nicht vorgeſehen geweſen ſei, nicht als Be⸗ 
ſchäftigung bei öffentlichen Schauſtellungen im Sinne der 88 6, 15 anzu⸗ 
ſehen ſei, ebenſowenig die Tätigkeit der vier zur Kapelle gehörigen 
Kinder. Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft rügt Verletzung der 
88 6, 15, 25 des Kinderſchutzgeſetzes. Sie meint, das Auftreten 
der Kinderkapelle ſei vielmehr eine öffentliche Schauſtellung, nicht eine 
rein muſikaliſche Veranſtaltung, zumal da der ſechsjährige Knabe des 
Angeklagten in humoriſtiſcher Weiſe als Kapellmeiſter mitgewirkt habe. 
Mit Recht nimmt allerdings das Landgericht an, daß das Mit⸗ 
wirken von Kindern in einer Muſikkapelle an ſich noch nicht unter 
das Verbot des Kinderſchutzgeſetzes fällt, wonach die Kinder, ſowohl 
fremde (§ 6) wie eigene ($ 15), bei öffentlichen theatraliſchen Vor⸗ 
ſtellungen und andern öffentlichen Schauſtellungen nicht beſchäftigt 
werden dürfen. Denn in dieſem Geſetz find abweichend von §§ 33 a, 
33 b, 55 der GewO. neben den Schauſtellungen die Muſikauf⸗ 
führungen nicht genannt, wie das Landgericht zutreffend ausführt. 
Die Begründung zu § 6 des Kinderſchutzgeſetzes ſagt ausdrücklich: 
„Für eine Regelung der Beſchäftigung von Kindern bei öffentlichen 
Muſikaufführungen hat ſich ein Bedürfnis nicht herausgeſtellt.“ So⸗ 
mit werden rein muſikaliſche Produktionen von Kindern, z. B. als 
Klavier⸗ und Violinvirtuoſen, von dem Verbot des Kinderſchutzgeſetzes 
nicht betroffen (vergl. die Kommentare zum Kinderſchutzgeſetz von 
Agahd und v. Schultz, 3. Aufl., Anm. 24 zu § 6, und von v. Rohr⸗ 
ſcheidt, 2. Aufl., Bd. 2 S. 897 § 6 Anm. 32%, von Lindenberg in 
Stenglein, Nebengeſ., 4. Aufl., Bd. 1 S. 979 ff. 86 Anm. 5). Da 
das Geſetz alſo abſichtlich von der Hereinziehung der Muſikproduktionen 
von Kindern abgeſehen hat, iſt das Auftretenlaſſen ſolcher kleinen 
Muſikanten nicht ohne weiteres als Schauſtellung aufzufaſſen, wie⸗ 
wohl es ſehr nahe an die Schauſtellung von Rieſenmädchen und 
Zwergen, von turnenden Kindern, kindlichen Tänzerinnen u. dgl. 
grenzt, vor allem, wenn ein Kind nicht bloß unter einer Kapelle von 
Erwachſenen mitwirkt, ſondern die Kapelle in der Hauptſache gerade 
aus Kindern beſteht; denn das Publikum wird ſich für das Muſtzieren 
weniger des Kunſtgenuſſes als des jugendlichen Alters der ausüben⸗ 
den Künſtler wegen intereſſieren. Aber das Geſetz will eben die Muſik⸗ 
ausübung durch Kinder freilaſſen. Deshalb iſt der Angeklagte nicht 
ſchon wegen des Auftretens ſeiner muſizierenden Kinder ſtrafbar. 
Dagegen liegt eine Schauſtellung vor, wenn eine Muſikauf⸗ 
führung mit dem darſtelleriſchen (mimiſchen) Auftreten eines Kindes 
verknüpft iſt, das ſcherzweiſe den Kapellmeiſter ſpielt, obwohl es weit 
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jünger als die Mufizierenden iſt und bei ſchwierigeren Stücken eine 
wirkliche Leitung nicht beibehalten kann. Insbeſondere iſt eine Schau⸗ 
ſtellung dann anzunehmen, wenn der kleine Kapellmeiſter durch ſeine 
Kleidung, z. B. einen aufgeſetzten Zylinderhut, komiſch wirkt (vgl. 
Entſch. des KG. vom 14. April 1910 in Gen Arch. 9, 530). 
Aber auch ohne auffällige Kleidung lenkt ein kleiner Junge, der als 
angeblicher Kapellmeiſter den Taktſtock ſchwingt, die Aufmerkſamkeit 
des Publikums von der Muſik ab, die Aufmerkſamkeit iſt in einem 
derartigen Falle leicht auf den kleinen Jungen gerichtet, der mit dem 
Taktſtock dirigiert. Das Auftreten des kleinen Kapellmeiſters kommt 
dann nicht den muſikaliſchen Aufführungen zugute, die beſſer durch 
ein Mitglied der Kapelle geleitet würden, vielmehr erregt das Kind 
durch ſein unnötiges und nicht im Intereſſe der Aufführung ge⸗ 
legenes Auftreten Senſation. Es liegt alſo auch in dieſem Falle eine 
öffentliche Schauſtellung vor. | 

Da nach den Feſtſtellungen des Landgerichts der ſechsjährige 
Junge des Angeklagten als Kapellmeiſter aufgetreten iſt, liegt hierin 
eine öffentliche Schauſtellung, die nach § 15 des Kinderſchutzgeſetzes 
verboten iſt, wenn der Angeklagte den ſechsjährigen Jungen bei dieſer 
Schauſtellung beſchäftigt hat. Die Reviſion hat alſo Erfolg, wenn 
die Feſtſtellungen ergeben, daß der Angeklagte ſeinen Jungen bei der 
öffentlichen Schauſtellung beſchäftigt hat. 

Das Landgericht nimmt keine ſolche Beſchäftigung an, da der 
Junge nur zufällig mit ſeinen nicht zur Kapelle gehörigen Geſchwiſtern 
und ſeiner Mutter dort geweſen ſei und aus Spaß gelegentlich bei 
leichteren Stücken den Taktſtock geſchwungen habe, weil er nicht zur 
Kapelle gehöre und der Angeklagte das Mitwirken des Jungen 
nicht von vornherein beabſichtigt habe. 

Gegen dieſe Ausführungen wendet ſich die Reviſion mit Recht. 

Denn eine Beſchäftigung durch den Angeklagten liegt auch dann vor, 
wenn ſie der Angeklagte ſtillſchweigend geduldet hat; ein ſolches Dulden 
ergibt ſich aber aus den Feſtſtellungen des Landgerichts, wonach der 
Knabe auf dem kleinen H. . .. berg zu wiederholten Malen als Kapell⸗ 
meiſter aufgetreten iſt. Ferner iſt unerheblich, ob das Kind die Be⸗ 
ſchäftigung als Vergnügen betrachtet oder nicht (vgl. v. Rohrſcheidt 
a. a. O. Anm. 6 zu 85). Auch eine nur gelegentliche Beſchäftigung 
bleibt eine Beſchäftigung i. S. des $ 15 des Kinderſchutzgeſetzes (vgl. 
Agad und v. Schultz a. a. O. Nr. 2 zu § 1). Daher liegt auch 
hier eine verbotene Beſchäftigung vor, wo das Landgericht feſtgeſtellt 
hat, daß das öffentliche Auftreten des Jungen mit Wiſſen des Ange⸗ 
klagten, wenn auch nur aus Spaß und gelegentlich, erfolgt iſt. 
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Das freiſprechende Urteil iſt daher aufzuheben und der Angeklagte 
iſt nach den 88 15, 23 des Kinderſchutzgeſetzes zu beſtrafen. Das 
in mehreren Einzelakten ſich äußernde Dulden ſtellt eine einheitliche 
fortgeſetzte Beſchäftigung dar, die nur als eine fortgeſetzte Handlung 
zu beſtrafen iſt. 

Urteil von 21. April 1914 (S. 24/14). 


6. „Verabreichen“ von Branntwein an Jugendliche 
im Sinne der Gothaer Miniſterialverordnung zur 
Verhinderung der mißbräuchlichen Verabreichung 
von Branntwein erfordert nicht die Gefahr, daß 
der Jugendliche ihn ſelbſt genießt. 

Die Gothaer Miniſterialverordnung zur Verhinderung der miß⸗ 
bräuchlichen Verabreichung von Branntwein vom 20. Juli 1911 
(GeſS. 1911 S. 197) verbietet im § 1 Ziff. 2, im Kleinhandel Brannt⸗ 
wein an Perſonen unter 16 Jahren zu verabreichen. Am 2. Dez. 
1915 hat die Angeklagte als Ladenmädchen / ä Liter Branntwein an 
einen vierzehnjährigen Lehrling verkauft, den ein erwachſener Arbeiter 
geſchickt hatte. Das Landgericht meint, darin liege kein „Verab⸗ 
reichen“, da nach den Umſtänden des Falls nicht die Gefahr beſtanden 
habe, daß der Jugendliche den Branntwein ſelbſt genieße. 

Doch damit verkennt es den Begriff „verabreichen“; denn er 
erfordert nur die Uebergabe des Branntweins, dagegen nicht auch 
die Gefahr des eigenen Genuſſes, da ſtets die Möglichkeit gegeben 
iſt, daß der jugendliche Käufer den Branntwein genießt, und die 
Verordnung ſchon dieſer Möglichkeit begegnen will. Die Frage, wie 
weit im Einzelfall die Gefahr des eigenen Genuſſes beſteht, kann 
der Verkäufer gar nicht prüfen und darf überhaupt nicht ſeiner Er⸗ 
wägung offenſtehen, ſoll nicht der Zweck der Verordnung gefährdet 
werden, Kinder vor Branntwein zu ſchützen. 

Daher iſt der Verkauf von Branntwein an einen Jugendlichen, 
mag er auch nur Bote eines Erwachſenen ſein, dennoch ein „Ver⸗ 
abreichen“ im Sinne der Verordnung (vgl. das Urteil des Kammer⸗ 
gerichts vom 24. Auguſt 1911 in Recht 1911 Sp. 709). 

Da das Landgericht dies rechtsirrtümlich verkennt, iſt die Reviſion 
begründet. 

Urteil vom 14. April 1916 8 12/16 (nach Gotha). 
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Beſchluß des Oberlandesgerichts in Polen vom 23. Juli 1915. 
(Abgedruckt im PrJMBl. 1916 S. 41.) | 


Die von deutſchen Militärbefehlshabern verfügten 
Beſchlagnahmen von Waren in Feindesland begründen 
keinen pfändbaren Erſatzanſpruch gegen das Reich. 

Auf Antrag der Gläubiger hat das Landgericht in O. am 29. 
Januar 1915 gegen die Schuldner einen Arreſtbefehl erlaſſen und 
in deſſen Vollziehung durch die Beſchlüſſe vom 29. Januar und 26. 
Februar 1915 den angeblichen Anſpruch der Schuldner 

gegen den Reichsmilitärfiskus und preußiſchen Staatsfiskus, vertreten 

durch das Preußiſche Kriegsminiſterium, Kriegs⸗Rohſtoff⸗Abteilung, 
auf Aushändigung der auf Anordnung des Ortskommandanten in K. 
bei den Schuldnern beſchlagnahmten und an die Kriegs⸗Rohſtoff⸗ 
Abteilung oder die Kriegsleder⸗Aktiengeſellſchaft in Berlin oder an 
den Spediteur H. daſelbſt abgeſandten Ledervorräte der Schuldner und 
auf Bezahlung des den Schuldnern für Lederwaren zuſtehenden Gegen⸗ 
werts (Kaufpreis oder Requiſitionsguthaben) gepfändet. 

Gegen dieſe Pfändung hat das Kriegsminiſterium, Kriegs⸗Roh⸗ 
ſtoff⸗Abteilung, Erinnerungen eingelegt, indem es geltend gemacht 
hat, daß es ſich hier nicht um privatrechtliche Forderungen, ſondern 
äußerſtenfalls um Anſprüche aus völkerrechtlichen Verpflichtungen 
handle, dieſe alſo nicht pfändbar ſeien. 

Es fragt ſich aber, ob die vom Landgericht angeordnete Pfändung 
zuläſſig iſt. Die Zuläſſigkeit iſt davon abhängig, ob die Arreſtſchuldner, 
deren angebliche Rechte die Gläubiger geltend machen, einen Anſpruch 
gegen den Militärfiskus haben, und zwar einen privatrechtlichen; denn 
die ordentlichen Gerichte haben ſich nach S 13 GVG. — abgeſehen 
von einzelnen hier nicht in Frage kommenden Ausnahmebeſtimmungen — 
nur mit bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten zu befaſſen. Das Zwangs⸗ 
vollſtreckungs verfahren bildet einen Teil des bürgerlichen Prozeßver⸗ 
fahrens. Dieſes läßt nach §8 804 Abſ. 1 ZPO. durch die Pfändung 
ein Pfandrecht an den gepfändeten Gegenſtänden entſtehen. Dieſes 
Pfandrecht iſt das im Bürgerlichen Geſetzbuch behandelte, es kann nur 
an privaten Berechtigungen erworben werden. Eine, wie erwähnt, 
hier nicht in Betracht kommende Ausnahme beſteht nur inſofern, als 
dann, wenn nach beſonderer Vorſchrift einzelne vermögensrechtliche An⸗ 
ſprüche nach den Regeln des Privatrechts übertragen werden können, 
wie z. B. Beamtengehälter, auch ihre Pfändbarkeit nicht ausgeſchloſſen 
iſt. Vgl. Stein, ZRO. 11. Aufl., Anm. I Ziff. 3 zu § 857. 
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Die zu pfändende Forderung braucht allerdings zur Zeit der Pfän⸗ 
dung noch nicht zu beſtehen, es würde vielmehr genügen, wenn auch 
nur wenigſtens eine rechtliche Grundlage vorhanden wäre, aus der ſie 
ſpäter zur Entſtehung gelangen könnte. (RG., 74 82; 82, 227). 
Iſt aber nur ein Tatbeſtand gegeben, der rechtlich nach ſeiner Grund⸗ 
lage durch weitere Entwicklung eine Forderung nicht zu begründen 
geeignet iſt, ſo kann dieſer das Beſtehen und Entſtehen einer Forderung 
ausſchließende Tatbeſtand nicht dazu dienen, daß deshalb, weil durch 
ſpätere rechtlich ganz anders geartete Vorkommniſſe eine Forderung 
begründet werden kann, ſchon im voraus ein gänzlich unbeſtimmter 
Rechtsvorgang Gegenſtand einer rechtlichen Verfügung werde. 

Eine Forderung auch in dieſem möglichſt weiten Sinne iſt aber für 
die Arreſtſchuldner nicht vorhanden. Die Fordering ſoll entſtanden ſein 
aus einer Handlung kriegeriſcher Gewalt in beſetztem feindlichen Gebiet, 
nämlich aus der Beſchlagnahme von Ledervorräten für militäriſche 
Zwecke ſeitens des Ortskommandanten in K. nach der Beſetzung des 
Gebiets durch das deutſche Heer, wobei dahingeſtellt bleiben kann, 
ob darüber ein formularmäßiger Empfangsſchein, wie er vom Kriegs⸗ 
miniſterium überreicht worden, ausgeſtellt worden iſt, da dieſer Schein 
keinerlei Verpflichtungserklärung enthält. Eine geſetzliche Beſtimmung, 
daß aus einer aus der Staatshoheit des kriegsführenden Staates 
herzuleitenden Kriegshandlung gegenüber dem mittelbar oder unmittel⸗ 
bar hiervon betroffenen Angehörigen des feindlichen Staates für dieſen 
private Rechte gegen den in ſeine Rechte eingreifenden Staat entſtehen 
können, iſt nicht gegeben, und es wäre nur zu prüfen, ob etwa völker⸗ 
rechtliche Abmachungen in dieſem Falle ſolche privaten Rechte begründen. 

In Frage kommt zunächſt das Haager Abkommen vom 18. Oktober 
1907 (RGBl. 1910 S. 107), enthaltend die „Ordnung der Geſetze und 
Gebräuche des Landkriegs“, das von Deutſchland und Rußland ratifiziert 
iſt und deſſen Geltung — zugunſten der Arreſtgläubiger — hier unter⸗ 
ſtellt wird, auch wenn es nach Artikel 2 zwiſchen den Vertragsmächten 
nur dann Anwendung findet, wenn die Kriegführenden ſämtlich Ver⸗ 
tragsparteien ſind. In Artikel 23 g, h iſt die Zerſtörung oder Wegnahme 
feindlichen Eigentums, außer wo dieſes „durch die Erforderniſſe des 
Krieges dringend erheiſcht wird“, und ferner die Aufhebung oder zeit⸗ 
weilige Außerkraftſetzung der Rechte der Gegenpartei oder die Aus⸗ 
ſchließung ihrer Klagbarkeit unterſagt. Nach Artikel 46 Abſ. 2 darf das 
Privateigentum nicht eingezogen werden. Dieſe Beſtimmungen ſind aber 
im vorliegenden Falle gegenſtandslos, vielmehr beſtimmt der Artikel 52: 

„Naturalleiſtungen und Dienſtleiſtungen können von Gemeinden 
oder Einwohnern nur für die Bedürfniſſe des Beſatzungsheeres ge⸗ 
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fordert werden Die Naturalleiſtungen ſind ſoviel wie möglich 
bar zu zahlen. Anderenfalls ſind dafür Empfangsbeſcheinigungen 
auszuſtellen. Die Zahlung der geſchuldeten Summe ſoll möglichſt 
bald bewirkt werden.“ 

Der Anſpruch auf Aushändigung der beſchlagnahmten Vorräte 
iſt ohne weiteres unbegründet, da dieſe kraft eines ſtaatlichen Hoheits⸗ 
rechts in den Beſitz der Militärverwaltung gelangt ſind und nicht 
einmal das Haager Abkommen einen ſolchen Anſpruch kennt. Wohl 
aber iſt nach Artikel 52 eine ſofortige oder ſpätere Vergütung für 
die beſchlagnahmten Gegenſtände vorgeſehen. Allein der Perſon, der 
durch die Beſchlagnahme Sachen entzogen worden ſind, entſteht daraus 
kein Anſpruch, am allerwenigſten ein im Wege des Zivilprozeſſes ver⸗ 
folgbarer, gegen die Militärbehörde des beſchlagnehmenden Staates. 
Die Beſtimmung iſt, wie das ganze Abkommen lediglich völkerrechtlich, 
zwiſchen den beteiligten Staaten abgeſchloſſen; berechtigt und ver⸗ 
pflichtet ſind nur die beteiligten Staaten, nicht aber deren Untertanen. 
Davon, daß irgendwie private Rechte von Untertanen gegenüber den 
Vertragsſtaaten begründet werden ſollen, iſt nirgends die Rede. Nur 
der Staat ſoll und kann gegen den anderen aus der Verletzung der 
Normen Rechte herleiten. „Erſt wenn die Vereinbarung die Geſtalt 
eines nationalen Geſetzes annimmt, entſteht daraus für den Staats- 
bürger Recht und Pflicht ſeinem Staat und nur dieſem gegenüber.“ 
Liſzt, Völkerrecht 4. Aufl., S. 154, 167, 171, 180. 

Aber auch eine ſonſtige geſetzliche Vorſchrift, aus der die Arreſt⸗ 
ſchuldner ein perſönliches klagbares Recht gegen den Reichsfiskus ab- 
leiten könnten, iſt, wie vorerwähnt, nicht vorhanden. Soweit eine 
Haftung des Militärfiskus auf Grund des Geſetzes vom 22. Mai 1910 
(RGBl. S. 798) in Frage käme, würde fie nach § 7 dieſes Geſetzes 
ausgeſchloſſen ſein, da den Angehörigen eines ausländiſchen Staates 
ein Erſatzanſpruch für Verletzung von Amtspflichten eines Militär⸗ 
befehlshabers nur inſofern zuſteht, als Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. 
Es würde hierbei gleichgültig ſein, daß einige Geſellſchafter deutſche 
Reichsangehörige find. Denn die Geſellſchaft — und gerade das iſt 
entſcheidend — hat ihren Sitz im Auslande, zudem find einige Geſell⸗ 
ſchafter ruſſiſcher Staatsangehörigkeit, dieſen aber kann die Eigenſchaft 
der Inländer auch nicht indirekt zugute kommen. Jedenfalls aber iſt 
auch gar nicht geltend gemacht und kann nicht in Frage kommen, 
daß hier eine vorſätzliche oder fahrläſſige Verletzung von Amtöpflichten 
in Ausübung der öffentlichen Gewalt vorliege (§ 1 des Geſetzes). 

Nur eine internationale geſetzliche Vorſchrift könnte hier die Ent⸗ 
ſcheidung bringen, da die Geſellſchaft, deren Haftbarkeit die Grundlage 
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bildet, als ſolche im Auslande ihren Sitz hat. Weil es ſich um die 
rechtlichen Folgen einer Ausübung von ſtaatlichen Hoheitsrechten 
handelt, würde es eine ſtaatsrechtliche Norm ſein müſſen, die gleich⸗ 
zeitig privatrechtliche Befugniſſe verleiht, wie das angeführte Geſetz 
vom 22. Mai 1910. Jedenfalls würde der § 75 Einl. ALR. ohne 
weiteres ausſcheiden, da dieſe Vorſchrift nur für das Inland, und 
zwar für das Gebiet Preußens (vgl. RG. 64, 186) gilt, nicht 
aber für eine im Auslande vorgenommene Handlung zugunſten des 
Staates, und die Allerhöchſte Kabinettsordre vom 4. Dezember 1892 
(GS. S. 255) den ordentlichen Rechtsweg gerade für Klagen auf 
Erſatz von Kriegsſchäden ausſchließt. Zu den „Kriegsſchäden“ aber 
gehörte die von unſeren Staatsorganen aus Kriegsgründen mittels 
ſtaatshoheitlicher Gewalt bewirkte tatſächliche Entziehung des Beſitzes 
von Sachen. Auch die Anwendbarkeit des § 904 BGB. (vgl. ® endir 
in IW. 1915 S. 67) iſt deshalb ausgeſchloſſen. 

Eine geſetzliche Norm, die den Anſprüchen der Arreſtſchuldner gegen 
den Reichsmilitärfiskus Klagbarkeit verleihen könnte, iſt demnach über⸗ 
haupt nicht vorhanden. Dieſes Ergebnis iſt auch in keiner Weiſe befrem⸗ 
dend, vielmehr würde das Gegenteil mit Rückſicht auf das Geſetz über 
Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1873 (RGBl. S. 129) eine vom Geſetz⸗ 
geber nicht beabſichtigte Folge haben. Es würde nämlich der deutſche 
Staatsangehörige, der nach 8 4 Abſ. 3, 23, 24, 25 bis 27 des ange⸗ 
führten Geſetzes Kriegsleiſtungen gemacht hätte, dem in gleicher Lage 
befindlichen Ausländer gegenüber benachteiligt ſein, da jedenfalls, wenn 
keine Vergütung feſtgeſetzt, eine Klagbarkeit auf Grund dieſes Geſetzes 
nicht gegeben iſt (vgl. Stölzel, Rechtsweg 97, und Lands berg 
in JM. Poſen 1915 S. 8). Wenn für die beſonderen Fälle der 
88 25 — 27 dieſes Geſetzes in der Verordnung des Bundedrats vom 
12. Auguſt 1914 (RGBl. S. 370) die Abtretung und Pfändung 
dieſer Anſprüche zugelaſſen wird, ſo iſt dies eine ausdrückliche Sonder⸗ 
vorſchrift, der allgemeine Gültigkeit nicht zukommt. 

In demſelben Sinne hat ſich gegen die Zuläſſigkeit einer Pfändung 
im Falle der Beſchlagnahme übrigens auch ein Beſchluß des Hanſeatiſchen 
Oberlandesgerichts in Hamburg vom 27. April 1915 (Br. S. III Bd. 
65,1915, S. 18) ausgeſprochen (vgl. aber M. Freudenthal in Nr. 215 
des Berliner Tageblatts vom 26. April 1915, ferner Handelskammer 
in Oppeln in Nr. 28 der Zeitſchrift „Handel und Gewerbe“ vom 
1. Mai 1915 und die Anordnung des Stellvertretenden General⸗ 
kommandos des 5. Armeekorps vom 14. September 1914 III 
Nr. 905), alle ohne eine nähere Begründung der ſtreitigen Frage. 
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Bücherbeſprechungen. 


7. Enzyklopädie der Rechtswiſſenſchaft in ſyſtematiſcher 
Bearbeitung. Begründet von Dr. Franz von Holtzendorff. Heraus⸗ 
gegeben von Geh. Juſtizrat Dr. Joſef Kohler, ordentlichem Profeſſor der 
Rechte in Berlin. Siebente, der Neubearbeitung zweite Auflage. 1. Band, 
2. Hälfte. 4. Grundzüge des römiſchen Privatrechts von Profeſſor Dr. Ernſt 
Rabel in Göttingen (S. 399 — 558.) München u. Leipzig (Duncker u. 
Humblot) und Berlin (J. Guttentag). 


Eine Enzyklopädie nimmt in der Regel didaktiſche Rückſichten. Rabel 4 
der z. B. Sohms Inſtitutionen zu den „guten populären Darſtellungen 
rechnet, ſteht offenbar auf einem anderen Standpunkte. Er löſt die ihm 
geſtellte Aufgabe in Men neuer, durchaus eigenartiger Weile. Er bezweckt, 
den gegenwärtigen Stand der Forſchung im Hinblick auf die römiſche Blüte⸗ 
zeit zuſammenzufaſſen und unter bewußter Vernachläſſigung abſterbender 
Reſte und noch nicht emporgeſproſſener Keime den wichtigſten lebenden Be⸗ 
ſtand des ſpäten Prinzipats ſummariſch zu überblicken. Mit Rückſicht auf 
die Ueberfülle des Stoffes iſt er beſtrebt, die Partien auszuwählen, die ver⸗ 
möge ihrer Bedeutung für die römiſche Jurisprudenz oder das wirtſchaftliche 
Leben des Altertums oder das Pandektenrecht hervorragen, hierbei aber 
vorzugsweiſe die Punkte zu berühren, in denen die neue Forſchung die 
gemeinrechtliche Lehre verlaſſen hat. Kein Wort der Anerkennung iſt ſtark 
genug, um die wiſſenſchaftliche Bedeutung der Arbeit auch nur annähernd 
ins richtige Licht zu rücken. Rabels Beitrag darf mit Recht auf eine 
Stufe mit dem berühmten Aufſatze von Bruns über Geſchichte und Quellen 
des römiſchen Rechts (in früheren Auflagen der Enzyklopädie) geſtellt werden. 
Die knappe Darſtellung, mit welcher der Verfaſſer eine Aufammenfaffun 
auch der ausländiſchen Forſchung bietet, iſt in ihrer Eigenart ohne Beiſpiel. 
Von beſonderem Intereſſe ſind die hiſtoriſchen Hinweiſe auf byzantiniſche, 
helleniſtiſche und ägyptiſche Inſtitute. Für den akademiſchen Gebrauch des 
Studenten wird die exakte Form der Arbeit freilich faſt unüberwindliche 
Schwierigkeiten bieten. 


8. Stölzel, Adolf, Aufrechnung in der Berufungsinſtanz. 
Berlin (Franz Vahlen) 1915. 106 S. Geb. 3,50 M. geh. 2,80 M. 

Stölzel weiſt im 2. Bande ſeiner „Schulung für die ziviliſtiſche Praxis“ 
nach, daß es irrtümlich und die Parteiintereſſen ad ars ift, in Fällen 
ſpruchreifer Gegenforderung und nichtſpruchreifer Klageforderung ein foge- 
nanntes Vorverfahren zwecks Beweiſes der Klageforderung und ein Nach⸗ 
verfahren zwecks Entſ cee über das Verteidigungsmittel der Aufrechnung 
zu konſtruieren. Dort (88 8, 10 iſt auch das hier behandelte Thema der 
Aufrechnung in der Berufungsinſtanz berührt, aber aus formellen Gründen 
nicht eingehend erörtert. Neuere Reichsgerichtsurteile geben dem Verfaſſer 
jetzt Anlaß zu dem Nachweiſe, daß es ebenſo irrtümlich iſt, für Fälle ſpruch⸗ 
reifer Gegenforderungen bei erſt in der Berufungsinſtanz geltend gemachter 
Aufrechnung ein Vorverfahren darüber zu verlangen, daß die Geltendmachung 
unverſchuldet in der Vorinſtanz unterblieb. Der Verfaſſer bekämpft die 
Interpreten, die 8 529 Abſ. 3 3PO. zu erklären verſuchen, ohne die all⸗ 
gemeinen Prozeßvorſchriften mitzuberückſichtigen und namentlich ohne den 
Schlußhinweis auf die 8$ 540, 541 näher zu verfolgen. 

Im jüngſten Buche Stölzels ſpiegeln ſich auf kriſtallklarem Grunde 
autoritativer Gedanken die Irrtümer unfruchtbarer Theorien und ungeſunder 

raxis. Wenn die Rechtſprechung hinſichtlich der lex lata ſich künftig zu 

ee ſind de lege ferenda oft ausgeſprochene Wünſche im voraus 
erfüllt. 
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9. Jaeger, Ernſt, Die offene Handelsgeſellſchaft im Zivil⸗ 
prozeſſe. Aus der Feſtgabe der Leipziger Juriſtenfakultät für Rudolph 
Sohm. Leipzig u. München (Duncker u. Humblot) 1915. 79 S. 1,50 M. 

Die Wahrheit im Streite über das Weſen der offenen Handelsgeſellſchaft 
(Geſell ee oder Körperſchaftsrecht ?) liegt nach Jaeger in der Mitte: 
der Mitgliedergemeinſchaft als ſolcher kommt Rechtsfähigkeit zu, aber 
juriſtiſche Perſon iſt die offene Handelsgeſellſchaft nicht. 

Die tiefgründige Unterſuchung des Verfaſſers verarbeitet in bewunderns⸗ 
werter Knappheit die Fülle des Stoffes. Die Vorzüge der Jaeger ſchen 
Forſchung geben der Arbeit ihr gediegenes Gepräge. Aus dem Wirrſal der 
Theorie werden hier neue Wege ins Land des Lebens gewieſen. Richter 
und Anwälte, die dem erprobten Führer folgen, werden mit ihm eine 
wichtige Frage der Praxis fördern. 

10. Sturm, Dr. Auguſt, Juſtizrat, Rechtsanwalt und Notar in 
Naumburg a. d. S., Die Unfruchtbarkeit des Unwahren. Eine 
rechtsphiloſophiſche Erörterung im Weltkrieg. Beiträge zur ſtaats⸗ und 
rechtswiſſenſchaftlichen Fortbildung, Heft 13. 32 S. Hannover (Helwingſche 
Verlagsbuchhandlung) 1915. 0,80 M. 

Sturm ſtellt in dem fünfbändigen Werke ſeiner Rechtsphiloſophie in 
völliger Abweichung von anderen Syſtemen, insbeſondere von den Neukan⸗ 
tianern und Neuhegelianern, das Recht im nu Grunde nicht auf den 
Intellekt, ſondern pſychologiſch „auf Tieferes, auf das Gefühl, damit auch auf 
die Empfindung.“ Nur von einer ſolchen Anſchauung aus, die dem Recht eine 
rein pfychologiſche Grundlage gibt, erſcheint eine rechtsphiloſophiſche Er⸗ 
örterung des Themas verſtändlich und e Auf dieſe Weiſe gelingt es 
dem Verfaſſer, zur Unfruchtbarkeit der Unwahrheit — auch zu deren feinſter 
Form, der Fiktion — manchen neuen und geiſtreichen Gedanken vorzubringen. 


11. van der Borght, Dr. R., Kaiſerlicher Präſident a. D., Gut⸗ 
achten zu dem Fragebogen für Erhebungen über den ſtädti⸗ 
ſchen Immobiliarkredit. Bodenpolitiſche Zeitfragen. Im Auftrage 
des Schutzverbandes für Deutſchen Grundbeſitz EV. herausgegeben von Prof. 
Dr. R. van der Borght, Kaiſerl. Präſident a. D. Heft Nr. 4. Berlin (Karl 
Heymanns Verlag) 1914. 130 S. 2,50 M. 


Der frühere Präſident des Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amtes beantwortet 
in ſeinem für die Immobiliarkredit⸗Kommiſſion des Reichsamts des Innern 
erſtatteten Gutachten den der Berichterſtattung zugrunde liegenden Frage⸗ 
bogen unter Heranziehung eines reichen ſtatiſtiſchen Materials, deſſen tiefe 
Durchdringung die Beweiskraft der an ſich ſchon überzeugenden Darlegungen 
Fa beſonders ſtärkt. Er faßt fein Geſamturteil in folgender Formel zu⸗ 

ammen: 
„Mit einem Wort, die beſtehenden Rechtsformen genügen. Wo ſich 
Schwierigkeiten im Hypothekenweſen zeigten, liegt es nur daran, daß der 
den Verhältniſſen angepaßten Anwendung der verſchiedenen Formen durch 
mangelhafte Rechtsgrund che allgemeiner und beſonderer Art und dur 
Ueberſpannung der ſteuerli en Ausnutzung des Boden⸗ und Hauseigentums. 
bei ſeiner Verwertung und bei ſeinem Beſitzwechſel Hinderniſſe in den Weg 

elegt ſind. Man beſeitige dieſe Mängel und man löſe die Feſſeln, die in 

ieſer Beziehung den privaten Kleinwohnungsbau gegenwärtig unrentabel 
machen; dann wird ſich auch das Kapital wieder bereit zeigen, die Schwierig⸗ 
keiten, die bei einem Teil des Realkreditbedürfniſſes eingetreten ſind, wieder 
ausräumen zu helfen. Aber man experimentiere nicht an den Grundlagen 
unſerer bewährten Realkreditorganiſation herum.“ 

Die Bedeutung der Arbeit van der Borghts geht weit über den 
Wert eines „Gutachtens“ hinaus. Unſer Realkreditſyſtem iſt ſo weit ver⸗ 
zweigt und ſo fein veräſtelt, daß dem Fachjuriſten als ſolchem eine genaue 
Kenntnis oder gar eine völlige Beherrſchung der Einzelfragen regelmäßig 
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nicht zugemutet werden kann. Das Gutachten kann jedem Juriſten als 
eine vortreffliche Einführung in die mannigfaltigen Probleme des geſamten 
Bodenkreditweſens warm empfohen werden. 


12. Baumert, Dr., Juſtizrat, Beiträge zur Verbeſſerung des 
Wohnungsweſens, enthaltend die Beantwortung der der Kommiſſion 
des Reichsamts des Innern zur Unterſuchung des ſtädtiſchen Immobiliar⸗ 
kredits vorgelegten Fragen. Schriften des Zentralverbandes der Haus⸗ 
und⸗ Grundbeſitzer⸗Vereine Deutſchlands, Neue Folge Bd. 19. Heft 10, 1914. 


Das Gutachten Baumerts komntt unter Abweichung in Einzelheiten 
auf einem anderen Wege zu demſelben Geſamtergebnis wie das van der 
Borghts. Die Arbeit iſt auf dem Boden des praktiſchen Lebens gewachſen 
und am Kraftquell reicher perſönlicher Erfahrungen en In dieſer 
Beziehung iſt das vorliegende Referat eine wertvolle Ergänzung des vor⸗ 
herbeſprochenen. Die richtige Erkenntnis der Aufgaben des ſtädtiſchen Haus⸗ 
beſitzes und der volkswirtſchaftlichen Bedeutung des Wohnungsweſens läßt 
den Verfaſſer in der Realkreditfrage eine Frage des geſamten wirtſchaftlichen 
und ſozialen Lebens erblicken. Dieſe Großzügigkeit der Auffaſſung ſichert 
den Erfolg der von ihm warmherzig vertretenen Sache. Von beſonderer 
Bedeutung im einzelnen iſt die Befürwortung der unkündbaren Tilgungs⸗ 
hypothek, der Schaffung von Stadtſchaften ee nach dem 
Vorbilde der für den landwirtſchaftlichen Realkredit beſtehenden Landſchaften 
und amtlicher Schätzungsämter, die das Taxweſen auf eine zuverläſſige 
Grundlage ſtellen ſollen. Die objektive Gründlichkeit der vortrefflichen Schrift 
iſt geeignet, manches Vorurteil gegen die „engherzige Intereſſenvertretung“ 
der Hausbefitzer zu zerſtören. 


13. Schmeißer, Dr. Herbert, Der Einfluß des Krieges auf 
die Hauptverträge des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Unter beſon⸗ 
derer Berüdfichtiguug des Dienſtvertrags. Berlin (J. Guttentag) 1915. 
80 S. 1,50 M. 

Die Arbeit will offenbar keine Darſteklung der wrieganntgelebgebung 
fein. Ueber dieje wird im letzten Abſchnitt lediglich ein flüchtiger Ueberbli 
gegeben. Aufgabe der Schrift iſt vielmehr, den Einfluß des Krieges auf 
die Verträge, insbeſondere auf die Hauptverträge des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs im allgemeinen zu unterſuchen. Der Stoff iſt geſchickt geſammelt und 
kritiſch gewürdigt. oraliſche Erwägungen beeinträchtigen teilweiſe die 
Folgerichtigkeit der juriſtiſchen Beweisführung. Gleichwohl muß das 
ſelbſtändige Urteil des Verfaſſers trotz einiger Ungenauigkeiten anerkannt 
werden. Dr. Walter Seyfart. 


14. Bovenſiepen, Rudolf, Dr. jur. et phil., Landrichter in Kiel, 
Zur Erneuerung der deutſchen Zivilrechtspflege. München u. Leipzig 
(Duncker und Humblot) 1915. Geh. 1,50 M. 


Der Verfaſſer gibt in der Abhandlung eine zuſammenfaſſende und 
vervollſtändigte Darſtellung ſeiner in der Deutſchen Richterzeitung und an 
andern Orten bereits mitgeteilten Vorſchläge zur Reform des Zivilprozeßver⸗ 
fahrens. Juriſtiſch⸗techniſche Fragen ſcheidet er i aus, ſtellt viel⸗ 
mehr die Erörterungen in einen allgemein kulturellen und ſozia e 
Zuſammenhang. Im Anſchluß an das bekannte Wort Friedrich des Großen 
in ſeiner Kabinettsordre vom 14. April 1780 geht er davon aus, daß jeder 
Prozeß eine Krankheit, ein volkswirtſchaftliches, ſehr oft auch ein ethiſches 
Uebel ſei. Er legt daher das Hauptgewicht auf die Prozeßverhütung und 
wünſcht in geiſtreicher Paradoxe ein Ban, es und weitausſchauendes 
„Antizivilprozeßgeſetz“ herbei. Als hauptſächlichſte Mittel, einer unnötigen 
Prozeßführung vorzubeugen und die unſtreitigen Sachen von den ſtreitigen 
zu jondern, erſcheinen ihm: 1. die Einführung des ſtaatsbürgerlichen Unter- 
richts in allen deutſchen Schulen; 2. der Ausbau der e Rechts⸗ 
auskunftsſtellen; 3. die Schaffung von Friedensgerichten, deren Anrufung in 
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allen vermögensrechtlichen Bagatellſachen bis etwa 60 M. vor Beſchreitung 
des ordentlichen Rechtswegs obligatorifch fein ſoll; 4. das obligatoriſche 
Mahnverfahren; 5. Einziehungsämter; 6. die Einführung des S pi 
Präventivakkords; 7. die Stundungsbefugnis des Richters; 8. die Voll⸗ 
ſtreckung aus notariell proteſtierten Wechſeln. 

Im zweiten Teil behandelt er die Mängel des Streitverfahrens, wie 
es in der ZPO. ausgeſtaltet iſt. Die Hauptvorwürfe, die dagegen erhoben 
werden: Langſamkeit, Schwerfälligkeit, öde Prinzipienreiterei, unverſtänd⸗ 
licher Formalismus und Koſtſpieligkeit, findet er begründet. Als Mittel. 
zur Abhilfe ſchlägt er vor: 1. den Grundſatz der Mündlichkeit durch ein 
gemiſcht manera Verfahren zu erſetzen; 2. die Eventualmaxime 
einzuführen; 3. die unbedingte Parteiherrſchaft über den Prozeß durch ein 
weitgehendes richterliches e zu erſetzen; 4. die Wahrheits⸗ 

flicht der 3 und ihrer Anwälte anzuerkennen; 5. den Anwaltszwang 
in ſeiner heutigen Geſtalt abzuſchaffen und dafür den 8 157 ZPO zu er⸗ 
weitern; 6. den Parteieid durch die — eidliche — Parteivernehmung zu er⸗ 
ſetzen; 7. das Verſäumnisverfahren umzugeſtalten; 8. eine Berufungsgrenze 
für Bagatellſachen (bis zu 50 3 einzuführen; 9. die Berufung durch Be⸗ 
ſchränkung des „Novenrechts“ der gemeinrechtlichen Appellation anzu⸗ 
nähern; und 10. vor dem Reichsgericht die reine Schriftlichkeit einzuführen. 


Im dritten Teil ſpricht er ſich für eine erhebliche Herabſetzung der 
Koſten (Gerichts⸗ und Anwaltsgebühren) bei geringen Sachen (bis zu 120 
oder 200 M.) aus. Dafür will er die Gerichtskoſten in größeren Sachen 
reichlich hoch bemeſſen wiſſen. Für unbedingt erforderlich hält er noch die 
Streichung des 8 91 Abi. 2 ZPO., das Gericht ſoll alſo nachprüfen können, 
ob die Zuziehung eines Rechtsanwalts im Einzelfall zur zweckenſprechenden 
Rechtsverfolgung oder⸗ verteidigung notwendig war. | 

In einem Nachtrag befpricht er die — geraume Zeit nach der Nieder- 
ſchrift der Abhandlung erlaſſenen — Bundesratsverordnungen über die ge⸗ 
aufſicht Bewilligung von e die Anordnung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht, die Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung einer Geldforderung, 
das Mindeſtgebot bei der Verſteigerung gepfändeter Sachen und über Eini⸗ 
er ar Er findet darin verheißungsvolle e zur Beſſerung und 

efürwortet die Beibehaltung, bei der Gejchäftsaufficht den weiteren Ausbau. 

Man ſieht, die Abhandlung hat trotz ihres geringen Umfanges (57 S.) 
einen ſehr reichen Inhalt. Sie iſt, wie man es bei dem Verfaſſer gewohnt 
iſt, temperamentvoll, mit eindringendem Verſtändnis und voller Beherrſchung 
des Stoffs nach der geſchichtlichen und rechtspolitiſchen Seite hin geſchrieben 
und bietet eine Fülle wertvollſter Anregungen und fruchtbarſter Gedanken. 
Namentlich die wirtſchaftlichen, ſozialpolitiſchen und kulturellen Geſichts⸗ 
punkte, die bei I Reformvorſchlägen jo oft hinter das Juriſtiſch⸗ 
Techniſche und Konſtruktive zurücktreten, ſind ſcharf und plaſtiſch heraus⸗ 
N Den Konſervatismus von Wach (in deſſen „Grundfragen und 

eform des Zivilprozeſſes“, Berlin [Liebmann] 1914) teilt er nicht. Als 
mutiger Vorkämpfer für ein den Bedürfniſſen und Anſchauungen der Jetztzeit 
entſprechendes Verfahren ſcheut er nicht vor Forderungen zurück, bei denen 
vielleicht manchen zünftigen Juriſten ein Gruſeln überſchleicht. Manche 
jeiner Vorſchläge find ziemlich radikal und haben daher wohl geringere Aus- 
ſicht, ſofort reſtlos in die Wirklichkeit umgeſetzt zu werden. Das Werden 
und Wachſen des Rechts vollzieht ſich organiſch und langſam, zumal in 
Deutſchland, das ja nach Nietzſche „das Land der Allmählichkeit“ ſein ſoll. 
Die Gründe, die der Verfaſſer gegen die Uebertragung der friedensrichter⸗ 
lichen Obliegenheiten auf die Amtsgerichte e ſind nicht völlig über⸗ 
zeugend. Um einen Streit Iechgemäß, zur Befriedigung der Parteien jchlichten 
zu können, muß der Richter den Sachverhalt nach der rechtlichen und tat⸗ 
ſächlichen Seite durchdringen. Sonſt wird er der Sache nicht gerecht und 
läßt nur zu leicht bei der einen oder andern Partei das Deus! zurück, daß 
der Vergleich Willkür, nicht ſachlich richtiges Recht ſei. Das bloße Billigkeits⸗ 
gefühl iſt keine ſichere . Darin, daß der Parteieid — der „Not⸗ 
anker des Prozeſſes“ — die Wahrheitsermittlung nicht ſicherſtellt und den 
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Gang des Verfahrens verzögert und daher zweckmäßi sun die — eid⸗ 
liche — Parteivernehmung erſetzt wird, dürfte dem Verfaſſer beizuſtimmen 
ſein. Aber er bleibt auf halbem Wege ſtehen, wenn er der eidlichen Partei⸗ 
ausſage die formale Beweiskraft erhalten will. Das iſt ein A re 
Rachſchlag“ Mit dem Parteieid muß auch deſſen formale Beweiskraft ver⸗ 
ſchwinden und der freien Beweiswürdigung Platz machen. 

In den Hauptpunkten wird der künftige Geſetzgeber jedenfalls an den 
Vorſchlägen des Verfaſſers nicht vorübergehen können, und es iſt zu hoffen, 
daß das neue Geſetzwerk recht viel von ſeinen Zügen trägt. . 

. Oeſterreich hat, wie ſchon mit feiner Zivilprozeßordnung, neuerdings 
mit ſeiner Konkurs-, Ausgleichs⸗ und Anfechtungsordnung vom 10. Dezember 
1914 einen mächtigen Schritt vorwärts getan. Sie befriedigt in der Haupt⸗ 
ſache die Wünſche, die die es ano noch unerfüllt läßt, und gibt in 
ihren Grundgedanken ein gutes Vorbild für unſere künftige Geſetzgebung 
ab. Daß ſie bei uns bahnbrechend wirken wird Ye um jo mehr zu hoffen, 
als der Weltkrieg Oeſterreich⸗Ungarn und Deutſch and auch in der Rechts⸗ 
entwicklung näher bringen wird. Um ſchweren wirtſchaftlichen Schäden vor⸗ 
zubeugen, müßte aber das Ausgleichsverfahren einſtweilen durch Notverord⸗ 
nung geregelt werden. Fritze. 


15. Hellwig, Dr. Albert, Amtsrichter, Weltkrieg und Aber- 


glaube. Erlebtes und Erlauſchtes. Leipzig (Wilhelm Eims) 1916. 


159 S. Geh. 2,40 M., geb. 3,20 M. 

Der Verfaſſer hat ja den Aberglauben, und was dazu gehört, zu ſeinem 
beſonderen Forſchungsgebiet erkoren. Er war daher auch beſonders befähigt, 
zu ſchildern, wie im Weltkrieg, der alle alten Stimmungen wieder aufleben 
läßt, der Aberglaube hereinragt, Amulette, Himmelsbriefe, Prophezeiungen 
allgemeiner Art und für die einzelne Perſon. Er ſchildert alles nach Ent⸗ 
ſtehung und Verlauf und behandelt auch den Kampf der Behörden, be⸗ 
Ge der Gerichte, gegen die Wahrſagerei und Schundliteratur auf dieſem 

ebiete. 


16. Levin, Dr. Louis, Amtsgerichtsrat in Berlin⸗Schöneberg, Die 
rechtliche und wirtſchaftliche Bedeutung des Anwaltszwangs, 
Preisgekrönt und herausgegeben vom Berliner Anwalt⸗Verein. Berlin 
(Franz Vahlen) 1916. 164 S. Geh. 3,20 M. 

Der Verfaſſer ſieht mit Recht die Bedeutung des Anwaltszwangs in 
Beratung, Aufklärung und Prozeßverhütung. Der Anwalt ſoll Gehilfe 
bei der Rechtsfindung ſein, ſoll an der allgemeinen Rechtspflege teil⸗ 
nehmen und das ſoll er ſo tun, daß der Richter auch daran glauben 
kann. Für den Prozeß läßt Levin Ausnahmen zu für Rücknahme der 
Klage, Vergleich, Verzicht, Anerkenntnis. Er will auch, daß Anwälte 
Notare ſowie die zur Ausübung des Richteramts befähigten Perſonen ſich 
und Angehörige ſelbſt vertreten können. 


17. Sörgels Jahrbuch des Strafrechts und Strafpro⸗ 
zeſſes. 10. Jahrgang (Rechtſprechung und Rechtslehre des Jahres 1915 
zu den Reichs⸗ und Landesgeſetzen). Hannover (Helwingſche Verlagsbuch⸗ 
handlung) 1916. Geb. 4,50 M. 


18. Warneyers Jahrbuch der Entſcheidungen. A. Zivil⸗ 
Handels-Prozeßrecht. 14. Jahrgang. Leipzig. (Roßbergſche Verlags⸗ 
buchhandlung) 1915. 490 S. Geh. 10 M., geb. 11 M. B. Strafrecht 
und Strafprozeß. 186 S. Geh. 6 M., geb. 7 M. 


Warneyer und Sörgel bieten die bewährten Zuſammenſtellungen. 
Lohnt ſich aber wirklich die Zersplitterung 7 
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19. Krech⸗Fiſcher, Zwangsvollſtreckung in das unbeweg⸗ 
liche Vermögen. 8. Aufl. Berlin (J. Guttentag) 1916. 2,80 M. 
Berückſichtigt beſonders auch das Geſetz vom 8. Juni 1915. 


20. Rauchhaupt, Dr. jur. et phil., Handbuch der deutſchen 
Wahlgeſetze und Geſchäftsordnungen. München u. Leipzig (Duncker 
und Humblot) 1916. Geh. 12 M., geb. 14 M. 

Seit der Jahrhundertwende ſind neue Landtagswahlgeſetze in vielen 
Bundesſtaaten ergangen und die Entwicklung iſt noch im Fluß. Ebenſo 
drängt es übera 5 neue Geſchäftsordnungen. Die Zuſammenſtellung 
der i Wahlgeſetze und Geſchäftsordnungen entſpricht daher einem 


Bedürfnis. 


21. Peters, Reichsgerichtsrat a. D., Die wälſche Art im deut⸗ 
ſchen Rechtsſtreit und ihre Zukunft. Hannover (Hellwingſche Ver⸗ 
lagsbuchhandlung). Geh. 3 M., geb. 3,50 M. 

Der Verfaſſer, deſſen Stellung ja bekannt iſt, zeigt, wie der politiſche 
Sieg über die Franzoſen im Rechtsweſen ae hat mit einem Sieg der 
Franzoſen, wie die äußerlichen Maximen der Zivilprozeßordnung auf for⸗ 
male galliziſtiſche Einrichtungen zurückgehen, die für die deutſche Bevölke⸗ 
rung veiſt paſſen. Er geht namentlich vor gegen die Ausführungen Wachs 
und weiſt treffend deren Brüchigkeit nach. | 


22, Lehmann, Heinrich, Profeſſor und Oberlandesgerichtsrat in Jena, 
Die Kriegsbeſchlagnahme als Mittel der Organiſation der 
Rohſtoff⸗ und Lebensmittelverſorgung. Jena (Fiſcher). 110 S. 
Broſch. 2,40 M. 
In dem ſchier unüberſehbaren Wachstum, ja dem Aufſchießen der 
Beſchlagnahmeverordnungen konnte es uns geſchehen, da 1 Wald 
vor Bäumen nicht mehr ſahen. Da iſt die Wiſſenſchaft die tüchtige Helferin, 
die uns einen Weg zeigt, Ueberſicht und Ordnung in dem Vielerlei zu ge⸗ 
winnen. Nur muß ſie das tun, indem ſie aus dem Lebendigen — nicht 
nebelhaften i — die Begriffe entnimmt und fie prüft am Le⸗ 
bendigen. Das beſorgt der Verfaſſer ganz ausgezeichnet an der vieldeutigen 
Verwendung der Beſchlagnahme in unferer innern Organiſation. Er gibt 
damit eine ſcharfe Durchmuſterung unſerer innern Mobilmachung. War 
doch die Beſchlagnahme das Mittel, Rohſtoffe und Lebensmittel den Zwecken 
der Geſamtheit dienſtbar zu machen. Alle Fragen, die damit ir age 
hängen, werden in fruchtbarer Weiſe, lobend und tadelnd, rückblickend und 
vorſchauend erörtert durch eine Rechtslehre, die nie die Wirkung im Leben 
außer acht läßt; das Große und Kleine wird beachtet, Völkerrecht wie 
Kartoffelgeſetzgebung, deren holpriger Weg mehr als 2 Seiten zur Be 
rung braucht (102—104), Rei — aͤdigungskommiſſion wie die chen 
merkwürdigen Schickſale einer Kartoffelbeſchlagnahme in einem weimariſchen 
Verwaltungsbezirk, wo die „Tücke des Objekts“ die Bedenklichkeit des Sub⸗ 
jekts noch überbot (71—73). Das Buch iſt äußerſt anziehend vollkswirt⸗ 
ſchaflich und juriſtiſch und dazu äußerſt lebendig und lebhaft geſchrieben. 
Auch der Juriſt, der nur darauf aus iſt, verwendbare Grundſätze für Ent⸗ 
cheidungen zu finden, wird auf ſeine Rechnung kommen. 8. B. die Frage 
er Unmöglichkeit bei Preisſteigerungen, des Mehrerlöſes (Ueber ewinn) 
bei Beſchlagnahme ſchon verkaufter Waren, uſw. ſind mit allem Rüſtzeug 
der Auslegung beantwortet; der Juriſt wird aber auch Hebung finden; 
denn oft genug iſt darauf hingewieſen, daß „das Recht eine organiſche 
Funktion des geſellſchaftlichen Lebens iſt“ und wir es in dieſem Sinne an⸗ 
wenden müſſen auf die neuen Tatbeſtände, die das Leben F 


Der Einfluß des Krieges auf die beſtehenden Dienſtverträge, 

insbeſondere auf diejenigen der Handlungsgehilfen. Kün⸗ 

digung oder Aufrechterhaltung der Dienſtverträge und Ver⸗ 
pflichtung zur Fortzahlung des Gehalts. 


Von Landrichter Dr. jur. et phil. Bovenſiepen in Kiel. 


Hunderttauſende von Dienſtverpflichteten hat der Ausbruch des 
Weltkrieges ſofort in den erſten Auguſttagen zur Fahne einberufen. 
weitere Hunderttauſende folgten ihnen bei Einberufung der Landwehr 
und des ungedienten Landſturms nach, noch immer dauern zufolge 
des Maſſenaufgebots der bisher Dienſtuntauglichen und der nunmehr 
als „felddienſtfähig“ ausgemuſterten Mannſchaften die Einberufungen 
der Dienſtnehmer der kaufmänniſchen und gewerblichen Berufe an. 
So beträgt die Geſamtzahl der heute ihrer Pflicht der Vaterlands⸗ 
verteidigung genügenden Dienſtnehmer aller Arten gewiß mehrere 
Millionen, ſteht doch die weitaus größte Anzahl aller unſerer deutſchen 
Volksgenoſſen in einem Dienſt ⸗oder Arbeitsverhältnis irgendwelcher 
Art. Neben dem Kaufe und dem Mietvertrag iſt der Dienſtvertrag 
der in unſerem Polke am weiteſten verbreitete typiſche Vertrag. Die 
aus ihm anläßlich des Krieges entſpringenden Rechtsfragen berühren 
daher die breiteſten Vollsſchichten und ſtellen ſich als ſoziale Maſſen⸗ 
phänomene allererſten Rangs von der größten wirtſchaftlichen Reich⸗ 
weite dar! Gerade hier muß unſere Rechtsordnung, ſoll anders ſie 
den im Intereſſe der Perkehrsſicherheit an fie unbedingt zu ſtellenden 
Anſprüchen einigermaßen gerecht werden, beſtimmte und für jeden be⸗ 
teiligten Volksgenoſſen klare und deutliche Regeln bereitſtellen. Aber 
leider läßt ſie es — wie wir ſogleich ſehen werden — gerade auf 
dieſem Gebiete ſehr an der nötigen Klarheit und Durchſichtigkeit 
fehlen. Nur für die gewerblichen Arbeiter im Sinne des Titels VII 
§ 105 ff. der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869 geben 
die 88 122 und 123 ebenda eindeutige und klare Vorſchriſten. Da⸗ 
nach beträgt im Zweifel mangels anderweitiger Vereinbarung für 

Blätter für Rechtspflege LXIII. N. F. XLII. 11 
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dieſe Arten Dienſtverpflichteter die Kündigungsfriſt für beide Teile 
14 Tage, außerdem aber können Geſellen und Gehilfen vor Ablauf 
der vertragsmäßigen Zeit und ohne Aufkündigung entlaſſen werden, 
„wenn ſie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig ſind“ (§ 123 Ziff. 8 
RGewdo.). Hierunter fällt auch, wie unſeres Wiſſens unbeſtrtten iſt, 
auch die anderweitige Verfügung über den Arbeiter durch militäriſchen 
Dienſt aller Art ). Sonderbeſtimmungen für die dauernd d. h. nicht 
nur vorübergehend angeſtellten Betriebsbeamten, Werkmeiſter und Tech⸗ 
niker, Chemiker, Zeichner und dergleichen „Privatbeamte“ mehr bringen 
die 88 133 a und 133 b, wonach dieſen Angeſtellten in Uebereinſtimmung 
mit den Vorſchriften über die Handlungsgehilfen nur zum Abſchluß 
eines Kalendervierteljahres unter Einhaltung einer ſechswöchigen Friſt 
gekündigt werden kann, es ſei denn, daß ein „wichtiger, nach den 
Umſtänden des Falles die Aufhebung rechtfertigender Grund vor⸗ 
liegt“ (8 133 b). Während alſo der einfache gewerbliche Arbeiter zu⸗ 
folge des Kriegdausbruchs ohne weiteres entlaſſen werden kann, denn 
die militäriſche Einziehung macht ihn zur übernommenen Arbeitsleiſtung 
„unfähig“, erhebt ſich hier bei den gewerblichen Betriebsbeamten die 
intereſſante und hochbedeutſame Frage: ſtellt ſich der Kriegsausbruch 
für den Unternehmer als ein wichtiger die ſofortige Entlaſſung recht⸗ 
fertigender Grund im Sinne des Geſetzes dar? Genau die gleiche 
Frage iſt ja auch für die in einem bürgerlich⸗ rechtlichen Dienſtver⸗ 
hältniſſe (nach 88 611 ff. BGB.) ſtehenden Vaterlandsverteidiger zu 


entſcheiden. Denn auch unſer BGB. enthält ſich hier auf dieſem 


Gebiete wie auch auf allen anderen (die einzige Ausnahme bildet 
wohl die „Kriegsverſchollenheit“) aller und jeder Spezialvorſchriften 
über den Einfluß des Krieges auf das beſtehende Vertragsverhältnis. 
All zu groß iſt freilich die wirtſchaftliche und ſozialpolitiſche Bedeutung 
dieſer Frage gerade nicht, denn dieſe Gruppe umfaßt eine verhältnis⸗ 
mäßig nur beſchränkte Anzahl von Dienſtnehmern, etwa: Privatlehrer, 
Erzieher, Redakteure und Privatſekretäre. Die anfängliche Rechtsun⸗ 
ſicherheit über dieſe Frage dürfte für die Praxis wenigſtens das ſehr 
dankenswerte und von durchaus zutreffenden ſozialpolitiſchen Er⸗ 
wägungen ausgehende Urteil des Reichsgerichts 3. Zivilſen. vom 
30. November 1915) beſeitigt haben. Danach liegt ein wichtiger Grund 
zur ſofortigen Entlaſſung grundſätzlich nicht ſchon dann vor, „wenn 
die unter der Einwirkung des Krieges entſtehende wirtſchaftliche Lage 
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Y Vgl. Lindenberg Reichsgewerbeordnung, 1913, Anm. 16 zu 8 123 
2) Vgl. DIE. 1916 S. 337 Ziff. 1. 
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den Betrieb, in dem der Dienſtverpflichtete tätig ſei, nicht mehr loh⸗ 
nend erſcheinen laſſe. Ja ſelbſt dann nicht, wenn aus dieſem Grunde 
der Dienſtberechtigte ſich zur Einſtellung des Dienſtes (? ſoll wohl 
heißen: Betriebes) entſchließe. Er habe inſoweit allein die wirtſchaft⸗ 
liche Gefahr des Betriebes zu tragen. . . . Für den Dienſtvertrag ſei 
erſt dann ein wichtiger Grund als vorhanden anzuerkennen, wenn 
die Weiterführung des Betriebes mit Rückſicht auf die Folgezuſtände 
des Krieges unmöglich erſcheine.“ Man wird a Ausführungen 
nur rückhaltslos beipflichten können. 

Für die Kündbarkeit der Handlangsgebelfen iſt hiermit 
aber noch nichts Abſchließendes gewonnen, denn außer dem mit dem 
§ 626 BGB. gleich lautenden § 70 HGB. findet ſich im § 72 Ziff. 3 
die Spezialbeſtimmung, daß eine die Zeit von acht Wochen überſtei⸗ 
gende militäriſche Dienſtleiſtung, ſofern nicht beſondere Umſtände eine 
andere Beurteilung rechtfertigen, den Prinzipal zur ſofortigen Entlaſſung 
des Handlungsgehilfen berechtigt. Man wird unter „militärifcher 
Dienſtleiſtung“ nicht bloß eine Uebung zur Friedenszeit, ſondern auch 
die Einberufung bei oder nach erfolgter Mobilmachung zu verſtehen 
haben ). Wenn ſchon in Friedenszeiten, während derer eine mili⸗ 
täriſche Dienſtleiſtung ſehr ſelten den Zeitraum von acht Wochen und 
auch dann nur um höchſtens einige Wochen überſchreiten wird, der 
Prinzipal zur ſofortigen Entlaſſung berechtigt ſein ſoll, um wieviel 
mehr muß ihm dieſe Befugnis für den Kriegsausbruch, der, wie der 
jetzige Weltkrieg zeigt, militäriſche Dienſtleiſtungen auf ganz andere 
Zeiträume, für Monate, man muß ſchon ſagen: Jahre, veranlaßt, 
zuſtehen? Seine Belaſtung iſt dann auch gewöhnlich viel größer als 
zur Friedenszeit! So wird es denn „als außer Zweifel ſtehend an⸗ 
zuſehen ſein“?), daß dem Prinzipal 8 72 Ziff. 3 HGB. zur Seite 
ſteht. Aber nun erhebt ſich weiter die höchſt wichtige Frage — und 
ſie ſteht im Mittelpunkt aller bisherigen Erörterungen —: verbleibt 


nach § 72 Abſ. 2 in Verbindung mit § 63 HGB. dem zur Fahne 


einberufenen Handlungsgehilfen der Anſpruch auf ungekürzte Aus⸗ 
zahlung ſeines Gehaltes durch ſechs Wochen hindurch? Die Meinungen 
gehen lebhaft durcheinander, faſt könnte man ſagen: tot capita quot 
sensus ). 


1) So auch e eee Kommentar zum HGB., 2. Auflage, 
Anm. 1 zu § 72 S 
Kipp non ee leges inter arma in R. u. W. 1914 S. 210. 
3 Eine 7 515 928 f. Bon geben: ang der Gemeinnützigen 
Rechtsauskunft 5 06 „Bondi in R. u 1915 S. 109/11 u. 
Dove in JW. 15, 6 
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Es kann natürlich nicht unſere Abſicht ſein, angeſichts der in der 
Fußnote erwähnten guten Ueberſichten hier das geſamte einſchlägige 
Material aus Rechtſprechung und Schrifttum nochmals zuſammenzu⸗ 
ſtellen, nur die wichtigſten Meinungdäußerungen ſeien kurz hervor⸗ 
gehoben. Wir können im großen und ganzem drei Anſichten unter⸗ 
ſcheiden: Die erfte — fie iſt in der Literatur die durchaus herrſchende 
und wird namentlich in den Kommentaren von Staub und Düringer: 
Hachenburg vertreten — verneint die Anwendbarkeit des § 63 
HGB. ſchlechthin. In beſonders ſcharfer Zuſpitzung gibt die 
Begründung das Oberlandesgericht Dresden: „Es gibt Ereigniſſe 
des täglichen Lebens, die wie z. B. Familienzuwachs, für den davon 
Betroffenen eine wirtſchaftlich ſchwierige Lage begründen können, die 
aber deswegen nun und nimmer ein Unglück darſtellen, wie anderer⸗ 
ſeits z. B. der Tod eines nahen Angehörigen ſehr wohl erhebliche 
wirtſchaftliche Erleichterungen zur Folge haben kann, deshalb aber 
doch zweifellos immer als Unglück betrachtet werden wird. Entſchei⸗ 
dend für den Begriff des Unglücks kann nur der von der allgemeinen 
Volksanſchauung getragene Sprachgebrauch fein, und dieſer ſieht in 
der Einberufung zu den Fahnen jedenfalls kein Unglück, ſondern er⸗ 
blickt in der dem Vaterlande geleiſteten Heeresfolge vielmehr die höchſte 
und ehrenvollſte Betätigung des Mannes, deren ſittlicher Wert alle 
damit etwa verbundenen, ſei es auch noch fo nachteiligen wirtſchaft⸗ 
lichen Begleiterſcheinungen weitaus überwiegt.“ Dieſer typiſchen Be⸗ 
gründung haben ſich auch in ihren Eingaben und Aeußerungen der 
Verband der deutſchen Handlungsgehilfen zu Leipzig, der Bund der 
techniſch⸗induſtriellen Beamten ſowie der Techniker⸗Verband angeſchloſſen. 
Die zweite Anſicht bejaht im ſcharfen Gegenſatz hierzu die Anwend⸗ 
barkeit des $ 63 HGB. ohne weiteres. Zahlreiche Kaufmannsgerichte 
vertreten ſie ); in der Literatur ſchließt ſich ihr u. a. der Kommentar 
von Lehmann⸗Ring, 2. Auflage, Anm. 2 zu § 63 S. 229 an. 
Typiſch für ſie iſt die Begründung des Kaufmannsgerichts Dresden 
vom 24. September 1914): „Der Krieg iſt etwas ganz Außerge⸗ 
wöhnliches und wird es immer bleiben. Während bei den mehr oder 
weniger regelmäßigen Friedens dienſtleiſtungen der wehrpflichtige Ans 
geſtellte auf vorher feſt begrenzte, die Dauer von acht Wochen nicht 
überſteigende Zeit ſeinem Berufe entzogen wird, iſt bei der Einbe⸗ 
rufung zum Kriegsdienſte die Dauer dieſer Entziehung ganz unbe⸗ 
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1) So namentlich das Kaufmannsgericht Berlin (DIZ. 1915 2.00 
2) Vgl. die Zeitſchrift „Gewerbe⸗ und Kaufmannsgericht“ Bd. 208 0 
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ſtimmt. Die Einziehung zu einer militäriſchen Friedensübung bedeutet 
für den Angeſtellten nur eine kurze Unterbrechung ſeiner Erwerbs⸗ 
tätigkeit; die Einziehung zum Kriegsdienſt beraubt ihn auf lange Zeit 
hinaus der Erwerbsmöglichkeit, jedenfalls auf längere Zeit, als dies 
meiſt bei einer Krankheit der Fall ſein wird. Es geht daher nicht 
an, die Einberufung zum Kriegsdienſt wie eine kurze militäriſche 
Friedensdienſtleiſtung zu behandeln. Bei der Beratung des Geſetzes 
iſt auch ſicher von keiner Seite an den Kriegsfall gedacht worden. 
Der Anwendung des 8 63 auf den Fall der Einberufung zum Kriegs⸗ 
dienſt ſteht alſo nach Anſicht des Gerichts die Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes nicht entgegen. Muß dies aber zugegeben werden, ſo 
bedarf es keiner beſonderen Ausführung, daß der Ausbruch eines 
Krieges für den wehrpflichtigen Angeſtellten als ein unverſchuldetes 
Unglück anzuſehen iſt. Denn mag der Krieg auch an ſich nicht als 
ein Unglück bezeichnet werden — zahlreiche und nicht die ſchlechteſten 
Kreiſe des Volkes erachten jeden Krieg, auch den ſiegreichen, aber als 
ein Unglück — ſo iſt er doch in ſeiner ökonomiſchen Bedeutung einem 
Unglück völlig gleichwirkend. In dieſem Sinne iſt die Einberufung 
zum Kriegsdienſte daher ein Unglück, das den Angeſtellten trifft, und 
ſelbſtverſtändlich iſt es ein von dem Angeſtellten nicht verſchuldetes 
Unglück.“ 

Die dritte Anſicht ſucht zu vermitteln, ſie ſtellt die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage ab auf die Umſtände des Einzelfalls und 
ſcheidet zwiſchen Verheirateten und Unverheirateten. Kennzeichnend 
für fie iſt die Begründung des Kaufmanndsgerichts Köln und des als 
Berufungsgericht tätig gewordenen Landgerichts Köln): 

Ww Man kann die Frage weder ſchlechthin bejahen noch ſchlechthin 
verneinen, ſondern man muß, ebenſo wie bei der Entſcheidung 
der Frage, ob der Krieg als höhere Gewalt anzuſehen iſt, jeden 
einzelnen Fall für ſich unterſuchen, wobei vom Standpunkt des 
Handlungsgehilfen aus, zu deſſen Schutz 8 63 HGB. beſtimmt 
iſt, die wirtſchaftliche Seite der Sache — das Ausbleiben des Ge⸗ 
halts — in den Vordergrund zu rücken iſt. Geht man hiervon aus, 
ſo iſt nicht einzuſehen, daß der Krieg und als deſſen Folge die Ein⸗ 
berufung zum Heeresdienſte für einen jungen Mann, der nicht für 
Weib und Kind zu ſorgen hat, ein Unglück im wirtſchaftlichen Sinne 
fein ſoll. Erhält er doch alles, was zu feinem Unterhalte erforder⸗ 
lich iſt, mit ſeinem Eintritt ins Heer umſonſt geſtellt. Anders iſt 


1) Vgl. GewKaufmGer. Bd. 20 Sp. 143. 
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die Sache bei einem Manne zu beurteilen, der kein Vermögen befigt 
und viele kleine Kinder zu Hauſe zurückläßt. Für ihn iſt die Einbe⸗ 
rufung zum Heeresdienſte als Folge des Krieges ein Unglück, das 
die Fortzahlung des Gehalts für ſechs Wochen rechtfertigt. Denn 
die geſetzlichen Beſtimmungen beruhen doch auf dem Gedanken, 
daß dem Handlungsgehilfen von ſeinem Prinzipal über die erſten 
ſchweren Wochen hinweggeholfen werden ſoll, bis andere Hilfs⸗ 
mittel, z. B. die geſetzliche Kriegsunterſtützung, in Wirkſamkeit 
treten. Die Einberufung zu einer gewöhnlichen militäriſchen 
Uebung in Friedenszeiten kann man mit der Einberufung zum 
Heeresdienſt in Kriegszeiten nicht auf die gleiche Stufe ſtellen. 
Erſtere erfolgt regelmäßig nicht über die Dauer von ſechs Wochen 
hinaus, für welche Zeit das Gehalt kraft Geſetzes weiterzuzahlen 
iſt. Die Einberufung zum Kriegsdienſt dagegen erfolgt plötzlich 
und unerwartet und iſt für den Einberufenen bzw. deſſen Familie 
gleichzeitig ein harter Schlag. Die Beſchränkung auf derartige 
Fälle wird ſich auch mit der Leiſtungsfähigkeit des Prinzipals 
regelmäßig im Einklange finden.“ 

Unſeres Dafürhaltens treffen dieſe von gutem ſozialpolitiſchen 
Verſtändnis getragenen Erwägungen durchaus in das Schwarze, aber 
die Rechtsunſicherheit wird durch die hier vorgeſehene ausſchlaggebende 
Berückſichtigung der Umſtände des einzelnen Falles nicht beſeitigt, 
ſondern eher noch verſchärft, die Entſcheidung wird nunmehr auf 
mehr oder weniger ſubjektive Erwägungen abgeſtellt, die den betreffen⸗ 
den Parteien ſelber vor Anhängigmachung des Prozeſſes durchaus 
unzugänglich ſind. So iſt es denn tatſächlich „oft die reine Lotterie, 
ob ein Handlungsgehilfe mit feinem Anſpruche auf die berühmten 
ſechs Wochen Gehalt durchkommt oder nicht“ !). Höchſt bedauerlich 
iſt es daher, daß nicht der Bundesrat auf Grund des „Ermächtigungs— 
geſetzes“ § 4 Abſ. 3 RGeſ. vom 4. Auguſt 1914 durch eine Ver⸗ 
ordnung mit klaren und deutlichen Worten angeordnet hat, was 
Rechtens fein ſoll, ob der Handlungsgehilfe einen Anſpruch auf den 
Sechswochengehalt hat oder nicht. Faſt unbegreiflich aber iſt es, daß 
er auch heute noch, nachdem eine wahre Maſſenkalamität in dieſer 
Hinſicht offen zutage liegt, der Eingaben und Vorſtellungen der 
verſchiedenſten kaufmänniſchen Verbände, insbeſondere des deutſch⸗ 
nationalen Handlungsgehilfenverbands, ungeachtet, den Erlaß einer 
ſolchen heilſamen Notverordnung ablehnen zu müſſen glaubt! Die 


1) Bondi a. a. O. 111. 


— 167 — 


gewaltige, geradezu ruinöſe Rechtsunſicherheit beweiſt aber wieder ein⸗ 
mal von neuem, wie verhängnisvoll die faſt vollſtändige Loslöſung 
der Gewerbe⸗ und Kaufmanndgerichte von den ordentlichen Gerichten 
auf die Zerſplitterung der Rechtſprechung eingewirkt hat. Unbedingt 
erforderlich wäre es ) für den Fall, daß ein Berufungsgericht in 
Sachen dieſer Sondergerichtsbarkeit von der Entſcheidung eines anderen 
Berufungsgerichts abweichen will, unter Anlehnung an § 28 FGG. 
das Reichsgericht zur Entſcheidung zu berufen. So würde wenigſtens 
eine einheitliche oberſte Rechtſprechung, die uns gerade auf dem Ge⸗ 
biete des gewerblichen und kaufmänniſchen Dienſtvertrages bitter not 
tut, geſchaffen werden! 

Alle unſere bisherigen Erwägungen, die ſchließlich auf den Erlaß 
einer Bundesratsverordnung im Sinne der mitgeteilten Kölner Ge⸗ 
richtsentſcheidungen hinausliefen, gingen dabei von der ſtillſchweigenden 
Vorausſetzung aus, daß es bei dem bisherigen Rechtszuſtande ſein 
Bewenden haben ſolle, wonach es dem Unternehmer ganz nach ſeinem 
Belieben freiſteht, ſeine gewerblichen und kaufmänniſchen Angeſtellten, 
auch wenn ſie ſich an ſich noch ſo trefflich bewährt haben, bloß unter 
Einhaltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt zu entlaſſen. Und doch 
läßt es ſich bereits für die Friedenszeit füglich bezweifeln, ob heute 
bei der gewaltigen Macht der in rieſigen Verbänden zuſammenge⸗ 
ſchloſſenen Arbeitgeber, die den geſamten Arbeitsmarkt wenigſtens in 
der Großinduſtrie durchaus beherrſchen, dieſes ſchrankenloſe, willkür⸗ 
liche Entlaſſungs⸗ und Kündigungsrecht gegenüber dem Dienſtver⸗ 
pflichteten aufrechterhalten werden kann. Gute Gründe laſſen ſich 
für eine Beſeitigung oder doch wenigſtens kontrollierbare Beſchränkung 
dieſer willkürlichen Kündigungsbefugnis anführen 2). Unſer Beſtreben 
muß jedenfalls — darüber herrſcht wohl Einverſtändnis bei allen 
ernſthaften Sozialpolitikern — dahin geben, das Arbeitsverhältnis 
jeder Art von den ihm anhaftenden Unſicherheiten und Unberechen⸗ 
barkeiten möglichſt zu befreien und es ſoweit als angängig dem 
Verhältnis des Staats⸗, Reichs⸗ oder Gemeindebeamten zu der ihn 
anſtellenden öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft anzunähern. Dazu gehört 
es aber auch, ihm einen Schutz gegen willkürliche Entlaſſungen 
einzuräumen, es kann nicht dem völlig freien Belieben des Dienſt⸗ 
berechtigten überlaſſen bleiben, ob er vielleicht Hunderte und Tauſende 

1) Bondi a. a. O. 111. | 

2 Vgl. namentlich die in dieſer Hinſicht bahnbrechenden ausge⸗ 

ichneten Darlegungen der beiden bekannten Sozialpolitiker: Fleſch, Zur 


tik des Arbeitsvertrags, Jena 1901, und Heinz Potthoff, Probleme 
des Arbeitsrechts, 1912. a 
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von Arbeitern oder ſonſtigen Angeftellten, die ſich ihm aus irgend⸗ 
einem Grunde mißliebig gemacht haben, zu entlaſſen und die Für⸗ 
ſorge für ſie unter Umſtänden, wenn ſie erſt nach längerer Zeit 
wieder Arbeit zu finden vermögen, der öffentlichen Armenpflege auf⸗ 
zubürden! In der Tat, „ſolange die freie Kündigung beſteht, bleiben 
alle Verſuche zur Sicherung der Bürgerrechte der Beſitzloſen nur von 
moraliſcher Bedeutung. Sie verſagen in dem Augenblick, wo mächtige 
Arbeitgeber nicht wollen.“ (Potthoff a. a. O. 233). 

Gerade jetzt für die Dauer des Krieges aber erſcheint eine Durch⸗ 
brechung des heute noch bei uns geltenden rein individualiſtiſchen 
und mancheſterlich liberalen Grundſatzes zum Schutze des Arbeitsver- 
pflichteten durchaus am Platze. Denn eine ganz ungemeine Härte, 
um nicht zu ſagen, Grauſamkeit, bedeutet es doch zweifellos, daß 
die Dienftverpflichteten, die ihr Vaterland und die zu Haufe Zurück⸗ 
gebliebenen mit Einſatz ihres Lebens verteidigen, nun von körperlich 
ſchwächeren und älteren Berufsgenoſſen oder gar von zum Erſatz heran⸗ 
gezogenen, womöglich ungeſchulten weiblichen Arbeitskräften gewiſſer⸗ 
maßen zur Strafe für ihre Vaterlands verteidigung endgültig ihrer 
früheren vor Kriegsausbruch von ihnen bekleideten Stellungen beraubt 
werden. Wünſchenswert wäre es gewiß allen Dienſtverpflichteten, 
gewerblichen Arbeitern, Technikern und Betriebsbeamten wie auch den 
Handlungsgehilfen, ihre Stellen bis nach Friedensſchluß offenzuhalten. 
Aber eine reſtloſe Durchſetzung dieſes Vorſchlags würde für die groß⸗ 
induſtriellen Betriebe geradezu unüberſehbare, wahrhaft revolutio⸗ 
nierende Folgen nach ſich ziehen. Die vielen Hunderttauſende, ja man 
kann wohl ruhig ohne Uebertreibung ſagen: Millionen von ſolchen ge⸗ 
werblichen Arbeitern können gar nicht nach Friedensſchluß ohne weiteres 
wieder in ihren alten Stellungen untergebracht werden, was ſollte 
dann aus ihren eingeſtellten Erſatzleuten werden? Eher läßt ſich auf 
einem Teilgebiete wenigſtens die Forderung verwirklichen, nämlich für 
den kaufmänniſchen Dienſtvertrag. Höchſt beachtenswert iſt in dieſer 
Hinſicht, auch für den reichsdeutſchen Geſetzgeber, die öſterreichiſche 
Kaiſerliche Verordnung vom 29. Februar 1916 (OeſtfGBl. Nr. 58 
und Wiener Zeitung vom 2. März 1916) über die Aufrechterhaltung 
von Dienſtverhältniſſen, die dem Handlungsgehilfengeſetz unterliegen, 
während des Krieges. Danach kann das Dienſtverhältnis aller der⸗ 
jenigen Handlungsgehilfen, die bereits am 25. Juli 1914 (als dem 
Tag der öſterreichiſchen Mobilmachung) ſchon durch einen Monat 
hindurch im Dienſte ſtanden und während dieſes Dienſtverhältniſſes 
zur militäriſchen Dienſtleiſtung einigerückt ſind, von keiner Seite durch 
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Kündigung gelöft werden. Alle Probedienſtverhältniſſe und ſolche, die 
nur für vorübergehende Zeit eingegangen ſind, werden alſo nicht berück⸗ 
ſichtigt. „Dienſtnehmer, die erſt nach dieſem Zeitpunkt eingetreten 
ſind, mußten damit rechnen, daß ihre Vorgänger nach dem Kriege 
wieder zurückkehren können. Ueberdies kann keinem Dienſtgeber zu⸗ 
gemutet werden, für einen Poſten mehrere Perſonen im Dienſte zu 
behalten“ (amtliche Begründung in der Wiener Zeitung). Um Um⸗ 
gehungen des Verbots zu hindern, gilt es bereits von dem Tage an, 
an dem der Dienſtpflichtige als zum Militärdienſt geeignet erklärt 
worden iſt. Auch kann der Dienſtnehmer nicht etwa deshalb vor⸗ 
zeitig entlaſſen werden, weil er infolge der militäriſchen Dienſtleiſtung 
an der Verrichtung ſeiner Dienſte verhindert wird. Den Perſonen, 
die zur militäriſchen Dienſtleiſtung eingerückt ſind, ſtehen gleich: alle 
diejenigen Perſonen, die auf Grund des § 4 KriegsLeiſt G. zu per⸗ 
ſönlichen Dienſtleiſtungen herangezogen werden, ferner Geiſeln und 
vom Feinde in Gefangenſchaft gehaltene Perſonen des Zivilſtandes. 
(§§ 1. 2 u. 10 VO.) . Während der Dauer der militäriſchen Dienſt⸗ 
leiſtung ruht das Dienſtverhältnis gewiſſermaßen, der Dienſtnehmer 
kann und braucht nicht ſeine Dienſte zu verrichten, der Prinzipal 
braucht ihm während dieſer Zeit kein Entgelt zu entrichten. Nur 
die Verſicherungspflicht in Anſehung der Kranken⸗, Unfall⸗ und Pen⸗ 
ſionsverſicherung während der Dauer der militäriſchen Dienſtleiſtung 
fällt fort (58 3 u. 9 BD.) Gebührt dem Dienſtnehmer vertrags⸗ 
mäßig nach Ablauf einer gewiſſen Dienſtzeit ein höheres Entgelt — 
eine derartige „automatiſche Gehaltsvorrückung“ iſt gerade bei größeren 
Unternehmungen gebräuchlich — ſo iſt beim Vorhandenſein der übrigen 
Vorausſetzungen dieſes Anſpruchs bei Berechnung der Dienſtzeit die 
Zeit der militäriſchen Dienſtleiſtung voll einzurechnen (§ 3 Abi. 2). 
Von Dienſtverträgen, die auf beſtimmte Zeit eingegangen ſind, 
regelt die Verordnung nur ſolche, die von vornherein auf eine längere 
Zeit als ein Jahr abgeſchloſſen waren. Um derartige Handlungs⸗ 
gehilfen gegenüber Dienſtverpflichteten auf unbeſtimmte Zeit nicht 
zu benachteiligen, beſtimmt $ 4 BD,, daß die Zeit der militäriſchen 
Dienſtleiſtung nicht in die Vertragszeit miteingerechnet werden darf, 
vielmehr verlängert ſich die Dauer des Dienſtverhältniſſes um die 
Zeit, während derer der Handlungsgehilfe zufolge ſeiner militäriſchen 
Dienſtleiſtung an der Verrichtung ſeiner Dienſte verhindert war. 
Nach Beendigung ſeiner militäriſchen Dienſtleiſtung iſt der Dienſt⸗ 
nehmer verpflichtet, den Dienſt wieder anzutreten. Tut er dies nicht, 
jo gilt dies als Austrittserklärung ($ 6). Es muß daher der Dienſt⸗ 
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verpflichtete, wenn nicht wichtige Gründe ſein Verhalten rechtfertigen, 
damit rechnen, wegen der Verletzung feiner Vertrags verpflichtung auf 
Schadenerſaz vom Dienſtberechtigten in Anſpruch genommen zu 
werden. 

Iſt der Dienſtnehmer nach Beendigung der militäriſchen Dienſt⸗ 
leiſtung aus einem auf die Dienſtleiſtung zurückzuführenden Grund — 
hierzu wird namentlich ſchweres körperliches oder geiſtiges Leiden in⸗ 
folge einer im Felde erlittenen Verwundung gehören — ohne ſein 
Verſchulden daran gehindert, den Dienſt wieder anzutreten, oder un⸗ 
fähig, die verſprochenen oder die den Umſtänden nach angemeſſenen 
Dienſte zu leiſten, ſo kann er das vertragsmäßige Entgelt auf die 
Dauer von ſechs Wochen beanſpruchen (§ 7). 

Für das nach Beendigung der militäriſchen Dienſtleiſtung fort⸗ 
geſetzte Dienſtverhältnis finden wieder die normalen Vorſchriften des 
Handlungsgehilfengeſetzes vom 16. Januar 1910 (R Bl. Nr. 20) An⸗ 
wendung. Nur zwei Ausnahmevorſchriften zugunſten des Dienſt⸗ 
berechtigten enthält die Verordnung. Einmal können nämlich ohne 
Zeitbeſtimmung eingegangene Dienſtverträge, bei denen eine Kün⸗ 
digungsfriſt nicht vereinbart war, die alſo ſonſt — entſprechend 
unſeren reichsdeutſchen Vorſchriften — nur unter einer Einhaltung 
einer ſechswöchigen Kündigungsfriſt für den Schluß eines Kalenderviertel⸗ 
jahres aufgekündigt werden könnten, unter Einhaltung einer ſechs⸗ 
wöchigen Kündigungsfriſt, die aber nicht, wie ſonſt, an einem be⸗ 
ſtimmten Tage endigen muß, gelöſt werden. „Damit ſollte einerſeits 
den vielfach geänderten Verhältniſſen bei Wiederantritt des Dienſtes 
Rechnung getragen, andererſeits Verzögerungen beim Dienſtantritt vor⸗ 
gebeugt werden, durch die die Kündigungsfriſt bis zum Schluſſe des 
weitfolgenden Kalendervierteljahres verſchoben werden könnte“ 1). 

Dienſtverhältniſſe alſo, für die eine längere als eine ſechswöchige 
Kündigungsfriſt vereinbart worden war, bleiben unberührt. 

Ferner kann der Dienſtnehmer die Gewährung eines Urlaubs 
gemäß § 17 des Handlungsgehilfengeſetzes erſt nach ſechs Monaten 
ſeit Wiederantritt ſeines Dienſtes verlangen (8 13). 

Bei Vergütung des vertragsmäßigen Entgelts für die Kündigungs⸗ 
friſt oder auf Grund des § 7 der Verordnung kann der Dienſtberechtigte 
anſtatt der vereinbarten Naturalvergütung wegen der Schwierigkeiten 
bei der Nahrungsmittelverſorgung eine Vergütung in Geld gewähren. 
a anderer Vereinbarung gebührt dem Dienſtnehmer für die 


1) Vgl. Felix Mayer die Aufrechterhaltung der aan Dienſtver⸗ 
Hältnine u Oeſterreich während des Krieges, DIZ. 1916 S. 386. f 
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Wohnung und Verköſtigung eine Entſchädigung im Betrage des auf 
die gleiche Zeit entfallenden Gehalts, mindeſtens aber wöchentlich für 
die Wohnung 2 Kronen 50 Heller und für die Verköſtigung 10 Kronen“ 
($ 10. 

Die militäriſche Dienſtleiſtung gilt mit dem Ablaufe des Tages 
als beendigt, an dem der Dienſtnehmer aus dem aktiven Militärver⸗ 
bande ausgeſchieden iſt (§ 11). 

Keine Anwendung finden die Vorſchriften der Verordnung, wenn 
der Betrieb des Unternehmens in der Zwiſchenzeit gänzlich oder in⸗ 
folge der kriegeriſchen Verhältniſſe zum größten Teile eingeſtellt iſt 
und wenn dieſer Zuſtand noch an dem Tage fortdauert, an dem der 
Dienſtnehmer den Dienſt wieder antreten ſoll ($ 12), „da es unbillig 
wäre, ſolche Unternehmer zur Wiederaufnahme von Angeſtellten zu 
verhalten, für die ſie keine Verwendung haben, und für den Dienſt⸗ 
nehmer kaum die Möglichkeit einer entſprechenden Betätigung gegeben 
wäre“ (amtliche Begründung in der Wiener Zeitung). 

Schwierigkeiten bot die Frage der Rückwirkung. Wäre der Ver⸗ 
ordnung rückwirkende Kraft nicht beigelegt worden, ſo kämen ihre Vor⸗ 
ſchriften nur für einen geringen Teil von Dienſtverhältniſſen in Betracht. 
„Sie mit uneingeſchränkter Rückwirkung auszugeſtalten, wäre hingegen 
ein Eingriff in eine Reihe von bereits geordneten Verhältniſſen, der zu 
Verwirrungen und Schwierigkeiten Anlaß geben müßte. Die Ver⸗ 
ordnung läßt daher (§ 14) die vor dem 1. Jänner 1916 in geſetz⸗ 
lich zuläſſiger Weiſe gelöſten Verhältniſſe unberührt und beſchränkt 
damit ihre Wirkſamkeit auf jene Dienſtverhältniſſe, die entweder auf⸗ 
rechterhalten oder in Schwebe geblieben ſind. Eine wirkſame Löſung 
vor dem 1. Jänner 1916 iſt aber nur dann zuſtande gekommen, 
wenn die Löſungserklärung dem anderen Teile auch zugegangen iſt und 
wenn, ſoweit es ſich um Kündigungen handelt, die Kündigungsfriſt 
vor dem 1. Jänner 1916 bereits abgelaufen war.“ (Amtliche Be⸗ 
gründung) Unbedingte Rückwirkung kommt alſo den Vorſchriften 
vom 1. Jänner 1916 ab zu. 

Ganz ähnliche Beſtimmungen wie die hier kurz ſkizzierte öſter⸗ 
reichiſche Verordnung vom 29. Februar 1916 brachte für das König⸗ 
reich Ungarn bereits die Verordnung vom 17. November 1915. 

Auch für unſere reichsdeutſchen Verhältniſſe wäre der alsbaldige 
Erlaß einer gleichlautenden oder doch wenigſtens in ihren Grundzügen 
ähnlichen Verordnung des Bundesrats recht wünſchenswert. Dankens⸗ 
wert iſt es daher in hohem Grade, wenn die unlängſt veröffentlichte 
Denkſchrift des Bundes der techniſch⸗induſtriellen Beamten „über ſo⸗ 
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ziale Demobiliſierungsmaßnahmen für die Pripatangeſtellten“ neben 
anderen Kriegsfürſorgemaßregeln auch den Ausſchluß der Kündigung 
für alle Angeſtellten in privaten Dienſten verlangt. Die Denkſchrift 
geht ſogar — und zwar unſers Erachtens mit Fug — inſofern noch 
weiter als die öſterreichiſche Verordnung, als fie die Kündigungsfriſt 
für alle Angeſtellten, die vor dem Kriege wenigſtens ein Jahr lang 
in ihrer Stellung waren, verlängern will. Bei einer Dienſtzeit von 
1—3 Jahren ſoll erſt drei Monate nach Dienſteintritt gekündigt wer⸗ 
den dürfen und bei längerer Dienſtzeit erſt nach ſechs Monaten. 
Weiſt jedoch der Arbeitgeber nach, „daß ihm infolge des Krieges die 
finanzielle Tragfähigkeit für die Durchführung dieſer Beſtimmung fehlt“, 
jo kann von der Einhaltung dieſer längeren Friſt auf Antrag Be— 
freiung bewilligt werden. Man wird dieſen Vorſchlägen nur bei⸗ 
pflichten können, denn den Kriegdteilnehmern gebührt unter allen Um⸗ 
ſtänden ein Vorzugsrecht auch gegenüber ihren während ihrer mili⸗ 
täriſchen Einberufung noch ſo bewährten Erſatzleuten, dieſe haben 
ihnen wieder den Platz zu räumen. 


FSürforge- oder Zwangserziehung. Künſtliche Hilfsbedürftig⸗ 
keit. Koſtentragung. 
(Thüringiſches gegen Preußiſches Oberverwaltungsgericht ). 
Von Amtsgerichtsrat Hanſen in Jena. 


Dieſe viel umſtrittenen Fragen find im nachſtehenden Rechtsfall 
behandelt worden, der den ganzen Inſtanzenzug der bürgerlichen Ge⸗ 
richte bis zum Oberlandesgericht Jena und der Verwaltungsbehörden 
bis zum Großherzoglichen Staatsminiſterium und dem Thüringiſchen 
Oberverwaltungsgericht durchlaufen hat. 


1) Sachſen⸗Weimar hat kein beſonderes Zwangserziehungsgeſetz. Die 
800880900 Beſtimmungen ſind im weimariſchen Ausführungsgeſetz zum 
BOB. 8 200—210 enthalten, von denen die folgenden hier von Bedeutung ſind. 

200. Ein Minderjähriger kann außer den Fällen der 88 1666 und 
1838 BGB. zum Zwecke der Erziehung in eine geeignete Familie oder 
Beſſerungsanſtalt untergebracht werden: 

a) wenn er nach Vollendung des var und vor Vollendung des zwölf⸗ 
ten Lebensjahres eine ſtrafbare Handlung begangen hat und die Unter⸗ 
bringung mit Rückſicht auf die Beſchaffenheit der ſtrafbaren Handlung, auf 
die Perſönlichkeit der Eltern oder ſonſtigen Erzieher oder auf die übrigen 
Lebensverhältniſſe des Minderjährigen zur Verhütung weiterer ſittlicher Ver⸗ 
wahrloſung notwendig iſt, | 
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I. Der Handarbeiter H. hatte mit feiner ſiebenjährigen Tochter 
unzüchtige Handlungen vorgenommen. Das Amtdgericht ſchritt des⸗ 
halb ein und erließ am 19. April 1913 folgenden Beſchluß: 

„Dem H. wird die Sorge für die Perſon ſeiner Kinder und zwar 
derjenigen, die bereits geboren ſind und die etwa noch geboren 
werden, hiermit entzogen.“ 

Es beſtellte einen Pfleger und wies ihn an, die Kinder ander⸗ 
weit unterzubringen. Das geſchah und zwar mit Hilfe und auf 
Koſten der Gemeinde. Dieſe betrachtete aber die Koſten nur als ver⸗ 
legt und verlangte ſie vom Staat erſetzt. Denn der obige Beſchluß 
enthalte eine Maßregel der Zwangserziehung, deren Koſten nach § 200 ff. 
AG. z. BGB. der Staat, vertreten durch den Großh. Bezirks⸗ 
direktor, zu tragen habe; ſie, die Gemeinde, habe nur aus Billigkeit 
und wegen Gefahr im Verzug vorläufig ihre Hilfe gewährt. Der 
Gemeindevorſtand beantragte demgemäß beim Amtsgericht, daß dieſes 
die Akten dem Großh. Bezirksdirektor zur Entſchließung hierüber vorlege. 
Das Gericht tat das auch, trat aber zugleich dieſer Auffaſſung ent⸗ 
gegen, wobei es von folgender Erwägung ausging: 

„Wir haben ſchon des öfteren betont, daß die Entziehung der 
Sorge für die Perſon keine Maßregel der Zwangserzie⸗ 
hung im Sinne des § 200 des AG. z. BGB. if. Es kommt 
deshalb auch nicht das Verfahren der 88 201/205 und die Koſten⸗ 
regelung der 88 206/207 hier in Frage. | 

Das Verfahren wegen Entziehung der Sorge für die Perfon 
oder für das Vermögen eines Kindes regelt ſich vielmehr ausſchließ⸗ 
lich nach den Grundſätzen des Geſetzes über die freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit; ſiehe Staudinger, Kommentar zum BGB. Bd. IV? 
S. 993 zu § 1666 Nr. IVe Das iſt im vorliegenden Falle beachtet 
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b) wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des völligen ſittlichen 
Verderbens des Minderjährigen notwendig iſt. 

8 201. Die Unterbringung zur örmangsergiehung erfolgt, nachdem das 
ee a Sr durch Beſchluß den Eintritt der Vorausſetzungen der 
SS 1666 und 1838 BGB. oder des 5 200 dieſes Geſetzes unter Bezeichnung 
der kon N erachteten Tatſachen feſtgeſtellt und die Unterbringung an⸗ 
geordnet hat. 

8 204. Der Vollzug des auf Unterbringung lautenden Beſchluſſes 
des Vormundſchaftsgerichts, insbeſondere die Entſcheidung darüber, ob der 
Minderjährige in einer Familie oder in einer Erziehungs⸗ oder Beſferungs⸗ 
anſtalt unterzubringen iſt, erfolgt durch den Bezirksdirektor. 

8 206. Die Koſten der Zwangserziehung ſowie der Fürſorge für die 
Entlaſſenen bei Beendigung der Zwangserziehung werden durch den Be⸗ 
dirksdirektor feſtgeſtellt und aus der Staatskaſſe beftritten. | 

8 207. Der dritte Teil der Koſten ift der Staatskaſſe vom Ortsarmen⸗ 
verband zu erſtatten. 
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worden. Wir haben ſodann den Kindern einen Pfleger beſtellt und 
ihn angewieſen, ſeine Mündel außerhalb des elterlichen Hauſes unterzu⸗ 
bringen. Das mußte ſelbſtverſtändlich geſchehen, wenn der obige 
Gerichtsbeſchluß durchgeführt werden ſollte. Die Kinder mußten aus 
der unſittlichen Atmoſphäre ihres Elternhauſes unbedingt entfernt und 
bei ſittlich zuverläſſigen Pflegeeltern untergebracht werden. Selbſt⸗ 
verſtändlich auf Koſten ihrer leiblichen Eltern, die ja trotz Entziehung 
der Sorge für die Perſon zum Unterhalt nach wie vor verpflichtet 
ſind. Wenn ſich nun herausſtellt, daß die leiblichen Eltern die Koſten 
nicht bezahlen können, ſo ſind die Kinder unterſtützungsbedürftig ge⸗ 
worden und müſſen Armenunterſtützung erhalten.“ 


Auch der Großh. Bezirksdirektor ſchloß ſich der Anſicht des Gemein⸗ 
devorſtandes nicht an und führte aus: 

„Ich lehne es ab, die Kinder des Handarbeiters H. in einer 
Familie oder einer Erziehungsanſtalt unterzubringen. 


Der Beſchluß des Großh. Amtsgerichts Jena vom 19. April 1913 
entzieht dem Vater die Sorge für die Perſon der Kinder. Die 
Unterbringung der Kinder in Zwangs8 erziehung ordnet er nicht 
an. Da nun die Fürſorgeerziehung minderjähriger Kinder dem Be⸗ 
zirksdirektor obliegt, wenn ein auf Unterbringung lautender Beſchluß 
des Vormundſchaftsgerichts vorliegt, ſo habe ich keine Veranlaſſung, 
die Fürſorgeerziehung der H.ſchen Kinder zu übernehmen, ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß das für die Anordnung der Zwangserziehung 
vorgeſchriebene Verfahren nicht beobachtet iſt. Ich muß es dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht überlaſſen, durch den Pfleger die Kinder in einer 
Familie auf Koſten des Vaters unterzubringen oder, falls der Vater 
keinen Unterhalt oder nur einen Teil des Unterhalts zu gewähren im⸗ 
ſtande iſt, für die Kinder im Wege privater Wohltätigkeit oder mit 
Hilfe des Ortsarmenverbandes zu ſorgen. Wenn der Ge⸗ 
meindevorſtand dem Erſuchen des Amtsgerichts Jena, dem Pfleger 
bei der Unterbringung der Kinder behilflich zu ſein, in der Weiſe 
entſprochen hat, daß er, obgleich keine Zwangserziehung angeordnet 
war, ſelbſt die Kinder in andere Pflege brachte und der Gemeinde 
dadurch Koſten verurſachte, die unnötig waren, wenn armenrechtlich 
Hilfsbedürftigkeit nicht gegeben war, ſo erzeugt das noch keinen An⸗ 
ſpruch auf Uebernahme der Kinder in ſtaatliche Fürſorgeerziehung. 
Hielt der Gemeindevorſtand aber Zwangserziehung für geboten, fo 
konnte er ja einen dahin gehenden Antrag beim Vormundſchaftsgericht 
ſtellen.“ 
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Hiergegen legte der Gemeindevorſtand Berufung beim Großh. 
Staatsminiſterium ein, wurde N auch dort mit folgenden Grün⸗ 
den abgewieſen: 

„Mit dem Beſchluß vom 19. April 1913 hat das Vormundſchafts⸗ 
gericht eine der Anordnungen getroffen, die ihm nach § 1666 BGB. 
gegeben ſind. Sein Beſchluß enthält nur die Entziehung der 
Sorge für die Perſon von H. Kindern, nicht aber die Ver⸗ 
hängung der Zwangserziehung über dieſe. Um die Zwangs⸗ 
erziehung herbeizuführen, hätte der Beſchluß die ausdrückliche An⸗ 
ordnung der Unterbringung enthalten müſſen (S 201 AG. z. BGB.). 
Eine ſolche Anordnung iſt auch nicht in der ſpäteren Weiſung an 
den Pfleger zu ſehen, er ſollte dafür ſorgen, daß die Kinder ander⸗ 
weit untergebracht werden. Dies iſt vielmehr nur eine Verhaltungs⸗ 
maßregel für den Pfleger. Der Tatbeſtand des § 201 AG. z. BGB. 
iſt daher nicht, wie der Gemeindevorſtand meint, erfüllt. Es fehlt 
in dem Gerichtsſchluß die ‚Anordnung der Unterbringung.“ Das 
Vormundſchaftsgericht hat ſeinen Beſchluß ſelbſt dahin ausgelegt, 
daß er keine Anordnung der Zwangserziehung enthalte. 

Der Großh. Bezirksdirektor hat es daher mit Recht abgelehnt, 
die Kinder H. in einer Familie oder Erziehungsanſtalt unterzubringen. 
Er war zu einer ſolchen Unterbringung weder verpflichtet, noch be⸗ 
rechtigt. 

Mit der (vom Gemeindevorſtand auch berührten) armenrecht⸗ 
lichen Seite ſolcher Fälle, wie des gegenwärtigen, hat ſich das Bundes⸗ 
amt für das Heimatweſen wiederholt beſchäftigt. Nach ſeiner feſt⸗ 
ſtehenden Rechtſprechung haben die Armenverbände einen auf Grund 
des § 1666 BGB. erlaſſenen Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts 
inſoweit gegen ſich gelten zu laſſen, als er die Trennung eines Kindes 
von ſeinen Eltern ausſpricht. Wenn die Eltern außerſtande ſind, 
die Koſten für die Unterbringung des Kindes außerhalb ihres Hauſes 
zu beſtreiten, ſo iſt, da eine Belaſſung des Kindes in dem Eltern⸗ 
hauſe nicht mehr angängig iſt, der Fall armenrechtlicher Hilfs- 
bedürftigkeit eingetreten, der die Armenverbände zum Ein⸗ 
ſchreiten verpflichtet (Entſcheidungen des Bundedamts Bd. 42 S. 67, 
Bd. 36 S. 52, Bd. 41 S. 75). Die Stellung des Bundesamts iſt 
von beſonderer Bedeutung, weil es ſich in einer anderen Entſcheidung 
(Bd. 38 S. 107) eingehend mit der Zwangserziehung nach Wei⸗ 
mariſchem Rechte beſchäftigt und ausgeſprochen hat, daß die Unter⸗ 
bringung zur Zwangserziehung nicht zu den u der Armen 
pflege gehört.” 
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II. In dieſem Beſchwerdeverfahren war ſonach die Gemeinde 
unterlegen, weil der fragliche Beſchluß des Amtsgerichts keine Jwangs⸗ 
erziehung anordnete und nicht auf Grund des § 200 AG. z. BGB. 
ergangen war. Um das herbeizuführen, beantragte nunmehr der Ge⸗ 
meindevorſtand beim Amtsgericht, die H.ſchen Kinder in Zwangs⸗ 
erziehung zu nehmen und einen formellen Beſchluß nach $ 200 
AG. z. BGB. zu erlaſſen. Das Gericht lehnte das ab; zur Zwangs⸗ 
erziehung liege kein Grund vor, weil ja die Kinder in keiner Weiſe ver⸗ 
wahrloſt wären und nur von ihrem Vater getrennt werden müßten. 

Gegen dieſe Ablehnung erhob der Gemeindevorſtand Beſchwerde 
und führte aus: 

„Der Beſchluß des Amtsgerichts vom 19. April 1913 ſei nichts 
anderes als Anordnung der Zwangserziehung, da aber das Gericht 
ſie nicht als ſolche anſähe, hätten ſich hinſichtlich der Koſtenfrage 
Schwierigkeiten ergeben. Die Anordnung der Zwangserziehung ſei 
im Intereſſe der Kinder das Beſte. Das Amtsgericht Jena verfolge 
in Erziehungsfragen keine einheitliche Praxis, indem es einmal regel⸗ 
recht die Zwangserziehung anordne, ein andermal dagegen nur dem 
Vater die Sorge für die Perſon ſeiner Kinder entziehe. Hierdurch 

würden unſichere Verhältniſſe geſchaffen.“ 

Das Landgericht Weimar wies aber die Beſchwerde mit ſolgen⸗ 
der Begründung ab: 

„Für die Fürſorgeerziehung kommen in Betracht die 8 1666, 
1838 BGB., EG. z. BGB. Art. 135 und die 88 200 ff. AG. 
z. BGB. Nach § 200 AG. z. BGB. kann ein Minderjähriger außer 
den Fällen der 88 1666 und 1838 BGB. zum Zwecke der Erziehung 
in eine geeignete Familie oder Anſtalt gebracht werden, wenn er ent⸗ 
weder eine ſtrafbare Handlung begangen hat — was hier nicht vor⸗ 
liegt — oder wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des völligen 
ſittlichen Verderbens des Minderjährigen notwendig iſt. 

Dieſe letztere Bedingung hat aber zur Vorausſetzung, daß 
ein Verſchulden der Eltern des Minderjährigen durch Miß⸗ 
brauch ihrer Erziehungsgewalt nicht vorliegt (vgl. Fiſcher⸗ 
Henle, BGB. zu Art. 135 EG. z. BGB. Anm. 4). Im Be 
ſchluß des Amtsgerichts Jena vom 19. April 1913 iſt aber ausdrück⸗ 
lich Mißbrauch der Sorge für die Perſon des Kindes durch den Vater 
feftgeftellt. 

Es kommen alfo für den vorliegenden Fall nur die Beſtim⸗ 
mungen des 8 1666 BGB. in Frage. Die Wahl der Maßregeln 
iſt ganz dem Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts überlaſſen. Es 
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kann, wie es im vorliegenden Falle geſchehen iſt, die Sorge für die 
Perſon des Kindes dem Vater entziehen. Das hat zur Folge, daß 
dem Kinde ein Pfleger zu beſtellen iſt, der das Recht der Sorge aus⸗ 
zuüben hat. Auch dieſe Maßregel iſt hier erfolgt. 

Das alles find Maßregeln nach $ 1666 BGB. Abſ. 1 S. 1, aber 
noch keine Anordnung der Zwangserziehung. (Vgl. Stau- 
dinger, Kommentar zum BGB. § 1666 und Kommentar des Reichs- 
gerichts zum BGB. § 1666.) Das wird auch nicht dadurch ge⸗ 
ändert, daß das Vormundſchaftsgericht dem Pfleger aufgegeben hat, für 
die Unterbringung der Kinder zu ſorgen. 

Das Amtsgericht war daher geſetzlich berechtigt, die im Beſchluß 
vom 19. April 1913 angeordnete Maßregel zu treffen. Die Anord⸗ 
nung der Zwangserziehung hätte erſt nach 8 1666 BGB. Abſ. 1 S. 2 
erfolgen können. Es hätte in dem Beſchluß ausdrücklich beſtimmt 
werden müſſen: Die Zwangserziehung wird angeordnet. | 

Es muß im Einzelnen dem Vormundſchaftsgericht überlaſſen 
werden, welche Maßregel es treffen will. Zunächſt wird es nur 
— bei vorliegendem Verſchulden der Eltern — die Entziehung der 
Sorge für die Perſon anordnen, als weniger ſtrenge Maßnahme, und 
dann erſt erforderlichenfalls die Zwangserziehung. 

Die beiden Mündel ſind bei der p. p. gut untergebracht. Ein 
Grund, die Kinder in Zwangserziehung zu bringen, liegt nicht vor.“ 

Auch die weitere Beſchwerde hatte keinen Erfolg. Das Ober⸗ 
laͤndesgericht Jena entſchied: 

„Die Rüge des Beſchwerdeführers, daß das Landgericht bei feiner 
Entſcheidung die Beſtimmungen des AG. z. BGB. zu Unrecht außer 
acht gelaſſen habe, iſt unbegründet. Das Landgericht führt aus, 
daß die Beſtimmungen des 8 1666 BGB. dann zur Anwendung 
zu kommen haben, wenn der Vater das Recht für die Sorge des 
Kindes mißbraucht § 200 AG. z. BGB.; dann, wenn außer dem 
Falle des 8 1666 BGB., alſo ohne einen ſolchen Mißbrauch des Vaters, 
ein Einſchreiten zum Wohle des Kindes erforderlich iſt. Dem iſt bei⸗ 
zutreten. Richtig iſt, daß die landesrechtlichen Beſtimmungen, ſoweit 
für fie nach § 135 EG. z. BGB. Raum iſt, die reichsrechtlichen 
Beſtimmungen ergänzen; eine ſolche Ergänzung ift aber da nicht ge- 
boten, wo das Reichsrecht, wie in § 1666 BGB., ſelbſt die Rechts ⸗ 
normen aufſtellt. 


§ 1666 BGB. überläßt es dem pfichtmäßigen Eimeſſen des 


Vormundſchaftsgerichts, welche Maßregeln es zur n der 
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Gefahr für das Kind treffen will. Das Vormundſchaftsgericht kann 
‚insbefondere‘ die Zwangserziehung anordnen; es kann ſich aber auch 
mit weniger einſchneidenden Maßnahmen begnügen, ſich z. B. darauf 
beſchränken, dem Vater das Recht der Sorge für die Perſon des Kin⸗ 
des zu entziehen. Es iſt nicht anzuerkennen, daß dieſe Entziehung 
die Zwangserziehung des Kindes zur Folge haben müſſe. Es ſei nur 
an den Fall erinnert, wenn der Vater es pflichtwidrig unterläßt, wegen 
einer dem Kinde zugefügten Mißhandlung Strafantrag zu ſtellen. Wird 
ihm in dieſem Falle die Sorge für die Perſon des Kindes entzogen 
und dem letzteren ein Pfleger zwecks Stellung des Strafantrags ge⸗ 
ſtellt, ſo kann oder braucht eine Zwangserziehung des Kindes nicht in 
Frage zu kommen. Auch der § 204 AG. z. BGB. iſt nicht verletzt. 
Er findet nur dann Anwendung, wenn das Vormundſchaftsgericht, 
ſei es auf Grund Reichsrechts, ſei es auf Grund Landesrechts (vgl. 
Art. 135 Abſ. 2 EG. z. BGB.) einen Beſchluß auf Zwangs er⸗ 
ziehung gegen das Kind erlaſſen . Ein ſolcher Beſchluß liegt 
aber nicht vor.“ 


III. Abgeſchreckt durch dieſe Mißerfolge, hatte die Gemeinde ihre 
Hilfe bei der Unterbringung weiterer Kinder verſagt und keine Pflege⸗ 
gelder mehr „verlegt“. Das Amtsgericht und auf ſeine Veran⸗ 
laſſung die Vormünder hatten deshalb beim Großh. Bezirksdirektor Be⸗ 
ſchwerde erhoben. Dieſer wies in allen Fällen, wo Eltern die Sorge 
für die Perſon ihrer Kinder entzogen war, den Gemeindevorſtand an, 
die Kinder im Wege der Armenpflege unterzubringen. 

Der Gemeindevorſtand kam dem nach, legte aber, um eine grund⸗ 
ſätzliche Entſcheidung herbeizuführen, in einem Fall, wo einer Mutter 
wegen lüderlichen Lebenswandels und Vernachläſſigung ihrer Kinder 
die Sorge für die Perſon entzogen war, Berufung beim Großh. Staats⸗ 
miniſterium, Departement des Innern, ein mit dem Antrage: die 
Verfügung des Großh. Bezirksdirektors aufzuheben und dieſen anzu⸗ 
weiſen, für die Unterbringung der Kinder ſelbſt zu ſorgen und die Koſten 
der Unterbringung auf die Staatskaſſe zu übernehmen. \ 

Das Großh. Staatsminiſterium verwarf die Berufung als unbe⸗ 
gründet und führte aus: 

„Liegt ſomit ein Beſchluß des Amtsgerichts auf Unterbringung 
der Kinder in Zwangserziehung nicht vor, fo iſt ein Eingreifen 
des Bezirksdirektors nach § 204 des mehrerwähnten Geſetzes ausge⸗ 
ſchloſſen. Vielmehr liegt, da die Kinder durch die Anordnung des 

Vormundſchaftsgerichts aus der Verfügungsgewalt der Mutter weg⸗ 


— 179 — 


genommen worden ſind und dieſer die Sorge für die Perſon der 
Kinder entzogen worden iſt und da hierdurch die Notwendigkeit der 
Unterſtützung aus öffentlichen Mitteln eingetreten iſt, ein Fall der 
Armenpflege vor, für deſſen Koſten die Gemeinde aufzukommen 
hat, nicht aber die Staatskaſſe, die lediglich die Koſten einer Zwangs⸗ 
erziehung zu tragen haben würde. Der Bezirksdirektor hat deshalb 
mit Recht durch den angefochtenen Beſchluß die Anweiſung gegeben, daß 
der Gemeindevorſtand die Kinder im Wege der Armenpflege unterzu⸗ 
bringen habe.“ | 

Gegen dieſe Entſcheidung erhob der Gemeindevorſtand Klage 
beim Thüringiſchen Oberverwaltungsgericht. Dieſes wies die Klage 
koſtenpflichtig ab. Aus dem Urteil vom 24. Juli 1915 ſei folgen⸗ 
des angeführt: 

„Die Anfechtungsklage iſt nach den in der mündlichen Verhand⸗ 
lung gemachten Ausführungen des Gemeindevorſtandes im weſent⸗ 
lichen auf zwei Gründe geſtützt: einmal darauf, daß der Staat, nicht 
der Ortsarmenverband zur Unterbringung der Kinder verpflichtet ſei, 
weil ein Fall der Zwangserziehung im Sinne der §§ 200 ff. des 
Weimar. AG. z. BGB. vorliege, und eventuell darauf, daß der Orts⸗ 
armenverband nach § 4 des Weimariſchen Ausführungsgeſetzes be⸗ 
treffend den Unterſtützungswohnſitz vom 23. Februar 1872 jeden⸗ 
falls nicht zur Tragung der Erziehungskoſten, ſondern nur zur Ge⸗ 
währung der notwendigſten Lebensbedürfniſſe, mit Einſchluß von 
Obdach, verpflichtet ſei. | 

Was den erſten Einwand anlangt, fo ſoll mit der Behauptung, 
der Fall der Zwangserziehung liege vor, ſowohl geſagt ſein, daß die 
Vorausſetzungen gegeben ſeien, unter denen das Zwangserziehungs⸗ 
verfahren eingeleitet werden mußte, als auch, daß dieſes Verfahren 
durch den Beſchluß des Amtsgerichts bereits eingeleiteit iſt. Mit der 
erſteren Behauptung allein kann ein Angriff gegen die Verfügung 
des Bezirksdirektors nicht begründet werden. Denn die Verpflichtung 
des Staates, für die Unterbringung erziehungsbedürftiger Kinder zu 
ſorgen, tritt erſt ein, nachdem das Zwangserziehungsverfah⸗ 
ren durch Beſchluß des Amtsgerichts förmlich eingeleitet 
iſt. Sofern aber kein anderer zur ſofortigen Behebung des Not⸗ 
ſtandes Verpflichteter vorhanden iſt, liegt jedenfalls, ſoweit es ſich 
um Unterhalt und Obdach handelt, eine unmittelbare Gefahr vor, 
die abzuwenden Aufgabe der Polizei iſt. Von einer Beſeitigung 
dieſer Gefahr könnte man im einzelnen Falle erſt dann ſprechen, 
wenn die Staatsverwaltung auf Grund eines die Zwangserziehung 
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anordnenden Beſchluſſes verpflichtet iſt, unmittelbar einzugreifen. 
Denn es kann dann vorausgeſetzt werden, daß ſie ſich ihrer öffentlich 
rechtlichen Verpflichtung nicht entzieht, und ſie würde dann, weil ihre 
Verpflichtung eine prinzipale iſt, ſich auch zur Behebung der Not⸗ 
lage nicht an eine andere Stelle wenden dürfen. Hiernach kommt es, 
wovon die angefochtene Entſcheidung des Staatsminiſteriums mit Recht 
ausgeht, lediglich darauf an, ob in dem Beſchluß des Amts⸗ 
gerichts ein Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts vorliegt, nie ihn 
§ 201 des AG. z. BGB. vorausſetzt. Dieſe Frage wird vom 
Staatsminiſterium mit Recht verneint. Auch das Oberverwaltungs⸗ 
gericht ſteht auf dem Standpunkt, daß es zur Einleitung der Zwangs⸗ 
etziehung im Sinne des Geſetzes nicht genügt, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen beſchlußmäßig feſtgeſetzt ſind, unter denen eine anderweite 
Unterbringung angezeigt oder gar notwendig iſt, und daß überhaupt 
eine Unterbringung angeordnet iſt, ſondern daß eben die Unterbrin⸗ 
gung im Wege der Zwangserziehung ausdrücklich an- 
geordnet ſein muß. Die beſondere Art der Zwangserziehung aber 
liegt darin, daß die Unterbringung der Kinder zum Zwecke der Er⸗ 
ziehung von Staats wegen unter Leitung des Bezirksdirektors in die 
Hand genommen wird (§ 204 a. a. O.). Es ſteht im freien Er⸗ 
meſſen des Vormundſchaftsgerichts, ob es dieſe oder eine andere Art 
der Unterbringung anordnen will. Zu einer anderen Auslegung des 
Geſetzes würde man nur dann kommen können, wenn keine andere 
Art der Unterbringung, als die von Staats wegen denkbar wäre. 
Das iſt aber nicht der Fall. Es iſt immer auch eine Unterbringung 
auf anderem — rein privatem — Wege in Betracht zu ziehen und 
eventuell vorzuziehen. § 1666 BGB. enthält keine Beſchränkung, 
wie auch ſchon in § 16 des Weimariſchen Geſetzes über die elterliche 
Gewalt und das Vormundſchaftsweſen vom 27. März 1872 dem 
Vormundſchaftsgericht für die Fälle der vorliegenden Art ganz all⸗ 
gemein das Recht gegeben war, „das Nötige“ zu verfügen. Daß 
darin durch § 201 a. a. O. etwas hat geändert werden ſollen, iſt 
nicht anzunehmen. Wenn dort von dem Einleitungsbeſchluß gefordert 
wird, daß er die Unterbringung“ anordnet, ſo kann damit nicht 
wohl etwas anderes gemeint ſein, als daß die Unterbringung zur 
Zwangserziehung, d. h. im Wege der ſtaatlichen Fürſorge angeordnet 
ſein muß. Das iſt aber in dem ſtreitigen Beſchluß des Amtsgerichts 
nicht geſchehe˙n Hiernach kommt es nur noch darauf an, 
ob die beſtehenden Landesgeſetze nicht inſofern verletzt ſind, als dem 
Armenverband durch die Polizeiverfüͤgung des Bezirksdirektors in der 
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Fürſorge für. die Kinder dem Umfange nach eine größere Leiſtung 


angeſonnen iſt, als er nach dem Geſetz zu gewähren hat. In dieſer 
Hinſicht iſt zunächſt zu bemerken, daß der Beſchluß des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts keine den Armenverband unmittelbar bindende Kraft 
in dem Sinne hat, als der Armenverband ſo zur Ausführung des⸗ 
ſelben verbunden wäre, wie der Staat im Falle der Einleitung der 
förmlichen Zwangserziehung. Die vom Vormundſchaftsgericht an⸗ 


geordnete Trennung der Kinder von ihrer Mutter und ihre ander⸗ 


weite Unterbringung und Erziehung liegt vielmehr dem beſtellten 
Vormund ob. Der Armenverband wird erſt dann — mittel⸗ 
bar — beteiligt, wenn ſich bei der Ausführung der geſetzlich 
begründeten Anordnung ein tatſächlicher Notſtand für die Kin⸗ 
der ergibt. Alsdann hat er in derſelben Weiſe einzutreten, wie in 


gleichen aus, anderer Veranlaſſung entſtandenen tatſächlichen Not⸗ 


ſtandsverhältniſſen. Er muß die durch den rechtsgültigen 
Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts geſchaffene Lage 


anerkennen. Inſofern tritt das Oberverwaltungsgericht der Auf⸗ 


faſſung, die das Bundesamt für das Heimatsweſen in ſtändiger Praxis 
feſtgehalten hat, bei. (Vgl. deſſen Entſcheidungen 36 S. 52 ff., 
59 ff.; 42, S. 67.) Die öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung des Armen⸗ 
verbandes gründet ſich dann aber allein auf das Reichsgeſetz über 
den Unterſtützungswohnſitz und das dazu ergangene Weimariſche 
Ausführungsgeſetz. Danach iſt der Gemeindevorſtand im Recht, wenn 
er ſeine Leiſtungen jedenfalls beſchränkt wiſſen will auf Gewährung 


der notwendigſten Lebensbedürfniſſe mit Einſchluß von Obdach. Das 


entſpricht nur der geſetzlichen Beſtimmung in § 4 des Weimariſchen 
Ausführungsgeſetze8s. Nicht iſt der Armenverband verpflichtet, für 
die Kinder eine Unterkunft zu ſchaffen, in der ſie regelmäßig häusliche 
Erziehung genießen. Aber dieſe Feſtſtellung begründet wiederum keine 
Beſchwerde gegen die angefochtene Verfügung des Bezirksdirektors. 
Denn dieſe Verfügung gibt keine andere Weiſung als die, die Kin⸗ 
der im Wege der Armenpflege unterzubringen. Damit iſt nicht 
mehr geſagt, als daß der Armenverband die ihm als ſolchem ob» 
liegenden Verbindlichkeit erfüllen, d. h. den notwendigen Lebensunter⸗ 
halt und Obdach gewähren ſoll. Die Verfügung des Bezirksdirektors 
iſt alſo unter der vom Gemeindevorſtand nicht beſtrittenen Voraus⸗ 
ſetzung, daß den Kindern beides fehlt, nicht zu beanſtanden. Der 
Gemeindevorſtand würde ihr andererſeits genügen, wenn er nur die 
angegebenen Leiſtungen machte, alſo etwa die Kinder in einer ge— 
eigneten, einfachen Verſorgungsanſtalt oder bei Leuten unterbrachte, 
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die abgeſehen von Obdach und. Nahrung keine beſondere geiſtige 
Beaufſichtigungs⸗ und Erziehungsarbeit leiſten können. Dadurch würde 
allerdings ein ſehr unerwünſchter Zuſtand herbeigeführt und der Zweck 
der Anordnung des Vormundſchaftsgerichts, den Kindern eine normale 
Erziehung zu verſchaffen, nicht erreicht, und der Hinweis des Ge⸗ 
meindevorſtandes iſt zutreffend, daß ein ſolcher Zuſtand nur beſeitigt 
wird, wenn entweder der Ortsarmenverband oder die Gemeinde als 
ſolche über ihre geſetzliche Verpflichtung hinaus für eine vollkommenere, 
mit ordentlicher häuslicher Erziehung verbundene Unterbringung ſorgt, 
oder wenn das Vormundſchaftsgericht andere Maßnahmen trifft, die 
zu dem von ihm gewünſchten Ziele führen.“ 

Die Beſorgnis des Oberverwaltungsgerichts, daß das Armen⸗ 
geld nicht genüge, dürfte unbegründet ſein. Deſſen Höhe iſt 
zwar nicht geſetzlich feſtgelegt, ſondern den einzelnen Armenbehörden 
zur Entſcheidung für jeden einzelnen Fall überlaſſen. Aber der Ge⸗ 
ſetzgeber hat doch einen Anhalt gegeben, indem er durch Geſetz vom 
21. Januar 1914 beſtimmt hat, was ſich die Armenbehörden unter⸗ 
einander erſtatten müſſen. Danach ſind, wie in Preußen, für einen 
Hilfsbedürftigen über 14 Jahre 90 Pf., unter 14 Jahren 60 Pf. 
täglich zu zahlen, abgeſehen von Kleidung und ärztlicher Behand⸗ 
lung. Das entſpricht alſo ungefähr dem Pflegegeld, das für unehe⸗ 
liche Kinder gezahlt zu werden pflegt, nämlich 20 M. im Monat. 
Und dafür kann man Kinder ohne Schwierigkeit bei braven Leuten 
gut unterbringen. 

Ganz beſonders hervorzuheben iſt der Ausſpruch: die Armen⸗ 
behörde muß die durch den rechtsgültigen Beſchluß des 
Vormundſchaftsgerichts geſchaffene Lage anerkennen; 
d. h. ſie muß für die Unterbringung ſolcher Kinder ſorgen und Armen⸗ 
geld bezahlen. Das Thüringiſche Oberverwaltungs⸗ 
gericht hat ſich ſonach auf denſelben Standpunkt geſtellt, wie das 
Preußiſche Kammergericht und das Bundesamt für das 
Heimatsweſen; ſteht alfo, wie dieſe, im vollen Gegenſatz zum 
Preußiſchen Oberverwaltungsgericht. Damit iſt für Sachſen⸗ 
Weimar die bekannte wichtige Streitfrage behoben, die in Preußen 
durch die widerſprechende Rechtſprechung des Oberverwaltungs⸗ und 
Kammergerichts faſt zu einer Na der Fürſorgeerziehung ge⸗ 
| führt hat. 
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Rechtsgüteverfahen und Erſparnis von Richtern und An- 
wälten. | 
Bon Landgerichtsrat R. Eberhard, Schwerin i/M. 


Der Weltkrieg hat ungeheure Lücken in alle Stände und Ber 
rufe geriſſen. Gewaltige Mengen geiftiger Fähigkeiten, zukunftsreicher 
Moglichkeiten find unwiederbringlich dahin. Auch die führenden 
Schichten haben unſagbare Blutopfer gebracht. Ueberall Lücken, 
überall unbeſetzte Stellen, überall unerſetzliche Verluſte, und gerade 
der jugendliche Nachwuchs dieſer Schichten, auf den wir voll Stolz 
und Hoffnung blickten, iſt in vollen Garben dahingeſunken vor der 
Sichel des Schnitters Tod. Und noch immer iſt kein Ende zu ſehen, 
noch immer fordert der Krieg neue Opfer. 

Dies gilt auch für die Richter, Gerichtsſchreiber, Staats⸗ Amts- 
und Rechtsanwälte. Jede Nummer der Deutſchen Richterzeitung, 
jede Nummer der Juriſtiſchen Wochenſchrift meldet neue Verluſte von 
Richtern, Anwälten, Aſſeſſoren, Referendaren und Gerichtsſchreibern; 
und die Zahl der gefallenen Studenten und Kandidaten der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft iſt rieſengroß. Dazu die Lücken in allen möglichen an⸗ 
deren Beamtenklaſſen und Berufen, die vordem von Juriſten ausge- 
füllt wurden. Wie mag’d da nach dem Kriege werden, wenn das 
Leben wieder ſeinen alten Gang geht, ja, wenn die neuen Aufgaben, 
die unſerer harren, an uns herantreten? — Da mag vielleicht jemand 
ſagen: „Gottlob, daß es einige Juriſten weniger gibt, dieſe Sorte 
von Menſchen machte ſich allzu bereit, ihren Formalismus, ihre 
kleinliche Geſetzeskrämerei haben wir ſatt, und des AAſſeſſorismus' 
ſind wir gründlich überdrüſſig.“ Nun zugegeben, daß manche Stellen 
in unſerem Staats- und Wirtſchaftsleben von Juriſten beſetzt waren, 
die beſſer oder mindeſtens ebenſogut von Perſonen mit anderer Vor⸗ 
bildung beſetzt worden wären, zugegeben auch, daß es unter den 
Juriſten formaliſtiſche Weltfremdlinge gibt, ſo iſt doch andererſeits 
unzweifelhaft richtig, daß es bei unſerem verwickelten Rechts⸗ und 
Wirtſchaftszuſtande eben ungezählte Fachjuriſten geben muß und daß 
es unter dieſen Fachjuriſten — zumal in neueſter Zeit, wo die Stürme 
der Freirechtsbewegung dahergebrauſt ſind, und wo der Weltkrieg 
überall das ſoziale Empfinden wachgerufen hat — Ungezählte mit 
weltoffenem Blick und warmem ſozialen Empfinden gibt. 
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Da harren denn dieſer durch den Krieg dezimierten Fachjuriſten 
geradezu ungeheure Aufgaben. Da heißt es: „Siehe die Ernte iſt 
groß, aber wenige ſind der Arbeiter.“ Wie wollen die übriggebliebenen 
Richter, Staatsanwälte und Rechtsanwälte — um bei dieſen ſtehen⸗ 
zubleiben — den tauſendfältigen alten und ungezählten neuen 
Aufgaben gerecht werden? Denn das iſt gewiß, bei dem neuen 
Aufbau unſeres Vaterlandes nach dem Kriege werden an jeden Stand, 
und ſo auch an die Richter und Anwälte neue Aufgaben herantreten, 
und dabei iſt es ganz gleichgültig, ob ein größeres Deutſchland uns 
beſchieden ſein oder ob es in ſeinen alten Grenzen verbleiben wird. 
Nun, ſei das neue Deutſchland ein größeres oder nicht, ein beſſeres 
muß es auf alle Fälle werden. Die Schäden, woran wir vor dem 
Kriege krankten, müſſen überwunden und dem werdenden neuen Leben 
muß die Bahn bereitet werden. Es gibt nur Aufſtieg oder Nieder⸗ 
gang. Und wenn wir Deutſchen jetzt zu dieſer unſerer Schickſals⸗ 
ſtunde verſinken, ſo „verſinkt die ganze Menſchheit mit ohne Hoffnung 
einer einſtigen Wiederherſtellung“. Alſo ruft es uns Fichte am Schluſſe 
ſeiner Reden an die deutſche Nation zu, Ro mahnen uns die Stimmen 
unſerer im Felde gefallenen Brüder. Ja, ein beſſeres Deutſchland 
ſoll und muß es werden, ſonſt iſt alles, ja wirklich auch alles um⸗ 
ſonſt geweſen. Das Leben, von dem wir ſagten, daß es nach dem 


Kriege ſeinen alten Gang gehe, darf eben nicht wieder ſeinen alten 4 


Gang gehen, nein, es muß einen ganz anderen, einen neuen Gang 
gehen, und ein jeder von uns hat die heiligſte Pflicht vor dem Vater⸗ 
lande, vor den gefallenen Brüdern, vor den heimkehrenden Helden. 
ihren Wunden, Leiden und Nöten, vor den zukünftigen Geſchlechtern, 
die Pflicht, zu ſorgen und zu ſchafſen, daß es in Deutſchland anders, 
neu, beſſer werde. 

Da heißt es denn überall, 50 heißt es auch für Richter und 
Anwälte, den Blick aufs Weſentliche, aufs Notwendige, aufs Frucht⸗ 
bare zu richten, allem Unweſentlichen, allem Ueberflüſſigen, allem 
Firlefanz, Formelkram und Unfruchtbaren Abſchied zu ſagen und zu 
tun, was nötig iſt. Da müſſen alle Berufe, Stände und Volksſchichten 
ernſte und gründliche Einkehr bei ſich halten und ſich darauf beſinnen, 
worauf es ankommt. Worauf es aber ankommt, ja, einzig und allein 
ankommt, das iſt der Wiederaufbau des deutſchen Vaterlandes, gegründet 
nicht auf kraſſen Egoismus und kleinlichen Individualismus, nicht auf 
Profit, Nutzen, Behagen des Einzelnen, ſondern auf das Wohl des 
Ganzen, auf das Gedeihen der Gattung, auf die innere und äußere 
Geſundheit des Staates. „Das Gemeinwohl das oberſte Geſetz“ heißt es 
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da. Ein jeder hat Opfer zu bringen zum Heile des Ganzen, nicht bloß 
an Steuern, wie fie ſchon im Reich und den Bundesſtaaten beſchloſſen 
ſind und noch weiter kommen müſſen, ſondern auch durch Aufgabe 
von Behagen, Losſagen vom altgewohnten Schlendrian, Beugung 
des Eigenwillens. Wenn dieſer Weltkrieg uns etwas gelehrt hat, ſo 
iſt es das: Ein jeder von uns iſt mit allen Wurzeln und Faſern 

ſeines Weſens verankert in dem überindividuellen Organismus ſeines 

Volkes. Er iſt nur Glied am Leibe des Staates, der, je kräftiger. 
geſunder und machtvoller er iſt, deſto kräftiger die Kultur fördert 
und der Barbarei wehrt. Darum ſtehen wir alle auf Gedeih und 
Verderb mit dieſem Staate, und unſer eigenes Leben hat Halt, Be⸗ 
ſtand und Kraft, ja auch Sinn und Wert nur in dieſer gliedhaften 
Verknüpfung mit dem Leben der im Staat verkörperten Gattung. 
Alle für einen, und einer für alle, heißt es jetzt im Kriege, und ſo 
ſoll und muß es auch nach dem Kriege heißen. Gerechtigkeit heißt, 
jedem das Seine zuteilen. Wem aber zuerſt und zumeiſt das Seine 

zugeteilt werden muß, das iſt der Staat, und ein jeder hat Anſpruch, 
daß ſeine individuellen Rechte berückſichtigt werden, nur inſoweit, als 
dies mit dem Rechte des Staates vereinbar iſt. Darum, wenn z. B. 
das Wohl des Staates es verlangt, daß eine Berufung in Bagatell⸗ 
ſachen nur in beſchränktem Maße zuläſſig iſt, wenn dies teils aus 
Mangel an Richtern, teils um der ſchrankenloſen verderblichen Prozeß⸗ 
ſucht zu ſteuern, notwendig iſt, ſo hat ſich jedermann willig darein zu 
finden und ſeine Prozeßſucht eben zu zügeln. 

Das Wort: das höchſte Geſetz iſt das Wohl des Staates, kann 
nicht genug in die Geiſter hineingehämmert werden. Denn auch wenn 
wir — wie wir zuverſichtlich hoffen — ſiegreich aus dieſem männer⸗ 
mordenden Kriege hervorgehen, müſſen wir gerüſtet und gewappnet 
ſein gegen ungezählte Todfeinde da draußen, dürfen wir nicht einen 
einzigen Augenblick ſäumen, um im Innern all die Wunden zu heilen, 
die Schäden zu beſſern, die Nöte zu kehren. Da heißt es: „Alle Mann 

an Bord, jeder an feinen Poſten, friſch ans Werk“. Ja, an das 
Werk, das not tut, das die Stunde gebietet, das das Wohl des 
Ganzen erheiſcht, nicht an ein Werk, das überflüſſig, unnütz, ſchädlich 
iſt. Haushalten mit den Kräften, ſie an der rechten Stelle einſetzen, 
mit der durch die Verluſte gelichteten Schar das Menſchenmögliche er⸗ 
reichen, darauf kommt's an. Das iſt der allein maßgebende Geſichts⸗ 
punkt, dem alle individuellen Rückſichten, Neigungen, Wünſche unter⸗ 
zuordnen ſind. Nur ſo können wir uns aus der Tiefe zu neuem 
kräftigen Leben erheben, nur ſo unſere, unſerer Kinder und Kindeskinder 
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Zukunft ſichern, nur ſo die neue Zeit, die jetzt anhebt, „vorangehend 
und vorbildend für die übrigen Völker beginnen“, wie dies Fichte in 
ſeinen Reden an die deutſche Nation eben uns Deutſchen „anmutete“. — 

Darum alfo auch Rechtsfriede, und zwar abgeſehen von vielen 
anderen Gründen, auch aus dem Grunde der Beamten⸗ und Anwalts⸗ 
Erſparnis. Eine Kräftevergeudung im Dienſte elender Streitſucht, 
armſeliger Rechthaberei, übertriebener Eitelkeit, jämmerlicher Pfennig⸗ 
fuchferei, ſchnöden Mammonsgeiſtes können wir uns nicht mehr leiſten, 
eine Kräftezerſplitterung durch Bereitſtellung von Richtern und An⸗ 
wälten zu dem Zwecke, um ein ſchrankenloſes Prozeſſieren zu ermöglichen 
und die Prozeßſucht geradezu großzuzüchten, können wir nicht mehr ver⸗ 
antworten. Gewiß iſt der „Kampf ums Recht“ mit dem Schimmer 
des Ideals umkleidet. Aber wie ſelten iſt ſolch ein Kampf ums 
Recht um des Rechtes willen, wie unzählige Male verbirgt ſich hinter 
ihm die niedrigſte Geſinnung, die gröblichſte Unvernunft, ja wie oft 
geradezu ein böſer Wille. Und dem entgegenzutreten, iſt eben vater⸗ 
ländiſche Pflicht, ja Menſchenpflicht. Darum Erziehung der Bevölkerung 
zum Rechtsfrieden, und darum um ſo mehr auch auf den Gerichten 
und in den Anwaltsbureaus haushalten, ſparen mit Kräften, fie am 
rechten Orte einſetzen, und am rechten Orte handeln. 

In der Tat, unendlich groß iſt das Gebiet, wo von wiſſenſchaft⸗ 
lich gebildeten Juriſten gehandelt werden muß. Ein Doppeltes iſt 
notwendig, die Rieſenaufgaben der Rechtspflege mit ihren verſchiedenſten 
Gebieten zu bewältigen, und daneben juüriſtiſch geſchulte Kräfte frei⸗ 
zubekommen, um an anderer Stelle, auf anderen Poſten verwendet 
zu werden. Einen jeden Richter und Rechtsanwalt, der Einblick in 
die Sache hat, erfaßt geradezu ein Grauen, wenn er an all die liegen⸗ 
gebliebenen Prozeße denkt, die nach dem Kriege einer fröhlichen — 
ach nein einer höchſtbetrüblichen Auferſtehung harren. Und dabei 
ſchwillt jetzt in der Kriegszeit nach anfänglichem Abflauen die Zahl 
der Prozeſſe infolge der wirtſchaftlichen Schwierigkeiten der Kriegszeit, 
aber auch infolge des im Trüben fiſchenden Spekulantentums wieder be⸗ 
drohlich an. Man denke nur an die unzähligen Prozeſſe auf Schaden⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung von Lieferungsgeſchäften, wo der Beklagte 
Unmöglichkeit der Erfüllung infolge der Kriegslage oder der Kriegs⸗ 
verordnungen behauptet, Prozeſſe, die in tatſächlicher und rechtlicher 
Beziehung überaus ſchwierig ſind, und bei denen man ſich des Ein⸗ 
drucks vielfältig nicht erwehren kann, daß es ſich im Gtunde auf 
der einen oder anderen Seite, oder auf beiden Seiten um Spekulation 
handelt. Solche üble Spekuliererei tritt aber auch in manchen 
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anderen Prozeſſen oft draſtiſch genug zutage, und ſo ſieht man die 
Flut der Prozeſſe ſchon wieder recht beſorglich anſteigen. — Kürzlich 
ereignete ſich bei einem mecklenburgiſchen Landgericht, bei dem trotz 
ſeiner verhältnismäßigen Kleinheit eine ganze Reihe von Richtern, 
Staats⸗ und Rechtsanwälten infolge Kriegseinberufung fehlt, folgender 
Vorfall, den ich hier als Zeichen der Zeit mitteile. Ein Anwalt 
hatte einen Prozeß um ländliche Grundwaſſerverhältniſſe für einen 
Bauern in erſter Inſtanz beim Amtsgericht geführt, ihn aber verloren. 
Er legte nun Berufung beim Landgericht ein, begründete ſie aber nicht 
und legte nunmehr ſeinen Auftrag nieder: er halte zwar die Berufung 
für ſehr ausſichtsvoll, könne aber den Prozeß nicht weiter führen, da dies 
ſehr ſchwierig und zeitraubend ſei, und er derart mit Arbeit überhäuft 
ſei, daß er den Prozeß nicht mit der gehörigen Sorgfalt führen könne. 
Die Folge war, daß der Bauer ſich an andere Anwälte wandte, die 
natürlich, nachdem ſie vom Verhalten ihres Kollegen erfahren hatten, 
die Uebernahme des Auftrags ablehnten, zumal auch ſie ſelbſt durch 
eigene Arbeit und durch Vertretung einberufener Kollegen ſehr in An⸗ 
ſpruch genommen waren. Schließlich beantragte der Bauer dann 
nach § 33 RAO. beim Gericht die Beiordnung eines Anwalts, wor⸗ 
auf ihm dann natürlich der Anwalt der erſten Inſtanz als der Ge⸗ 
eignetſte beſtellt wurde. Selbſtverſtändlich kann man ſich denken, wie 
ſich der Prozeß nun mühſam dahinſchleppen wird, bis er dann, wenn 
viel Zeit, Geld, Arbeits- und Nervenkraft vergeudet iſt, am Ende 
vorausſichtlich doch verglichen wird 9). Ich meine, dies Zeichen der Zeit 
ſpricht Bände und lehrt mehr als etwas, daß notwendig iſt die 
Richter⸗ und Anwaltserſparnis und eine geeignete Sühneeinrichtung. 


Und nun zu den neuen Aufgaben, die der Männer mit juriſtiſcher 
Vorbildung harren. Bei dem immer verwickelter und immer ſchwieriger 
werdenden Rechtszuſtande, bei der immer ſteigenden Menge derer, die 
unentgeltlichen Rechtsrat bedürfen, wird es baldigſt notwendig ſein, 
gemeinnützige Rechtsauskunftſtellen im weiteſten Umfange einzurichten. 
Ja, dieſe Stellen, die zugleich im Sinne einer Prozeßverhütung und 
des Rechtsfriedens zu wirken hätten, müſſen fo bald wie möglich, und 
zwar bei unſeren vielen Kriegsbeſchädigten, die zur Regelung ihrer 
Anſprüche und Wiedereingliederung in das Wirtſchaftsleben des Rechts- 
rats bedürfen, und bei den vielen wirtſchaftlichen Kriegsverordnungen, 
die beinahe kein Menſch mehr überſehen kann, ſchon jetzt im Kriege 


1) Anm. Der Prozeß iſt, wie nachträglich bemerkt wird, inzwiſchen 
durch Urteil entſchieden 


in ausgedehnten Maße eingerichtet werden. — Dazu drängt in 
größeren Städten die Entwicklung auf Einführung von Berufsvor⸗ 
mundſchaften hin, wozu oft auch Juriſten verwendet werden müſſen. 
Ferner ſind kurz vor dem Kriege die Reichsverſicherungsordnung und 
das Angeſtellten⸗Verſicherungsgeſetz in Kraft getreten. Beide werden 
notwendig ausgebaut werden müſſen und eine große Zahl juriſtiſch 
gebildeter Kräfte beanſpruchen. Das Prinzip laissez faire, laissez 
aller hat gründlich abgewirtſchaftet, und die ſchwierige wirtſchaftliche 
Lage nach dem Kriege wird neue ſozialpolitiſche Maßnahmen durch⸗ 
greifender Art notwendig machen, zu deren Durchführung eben a uch 
wiſſenſchaftlich gebildete Juriſten erforderlich ſein werden. Dieſe 
ſchwierige wirtſchaftliche Lage, die zugleich eine Hochflut von Prozeſſen 
und Konkurſen herbeiführen wird, bedarf aber auch noch anderer 
Maßnahmen. Es gilt, die vielen Leute, die wirtſchaftlich ſchwer er⸗ 
ſchüttert find und mehr oder weniger am Rande des Konkurſes ſtehen, 
zu ſtützen und ihnen die Hand zu bieten, daß ſie die ſchwere Bedrängnis 
überwinden. Da werden vor allem auf lange Zeit hinaus Treu⸗ 
handgeſellſchaften in umfaſſendem Maße eingreifen müſſen, um die 
Verhältniſſe ungezählter Geſchäftsleute und Landwirte zu „ſanieren“. 
Auch hier ein Betätigungsfeld für Juriſten, die Hand in Hand mit 


Männern aus den Kreiſen der Geſchäftswelt oder der Landwirtſchaft 


zum Wohle des Einzelnen und der Geſamtheit wirken. In derſelben 
Richtung wird auch die jetzt ſchon eingeführte Geſchäftsaufſicht zu 
wirken haben, wo eben auch ein Betätigungsfeld für Juriſten iſt. Ich 
hoffe dann auch weiter, daß wir baldigſt ein Geſetz betr. Zwangs⸗ 
vergleiche außerhalb des Konkurſes bekommen, nach dem 
die Not der Zeit jetzt dringender denn je verlangt. Auch hier werden 
Juriſten — ſei es als Richter, als Anwälte oder als Mitglieder von 
Treuhandgeſellſchaften — nicht zu entbehren ſein. Ueberdies empfiehlt 
ſich's auch, daß dieſe Treuhandgeſellſchaften, oder auch die Rechts⸗ 
auskunftſtellen oder anderen Stellen, die mit juriſtiſchen Hilfskräften 
beſetzt find, im Sinne der Beſtrebungen des Gerichts vollziehers Finhold 
zum Schutze der Schuldner wirken. (Erſparnis von Gerichts⸗ und 
Anwaltskoſten, Vermeidung unnötiger Zwangsvollſtreckungen, Ver⸗ 
mittlung von Zahlungsfriſten uſw.) Und ſo ließen ſich noch mancherlei 
andere Stellen anführen, wo wir der juriſtiſch geſchulten Kräfte be⸗ 
dürfen, und ich möchte hier zum Schluß nur noch darauf hinweiſen, 
daß mir gegenüber all dieſen vielen alten und neuen Aufgaben und 
der dadurch bedingten Inanſpruchnahme aller vorhandenen Jünger 
der Rechts wiſſenſchaft jetzt der Zeitpunkt gekommen zu fein ſcheint, 


| 
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den Anwaltszwang zu mildern. Es wird ſich auch empfehlen bei 


dem Mangel an Richtern und der relativ und abſolut größeren Zahl 


von Rechtsanwälten — vor dem Kriege war die Ueberfüllung des 


Anwaltsſtandes ja teilweiſe ſogar eine Kalamität — Mitglieder der 
Rechtsanwaltſchaft zu Richtern zu ernennen, fo daß bei der allmählichen 
Milderung des Anwaltszwanges eine nennenswerte wirtſchaftliche 
Schädigung des Anwaltsſtandes nicht zu befürchten wäre. Als ein 


ſolcher Anfang des Abbaus des Anwaltszwanges ſchwebt mir vor 
die Einführung eines Vortermins in landgerichtlichen Sachen, wo die 


Parteien vor einem beauftragten Richter ohne Anwälte zuzulaſſen 
find. Hier können Anerfenntnid- und Verſäumnisſachen aufs ſchnellſte 
und billigſte erledigt werden. Hier auch iſt der geeignete Ort zur 
friedlichen Streitſchlichtung ohne große Koſten. 

Zu allen dieſen vielen Aufgaben, die der Juriſten harren, treten 
aber weitere ungezählte neue hinzu, wenn die wirtſchaftliche und politiſche 


Macht des Reiches erweitert werden ſollte. Welch eine Fülle von 
Vertretern deutſcher Rechtswiſſenſchaft dann erforderlich ſein werden, 


braucht nur angedeutet zu werden. Ueberdies wird es bei unſeren 
nahen Beziehungen zur Türkei, Bulgarien und anderen Ländern nicht 
minder erforderlich ſein, Pioniere deutſcher Wiſſenſchaft und insbe⸗ 
ſondere deutſcher Rechtswiſſenſchaft dorthin zu entſenden, wie Pioniere 
des deutſchen Heeres. Denn nicht Unterjochung und Ausbeutung 
fremder Völker iſt das Ziel deutſcher Politik — wie es das des per⸗ 
fiden Albions war — ſondern Erziehung der Völker zu gemeinſamem 
höheren Menſchentum, Herausarbeitung der in dieſen Völkern ruhenden 
beſonderen geiſtigen und ſittlichen Kräfte, Ueberwindung der Hinder⸗ 
niſſe, die der Entfaltung dieſer Kräfte bei jenen Völkern im Wege 
ſtehen, gegenſeitige Annäherung und Verſtändigung, Ueberwindung 
von Mißtrauen und Mißverſtändnis. Das iſt unſere Kulturarbeit 
an jenen Völkern, dazu ſollen auch deutſche Juriſten mitwirken zum 
Heile jener Länder, zur Ehre des deutſchen Namens, zum Wohle aller 
Völker. — 3 | 

Wahrlich, große und herrliche Aufgaben ſtehen uns Deutſchen, 


auch uns deutſchen Juriſten nach dem Kriege bevor, aber wir können 


ſie nur erfüllen, wenn wir zuerſt einmal in uns gehen, und auf unſere 
Fehler beſinnen und uns mühen, unſere Fehler abzulegen. Bei der 
uns nach dem Kriege bevorſtehenden ſchwierigen Lage inmitten einer 
Schar von Todfeinden und gegenüber den ungeheuren wirtſchaftlichen 


uind ſittlichen Aufgaben im Innern gilt für uns dasſelbe Wort, was 


N 


vor über 100 Jahren Fichte in den Reden an die deutſche Nation 
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gleich im Anbeginn den Deutſchen zurief: „Kein Menſch, kein Gott, 
und keins von allen im Gebiete der Möglichkeit liegenden Ereigniſſen 
kann uns helfen, ſondern wir ſelber müſſen uns helfen, falls uns ge⸗ 
holfen werden ſoll.“ Darum Ueberwindung der „Selbſtſucht, die“ 
— nach Fichte — „die Wurzel aller anderen Verderbtheit iſt“, die 
auch die Wurzel der üblen deutſchen Prozeßſucht iſt; darum Friedens⸗ 
richter, die jener Prozeßſucht ſteuern, die Prozeſſe und Strafanzeigen 
wegen Lappalien verhüten, die die Gerichte, Staatsanwaltſchaften und 
die Rechtsanwaltſchaft entlaſten und Kräfte frei machen für andere, 
wichtigere Aufgaben. | . 
Ja allerdings Friedensrichter! Nicht als ob die Richter an den 
ordentlichen Gerichten nicht auch Friedensrichter ſein ſollten. Ach 
nein, auch ſie müſſen wirken im Sinne ihrer uralten deutſchen Auf⸗ 
gabe der friedlichen Schlichtung des Streited, und haben, gottlob, 
ihre Aufgabe in dieſem Sinne mehr und mehr erfaßt. Auch wird 
in vielen kleinſtädtiſchen und ländlichen Verhältniſſen der Amtsrichter, 
der ja in unausgeſetztem nahen Verkehr mit der Bevölkerung ſteht 
und als Nachlaß⸗, Vormundſchafts⸗ und Grundbuchrichter allgemeines 
Vertrauen genießt, ohne weiteres der gegebene Friedensrichter ſein. 
Aber daneben, namentlich in größeren Verhältniſſen nicht juriſtiſch 
vorgebildete Friedensrichter, die aus den gebildeten Schichten der Be⸗ 
völkerung hervorgegangen ſind, die mit den Leuten umzugehen wiſſen 
und das Vertrauen der Bevölkerung genießen. So wird ſich z. B. 
unter den kriegs verwundeten Offizieren, die ihren Beruf nicht wieder 
aufnehmen können, manch einer finden, der, mit dem Herz auf dem 
rechten Flecke, an mannhaftes, durchgreifendes Handeln gewöhnt und 
allem Firlefanz und ödem Formalismus abhold, ſich fo recht zum Friedens⸗ 
richter eignen wird. Denn für ſo einen Friedensrichter kommt es nicht 
darauf an, daß er eine tiefgehende Rechtskenntnis und Schärfe ab⸗ 
ſtrakter Logik beſitzt, ſondern darauf, daß er die Leute an Herz und 
Nieren zu greifen weiß und als Menſch zum Menſchen redet. — 
Von ſolchen hohen und edlen Friedensrichtern aber wird Segen für 
unſer Volk ausgehen, und werden auch die Kräfte der Fachjuriſten 
entlaftet und für andere wichtiger Aufgaben freigemacht werden. 
Die Not der Zeit iſt groß, nur die Tat kann ſie kehren, und 
die Tat wird und muß fie kehren. „Handeln, handeln, das iſt's, wozu 
wir da ſind!“ So wollen wir denn auch handeln hier in dieſer 
Friedensſache. Der Grundſatz: Kommt Zeit, kommt Rat, iſt ein 
Grundſatz der Faulheit und der Bequemlichkeit. Nein, Rat kommt 
nicht, wenn wir nicht zur rechten Zeit auf Rat ſinnen, wenn wir 
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z. B. nicht ſchon jetzt an Prozeßabbau, an Friedensjuſtiz, an Bereit⸗ 
ſtellen von tüchtigen Juriſten für künftige Aufgaben denken. Man 
rühmt uns Deutſchen im jetzigen Kriege unſere hohe Organiſations⸗ 
gabe nach. Nun organiſieren wir uns auch in dieſer Friedensſache, 
und zwar bald, bald! „Tua res agitur,“ deine ureigene Sache iſt's, 
deine, meine und unſerer aller Sache, um die es ſich hier handelt. 
Da erhebt ſich denn „ein neues Kriegsgebot“ ) vor unſerer aller Seele, 
das heißt: „Meidet den Streit und mehret den Frieden.“ Darum 
prüfe ein jeder ſich ſelbſt und folge dieſem Gebote. Rede ein jeder 
zum Guten und rate in dieſer Friedensſache; wer da guten Rat weiß, 
handle auch, wo er zu handeln vermag. Im Rat der Vorſehung iſt 
hier wie überall auf unſer aller, ja auch auf dein und mein Handeln 
gerechnet. Die Uebel in der Welt ſind einzig und allein dazu da, 
daß ſie überwunden werden. Auch hier der Giftbaum der Prozeßſucht 
iſt ſolch ein Uebel, an dem unſer Vaterland krankt. So iſt denn 
der Kampf um den Rechtsfrieden auch ein Kampf im Dienſte des 
Vaterlandes. Wir müſſen auch im Innern gegen unzählige Feinde 
auf den verſchiedenſten Fronten für unſer Vaterland kämpfen, damit 
das neue, das beſſere und, ſo Gott will, auch das größere Deutſchland 
erſtehe. 


Die Drachenſchlucht bei Eiſenach. 
Eine Rechtsbetrachtung 
von Gerichtsaſſeſſor a. D. Dr. Guſt af Hahn ⸗Saida in Weimar. 


Die infolge ihrer landſchaftlichen Schönheiten weit über die 
Grenzen des Thüringer Landes bekannte Drachenſchlucht bei Eiſenach 
iſt kürzlich Gegenſtand eines Rechtsſtreits geweſen, der weitere Kreiſe 
intereſſieren dürfte. Der Kläger, ein Tiſchlermeiſter aus Gotha, hatte 
am 4. Juli 1915 mit einigen Freunden einen Ausflug nach der 
„Hohen Sonne“ bei Eiſenach gemacht. Auf dem Rückweg erlitt er 
nachmittags in der Drachenſchlucht einen Unfall. Ungefähr in der 
Mitte der Schlucht, wo ſich dieſe etwas erweitert, verſperrte ein ent⸗ 
wurzelter oder abgebrochener Baum den Weg dadurch, daß er quer 
über dieſen lag in einer Höhe von 1,30 m abfallend bis auf 0,80 m. 


= 1) Vgl. das von der e der Freunde des Güteverfahrens 
| d telle Hannover Prinzenſtr. 2) herausgegebene Merkblatt zum 
| echtsfrieden: „Ein neues Kriegsgebot“. 
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Die Begleiter des Klägers krochen unter dem Baum durch. Beim 
Verſuch, ihnen zu folgen, kam der Kläger zu Fall, indem er rücklings 
auf die linke Seite fiel. Hierbei zog er ſich einen Schlüſſelbeinbruch 
und eine Quetſchung der linken Bruſtwand zu, die ſeine Ueberführung 
in das Gothaer Krankenhaus notwendig machten. Infolge des Un⸗ 
falls war der Kläger längere Zeit arbeitsunfähig. Er hat vom 
beklagten Staats⸗ und Kammerfiskus Schmerzensgeld, Erſatz der 
Kur⸗ und Pflegekoſten und Entſchädigung für entgangenen Gewinn 
verlangt. Das Amtsgericht in Eiſenach hat durch Urteil vom 16. De⸗ 
zember 1915 die Klage abgewieſen und ausgeführt: „Die Drachen⸗ 
ſchlucht iſt, wie gerichtsbekannt, kein öffentlicher Weg im Sinne der 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Unterhaltung der öffentlichen 
Straßen und Ortsverbindungswege. Die öffentliche Straße von 
Eiſenach nach der Hohen Sonne führt außerhalb der Drachenſchlucht 
vorbei. Nur dieſe Straße hat der Beklagte in Stand und von 
Hinderniſſen freizuhalten. Daß der Beklagte freiwillig für jeder⸗ 
mann die Drachenſchlucht zur Beſichtigung ihrer Naturſchönheiten 
offen hält, macht den durch die Schlucht führenden Weg noch nicht 
zu einem öffentlichen im Sinne jener Vorſchriften. Dazu kommt, 
daß jeder, der die Drachenſchlucht durchſchreitet, von vornherein da⸗ 
mit rechnen muß, daß von den ſteilen, nur einen ſchmalen Fußweg 
auf dem Grunde der Schlucht freilaſſenden Felswänden Bäume 
herabſtürzen und den Weg verſperren können! Wer daher anſtatt 
der gefahrloſen Landſtraße nach der Hohen Sonne den gefahrvolleren 
Weg durch die Drachenſchlucht wählt, tut dies auf eigene Gefahr und 
kann nicht den Eigentümer des Weges für einen Unfall verantwortlich 
machen, der durch die gefahrbringende Beſchaffenheit des Weges 
und ſeiner nächſten Umgebung herbeigeführt iſt.“ Der Kläger hat 
Berufung eingelegt, die durch Urteil des Landgerichts in Eiſenach 
vom 8. Mai 1916 zurückgewieſen worden iſt. Das Landgericht hat 
ſeine Entſcheidung damit begründet, daß der Unfall nur auf das 
Verſchulden des Klägers zurückzuführen ſei. „Der Kläger ſah, daß 
der Baum quer über dem Weg lag. Er hatte die Wahl, ob er 
darunter hinwegkriechen oder lieber umkehren ſollte. Wenn er ſich 
für jenes entſchied, dann mußte er auch mit der entſprechenden Vor⸗ 
ſicht zu Werke gehen. Wenn er das nicht tat, ſeine Geſchicklichkeit 
vielleicht überſchätzte, ſo hat er ſich ſelbſt zuzuſchreiben, daß er hierbei 
verunglückte, und kann nicht den Beklagten in Anſpruch nehmen. 
Viel Geſchicklichkeit gehörte übrigens nicht dazu, es war doch mindeſtens 
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S0 em Zwiſchenraum, der Kläger brauchte ſich alſo nur zu bücken, 
nicht zu kriechen“, wie er angegeben hat. Es iſt ein ganz anderer 
Fall, als wenn er beiſpielsweiſe in der Dunkelheit über ein Hindernis 
geſtolpert, oder wenn ein Baum beim Umfallen auf ihn geſtürzt 
wäre. Nach § 254 BGB. hat der Kläger daher den Schaden allein 
zu tragen, der Beklagte haftet nicht. Es brauchte alſo nicht darauf 
eingegangen zu werden, ob der Weg durch das Annatal und die 
Drachenſchlucht öffentlich iſt oder nicht, und was für Folgen ſich 
daraus für den Beklagten ergeben hätten.“ 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß dies Urteil ein Fehl⸗ 
ſpruch iſt. Es iſt zwar richtig, daß der Kläger ſeinen Unfall durch 
den Verſuch, unter dem den Weg ſperrenden Baumſtamm hindurch⸗ 
zukriechen, mitverurſacht hat. Dies genügt aber nicht, den Beklagten 
haftfrei zu machen oder ſeine Haftung auch nur zu mindern. Das 
nach § 254 BGB. vorausgeſetzte Verhalten des Beſchädigten, ſei 
es ein poſitives oder negatives, muß nicht nur ein „verurſachendes“, 
ſondern auch ein „ſchuldhaftes“ geweſen fein. Das hat das Reichs⸗ 
gericht in ſtändiger Rechtſprechung anerkannt (RGRKomm. $ 254 
Anm. 1; RG. 54, 407). Freilich kann es ſich vorliegend nicht um 
ein Verſchulden in der gewöhnlichen Richtung handeln, nämlich um 
ein ſolches gegenüber einem anderen. Notwendig handelt es ſich viel⸗ 
mehr um ein Verſchulden in eigener Angelegenheit, und ein ſolches 
kann nur die Außerachtlaſſung der Aufmerkſamkeit und Sorgfalt be⸗ 
deuten, die nach Lage der Sache zur Wahrnehmung der eigenen 
Angelegenheiten geboten war (vgl. die Entſcheidungen bei Warneyer 
1908, 495 und 606, RGRKomm. a. a. O.). Vorausgeſetzt iſt alſo 
ein Verſchulden im Sinne des § 276 BGB., d. h. die Außeracht⸗ 
laſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt und zwar unter Be⸗ 
urteilung der damaligen Lage des Geſchädigten und ſeiner damaligen 
Auffaſſung, nicht aber iſt zu berückſichtigen dabei, was ſich „hinterher 
bei kühler Ueberlegung der wirklichen Sachlage als das Richtige ergibt“ 
(ogl. die Entſcheidung bei. Warneyer 1909, 281). 

Legt man dieſe Grundſätze höchſtrichterlicher Rechtſprechung zu⸗ 
grunde, dann leuchtet ohne weiteres ein, daß nicht genügt die ein⸗ 
fache Feſtſtellung des Landgerichts, daß der Kläger ſeinen Unfall mit 
verurſacht hat. Was das Landgericht aber ſonſt anführt, ſpricht 
gerade gegen ein Verſchulden des Klägers. Sehr richtig bemerkt 
das Urteil, daß der Kläger nicht verpflichtet war, nun unter allen 


Umſtänden umzukehren. Er hatte die Wahl, . er unter dem Baum 
Blätter für Rechtspflege LXIII. N. F. XII II. 13 
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wegkriechen oder lieber umkehren wollte. Das Landgericht hätte nun 
unterſuchen müſſen, ob den Kläger ein Verſchulden bei der Wahl 
der erſten Möglichkeit traf. Die einzige Erwägung dieſer Art, die 
das Gericht — offenbar aber ohne Erkenntnis ihrer Bedeutung — 
getroffen hat, iſt die, daß der Kläger ſeine Geſchicklichkeit „vielleicht“ 
überſchätzt hat und nicht mit der „entſprechenden“ Vorſicht zu Werke 
gegangen iſt. Dieſe unbewieſenen Unterſtellungen genügen aber 
nicht zum Beweis des Verſchuldens. Im Gegenteil: Der Kläger 
iſt ein rüſtiger Menſch in den beiten Mannesjahren, ſeine Wege⸗ 
genoſſen ſind ohne Schaden zu nehmen vor ihm unter dem Baum 
hindurchgekrochen, auch gehörte, wie das Landgericht ſelbſt ausführt, 
nicht viel Geſchicklichkeit dazu, unter dem Hindernis hindurchzukriechen, 
da es noch mindeſtens 0,80 m über dem Erdboden war. Bei der 
Leichtigkeit, das Hindernis zu überwinden, und ſeiner Rüſtigkeit, und 
weil ſeine Begleiter ohne Schaden unter dem Baum durchgekrochen 
waren, durfte der Kläger mit Recht annehmen, daß auch er ohne 
Schaden das Hindernis nehmen würde. Alſo kann keine Rede davon 
ſein, daß der Kläger, als er die Wahl traf, unter dem Baum hin⸗ 
durchzukriechen, die nach Lage der Umſtände gebotene Sorgfaltspflicht 
irgendwie verletzt hat. Damit entfällt aber jede Annahme, daß der 
Kläger an ſeinem Unfall ſchuld ſei. 

Aber auch das Urteil des Amtsgerichts iſt unrichtig. Wenn es 
auch zutrifft, daß im Jahre 1910 zwiſchen dem Kammerfiskus als 
Eigentümer des Weges und dem Miniſterialdepartement des Innern 
in Weimar, ſowie dem Bezirksdirektor in Eiſenach Verhandlungen 
ſtattgefunden haben, welche die Feſtſtellung der öffentlichen Wege im 
Forſtrevier Eiſenach zum Gegenſtand hatten, und daß der Weg durch 
die Drachenſchlucht und das Annatal in das damals aufgeſtellte Ver⸗ 
zeichnis der danach feſtgeſtellten öffentlichen Wege nicht aufgenommen 
worden iſt, ſo ſpricht das allein noch nicht gegen die Oeffentlichkeit. 
Es kommt aber auch darauf gar nicht an, ob der Weg durch die 
Drachenſchlucht ein öffentlicher Weg im Sinne der landespolizeilichen 
Vorſchriften über die Unterhaltung der öffentlichen Straßen und 
Ortsverbindungswege iſt, und ob der beklagte Fiskus infolge einer 
Verletzung feiner landesgeſetzlichen n dem Kläger haft⸗ 
pflichtig geworden iſt. 

Der Beklagte iſt Eigentümer des Weges. Dieſer bildet die 
nächſte Verbindung zwiſchen der Wartburg und der Hohen Sonne 
und dient einem anerkannten Verkehrsbedürfnis. Er findet ſich in 
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allen bekannten Karten des Thüringer Waldes als Touriſtenweg ein⸗ 
getragen und wird von der Allgemeinheit ſeit den vierziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts wie ein öffentlicher Weg benutzt. Der 
Beklagte hat dieſe Benutzung nicht nur zugelaſſen, ſondern er unter⸗ 
hält den Weg auch, um feine Benutzung zu erleichtern. Namentlich 
enthält der Weg eine Reihe von Kunſtbauten, es ſind an ſeinem 
Rande Ruhebänke aufgeſtellt und an Wegkreuzungen und Wegab⸗ 
zweigungen Richtungsanzeiger an den Bäumen angebracht. Wenn 
es auch richtig iſt, daß es ſich gleichzeitig um einen forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Weg handelt, und hieraus die Errichtung von Kunſtbauten 
einigermaßen erklärlich iſt, obgleich es kaum glaublich erſcheint, daß 
der Staat lediglich im Intereſſe ſeiner wenigen Beamten, die den 
Weg dienſtlich zu begehen haben, derart koſtſpielige Einrichtungen 
trifft, ſo iſt doch ſicherlich die Aufſtellung der Ruhebänke und die 
Anbringung der Richtungsanzeiger nicht für die auf Dienſtgängen 
begriffenen und mit der Oertlichkeit vertrauten Beamten, ſondern im 
Intereſſe des den Weg begehenden Publikums erfolgt. Die Wid⸗ 
mung des Weges für den öffentlichen Verkehr iſt endlich auch durch⸗ 
aus erklärlich, wenn man berückſichtigt, daß die Erſchließung der 
Drachenſchlucht und des Annatals zur Beſichtigung der landſchaftlichen 
Schönheiten den Fremdenverkehr Eiſenachs und damit den Wohl⸗ 
ſtand feiner Einwohner hebt. Es iſt auch nirgends eine Tafel an⸗ 
geſchlagen, welche, wie es ſonſt üblich iſt, den Weg ald Privatweg 
bezeichnete und darauf hinwieſe, daß die Benutzung auf Gefahr des 
Benutzers geſchehe. 

Es iſt aber anerkannten Rechts, daß der Eigentümer eines 
Weges, der einem anerkannten Verkehrsbedürfnis dient und wie ein 
oͤffentlicher Weg benutzt wird, die privatrechtliche Pflicht hat, dieſen 
Weg in einer Weiſe inſtand zu halten, die den Erforderniſſen der 
Verkehrsſicherheit entſpricht. Dies iſt vom Reichsgericht wiederholt 
entſchieden worden (vgl. RGR Komm. a. a. O. § 823 Anm. 6, ſo⸗ 
wie die Entſcheidungen a. a. O. 54 Nr. 17 und Warneyer 1908 
Nr. 373 uſw.). ö 

Unter dieſen Umſtänden kann es m. E. gar keinem Zweifel 
unterliegen, daß der Staats⸗ und Kammerfiskus für Schäden, welche 
aus der mangelnden Verkehrsſicherheit des Weges durch die Drachen⸗ 
ſchlucht entſtehen, grundſätzlich die Haftung trägt. 
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Zuſätzliche Bemerkungen zu vorſtehender Rechtsbetradhtung ). 
Von Oberlandesgerichtsrat Profeſſor Dr. Heinrich Lehmann in Jena. 


Es iſt eine alte Weisheitsregel, daß ſich der Juriſt vor den 
Worten „offenbar“ und „ohne Zweifel“ hüten ſoll. Oft ſteht die 
innere Ueberzeugungskraft der derart getroffenen Feſtſtellung im um⸗ 
gekehrten Verhältnis zur Stärke des Ausdrucks. Und ſelbſt wenn 
etwas wirklich „gar keinem Zweifel unterliegt“, bewahrheitet ſich die 
bekannte Definition: Was iſt der Juriſt? — anderer Meinung. 

So auch in unſerem Fall. Daß zwei Gerichte ſich gegen die Klage 
ausgeſprochen haben, beweiſt m. E. ſchon, daß die Haftpflicht des 
Fiskus nicht ſo über allem Zweifel erhaben ſein kann, wie der Ver⸗ 
faſſer der vorſtehenden Abhandlung meint. Und auch ich möchte 
einige Zweifel an der Richtigkeit ſeiner Ausführungen anmelden. 
Ganz ſo einfach, wie ſeine Darlegungen glauben laſſen, liegen die 
Dinge nicht. | | | 

1) Zuſtimmung verdient zunächſt feine Kritik der Gründe des 
zweiten Urteils. Sie haben auch mir ein ſtarkes Mißbehagen ver⸗ 
urſacht. Das Landgericht hat ſich die Feſtſtellung eines mitwirkenden 
Verſchuldens des Geſchädigten zu leicht gemacht, was um ſo mehr 
wundernimmt, als es wegen dieſes Verſchuldens die Klage völlig 
abweiſt. | 

Daraus, daß dem Kläger beim Kriechen unter den Baum durch 
ein Unfall zugeſtoßen iſt, läßt ſich keineswegs ohne weiteres der 
Schluß ziehen, er habe ſeine Geſchicklichkeit überſchätzt oder ſei nicht 
mit der nötigen Sorgfalt zuwege gegangen. Dieſe Betrachtungs⸗ 
weiſe gibt der Möglichkeit eines zufälligen Unfalls keinen Raum. 


1) Der Verfaſſer hatte ſeinen Aufſatz mit der Bemerkung geſchloſſen, 
es bleibe zu wünſchen, daß bei der nächſten ſich bietenden Gelegenheit ein 
Kläger weniger beſcheiden ſei, als hier, und ein Schmerzensgeld über 600 M. 
verlange, damit ein Gericht entſcheide, das den weimariſchen Verhältniſſen 
ferner ſtehe und ſeine Entſcheidung von einer höheren Warte aus fälle. 
Zunächſt ein nicht gerade liebevoller Wunſch: es kommt dem Verfaſſer alles 
darauf an, daß ein ſchöner Fall nochmals entſchieden wird; daß dazu ein 
Mitmenſch erſt Arm und Beine brechen muß, was kümmert's den Juriſten? 
Auch ohne nochmaligen Beinbruch kann die Sachlage unbefangen beleuchtet 
werden, wie das auch von den Gerichten geſchehen iſt, die mit der Sache 
befaßt waren. Darum die Zuſätze. Die Bemerkung über die Befangenheit 
war recht wenig am Kr Man fieht aber daraus, wie der Unterlegene 
kaum je in anderer ſachlicher Auffaſſung die Urſache ſieht, daß er den Prozeß 
verliert, — N vielfach ſoll es an den Perſonen der Richter liegen! Dieſer 
5 9 iſt nicht nur aus den Köpfen verſtockter Parteien nicht auszu⸗ 
treiben | | Der Herausgeber. 
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Vielleicht iſt der Kläger mit einer beſonders ſchlüpfrigen oder glatten 
Stelle des Bodens in Berührung gekommen, vielleicht hat ein Stein 
nachgegeben, und was dergleichen die „Tücke des Objekts“ ausgeſonnen 
haben mag. Bloße Mitverurſachung des Schadens durch den Ge⸗ 
ſchädigten iſt aber nach 8 254 BGB. nicht aufrechenbar; es muß ein 
Verſchulden mitſpielen. 


Das RG. iſt allerdings dazu übergegangen, die Erſatzpflicht auch 
dann auszuſchließen oder zu mindern, wenn dem Beſchädigten zwar 
kein Verſchulden, aber doch eine ſonſt im Geſetz begründete Verant⸗ 
wortlichkeit zur Laſt fällt, z. B. die Tierhalterhaftung (vgl. RG. 67, 
120 ff.). Das kann aber doch nur dazu führen, gewiſſe Umſtände. 
für die man nach dem Geſetz ohne Verſchulden haftet, dem Verſchulden 
gleichzuſtellen; niemals aber a das Erfordernis des Verſchuldens 
ganz zu ſtreichen. 

Ebenſowenig läßt ſich das zweite Urteil mit dem Hinweis 
darauf halten, das Verſchulden im 8 254 BGB. ſei untechniſch zu 
verſtehen, es handele ſich nicht um die Verletzung einer dem Ge— 
ſchädigten gegenüber beſtehenden Pflicht, ſondern um ein Ver⸗ 
ſchulden gegen ſich ſelbſt, um einen Verſtoß gegen die Gebote des 
eigenen Intereſſes. Auch bei dieſer richtigen Auffaſſung bleibt das 
Vorwurfselement weſentlich. Man muß vom Geſchädigten ſagen 
können: er habe den Schaden durch Außerachtlaſſung der im eigenen 
Intereſſe gebotenen Vorſicht und Sorgfalt verdient. Aufrechenbar 
ft nur die verſchuldete, die unberechtigte Selbſtge⸗ 
fährdung. 

Das Landgericht verkennt alſo, daß es auch eine Here ic ber 
aut Selbſtgefährdung gibt. „Und ſetzet ihr nicht das Leben ein, 
nie wird euch das Leben gewonnen ſein.“ 


Lehrreich iſt in dieſer Beziehung ein inhaltlich vortreffliches, in 
JW. 33, 287 veröffentlichtes Urteil unſeres höchſten Gerichts. Die 
verklagte Stadtgemeinde wurde für erſatzpflichtig gefunden, einem ver⸗ 
unglückten Kutſcher den vollen aus dem ordnungswidrigen Zuſtand 
einer Fahrſtraße entſtandenen Schaden zu erſetzen. In den Gründen 
iſt geſagt: 

Es iſt nicht in Abrede zu ziehen und wird vom OLG. auch 
nicht verkannt, daß der Verletzte eine gefährliche Handlung vor⸗ 
nahm, indem er über die Grube mit ſeinem vierſpännigen Fuhr⸗ 
werk hinwegzufahren verſuchte, und daß er das tat im Bewußtſein 
einer drohenden Gefahr. Allein nicht immer und unbedingt handelt 
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derjenige, der ſich bewußterweiſe einer Gefahr ausſetzt, hierdurch 
ſchuldhaft unvorſichtig; nach Umſtänden kann ſolches Handeln ge 
boten oder doch entſchuldbar fein. Der Kutſcher T. befand ſich 
nach der tatſächlichen Annahme des OLG. in einer Lage, die 
immerhin als eine Zwangslage bezeichnet werden konnte. Mag 
auch nicht jeder andere etwa denkbare Ausweg abſolut ausge⸗ 
ſchloſſen geweſen ſein, ſo war es jedenfalls ſchwierig und bedenklich, 
durch ein anderes Mittel als das Vorwärtsfahren ſich zu helfen 
und damit den Fortgang des Verkehrs zu ermöglichen. Wenn in 
dieſer Situation, welche im eigenen Intereſſe und demjenigen des 
ungehinderten Verkehrs einen raſchen Entſchluß und tatkräftiges 
Handeln verlangte, der Kutſcher T., dem zudem von allen Seiten 
zugerufen wurde, er ſolle durchfahren, das Wagnis in der Hoffnung, 
es werde glücken, unternommen hat, fo iſt in dieſer Handlungs⸗ 
weiſe mit Recht eine Fahrläſſigkeit vom Vorderrichter nicht ge⸗ 
funden. Und man kann unter den vorliegenden Umſtänden dem 
T. auch einen Vorwurf daraus nicht machen, wenn er glaubte, 
die Beſorgnis einer Gefahr für ſeine Perſon oder für das ihm 
anvertraute Fuhrwerk den Rückſichten auf die Sicherheit des all⸗ 
gemeinen Verkehrs unterordnen zu müſſen. 


Aus den Gedankengängen dieſes Urteils heraus wird man dem 
Kläger in unſerm Fall ſicher keinen Vorwurf daraus machen dürfen, daß 
er den Verſuch gemacht hat, unter dem Baum durchzukriechen, zumal 
ſchon mehrere ſeiner Gefährten die gefährliche Stelle unbeſchädigt paſſiert 
hatten. Es wäre Sache des Beklagten geweſen, unter Beweis zu 
ſtellen, daß der Kläger wegen vorgerückten Alters oder irgendwelcher 
Gebrechen Anlaß zu beſonderer Vorſicht gehabt habe oder daß er beim 
Durchkriechen mit beſonderem Ungeſchick vorgegangen ſei. 

2) Die Heranziehung des §S 254 BGB. erſpart demnach nicht 
die Antwort auf die Frage, ob der beklagte Fiskus überhaupt an 
ſich erſatzpflichtig iſt, ob ihn ein ſchuldhafter Verſtoß gegen die Ver⸗ 
pflichtung zur Unterhaltung des Weges in verfepräficherem Zu- 
ſtand trifft. 

Auszugehen iſt dabei m. E. davon, daß der Weg durch die 
Drachenſchlucht kein „öffentlicher“ Weg im Sinne der landes⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen über die Erhaltung der öffentlichen Straßen 
und Ortsverbindungen iſt. Selbſtverſtändlich ſpricht die Nichtauf⸗ 
nahme des Weges in das 1910 aufgeſtellte, vom Verfaſſer erwähnte 
Verzeichnis nicht entſcheidend gegen dieſen Charakter. Ebenſowenig 
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| ſpricht aber auch die Tatſache entſcheidend dafür, daß der Weg ſeit 
den vierziger Jahren von jedermann frei, öffentlich und ungeſtört 
unter Duldung des Eigentümers benutzt worden iſt. 


Entſcheidend iſt allein die dauernde Widmung für den öffent⸗ 
lichen Verkehr und zwar im Einverſtändnis aller rechtlich Beteiligten. 
„Ein Weg iſt öffentlich, wenn er im Einverſtändnis aller rechtlich 
Beteiligten dauernd dem freien Verkehr des Publikums gewidmet iſt“, 
fo ein Urteil des OLG. Jena vom 28. Juni 1913 (ThürBl. 60, 
212/213). 
Dieſe Widmung kann, wie die Rechtſprechung anerkannt hat, auch 
ſtillſchweigend erfolgen. Sie wird aber keineswegs ſchon durch 
die Tatſache langjähriger freier, ungeſtörter Benutzung allein dargetan. 
Sie ſetzt einen Willendaft, die Beſtimmung zum öffentlichen Verkehr 
in Anerkennung eines Verkehrsbedürfniſſes voraus. Gegenüber der 
Vermutung der Freiheit und Uneingeſchränktheit des Eigentums kann 
eine ſolche ſtillſchweigende Widmung nur durch einen ſtarken und 
überzeugenden Beweis dargetan werden, wie das PrO G. in feiner 
Entſcheidung vom 14. Oktober 1915 in der Verwaltungsſtreitſache 
des Herzogl. Sächſ. Gothaiſchen Geſamthauſes wider die Wos 
behörde in Oberſchönau erkannt hat. 


Derartige ſtarke und überzeugende Beweiſe ſind aber bisher für 
die Oeffentlichkeit des Drachenſchluchtweges nicht erbracht. Der Fiskus 
beſtreitet das Verkehrsbedürfnis und weiſt daraufhin, daß dem Be⸗ 
dürfnis nach einer Wegeverbindung zwiſchen Mariental und der 
Hohen Sonne die Fahrſtraße diene und daß daneben in gleicher 
Höhe noch ein Promenadenweg laufe. 


3) Wird verneint, daß der Weg ein öffentlicher im Rechtsſinne 
iſt, ſo iſt freilich die Haftpflicht des beklagten Fiskus noch nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Damit iſt nur die Anwendbarkeit des § 823 Abi. 2 BGB. 
abgelehnt. Es kommt, wie der Verfaſſer richtig hervorhebt, zur Ber 
gründung der Haftpflicht auf die Oeffentlichkeit des Weges im Sinne 
der landesgeſetzlichen Beſtimmungen gar nicht entſcheidend an. Es bleibt 
möglich, die Haftung des Fiskus aus § 823 Abſ. 1 BGB. herzuleiten, 
alſo aus der Verletzung einer privaten Verkehrspflicht, die dem Fiskus 
als privatem Eigentümer des Waldweges obgelegen habe. Denn 
wenn dem Fiskus auch die dauernde Widmung für den öffentlichen 
Verkehr unter Zuſtimmung der Wegepolizeibehörde nicht nachgewieſen 
werden kann, ſo hat er doch durch Anlegung und Erhaltung des 
Weges ſowie Duldung ſeiner Benutzung einen Verkehr über ſein 
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| Eigentum eröffnet. „Wer aber über den feiner Verfügung untere 


ſtehenden Grund und Boden einen Verkehr für Menſchen mehr oder 
minder allgemeiner Art eröffnet, muß für die Verkehrsſicherheit Sorge 
tragen“, fo mit Recht der Kommentar v. NER. in § 823 Anm. 6. 
Dieſe Verkehrspflicht ergibt ſich aus der Erwägung, daß, wer eine 
Gefahrenquelle eröffnet, auch auf die Abwehr der daraus für Dritte 
erwachſenden Schädigungen bedacht ſein muß. 

Das die Haftung begründende Moment liegt auch hier in einer 
Widmung, der Zweckbeſtimmung einer Sache für den Verkehr von 
Menſchen mehr oder minder allgemeiner Art. Dieſe Zweckbeſtimmung 
darf aber mit der eben beſprochenen Widmung für den öffentlichen 
Verkehr nicht verwechſelt werden. Jene iſt ein öffentlichrechtlicher 
Akt, ſetzt dauernde Beſtimmung für den öffentlichen Verkehr voraus, 
verlangt das Einverſtändnis aller nach öffentlichem Wegerecht Be⸗ 
teiligten. Hier liegt eine Erklärung von privatrechtlicher Bedeutung 
vor, eine vorübergehende Beſtimmung für den Verkehr genügt, der 
Willensakt des Verfügungsberechtigten bedarf keiner behördlichen Zu⸗ 
ſtimmung. Ein Willensakt iſt aber auch hier nötig. Eine bloß 
freundnachbarliche oder unverbindliche Duldung der Benutzung eines 
angelegten Weges genügt nicht. 

Bei einer ſolchen Duldung iſt es aber in unſerem Falle nicht 
geblieben. Der Beklagte geſtattet ſeit Jahrzehnten die allgemeine 
Benutzung des Weges im Touriſtenverkehr. Er erleichtert ſie durch 
Unterhaltung des Weges, Anlage von Kunſtbauten, Aufſtellen von 
Ruhebänken u. dgl. Der Weg wird, was auch dem Beklagten 


bekannt fein muß, als Verbindungsweg zwiſchen Hohe Sonne und 


Wartburg benutzt, angebrachte Wegetafeln erleichtern dieſe Benutzung, 


der Weg iſt auf allen Touriſtenkarten eingetragen und wird in jedem 


Reiſeführer empfohlen. | 

All das zuſammen geſtattet durchaus den Schluß auf eine Wid⸗ 
mung des Weges zum allgemeinen Verkehr im Sinne der Begründung 
einer privatrechtlichen Verkehrs⸗ und Unterhaltungspflicht. 

Aber auch damit iſt nur die grundſätzliche Haftung des Fiskus 
für Schäden, die aus der Außerachtlaſſung dieſer Verkehrspflicht ent⸗ 


ſtehen, feſtgeſtellt — keineswegs die Haftung für alle Schäden aus 


der „mangelnden Verkehrsſicherheit des Weges“, wie der Verfaſſer 
meint. Hier liegt ſein Trugſchluß verborgen. 

Auf Verkehrsſicherheit ſchlechthin beſteht kein Anſpruch. Eine 
allgemeine Regel über die Verkehrsſicherheit eines beſtimmten Weges 
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läßt ſich gar nicht aufftellen, man denke nur an die Beleuchtungs⸗ 
und Streupflicht. Art und Maß der aufzuwendenden Sorgfalt ſind 
durchaus verſchieden, richten ſich nach den Beſonderheiten des Einzel⸗ 
falles und dem Maßſtab der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
(vgl. RG. 54, 59). 


Völlige Gefahrenfreiheit gibt es nirgends, und ſie kann erſt recht 


nicht erwartet werden bei einem Touriſtenwege durch ein romantiſch 


wildes Tal, dem man ſeinen ganzen Zauber nehmen würde, wenn 
man einen völlig verkehrsſicheren Promenadenweg daraus machen 
würde. Wer die Sicherheit liebt, mag die Landſtraße gehen; wer 
ſich in eine „Drachenſchlucht“ wagt, muß vernünftigerweiſe mit Ver⸗ 
kehrserſchwerungen wie ſteilem Abſtieg, engen und feuchten Stellen, 
Herabſtürzen eine8 Baumſtammes von den ſteilen Wänden der Schlucht 

u. dgl. rechnen. Ich perſönlich habe ſolche überhängenden Baum⸗ 
ſtämme auch ſchon in der Schlucht angetroffen und fie als einen 
ganz beſonderen Reiz empfunden. 


So ſcheint mir das Ueberhängen des Baumſtammes an ſich 
noch nicht geeignet, eine Haftung des Fiskus zu begründen. Selbſt 
wenn der Baum ſchon einige Tage da gelegen hätte, wäre das für 
mich kein Grund, anders zu denken. Ein derartiges Ueberhängen 
eines entwurzelten Baumſtammes iſt eben ein Umſtand, mit dem 
nach der ganzen Oertlichkeit gerechnet werden muß. Es begründet 
eine unbedeutende Verkehrserſchwerung, deren glatte Ueberwindung 
von einem normalen Touriſten erwartet werden kann und auch ge— 
leiſtet wird. Beweis: die 5 Vordermänner, die die gefährliche Stelle 
glücklich überwunden haben. 


Eine andere Entſcheidung würde m. E. nur dann in Betracht | 


kommen, wenn dem Fiskus eine wirkliche Vernachläſſigung des Weges, 
wochenlanges Liegenlaſſen eines Baumes in gefährlicher Lage und 
Stelle nachgewieſen und der Unfall gerade auf die dadurch begründete 
Unſicherheit des Weges zurückgeführt werden könnte. So ſcheint die 
Sache hier nicht gelegen zu haben, und deshalb dürfte das Urteil 
des Amtsgerichts der Sachlage gerecht geworden ſein. 


Bei einer Ueberſpannung der Anforderungen an die Verkehrs 
ſicherheit eines derartigen Weges könnte man es dem Fiskus nicht 
verdenken, wenn er den Weg ſperren würde, und das wollen wir 
doch alle nicht. | | 


Be C Dr 
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geſtrafung oder Strafloſigkeit des Käufers bei Ueber⸗ 
ſchreitung der Höchſtpreiſe? 


Von Landrichter Dr. jur. und phil. Bovenſiepen. 


Während es in der erſten Zeit nach Erlaß der verſchiedenen 
Höchſtpreisgeſetze zweifelhaft war, ob die für die Ueberſchreitung der 
Höchſtpreife angedrohte Strafe auch den Käufer träfe, bejaht neuer⸗ 
dings die Praxis unter Billigung des Reichsgerichts 1) die Strafbarkeit 
des Käufers mit ſteigender Entſchiedenheit. Auch im Schrifttume 
hat dieſe Anſicht ) einflußreiche Vertreter gefunden. Man führt zur 
Begründung — fo namentlich Duffner aad. — an: unter Um⸗ 
ſtänden habe auch der Käufer ein lebhaftes Intereſſe daran, durch 
Zuwiderhandlungen gegen die Höchſtpreiſe dem Wettbewerber in der 
Erwerbung der unter Höchſtpreis ſtehenden Gegenſtände zuvorzu⸗ 
kommen. Auch dieſen unerfreulichen Fall wolle der Geſetzgeber 
treffen, wie der klare Wortlaut des § 6 des Geſetzes in der Neu⸗ 
faſſung vom 17. Dezember 1914 im Zuſammenhalte mit der amt⸗ 
lichen Begründung deutlich erkennen laſſe. Dieſe Erwägung mag 
legislativ zutreffen, aber rechtspolitiſch ſtehen der Strafbarkeit des 
Käufers in ſehr vielen Fällen doch ſo erhebliche Bedenken entgegen, 
daß fie unſeres Dafürhaltens als allgemein gültiger Rechtsſatz 
ſchwerlich aufrecht erhalten werden kann. Namentlich dann, wenn 
es ſich um den Verkauf von Lebensmitteln handelt, für die Höchſt⸗ 
preiſe feſtgeſetzt ſind, beſindet ſich der Käufer zufolge der Knappheit 
unſerer Vorräte, meiſtens oder doch recht oft wenn auch nicht gerade 
in einem die Strafbarkeit ausſchließenden Notſtande, ſo doch in einer 
gewiſſen Notlage. Nur zu begreiflich iſt es da, wenn er unter ſolchen 
Umſtänden auf die übermäßig hohen geſetzwidrigen Preisforderungen 
des Veräußerers eingeht und den geforderten Preis ohne weiteres, 
wenn er nur einigermaßen dazu imſtande iſt, bewilligt. Er geht 
eben von der durchſchlagenden Erwägung aus: lieber überhaupt 
Speiſevorräte irgendeiner Art unter empfindlichen Opfern und unter 
Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe erlangen, als gar nichts zu erhalten 
von dem Verkäufer, der nur zu einem den Höchſtpreis überſteigenden 
Preiſe die Lebensmittel abgeben will. Einen Verkaufs zwang zum 
Höchſtpreiſe, wie er unbedingt dringend erforderlich wäre, kennt eben 


2 vgl. DIZ. 1915 S. 1134, ſowie LZ 1915 S. 792, 1090 u. 1507, Z. 9. 
vgl. ee Duffner, DIZ. 1915 S. 698. 
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höchſt bedauerlicherweiſe unſere hier wie in manchen anderen Punkten 
leider viel zu zaghafte wirtſchaftliche Kriegsgeſetzgebung nicht. 

Sehr viele Verkäufer — freilich zum Glück nicht alle — ver⸗ 
ſtehen es ausgezeichnet, ihr natürliches Monopol als Beſitzer von 
Lebensmittelvorräten zu mißbrauchen und geben, wie die alltäglichen 
Erfahrungen immer wieder von neuem es lehren, nur zu „Ueber⸗ 
höchſtpreiſen“ ihre Waren ab. Große Gefahr laufen fie bei dieſem 
gemeinſchädlichen Treiben kaum, denn in Anbetracht der heutigen 
Geſetzgebung und Rechtſprechung, die zufolge weitgehender Zeitungs⸗ 
berichterſtattung in faſt alle Volksſchichten gedrungen iſt, ſieht der 
Käufer, der über dem Höchſtpreiſe eingekauft hat, naturgemäß von 
einer Strafanzeige gegen den Verkäufer ab, würde er doch ſonſt 
ſeine eigene Beſtrafung unfehlbar herbeiführen. Demnach ſteht die 
Strafandrohung wegen Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe großenteils 
nur auf dem Papiere. Denn in den allermeiſten Fällen wird eben 
nur der Käufer den Verkäufer anzuzeigen in der Lage ſein, Verkäufe 
unter Ueberſchreitung der Höchftpreife pflegen ſich gemeinhin nicht in 
voller Oeffentlichkeit zu vollziehen. Es dürfte ſich daher wegen des 
faktiſchen Monopols des Verkäufers von Lebensmitteln wohl recht⸗ 
fertigen, den Käufer, der unter Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe ein⸗ 
gekauft hat, ganz ſtraflos zu laſſen oder doch wenigſtens gegen ihn 
als den wohl ſtets wirtſchaftlich ſchwächeren Vertragsteil im ab⸗ 
zuändernden Höchſtpreisgeſetze weſentlich mildere Strafen zu verhängen. 


Entſcheidungen. 


Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


13. „Oeffentliche Wege“ im Sinne der Zuſicherung 
zum Gothaiſchen Domänenteilungsgeſetz, die Er⸗ 
richtung von Wegetafeln verſtößt nicht dagegen. 
Im Laufe der mehrjährigen Verhandlungen, die ſchließlich zur 

Verabſchiedung des Geſetzes betreffend die Domänenteilung vom 19. Juli 
1905 führten, hatte ſich das Herzogliche Staatsminiſterium veranlaßt 
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geſehen, dem Landtage des Herzogtums Gotha eine Reihe von Zus 
ſicherungen zu erteilen, die neben den Beſtimmungen des Teilungs⸗ 
vertrags gelten ſollten. Einige davon ſind in einem Schreiben des 
Staatsminiſteriums an den Landtag vom 25. November 1901 iur 
ſammengeſtellt. Dort heißt es: 

„Es haben ferner die nachſtehenden, vom Herzoglichen Staats⸗ 
miniſterium im Laufe der Verhandlungen teils ſchon abgegebenen, 
teils noch vorbehaltenen Erklärungen die Höchſte Genehmigung (des 
damaligen Regierungsverweſers Erbprinzen Ernſt zu e 
Langenburg) gefunden.“ 

Es folgen ſechs Nummern, von denen die dritte beſagt: 

„Die jetzt zum Domänengut gehörigen öffentlichen Wege ſollen 
bis zu dem in Ausſicht genommenen Erlaß eines Wegegeſetzes in 
ihrer bisherigen Nutzungsart erhalten, jedenfalls ohne gleichartigen 
Erſatz nicht eingezogen werden.“ 

In der Landtagsſitzung vom 14. Februar 1905, in der das 
Domänenteilungsgeſetz endgültig angenommen wurde, erklärte Staats⸗ 
minifter v. Hentig, allgemein würden die aus Anlaß der Landtags. 
verhandlungen über das Domänenteilungswerk regierungsſeitig ge⸗ 
gebenen Zuſicherungen wiederholt und beſtätigt. Unter den Punkten, 

für die das beſonders gelte, führte er an: 
| „die Erhaltung der öffentlichen Wege bis zum Erlaß eines Wege⸗ 
geſetzes“. 

In den Jahren 1912 und 1913 wurden auf Anordnung der 
Herzoglichen Hofkammer an einer größeren Anzahl von Wegen in 
den Herzoglichen Domanialforſten Tafeln mit folgender Aufſchrift er⸗ 
richtet: 

„Herzoglicher Privatweg. Benutzung nur unter Vorbehalt des 

jederzeitigen Widerrufs geſtattet.“ 

Unterzeichnet war jede ſolche Bekanntmachung von der zuſtändigen 
Herzoglichen Oberförſterei. 

Der gothaiſche Landtag nahm an dieſem Ganehen Anſtoß und 
beſchloß am 31. März 1914, auszuſprechen, daß die Aufſtellung der 
Tafeln an ſolchen Wegen, die am 1. April 1906 — dem geſetzlich 
feſtgeſetzten Teilungstermin — innerhalb des durch den Domänen⸗ 
Auseinanderſetzungsvertrag vom 19. Juli 1905 begrenzten Verwaltungd⸗ 
bereichs der Hofkammer tatſächlich dem freien Verkehr des Publikums 
offen ſtanden, den Vereinbarungen zwiſchen der Herzoglichen Staats⸗ 
regierung und dem Landtag zuwiderlaufe und darum ohne rechts⸗ 
erhebliche Bedeutung ſei, auch die Staatsregierung zu erſuchen, ohne 
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Verzug die Befeitigung der hiernach in Frage kommenden Tafeln 
herbeizuführen. 

Das Staatsminiſterium machte dieſe Auffaſſung zu der ſeinigen, 
während die Hofkammer an der Meinung feſthielt, die Zuſicherung 
vom 23. November 1901 beziehe ſich nur auf öffentliche Wege in 
verwaltungsrechtlichem Sinne, und darlegte, daß ſolche Wege nicht 
mit Tafeln verſehen worden ſeien. Beide Behörden riefen durch eine 
gemeinſchaftliche Eingabe vom 10. Auguſt 1914 die Entſcheidung 
des in § 25 des Domänenteilungsvertrags vorgeſehenen Schiedsgerichts 
an. Dort iſt beſtimmt, daß Meinungsverſchiedenheiten über die Aus⸗ 
legung des Vertrags vor einem Schiedsgericht auszutragen ſind, das 
durch das Plenum des Gemeinſchaftlichen Thüringiſchen Oberlandes⸗ 
gerichts Jena gebildet wird. Vorher hat die Hofkammer die Tafeln 
an den Wegen, die fie als ſtreitig anſah, bis zur Fällung des Schieds- 
ſpruchs unter Wahrung ihres Rechtsſtandpunktes entfernen laſſen. 

Das Staatdminifterium ſtellte in der nn Verhandlung 
den Antrag: 

durch Schiedsſpruch zu erkennen: 
in der als ZEN zum Domänenteilungsgeſetz gegebenen 

Zuſicherung: 

| Die jetzt zum Domain gehörigen öffentlichen Wege ſollen 
bis zu dem in Ausſicht genommenen Erlaß eines Wegegeſetzes in 
ihrer bisherigen Nutzungsart erhalten, jedenfalls ohne gleichartigen 

Erſatz nicht eingezogen werden, 

ſind unter „öffentlichen Wegen“ alle ſolche Wege zu verſtehen, die 
zur Zeit der Domänenteilung dem Publikum tatſächlich unbe⸗ 
ſchränkt zugänglich waren. Es iſt unzuläffig, daß die Herzogliche 
Hofkammer die Benutzung ſolcher Wege verbietet oder durch den 
Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs beſchränkt. 
Die Hofkammer beantragte: 

durch Schiedsſpruch auszuſprechen, daß das Verlangen des Landtags 
für das Herzogtum Gotha auf Entfernung der fraglichen Wege⸗ 
tafeln unbegründet iſt. | 

Die Zuſicherung, um deren Bedeutung die Parteien ſtreiten, iſt 
als eine Nebenabrede zum Domänenteilungsvertrage anzuſehen. Ded⸗ 
halb iſt — mit den Parteien — ohne Bedenken anzunehmen, daß 
fh die Schiedsgerichtsklauſel im § 25 des Vertrags auch auf fie 
erſtreckt. Man hatte offenbar die Abſicht, alle Streitigkeiten, die aus 
Anlaß der Domänenteilung entſtehen würden, durch das in Ausſicht 
genommene Schiedsgericht ſchlichten zu laſſen. 
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Dem Antrage des Staatsminiſteriums zufolge iſt ſowohl über 
die Auslegung der Zuſicherung als auch über die Frage zu ent⸗ 
ſcheiden, ob die Hofkammer mit der Aufſtellung der Wegetafeln gegen 
ſie verſtoßen hat. Daß deren Antrag nur den zweiten Punkt be⸗ 
handelt, kann nicht die Bedeutung haben, daß ſich das Schiedsgericht 
darauf zu beſchränken hätte, nur dieſen zu erledigen. 


I. 


Bei der Auslegung der Zuſicherung iſt zu berüdfichtigen, daß 
ſie zwar einerſeits die rechtliche Natur einer vertraglichen Nebenabrede 
hat, anderſeits aber dadurch, daß das geſamte Domänenabkommen 
zum Landesgeſetze erhoben wurde, auch geſetzlichen Charakter erhielt. 
Da ſie jedoch aus den Verhandlungen über die Geſtaltung des Do⸗ 
mänenteilungsvertrags hervorgegangen iſt, überwiegen die vertrag⸗ 
lichen Geſichtspunkte bei weitem, ſo daß es ſich rechtfertigt, haupt⸗ 
ſächlich die Rechtsgrundſätze über die Auslegung von Vertragen an⸗ 
zuwenden. 

Immerhin iſt der Hofkammer zuzugeben, daß der Ausdruck 
„öffentliche Wege“, wenn er von ſtaatlichen Behörden gebraucht wird, 
zunächſt ohne weiteres in dem Sinne zu verſtehen iſt, wie er ſonſt 
in Geſetzen angewendet wird. In dieſen verſteht man darunter 
öffentliche Wege im Rechtsſinne, deren Begriff für das Herzogtum 
Gotha, das noch kein Wegegeſetz hat, aus dem gemeinen Recht und 
der ſonſtigen Landesgeſetzgebung abzuleiten iſt. Wenn das Staats- 
miniſterium behauptet, in der Zuſicherung ſeien, abweichend hiervon, 
alle Wege gemeint geweſen, die zur Zeit der Domänenteilung dem 
Publikum tatſächlich unbeſchränkt zugängig waren, ſo muß es dies 
beweiſen. Der Beweis iſt als erbracht anzuſehen, wenn auch nicht 
im vollen Umfange der Behauptung. 

Zunächſt ſei hervorgehoben, daß die Tragweite der Zuſicherung, 
wenn ſie ſich nur auf öffentliche Wege im Rechtsſinn bezogen hätte, 
ſo geringfügig geweſen wäre, daß nicht zu verſtehen wäre, warum 
fih. die Mitglieder des Landtags von 1901 fo lebhaft bemüht haben 
ſollten, ſie zu erlangen. Daß man in Landtagskreiſen der Angelegenheit 
große Wichtigkeit beimaß, iſt den Bekundungen der als Zeugen ver⸗ 
nommenen Mitglieder des damaligen Landtagsausſchuſſes Oberbürger⸗ 
meiſter Liebetrau, Druckereibeſitzer Bock, Kommerzienrat Grübel und 
Senator Moßler zu entnehmen. Hätten dieſe Abgeordneten nur an 
öffentliche Wege im Rechtsſinne gedacht, jo würden fie eine Zuſicherung, 
welche die zur Verwaltung des Domänenguts des Herzoglichen Haufeß- 
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künftig beru Fene Behörde binden ſollte, wohl nicht für nötig gehalten 
haben. De rin ſie hätten ſich dann ſolche Wege vorgeſtellt, die unter 
der Aufſicht der ſtaatlichen Wegepolizeibehörden ſtanden, und hätten, 
auch wenn ſie die wegen Fehlens einer einheitlichen Wegegeſetzgebung 
nicht ohne weiteres überſichtliche Rechtslage im einzelnen nicht geprüft 
hätten, doch ſicherlich angenommen, daß die Einziehung eines ſolchen 
öffentlichen Weges nicht ohne Mitwirkung von Staatsbehörden ge⸗ 
ſchehen könne. Ob ſie ſich dieſe Mitwirkung als förmliche Genehmigung 


oder als Ausfluß des allgemeinen Aufſichtsrechts vorftellten, bleibt 


ſich gleich. Deshalb bedarf es keiner Erörterung darüber, ob nach 
der Rechtslage im Herzogtum Gotha die Einziehung eines öffentlichen 
Weges im Domänengute der Genehmigung der zuſtändigen Wege⸗ 
polizeibehörde bedürfen würde. Selbſt wenn man der Anſicht folgen 
wollte, die der Geheime Juſtizrat Profeſſor Dr. Edgar Loening in 
Halle in ſeinem von der Herzoglichen Hofkammer vorgelegten Rechts⸗ 
gutachten (Abſchnitt I. 3, S. 10ff.) vertritt, würde doch das Auf⸗ 
ſichtsrecht der Staatsbehörde unberührt bleiben, kraft deſſen fie auch 
die Einziehung eines öffentlichen Weges verbieten kann. Entſcheidend 
für den hier erörterten Beweisumſtand iſt ſonach nicht der Rechts⸗ 
zuſtand ſelbſt, ſondern die Auffaſſung, die damals die Abgeordneten 
von ihm hatten. Kann es aber nicht zweifelhaft ſein, daß ſie eine 
Mitwirkung ſtaatlicher Behörden in dieſer oder jener Weiſe bei der 
Einziehung von rechtlich öffentlichen Wegen für erforderlich gehalten 
haben, ſo würden ſie, wenn ſie nur ſolche gemeint hätten, mehr eine 
Bindung der Staatsbehörden als eine der zukünftigen Domänen⸗ 
verwaltungsbehörde bezweckt haben. Eine dahin gehende Abſicht iſt 
aber nicht anzunehmen, denn gegenüber der Staatsregierung bedurfte 
der Landtag einer derartigen beſonderen Sicherung nicht, ſondern war 
ohnehin in der Lage, mit ihr wegen der Ausübung wegepolizeilicher 
Befugniſſe ins Benehmen zu treten, ſei es bei der Beratung des 
Staatshaushalts, ſei es durch Befragungsanträge. Es war ihm 
vielmehr darum zu tun, ſich gegenüber der ſpäteren Domänenver⸗ 
waltungs behörde — der Hofkammer — zu ſichern, da ihm dieſe ſonſt 
in keiner Weiſe verantwortlich war. Mithin ergibt dieſe Erwägung 
eine große Wahrſcheinlichkeit dafür, daß die Abgeordneten die Worte 
„öffentliche Wege“ in einem über deren juriftifchen Begriff hinaus⸗ 
gehenden Sinne gebraucht haben. Zudem ſteht hier der Sprach⸗ 
gebrauch nicht derart feſt, daß ohne weiteres zu ſagen wäre, unter 
öffentlichen Wegen verſtehe man allgemein nur ſolche mit deren recht⸗ 
lichen Merkmalen. 
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Iſt hiernach ſchon zu vermuten, daß die an den Verhandlungen 
über das Domänenabkommen Beteiligten mit den ſtreitigen Worten 
der Zuſicherung nicht den eng begrenzten Sinn verbunden haben, den 
die Hofkammer ihnen beilegt, ſo kommt weiter das Ergebnis der vom 
Schiedsgericht angeordneten Zeugenvernehmung in Betracht. Die 
genannten Landtagsabgeordneten haben übereinſtimmend erklärt, der 
Rechtsbegriff der öffentlichen Wege ſei bei den Verhandlungen nicht 
erörtert worden, ſie hätten den auch nicht gemeint, ſondern an einen 
viel umfaſſenderen Kreis von Wegen gedacht. Liebetrau hat alle zur 
Zeit der Domänenverteilung tatſächlich öffentlichen Wege, mit alleiniger 
Ausnahme der damals öffentlich ſichtbar als Privatwege gekenn⸗ 
zeichneten, im Auge gehabt. Nach der Auffaſſung des Abgeordneten 
Bock waren ſämtliche Wege gemeint, die allgemein begangen wurden, 
alle Wege, an denen keine Verbotstafeln ſtanden; deren Benutzung 
ſollte weiterhin in derſelben Weiſe geſtattet werden wie bisher. Grübel 
hat ſich die Zuſicherung ſo ausgelegt, daß ſie ſich auf alle Wege 
erſtreckte, die damals vom Publikum begangen wurden. Auch Moßler 
hat ſie auf die ſämtlichen Wege bezogen, die allgemein begangen 
wurden, und nur ſolche für ausgenommen gehalten, die ſchon damals 
als Privatwege gekennzeichnet waren. Ferner haben mehrere Abge- 
ordnete bezeugt, daß bei den Verhandlungen von den Wegen im 
Reinhardsbrunner Park und deſſen näherer Umgebung als Ausnahme 
geſprochen worden iſt; dieſe waren ſchon 1901 mit einer Vorkehrung 
zum Abſperren (grünweiße Balken) verſehen und wurden oft tatſäch⸗ 
lich geſperrt. | 

Wenn nun auch zur Zeit der Beweisaufnahme mehr als 13 Jahre 
ſeit den maßgebenden Verhandlungen im Spätherbſt 1901 verfloſſen 
waren, ſo iſt doch anzunehmen, daß die Erinnerung der Abgeordneten 
an das, was ſie bei der Verabſchiedung des wichtigen Geſetzgebungs⸗ 
werks erſtrebten, nicht trügt. Es beſteht ſonach kein Bedenken, ihre 
Ausſagen der Beurteilung zugrunde zu legen. | 

Nun genügt freilich zur Ermittelung des Sinnes der Zuſicherung 
nicht, feſtzuſtellen, was jene Abgeordneten — und mit ihnen der 
übrige Landtag, aus deſſen Mitte keine abweichende Stimme laut 
wurde — gewollt haben. Sie haben nur für den einen Vertragsteil 
gehandelt. Zur Vertretung des Staates war zwar an ſich das 
Staatsminiſterium berufen, indes hat Staatsminiſter v. Hentig 
bei der Abgabe der Zuſicherungen am 23. November 1901 und 
14. Februar 1905 Seine Königliche Hoheit den Herzog und das 
Herzogliche Haus, alſo die andere Vertragspartei vertreten, ſo daß 
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angenommen werden muß, daß in dieſem beſonderen Falle der Land⸗ 
tag als Vertreter des Staates gehandelt hat. Zur Beantwortung 
der Frage, ob die andere Partei der Auffaſſung der Abgeordneten 
zugeſtimmt hat, iſt die Zeugenausſage des genannten Miniſters heran⸗ 
zuziehen. Er hat den Inhalt der Zuſicherung ſo aufgefaßt, daß der 
beſtehende tatſächliche Zuſtand vorläufig erhalten bleiben ſollte. „Keine 
Partei ſollte einen Rechtsverluſt erleiden. Die Frage, welche Wege 
im Rechtsſinn öffentlich wären, ſollte erſt durch das Wegegeſetz gelöft 
werden und bis zum Zeitpunkt ſeines Zuſtandekommens dahinſtehen.“ 
Dieſes ſollte alſo erſt die Rechtsverhältniſſe an den Domänenwegen 
klären, in der Zwiſchenzeit aber der tatſächliche Zuſtand hinſichtlich 
ihrer Benutzung fortbeſtehen, gewiſſermaßen ein Burgfriede aufrecht⸗ 
erhalten werden. Weiter unterſcheidet der Zeuge v. Hentig drei 
Arten von Wegen: die unbeſtritten öffentlichen, die unbeſtritten nicht⸗ 
öffentlichen und ſolche, über deren Charakter Zweifel obwalteten. 
In bezug auf dieſe letzteren ſollte einſtweilen alles beim alten bleiben. 
Es iſt anzunehmen, daß damit ſolche Wege gemeint ſind, die tatſäch⸗ 
lich dem allgemeinen Verkehr dienten, ohne die Eigenſchaft öffentlicher 
Wege im Rechtsſinne zweifelsfrei erlangt zu haben. So begegnet ſich 
die Auffaſſung v. Hentigs mit der der vier vernommenen Abgeordneten. 
Er hatte auch in der Landtagsſitzung vom 18. April 1904, als 
der Entwurf eines Waldſchutzgeſetzes zur Beratung ſtand, kundgegeben, 
daß er die ſtreitige Zuſicherung im weiteren Sinne auffaßte. Damals 
hatte der Abgeordnete Graf den dringenden Wunſch ausgeſprochen, 
daß der freie Verkehr auch in dem dem Landesherrn zufallenden Teile 
des Domänenwaldes künftig eine Einſchränkung in keiner Weiſe er⸗ 
fahren möge, und beſonders auf die freie Benutzung zu Spaziergängen 
hingewieſen, die für die Sommerfriſchen von Wichtigkeit ſei. Staats⸗ 
miniſter v. Hentig erwiderte darauf, die Wünſche des Abgeordneten 
Graf ſeien bereits bei den Verhandlungen von 1901 über das Do⸗ 
mänenteilungsgeſetz ausführlich erörtert worden. „Die Staatsregierung 
habe ſchon damals die Erklärung abgegeben, daß ſie, ſoweit es in 
ihren Kräften ſtehe, dafür ſorgen werde, daß jede Beſchränkung in 
der Benutzung des Waldes zu Spaziergängen ausgeſchloſſen, daß ſie 
insbeſondere die Einziehung von Wegen, die auf Herzogliches Gebiet 
zu liegen kommen, ſoweit ſie den Intereſſen der Allgemeinheit ſchäd⸗ 
lich ſein könnte, nicht befürworten werde. Die Angelegenheit ſei auch 
rechtlich ausreichend ſichergeſtellt“ (Wortlaut des Protokolls der Land⸗ 
tagsſitzung). Er hat damit zweifellos die Zuſicherung im Auge 
gehabt und kann ſie, da gerade von Spazierwegen im Walde die 
Blütter für Rechtepflege LXIII. N. F. XIII. . 14 
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Rede war, unmöglich nur auf die öffentlichen Wege im Rechtsſinn 
bezogen haben. 

Die Erklärung dafür, wie er ſich zu einem Zugeſtändnis von 
ſo weittragender Bedeutung verſtehen konnte, iſt in dem Umſtande 
zu finden, daß nur die Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes beab⸗ 
ſichtigt war. „Bis zu dem in Ausſicht genommenen Erlaß eines 
Wegegeſetzes“ ſollte die Verpflichtung für den Herzog und das Herzog⸗ 
liche Haus eingegangen werden. Staatsminiſter von Hentig hatte 
die Abſicht, die Vorlegung eines Wegegeſetzes der Verabſchiedung des 
Domänenabkommens möglichſt unmittelbar folgen zu laſſen, er ſtellte 
ſich alſo den Zeitraum, für den die Zuſicherung gelten ſollte, als einen 
kurzen vor und ſah wohl deshalb in ihrer Erteilung kein Bedenken. 
Da er inzwiſchen aus ſeiner Stellung ſchied, hat er dann ſeinen Vorſatz 
nicht ausführen können. 

Im Rahmen des Zugeſtändniſſes, das er machen wollte, iſt 
ſonach eine Einigung zwiſchen den Vertragsteilen zuſtande gekommen. 
Hingegen haben weitergehende Auffaſſungen einzelner Abgeordneten 
im Vertrag keine Berückſichtigung gefunden. Namentlich kommt es 
nicht darauf an, ob zur Zeit der Domänenteilung — am 1. April 1906, 
der allſeitig als Stichtag angenommen wird — ein Weg tatſächlich 
unbeſchränkt zugängig war, ſondern darauf, ob er nicht nur einem 
gelegentlichen, ſondern dem allgemeinen Verkehr gedient hat. Nicht 
die Möglichkeit des Begehend durch das Publikum entſcheidet, ſondern 
die Tatſache, daß dieſes bis zum 1. April 1906 von der Möglichkeit 
wirklich in erheblicherem Maße Gebrauch gemacht hatte. Ein nur 
gelegentliches Begehen durch einzelne Perſonen reicht nicht aus, um 
einem Wege dem Charakter des unbeſtritten nichtöffentlichen, wie ihn 
der Zeuge v. Hentig im Sinne hat, zu nehmen und eine beſtimmte 
Nutzungsart, wie ſie die Zuſicherung vorausſetzt, zu begründen. In 
den Kreis der von ihr nicht umfaßten reinen Privatwege fallen ſonach 
nicht nur die, welche am 1. April 1906 mit Tafeln oder Wegebalken 
äußerlich gekennzeichnet waren, ſondern noch manche andere, deren 
Betreten nicht gehindert wurde. Es wird ſich dabei, wie v. Hentig 
ſagte, meiſt um ſolche Wege handeln, die zu Zwecken der Waldwirt⸗ 
ſchaft oder der Jagd, nicht aber der Verkehrsvermittlung beſtimmt 
und demgemäß tatſächlich eingerichtet find. Die bei der Anlegung 
des Weges verfolgte Abſicht wird für die Abgrenzung dieſer reinen 
Privatwege von den der Zuſicherung unterfallenden Wegen einen 
wertvollen Fingerzeig geben; unbedingt entſcheidet ſie aber nicht, denn 
es iſt ſehr wohl der Fall denkbar, daß beiſpielsweiſe ein nur zur 
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Holzabfuhr angelegter Weg nachträglich im Laufe der Zeit Träger 
eines alas n Fußgänger oder Fahrverkehrs wird. Immerhin 
würde oer! LAN deis der Hofkammer, daß ein Weg lediglich zu Zwecken 
der Forſtwirtſchaft oder der Jagd angelegt wurde, die Annahme 


. nahelegen, daß es ſich um einen reinen Privatweg handelt; würde 


jedoch bei der Auseinanderſetzung über die einzelnen Wege, welche 
die Parteien ohne Mitwirkung des Schiedsgerichts vornehmen wollen, 
vom Staatsminiſterium der Beweis erbracht, daß ein derartiger 
Privatweg bis zum 1. April 1906 für den allgemeinen Verkehr in 
Anſpruch genommen worden war, ſo würde er zu den der Zuſicherung 
unterfallenden Wegen zu rechnen ſein. 

Zur Ergänzung ſei bemerkt, daß außerdem alle die Wege im 
Domänengut nicht von dieſer erfaßt werden, über die das Staats⸗ 
miniſterium als frühere Domänenverwaltungsbehörde mit einzelnen 
Gemeinden — es kommen beſonders Friedrichroda und Georgenthal 
in Betracht — Verträge mit Vorbehalt eines mehr oder weniger 
eingeſchränkten Widerrufsrechts abgeſchloſſen hatte. Es handelt ſich 


da um Promenadenwege für Kurgäſte und Einwohner. Die Wege 


dieſer Art werden von beiden Parteien übereinſtimmend als nicht 
unter die Zuſicherung fallend erachtet; das Schiedsgericht hat aljo 
darüber nicht zu entſcheiden, weil inſofern kein Streit herrſcht. 

Was die Herzogliche Hofkammer geltend macht, um ihre Auf- 
faſſung von der Zuſicherung zu ſtützen, kann das Ergebnis dieſer 
Auslegung nicht erſchüttern. 

Sie beruft ſich zunächſt auf den Schriftwechſel zwiſchen dem Land⸗ 


tagsausſchuß und dem Staatsminiſterium, welcher der Erteilung der Zu⸗ 


ſicherung voranging. In einer Erklärungsſchrift vom 14. April 1901, 
die das Ergebnis ſeiner Verhandlungen über die Regierungsvorlage 
betreffend die Domänenteilung vom 12. März 1901 wiedergibt, hatte 
ſich der Landtagsausſchuß unter Ziffer 15 (3. Abſatz) dahin geäußert: 

„Die dem Herzoglichen Hauſe überwieſenen Wege wären auch 
künftig als öffentliche Wege nach Vorſchrift der Landesgeſetze zu 
unterhalten und dürften der Benutzung des Publikums nicht ent⸗ 
zogen werden.“ 

Darauf erklärte das Staatsminiſterium in ſeinem Anwortſchreiben 
vom 28. Mai 1901: 

„Daß die landesgeſetzlichen Beſtimmungen über öffentliche Wege 
auch auf das im Eigentum des Herzoglichen Hauſes verbleibende 
Wegenetz Anwendung zu finden haben, erſcheint dem Staats⸗ 
miniſterium nicht zweifelhaft.“ | 

| 14* 


— 212 — 


gutachten (S. 23 ff.) zuzugeben, daß man bei dieß 7 »flärungen 
beiderſeits nur öffentliche Wege in verwaltungsrechtlichun Sinne ge⸗ 
meint haben kann, denn nur für ſolche beſtanden wegen ihrer Unter⸗ 
haltung geſetzliche Vorſchriften. Es iſt aber anzunehmen, daß ſpäter 
der Landtagsausſchuß und ihm folgend der Landtag weitergehende 
Wünſche geäußert und durchgeſetzt haben. Man begnügte ſich nicht 
mit der Verweiſung auf die landesgeſetzlichen Beſtimmungen über 
öffentliche Wege, ſondern erwirkte in den mehrfachen Beſprechungen 
im November 1901 die jetzt umſtrittene Zuſicherung über öffentliche 
Wege in dem erörterten weiteren Sinne. 

Wenn ferner, auch in dem erwähnten Gutachten (S. 25). geltend 
gemacht wird, die Unterſagung der Einziehung eines Weges trete 
in Widerſpruch zu § 5 des Domänenvergleichs vom 1. März 1855, 
wonach das Domänengut und deſſen einzelne Beſtandteile denſelben 
geſetzlichen Beſtimmungen wie das übrige in Privateigentum befind⸗ 
liche Grundvermögen im Herzogtum Gotha unterliegen ſollten, ſo iſt 
demgegenüber darauf hinzuweiſen, daß es den Vertragſchließenden 
freigeſtanden hat, ſich über die Beſtimmungen des früher zwiſchen 
ihnen vereinbarten Vergleichs hinwegzuſetzen. Man würde den ver⸗ 
traglichen Charakter der Zuſicherung verkennen, wollte man darauf, 
daß ſie ſich in Widerſpruch zu geſetzlichen, die Vertragsfreiheit nicht 
ausſchließenden Beſtimmungen ſetzt, entſcheidendes Gewicht legen. 
Deshalb können auch die Vorſchriften des gothaiſchen Enteignungs⸗ 
geſetzes vom 31. Mai 1884 (88 1, 4, 6) der Verpflichtung aus der 
Zuſicherung nicht entgegenſtehen. Wenn dort auch beſtimmt iſt, daß 
Beſchränkungen des Grundeigentums nur in dem von dieſem Geſetz 
vorgeſchriebenen Verfahren und gegen Entſchädigung auferlegt werden 
können, fo hat doch die Befugnis des Grundeigentümers, ſich ver⸗ 
tragsmäßig Beſchränkungen in der Ausnutzung ſeines Rechts zu unter⸗ 
werfen, nicht ausgeſchloſſen werden ſollen. Ein weiterer Einwand 
wird daraus entnommen, daß das Staatsminiſterium als vormalige 
Domänenverwaltungsbehörde zahlreiche Verträge abgeſchloſſen habe, 
die infolge der Veräußerung von Domänengrundſtücken, namentlich 
Wegeparzellen, den Erwerbern die unbeſchränkte Möglichkeit eröffnet 
hätten, auf dieſen vorhandene Privatwege einzuziehen, oder die in 
ſonſtiger Weiſe der Benutzung beſtimmter Privatwege im Domänengut 
Grenzen gezogen hätten. Soweit ſolche Verträge zeitlich vor dem 
November 1901 liegen, läßt ſich aus ihnen keinesfalls eine von den 
Bekundungen des Zeugen v. Hentig abweichende Auffaſſung der 


Es iſt der Hofkammer und dem von ihr 2 5 Rechts⸗ 
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Zuſicherung folgern. Aber auch die in der Zeit vom November 1901 
bis 1. April 1906 abgeſchloſſenen Verträge laſſen einen ſolchen Schluß 
nicht zu. Die Zuſicherung wurde, wie auch v. Hentig dargelegt 
a t, erſt gültig mit dem Tage der Verkündung des Domänenteilungs⸗ 


geſetzes (19. Juli 1905). Vorher ſtand es nicht ſicher feſt, ob das 


Geſetzgebungswerk zuſtande kommen werde, und das Staatsminiſterium 
hatte mithin keine Veranlaſſung, ſich ſchon damals nach der Zuſicherung 
zu richten. Es war vielmehr durchaus zweckmäßig, wenn vor deren 
Inkrafttreten noch auf Verminderung der ihrem Rechtscharakter nach 
zweifelhaften Wege hingewirkt wurde. Nachher war allerdings eine 
Maßregel, die auf die Einziehung eines der Zuſicherung unterfallenden 
Weges hinauslief, nicht mehr zuläſſig. 

Soweit Handlungen des Staatsminiſteriums aus der Zeit nach 
dem Ausſcheiden des Staatsminiſters v. Hentig und der Uebernahme 
der Geſchäfte durch ſeinen Nachfolger v. Richter in Frage kommen, 
iſt zu berückſichtigen, daß dieſer die bei den Verhandlungen von 1901 
der Zuſicherung beigelegte Tragweite nicht kannte, ſondern nur deren 
Wortlaut vor ſich hatte, der die Deutung auf öffentliche Wege ledig⸗ 
lich in verwaltungsrechtlichem Sinne nahelegte. Es ergibt ſich gerade 
aus den im Verhandlungstermin vorgelegten Akten, daß v. Richter 
bis zur Landtagsſitzung vom 31. März 1914 die Zuſicherung ebenſo 
auslegte wie die Hofkammer. Erſt dann hat er, wohl auf Grund 
von Unterredungen mit den Abgeordneten, die an den Verhandlungen 
von 1901 beteiligt waren, feine Anſicht geändert. Deshalb iſt aus 
ſeiner früheren Stellungnahme bei den Erörterungen über die Auf— 
ſtellung eines neuen Gemeinde- und Gemeindeleiſtungsgeſetzes (No⸗ 
vember 1905 bis März 1906), bei dem Befragungsòantrage der 
Abgeordneten Wolf und Genoſſen wegen Verpachtungen von Stein⸗ 
brüchen durch die Hofkammer und damit verbundenen Wegebe⸗ 
ſchränkungen für die Arbeiter (Landtagsſitzung vom 3. April 1908) 
und bei ſonſtigen Gelegenheiten nichts zugunſten der Meinung der 
Hofkammer zu entnehmen. 

Dieſe verwertet die frühere Auffaſſung des Staatsminiſters 
v. Richter auch in dem Sinne, daß er es geweſen iſt, der den Do⸗ 
mänenteilungsvertrag für das Herzogtum Gotha unterſchrieben und 
das zugehörige Geſetz gegengezeichnet habe. Es iſt aber anzunehmen, 
daß er auch ohne Kenntnis aller Einzelheiten das Geſetzgebungswerk 
einſchließlich der nebenhergehenden Zuſicherungen in dem Sinne und 
mit dem Inhalt zum Abſchluß bringen wollte, wie es ſich nach allen 
vorangegangenen Verhandlungen und Vereinbarungen geſtaltet hatte. 
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Die Zuſicherung iſt alſo trotz der abweichenden perſönlichen Auffaſſung 
v. Richters mit der Tragweite in Kraft getreten, die ihr im Spät⸗ 
herbſt 1901 beigelegt und an der bis zur Geſetzesverkündung nichts 
geändert worden war. Ebenſo iſt davon auszugehen, daß Seine 
Königliche Hoheit der Herzog, als er den Vertrag und das Geſetz 
unterſchriftlich vollzog, alles genehmigen wollte, was vorher der 
Regierungzverweſer, Seine Durchlaucht der Erbprinz zu Hohenlohe⸗ 
Langenburg, gutgeheißen und zugeſagt hatte. Daß dieſer der ſtreitigen 
Zuſicherung in dem Sinne, wie ſie Staatsminiſter v. Hentig ver⸗ 
ſtand, zugeſtimmt hat, ergibt deſſen Zeugenaus ſage. 

Auch darauf, daß im Landtage zu wiederholten Malen vor wie 
nach der Annahme des Domänenteilungsgeſetzes der Ausdruck „öffent⸗ 
liche Wege“ in der Geſetzgebung — fo bei der Schaffung des Geſetzes 
betreffend die Vorausleiſtungen zum Wegebau vom 8. Mai 1911 
(88 1. 2) und des Geſetzes über die Zuſtändigkeit des gemeinſamen 
Thüringiſchen Oberverwaltungsgerichts vom 24. April 1913 (§S 2 IV) — 
und ſonſt in verwaltungsrechtlichem Sinne gebraucht wurde, iſt hier. 
kein Gewicht zu legen. Gewiß ſteht außer Zweifel, daß man ſich, 
wenn der Gegenſatz zwiſchen öffentlichen Wegen und Privatwegen 
bewußtermaßen bezeichnet werden ſollte, regelmäßig der Worte im 
juriſtiſchen Sinne bedient hat. Bei der Vereinbarung der Zuſicherung 
dachte man aber offenbar an dieſen Gegenſatz nicht und wurde ſich 
ſomit nicht darüber klar, daß man ſich bei Anwendung der Worte 
für die Gruppe von Wegen, die man bezeichnen wollte, der Gefahr 
des Mißverſtehens ausſetzte. Ein feſter Sprachgebrauch iſt eben für 
den Ausdruck „öffentliche Wege“ nicht feſtſtellbar. 

Die Haltung der Abgeordneten bei der Verhandlung des ſchon 
erwähnten Befragungsantrags wegen Verpachtungen von Steinbrüchen 
(Sitzung vom 3. April 1908) und des Vertrags mit dem Reichs⸗ 
militärfiskus wegen Verkaufs der innerhalb des Truppenübungsplatzes 
Ohrdruf gelegenen gothaiſchen Staatswaldflächen (Sitzung vom 5. März 
1910) läßt keinen ſicheren Rückſchluß auf ihre Anſichten über die 
ſtreitige Zuſicherung zu. Im letzteren Falle kam Domänengut nicht 
in Frage, und bei der vorteilhaften Verwertung von Staatsgut mochten 
die Abgeordneten über die Wegefrage anders denken. Ueber den 
Befragungsantrag fand keine Ausſprache ſtatt, ſo daß es an der Ge⸗ 
legenheit fehlte, die Antwort des Staatsminiſters v. Richter einer 
Kritik zu unterziehen. 

Die Hofkammer zieht noch den § 16 Abſ. 1 b des Domänen⸗ 
teilungsvertrags, in dem die öffentliche Benutzung des Parkes, der 
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Anlagen, der Bibliothek und der wiſſenſchaftlichen und Kunſtſamm⸗ 
lungen in der Reſidenzſtadt Gotha vorbehalten wird, in dem Sinne 
heran, daß man hier eine ausdrückliche Beſtimmung über die Ver⸗ 
pflichtung des Herzoglichen Hauſes, gewiſſe Privatwege — nämlich 
die Wege im Parke und in den Anlagen — der öffentlichen Benutzung 
nicht zu entziehen, in den Vertrag aufgenommen habe, während man 
nach der Meinung des Staatsminiſteriums dieſelbe Verpflichtung in 
viel weiterem Umfange nebenher und in unklarer Weiſe ausgeſprochen 
haben follte (vgl. S. 33 f. des Loeningſchen Gutachtens). Das ift 
deshalb nicht beweiskräftig, weil es ſich im § 16 um die Beſtätigung 
dauernder Belaſtungen handelt, bei der umſtrittenen Zuſicherung 
aber nur die Regelung eines vorübergehenden Zuſtandes be⸗ 
zweckt war. | 
Dieſelbe Erwägung läßt auch die Berufung darauf, daß durch 
Einhaltung der Zuſicherung in dem hier vertretenen Sinne wichtige 
forſtwirtſchaftliche und jagdliche Intereſſen geſchädigt würden, als 
bedeutungslos erſcheinen. Die Möglichkeit einer ſolchen Schädigung 
ſoll nicht bezweifelt werden; indem man aber nur eine einſtweilige 
Regelung treffen wollte, ſtellte man ſich, wie anzunehmen, den Schaden 
als ſo unerheblich vor, daß er mit in den Kauf zu nehmen ſei. 


Unbegründet iſt auch der ſich gegen den Rechtsbeſtand der Zu⸗ 
ſicherung von Anfang an richtende Angriff, ſie habe der Zuſtimmung 
der Agnaten des Herzoglichen Hauſes bedurft und ſei, da dieſe nicht 
erteilt worden ſei, nichtig. Wollte man auch in der Uebernahme der 
Verpflichtung, die ſie enthält, eine „Belaſtung anderer Art“ im Sinne 
des Art. 30 Satz 2 des Hausgeſetzes für das Herzoglich Sachſen⸗ 
Coburg⸗Gothaiſche Haus vom 1. März 1855 ſehen, ſo wäre ſie nach 
den in den Art. 24 bis 29 daſelbſt für Veräußerungen getroffenen 
Vorſchriften zu behandeln. Art. 28 beſtimmt aber, daß im Falle 
einer hausgeſetzwidrig vorgenommenen Veräußerung (oder Belaſtung) 
ein jeder Agnat berechtigt ſein ſoll, namens des Herzoglichen Hauſes 
den Gegenſtand von jedem Inhaber mittels der Revokationsklage 
zurückzufordern. Die Rechtsfolge der Nichtigkeit iſt hingegen nur für 
eine Belaſtung des Domänengutes oder eines Teils davon mit wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen oder mit Schulden, insbeſondere für eine Ver⸗ 
Pfändung feſtgeſetzt (vgl. Art. 30 Satz 1). Dieſe Vorausſetzungen 
liegen zweifellos nicht vor. 


Endlich meint die Hofkammer, die Vereinbarung ſei nur für den 
Zeitraum eingegangen, der zur Ausarbeitung, Vorlage und Verab⸗ 
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ſchiedung eines Wegegeſetzes notwendig geweſen ſei, dieſer ſei aber 
ſeit dem Jahre 1901 -längft ungenützt verſtrichen. Die Verbindlichkeit 
der Zuſicherung ſei daher nunmehr erloſchen. Wenn erforderlich, ſei 
die Beſtimmung im § 162 Abſ. 1 BGB. auf das Rechtsverhältnis 
analog anzuwenden. Von dieſem Vorbringen iſt als richtig anzu⸗ 
erkennen, daß alle am Vertragsſchluß Beteiligten nur einen vorläufigen 
Zuſtand regeln wollten und ſich den Zeitraum, der in Frage käme, 
als einen nicht ſehr langen vorſtellten. Man war auf ſeiten des 
Staatsminiſteriums wie des Landtags gewillt, baldigſt, wenn möglich 
im Anſchluß an das Domänenteilungswerk, ein Wegegeſetz zu fchaffen. 
Seinen Erlaß auf unbeſchränkte Zeit hinauszuſchieben, beabſichtigte 
niemand. Im Bericht des Landtagspräſidenten Liebetrau über den 
Domänenteilungszvertrag, erftattet in der Landtagsſitzung vom 7. De⸗ 
zember 1901, heißt es gegen Ende: 
„Neben dem Vertrag hat die Staatsregierung zugefichert: 
1. die Vorlage eines allgemeinen auch die Domänenwaldungen um⸗ 
faſſenden Waldſchutzgeſetzes und eines Geſetzes über die an Waldungen 
beſtehenden Berechtigungen und Vergünſtigungen — dieſe beiden 
Geſetze wurden bereits 1904 und 1905 ö —. 
2. die Vorlage eines Wegegeſetzes.“ : 
Diefe Zuſammenſtellung zeigt, daß man ſich auch das Wege⸗ 
geſetz als eine Ergänzung des Domänenteilungsvertrags dachte, die 
naturgemäß nicht allzu lange auf ſich warten laſſen durfte. Damit 
ſtimmt überein, daß mehrere der als Zeugen gehörten Abgeordneten 
bekundet haben, ſie ſeien der Meinung geweſen, daß der Landtag 
bald den Entwurf eines Wegegeſetzes vorgelegt erhalten werde. Das 
war auch, wie ſchon an anderer Stelle erwähnt, die Auffaſſung des 
Staatsminiſters v. Hentig. Somit iſt anzunehmen, daß die Voraus⸗ 
ſetzung des Zuſtandekommens eines Wegegeſetzes in nicht zu ferner 
Zeit von den Beteiligten zum Vertragsinhalt erhoben worden iſt. 
Wenn die Hofkammer aber weiter meint, ſchon jetzt ſei der an⸗ 
gemeſſene Zeitraum, mit dem zu rechnen ſei, abgelaufen, ſo iſt ihr 
nicht zu folgen. Die Vertragsſchließenden kannten die Einrichtungen 
des Verfaſſungsſtaats genau und ſagten ſich ohne Zweifel, daß die 
geſetzgeberiſche Regelung eines fo wichtigen und ſchwierigen Rechts⸗ 
gebiets umfangreiche Vorarbeiten erfordern werde und auch im Parla- 
ment auf Hinderniſſe ſtoßen könne. Deshalb darf der Zeitraum, mit 
dem ſie, wie anzunehmen, rechneten, auch nicht zu kurz bemeſſen 
werden. Jetzt kann dem Staatsminiſterium noch keine Verzögerung 
der Angelegenheit vorgeworfen werden und erſt recht kein Handeln 
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gegen Treu und Glauben. Die Hofkammer hat auch nach Lage der 
Akten bisher nicht zu erkennen gegeben, daß es ihr um Beſchleunigung 
des Erlaſſes eines Wegegeſetzes beſonders zu tun wäre. 

| Anders würde vielleicht zu entſcheiden fein, wenn feit der Erteilung 
der Zuſicherung Jahrzehnte vergangen ſein würden, ohne daß das 
Staatsminiſterium ernſte Schritte zur Schaffung eined Wegegeſetzes 
getan hätte. Dann würde der Geſichtspunkt, daß nur der Staat 
den Endtermin des einſtweiligen Zuſtandes herbeiführen kann, während 
ſich der andere Vertragsteil die Hände gebunden hat, mehr hervor⸗ 
treten und zu einem der Billigkeit entſprechenden Ausweg drängen. 


II. 


Kann ſonach bei der Auslegung der Worte „öffentliche Wege“ 
der Anſicht der Hofkammer nicht beigetreten werden, ſo iſt ihr hin⸗ 
gegen in dem eigentlichen Wegetafelſtreit recht zu geben. 

Nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen ſind Zugeſtändniſſe und Ver⸗ 
zichte nicht ausdehnend auszulegen, ſondern nur auf das zu beziehen, 
was nach der Abſicht deſſen, der die Erklärung abgibt, unzweifelhaft 
zugegeben ſein ſollte. Die umſtrittene Zuſicherung beſagt, daß die 
Wege „in ihrer bisherigen Nutzungsart erhalten, jedenfalls ohne 
gleichartigen Erſatz nicht eingezogen werden ſollen“. Der Bevölkerung 
ſollte alſo gewährleiſtet ſein, daß die Wege, die am 1. April 1906 
tatſächlich dem allgemeinen Verkehr dienten, in ihrer bisherigen 
Nutzungsart — ſei es zum Gehen, Fahren, Reiten, Radfahren oder 
Viehtreiben — weiter benutzt werden durften und dürfen. An der 
tatſächlichen freien Benutzung der Wege ſollte niemand gehindert werden, 
die erſatzloſe Einziehung von Wegen, auf die ſich die Zuſicherung 
erſtreckt, der Hofkammer verwehrt fein. Weiter reichen aber die ihr 
dadurch auferlegten Beſchränkungen nicht. Die Errichtung der Wege⸗ 
tafeln fällt ſomit nicht in den Kreis der ihr unterſagten Handlungen. 
Denn dieſe behindert das Begehen, Befahren oder ſonſtige ordnungs⸗ 
mäßige Benutzen der Wege nicht. Im Gegenteil, die Aufſchrift der 
Tafeln beſagt gerade, daß die Benutzung geſtattet werde. Niemand 
hat danach gegenwärtig zu beſorgen, von den Wegen weggewieſen 
oder wegen unbefugter Benutzung beſtraft zu werden. Mehr als dies 
tatſächliche Freihalten des Zugangs kann das Staatsminiſterium auf 
Grund der Zuſicherung nicht verlangen. 

Nun heißt es freilich in der Aufſchrift, die Benutzung werde 
„nur unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs“ geſtattet. Würde 
dieſe Erklärung dem Staatsminiſterium gegenüber abgegeben, fo 
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würde fie für die Wege, die nach der Zuſicherung zurzeit nicht ein⸗ 
gezogen werden dürfen, unrichtig ſein. Sie richtet ſich aber an das 
Publikum, das als ſolches keine Rechtsanſprüche gegen das Herzog⸗ 
liche Haus hat. Es iſt anzunehmen, daß der Inhalt der Tafeln 
nur den rechtlichen Charakter der Wege als nichtöffentlicher im Rechts⸗ 
ſinn klarſtellen ſollte, ohne die Verpflichtungen aus der Zuſicherung 
verneinen zu wollen. Daß die Tafeln über die Rechtslage während 
des noch andauernden einſtweiligen Zuſtandes erſchöpfend Auskunft 
geben müßten, kann nicht gefordert werden. Die Geltendmachung 
etwaiger privatrechtlicher Wegeberechtigungen können ſie natürlich 
niemandem verwehren; ſolche intereſſieren aber hier nicht, weil ſie 
nicht auf der Zuſicherung beruhen würden. 

Die Aufſtellung der Tafeln iſt auch nicht als eine vorbereitende 
Handlung für die Einziehung der Wege aufzufaſſen. Schon bevor 
ſich der Landtag mit der Angelegenheit befaßte, hatte die Hofkammer 
erklärt, fie beabſichtige keine Einziehung der Wege. In den Akten 
des Staatsminiſteriums findet ſich eine Niederſchrift vom 19. September 
1913 über eine Unterredung ſeines Berichterſtatters mit dem Hof⸗ 
kammerpräſidenten v. Baſſewitz, der zufolge dieſer an jenem Tage erklärt 
hat, die Hofkammer habe öffentliche Wege nicht mit Tafeln verſehen 
wollen, ſondern nur zweifellos private Wege, ſie denke aber gar nicht 
daran, dieſe Privatwege jemals zu ſperren, ſie wolle ſich nur gegen 
die Verpflichtung, ſie über das eigene Bedürfnis hinaus unterhalten 
zu müſſen, und gegen Erſatzanſprüche ſichern. Am 28. Oktober 
1913 hat die Hofkammer in der Gothaiſchen Zeitung erklärt, die 
Annahme, daß ſie beabſichtige, die mit Tafeln verſehenen Wege dem⸗ 
nächſt zu ſperren, ſei unzutreffend; deren Zweck ſei, zu verhindern, 
daß Privatwege in den Herzoglichen Forſten durch langjährige un⸗ 
beſchränkte Benutzung zu öffentlichen würden, ferner daß an die Hof⸗ 
kammer Forderungen bezüglich der Unterhaltung dieſer Wege geſtellt 
würden; endlich ſolle vermieten werden, daß aus Unglücksfällen, die 
ſich etwa auf dieſen Wegen ereigneten, Schadenerſatzanſprüche gegen 
die Hofkammer mit Rückſicht auf eine etwa nicht genügende Unter⸗ 
haltung erhoben werden könnten. Der Satz, mit dem die Veröffent⸗ 
lichung ſchließt: | 

„Sollten wir wider Erwarten in einem einzelnen Falle genötigt 
werden, einen Weg zeitweiſe oder dauernd zu ſperren, ſo würden 
durch eine ſolche Maßnahme ſelbſtverſtändlich wohlerwobene Rechte 
dritter Perſonen nicht berührt werden“, 

kann auch keine gegenteilige Auffaſſung begründen, vielmehr iſt an⸗ 
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Lunehmen, daß die Hofkammer die Achtung vor den Rechten Dritter 
auch den Anſprüchen des Staates aus der Zuſicherung entgegenge⸗ 
bracht haben würde, falls ihr deren Tragweite damals ſchon bekannt 
geweſen wäre. Von den Mitgliedern dieſer Behörde hatte aber nie⸗ 
mand an den Verhandlungen über die Domänenteilung teilgenommen; 
fie faßten mithin — ebenſo wie der Staatsminiſter v. Richter — 
die Zuſicherung in der Beſchränkung auf öffentliche Wege im Rechts- 
ſinne auf, ohne bis zum Proteſt des Landtags überhaupt an die 
Möglichkeit einer anderen Auslegung zu denken. 

Nach deſſen Beſchlußfaſſung vom 31. März 1914 hat die Hof⸗ 
kammer ebenfalls, ſo in einer Veröffentlichung in der Gothaiſchen 
Zeitung vom 16. April 1914, erklärt, die Tafeln könnten unter keinen 
Umſtänden als Vorbereitung einer Sperrung des Herzoglichen Waldes 
angeſehen werden, ihr Zweck ſei vielmehr: das Eigentumsrecht des 
Herzoglichen Hauſes an den Wegen einwandfrei feſtzuſtellen, Anſprüche 
bezüglich der Unterhaltung, auch der Offenhaltung im Winter, aus⸗ 
zuſchließen, ferner zu verhindern, daß aus der langjährigen uneinge- 
ſchränkten Benutzung der Wege gefolgert werde, ſie ſeien nicht mehr 
Herzogliche Privatwege, ſondern öffentliche Wege, endlich Schaden⸗ 
erſatzanſprüchen bei Unfällen zu begegnen. Die Verfolgung dieſer 


Zwecke muß der Hofkammer um fo mehr freiſtehen, als die Gefahr 


einer Verdunkelung der Rechtsverhältniſſe dadurch beträchtlich wächſt, 
daß ſich deren Regelung durch ein Wegegeſetz in die Länge zieht. 
Hiernach iſt im Schiedsſpruch an zweiter Stelle auszuſprechen, 
daß die Errichtung von Wegetafeln durch die Hofkammer nicht gegen 
die Zuſicherung verſtößt. Daraus folgt, daß das Verlangen des 
Landtags, deren Beſeitigung herbeizuführen, unberechtigt iſt. 
Schiedsſpruch des Gem. Thür. Oberlandesgerichts vom 2. De⸗ 
zember 1915. | 


14 Einwendungen des Schuldners, wenn ein Dritt⸗ 
ſchuldner auf Anweiſung des f 
an dieſen ſtatt an den Schuldner zahlt. 

Der Gerichtsvollzieher befand ſich in der Wohnung der Frau N. 
in C., um auf Grund eines dem Schuldner H. zugeſtellten vollſtreck⸗ 
baren Schuldtitels die Zwangsvollſtreckung vorzunehmen. Er wollte 
hier Kartoffeln pfänden, von denen er annahm, daß ſie noch Eigentum 
des Schuldners H. ſeien und daß dieſer ſie hier nur eingeſtellt habe. 
Frau N. erklärte ihm aber: ſie habe die Kartoffeln von H. gekauft, auf 
den Kaufpreis habe ſie ihm ſchon 5 M. abgezahlt, den Reſt von 14,80 M. 
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wolle er ſich um 3 Uhr bei ihr holen. Während ſich der Gerichts⸗ 
vollzieher noch in der N.ſchen Wohnung befand, erſchien auch H., 
um die 14,80 M. in Empfang zu nehmen. In dem een 
protokolle heißt es nun weiter: 

„Frau N. war bereit, das Geld an H. zu zahlen. Ich erklärte 
hierauf das Geld als gepfändet, forderte die Frau N. auf, das Geld 
an mich zu zahlen, was bereits auch geſchehen iſt.“ 

Der Schüldner H. hat beim Amtsgericht Einwendungen gegen 
dieſes Verfahren erhoben, dabei auch das Pfändungsprotokoll über⸗ 
reicht. Das Amtsgericht hat angenommen, daß bares Geld beim 
Schuldner gepfändet ſei, und nur geprüft, ob dies hier nach § 811 
Nr. 2 ZPO. zuläſſig geweſen ſei. 

Dagegen beſchwerte ſich der Schuldner. Er nahm wieder auf 
das Pfändungsprotokoll Bezug und machte unter anderm auch geltend, 
eine „Forderung“ könne doch nur durchs Gericht gepfändet werden 
und nicht durch einen Gerichtsvollzieher; der Gerichts vollzieher habe 
den Forderungsbetrag ohne weiteres für gepfändet erklärt, „obgleich 
dieſer nicht ſofort an den Gerichtsvollzieher (2) gezahlt worden“ ſei. 
Das Landgericht ging auf dieſe Rüge nicht ein, nahm vielmehr 
wiederum als unſtreitig an, es ſeien „dem Schuldner bare 14,80 M., 
die imm zuſtanden, gepfändet“, und prüfte ebenfalls nur nach 
§ 811 Nr. 2 3PO., ob dem Schuldner dieſer Barbetrag hätte zum 
Einkauf von Lebensmitteln gelaſſen werden müſſen. a 

Die weitere ſofortige Beſchwerde des Schuldners, worin er 
rügt, daß das Landgericht ſein Beſchwerdevorbringen nicht berückſichtigt 
habe, iſt daher ſtatthaft, weil inſoweit in der Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund enthalten iſt. Be⸗ 
gründet iſt ſie aber nicht. 

Entweder waren beſtimmte Geldſtücke oder ſonſtige Zahlungs⸗ 
mittel bereits vor der Vollſtreckungshandlung des Gerichtsvollziehers 
von Frau N. ausgeſondert und dem Schuldner übergeben, 
etwa auf den Tiſch gelegt und ihm, der ſie haben wollte, zum Weg⸗ 
nehmen überwieſen. Dann war das Eigentum und der Gewahrſam 
auf H. übergegangen, und der Gerichtsvollzieher nahm bewegliche 
körperliche Sachen dem H. aus deſſen Gewahrſam weg. Eine 
ſolche Sachpfändung war dann ordnungsmäßig und gab dem Schuldner 
keinen Grund zu Einwendungen. 

Oder es waren noch keine beſtimmten Geldſtücke oder Geld⸗ 
ſcheine in dieſer Weiſe aus der Kaſſe der Frau N. entnommen, 
bereitgeſtellt und dem H. überwieſen. Dann hatte Frau N. 
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zunächſt nur ihre Bereitwilligkeit erklärt, des Schuldners Forderung 
zu bezahlen. Die Geldſtücke uſw. waren aber noch ihr Eigentum 
und noch in ihrem Gewahrſam, es ſtand noch nicht feſt, welche 
einzelnen Münzen oder Scheine in ihrem Geldbehältniſſe dem H. 
gehörten und welche ihr. Vielmehr gehörten alle noch ihr 
(oder ihrem Manne) und waren alle noch in ihrem Gewahrſam. 
| Eine Pfändung von körperlichen Sachen des Schuldners in 
ſeinem Gewahrſam kam alſo dann noch nicht in Frage. Der Ge⸗ 
richtsvollzieher pfändete höchſtens, wenn man ſein Verhalten überhaupt 
als eine Pfändung von beſtimmten Sachen anſehen will, bei einem 
zur Herausgabe bereiten Dritten Sachen, die noch gar nicht ins Eigen⸗ 
tum des Schuldners übergegangen waren, vielmehr noch dem 
Dritten ſelbſt gehörten. Dann war aber der Schuldner H. 
in feinem Vermögen gar nicht beeinträchtigt. Ihm wurde ja nicht? 
genommen, die Pfaͤndung griff weder in ſeinen Gewahrſam 
noch in ſein Eigentum ein, die Münzen oder Scheine gehörten 
ja gar nicht ihm, wurden auch ohne ſeine Zuſtimmung nicht etwa 
dadurch ſein Eigentum, daß Frau N. ſie ſtatt ihm dem Gerichtsvoll⸗ 
zieher übergab; was alſo mit dieſen Geldmitteln der Frau N. geſchah, 
berührt ihn nicht, er behielt nach wie vor ſeine Forderung an Frau N., 
die nur erloſchen wäre, wenn Frau N. ihm gezahlt hätte. Die 
Pfändung fremder Sachen in fremdem Gewahrſam gibt ihm keinen 
Grund, die Aufhebung der Pfändung zu verlangen. 

Eine andere mögliche und nach dem Pfändungsprotokolle wohl 
näher liegende Auffaſſung des Vorgehens des Gerichtsvollziehers iſt 
aber noch die, daß er gar nicht bereits beſtimmte Münzen oder 
Scheine wegnahm, ſondern nur allgemein die Frau N. anwies (vogl. 
§ 829 Abſ. 1 Satz 1, § 835 ZPO.), ihren Schuldbetrag von 14,80 M. 
nicht an H., ſondern an ihn, den Gerichtsvollzieher, zu zahlen. In 
dieſem Falle aber beſchlagnahmte er nicht unmittelbar beſtimmte 
körperliche Sachen, ſondern eine bei der Drittſchuldnerin außen⸗ 
ſtehende Forderung auf Zahlung eines Kaufpreisreſtes. Dazu 
war er geſetzlich nicht zuſtändig, das konnte nur das Amtsgericht 
68828 3 O.) Die Beſchlagnahme war alfo nichtig (Stein, ZPO. 1 
V. 3 Anm. 97 vor 8 704). Wenn Frau N. daraufhin an den 
Gerichtsvollzieher zahlte, ſo zahlte ſie an eine nicht für H. zum Emp⸗ 
fange berechtigte Perſon und deshalb brachte dieſe Zahlung die Forderung 
des H. nicht zum Erlöſchen. H. behielt nach wie vor das Recht, von 
ihr Bezahlung des Kaufpreiſes zu fordern, iſt alſo auch bei dieſer Auf⸗ 
faſſung nicht in ſeinem Vermögen beeinträchtigt. 
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Mag man alſo das Pfändungsprotokoll ſo oder ſo verſtehen, in 
keinem Falle hat der Schuldner H. Grund, gegen die Vollſtreckungs⸗ 
handlung Einwendungen zu erheben. | 

Beſchluß vom 18. Januar 1915, 2 W 2/15 (zu M In 
nn 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


7. Militäriſcher Jugendunterricht als Teil des Pflicht- 
Fortbildungsſchulunterrichts in Gotha. — Ber 
hältnis des Landesrechts über Fortbildungsunter— 
richt zur Gewerbeordnung. Rechtslage bei Feſt⸗ 
ſetzung einer höheren als der geſetzlichen Höchſtzahl 
von Pflichtſtunden. 

Der Lehrling des Angeklagten iſt zur Teilnahme am Fortbildungs⸗ 
ſchulunterricht verpflichtet. Der Schulvorſtand für die Volksſchule, 
dem auch die Fortbildungsſchule unterſteht, hat für den Jahrgang 
dieſes Lehrlings angeordnet, daß der bisherige Unterrichtsſtoff, für 
den 6 Stunden vorgeſchrieben waren, nur noch in 4 Stunden wöchent- 
lich behandelt wird, für 2 Stunden aber 2 Stunden militäriſcher 
Ausbildungsunterricht erteilt und jeden zweiten Sonntagnachmittag 
ein Uebungsmarſch von 3 bis 3½ Stunden Dauer veranſtaltet wird. 
Der Angeklagte hat den Lehrling abgehalten, an dem wochentags 
ſtattfindenden zweiſtündigen militäriſchen Ausbildungsunterricht teil⸗ 
zunehmen. Auch an den Sonntagsmärſchen hat der Lehrling nicht 
ſtändig teilgenommen. Der Lehrling wohnt bei ſeinen Eltern, ſeine 
Teilnahme an den Sonntagsmärſchen hat der Angeklagte weder ver⸗ 
anlaßt noch verhindert. Die Reviſion des Angeklagten gegen ſeine 
Beſtrafung (mit 2 M. oder 1 Tag Haft) iſt unbegründet. 

Sie rügt, die militäriſche Jugend heranbildung falle ſchon ihrem 
Gegenſtande nach überhaupt nicht in den Rahmen des Fortbildungs⸗ 
ſchulunterrichts; aber auch die Erteilung durch andere Perſonen, zu⸗ 
mal Militärperſonen, die nicht zur Lehrerſchaft der Fortbildungs⸗ 
ſchule gehörten, und zuſammen mit anderen jungen Leuten, die nicht 
Schüler der Fortbildungsſchule ſeien, laſſe dieſen Unterricht nicht 
mehr als Beſtandteil des Fortbildungsſchulunterrichts erſcheinen. Zum 
mindeſten ſei der Schulvorſtand nicht zuſtändig geweſen, dieſen Unter⸗ 
richtsſtoff in den Lehrplan der Fortbildungsſchule einzuführen; das 
hätte nur durch ein Ortsſtatut geſchehen können. Die Darlegungen, 
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mit denen das Landgericht dieſe bereits bei ihm vorgebrachten Rügen 
als unbegründet zurückweiſt, ſind frei von Rechtsirrtum. Daß der 
militäriſche Unterricht ſeinem Gegenſtande nach nicht außerhalb des 
Rahmens des Fortbildungsſchulunterrichts fällt und daß es für dieſen 
Begriff unweſentlich iſt, ob der Unterricht von andern als den ſonſt 
an der Fortbildungsſchule tätigen Lehrkräften und ob er gemeinſam 
mit nicht zum Kreiſe der Fortbildungsſchüler gehörenden jungen Leuten 
erteilt wird, nimmt auch das preußiſche Kammergericht an (Urteil 
vom 20. Juli 1915, HMBl. 1915, 207; 83. 1915, 1612). Daß 
das gothaiſche Geſetz vom 24. Juli 1897 (S. 65) § 6 Nr. 3 zur 
Heranziehung von andern Lehrperſonen, als den Lehrern und Lehrerinnen 
der Volksſchule, die Genehmigung des Staatsminiſteriums einzuholen 
vorſchreibt, iſt nur eine Dienſtanweiſung an die untere Schulver⸗ 
waltungsbehörde (Schulvorſtand), beweiſt aber gerade, daß dieſe Zu⸗ 
ziehung anderer Lehrkräfte mit dem Weſen des Fortbildungsſchul⸗ 
unterrichts nicht grundſätzlich unverträglich iſt. Nicht rechtsirrtümlich 
iſt namentlich auch, daß das Landgericht den militäriſchen Jugend⸗ 
unterricht und die Uebungsmärſche als eine Art des Turnunterrichts 
anſieht und davon ausgeht, daß dieſer ſchon durch das Ortsſtatut, 
indem es auf den Unterricht der Volksſchule verweiſt, als Gegenſtand 
der Fortbildungsſchule bezeichnet worden iſt, ſo daß es keines be⸗ 
ſonderen Ortsſtatuts bedürfte. 

Nicht voll zugeſtimmt werden kann allerdings den Ausführungen, 
die das Landgericht gegenüber der weitern Rüge des Angeklagten 
gemacht hat: der Schulvorſtand ziehe die Schüler länger als auf 
die geſetzliche Höchſtzahl von 6 Stunden zum Unterrichte heran. Der 

Schulvorſtand hat — mit Genehmigung des Staatsminiſteriums — 
ausdrücklich angeordnet, daß auch die ſonntäglichen Uebungen und 
Märſche „pflichtmäßig“ ſind und „als Teil des geſetzlichen Fort⸗ 
bildungsſchulunterrichts gelten“. Damit iſt in den Wochen, in denen 
Sonntagsmärſche ſtattfinden, die Zahl der Pflichtſtunden des Fort⸗ 
bildungsſchulunterrichts auf 9 bis 9½ Stunden feſtgeſetzt. Das über⸗ 
ſchreitet die geſetzliche Höchſtzahl von 6 Stunden in einer Woche, die 
auch dann gilt, wenn alle oder einige der Stunden auf den Sonntag 
gelegt werden; unter „wöchentlich“ verſteht das Geſetz nicht nur die 
ſogenannten Wochentage (Werktage), ſondern je 7 Tage mit Ein⸗ 
ſchluß des Sonntags. Das Landgericht ſieht als den alleinigen 
Zweck dieſer Höchſtzahl die Rückſichtnahme auf die Lehrherren und 
Arbeitgeber an. Das trifft indes nicht zu. Die Beſtimmung des 
Nachtragsgeſetzes von 1905, wo im Zuſammenhang mit dem Verbot 
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des Abendunterrichts vorgeſchrieben wird, daß der Unterricht in der 
Regel wochentags ſtattfinden ſoll und nur mit beſonderer Genehmigung 
auf den Sonntag gelegt werden darf, zeigt, daß man hierbei nicht 
lediglich Rückſichten auf die Arbeitgeber im Auge gehabt hat, die 
doch zumeiſt wegen der geſetzlichen Sonntagsruhe die „Arbeitskraft“ 
der jungen Leute des Sonntags leichter miſſen können als wochen⸗ 
tags. Die zeitlichen Beſchränkungen haben vielmehr — neben Rück⸗ 
ſichten auf die Koſtenlaſt der Gemeinde und die Inanſpruchnahme 
der Lehrerſchaft — auch eine Schonung der Fortbildungsſchüler im 
Auge. Man hat auch mit daran gedacht, die Schüler vor Ueber⸗ 
bürdung und Entziehung zu vieler Erholungsſtunden und Freizeiten 
zu ſchützen, ſie ſollen nicht die ganze Tageszeit und die ganze Woche 
dem Lehrherrn zur Verfügung ſtehen und dann abends ermüdet und 
abgeſpannt im Unterricht ſitzen und nach 7 Uhr abends oder am 
Sonntag (LTVerhandl. 04/08 S. 149 II; 97/00 S. 28 J) ihre 
Freizeit und Erholungsſtunden dem Unterricht opfern müſſen, der 
Zwang ſoll ſich auch ihnen gegenüber auf die 6 Stunden wöchent⸗ 
lich beſchränken. Auch die etwa auf einen Sonntag gelegten Stunden 
ſind daher in die 6 Stunden einzurechnen. Ueberſchreitet der Schul⸗ 
vorſtand mit ſeinem Stundenplan die Höchſtgrenze von 6 Stunden, 
ſo beſteht allerdings Zweifel, für welche der Stunden der geſetzliche 
Beſuchszwang beſteht und für welche nicht. Daraus folgt aber nicht, 
daß nun überhaupt kein Schulbeſuchszwang mehr beſtände. Freilich 
kann kein Schüler gezwungen werden, mehr als die geſetzlichen 
6 Stunden wöchentlich zu kommen; man kann ihn nicht etwa nötigen, 
zunächſt mehr Stunden zu beſuchen und ſich inzwiſchen auf eine Be⸗ 
ſchwerde an die vorgeſetzte Schulbehörde oder etwa auf eine ver⸗ 
waltungsgerichtliche Klage verweiſen zu laſſen. Aber ſeine geſetzliche 
Pflicht, 6 Stunden wöchentlich am Unterricht teilzunehmen, bleibt 
beſtehen. Setzt freilich der Schulvorſtand nicht feſt, welche 6 von 
den 9 oder 9½ Stunden als dieſe geſetzlichen Pflichtſtunden zu gelten 
haben, ſo muß die Wahl dem Belieben jedes einzelnen Schülers 
überlaſſen bleiben. Die dadurch eintretende Beeinträchtigung des 
Unterrichts iſt eine Folge des Mangels in der Anordnung des Schul⸗ 
vorſtands. Der Schüler benutzt nur den Spielraum, den ihm dieſe 
Anordnung läßt, er genügt ſeiner geſetzlichen Pflicht, wenn er irgend 
welche 6 Stunden wöchentlich erſcheint. 

Dieſer Pflicht iſt aber der Lehrling des Angeklagten nicht nach⸗ 
gekommen. Denn er hat die Sonntagsmärſche meiſt nicht mitgemacht 
und auch an den Wochentagen gefehlt, an denen die 2 Stunden 
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militäriſcher Unterricht erteilt wurden; er hat alſo in der Woche meiſt 
nur 4 Fortbildungsſchulſtunden beſucht. 

Der Angeklagte hat ihn abgehalten, die 2 werktäglichen Stunden 
des militäriſchen Unterrichts zu beſuchen, und ihn nicht angehalten, 
wöchentlich 6 Stunden zum Fortbildungsſchulunterricht zu gehen. 

1) In den Wochen, in denen keine Sonntag smärſche 
ſtattfanden, hat er demnach dem Lehrling nicht die erforderliche Zeit 
zum Beſuche der vorgeſchriebenen 6 Stunden Fortbildungsſchulunter⸗ 
richt gewährt; er hat ihm nur 4 Stunden zu beſuchen geſtattet. In 
dieſen Wochen hat er alſo die Verpflichtung zur Geſtattung des 
Fortbildungsſchulbeſuchs verletzt, die ihm nach $ 120 Abſ. 1 GewO. 
oblag. Dieſe allgemeine Arbeitgeberpflicht gilt auch für Handwerks⸗ 
lehrmeiſter (ogl. die Ueberſchriften des Titels VII .... „Lehrlinge“. 
und ſeines Abſchnitts I „Allgemeine Verhältniſſe“; Landmann“ 
Vorbem. a zu Abſchnitt III des Titels VII. Vorbem. 6a zu Titel VII; 
Dem. 1 Abſ. 2 zu § 120 Gew. O.). § 127 GewO. hebt den § 120 


nicht auf. (Er erweitert nur die Pflichten noch inſofern, als der 


Lehrmeiſter dem Lehrling nicht nur die „Zeit gewähren“, ſondern ihn 
auch zum Beſuche der Schule „anhalten“ und „den Schulbeſuch über⸗ 
wachen“ muß.) In den Wochen ohne Sonntagsunterricht hat ſich 
demnach der Angeklagte mindeſtens nach § 150 Gew. O. ſtrafbar 
gemacht. Dort iſt in Abſ. 1 Nr. 4 Geldſtrafe bis zu 20 M. und 
Umwandlungsſtrafe bis zu 3 Tagen Haft „für jeden Fall der Ver⸗ 
letzung des Geſetzes“ — nämlich des 8 120 — angedroht. Der 


Angeklagte kann ſich nicht beſchwert fühlen, daß das Landgericht nur 


einen Fall der Zuwiderhandlung angenommen hat. Ebenſo kann 
es ihn nicht beſchweren, daß das Landgericht nicht die härtere landes⸗ 
rechtliche Strafdrohung angewendet hat, auf die der Abſ. 2 des 
§ 150 verweiſt. Das gothaiſche Geſetz über die Fortbildungsſchulen 
vom 24. Juli 1897 (S. 65, 8 4 Abſ. 5, 6) droht nämlich dem 
Lehrherrn, der dem Lehrling zum Beſuche der Schule keine Zeit ge⸗ 
währt, Geldſtrafe bis zu 30 M. oder entſprechende Haft an. Der 
engere, mildere Strafrahmen des Gothaer Ortsſtatuts vom 21. Januar 
1891 (8 8: 1 bis 15 M. oder verhältnismäßige Haft) gilt nicht 
mehr; er beruhte auf § 8 des Fortbildungsſchulgeſetzes vom 3. Juni 
1872 (S. 48), der dem Ortsſtatut die Strafvorſchrift überließ, und 


iſt jetzt überholt durch den § 4 Abſ. 6 des neuen eee vom 
24. Juli 1897, der ſelbſt den Strafrahmen feſtſetzt. 


2) In den Wochen, in denen auch noch Sed 


un terricht ſtattfand und die Zahl der Unterrichtsſtunden ae 9 bis 9½ 
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erhöht war, kann dagegen zweifelhaft ſein, ob der Angeklagte den 
Lehrling vom Unterricht geſetzwidrig abgehalten hat, wenn er ihm 
zwar von dem einen Werktagsunterricht abhielt, im übrigen aber ihm 
noch genug Zeit ließ, innerhalb je 7 Tagen im ganzen 6 Stunden 
zum Unterricht zu gehen, nämlich 4 Stunden werktags und 3 bis 
3½ Stunden Sonntags = 7 bis 7½ Stunden. Ob in dieſen 
Wochen eine Verletzung der in § 120 Abſ. 1 GewO. geregelten Pflicht 

des Arbeitgebers vorliegt, iſt daher zweifelhaft. | 

Aber es kommt hierauf nichts an. 

3) Denn in allen Wochen beiderlei Art, in denen der Lehrling 
dem militäriſchen Unterricht der Fortbildungsſchule vollſtändig fern⸗ 
geblieben iſt, und das waren nach den Feſtſtellungen die meiſten 
Wochen, da er auch Sonntags meiſt ebenfalls nicht teilgenommen 
hat, hat ſich der Angeklagte ſchon nach der härteren Straf⸗ 
beſtimmung des § 148 Nr. 9 GewdO. ſtrafbar gemacht, die deshalb 
allein für die Straffeſtſetzung maßgebend iſt ($ 73 StGB.). Denn 
er hat den Lehrling nicht dazu angehalten, mindeſtens 6 Pflicht⸗ 
ſtunden des Fortbildungsſchulunterrichts zu beſuchen, ſei ed nur werk⸗ 
tags, ſei es auch Sonntags. Er hatte nach 8 127 GewO. als Lehr⸗ 
herr die Pflicht dazu und mußte den Schulbeſuch überwachen. 
Wollte er ſich nicht um die Teilnahme am Sonntag kümmern, ſo 
mußte er den Lehrling zum Beſuche der 6 werktäglichen Stunden 
anhalten. Er hat dieſe geſetzliche Pflicht gegen den ihm anvertrauten 
Lehrling verletzt und damit ſich nach § 148 Nr. 9 GewO. ſtrafbar 
gemacht, der Geldſtrafe bis zu 150 M. und im Unvermögensfalle 
Haft bis zu 4 Wochen androht. Dieſe allgemeine Strafbeſtimmung 
bezieht ſich auch auf die Pflicht des Lehrherrn zur Sicherung des 
Schulbeſuchs und wird durch die Sonderbeſtimmung in § 150 
Abſ. 1 Nr. 4 und Abſ. 2 GewO. nicht ausgeſchaltet, da dieſe ſich 
nur auf Verletzungen des §8 120 und des § 1391, nicht auch auf 
die über den § 120 Abſ. 1 hinausgehende, dem $ 1391 Abſ. 2 ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift des § 127 Abſ. 1 über den Fortbildungsſchul⸗ 
beſuch bezieht. Eine Verletzung des § 127 ohne gleichzeitige Ver⸗ 
letzung des § 120 iſt aber möglich, wenn, wie hier, der Schulvor⸗ 
ſtand mehr als die geſetzlich zuläſſige Stundenzahl feſtſetzt und der 
Lehrherr zum Beſuch der geſetzlichen Höchſtzahl von Stunden wohl. 
Zeit gewährt ($ 120), aber deren Beſuch nicht veranlaßt und über⸗ 
wacht (8 127). 5 150 Abſ. 1 Nr. 4 und Abſ. 2 iſt auch nicht in⸗ 
ſoweit anzuwenden, als er auf § 120 Abſ. 3 verweiſt. Denn die 
Verpflichtung des Lehrherrn, den Lehrling zum Schulbeſuch anzu⸗ 
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halten und den Beſuch zu überwachen, beruht in Gotha nur auf 
§ 127 Gewo., nicht aber auf einer ſtatutariſchen Regelung nach 
dem vorletzten Satze des § 120 Abſ. 3; das Gothaer Ortsſtatut ſieht 
nur vor, daß der Lehrherr die zum Beſuche der Fortbildungsſchule 
erforderliche „Zeit gewähren“ muß, keine darüber hinausgehende 
Pflicht zum Anhalten und Ueberwachen. Hiernach wäre die Strafe 
auf Grund des § 148 Nr. 9 GewdO. auszuſprechen geweſen. Daß 
es nach einem milderen Geſetze geſchehen iſt, beſchwert den Angeklagten 
nicht und kann daher nicht zur Aufhebung des Urteils führen. 
| Urteil des 1. Strafſenats vom 26. November 1915, 8 38/15 
(6 E 7/15, N 54/15 nach Gotha). 


8. Zur Reußiſch j. L. Miniſterialverordnung vom 16. Juni 
1913 über Tanzvergnügungen (A. u. V Bl. S. 301). 
Strafbarkeit des Wirtes. | 
Nach den Feſtſtellungen des Landgerichts ift der Angeklagte 

Eigentümer und Betriebsinhaber einer Wirtſchaft in G. (Reuß j. L.), 
zu der auch ein Tanzſaal gehört. Am 2. Juli 1913 hat er im 
dortigen Tageblatt bekannt gemacht, jeden Abend finde bei ihm großes 
Rollſchuhkränzchen ſtatt. Daraufhin ſind am Abend des 2. Juli 
1913 in ſeinem Saale eine größere Anzahl Perſonen beiderlei Ge⸗ 
ſchlechts zuſammengekommen. Nachdem bis 10 Uhr in der Haupt⸗ 
ſache Rollſchuh gelaufen worden war, haben ſodann 40—60 Paare 
nach den Klängen eines Muſikwerks getanzt, das der Angeklagte 
unentgeltlich ſpielen ließ. So wurden mehrere Tänze getanzt. Jede 
anſtändig gekleidete Perſon, die 25 Pf. für den Eintritt erlegte, wurde 
in den Saal gelaſſen. Dem Angeklagten war, ſo ſtellt das Land⸗ 
gericht weiter feſt, bekannt, daß getanzt wurde, und er hat es auch 
ſchon vorher gewußt, als er die Anzeige in die Zeitung rückte. Eine 
behördliche Erlaubnis zur Abhaltung eines öffentlichen Tanzes hat 
er nicht eingeholt. Er hat auch kein Tanzvergnügen für dieſen Abend 
in ſein Tanzbuch eingetragen und infolgedeſſen auch nicht der Orts⸗ 
polizeibehörde das Buch zur Anmeldung vorgelegt. Die Anmeldung 
war ihm daher auch nicht beſcheinigt worden. Ein „regelmäßiger 
Tanztag“ im Sinne des §3 der Fürſtlich Reuß j. L. Miniſterialver⸗ 
ordnung vom 16. Juni 1913 über Tanzvergnügungen (A.⸗ u. VBl. 
S. 301) war der 2. Juli 1913 nicht. 


Ohne Rechtsirrtum hat bei dieſem Tatbeſtand das Landgericht 


den Angeklagten wegen Uebertretung des § 3 und des § 9 Abſ. 2 


nach § 11 Ziff. 1 dieſer Tanzverordnung verurteilt. 
2 15* 
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Die Verordnung verbietet, daß außerhalb der beſtimmt aufge⸗ 
zählten „regelmäßigen Tanztage“ öffentliche Tänze ſtattfinden, ohne 
daß dazu eine beſondere ſchriftliche Erlaubnis erteilt iſt (§ 3). 

Sie verbietet ferner dem Wirt, daß er in ſeinem Lokal ein Tanz⸗ 
vergnügen ſtattfinden läßt, deſſen Anmeldung ihm nicht in ſeinem 
Tanzbuche beſcheinigt iſt (§ 9), mag der Tanz auch kein 
öffentlicher und kein erlaubnisbedürftiger ſein. 

Ein Tanzvergnügen hat nun an jenem Abend nach den 
Feſtſtellungen des Landgerichts unzweifelhaft ſtattgefunden. Mehrere 
Tänze wurden von jedesmal 40 —60 Perſonen getanzt. Ange⸗ 
meldet worden war es nicht, noch weniger war die Anmeldung 
im Tanzbuche eingetragen und beſcheinigt. Der Angeklagte iſt daher 
wegen Uebertretung des § 9 Abſ. 2 ſtrafbar. Denn er hat den 
Tanz „ſtattfinden laſſen“. Das hat er ſchon dann getan, wenn 
er den Tanz geduldet hat. Geduldet hat er ihn aber. Denn nach 
den Feſtſtellungen des Landgerichts war ihm bekannt, daß getanzt 
wurde, und er hat nichts getan, um das Tanzen zu verhindern. Er 
hat ſogar im voraus gewußt; daß aus dem Rollſchuhlaufen ein Tanz⸗ 
vergnügen werden würde. 

Die Reviſion meint nun freilich, auf Grund der Verordnung 
könne der Wirt des bloßen Duldens wegen nicht beſtraft werden, 
weil ſie ſich nur gegen Veranſtalter von Tanzvergnügen richte, 
der Angeklagte aber das Tanzvergnügen gar nicht veranſtaltet habe; er 
habe ja nur zum Beſuch ſeines Rollſchuhkränzchens eingeladen. Auch 
enthalte die Verordnung keinerlei Vorſchriften über das Tanzen ſelbſt. 

Das iſt aber rechtsirrig. Die neue Verordnung vermeidet es 
ſichtlich, ih nur an den „Veranſtalter“ des Tanzes zu richten. 
Schon aus der Ueberſchrift der neuen Verordnung vom 16. Juni 
1913 läßt ſich das erſehen. Während nämlich die alte Verordnung vom 
1. Juni 1894 ſich als „Verordnung, die Veranſtaltung von Tänzen 
betreffend“, bezeichnete, iſt die neue überſchrieben: „Miniſterial⸗Ver⸗ 
ordnung über Tanzvergnügungen“. Sie will alſo 
weitete Kreiſe treffen. Das ergibt vollends ihr Inhalt. Sie will 
den Wirt ſchon als Lokalinhaber verantwortlich machen und ihm die 
Ausrede abſchneiden, er ſei ja gar nicht „Veranſtalter“ des Tanzes. 
Sie führt ihn deshalb in § 11 Nr. 1 neben dem Veranſtalter 
($ 11 Nr. 2) beſonders auf, ſtellt auch in § 11 Nr. 3 den Wirt 
und den Veranſtalter beſonders nebeneinander. So erklärt ſie den 
Wirt ſchon in ſeiner Eigenſchaft als Inhaber des Lokals für ver⸗ 
antwortlich für die rechtzeitige Räumung des Tanzſaals nach Ablauf 
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der Tanzzeit ($ 6 Abſ. 2) und für die Einhaltung der Beſchränkungen 
des Zutritts von Jugendlichen, Armenunterſtützungsempfängern, unter 
Polizeiaufſicht Stehenden und Steuerſäumigen (§ 7 Abſ. 5). Dieſer 
Heranziehung des Wirtes für die wirkſame Durchſetzung der in ſitten⸗ 
polizeilichern Intereſſe erlaſſenen Vorſchriften über Tanzvergnügungen 
entſpricht auch die bereits aus dem Wortlaute folgende Auslegung 
des § 9 Abſ. 2, daß ſchon das bloße Dulden des (nicht gehörig 
angemeldeten) Tanzens den Wirt ſelbſt ſtrafbar macht. 
Das Gegenteil ſucht die Reviſion damit zu begründen, daß, 
wenn nicht bloß der Veranſtalter getroffen werden ſolle, ja auch Be⸗ 
ſtimmungen gegen das Tanzen ſelbſt hätten erlaſſen werden müſſen. 
Aber an ſolchen Vorſchriften fehlt es auch gar nicht. Die 88 1—5 
der Verordnung enthalten beſtimmte Vorſchriften gerade über das 
Tanzen ſelbſt, nicht bloß über das Veranſtalten von Tänzen: „Tänze 
dürfen (nicht) ſtattfinden“ (§ 1 I, II, § 3 I, III, § 4), 
„Tänze ſind verboten“ (§ 2), „ſoweit nicht das Tanzen 
beſchränkt iſt“ (§S 3 J), „Tänze dürfen nicht vor .... Uhr beginnen 
und nicht über .... Uhr dauern“ (8 5 I-III). Dieſe Stellen der 
Verordnung widerlegen die Behauptung der Reviſion, die Verordnung 
bezwecke nur, die Veranſtaltung von Tanzvergnügungen zu regeln. 
Nun würde allerdings das Dulden des Tanzes auch nach der 
Verordnung (§ 9 Ab}. 3) nicht ſtrafbar fein, wenn es ſich um einen 
nichtöffentlichen Tanz zufälliger Art in einer tanzberechtigten 
Wirtſchaft gehandelt hätte. Denn in dieſem Falle hätte der Wirt 
(Angeklagte) auch ohne die Anmeldung den Tanz dulden dürfen. 
Allein die Vorausſetzungen dieſer Ausnahmebeſtimmung treffen 
hier nicht zu. Ob die Wirtſchaft des Angeklagten überhaupt eine 
tanzberechtigte iſt, d. h. ob ihm von der Schankkonzeſſionsbehörde 
die Tanzberechtigung allgemein erteilt war (§ 1), iſt nicht feſtgeſtellt. 
Es kann auch offen bleiben, ob der Tanz ein zufälliger war oder 
vom Angeklagten vorausgeſehen worden war. | 
Denn jedenfalls war es ein öffentlicher. Die Reviſion rügt 
zwar, daß das Landgericht den Tanz für öffentlich erklärt hat. 
Aber auch dieſer Angriff geht fehl. Oeffentlich war das ſtattfindende 
Tanzvergnügen, denn jede gut gekleidete Perſon, die 25 Pf. zahlte, 
durfte daran teilnehmen. Ob der Wirt öffentlich zu einem Tanz⸗ 
vergnügen eingeladen hat, iſt gleichgültig. Um die Vorausſetzungen 
der Oeffentlichkeit zu erfüllen, genügt es, wenn jeder, der auch nur 
zufällig von dem Stattfinden des Tanzes erfährt, zugelaſſen wird 
und die Teilnahme ſelbſt nicht auf eine beſtimmte Gruppe oder An⸗ 
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zahl von Menſchen beſchränkt wird, ſondern für eine von vornherein 
unbeſtimmte große Anzahl Perſonen offenſteht. Die Feſtſtellung des 
Landgerichts, es habe ſich um eine öffentliche Tanzveranſtaltung ge⸗ 
handelt, iſt daher zutreffend. 

Da das Tanzen am 2. Juli 1913 hiernach ein öffentliches Tanz 
vergnügen war, hat der Angeklagte zugleich auch dem $ 3 der 
Verordnung zuwidergehandelt. Denn an dieſem Tage, der nicht zu 
den dort feſtgeſetzten regelmäßigen Tanztagen gehörte, hätte ein öffent⸗ 
licher Tanz nur mit beſonderer ſchriftlicher Erlaubnis des Stadtrats 
G 13) ſtattfinden dürfen. Dieſes Verbot richtet ſich auch gegen jeden 
Beteiligten, namentlich aber auch gegen den Wirt. Das ergibt nament⸗ 
lich §S 10 Abſ. 3. Der Wirt, der dem Verbot zuwider einen ſolchen 
erlaubnis bedürftigen Tanz duldet, handelt der Verordnung zuwider 
und ift deshalb nach ihrem 8 1 Nr. 1 ftrafbar. | 

Durch die Annahme einer Uebertretung des § 3 wird die einer 
Uebertretung des § 9 nicht ausgeſchloſſen. Ohne Rechtsirrtum hat 
aber das Landgericht angenommen, daß hier beide Uebertretungen 
durch eine und dieſelbe Handlung begangen worden find ($ 73 StGB., 
Idealkonkurrenz), denn ſie ſind durch Unterlaſſung ein und derſelben 
Verhinderungstätigkeit (durch Nichtverhinderung des unerlaubten und 
unangemeldeten Tanzens) begangen. 

Urteil vom 10. Februar 1914, 8 5/14 . 7 C 204/13 AG. 
Gera). 


9. Reuß 4. L., n vom 30. Auguſt 
1876, Viehbeförderung am Sonntag. Verbotene 
Stunden. Verhältnis zur Eiſenbahn-Verkehrs⸗ 

ordnung. | 

Nach den Feſtſtellungen des Landgerichts hat der Angeklagte 
an 4 Sonntagen in den Morgenſtunden zwiſchen 73/, und 9½ Uhr 
Vieh, das mit der Bahn angekommen war, vom Bahnhof in Greiz 
nach der innern Stadt bringen laſſen, und zwar am 15. Februar, 
1. März, 15. März und 10. Mai 1914 Schweine, am 26. April 
1914 4 Rinder. Die Schweine hat er auf Wagen fortſchaffen laſſen, 
die 4 Rinder durch 3 Leute, von denen je einer 2 mit den Hörnern 
zuſammengebundene Tiere führte und der dritte mit der Peitſche hinter⸗ 
herging und die Tiere vorwärtstrieb. 

Das Landgericht hat darin 5 Uebertretungen des § 8 Nr. 12 
der landesherrlichen Verordnung vom 30. Auguſt 1876, die Feier 
der Sonn⸗ und Feſttage betreffend (GS. f. R. ä. L. 1876 S. 11) 
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erblickt und den Angeklagten deshalb zu 5 Geldſtrafen verurteilt. 
Nach dieſer Beſtimmung iſt „die Zu⸗ und Abfuhr des ſogenannten 
Eilgutes“ an Sonntagen „(nur) vor Beendigung des Vormittags⸗ 
gottesdienſtes und während des Nachmittagsgottesdienſtes verboten“. 

1. Die Reviſion des Angeklagten will geltend machen, das 
Verbot des § 8 Nr. 12 beziehe ſich überhaupt nicht mit auf die 
Morgenſtunden vor dem Vormittagsgottesdienſte. Dieſe Aus⸗ 
legung ſcheitert indes an der offenbar abſichtlich gewählten Aus⸗ 
drucksweiſe der Verordnung. Hätte die Zeit vor dem Vormittags⸗ 
gottesdienſte in das Verbot nicht miteingeſchloſſen werden ſollen, 
ſo hätte nichts näher gelegen als dieſelbe Ausdrucksweiſe zu wählen 
wie beim Nachmittagsgottesdienſte, nämlich „während“ („während 
des Bormittagd- und des Nachmittagsgottesdienſtes“), oder wie in 
Nr. 6 zu ſagen: „Die Zu⸗ und Abfuhr des Eilgutes iſt außerhalb 
der Stunden des Gottesdienſtes erlaubt.“ Auch die 88 9, 10 wählen 
für eine ſolche Zeitbeſtimmung die einfache Ausdruckweiſe „während 
des Gottesdienſtes“, „während der Gottesdienſte“. Demgegenüber 
iſt mit dem Ausdrucke „vor beendigtem Gottesdienſte“ in § 8 Nr. 12, 
der auch in §8 8 Nr. 4, 13, 14, 58 11, 12, 13, 15 wiederkehrt, 
erſichtlich mehr gemeint, als nur die Zeit „während“ des Gottes⸗ 
dienſtes, nämlich auch die ganze Zeit vor ſeinem Beginne mitein⸗ 
begriffen. Die bloßen Zweckmäßigkeitserwägungen der Reviſion, in 
den Frühſtunden liege doch viel weniger ein Bedürfnis für das Ver⸗ 
bot vor, als in den Mittagsſtunden, können deshalb zu keiner andern 
Auslegung des Sinnes der Verordnung führen. — Es iſt hiernach 
unerheblich, daß das Landgericht nicht feſtgeſtellt hat, ob der Vor⸗ 
mittagsgottesdienſt zu den Stunden der Straffälle bereits begonnen 
hatte. Denn auch, wenn man wie auch die Reviſion, annimmt, die 
Viehbeförderungen hätten nicht während, ſondern noch vor dem Gottes⸗ 
dienſte ſtattgefunden, fallen fie eben doch in verbotene Zeit. 

2. Sodann macht die Reviſion geltend, die landesherrliche Ver⸗ 
ordnung ſei durch § 50 der Eiſenbahnverkehrsordnung außer Kraft 
geſetzt, da Reichsrecht dem Landesrecht vorgehe. 

Nun enthält allerdings 8 50 der EBD. vom 17. Dezember 
1908 (RGBl. 1909 S. 93) Beſtimmungen, wonach der Empfänger 
einer Sendung lebender Tiere innerhalb gewiſſer Stundenfriſten die 
Tiere auszuladen und „abzutreiben“ hat. Und dieſe Friſten können 
bei ihrer Kürze auch an einem Sonntagmorgen ablaufen. Denn 
$ 50 Abſ. 1 letzter Satz ſieht abweichend von § 80 Abſ. 5 ein 
Ruhen der Abnahmefriſt nur während der zollamtlichen oder polizei⸗ 
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lichen „Abfertigung“, nicht auch während der Sonn- und Feſttage vor. 
Ebenſo weichen beide Paragraphen darin von einander ab, daß für - 
gewöhnliches Frachtgut das bei Verſäumung der Abnahmefriſt ver⸗ 
fallende Standgeld gleichwohl nicht für den Sonntag erhoben wird, 
während nach § 50 Standgeld ohne Beſchränkung, alſo auch füt 
Sonntage zu erheben geſtattet. Danach geht alſo die EVO. davon 
aus, daß das Vieh noch am Sonntage vom Bahnhofe „abgetrieben? 
werden ſoll. | 

Das Landgericht geht auch zu weit, wenn es der EVO. die 
Bedeutung einer Rechtsvorſchrift des Reichs abſpricht. Es mag für 
die Zeit vor 1900 richtig geweſen ſein, daß die EVO. keine Rechts⸗ 


vorſchriften, unmittelbares objektives Recht, ſondern nur Verwaltungs⸗ 


anweiſungen für das geſchäftliche Gebaren der Eiſenbahnunternehmer 
enthielt, alſo nicht die Natur eines Geſetzes hatte. Ihre rechtliche 
Natur hat ſich aber jedenfalls ſeit dem neuen Handelsgeſetzbuche ge⸗ 
wandelt. Jetzt iſt ſie kraft geſetzlicher Ermächtigung erlaſſen und 
bildet wie das Handelsgeſetzbuch ſelbſt eine objektive Rechtsſatzung, 
unmittelbares, ſogar zwingendes Recht über den Güterbeförderungs⸗ 
vertrag für eine jede deutſche Eiſenbahn und auch für das Pub⸗ 
likum. Verſtöße gegen fie begründen z. B. auch die Reviſion. (HGB. 
§ 471 a. E., 8 454. — Staubs Anm. 2, Makower!s IIIb zu 
§ 453.) | 

Gleichwohl hat das Landgericht darin recht, daß die EVO. den 
landesrechtlichen Vorſchriften über die Sonntagsfeier nicht entgegen⸗ 
ſteht. Sie hat nicht die Natur eines Polizeigeſetzes. Vor 1900 
war das ſchon deshalb anerkannt (RG. 15, 156), weil die EVD. 
nur ein die Eiſenbahnen, nicht auch unmittelbar das Publikum binden⸗ 
des Vertragsformular darſtellte. Jetzt gilt die EVO. allerdings auch 
unmittelbar dem Publikum gegenüber. Aber doch auch jetzt nicht 
als Polizeigeſetz. Sie enthält vielmehr nur Zivilrecht. Sie leitet 
ihre Geſetzeskraft ab aus der Delegation im Handelsgeſetzbuche, das 
doch in erſter Linie nicht öffentliches, ſondern bürgerliches Recht 
(im weitern Sinne, einſchließlich Handelsrecht) ſetzen will. Sie will 
alſo nicht nicht die Sonntagsruhe und die Sonntagsheiligung regeln. 
Dies bleibt vielmehr den zuſtändigen Geſetzen und Verordnungen über⸗ 
laſſen, vom ſozialen, wirtſchaftlichen Geſichtspunkte aus: dem Reichs⸗ 
gewerberecht, vom religiöſen aus: dem Landesrecht. Das ergibt ſich 
hier ſchon daraus, wie § 50 EBD. die Folgen der Nichtbefolgung, 
der Abnahmefriſtverſäumung regelt. Nicht eine öffentliche Strafe 
ſteht darauf, wie das einer Polizeiverordnung eigen iſt, ſondern nur 
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zivilrechtliche Folgen werden an die Säumnis geknüpft: die Bahn 
kann — ähnlich einer Selbſthilfeeinlagerung (88 373, 389, 437 HGB.) 
— Selbſthilfehandlungen vornehmen, indem ſie auf Koſten und Gefahr 
des Verfügungsberechtigten die Tiere einem andern als dem Empfänger 
in Verpflegung gibt, oder ſie kann eine Vergütungserhöhung in Ge⸗ 
ſtalt eines Standgeldes erheben. — Das Landesrecht iſt daher nicht 
gehindert, polizeiliche Vorſchriften zu erlaſſen, die der Erfüllung der 
(privatrechtlichen Vertrags⸗/Beſtimmungen der EVO. über die Zeit 
der Zu⸗ und Abfuhr von Gütern zu und von den Eiſenbahnen an 
Sonntagen hinderlich ſind. Dann muß eben entweder die Bahn nach⸗ 
geben, etwa kein Standgeld erheben, das ſie erheben „kann“, nicht 
„muß“, oder der andere Frachtvertragsbeteiligte, der Empfänger, muß 
die zivilrechtlichen Folgen auf ſich nehmen, die ihm daraus entſtehen, 
daß er infolge des polizeilichen Verbots die Verpflichtungen aus dem 
Frachtvertrage nicht erfüllt, — wenn man nicht vielleicht. überhaupt 
ſagen will, es liege objektive Unmöglichkeit der rechtzeitigen Vertrags⸗ 
erfüllung vor. Das landespolizeiliche Verbot, die Tiere am Sonntag⸗ 
morgen fortzubringen, wurde alſo durch die EVO. nicht beſeitigt. 
Hier hatte zudem, wie das Landgericht feſtſtellt, die Eiſenbahn Vor⸗ 
kehrungen getroffen, die dem Empfänger (Angeklagten) geſtatteten, 
die Tiere bis nach Beendigung des Vormittagsgottesdienſtes auf dem 
Bahnhofe zu laſſen. Er wurde alſo nicht gezwungen, fie ſchon in 
den Morgenſtunden durch die Ortsſtraßen zu ſchaffen. | 

3. Er hat allerdings dagegen eingewendet, es ſei ein Gebot der 
Sittlichkeit geweſen, die Tiere nach ihrer langen Fahrt nicht auch 
noch mehrere Stunden im Freien auf dem Bahnhofe der damaligen 
Witterung auszuſetzen. Aber die Reviſion rügt grundlos, daß das 
Landgericht auf dieſen Einwand des Angeklagten nicht eingegangen 
ſei. Denn das Landgericht hat feſtgeſtellt, daß nach ſachverſtändigem 
Gutachten die Tiere durch das Warten auf dem Bahnhofe keiner 
Gefahr ausgeſetzt geweſen ſeien. Zudem bildet die Gefahr für die 
Geſundheit oder das Wohlbefinden von Tieren nach geltendem Recht 
keinen entſchuldigenden Notſtand, nur Gefahr für Leib oder Leben 
des Angeklagten oder eines ſeiner Angehörigen würde ihn entſchuldigen 
können (§ 54 StGB., ſiehe Begr. zu dem weitergehenden § 67 
des Vorentwurfs eines neuen StGB.). | 

Das Fortbringen der Rinder hält die Reviſion für nicht ftrafbar, 
weil die Rinder „geführt“ worden ſeien. Das Landgericht hat die 
Art, wie der Angeklagte fie hat fortbringen laſſen, als „Treiben“ 
und deshalb als verboten angeſehen. Darauf, ob „Treiben“ vor⸗ 
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liegt, käme es jedoch nur an, wenn es ſich um die Stunden zwiſchen 
dem Vormittags⸗ und dem Nachmittagsgottesdienſte oder nach dem 
Nachmittagsgottesdienſte handeln würde. Für dieſe Stunden iſt das 
Hinbringen von Vieh zum oder das Fortbringen vom Bahnhofe nur 
dann verboten, wenn die Tiere „durch Treiben auf den Ortsſtraßen 
befördert werden“ (landes herrliche Verordnung vom 26. Oktober 1895, 
GS. S. 79). In den übrigen Stunden aber, beſonders alſo in den 
Morgenſtunden, um die es ſich hier handelt, iſt ſchon durch die 
landes herrliche Verordnung vom 30. Auguſt 1876 § 8 Nr. 12 jede 
Art der „Zu⸗ und Abfuhr“ zu und von den Bahnhöfen verboten 
worden. Dieſe Auslegung hat das Oberlandesgericht auch bereits in 
dem Urteile vom 11. Dezember 1894 (8 54/94) dem Ausdrucke 
‚Zus und Abfuhr“ in § 8 Nr. 12 gegeben. Darunter iſt dem Zwecke 
der Verordnung (vgl. §8 1, 7) entſprechend nicht etwa bloß das „Fahren“ 
mit Wagen oder Karren gemeint, ſondern auch jede andere Art, auf 
die das lebloſe oder lebende Frachtgut der Bahn „zugeführt“ wird, ſei 
es Tragen, Rollen (Fäſſer), Führen oder Treiben (von lebenden Tieren). 


Jedes Hinbringen und Fortbringen, Hinſchaffen und Wegſchaffen, jede 


Art der „Beförderung“ (wie die Nachtragsverordnung von 1895 es 
ausdrückt) ſoll damit bezeichnet werden. Der Rechtszuſtand iſt alſo 
der: Bis zur Nachtragsordnung war das Hinbringen und Abholen der 
Eilgüter, insbeſondere von Vieh, in jeder Form verboten von Mitter⸗ 
nacht bis zum Schluß des Vormittagsgottesdienſtes und während 
des Nachmittagsgottesdienſtes, in jeder Form erlaubt in der Zeit 
zwiſchen den beiden Gottesdienſten und nach dem Nachmittagsgottes⸗ 
dienſtef (deshalb ſprach das Oberlandesgerichtsurteil von 1894 die 
Angeklagten frei, die zwiſchen Vor⸗ und Nachmittagsgottesdienſt 
Schlachtvieh vom Bahnhof durch die Straßen getrieben hatten); ſeit 
der Nachtrags verordnung iſt das völlige Verbot im bisherigen Um⸗ 
fange geblieben, die erlaubte Zeit iſt ebenfalls geblieben, in dieſen 
freigegebenen Stunden darf aber nunmehr lebendes Vieh nicht mehr 
durch „Treiben“ auf den Ortsſtraßen ſondern nur auf andere Weiſe 

B. Fahren) von und nach den Bahnhöfen befördert werden. Auf 
die vorliegenden Straffälle hat alſo die Nachtragsverordnung keinen 
Einfluß. Denn die Tiere find in den Stunden von 7 / - 9½ Uhr 
vormittags befördert worden. Ob dies vor Schluß des Vormittags⸗ 
gottesdienſtes war, ſagt das Landgericht allerdings nicht ausdrücklich; 


nach Ort und Jahreszeit (es war nicht auf dem Lande und nicht 


Sommer) kann aber als ſtillſchweigende Feſtſtellung gelten, daß 
9 / Uhr der Vormittagsgottesdienſt in der Stadt Greiz noch nicht 
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beendet war. Die Reviſion macht ja ſogar geldend, der Vormittags⸗ 
gottesdienſt habe noch nicht begonnen gehabt. Auch ſonſt läßt das 
Urteil keinen Verſtoß gegen das Strafrecht erkennen. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 2. Oktober 1914 (8 70/14). 


Bücherbeſprechungen. 


23. Dittrich, Hans, Amtsrichter in München, Der Kampf zwiſchen 
Gläubiger und Schuldner — ein Millionenſchaden für unſer 
Wirtſchaftsleben. Berlin (Alfred Metzner). 0,80 M. 

Ein Büchlein, wie unſere Richter mehr ſchreiben ſollten, und man 
müßte an der Welt überhaupt verzweifeln, wenn es nicht doch vorwärts 
ehn ſollte in der Juſtiz. Der Verfaſſer iſt Vollſtreckungsrichter am 
Amtsgericht München. Schon das iſt ein Vorteil, daß dort die Voll⸗ 
ſtreckungstätigkeit nicht mechaniſch verteilt, ſondern organiſch geſammelt 
iſt. Er hat ſeine Stellung nicht dazu benutzt, zu der vorhandenen eine 
neue Präjudizienſammlung — die neue Art Nürnberger Trichter — zu⸗ 
wege zu bringen, ſondern er ſieht die Welt, wie ſie wirklich iſt, nicht nur 
den juriſtiſchen Schein. So wird denn ſeine Schrift eine einzige große An⸗ 
klage gegen die große Tagespreſſe, die Juſtizverwaltungen, die Volks⸗ 
vertreter, die Gleichgültigkeit der erwerbenden Stände, die alles ſich bieten 
laſſen und leiden. Der Geſetzgeber hat, ſagt der Verfaſſer, aus Neben⸗ 
rückſichten, nämlich aus Rückſicht auf die Erhaltung des Standes der An⸗ 
wälte, ein wen deſſen geſchaffen, was die Vollſtreckung wirklich fein 
ſollte. Der l bringt aus einer intimen Kenntnis der Praxis Vor⸗ 
ſchläge zur Neuordnung des Prozeſſes und Vollſtreckungsweſens, die abſeits 
| bom Prökruſtesbett der Theorie den Lebensbedürfniſſen gerecht werden. Der 
Juriſt, eingeſchworen auf die Kommentare, kauft nicht gern Bücher, die 
etwas anderes en eoos Dies Büchlein ſich zu erwerben, ſollte jeder jich 
80 Pf. vom Abendſchoppen ſparen. 

Möchten andere den Fußſtapfen des Verfaſſers folgen und die un⸗ 
geſchminkte Erfahrung darbieten aus einer unbefangenen ſcharfen Erkennt⸗ 
nis der Dinge, wie ſie ſind. Nur ſo können wir weiterkommen, nicht durch 
eine bloße Konſtruktion; das Leben müſſen wir hernehmen, erſt dann können 
wir Ordnungsgrenzen ziehen. Die Richter haben viel zu ſehr vernachläſſigt, 
ſinnfällige Erfahrungen zu machen und zu verwerten. 


24. Der Laienrichter in Strafſachen. Ein Leitfaden für Schöffen 
und Geſchworene. Von Amtsrichter Dr. jur. Albert Hellwig. (Staats⸗ 
bürgerbibliothek Heft 71.) M.⸗Gladbach (Volksvereins⸗Verlag) 1916. Preis 
45 Pfg. 
Inhalt: I. Der Laienrichter. LI. Gang des Strafverfahrens. III. Grund⸗ 
züge des Strafrechts. 

Der Verfaſſer gehört zu denen, die beſtrebt ſind, das Recht im Volk 
einzubürgern. Er verkennt nicht, wie ſchwierig das iſt; er hat es erfahren 
in den verſchiedenſten Lagen, aber das hält ihn nicht ab, er will die 
Schwierigkeiten überwinden, weil er das Ziel, ſtaatsbürgerliche Kenntniſſe 
zu verbreiten, um des Staats willen für erſtrebenswert hält. 

Der München⸗Gladbacher Volksvereinsverlag ſucht überhaupt in ſehr 
geſchickter Weiſe moderne Strömungen in das Volksleben zu bringen und 
ſeine Veröffentlichungen ſollte ſich jeder einmal anſehen, der ſich nicht in 
bürokratiſcher Zugeknöpftheit abſchließt. 
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25. An die deutſchen Geſchworenen. Ein Wegweiſer von Lande 
gerichtsrat Dr. von Holten, Magdeburg. Leipzig (F. C. W. Vogel). 
Preis 1 M. 

Der Verfaſſer, der lange Jahre den be die e gehabt hat, 

ibt höchſt bemerkenswerte Erwägungen über die Schwurgerichte, nicht nur 

r die Geſchworenen, ſondern überhaupt alle Staatsbürger. Sein Buch 
richtet ſich — man könnte wohl ſagen — direkt „gegen die beſtehenden 
Schwurgerichte“. An der Hand zahlreicher Beiſpiele von erlebten 
Straffällen wird die Unzulänglichkeit der Schwurgerichte beleuchtet, die ſo 
oft zu einem falſchen Spruch der Geſchworenen führen. Nicht die Ge⸗ 
ſchworenen tragen die Schuld an den Fehlſprüchen, ſondern allein die unheil⸗ 
vollen Mängel des Schwurgerichts verfahrens. 

Der Verfaſſer ſchreibt auch freimütig über manche Art von Ver⸗ 
teidigern. „Es liegt mir fern, den Anwaltſtand in ſeiner Geſamtheit an⸗ 
zugreifen. Aber die Erwägung, daß ein Anwalt, der die Schuld des An⸗ 

eklagten klar erkennt und dennoch ſein juriſtiſches Wiſſen, ſeine redneriſche 
egabung mißbraucht, um dem Angeklagten Je einem Freiſpruch zu ver⸗ 
helfen, ſich unter Umſtänden des ſtrafbaren Vergehens der Begünſtigung 
ſchuldig macht, darf nicht unausgeſprochen bleiben. An ſich iſt jeder Ver⸗ 
teidiger Herr ſeiner Entſchließungen und niemals gezwungen, dem An⸗ 
geklagten völlig zu Dienſte zu ſein. Er iſt es aber — leider nur zu oft!“ 


26. Jahrbuch des Deutſchen Rechts. 14. Jahrgang. Heraus 
gegeben von Kammergerichtsrat Dr. Schlegelberger und Regierungsrat 
v. Olshauſen. Begründet von Dr. Hugo Neumann. Berlin (F. Vahlen). 
Geh. 27 M., geb. 30 M. " 

Pünktlich wie immer iſt trotz des Kriegs unter der neuen Leitung 
der Bericht für das Jahr 1915 erſchienen. Eine erſtaunliche Leiſtung. Aus 
Praxis und Wiſſenſchaft iſt mit Ameiſenfleiß zuſammengetragen, was nur 
irgendwie Beachtenswertes zu unſerer Geſetzgebung veröffentlicht worden iſt. 
Sind ſolche Zuſammenfaſſungen nicht zu entbehren, und es muß wohl ſo ſein, 
da der Verleger doch auf ſeine Koſten kommen muß, ſo muß man wünſchen, 
daß Neumanns Jahrbuch die übrigen Magazine überflüſſig is Es 
erſetzt alle andern und es iſt eine Vergeudung von Kraft und Geld, daß 
auch noch die andern erſcheinen. Möchten doch die Verleger endlich ein⸗ 
halten, daß jeder eine andre Sammlung herauszubriugen ſucht. Eine Ver⸗ 
einbarung untereinander täte not. Sie wäre ſicher ihnen ſelbſt am ö ſſen⸗ 
und förderte die Benutzer, vor allem die Sache: die Rechtspflege und Wiſſen⸗ 
ſchaft. Wie lange noch der Wirrwarr? R. D. 


27. Die Bundesratsverordnungen über Brotgetreide und 
Mehl, Hülſenfrüchte, Buchweizen und Hirſe, Grünkern, Gerſte, 
Hafer, Kraftfuttermittel und zuckerhaltige Futtermittel, die 
dazu gehörigen Höchſtpreisverordnungen ſowie Nebenver⸗ 
ordnungen für 1916 bearbeitet von Dr. Arthur Oppenheimer, 
Rechtsanwalt beim Landgericht in Düſſeldorf, Geſchäftsführer der Reichs⸗ 
getreideſtelle Geſchäftsabteilung G. m. b. H., und Dr. Herbert Dorn, 
Gerichtsaſſeſſor, Hilfsarbeiter im Reichsjuſtizamt. 1. Teil: Die Bundesrats⸗ 
verordnungen über Brotgetreide und Mehl, Höchſtpreiſe für Brotgetreide, 
Hülſenfrüchte, Buchweizen und Hirſe, Grünkern, ſowie Nebenverordnungen 
für 1916, bearbeitet von Dr. Arthur Oppenheimer. Berlin (F. Vahlen). 
Geb. 4 M. 

Die Herausgeber haben es übernommen, die von Dr. Carl Heinriei für 


die beiden verfloſſenen Wirtſchaftsjahre geleiſtete Arbeit für das Wirtſchafts⸗ 
jahr 1916 fortzuſetzen. Der erſte, von Dr. Oppenheimer bearbeitete Teil 


liegt vor. Der zweite Teil ſoll folgen, ſobald das noch fehlende geſetzgeberiſche 
Material zur Verfügung ſteht. 
Der erſte Band zeigt, daß das bewährte Syſtem der Arbeiten Heinricis 
im weſentlichen beibehalten iſt. Die wichtigſten Verordnungen über Brot⸗ 
getreide und Mehl, Höchſtpreiſe für Brotgetreide, Hülſenfrüchte ſind ein⸗ 
gehend kommentiert. Die anderen Verordnungen ſind inſoweit mit An⸗ 
merkungen verſehen, als zum vollen Verſtändnis des Inhalts wünſchenswert 
erſcheint. Den den chic d des Buches bildenden Verordnungen ſind Ein⸗ 
ae vorausgeſchickt, die die Grundzüge der Verordnungen und ihre 
ntſtehungsgeſchichte klarlegen. Der erſte Anhang enthält die Bekannt⸗ 
machung über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der Volksernährung ſowie 
die Bekanntmachung über die Errichtung eines Kriegsernährungsamts vom 
22. Mai 1916, die Verordnungen über das Ausmahlen von Brotgetreide, 
über die Bereitung von Backwaren und über die Bereitung von Kuchen, 
die Verordnung über das Verfüttern von Brotgetreide ſowie die Bekannt⸗ 
machung über die Höchſtpreife für Kleie. Im zweiten Anhang ſind die 
Preußiſchen Ausführungsanweiſungen zur Brotgetreideverordnung, zur Aus⸗ 
mahlungsverordnung und zur Backwarenverordnung abgedruckt, auch die 
erſt während der Drucklegung am 30. Auguſt 1916 erlaſſene Bekanntmachung 
zur n e der Verordnung über Hülſenfrüchte. Alle für die An⸗ 
wendung der Verordnungen wichtigen Nebenverordnungen, Ausführungs⸗ 
beſtimmungen uſw., deren Text vielfach ſchwer zugänglich iſt, ſind, zum 
Teil in den Anmerkungen, wörtlich wiedergegeben. Dadurch wird die 
praktiſche Brauchbarkeit des Buches weſentlich erhöht. Die Verordnung 
über Höchſtpreiſe für Brotgetreide iſt eingehend kommentiert. Die weit⸗ 
ehende Berückſichtigung der bisher veröffentlichten Rechtſprechung wird 
erichten, Staatsanwaltſchaften und Rechtsanwälten die Anwendung der 
Verordnungen weſentlich erleichtern. N 
Der Herausgeber, der ſeit Gründung der Kriegsgetreidegeſellſchaft an 
leitender Stelle der mit der Brotgetreidebewirtſchaftung beauftragten Ge⸗ 
ſellſchaft ſteht, war zur Erläuterung der Verordnungen beſonders berufen. 
Seine reiche praktiſche Erfahrung kommt beſonders im Kommentar zur 
e und zur Höchſtpreisverordnung für Brotgetreide 
zur Geltung. 
Das Buch iſt gleichermaßen wertvoll für Behörden, wie Regierungen 
und Kommunalverbände, für die an der Rechtspflege beteiligten Stellen 
und für Einzelintereſſenten, wie Kommiſſionäre, Müller, Landwirte. 


28. Das Reichsvereinsgeſetz vom 19. April 1908 mit der 
Novelle vom 26. Juni 1916. Erläutert zum Handgebrauch namentlich 
für Arbeitgeber, Arbeiter und ihre Berufsvereine von Max von Schulz, 
Magiſtratsrat, Erſtem Vorſitzenden des Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichts 
Berlin. Berlin (F. Vahlen) 1916. Preis 1,30 M., poſtfrei 1,35 M. 

. Die Arbeit ſteht unter dem Einfluß der Novelle zum Reichsvereinsgeſetz, 
die eine Quelle von Verärgerung und Verſtimmungen verſtopfen und dem 
inneren Frieden dienen ſoll. Es handelt ſich hier um die Vereine der Arbeit⸗ 
geber und Arbeiter (Berufsvereine), die bisher durch Rechtſprechung und 
Verwaltung gegen den Willen des Geſetzgebers in ihrer gewerkſchaftlichen 
Tätigkeit ſtark eingeſchränkt wurden. 

Die Erläuterungen des Vereinsgeſetzes gelten zunächſt den Berufs⸗ 
vereinen. Dabei kommen aber andere Gruppen der am Geſetz Intereſſierten 
und 557 Vereine nicht zu kurz. 

ie Novelle geſtattet ausdrücklich den Berufsvereinen die Ein⸗ 
wirkung auf Angelegenheiten der Sozialpolitik und der Wirtſchaftspolitik 
und berührt den Jugendparagraphen (5 17), inſoweit, als ſich dies aus der 
Befreiung der Gewerkſchaften uſw. von den bisherigen Feſſeln ergibt. Aus⸗ 
geſchieden werden rein politiſche Angelegenheiten, die weder zur Sozial⸗ 
Politik noch zur Wirtſchaftspolitik gehören, alſo namentlich Fragen der aus⸗ 


* 
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wärtigen Politik, der Verfaſſungen der Reichs⸗ und der Bundesſtaaten ſowie 
Wahlrechtsbeſtimmungen. Für andere als Berufsvereine erkennt die Novelle 
ein Bedürfnis nach Befreiung von den Vorſchriften des Vereinsgeſetzes über 
politiſche Vereine nicht an. | 5 ö 

Bereits die Einleitung dieſer Textausgabe berichtet aus der Begründung 
der Novelle dem Leſer über die n daß der Geſetzgeber hier 
einſchritt. Ebenſo 9 wie in der Einleitung iſt bei der Erläuterung 
der vom $ 17a der Novelle erfaßten 88 3 und 17 die Begründung benutzt 
worden. Zukünftig dürfte es nach $ 17a ausgeſchloſſen fein, daß „b 
gegen die eine, bald gegen die andere Gewerkſchaft zu Unrecht“ vorgegangen 
wird. Die Verwaltungsbehörden werden auch darüber wachen, daß die 
Jugendlichen nur, wenn wirklich erforderlich, von dem Eintritt in Gewerk⸗ 
ſchaften oder von dem Beſuch der Gewerkſchaftsverſammlungen etwa durch 
Lehrherrn, Vormünder uſw. abgehalten werden. 

Es ſei hervorgehoben, daß nach der Erklärung eines Regierungsver⸗ 
treters 8 17 a nur eine dem gen tatſächlichen und rechtlichen Zuſtand 
entſprechende deklaratoriſche Auslegung enthält. In den Erläuterungen zu 
dem Paragraphen wird u. a. das Recht der Eltern, der Vormünder, Er⸗ 
zieher und Lehrherrn, die Vereinsfreiheit der ihrer Obhut und ihrer Gewalt 
anvertrauten Perſonen zu beſchränken, dargetan. Ferner wird dort über 
die mögliche Beſchränkung der Vereinsfreiheit der Staatsarbeiter, Land⸗ 
arbeiter und Dienſtboten ſowie über Beamtenvereine geſprochen. ER 

Das Buch iſt am Schluß mit einem Anhange verſehen, der die übrigen 
das öffentliche Vereins⸗ und Verſammlungsrecht betreffenden gel lichen 
Vorſchriften bringt. Die 8 der Gewerbeordnung 
(88 152, 153) find mit Anmerkungen verſehen. 

Unter den öffentlich⸗ rechtlichen Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs über Vereine ſind die Vorſchriften über die Geſellſchaft vollſtändig 
ab 1 Dieſe gelten bekanntlich für die meiſt nicht rechtsfähigen Be⸗ 
rufsvereine. 

Für Preußen ſind endlich aus dem Geſetz über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung die Rechtsmittel gegen polizeiliche eee mitgeteilt. 

Das Werkchen wird nicht bloß Arbeitgebern und Arbeitern ſeine guten 
Dienſte leiſten, auch den übrigen Intereſſenten (Behörden, politiſchen Vereinen 
uſw.) wird es ſich als wertvoll erweiſen. 


29. Die Rechtsverhältniſſe der Vermißten nebſt der Bundes⸗ 
ratsverordnung über die Todeserklärung Kriegsverſchollener. Vom 18. April 
1916. Von Dr. jur. Walter Schmidt. Berlin (F. Vahlen). Preis 80 Pf 


In leicht verſtändlicher Weiſe werden alle die praktiſchen Fragen be⸗ 
antwortet, m ſich dem aufdrängen, die zu einem bi egen in 
irgendwelchen Rechtsbe e ſtehen. Was erhalten die Angehörigen 
eines Vermißten von den Militär- und Zivilbehörden? Können ihnen 
bereits Hinterbliebenenbezüge gewährt werden und welche Anſprüche haben 
je auf Grund der Sozialverſicherung? Ferner, welche Maßnahmen müſſen 
eim Vermißtſein von Kriegsteilnehmern ergriffen werden? Auch die Frage, 
an der jeder Gläubiger eines Bermißten und jeder, der als Erbe oder aus 
einem Lebensverſicherungsvertrage Forderungen erheben zu können glaubt, 
ein lebhaftes Intereſſe dat, unter welchen Vorausſetzungen der Vermißte 
rechtlich einem Toten gleich ſteht, wird eingehend behandelt. Da es bisher 
an jeder gemeinverſtändlichen Darſtellung der Rechtsverhältniſſe der Ver⸗ 
mißten 1 und daher trotz der großen wirtſchaftlichen Bedeutung dieſer 
Fragen allgemein völlige Unkenntnis über die eigſchläßigen Rechtsverhältniſſe 
errſcht, wird dieſe Schrift bei der großen Zahl der im gegenwärtigen 
riege Vermißten in allen Kreiſen der Bevölkerung lebhaft begrüßt werden. 


30. S konietzki⸗Gelpcke, Kommentar zur Zivilprozeßordnung, 
Bd. II, Lfg. 2 — 3,30 M., fg. 3 — 3,30 M., Lig. 4 — 4,20 M. Berlin 
(Vahlen). 
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Umfaßt die 88 550—730. Der Kommentar iſt bekannt und ſchon 


gewürdigt. 


31. Teßmer, Syndikus, Geſetz und Recht während des 
Kriegszuſtandes. Greifswald (Abel). Geh. 80 Pf. 

Eine kurze Darſtellung, wie Geſetz und Rechtspflege durch den Krieg 
beeinflußt ſind, einmal unter der Militärgewalt, dann unter der Zivilgewalt. 
Darunter werden behandelt die Schiedsgerichte, die in den verſchiedenſten 
Verordnungen angeordnet ſind, die Einigungsämter, und die beſondern 
Beſtimmungen für die ordentlichen Gerichte. 

Alle Maßnahmen und Einrichtungen, ſo heißt es im Schlußwort, ver⸗ 
folgen den Zweck, nach Möglichkeit Prozeſſe zu verhüten und abzukürzen. 
Yauptaufge e einer Rechtspolitik iſt es, Zivilprozeſſen vorzubeugen und fie 
zu vermeiden. | 


32. Teßmer, Syndikus, Das Schiedsverfahren nach deut⸗ 
ſchem Recht. Ein Lehr⸗ und Handbuch für Laien und Juriſten. Leipzig 
(Veit u. Co). Geh. 7 M. 

Das Buch enthält eine Darſtellung des ſchiedsrichterlichen Verfahrens 
nach der Zivilprozeßordnung und behandelt einleitend die Natur des ſchieds⸗ 
richterlichen Verfahrens und ſeinen Zweck. 

Alle Hilfsmittel ſind dazu entſprechend benutzt. 


33. Oſtermeyer, Juſtizrat, Notar in Berlin, Gerechterer Koſten⸗ 
wert für Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſe und die vorausge⸗ 
gangene Verſicherung. Guttentag Verlag. 75 Pf. 

Behandelt Fragen des Preußiſchen Koſtengeſetzes und dazu ergangene 
Entſcheidungen des Kammergerichts. 


34. Die Kriegsſteuergeſetze. Rücklagegeſetz mit Ausführungsbe⸗ 


ſtimmungen, Kriegsſteuer⸗, Beſitzſteuer⸗, Tabakabgaben⸗, Frachturkunden⸗ 
ſtempel⸗, Boft- und Telegraphengebühren⸗ und Warenumſatzſteuer⸗Geſetz, 


Guttentagſche Sammlung von Textausgaben ohne Anmerkungen mit Sach⸗ 
regiſter. Berlin (J. Guttentag) 1916. Geb. 1,50 M. | 

Die e ohne Erläuterungen wird für viele, die nur die Ge⸗ 
ſeßbeſtimmungen kennen lernen wollen, genügen Die hierher gehörigen 
Geſetze findet der Benutzer vollſtändig. Soweit Ausführungsbeſtimmungen 
bereits erlaſſen ſind, wurden ſie ebenfalls mit abgedruckt. 


35. Strupp, Dr. Karl, Deutſches Kriegszuſtandsrecht. Ein 
Kommentar des im Deutſchen Reiche geltenden Ausnahmerechts für Theorie 
und Praxis. 4 M. | 
. Das Buch enthält eine eingehende Erläuterung, vor allem von Ar⸗ 
titel 68 der Reichsverfaſſung, vom Preußiſchen Belagerungszuſtandsgeſetz 
bon 1851 und vom Bayeriſchen Kriegszu eb a von 1912. Die Säch⸗ 
Men und tiaß-Lothringijchen Geſetze ſind ebenfalls an und bie 
m Betracht kommenden Beſtimmungen der Preußiſchen Allerhöchſten Dienſt⸗ 
vorſchrift über den Waffengebrauch von 1914 find hineingearbeitet worden. 
Ein ſorgfältiges Inhaltsverzeichnis und Sachregiſter erhöhen die Brauch⸗ 


barkeit des Buches. 


36. Sydow⸗Buſch. Konkursordnung und Anfechtungs⸗ 
2 etz. 12. Auflage Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze. 
U M. 


Das alte Werkchen in vermehrter und verbeſſerter Auflage. 
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37. Roſenthal, Dr. Alfred, Rechtsanwalt, Die Unterlaſſungs⸗ 
klage. Eine Ueberſicht für den Praktiker. Schweitzers Verlag, München, 
1916. 2,40 M. 


Von dem fruchtbaren Gedanken aus, daß Schaden zu verhüten beſſer 
ſei als Schaden zu vergüten, hat eine ſich ihrer hohen Aufgabe bewußte 
Rechtſprechung die Unterlaſſungsklage ausgebildet. Der Verfaſſer ſucht die 
Hemmungen, die ihr neuerdings erwachſen, zu beſeitigen und den Ent⸗ 
wicklungskräften, die lich regen, Zielpunkte zu geben; dazu führt er in Recht⸗ 
ſprechung und Wiſſenſchaft ein und nimmt zu allen Aae Fragen 
im Sinn eines Juriſten Stellung, dem nicht an letzter Stelle die Aufgabe 
ſteht, den Bedürfniſſen des Verkehrs zu dienen. 


38. Die Bundesratsverordnung über die Bewilligung 
von Zahlungsfriſten an Kriegsteilnehmer vom 8. Juni 1916 
nebſt den Verordnungen über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungs⸗ 
friſten und über die Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung einer Geld⸗ 
forderung. Mit gemeinverſtändlichen Erläuterungen. Vahlen (Berlin). 


Preis 30 Pfg. | 
Die neue Verordnung über die Bewilligung von Zahlungsfriſten an 
Kriegsteilnehmer gewährt mobilen wie immobilen Heeresangehörigen gegen⸗ 
über ihren Gläubigern eine Reihe von Rechtserleichterungen, die über die 
Vorſchriften ſonſtiger Kriegsverordnungen weit hinausgehen. Sie iſt nament⸗ 
lich beſtimmt, die Kriegsteilnehmer auch nach der Entlaſſung aus dem 
Heeresdienſte, wenn der Schutz anderer Kriegsgeſetze aufgehört hat, vor 
einem überſtürzten Zugriff der Gläubiger zu bewahren und ihnen zum 
re ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz die nötige Ruhezeit zu ver⸗ 

affen. ö | 
Die Ausgabe wendet ſich an die weiteſten Kreiſe, vor allem an die 
Heeresangehörigen und an die Perſonen und Stellen, die ſich mit der Für⸗ 
Jorge und Beratung heimkehrender Krieger befaſſen. Auch den Organen 
er Rechtspflege wird die kleine Ausgabe, die zugleich die neueſten Faſſungen 
der 1 geänderten allgemeinen Zahlungsfriſtverordnungen bringt 
und in den Erläuterungen das amtliche Material erſchöpfend berückſichtigt, 

ein bequemes und willkommenes Hilfsmittel ſein. 


39. Szezesny, Regierungsrat a. D., Höchſtpreiſe und Sicher⸗ 
ſtellung der Volksernährung. Ergänzungsband II, Lieferung 
Heß (Stuttgart). 4,50 M. | 

Die Vorſchriften über die Lebensmittelvderforgung find fo zer- 
ſtreut, daß es zu begrüßen ift, wenn in einem Buch fie überſich tlich und 
nach dem neueſten Stand zuſammengeſtellt werden. Die vorliegende 
Lieferung 4 bringt in i nordnung die Vorſchriften über 
0 Reis, Gemüje, Obſt, Marmelade und dann vor allem über 

artoffeln, deren Preisfeſtſetzung und Verforgungsregelung, ſodann die Ein⸗ 
wirkung von Höchſtpreiſen auf laufende Verträge, Sicherung der Acker 
beſtellung und Kleingartenpachtung. | 


Aeber die Haftung des Stiftungsvorſtandes, die gerichtliche 

Behellang von Vorſtandsmitgliedern und die Staatsaufſicht 
über Privatſtiftungen. 

Von Amtsrichter Dr. Schack in Coburg. 


I. Die Haftung des Stiftungsvorſtandes für ſchädigen⸗ 
| des Verhalten. 


1) Die Haftung des Stiftungsvorſtandes und feiner Mitglieder 
nach außen, geſchädigten Dritten gegenüber regelt ſich nach all⸗ 
gemeinen Grundſätzen. Wie für alle juriſtiſchen Perſonen gilt der 
Scatz, daß die Stiftung für den Schaden einſtehen muß, den der 
Votſtand, ein Mitglied des Vorſtandes oder ein andrer verfaſſungs⸗ 
mäßig berufener Vertreter durch eine in Ausführung der ihm zuſtehenden 
Verrichtungen begangene, zum Schadenerſatz verpflichtende Handlung 
einem Dritten zufügt (BGB. §§ 86, 31; EG. z. BGB. Art. 163). 
Durch dieſe der Stiftung als juriſtiſcher Perſon obliegende Haftung 
iſt die Haftung des handelnden Stiftungsorgans nicht ausgeſchloſſen; 
vielmehr haftet dieſes, wenn ſonſt die Vorausſetzungen vorliegen, als 
Täter für die ſchädigende Handlung neben der Stiftung ) und zwar 
als Geſamtſchuldner mit ihr ?). Wird die Stiftung — ſei es allein 
oder zuſammen mit dem Organ — von dem geſchädigten Dritten in An⸗ 
ſpruch genommen, ſo ergibt ſich für ſie die Möglichkeit des Rückgriffs 
auf das Organ, das durch ſein Tun oder Unterlaſſen den Schaden ver⸗ 
urſacht hat (vgl. BGB. §§ 426, 840 Abſ. 2). Dieſe führt auf 


1) RG. 20. Juni 1907 Recht 1907 Nr. 2241; 20. Se t. 1911 JW. 1911, 
939 Nr. 2 u. Recht 1911 Nr. 3410, und ſchon ür das rühere Recht RG. 
25. Juni 1890 28, 241; 14. Nov. 1892 30, 46 (auch Gierke, e 
theorie [1887 768 ff. und Deutſches Privatrecht 1 [1895], 531). 

2) Ausgehend von der 58 15 fl Bee der Stiftung: eine Handlung, 
aber an ei Täter in einem 1998 1501 e vgl. dar» 
über Kleinfeller KrVIcSchr. 45 [1904] 

Blätter für Rechtspflege LXIII. N. F. XLIII. | 16 
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2) die Haftung des Stiftungsvorſtandes und feiner Mitglieder 
im Innen verhältnis, der geſchädigten Stiftung ?) gegenüber. 

Welcher Art das Rechtsverhältnis iſt, das zwiſchen der Stiftung 
und ihrem Vorſtande oder deſſen Mitgliedern beſteht, iſt für dieſe 
Haftung bedeutungslos. Das Verhältnis kann auf einem Vertrage 
beruhen, muß es aber nicht. Es iſt z. B. denkbar, daß die Stiftung 
durch ihre Organe einen förmlichen Dienſtvertrag (BGB. $ 675) 
oder Auftrag mit einem Vorſtandsmitgliede vereinbart; in dieſem 
Falle wird ſich Art und Umfang ſeiner Haftung in erſter Linie nach 
den getroffenen Vereinbarungen zu richten haben. In vielen Fällen 
beſteht aber kein Vertrags verhältnis zwiſchen der Stiftung und den 
Vorſtands mitgliedern. Haben fie das Amt auf Grund eines Ab- 
kommens mit dem Stifter, auf Grund ihrer Ernennung zu Verwaltern 
der Stiftung im Stiftungsgeſchäft (ſei es unter Lebenden, BGB. § 81, 
oder von Todes wegen, BGB. § 83) oder auf Grund einer Berufung 
durch die Aufſichtsbehörde übernommen, ſo kann nicht davon die 
Rede fein, daß fie durch die Annahme des Amtes) einen Vertrag 
mit der Stiftung geſchloſſen hätten. Dasſelbe gilt, wenn die Vor⸗ 
ſtandsmitglieder ihre Amtsbefugniſſe aus einer Beſtellung durch das 
Amtsgericht nach 88 86, 29 BGB. (unten II) herleiten. 

Wie man in dieſen Fällen das Rechtsverhältnis zwiſchen der 
Stiftung und den Vorſtandsmitgliedern rechtlich erklären will h, iſt 
für die Haftung der Vorſtandsmitglieder ohne Bedeutung. Jeden⸗ 
falls entſteht durch die Annahme des Amtes zwiſchen dem Vorſtands⸗ 
mitgliede und der Stiftung ein auftragsähnliches Rechtsverhältnis 
(Mot. 1, 95), durch das ſchuldrechtliche Beziehungen, insbeſondere 
für das Vorſtandsmitglied die Verpflichtung zu verfaſſungsmäßigem 
Verhalten, hervorgebracht werden ). Nach der ausdrücklichen Vorſchriſt 
der SS 86, 27 Abſ. 3 BGB. finden auf die Geſchäftsführung des 
Stiftungsvorſtandes die für den Auftrag geltenden Vorſchriften der 
Stiftungen Auch Bfeibt der Fall, daß die Mermaltung der Stiftung von 
einer e Behörde geführt wird (BGB. $ 86), außer Betracht. 

4) Aehnlich wie bei der Vollmacht hängt die Vertretungsmacht des 
Vorſtandes von dem Beſtehen eines ſchuldrechtlichen Grundverhältniſſes ab. 
Nicht entſteht durch die Annahme des dem Vorſtand angebotenen Amtes. 
Nicht an die Annahme eines Vertragsangebotes iſt zu denken, ſondern an 
die Uebernahme des Amtes als Vorausſetzung der Vertretungsmacht. Vgl. 
Hölder, Natürliche und juriſtiſche Perſonen (1905), 253. 

5) Vgl. Dernburg, BR. 13 (1906), 235 Anm. 5; Staudinger- 
Löwenfekd, BGB. „ 8 27 Anm. I dd, 
6) 8276 BGB. gilt für alle Verbindlichkeiten ſchuldrechtlichen Inhaltes, 


nicht bloß für die auf Vertrag beruhenden (RG. 18. Jan. 1907 Recht 1907, 
246 Nr. 420; 24. Jan. 1907 65, 117; 1. Mai 1911 76, 185). 
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58 664—670 BGB. entſprechende Anwendung. Demnach hat das 
Vorſtands mitglied gegenüber der Stiftung grundſätzlich die Rechtsſtellung 
eines Beauftragten, ſoweit nicht beſondere Vereinbarungen zwiſchen ihm 
und der Stiftung getroffen ſind oder die Verfaſſung abweichende 
Vorſchriften enthält (BGB. 88 86, 40). Es iſt alſo nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß bei mehrgliedrigem Vorſtande das Verhältnis eines 
Teiles ſeiner⸗ Mitglieder zur Stiftung anders geſtaltet iſt, als das der 
andern, je nachdem mit einem Teile der Vorſtandsmitglieder etwa 
ein beſonderes Vertragsverhältnis vereinbart iſt oder für ihn beſondere 
Verfaſſungsbeſtimmungen beſtehen und für die andern nicht. N 

Beim Mangel ſolcher beſonderen Vertrags- oder Verfaſſungs⸗ 
beſtimmungen gilt für die Haftung der Vorſtandsmitglieder die all⸗ 
gemeine Regel, daß ſie Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten haben 
(BGB. § 276) ). Erfüllt alſo das Vorſtandsmitglied die ihm ob⸗ 
liegenden Pflichten nicht oder nicht gehörig, verſtößt es insbeſondere 
gegen die Vorſchriften der Stiftungsverfaſſung, ſo iſt es der Stiftung 
für den daraus entſtehenden Schaden verantwortlich; es haftet dabei 
für jedes Verſchulden, nicht nur für die Sorgfalt, die es in eignen 
Angelegenheiten anzuwenden pflegt (BGB. § 277). Doch kann ſeine 
Haftung durch beſondere Vorſchrift (Vertrag oder Verfaſſung) auf 
dieſe Sorgfalt beſchränkt werden 5). | 

Danach richtet es ſich auch, ob mehrere Vorſtandsmitglieder als 
Geſamtſchuldner haften; beim Fehlen einer beſondern Vorſchrift 
iſt die Geſamthaftung der mehreren Vorſtandsmitglieder anzunehmen, 
ſei es daß ſie ſchuldhaft den Schaden herbeigeführt oder nicht ver⸗ 
hindert haben. Das Gegenteil iſt im Anſchluß an die Mot. be⸗ 
hauptet worden?). Dabei iſt aber überſehen, daß der erſte Entwurf 
des BGB. eine dem § 427 BGB. entſprechende Vorſchrift nicht 


7) In der Kommiſſion für die 2. Leſung war beantragt worden, 
die Haftung des Vorſtandes gegenüber der Körperſchaft ſelbſtändig zu 
regeln („Der Körperſchaft gegenüber ſind die Vorſtandsmitglieder zu der⸗ 
En Sorgfalt verpflichtet, welche ſie in eigenen Angelegenheiten anzu⸗ 
wenden pflegen. Sie haften derſelben für den Schaden, welchen ſie ihr 
durch ihr Verſchulden zugefügt haben“). Man beließ es indeſſen bei der vom 
Entwurf ($ 4 Abſ. 2 BGB. 8 27 Abſ. 3) vorgeſehenen Anwendbarkeit 
der Vorſchriften über den Auftrag, deren Anwendung auf die rechtlichen 
Beziehungen des Vorſtandes zur Körperſchaft zu einem angemeſſenen, das 
Verhältnis erſchöpfend e Ergebniſſe führe 5 1, 510, 601). 

8) Eine zwingende Vorſchrift, die ſolche Milderung verböte, tft im 
Gegenſatz zum Aktien⸗ und Genoſſenſchaftsrecht (HGB. 8 241, GmbHG. 8 43, 
5 8 34, PrivVerſuntG. $ 34; vgl. R®. 24. April 1900 46, 61) nicht vor⸗ 

anden. 

9) Broicher, ABürgR. 24 (1904), 202. Vgl. auch HGB. 88 204, 241 

Abſ. 2, GmbHG. § 43 Abſ. 2; GenG. 8 34 Abi, 2; PrivVerſuntG. § 34. 
| 16* 
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kannte. Der Entwurf ging davon aus, daß die Geſamthaftung 
gegenüber der Regelung des Handelsgeſetzbuchs (Art. 280) in erheblich 
beſchränkterem Umfange, regelmäßig nur bei unerlaubten Handlungen, 
Platz zu greifen habe; die großen und verwickelten Intereſſen, die bei 
Aktiengeſellſchaften nicht ſelten auf dem Spiele ſtänden, nötigten zu 
einer weitergehenden Fürſorge, als bei den juriſtiſchen Perſonen des 
bürgerlichen Rechts geboten ſei (Mot. 1, 96; 2, 153). In der 
zweiten Kommiſſion wurde dieſe Auffaſſung als unrichtig bekämpft: 
der allgemeine bürgerliche Verkehr habe ſich dem Handelsverkehre 
in ſeinen Bedürfniſſen während der letzten Jahrzehnte mehr und mehr 
genähert; die Vermutung für die Geſamthaft rechtfertige ſich, wenn 
man die beiden regelmäßigen Motive für die Begründung einer ge⸗ 
meinſchaftlichen Verpflichtung in Betracht ziehe; entweder ſolle dem 
Gläubiger eine geſichertere Stellung geſchaffen werden, als er ſie bei 
der Verpflichtung nur eines Schuldners haben würde; dieſem Grunde 
entſpreche zweifellos die Geſamthaft; oder die Gemeinſchaftlichkeit der 
Verpflichtung beruhe auf einer Gemeinſamkeit des Zwecks; dann 
wäre eine Teilung der Verpflichtung nach der Kopfzahl ganz willkür⸗ 
lich, eine ſolche nach dem Maße des Intereſſes der einzelnen Schuldner 
nicht durchführbar, der Gläubiger müſſe jeden Schuldner als gleich⸗ 
beteiligt auf die ganze Leiſtung in Anſpruch nehmen können (Prot. 1, 
431). Wie alſo nach der Regel des § 427 BGB. mehrere Be⸗ 
auftragte, die ſich gemeinſam zur Beſorgung eines ihnen übertragenen 
Geſchäfts verpflichtet haben, dem Auftraggeber im Zweifel als Ge⸗ 
ſamtſchuldner haften, ſo wird dasſelbe für das Verhältnis zwiſchen 
den mehreren Vorſtandsmitgliedern und der Stiftung zu gelten haben, 
und zwar einerlei, ob das Verhältnis durch Vertrag begründet iſt 

oder nicht, und ob im erſteren Falle die mehreren Vorſtandsmitglieder 
durch ein und denſelben Vertrag oder durch verſchiedene Verträge 
nacheinander 10) verpflichtet worden ſind. Schon bei den Kommiſſions⸗ 
beratungen wurde als die Auffaſſung der Mehrheit feſtgelegt, daß die 
Beſtimmung (§ 427) auch für die Verpflichtung mehrerer in ge⸗ 
trennten Rechtsgeſchäften zutreffe (Prot. 1, 432), und für die Fälle, 
in denen die Vorſtandsmitglieder das Amt und die daraus ent⸗ 
ſpringenden Pflichten gegenüber der Stiftung auf Grund einſeitiger 
Berufung (z. B. nach §S 29 BGB.) übernehmen, rechtfertigt ſich die 
Annahme der n aus der Gleichheit der Rechtslage; 


18, 1 700 Dernburg, BR. II 1 (1905), 420 Sun 6; 18. a 1875 
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denn die Vorſtandsmitglieder verpflichten ſich durch die Uebernahme 
des Amtes zu gemeinſchaftlichem Handeln; beim Fehlen einer ent⸗ 
gegenſtehenden Erklärung iſt anzunehmen, daß ſie auch gemeinſchaft⸗ 
lich („alle für einen und einer für alle,“ vgl. 1. Entw. § 321 Abſ. 2) 
für die Pflichterfüllung einſtehen wollen 11). Abgeſehen von der 
„Gemeinſamkeit des Zwecks“ weiſt aber auch § 27 Abſ. 3 BGB. 
auf die Geſamthaſtung der Vorſtandsmitglieder hin. Durch Verfaſſungs⸗ 
vorſchriften kann die Verantwortlichkeit unter die mehreren Vorſtands⸗ 
mitglieder verteilt werden, wie überhaupt die Verfaſſung die Rechts⸗ 
ſtellung des Vorſtandes abweichend von den Beſtimmungen über den, 

Auftrag regeln kann (BGB. 88 86, 27 Abſ. 3, 40). 
| Die Beweislaſt für die objektiven Vorausſetzungen des 
Schadenerſatzanſpruchs trifft die Stiftung. Dazu gehört auch der 
Nachweis, daß und inwiefern das Verhalten des Vorſtandes den 
Regeln einer ordnungsmäßigen Geſchäftsführung widerſpricht. Be⸗ 
ſteht der Verſtoß des Vorſtandes nach der Behauptung der Stiftung 
in einem poſitiven Tun, ſo hat die Stiftung auch dafür den Beweis 
zu erbringen; wenn aber dem Vorſtand pflichtwidrige Unterlaſſung 
ſchuldgegeben wird, ſo hat der Vorſtand ſeine objektive Pflichter⸗ 
füllung nachzuweiſen. Fraglich iſt, ob im Streitfalle der Vorſtand 
auch zu beweiſen hat, daß er bei der Ausführung ſeiner Verrichtungen 
die erforderliche Sorgfalt angewendet habe, oder ob ihm ein Verſchulden 
von der Stiftung nachgewieſen werden muß. Im Verhältnis zwiſchen 
Vormund und Mündel liegt die Beweislaſt in Anſehung des Ver⸗ 
ſchuldens kraft geſetzlicher Beſtimmung dem Mündel ob (BGB. § 1833: 
„wenn ihm [dem Vormund! ein Verſchulden zur Laſt fällt“) 1). 
Dasſelbe wird man für den Stiftungsvorſtand nicht anzunehmen 
haben; denn die Stellung des Vormundes zum Mündel iſt nicht die 
eines Beauftragten zum Auftraggeber, ſondern die „eines öffentlichen 
Gewaltträgers, der in Angelegenheiten eines ihm Untergebenen tätig 
iſt“ 13). Dagegen iſt die Stellung des Vorſtandes zur Stiftung, auch 
wenn ſie nicht auf Vertrag beruht, doch jedenfalls eine vertragsähn⸗ 
liche, auf die das Geſetz die Vorſchriften über den Auftrag für ent⸗ 
ſprechend anwendbar erklärt. Deshalb wird dem Vorſtande wie einem 
Beauftragten die Beweislaſt dafür aufzuerlegen fein, daß er die erforder⸗ 
liche Sorgfalt n habe; das folgt aus der ihm obliegenden 


11) Kohler, BR. II 1 (1906), 150 $54 1, Dernburg a. a. O. 421. 
er G. 27. Ju ni 1904 Seuff A. 60, 369 Nr. 194; 1. Mai 1911 76, 186 
11, 580 Nr. 19; 17 57 70 Mr 41; Recht 1911 Nr. 2353). | 


W. 1 
13) Kohler, BR. III (1915), 
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Rechenſchaftspflicht (BGB. § 666) 1). Wenn die Mitglieder eines 
mehrgliedrigen Vorſtandes in Anſpruch genommen werden, ſo hat 
das einzelne Mitglied insbeſondere darzutun, daß und warum es fuͤr 
das Verhalten des Geſamtvorſtandes nicht mitverantwortlich ſei !“). 


Daß der Stiftungsvorſtand durch eine Billigung oder „Ge⸗ 
nehmigung“ der Aufſichtsbehörde nicht ohne weiteres entlaſtet wird, 
iſt — auch ſoweit eine Genehmigung zu Rechtshandlungen des Vor⸗ 
ſtandes erforderlich iſt (vgl. unten Anm. 66, 67, 96) — ebenſo wie 
beim Vormund (Mot. 4, 1177) anzunehmen 10). | 


Beſonderer Betrachtung bedarf die Vorſchrift des 8 665 BGB. 
in ihrer Anwendung auf die Geſchäftsführung des Stiftungsvor⸗ 
ſtandes (BGB. §§ 86, 27 Abſ. 3). Grundſätzlich hat ſich der Be⸗ 
auftragte an die Weiſungen des Auftraggebers zu halten; er darf 
nach der Vorſchrift des § 665 nur unter zwei Vorausſetzungen von 
den Weiſungen des Auftraggebers abweichen, nämlich wenn er 1) den 
Umſtänden nach annehmen darf, daß der Auftraggeber bei Kenntnis 
der Sachlage die Abweichung billigen würde, und 2) dem Auftrag⸗ 
geber zuvor Anzeige gemacht hat. Von dem Erfordernis unter 2) 
darf er nur dann abſehen, wenn mit dem Aufſchube Gefahr ver⸗ 
bunden iſt. Den Beweis dafür, daß eine Abweichung von den 
Weiſungen des Auftraggebers gerechtfertigt geweſen ſei, hat der Be⸗ 
auftragte zu erbringen. Es fragt ſich, ob und in welchem Umfange 
eine entſprechende Anwendung dieſer Vorſchrift auf die Geſchäfts⸗ 
führung des Stiftungsvorſtandes möglich und geboten if. Soweit 
die Geſchäftsführungshandlung eines einzelnen Vorſtandsmitgliedes 
oder eines etwa für gewiſſe Geſchäfte beſtellten beſondern Vertreters 
(BGB. 88 86, 30) in Betracht kommt, iſt die Anwendung des § 665 
BGB. in vollem Umfange geboten; hier wird beim Mangel ab⸗ 
weichender Verfaſſungsregelung die Stiftung als ſolche, der ſie ver⸗ 
tretende Geſamtvorſtand als Auftraggeber zu gelten haben, dem der 
Handelnde nn und Rechenſchaft (BGB. $ 666) ſchuldet, 


—ͤ—— — — 


79•6 BR. II 1 (1905), 163 8 70, 2; II 2 (1906), 420 Anm 2; 
Nu 1. Juni 187. 20,25 30. . 1875 17, 239; RG. 28. . 1885 


112), 610 6 

se 1 125 Juni 1904 JW. 1904, 473 Nr, 14 3 60, 368 Nr. 
194); 4 Mai 1910 JW. 1910, 708 Nr. 12 (Recht 1910 Nr. 2574); 916 
Dresden 12. Juli 1910 Recht 1911 Nr. 778 8598101 66, 73 Nr. 35); N 
16. März 1911 Recht 1911 Nr. 1324; 1911 JW. 1911, 984 84 Jr. 20 
Ge 1911 Nr. 3832); 13. Nov. 1911 Sr 1912 67 Nr. 7 (Recht 1912 Nr. 72); 
3. Febr. 1914 Recht 1914 Nr. 1581. 
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dem er alles, was er zur Ausführung des Auftrags erhält und was er 
aus der Geſchäftsbeſorgung erlangt, herauszugeben hat (BGB. § 667) 
und von deſſen Anweiſungen er nur unter den erwähnten Voraus⸗ 
ſetzungen abweichen darf (BGB. § 665). Aber auch wenn der Vor⸗ 
ſtand als ſolcher handelt, ſteht ihm nur die Stiftung als Auftraggeberin 
gegenüber. Das Erläuterungsbuch der Reichsgerichtsräte (§ 86 Anm. 1) 
unterſcheidet hier zwiſchen den Fällen der §88 666 und 667 und dem 
Falle des § 665 BGB.; in den erſteren ſieht es die Aufſichts behörde, 
im letzteren den Stifter als den Auftraggeber an. Für dieſe Unter⸗ 
ſcheidung fehlt es aber an zwingenden Gründen. Soweit eine Ver⸗ 
pflichtung des Stiftungsvorſtandes zur Auskunftserteilung und 
Rechnungslegung gegenüber einer Aufſichtsbehörde beſteht, beruht ſie 
auf dem öffentlichen Verwaltungsrechte der Einzelſtaaten. Mit der 
privatrechtlichen Auskunfts⸗ und Rechenſchaftspflicht des § 666 hat 
ſie nichts gemein; dieſe beſteht dann neben jener. Daß unter Um⸗ 
ſtänden kein Organ vorhanden iſt, dem gegenüber die privatrechtliche 


Pflicht zu erfüllen iſt, ſchließt das Beſtehen der Pflicht nicht aus. 


Im Notfalle bietet § 29, möglicherweiſe auch $ 30 BGB. ($ 86) ein 
Mittel, um die Erfüllung der Pflicht zu ermöglichen. Dasſelbe gilt 
für den Fall des § 667; die Herausgabepflicht wird an ſich regel- 
mäßig erſt nach Erledigung des Auftrags, alſo nach Beendigung des 
Amtes des Vorſtandes beſtehen; dann wird regelmäßig ein neuer 
Vorſtand vorhanden ſein, an den die Herausgabe zu erfolgen hat. 
Es beſteht alſo weder ein praktiſches Bedürfnis noch ein rechtlicher 
Grund, gegenüber der Aufſichtsbehörde dem Stiftungsvorſtande eine 
privatrechtliche Auskunfts- und Rechenſchafts⸗ oder Herausgabepflicht 
aufzuerlegen. Der Stiftungsvorſtand ſieht ſich in allen Fällen nur 
der Stiftung als Auftraggeberin gegenüber. 

Nicht anders liegt das Rechtsverhältnis in Anſehung der ſich 
aus 8 665 BGB. ergebenden Verpflichtung des Stiftungsvorſtandes. 
Zum Stifter ſteht der Vorſtand in keiner unmittelbaren Rechtsbe⸗ 
ziehung. Auch hier iſt es nur die Stiftung, deren „Weiſungen“ der 
Vorſtand auszuführen hat. Allerdings iſt es möglich, daß der Stifter 
ſich im Stiftungsgeſchäft das Recht vorbehalten hat, Anordnungen 
über die Verwaltung des Stiftungsvermögens, über die Verwendung 
der Einkünfte u. dgl. zu treffen, und man wird in dieſem Falle den 
Stiftungsvorſtand für verpflichtet erachten müſſen, dieſe Weiſungen 
des Stifters zu befolgen. Aber auch hier iſt es in Wirklichkeit eine 
Anweiſung der willensfähigen Stiftung, die dem Vorſtande gebietet, 


der Anordnung des Stifters Folge zu leiſten. Es iſt alſo in gleicher 


ee 
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Weiſe Wille und Weiſung der Stiftung, nach denen der Vorſtand 
ſich zu richten hat, wie hinſichtlich der von ihm zu beachtenden 
Verfaſſungsvorſchriften. Stets iſt es eine Willensäußerung der 
Stiftung 1), die den Vorſtand bindet, einerlei ob die Anweiſung in 
der Verfaſſung ſelbſt enthalten iſt oder in einer von der Verfaſſung 
erlaubten Anordnung des Stifters, die nicht ſelbſt Verfaſſung iſt. 
An ſonſtige Weiſungen des Stifters iſt der Stiftungsvorſtand in keiner 
Weiſe gebunden; von ihnen darf er abweichen, auch wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 665 BGB. nicht vorliegen; ja er muß es tun, 
wenn die Anweiſung mit Geſetz oder Verfaſſung im Widerſpruch ſteht. 

Demnach kommen als „Weiſungen des Auftraggebers“ im 
Sinne des § 665 BGB. für den Stiftungsvorſtand nur die Verfaſſung 
und ferner ſolche Anordnungen in Betracht, die — ohne ſelbſt die 
Eigenſchaft von Verfaſſungsvorſchriften zu haben — auf Grund 
eines in der Verfaſſung enthaltenen Vorbehaltes vom Stifter oder 
etwa einer von ihm ermächtigten dritten Perſon oder Behörde getroffen 
worden find. Von den letzteren Anordnungen darf der Stiftungs⸗ 
vorſtand abweichen, wenn die Vorausſetzungen des $ 665 BGB. 
vorliegen. Iſt die Anordnung von dem noch lebenden Stifter oder 
einer noch vorhandenen (vom Stifter dazu ermächtigten) dritten 
Perſon oder Behörde getroffen, ſo wird, da nur die „entſprechende“ 
Anwendung des $ 665 BGB. in Frage ſteht, die im §8 665 BGB. 
vorgeſchriebene Anzeige an den Stifter oder die dritte Stelle zu 
richten, auch deren Entſchließung abzuwarten ſein, nicht weil ſie die 
Auftraggeber wären, ſondern weil ihnen die Stiftung (in der Ver⸗ 
faſſung) das Recht zum Erlaſſe der Anordnung, folglich auch zur 
Empfangnahme der Anzeige übertragen hat. | 

Die in der Verfaſſung ſelbſt enthaltenen Vorſchriften find da⸗ 
gegen für den Stiftungsvorſtand „Weiſungen“, von denen er unter 
keinen Umſtänden abweichen darf, auch wenn er annehmen dürfte, 
daß der Stifter die Abweichung bei Kenntnis der Sachlage billigen 
würde. Die Anwendung des § 665 BGB. auf ſolche „Weiſungen“ 
iſt ausgeſchloſſen, weil der Stifter — ausgenommen den Fall eines 
un een Vorbehaltes — nicht das Recht 


17) Stobbe, Handbuch d. deutſchen Privatrechts 1° (1893), 579 f. 862: 
„Auch wenn der Stifter noch lebt, wird die perfekt gewordene Stiftung 
nicht von ſeinem jedesmaligen veränderlichen Willen, ſondern von demjenigen 
un beherrſcht, welchen er als unabänderlich in ſeiner Stiftung objektiviert 
291 auch Hölder, Natürliche und juriſtiſche Perſonen (1905) 
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hat, eine Aenderung der Verfaſſung 15), ſei es auch nur für einen 
beſondern Fall, vorzunehmen. Eine Abweichung von Verfaſſungs⸗ 
vorſchriften würde auch durch das Vorliegen der Vorausſetzungen des 
§ 665 BGB. nicht gerechtfertigt, fie würde trotz des Vorliegens der 
Vorausſetzungen objektiv rechtswidrig bleiben. Eine Ausnahme 
von dieſer Regel kann wieder nur für den Fall anerkannt werden. 
daß dem Stifter in der Verfaſſung das Recht vorbehalten iſt, in 
einzelnen Fällen Abweichungen von der Verfaſſung gutzuheißen. 


Würde der Stiftungsvorſtand ſich bewußtermaßen über eine 
Vorſchrift der Verfaſſung hinwegſetzen, ſo läge darin ein vorſätzlich 
rechtswidriges Handeln, für deſſen ſchädigende Folgen der Vorſtand 
einzutreten hätte, auch wenn die Folgen von ihm nicht gewollt oder 
auch nur vorausgeſehen wurden 19). Objektiv würde der Einwand, 
der Vorſtand habe den Umſtänden nach annehmen dürfen, daß der 
Stifter bei Kenntnis der Sachlage die Abweichung billigen würde, 
beim Fehlen des verfaſſungsmäßigen Vorbehaltes zugunſten des 
Stifters die Rechtswidrigkeit des Handelns nicht ausſchließen, den 
Vorſtand von der Haftung alſo nicht befreien. Inwieweit der Ein⸗ 
wand in ſubjektiver Beziehung geeignet wäre, die Haftung des Vor⸗ 
ſtandes auszuſchließen, iſt Tatfrage. Hierbei iſt zu berückſichtigen, daß 
der Vorſtand, hätte er geglaubt, durch den § 665 BGB. gedeckt 

zu fein, ſich in einem Rechtsirrtume befunden hätte, der zwar den 
Vorſatz, nicht unbedingt aber auch die Fahrläſſigkeit ausſchließt. Ein 
Verſchulden im Sinne des § 276 BGB. wird durch einen Rechts⸗ 
irrtum nur dann ausgeſchloſſen, wenn er entſchuldbar iſt (Prot. 1. 


18) Vgl. Kohler BR. 1 (1906) § 185. Ein Verſtoß gegen eine klare 
Verfaſſungsvorſchrift ließe ſich auch nicht mit der Begründung rechtfertigen, 
daß der urſprüngliche Wille des Stifters mit den 5 der Jetzt⸗ 
geit nicht mehr in on Ein bringen ſei. Denn der Vorſtand iſt nur 

azu berufen, den klaren Willen des Stifters auszuführen, gegebenenfalls 
einen unklaren Willen des Stifters auszulegen (vgl. Bay VGH. 12. Mai 1915 
Recht 1915 Nr. 1930), wobei „diejenige Auslegung oder, ehrlicher geſagt, 
Möglichkeit“ zu wählen ſein wird, „welche nach dem beſten Willen der 
Lebenden den Bedürfniſſen der Gegenwart gerecht wird. Ebenſo kann kein 
Zweifel darüber ſein, daß die vom Teſtator gebrauchten Zeichen, Maße und 
Quantitäten und Aehnliches im Sinne der Gegenwart und nicht in dem der 
Zeit des Teſtators feſtgehalten werden müſſen“ (Gradenwitz, Der Wille 
des Stifters, in der Königsberger Erinnerungsſchrift für Kant [1904] 197). 
Nicht aber iſt es die Aufgabe des Vorſtandes, unzweideutige Vorſchriften 
der Verfaſſung nach den Bedürfniſſen der Gegenwart umzumodeln. 
5 iſt die Verfaſſungsänderung oder die Umwandlung des Zwecks das 

ttel, um die Stiftung auch gegen den urſprünglichen Willen des Stifters, 
aber unter möglichſter Wahrung ſeiner Abſichten den Bedürfniſſen der Zeit 
anzupaſſen (vgl. Gradenwitz a. a. O. 194 ff.). 

19) Dernburg II 1, 146 8 63 II, 1, 


188 zu $ 146 des Entw.) 20); in dieſer Beziehung werden aber 
ſtrengere Anforderungen 21) an die zu beobachtende Sorgfalt geſtellt 
werden müſſen, als im Falle eines Tatfachenirrtumd. Man wird 
davon ausgehen müſſen, daß der Stiftungsvorſtand, dem die Ver⸗ 
waltung eines fremden Vermögens nach verfaſſungsmäßig feſtgelegten 
Vorſchriften anvertraut iſt, mit der Annahme des Amtes auch die 
beſondere Verpflichtung übernimmt, ſich des Umfangs feiner Befugniſſe 
zu verſichern und, wenn darüber Zweifel aufkommen können, ſich 
eher eine Beſchränkung aufzuerlegen, als die Grenzen des Zuläſſigen 
zu überſchreiten. 1 u 

Steht feſt, daß der Stiftungsvorſtand bewußt verfaſſungswidrig 
gehandelt hat, ſo haftet er der Stiftung für den daraus entſtandenen 
Schaden, auch ſoweit dieſer nicht vorausſehbar war. Ein verfaſſungs⸗ 
widriges Handeln geſchieht alſo ſtets auf die Gefahr des Vorſtandes; 
erleidet die Stiftung Schaden, ſo kann ſich der Vorſtand nicht damit 
entſchuldigen, daß er zum Beſten der Stiftung zu handeln geglaubt 
habe. Er kann ſich aber von der Haftung befreien, wenn er be⸗ 
weiſt, daß er ohne eigenes Verſchulden die Vorſchrift des § 665 
für anwendbar gehalten habe und daß die Vorausſetzungen des $ 665 
tatſächlich gegeben waren. Iſt im Stiftungsgeſchäft eine Beſtimmung 
enthalten, die dem noch lebenden Stifter das Recht gibt, in einzelnen 
Fällen Abweichungen von der Verfaſſung gutzuheißen, ſo hat der 
Vorſtand insbeſondere zu beweiſen, daß er dem Stifter von der be⸗ 
abſichtigten Abweichung rechtzeitig Anzeige gemacht hat oder daß mit 
dem Aufſchube Gefahr verbunden war 2). 


20) RG. 5. Juli 1897 39, 98f.; 7. Mai 1910 73, 337, Recht 1910 Nr. 2363; 
21. Mai 1913 Recht 1913 Nr. 2391; 2. März 1915 86, 289; 23. Febr. 1915 
DIZ. 1915, 609, JW. 1915, 511 Nr. 10. | 
21) RG. 4. März 1907 JW. 1907, 251 Nr. 12; RG. 1. März 1911 
Recht 1911 Nr. 1738; 30. Okt. 1911 Recht 1912 Nr. 189, JW. 1912, 26 Nr. 6. 
2 Können Dritte aus verfaſſungswidrigen Handlungen des Stiftung 
vorſtandes Rechte herleiten? Wird beiſpielsweiſe der Erwerber eines Ver⸗ 
mögensſtücks der Stiftung deſſen Eigentümer, wenn die Sans die 
Veräußerung verbietet oder nur mit Genehmigung eines Dritten, insbeſondere 
der Aufſichtsbehörde geſtattet, dieſe aber nicht erteilt iſt? Ein geſetzliches 
Veräußerungsverbot im Sinne des $ 135 BGB. liegt hier nicht vor; außer⸗ 
dem würde der gutgläubige Erwerber durch $ 135 Abſ. 2 geſchützt. In 
dieſem Falle wird $ 26 Ab}. 2 Satz 2 BGB. (8 86) helfen; denn wenn die 
Verfaſſung die Veräußerung des Vermögens der Stiftung oder einzelner 
Vermbgensſtücke verbietet oder fie nur unter beſtimmten Vorausſetzungen ge 
ſtattet, ſo liegt darin eine ſachliche Beſchränkung des Umfangs der Ver⸗ 
tretungsmacht des e ande die auch gegen Dritte wirkt, ſelb 
wenn fie die Beſchränkung nicht kennen oder kennen müſſen. § 171 BGB. 
gilt nur für Bevollmächtigte, nicht für gejegliche Vertreter und die 89 70, 
8 BGB. ſtehen im engſten Zufammenhange mit dem Erforderniſſe der 
Eintragung ins Vereinsregiſter, ſind alſo keinesfalls auf den Stiftungsvor⸗ 


I 
Wenn danach der Stiftungsvorſtand oder eines feiner Mitglieder 


wegen vorſätzlicher oder fahrläſſiger Schädigung der Stiftung haftbar 


gemacht werden kann, ſo fragt es ſich, wer zur Geltendmachung des 
Schadenerſatzanſpruchs berufen iſt. Möglicherweiſe eine Aufſichts⸗ 


behörde für die Stiftung; dann nämlich, wenn fie durch Landes⸗ 
geſetz oder Verfaſſung dazu berufen iſt. Die Geltendmachung eines 
der Stiftung zuſtehenden Anſpruchs iſt eine Verwaltungshandlung, 


und wie die Verwaltung der Stiftungen, als zu ihrer Verfaſſung 
gehörig, nach §8 85 BGB. durch das Landesrecht geregelt werden 
kann, fo könnten die Landesgeſetze auch beſtimmen, daß zur Erhebung 
von Klaganſprüchen der Stiftungen ein für allemal oder unter be⸗ 
ſonderen Vorausſetzungen eine Behörde befugt ſei ??). Die Stiftlinge 


(deſtinatäre, Bezugs⸗ oder Genußberechtigten) können einen Schaden⸗ 


erſatzanſpruch der Stiftung gegen den Vorſtand im Klagewege nicht 
verfolgen; denn ſie haben regelmäßig beſtenfalls Gläubigerrechte 
gegen die Stiftung und könnten ebenſo wie ſonſtige Gläubiger nur 
als Rechtsnachfolger der Stiftung, etwa auf Grund einer Pfändung 
und Ueberweiſung des Schadenerſatzanſpruches, gegen den Vorſtand 
vorgehen?“). Es kommt alſo für gewöhnlich nur die Stiftung als 


— 


ſtand anwendbar (Planck 1* [1913] N 26 Anm. 4, dagegen Kohler, 


ehrb. d. BR. 1 334 8 136 JI 3). Auf dem Ning der Ver e 
nach 8 26 Abſ. 2 Satz 2 läßt ſich fo eine Bindung des Stiftungsvermögens 
15 eiführen, wie ſie ſonſt dur e e Dispoſition nicht mög- 
ich wäre (BGB. § 137% vgl. 8 183 Abſ. 2 des Ende 1913 dem Herrenhauſe 
und 1914 dem Abgeordnetenhauſe vorgelegten Entwurfs eines preuß. Geſ. 
über Familienfideikommiſſe und Familienſtiftungen und Begründung dazu 
S. 169 Spalte 1 Druckſ. Nr. 5 A— P). Es iſt alſo Sache des Dritten, ſich in 
jedem Falle über den Umfang der Vertretungsmacht des Stiftungsvor⸗ 
tandes, am beſten dur king t der Verfaſſung, zu vergewiſſern fung | 
„Juli 1907 Recht 1907 Nr. 2497). Dasſelbe gilt, wenn die Verfaſſung 
je echtsgeſchäfte die Einhaltung einer beſtimmten Form vorſchreibt, ſoweit 
erartigen Vorſchriften nicht bloß inſtruktionelle Bedeutung Bu nn (Mot. 
1, 98 * * 4 des Entwurfs). Für die Zwangsvollſtreckung in Gegen⸗ 
ſtände, deren Veräußerung dem Vorſtande durch die Verfaſſung verboten 
iſt, iſt ſolche Beſchränkung der Vertretungsmacht . weil ſie 
ſich nur auf rechtsgeſchäftliche Verfügungen bezieht und den Gläubigern der 
Stiftung gegenüber ohne Wirkung iſt 555 ründ. z. preuß. Entwurf a. a. O.). 

23 5 dieſem Falle klagt die Behörde nicht kraft eignen Rechts, 
ſondern als Vertreterin der Stiftung. Sie hat inſoweit die Stellung eines 
geieglichen Vertreters (BGB. 8 % während die Funktionen des Vorſtandes 
m übrigen unberührt bleiben. In Bayern z. B. ſtehen allgemeine öffent⸗ 
liche (unt. Anm. 90) Stiftungen überhaupt in behördlicher Verwaltung, 
wenn nicht der Stifter anders verfügt hat ((. Sartorius in UN 
Wörterbuch des deutſchen Staats⸗ und Verwaltungsrecht? 3 [1914], 545). 
Dol. auch die Klagbefugnis der preuß. Oberbergämter nach § 183 Abſ. 3 
BergGeſ. (unt. Anm. 101). | 

24) Dagegen ift den ſtiftungsberechtigten Familiengliedern ein eigener 
Schadenerſatzanſpruch gegen den Pan der Familie nſtiftung dann zu⸗ 
zuerkennen, wenn ſich die Höhe der ihnen zukommenden Beträge nach dem 
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die Perſon in Frage, die den ſchuldigen Vorſtand in Anſpruch nehmen 
könnte. Beim Mangel eines andern Organs iſt es der Vorſtand 
ſelbſt, der allein zur Klagerhebung berufen iſt. Wenn nur ein Teil 
der Vorſtandsmitglieder in Anſpruch zu nehmen und der Vorſtand 
ohne dieſe noch beſchlußfähig und vertretungsberechtigt iſt (BGB. 
88 86, 28 Abſ. 1, 34), fo bietet die Rechtsverfolgung keine Schwierig⸗ 
keit. Andernfalls bleibt nur die Beſtellung der zur Klagführung er⸗ 
forderlichen Mitglieder durch das Amtsgericht (BGB. §§ 86, 29) 
übrig, es ſei denn, daß nach der Verfaſſung für dieſen Fall neben 
dem Vorſtande beſondere Vertreter beſtellt wären (BGB. SS 86, 30). 


II. Die gerichtliche Beſtellung von Vorſtands— 
mitgliedern (BGB. 58 86, 29). 


1) Die gerichtliche Beſtellung von Vorſtandsmitgliedern 25) ſetzt 


dreierlei voraus: einmal daß die erforderlichen Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes fehlen, ferner daß ein Beteiligter die Beſtellung beantragt, 
und drittens daß ein dringender Fall vorliegt. 


Das „Fehlen“ der erforderlichen Vorſtandsmitglieder kann auf 
verſchiedenen Gründen beruhen. Nicht erforderlich iſt, daß die Vor⸗ 
ſtandsmitglieder, etwa durch Tod, Geiſteskrankheit, Amtsniederlegung 
uſw., dauernd weggefallen ſind. Es genügt, um das „Fehlen“ an⸗ 
zunehmen, daß die noch vorhandenen Vorſtandsmitglieder an der 


jeweiligen tatſächlichen Beſtande des Stiftungsvermögens richtet und dieſes 
durch ſch uldhaftes Verhalten des Stiftungsvorſtandes verringert iſt. In 
dieſem Falle haben ſie nicht bloß ein Klagrecht in ae der Verminderung 
ihrer eignen Bezüge, ſondern ſie können auch darauf klagen, daß der der 
Stiftung aß, lie ene Schaden ihr vom Vorſtand erſetzt werde. Das beruht 
darauf, daß die Familienglieder in einem beſonders gearteten, engeren Ver⸗ 
hältnis, nicht in einem gewöhnlichen Gläubigerverhältnis zur Familien⸗ 
ſtiftung ſtehen und ihnen deshalb insbeſondere auch die 1 zuzu⸗ 
geſtehen iſt, die Stiftungsverwaltung darauf zu überwachen, ob ſie geſetz⸗ 
und Wees inch g ger wird (RG. 26. Mai 1905 61, 35f.; 4. 15 
1909 JW. 1909, 160 N 

> Rechtsahnliche hie erichtlicher 5 in der frei⸗ 
1200 91 „ BGB. i 48 Abf. 88, 1141 Abſ. 2, 1192 u 

1200 Abſ. 1 65. 88 146 Abſ. 2, 161 Abſ. 2, 268 N 2, 295 Abf. 2 

Abſ. 4, 331 A ſ. 2, 34 Abſ. 4; Gen. 883 Abſ. 3; EmbH®. 8 66 Abf. =: 
Brioßerjlintß. 8 47 Abi. 1: cob goth. AG. z. BGB. Art 8; Bek. 8. Okt. 1914 

GBl. 428) 8 1 u. 22. Okt. 19145 (RGBl. 447 Art. 1; in der ſtreitigen Ge⸗ 
bichtsbarket: ZPO. 88 57, 58, 494, 779 auh as 85 386, 65 6, 7, 135, 157; 
Bek. 14. Jan. 1915 (RG Bl. 17) IR auch GewnG®. § 30; Kfmch G. 8 16; 
BORD. 24. Dez. 1911 1 5) 9 15, 08 1107) 5 18. Vgl. auch 
PrivVerſüntG. § 53 Ab | 
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Ausübung ihres Amtes verhindert find 25), ſei es aus tatfächlichen, 
ſei es aus Rechtsgründen. Die Verhinderung braucht ſich nicht auf 
den ganzen Umfang ihrer Geſchäftsführung zu erſtrecken; es genügt 
die Verhinderung an der Beforgung eines einzelnen Geſchäfts oder 
eines beſtimmten Geſchäftskreiſes (vgl. BGB. § 1909); in dieſem 
Falle „fehlen“ die Vorſtandsmitglieder für dieſen Teil ihrer Obliegen⸗ 
heiten und iſt die gerichtliche Beſtellung auf ihn zu beſchränken. 
Solche teilweiſe Verhinderung wird regelmäßig dann vorliegen, wenn 
ſie auf Rechtsgründen beruht, insbeſondere dann, wenn es ſich um 
die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts des Vorſtandsmitgliedes mit ſich 
ſelbſt (BGB. § 181) 2) oder um die Beſchlußfaſſung des Stiftungs⸗ 
vorſtandes über die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts mit dem Vor⸗ 
ſtandsmitglied oder über die Einleitung oder Erledigung eines Rechts⸗ 
ſtreits zwiſchen ihm und der Stiftung handelt (BGB. 88 68, 28, 
34). Rechtsgeſchäfte mit ſich ſelbſt vorzunehmen, kann dem Stiftungs⸗ 
vorſtand durch die Verfaſſung geſtattet fein (BGB. § 181) 28); info- 
weit dies der Fall iſt, entfällt die Notwendigkeit und Möglichkeit, 


26) Auf die Dauer der Verhinderung kommt nichts an. Zwar iſt in 
erſter Linie an Fälle einer vorübergehenden Verhinderung gedacht; die 
Runen ift aber auch da anwendbar, wo eine vorausſichtlich lange oder 
anders überhaupt nicht zu beſeitigende Stellenerledigung die Beſchaffung 
eines Notbehelfs erforderlich macht (RG. 24. Okt. 1910 Recht 1911 Nr. 7). 

27) Im Entwurf des BGB. erſter nnd, der noch die „Vertretung“ 
der Körperſchaft nach außen regelte, wo das Geſetz jetzt von der „Beſchluß⸗ 
faſſung“, alſo der entſprechenden inneren Rechtsbeziehung ſpricht, war auch 
ausdrücklich beſtimmt (8 45 Satz 1), daß bei einem nicht ausſchließlich in 
der ſerſchaft einer Verbindlichkeit beſtehenden Rechtsgeſchäfte zwiſchen der 
Körperſchaft und einem Mitgliede des Vorſtandes, ſowie bei einem Rechts⸗ 
treite zwiſchen ihnen das beteiligte Mitglied von der geſetzlichen Vertretung 
der Körperſchaft ausgeſchloſſen ſei. Wegen der entſprechenden Anwendung 
auf die Stiftung: 8 61. Maßgebend für die Aufnahme dieſer e 
war die Erwägung, daß die Körperſchaft meiſt außerſtande ſei, den Vorſtan 
de überwachen und ſich gegen Mißbrauch zu ſichern, ſie werde vorkommen⸗ 

enfalls auf den Schadenerſatzanſpruch beſchränkt ſein, und dieſer gewähre 

nur ſelten zureichenden Schutz (Mot. 1, 100). Wegen der Ausſchließung 
der beteiligten Vorſtandsmitglieder von der Prozeßführung iſt auf die 
RGE. 18. Okt. 1882 7, 404 f. verwieſen (das. 101). In der 2. Kommiſſion 
wurden die Vorſchriften über die Vertretung der Körperſchaft nach außen 
auf die Beſchlußfaſſung, alſo das Innenverhältnis abgeſtellt; die Vorſchrift 
des 8 45 Satz 1 aber wurde ganz geſtrichen, nicht weil man den fachlichen 
Inhalt mißbilligte, ſondern weil man der Anſicht war, es bedürfe keiner 
beſonderen Vorſchrift, da ſich die Anwendung der Regel auf das Verhältnis 
der juriſtiſchen Perſon zu ihrem Vorſtand aus dem von der Kommiſſion 
ar 8 126a (= $ 181 BGB.) ableiten laſſe (Prot. 1 S. 520, 604 
unt. g). | 


28) In der zweiten Kommiſſion wurde ausdrücklich das Einverſtändnis 
darüber feſtgeſtellt, daß die Einſchränkung „ſoweit ihm nicht ein anderes 
gehen f iſt“ ſich nur auf Rechtsgeſchäfte und nicht auch auf Prozeſſe be⸗ 
ziehen ſolle (Prot. 1, 520). | 
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durch das Gericht Erſatzmänner beftellen zu laſſen. Dagegen kann 
die Vorſchrift des § 34 (86) BGB. nicht durch die Verfaſſung ge⸗ 
ändert -werden (BGB. § 40). Ein Vorſtandsmitglied darf alſo nicht 
mitabſtimmen, wenn die Beſchlußfaſſung die Vornahme eines Rechts⸗ 
geſchäfts mit ihm ſelbſt betrifft; das Geſchäft ſelbſt kann es aber 
mit ſich vornehmen, wenn die Verfaſſung es ihm geſtattet oder wenn 
das Rechtsgeſchäft ausſchließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit, 
z. B. in der Erſtattung ſeiner Auslagen oder Vorſchüſſe (Mot. 1, 101) 
oder in der Auszahlung der ihm verfaſſungsmäßig zuſtehenden Ber 
gütung für ſeine Verwaltertätigkeit, beſteht. Eine Ausdehnung des 
Verbots auf andere Fälle von Intereſſenkolliſion iſt nicht gerecht⸗ 
fertigt; das Verbot des Mitabſtimmens des beteiligten Vorſtands⸗ 
mitgliedes beſchränkt ſich auf die Prozeßführung und die Abſchließung 
von Rechtsgeſchäften und zwar nur mit ihm ſelbſt; die Beteiligung 
eines Ehegatten oder nahen Verwandten fällt nicht unter das Verbot 
(Mot. 1, 101). Zu den danach unſtatthaften Rechtsgeſchäften „gehört 
beiſpielsweiſe auch die Entlaſtung; ſoweit die Beſchlußfaſſung darüber 
nach der Verfaſſung nicht etwa beſonderen Vertretern oder der Auf⸗ 
ſichtsbehörde übertragen iſt, wird demnach eine wiederkehrende Ent⸗ 
laſtung des Vorſtandes während der Dauer feiner Geſchäftsführung 
nicht erfolgen können, ſondern regelmäßig erſt nach Beendigung ſeines 
Amtes durch den an ſeine Stelle tretenden Vorſtand. Keinesfalls 
erſcheint es zuläſſig, daß die Vorſtandsmitglieder, ſoweit ſie gemein⸗ 
ſchaftlich gehandelt haben, ſich etwa gegenfeitig Entlaſtung erteilen 
(vgl. HGB. § 252 Abſ. 3, GmbHG. § 47 Abſ. 4, GenG. § 43 
Abſ. 3, PrivBerfUnt®. § 36 Abſ. 1). Wenn die Vorſtands mitglieder 
nach der Verfaſſung einen Anſpruch auf Vergütung für die Ver⸗ 
waltertätigkeit haben und die Beſtimmung ihrer Höhe der Stiftung 
obliegt, ſo können die beteiligten Vorſtandsmitglieder bei der Beſchluß⸗ 
faſſung darüber ſelbſt mitabſtimmen. Zwar iſt die Beſtimmung 
der Gegenleiſtung wie jede andere empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärung als die Vornahme eines „Rechtsgeſchäfts mit“ dem forde⸗ 
rungsberechtigten Vorſtandsmitgliede im Sinne des § 34 BGB. 
anzuſehen. Trotzdem iſt dieſes aber von der Abſtimmung über die 
Höhe der Vergütung nicht ausgeſchloſſen. Denn es handelt ſich hier 
wie bei Wahlen zu einzelnen Aemtern innerhalb des Vorſtandes — 
mit denen ja auch beſondere Vergütungen verknüpft ſein können — 
nicht um ein Rechtsgeſchäft, das die Stiftung dem Vorſtandsmitgliede 
als einem Dritten gegenüber vornimmt, ſondern um die Ordnung 
einer inneren Angelegenheit der Stiftungsverwaltung, wobei nach 
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der Natur der Sache alle Berwaltungdorgane mitzuwirken haben. 
Das Mitſtimmen des beteiligten Vorſtandsmitgliedes wäre nur dann 
und nur inſoweit zu beanſtanden, als es nach den beſonderen Um⸗ 
ſtänden des Falles als eine mißbräuchliche Ausübung des Stimm⸗ 
rechts, als ein Handeln gegen Treu und Glauben erſchiene und ihm 
deshalb die rechtliche Anerkennung zu verſagen wäre ?). 


Die Vorſtandd mitglieder „fehlen“ weiter auch dann, wenn ſie 
ſich überhaupt ganz untätig verhalten oder gar die Geſchäftsführung 
ausdrücklich verweigern. Denn in der Wirkung iſt dies gleichbedeutend 
mit der Niederlegung des Amtes; in beiden Fällen kann die Stiftung 
nicht handeln, weil ihre Organe untätig ſind. Das Nichtwollen ſteht 
hier dem Nichtkönnen gleich 0). Dagegen kann man dies nicht auch 
ſchon dann annehmen, wenn von den Vorſtandsmitgliedern nur die 
Vornahme eines einzelnen Geſchäfts verweigert wird. In dieſem 
Fall kann ein Einſchreiten der Aufſichtsbehörde zuläſſig und geboten 
ſein oder ein Schadenerſatzanſpruch der Stiftung aus pflichtwidriger 
Unterlaſſung des Vorſtandes erwachſen. Keineswegs würde aber die 
gerichtliche Einſetzung andrer Vorſtandsmitglieder gerechtfertigt fein, 
die damit zu einem Mittel werden könnte, um bei Meinungdverfchieden- 
heiten unbequeme Vorſtandsmitglieder auszuſchalten. Das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht der Stiftung, das ſie durch ihre berufenen Organe 
nach der Verfaſſung auszuüben hat, darf durch den gerichtlichen Ein⸗ 
griff nicht beeinträchtigt werden. 


29) Vgl. RG. 22. Febr. 1905 60, 172 (Stimmrecht des Aktionärs bei 
ſeiner Wahl zum Aufſichtsratsmitglied); 20. März 1908 68, 179 (desgl. des 
Geſellſchafters der GmbH. bei A Beſtellung zum Geſchäftsführer); OLG. 
Cöln 10. Nov. 1908 Xeipzd. 3, 409 und RG. 18. Okt. 1910 74, 276 (des 
Geſchäftsführers der Gmbh. bei Feſtſetzung ſeiner 8084999 auch Hachenburg 
Leipz Z. 1 (1907), 460 ff.; Stranz, 8305 1908, 800. Im Zweifel wird das 
einſeitige Beſtimmungsrecht über die Höhe einer verfaſſungsmäßigen Ver⸗ 
gütung, auch über ihre Leiſtungszeit (z. B. die Zahlung in Raten RG. 
22. Sept. 1906 64, 116), den Vorſtands mitgliedern zuſtehen (BGB. $ 316 
—rechtsähnlich, ſoweit kein Dienſtvertrag zwiſchen n und der Stiftung 
beſteht). Hier kommt eine Beſchlußfaſſung innerhalb des Vorſtandes nicht 
in Betracht, ſondern es handelt ſich nur um die einſeitige empfangsbedürftige 
Erklärung des forderungsberechtigten Vorſtandsmitglieds gegenüber dem 
Vorſtand, die rechtsgültig gegenüber einem Mitgliede (BGB. § 28 Abſ. 2), 
nur nicht dem Erklärenden ſelbſt abgegeben werden kann. Letzteres iſt aus 
5 181 BGB. zu folgern. Das gilt auch für prozeſſuale Erklärungen, ins⸗ 

eſondere Klagen (RG. 7, 404). Doch wird hier die Notwendigkeit ur Be⸗ 
tellung von Erſatzmännern im Hinblick auf $ 28 Abſ. 2 BGB. und § 171 
ſ. 3 ZPO. ſelten vorliegen. ö a 
.. Eine gegenſeitige Vereinbarung über die Gewährung von Bezügen, 
die nicht ſchon verfaſſungsmäßig zugeſichert ſind, unter Mitwirkung der 
beteiligten Vorſtandsmitglieder wäre Dagegen unzuläſſig. 
30) Dertmann, BGB. (1908) § 29 1a. 


Die erforderlichen Vorſtandsmitglieder müſſen fehlen i). 
Wann dies der Fall ift, richtet ſich nach den Umſtänden des einzelnen 
Falles. Hätte das BGB. das Kollektivſyſtem, wie anfänglich beab⸗ 
ſichtigt (1. Entwurf § 44 Abſ. 5), durchgeführt, fo wäre die gericht⸗ 
liche Ergänzung des mehrgliedrigen Vorſtandes beim Vorliegen der 
ſonſtigen Vorausſetzungen immer ſchon dann geboten, wenn von der 
verfaſſungsmäßigen Anzahl von Mitgliedern auch nur eines fehlt?). 
Deshalb muß hier zur Frage der Geſamtvertretung Stellung 
genommen werden. 

Eine verbreitete Meinung 3°) will die Vertretung der Stiftung 
nur durch den Geſamtvorſtand nach dem Grundſatze der Geſamt⸗ 
vertretung zulaſſen und erklärt eine Vorſchrift der Verfaſſung, daß 
die Stiftung nach außen durch ein einzelnes Vorſtandsmitglied oder 
mehrere von ihnen vertreten werde, für ungültig. Eine Abänderung 
des § 26 ſei — ſo wird geltend gemacht — nach § 40 unzuläſſig, 
§ 28 Abſ. 1 vegle nicht die Vertretung nach außen, fondern nur die 
Beſchlußfaſſung innerhalb des Vorſtandes; zudem fehle eine dem 
§ 232 Abſ. 1 Satz 1 HGB. und § 35 Abſ. 2 Satz 2 GmbHG. 
lauch 8 25 Abſ. 1 Satz 2 GenG. und § 34 PrivVerſüntG.] ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift. Dieſe Meinung, die den Bedürfniſſen des 
Verkehrs in keiner Weiſe gerecht wird, beruht auf doktrinärer, zu 
ſtarr am Wortlaut haftender Auslegung des § 28 Abſ. 1; zudem 
ergibt ſich aus der Entſtehungsgeſchichte dieſer Vorſchrift deutlich, daß 


31) Der erſte Entwurf des BGB. enthielt eine dem 8 29 BGB. ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift (§ 44 Abſ. 6 Satz 2) nur für den Fall, daß von einem 
Dritten eine Willenserklärung, zu deren Entgegennahme die Körperſchaſt 
verpflichtet iſt Mahnung, Kündigung uſw.), gegenüber der Körperſcha 
abgegeben werden ſoll. Die Körperſchaft im Falle des zeitweiligen Fehlens 
ihres Vorſtandes in den Stand zu ſetzen, Rechts ee borzunehmen oder 

lagen zu erheben, ſei durch das allgemeine Verkehrsintereſſe nicht geboten; 
die e werde dem Mangel durch 10 eines anderen Vor⸗ 
ſtandes alsbald abzuhelfen haben (Mot. 1, 100). Durch die 2. Kommiſſion 
wurde die Vorſchrift in der jetzigen Faſſung erweitert; die Rechte der 
rut. 1, 5 19 5 des gleichen Schutzes würdig wie die Intereſſen der Dritten 

rot. 1, i | | | 

232) Schon die Faſſung des § 29 weiſt darauf hin, daß dieſe Annahme 
abzulehnen iſt. Die unbeſtimmte Ausdrucksweiſe „ſoweit die erforderlichen 
Mitglieder fehlen“ (ſtatt „fehlende Mitglieder find in dringenden Fällen 
zu beſtellen“) iſt nur dann nn, wenn je nach Lage des einzelnen 
Falles eine verſchiedene Anzahl von Mitgliedern erforderlich ſein kann. 

33) Insbeſondere Staudinger⸗Löwenfeld 15 (1912) 526 Anm. 11a. 
Da noch in der neueſten Auflage dieſes Erläuterungsbuchs an dem Stand- 
punkt der Geſamtvertretung feſtgehalten wird und zwar unter Bezugnahme 
auf die Begründung des 1. Entwurfs des BGB., ſo erſcheint eine Darlegung 
der Entſtehungsgeſchichte der Vorſchriften über die Vertretung und über 
die Beſchlußfaffung im Vorſtand wohl nicht unangebracht. N 


* 
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hier nicht bloß die Willensentſchließung der juriſtiſchen Perſon im 
Innern geregelt werden ſollte, ſondern auch ihre Vertretung nach 
außen. Schon der Umſtand, daß im zweiten Abſatz des § 28 die 
Abgabe von Willenderflärungen gegenüber dem Verein geregelt 
wird, weiſt darauf hin, daß auch der erſte Abſatz ſich nicht auf 
innere Lebensvorgänge beſchränken ſoll; ſonſt wäre die Beſtimmung 
des Abſ. 2 dem § 26 angefügt worden. Welche praktiſchen Gründe 
ſollten es auch rechtfertigen, zwar für das Innenverhältnis (die 
Willensbildung) das Mehrheitsprinzip gelten zu laſſen, für die Voll⸗ 
ziehung der durch Ueberſtimmen der Minderheit zuſtande gekommenen 
Beſchlüſſe, für das Handeln nach außen (die Willensäußerung) aber 
die Mitwirkung ſämtlicher Vorſtandsmitglieder zu fordern, ſomit der 
Stiftung eine — ihre Lebensbetätigung verzögernde und erſchwerende, 
unter Umſtänden gar verhindernde — Feſſel anzulegen? Zudem wird 
der Satz, daß der Vorſtand die Stiftung vertritt (8 26 Abſ. 2), 
durch die Zulaſſung des ſozialen Prinzips (§ 28) gar nicht durch⸗ 
brochen, ſondern nur in einer den Bedürfniſſen des Rechtsverkehrs 
entſprechenden Weiſe ergänzt. Die ſtarre Durchführung des Grund⸗ 
ſatzes der Geſamtvertretung hätte den unendlichen Nachteil, daß jede 
Lebensbetätigung der Stiftung ins Stocken gerät, wenn auch nur 
ein Mitglied des Vorſtandes wegfällt oder die Mitwirkung bei der 
Ausführung eines verfaſſungsmäßig zuſtande gekommenen Vorſtands⸗ 
beſchluſſes verweigert. Und ſoll das nach § 34 von der Abſtimmung 
ausgeſchloſſene Vorſtandsmitglied bei der Vertretungshandlung mit⸗ 
wirken, damit die Geſamtbetätigung nach außen formell erfolgt? 
Oder ſoll etwa auch in dieſem Fall die Betätigung der Stiftung 
ausgeſchloſſen ſein, obwohl ſie trotz des „Fehlens“ dieſes einen Mit⸗ 
gliedes nach dem Mehrheitsprinzip noch beſchlußfähig war? 

Im erſten Entwurf waren die den 88 26—29 BGB. ent⸗ 
ſprechenden Vorſchriften im § 44 zuſammengefaßt. § 44 Abſ. 5 
lautete: „Beſteht der Vorſtand aus mehreren Perſonen, ſo iſt zur 
Gültigkeit feiner Willenderklärung die Zuſtimmung aller Mit⸗ 
glieder erforderlich“; Abſ. 6 Satz 1: „Für die Mitteilung der Willens⸗ 
erklärung eines Dritten, zu deren Entgegennahme die Körperſchaft 
verpflichtet iſt, genügt die Mitteilung an ein Mitglied des Vorſtandes“; 
Abſ. 5 ſollte nach Abſ. 7 durch die Verfaſſung abgeändert werden 
können. Wegen der entſprechenden Anwendung auf Stiftungen: 
§ 61. In der Begründung (Mot. 1, 99) iſt dazu bemerkt: „Beſteht 
der Vorſtand aus mehreren Perſonen, ſo ſoll (Abſ. 5 und 7), 
ſoweit die Verfaſſung nicht ein anderes beſtimmt, zur Gültigkeit 
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feiner Willenserklärungen die ante aller Mitglieder alien 
Bei ſchriftlichen Erklärungen ift demnach die Zeichnung ſämtlicher 
Mitglieder erforderlich. Es liegt im Intereſſe des Verkehrs, unzwei⸗ 
deutig zum Ausdruck zu bringen, daß der Grundſatz der Geſamt⸗ 
vertretung die Regel bildet, wie ein Gleiches auch in § 634 [jetzt 
§ 709 Abſ. 1] für den Geſellſchaftsvertrag bei dem Vorhandenſein 
mehrerer geſchäftsführender Geſellſchafter, ſowie in § 1652 Abi. 1 
lietzt § 1797 Abſ. 1] und 8 1893 Abſ. 1 jjetzt S 2224 Abf. 1] 
für den Fall, daß gleichzeitig mehrere Vormünder oder mehrere 
Teſtamentsvollſtrecker beſtellt find, ausgeſprochen iſt. Der vorüber⸗ 
gehenden Behinderung eines der mehreren Mitglieder durch Abweſenheit, 
Krankheit uſw. iſt, in Ermangelung einer abweichenden Verfaſſungs⸗ 
beſtimmung, nicht die Bedeutung beigelegt, daß die übrigen Mit⸗ 
glieder zum Alleinhandeln befugt ſind. Für die Aufnahme einer 
ſolchen Vorſchrift liegt ein dringendes praktiſches Bedürfnis nicht vor, 
und dieſelbe würde auch mit Rückſicht auf den möglichen Mißbrauch 
nicht unbedenklich ſein.“ Demnach wollte der erſte Entwurf grund⸗ 
ſätzlich die Gef amtvertretung der Körperſchaft durch den geſamten 
Vorſtand einführen, aber eine abweichende Regelung AS die 
Verfaſſung zulaſſen. 

Im 2. Entwurf wurden die Beſtimmungen über den Vorſand 
in die 89 25—28 zerlegt. Dem § 44 Abſ. 5 und Abſ. 6 Saß 1 
entſpricht 8 27. Er lautet: Abſ. 1: „Beſteht der Vorſtand aus 
mehreren Perſonen, ſo erfolgt die Beſchlußfaſſung nach den für die 
Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung geltenden Vorſchriften“; Abſ. 2: 
„Iſt eine Willenserklärung dem Vereine gegenüber abzugeben, ſo ge⸗ 
nügt die Abgabe gegenüber einem Mitgliede des Vorſtandes.“ Det 
erſte Abſatz kann nach § 37 durch das Statut geändert werden. 
Wegen der entſprechenden Anwendung auf die Stiftung: § 74. 

Bei den Beratungen der 2. Kommiſſion wurde u. a. beanttagt, 
an Stelle des Abſ. 1 zu beſtimmen: „Beſteht der Vorſtand aus 
mehreren Perſonen, fo werden feine Beſchlüſſe, ſoweit nicht die Der 
faſſung ein anderes beſtimmt, nach Stimmenmehrheit gefaßt.“ Dazu 
wurde bemerkt (Prot. 1, 513), damit ſolle das vom Entwurf an⸗ 
genommene Kollektivprinzip durch das Majoritätsprinzip in dem Sinne 
erſetzt werden, daß jedesmal die Mehrheit der erſchienenen Mitglieder, 
vorausgeſetzt, daß ihre Zahl eine beſchlußfähige geweſen ſei, einen 
gültigen Beſchluß faſſen könne. Der Antrag wurde im Laufe der 
Beratung zurückgezogen und ſtatt deſſen vorgeſchlagen, eine Vor⸗ 
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ſchrift im Sinne des preuß. ALR. II. 6 $ 126%) aufzunehmen. 

Die Kommiſſion entſchied ſich für den letzteren Vorſchlag, ließ alſo 

den Grundſatz der Geſamtvertretung zugunſten des Mehrheitsprinzips 

fallen. Für die Notwendigkeit eines Zuſammenwirkens des Geſamt⸗ 

vorſtandes wurde unter Hinweis auf die Motive ausgeführt: „Zu⸗ 

zugeben ſei, daß das Kollektivprinzip bei Vereinen, deren Vorſtand 

aus einer größeren Zahl von Mitgliedern ſich zuſammenſetze, zu Un⸗ 

zuträglichkeiten führen könne. Dieſe Vereine ſeien aber in der Lage, 
die ihren Bedürfniſſen nicht entſprechende Regel im Statut auszu⸗ 

ſchließen. Die dispoſitive Vorſchrift des BGB. werde für die Vereine 

auch inſofern von Vorteil ſein, als dadurch die Aufmerkſamkeit auf 
die Entſcheidung dieſer Frage gelenkt werde und die Mitglieder Ver⸗ 

anlaſſung nehmen würden, die Vertretung durch geeignete ſtatutariſche 

Normen ausführlicher, als dies im Geſetze geſchehen könne, zu ordnen“ 

(Prot. 1, 513). Die Mehrheit war aber andrer Anſicht; ſie hielt 
es, weil Vereine mit einer größeren Anzahl von Vorſtandsmitgliedern 

ſehr häufig vorkämen, nicht für zweckmäßig, das Kollektivprinzip als 

die geſetzliche Regel aufzuſtellen und dadurch eine ſehr große Zahl von 

Vereinen, vielleicht ihre Mehrzahl, zu nötigen, die Geſamtvertretung 
durch die Satzung auszuſchließen. „Wenn für die Aktiengeſellſchaften 
und für die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften das Kollektiv⸗ 

piinzip aufgeftellt fei, jo rechtfertige ſich dies aus dem Geſichtspunkte, 

daß bei dieſen Aſſoziationen regelmäßig erhebliche wirtſchaftliche Intereſſen 

auf dem Spiele ſtünden, eine Vorausſetzung, die bei den hier in Rede 

ſtehenden Vereinen keineswegs in gleichem Maße zutreffe. Bei Vereinen 

mit idealen Tendenzen komme es häufig darauf an, daß eine Handlung 

ſchleunigſt vorgenommen werde. Um einen ſicheren Boden zu gewinnen, 

empfehle es ſich, nach dem Vorgange des preuß. ALR. II, 6 § 126 die 

Entſcheidung der Frage, auf welche Weiſe ein gültiger Beſchluß des 

Vorſtandes zuſtande kommen könne, den Grundſätzen zu unterſtellen, 

welche in § 48 [jetzt § 32] für die Beſchlüſſe der Mitgliederver- 

ſammlung angenommen werden würden“ (Prot. 1, 514). 

Im weiteren Verlaufe des Kommiſſionsberatungen wurde bean⸗ 
tragt, den § 27 Abſ. 1 zu ſtreichen; das Prinzip der Kollektivver⸗ 
tretung müſſe nicht nur für die Beſchlüſſe des Vereins gelten, ſondern 
auch für die Vertretung des Vereins nach außen. Die Mehrheit 


— 


1 ALR. II, 6 8 126: „Von den Schlüſſen des Repräſentanten gilt 

in der Regel alles, was von den ae der Geſellſchaft ſelbſt verordnet 

ft"; $ 62: „Die Schlüſſe der Geſellſchaft werden nach der Mehrheit der 

timmen abgefaßt“. N | | 
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beließ es indeſſen bei der Vorſchrift des § 27 Abſ. 1, indem fie er⸗ 
wog: es handele ſich um eine Frage von großer praktiſcher Bedeutung; 
der Geſetzgeber müſſe eine dispoſitive Vorſchrift geben für den Fall, 
daß das Statut keine Vorſchrift enthalte; bei der Geſtaltung des 
Inhalts der dispoſitiven Vorſchrift müſſe darauf geachtet werden, 
daß er ſich mit dem im Leben Ueblichen im Einklang befinde; würde 
der Geſetzgeber die dispoſitive Vorſchrift unter Zugrundelegung ded 
Kollektivprinzips normieren, fo würden zahlreiche Vereine ſich genötigt 
ſehen, in dieſem Punkte ihre Statuten in einer von der geſetzlichen 
Norm abweichenden Weiſe zu geſtalten (Prot. 6, 114f.). 

Nach Verweiſung der Beſtimmung an die Redaktionskommiſſion 
wurde § 27 ohne fachliche Aenderung in der Faſſung Geſetz, wie ſie 
aus § 28 Abſ. 1 BGB. erſichtlich if. | 

Auch bei der Beratung der den Stiftungsvorſtand betreffenden 
Vorſchrift des § 61 (jetzt $ 86) wurde von der Minderheit der 2. 
Kommiſſion nochmals verſucht, dem Grundſatze der Geſamtvertretung 
Geltung zu verſchaffen (Prot. 1, 600 Antrag 4). Zur Begründung 
wurde ausgeführt, für privatrechtliche Stiftungen unterliege die ent⸗ 
ſprechende Anwendung der zu § 44 Abſ. 5 beſchloſſenen Vorſchriſt, 
wonach für die Beſchlußfaſſung des Vorſtandes das Majoritätsprinzip 
gelten ſolle, begründeten Bedenken; bei den Beſchlüſſen des Stiftungs⸗ 
vorſtandes handele es ſich hauptſächlich um Gegenſtände, die nach 
der Natur der Sache und nach dem mutmaßlichen Willen des Stifters 
einer unter der Zuſtimmung ſämtlicher Vorſtandsmitglieder erfolgenden 
Entſcheidung bedürftig ſeien; in Betracht kämen namentlich die Ent⸗ 
ſcheidungen über die Verwendung der Einkünfte, insbeſondere über 
die Vergebung von Stipendien und von andern Reichniſſen aus dem 
Stiftungsvermögen; übertrage der Stifter dieſe Entſcheidung mehreren 
Perſonen, ſo beabſichtige er im Zweifel, durch dieſe Anordnung eine 
erhöhte Garantie für die ſtiftungsgemäße und gerechte Verwendung der 
Einkünfte zu ſchaffen, eine Garantie, welche nur bei der Anwendung des 
Kollektivprinzips in vollem Umfange gegeben ſei; das Kolleftioprinzip 
bilde insbeſondere bei Familienſtiftungen das wirkſamſte Mittel, um eine 
Linie der Familie vor der Gefahr zu ſchützen, durch Majoriſierung von 
ſeiten der Vertreter der anderen Linien dauernd von dem Genuſſe der 
Stiftung ausgeſchloſſen zu werden; praktiſche Unzuträglichkeiten habe 
dieſe Regelung nicht im Gefolge; das Erfordernis der Einſtimmigkeit 
werde im Gegenteile die wohltätige Wirkung haben, daß ſich die 
Vorſtandsmitglieder in angemeſſener Weiſe verſtändigen; den Schwierig⸗ 
keiten, welche aus der Abweſenheit einzelner Vorſtandsmitglieder 
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entſtehen könnten, laſſe ſich durch die Geſtattung ſchriftlicher Zuſtimmung 
begegnen (Prot. 1, 602). Auch hier entſchied ſich die Mehrheit aber 
wieder gegen die Geſamtvertretung; die Gründe, welche die Kommiſſion 
veranlaßten, für die Beſchlüſſe eines mehrgliedrigen Vereindvorſtandes 
in Abweichung vom Entwurf nur Stimmenmehrheit zu verlangen, 
ſprächen auch dafür, bei den Beſchlußfaſſungen des Vorſtandes einer 
Stiftung von dem Erforderniſſe der Stimmeneinhelligkeit abzu⸗ 
ſehen; ausſchlaggebend ſei auch hier der Geſichtspunkt, daß bei 
der Annahme des Prinzips der Einſtimmigkeit eine erhebliche Er⸗ 
ſchwerung der Verwaltung entſtehen könne; es ſei nicht anzunehmen, 
daß ein Mitglied des Vorſtandes lediglich um deswillen, weil not⸗ 
wendigerweiſe eine Einigung erzielt werden müſſe, einem ſeiner 
Meinung nach ungerechtfertigten Mehrheitsbeſchluſſe zuſtimmen werde; 
die Einholung der Stimmen abweſender Vorſtandsmitglieder könne 
wegen der damit verbundenen Verzögerung der Entſcheidung zur 
Folge haben, daß die Wohltaten der Stiftungen den zu ihrem Ge⸗ 
nuſſe berufenen Perſonen gerade in einem Zeitpunkte vorenthalten 
würden, in dem ſie ihrer am meiſten bedürftig ſeien; aus der Be⸗ 
rufung eines mehrgliedrigen Vorſtandes laſſe ſich nicht ohne weiteres 
folgern, daß der Stifter die Gültigkeit der Vorſtandsbeſchlüſſe an das 
Erfordernis der Einſtimmigkeit habe knüpfen wollen; eine ſolche 
Abſicht ſei vielmehr nur dann anzunehmen, wenn ſie in unzweideutiger 
Weiſe aus der Verfaſſung erhelle (Prot. 1, 603). | 
Aus dieſem Werdegang iſt klar erſichtlich, daß man weit davon 
entfernt war, für die Vertretung der Körperſchaft durch den Vorſtand 
an dem vom 1. Entwurf vorgeſehenen Kollektivprinzip feſtzuhalten. 
Hatte ſchon der Entwurf die ſtarre Durchführung des für den Rechts⸗ 
verkehr läſtigen Grundſatzes durch die Zuläſſigkeit einer verfaſſungs⸗ 
mäßigen Abänderung mildern wollen, ſo wurden in der endgültigen 
Faſſung — in der ausgeſprochenen Abſicht, die Notwendigkeit ſolcher 
Verfaſſungsvorſchriften zu vermeiden — das ſoziale Prinzip für die 
Beſchlußfaſſung und die Vertretung zur Regel gemacht und daneben 
weitere Erleichterungen durch die Verfaſſung für zuläſſig erklärt. 
Bezieht ſich $ 28 Abſ. 1 feinem Wortlaut nach auch nur auf die 
Beſchlußfaſſung, ſo kann doch nach der Entſtehungsgeſchichte kein 
Zweifel darüber beſtehen, daß derſelbe Grundſatz auch für die Ver⸗ 
tretung nach außen zu gelten hat 55). Wäre es richtig, daß der 


36) Das ergibt ſich auch deutlich aus 88 64 Satz 2, 70 BGB. Da⸗ 
nach ſind Beſtimmungen, die den Umfang der Vertretungsmacht des Vor⸗ 
ſtandes eines eingetragenen Vereins beſchränken (BGB. § 26 Abſ. 2 Satz 2) 


iſt, beteiligten Dritten die Kenntnisnahme von den 1 
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Grundſatz der Geſamtvertretung ſchon aus der unabänderlichen Be⸗ 
ſtimmung des § 26 Abſ. 2 Satz 1 BGB. zu folgern wäre, jo wäre 
nicht zu verſtehen, warum der Entwurf daneben noch in § 44 Ab. 5 
das Kollektivprinzip befonderd® zum Ausdruck bringen zu müſſen ge 


glaubt hat. 


Auch für die Vertretung der Stiftung nach außen gilt alſo nicht 
der Grundſatz der Geſamtvertretung, ſondern das Mehrheitsprinzip. 
Außerdem kann auch dieſes durch die Verfaſſung noch abgeändert 
werden, etwa in der Art, daß der Vorſitzende des Stiftungsvorſtandes 
allein oder zuſammen mit einem andern Mitglied für vertretungs⸗ 
berechtigt erklärt wird 36). Auch iſt es zuläſſig, in der Verfaſſung zu 
beſtimmen, daß der Vorſtand bei Anweſenheit einer beſtimmten An⸗ 
zahl von Mitgliedern beſchlußfähig ſei ??). In dieſem Falle kommt 
nichts darauf an, ob die bei der Beſchlußfaſſung fehlenden Mitglieder, 
etwa durch Tod, Niederlegung des Amtes uſw., dauernd ausgeſchieden 
oder nur vorübergehend verhindert ſind oder ob ſie ſich nur an der 
Abſtimmung nicht beteiligen dürfen (BGB. § 28 Abſ. 1, 34). Es 
genügt für alle Fälle, daß die nach der Verfaſſung zur Beſchluß⸗ 
fähigkeit erforderliche und die zur Vertretung berechtigte Anzahl von 
Mitgliedern vorhanden iſt und ſich an der Beſchlußfaſſung beteiligt. 
Iſt dies der Fall, ſo iſt es ohne Bedeutung, ob der Vorſtand, etwa 
durch Ausſcheiden oder nichtgehörige Ernennung eines Mitgliedes, 


oder die Beſchlußfaſſung des Vorſtandes abweichend von der Vorſchrift des 
8.28 Abf. 1 0 gleichfalls in das Vereinsregſſter einzutragen. Hesel 
fierenben Ver⸗ 
ältniſſen des Vereins zu ee (Brot. 1, 569 III). Beträfe 
28 Abi. 1 nur die Bildung des Vereinswillens, nicht auch rar Erklärung, 
alſo die Vertretung des Vereins nach außen, ſo wäre eine abweichende 
Regelung für Dritte ohne Bedeutung, die Eintragung ins Vereinsregiſter 
alſo zwecklos. | 
36) So vor allem RG. (Strafſ.) 26. Febr. 1909 42, 216 5 wo aus 
der Entſtehungsgeſchichte des $ 26 abgeleitet wird, daß dieſe EN 
„die Sanktionierung des a e nicht enthält und nach der über 
halte Mißdeutung erhabenen 


„ 336f. 
37) Wegen der Ausnahmen vom Mebrheitöpringip aD. 89 208, 213, 


BGB. 88 28 Abſ. 2, 59 Abſ. 1, 86) vgl. Kohler dal. 
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unvollſtändig war. Die entgegengeſetzte Meinung 88) würde dazu 
führen, daß die Stiftung durch den Wegfall auch nur eines Mitgliedes 
oder durch den Umſtand, daß ein Mitglied nach SS 28 Abſ. 1, 34 
an der Abſtimmung nicht teilnehmen kann, bis zur Beſtellung eines 
Erſatzmannes zur iatſächlichen Handlungsunfähigkeit verdammt wäre. 
Damit würde aber gerade der Zweck, den das Geſetz mit der Ein⸗ 
führung des Mehrheitsgrundſatzes verfolgt hat, vereitelt. 

Demnach iſt ein geſetzlicher Grund zur Beſtellung von Vorſtands⸗ 
mitgliedern nach 8 29 BGB. nicht ſchon dann gegeben, wenn die 
verfaſſungsmäßige Anzahl von Vorſtands mitgliedern nicht vorhanden 
iſt oder nicht mitabſtimmen kann, ſondern erſt dann, wenn durch das 
„Fehlen“ der Vorſtand nicht mehr beſchlußfähig oder nicht mehr im⸗ 
ſtande iſt, die Stiftung verfaſſungsgemäß zu vertreten, und es 
brauchen auch nur ſo viele Vorſtandsmitglieder beſtellt zu werden, 
daß die zur Beſchlußfähigkeit und zur verfaſſungsmäßigen Vertretung 
erforderliche Anzahl von Vorſtandsmitgliedern wieder vorhanden iſt. 
Die gerichtliche Beſtellung darf ſich aber auch auf die verfaſſungs⸗ 
mäßige Anzahl von Vorſtands mitgliedern erſtrecken, denn wenn fo 
auch die Grenzen des Notwendigen überſchritten werden, ſo kann doch 
daraus ein Nachteil nicht entſtehen und für die Beteiligten ein Be⸗ 
ſchwerdegrund nicht erwachſen. Unter Umſtänden wird es ſich ſogar 


38) Fuchs Recht 1912, 668. Aut Meinung hätte notwendig zur Folge, 
daß bei jedem lieder elles inehrg Auftreten der durch die Verfaf ung legi⸗ 
timierten Mitglieder eines mehrgliedrigen Vorſtandes auch geprüft werden 
müßte, ob die andern Vorſtandsmitglieder vorhanden ſind. Im Verkehr 
mit Grundbuchämtern und andern Behörden würde ſich daraus regelmäßig 
die Notwendigkeit des Auftretens aller Mitglieder und im übrigen Rechts⸗ 
verkehr ein Zuſtand bedenklicher Rechtsunſicherheit ergeben. Der Vertrags⸗ 
gegner wäre nicht immer in der Lage, ſich die erforderliche Gewißheit 
über die Vollzähligkeit des Vorſtandes zu Dee er wäre auf die 
Angaben der auftretenden Vorſtandsmitglieder vielfach allein angewieſen; 
eine amtliche Beſcheinigung über ihre ſich aus der Verfaſſung ergebende 
cm wäre fo gut wie wertlos. Das Erfordernis der ftändigen 
Vollzähligkeit des Vorſtandes, auf Krankenkaſſen, Großbanken und andere 
ſozial organifierte Unternehmungen übertragen, würde zu praktiſch unhalt⸗ 
baren Juſtänden führen. Bemerkenswert iſt übrigens, daß ſelbſt 
Staudinger⸗Löwenfeld ($ 26 Anm. 11 b), durch das gebieteriſche Be⸗ 
dürfnis des Rechtsverkehrs genötigt, einer Verfaſſungsbeſtimmung, wo⸗ 
durch einzelne a re des mehrgliedrigen Vorſtandes zur Vertretung des 
Vereins oder der Stiftung nach außen ermächtigt werden, keineswegs jede 
Rechtswirkſamkeit abſpricht, ſondern ihr die Wirkung einer Bevollmächtigung 
zum Handeln für die Stiftung zuerkennen will. Nach dieſer Auffaſſung 
würden die ſo ermächtigten Vorſtandsmitglieder nicht als Organe der 
Stiftung, ſondern als Bevollmächtigte des Vorſtandes handeln. Gerade 
bei dieſer Auffaſſung würde aber das Wegfallen einzelner Vorſtandsmit⸗ 
glieder auf das 88 672 en der Vollmacht der Ermächtigten ohne Einfluß 
ein (BGB. SS 168, 672, 675). 
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empfehlen, den Vorſtand auf die verfaſſungsmäßige Anzahl zu ver⸗ 
vollſtändigen, namentlich dann, wenn das Proviſorium vorausſichtlich 
von längerer Dauer und die Verwaltung mit ſchwierigen und ver⸗ 
antwortungsvollen Aufgaben verbunden iſt. 

Materiell iſt für die gerichtliche Beſtellung von Vorſtandsmit⸗ 
gliedern weiter erfordert, daß es ſich um einen dringenden Fall 
handle. Die Frage der Dringlichkeit wird der Richter nicht eng⸗ 
herzig beurteilen dürfen, namentlich wenn die Beſtellung von Erſatz⸗ 
männern unmittelbar die Sicherung oder Erhaltung von Rechten, ſei 
es der Stiftung oder eines Beteiligten, bezweckt. Keinesfalls wird 
der Richter, wenn es ſich um die Verfolgung von Rechten für oder 
gegen die Stiftung handelt, etwa wie bei der Bewilligung des 
Armenrechts, zu prüfen haben, ob die beabſichtigte Rechtsverfolgung nicht 
etwa ausſichtslos iſt. Für eine derartige entſprechende Anwendung der 
Vorſchriften über die Armenrechtsbewilligung fehlt es an jeder geſetz⸗ 
lichen Unterlage. Die gerichtliche Beſtellung von Vorſtandsmitgliedern 
iſt unter Umſtänden das einzige Mittel, um einen Anſpruch zur 
Geltung zu bringen, insbeſondere dann, wenn gegen den im Amte 
bleibenden Stiftungsvorſtand ein Schadenerſatzanſpruch der Stiftung 
erhoben werden ſoll. Wollte der Richter der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit in ſolchen Fällen die Beſtellung von Vorſtandsmitgliedern 
zur Klageerhebung damit ablehnen, daß die Rechtsverfolgung als aus⸗ 
ſichtslos erſcheine, ſo hätte das unter Umſtänden die Unmöglichkeit 
der Rechtsverfolgung überhaupt zur Folge. Die Wirkung wäre alſo 
viel eingreifender als bei der Ablehnung des Armenrechts, und das 
wäre um ſo bedenklicher, als der Richter damit nicht nur der Ent⸗ 
ſchließung der zu beſtellenden Vorſtandsmitglieder vorgriffe, ſondern 
auch eine Entſcheidung im ordentlichen Rechtswege durch den allein 
dazu berufenen Prozeßrichter endgültig ausſchlöſſe. Man wird alſo 
annehmen müſſen, daß bei der Prüfung der Dringlichkeit die Frage, 
ob der zu erhebende Anſpruch, die zu ergreifende Maßnahme ſach⸗ 
lich gerechtfertigt ſein wird, auszuſcheiden hat. Die Entſcheidung 
dieſer Frage wird der Richter den zu beſtellenden Vorſtandsmit⸗ 
gliedern ſchon deshalb überlaſſen müſſen, weil es ſich hier um eine 
Verwaltungsmaßregel handelt, die den zur Vertretung der Stiftung 
berufenen Vorſtandsmitgliedern allein obliegt und von ihnen allein 
zu verantworten iſt. Wenn ſonach der Richter der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit die zur Begründung des zu erhebenden Anſpruchs vor⸗ 
getragenen Tatſachen als wahr unterſtellen muß, insbeſondere keine 
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Glaubhaftmachung 8) fordern kann und ſich einer Prüfung der 
Ausſichten der beabſichtigten Rechtsverfolgung grundſätzlich zu ent⸗ 
halten hat 40), fo darf dies doch nicht dazu führen, dem Beſtellungs⸗ 
antrage auch in ſolchen Fällen ſtattzugeben, wo die beabſichtigte 
Rechtsverfolgung ſich ohne weiteres als offenſichtlich vollſtändig 
ausſichtslos erweiſt. Man denke an den Fall, daß die Stiftung auf 
Erfüllung eines mangels öffentlicher Beurkundung ungültigen Grund⸗ 
ſtücksvertrags verklagt werden ſoll. Iſt der zu erhebende Anſpruch 
offenſichtlich unbegründet, ſo iſt die Dringlichkeit als Vorausſetzung 
der Beſtellung von Erſatzmännern ſchon deshalb zu verneinen, weil 
ein Rechtsſchutzanſpruch überhaupt nicht befteht !). 

In formeller Beziehung erfordert das Geſetz die Stellung eines 
Antrags durch einen Beteiligten. Was unter einem „Beteiligten“ 
zu verſtehen ſei, iſt hier im Gegenſatz zu andern Geſetzen nicht geſagt 
(vgl. z. B. HGB. § 146 Abi. 2 Satz 2, ZwVG. § 9, FGG. § 168 
im Ggf. zu §8 6, 9, 13, 86, 127, 132, 150 daſ.). Man wird, da 
das Geſetz ein beſonderes Maß von Beteiligtfein nicht erfordert, einen 
jeden unmittelbar oder auch nur mittelbar Beteiligten zur Stellung 
des Antrags zulaſſen müſſen, ſei es daß ſich fein Intereſſe auf die 
Stiftung ſelbſt bezieht oder auf das einzelne Geſchäft beſchränkt, 
deſſen Erledigung ihm den Anlaß zur Stellung des Antrags gibt. 
Keinem Zweifel unterliegt danach die Befugnis des Stiftungsvor⸗ 
ſtandes ſelbſt oder einzelner ſeiner Mitglieder zur Stellung des An⸗ 
trags 42). Auch die Aufſichtsbehörde iſt dazu berechtigt; für fie be⸗ 
ſteht unter Umſtänden ſogar eine — auf öffentlichem Rechte beruhende 
— Rechtöpflicht, den Antrag zu ſtellen, insbeſondere dann, wenn die 
ihrer Aufſicht unterſtellte Stiftung ohne die Beſtellung von Erſatz⸗ 
männern Schaden erleiden würde. Ferner gehören die Stiftlinge, 
ſoweit ſie durch die Verfaſſung beſtimmt bezeichnet oder nach Maßgabe 
der Verfaſſung gültig ernannt ſind, alſo Gläubigerrechte gegen die 


agemann ZOG. 15, 305. f 
9 8 die Rechtſprechung zu 207 0 BGB., b ee 888 ans Jena 
28. ul 1902 Recht 1902, 435 Nr. 5 3 5 
OLG. Colmar 5. Sept. 1905 OSG. 12 3533 0 11. Okt. 1900 ode 1 
275; 16. 1555 1009 OLG. 21, 295; 15. Dez. 1911 Recht 1912 Nr. 3215; 586 
Dreöben 1 Febr. 1912 Seuff A. 67, 237 Nr. 136; BayObLG. 7. März 1913 
1 1913 Nr. 1474 und zu 8 268 Abf. 2 HGB. KG. 12. Nov. 1900 KJ. 


6 
N dee BIF G. 8 (1908), 674 ff. 
G. 7. März 1901 KGJ. 34 A, 170; 7. März 1907 Recht 1907, 632 
8 
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Stiftung erlangt haben!), oder ein Ausſchuß ſolcher Stiftlinge “) 
und andere Gläubiger der Stiftung “) zu den Beteiligten. Zweifel 
über die „Beteiligung“ werden namentlich bei „unperſönlichen Stiftungen“ 
(ſolchen, bei denen es an einem Stiftungsempfänger fehlt)“), leicht 
aufkommen. Man denke an eine Stiftung, die die Errichtung eines 
Denkmals zum Gedächtnis der gefallenen Angehörigen eines Staats, 
einer Gemeinde, eines Regiments oder die Begründung und Er⸗ 
haltung einer gemeinnützigen Anſtalt oder Einrichtung in einer Stadt 
zum Gegenſtande hat; hier wird man das Antragsrecht dem Ver⸗ 
treter des Staats, der Gemeinde, des Regiments zubilligen müflen, 
nicht aber wohl auch jedem Angehörigen des Verbandes, auch wenn 
die der Stiftung gehörigen oder von ihr geſchaffenen Einrichtungen dem 
Gemeingebrauche dienen ſollen. Von Fall zu Fall wird nach den 
vorliegenden Umſtänden zu entſcheiden ſein, ob und inwiefern € eine 
Beteiligung einzelner Perſonen anzunehmen iſt 27). 

2) Die gerichtliche Beſtellung iſt Akt der freiwilligen Gerichte 
barkeit. Für das Verfahren, die Wirkſamkeit der gerichtlichen Ber 
fügung und den Beſchwerdegang find deshalb die Vorſchriften des 
FGG,, insbeſondere die 588 16, 18—21, 23 ff. maßgebend 48). Dutch 
die Beſtellung erlangen die beſtellten Vorſtandsmitglieder alle Rechte, 
die dem Vorſtand nach dem Geſetz und der Stiftungsverfaſſung zu⸗ 
ſtehen, und zwar in dem Umfange, wie es die gerichtliche Verfügung 
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43) Ihering, N dd 23 (168), 280; Kohler, Arch 

(100) 60 810; 101855 1, 416; Gierke e Stun Mi 
Anm. 3, DPR. 1 (1895), 6568. Klinger, Das Rn erecht 

intereſſenten h ObTrib. Berlin 12. er 9. Seuffg. 3 

OLG. Celle 20. Juli 1881 Seuff A. 38 Nr. 259; no 27. Juni 1881 U 5, 10 

20. Juni 1901 Seuffel. 56, 385 Nr. 216; OLG. Jena 9. Juni 1906 T 1. 9 

If (Recht 1907, 209 Nr. 1949); 59 „Koftoc 16. Nat 1018 000, 28 1. 

S. auch . Nr. 181, 23 Nr. | 

öL 891 4907) 8 tief, 12 1 5 (005 39 und OLG. Jena 9. Juni 1906 
Thür 
> 5) KG. 2. Dez, 1904 KGJ. 23 A 111; 8. April 1907 Recht 1907, 1288 
Re. ei 13. Juni 1913 Recht 1914 Nr. 3132 (BBIFG. 15, 1 3); 1 15. Mai 
1914 
| Kohler, d. Arch BürgR. 3 (1890), 262 ff. 8 11. 

47 Beiſpielsweiſe wird als Beteiligte und ſomit als antragsbe⸗ 
rechtigt die Gemeinde angeſehen werden können, aus der die Bezugsbe⸗ 
rechtigten nach der Stiftun 10.11. Fäbr. 1 u gr find (Kohler a. a. O. 
261 Anm. 40). Vgl. auch R wonach die Beſtimmungen 
über Vermächtniſſe an mehrere 1 BGB. 5 auf Anſprüche auf Unter⸗ 
Hägung, aus Stiftungsmitteln anwendbar find. 

Der Richter der 58128 en Gerichtsbarkeit hat im Streitfalle 
über die Voransſehungen nach § 12 FGG. zu ent 1 insbeſondre auch a 
wenn ftreitig ift, ob eine Amtsniederlegu ne olgt iſt; die Verweiſung au 
om 2360 ves wäre unzuläſſig (Bah Obs. 11. D 1913 Recht 1914 
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beſtimmt. Je nach dem Grunde und dem Maße des „Fehlens“ der 
Vorſtandsmitglieder ſind den Erſatzmännern alle Obliegenheiten des 
Vorſtandes oder nur ein Teil davon zu übertragen; die Beſtellung 
kann ſich insbeſondere auf einen einzigen Akt, ein beſtimmtes Rechts⸗ 
geſchäft oder einen Rechtsſtreit, beſchränken. In dieſem Rahmen 
ſtehen die Erſatzmänner den ordentlichen Vorſtands mitgliedern voll⸗ 
kommen gleich“); fie treten an deren Stelle in ihre Rechtsſtellung 
fo lange ein, bis jene ſelbſt wieder oder für fie die auf dem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Wege beſtellten neuen Vorſtandsmitglieder die Geſchäfts⸗ 
führung übernehmen. Die gerichtliche Beſtellung hat alſo ſtets nur 
vorübergehende Bedeutung. | | 

Ueber den Beginn der Wirkſamkeit der gerichtlichen Beſtellung 
beſtimmt § 16 FGG.: für das Wirkſamwerden der Beſtellungsver⸗ 
fügung iſt deren „Bekanntmachung an denjenigen, für welchen ſie 
ihrem Inhalte nach beſtimmt iſt“, maßgebend. Beginnt die Wirkſam⸗ 
keit danach mit der Bekanntmachung des Beſtellungsbeſchluſſes an 
den Antragſteller, an die beſtellten Vorſtandsmitglieder oder an die 
Vorſtandsmitglieder, deren Obliegenheiten die Erſatzmänner übernehmen 


f 49) Sie haben wie die ordentlichen Vorſtandsmitglieder die Stellung 
eines fee beßel Vertreters. Sind ſie zur Führung eines Rechtsſtreites 
8 en jene beſtellt, ſo haben ſie das Recht, die Herausgabe der Bücher und 
riſten der Stiftung zur Einſichtnahme und Verwendung als Beweis⸗ 
mittel zu verlangen (RG. 4. Nov. 1913 83, 248, JW. 1914, 91, DIZ. 1914, 170, 
Recht 1914 Nr. 113; ſ. auch ZPO. 58 421 ff.). Die Vertretungsmacht der 
beſtellten Vorſtandsmitglieder iſt ebenſo wie die der „fehlenden“ grundſätz⸗ 
lich unbeſchränkt; ſie beſchränkt ſich insbeſondere keineswegs auf die Vor⸗ 
u der Rechtshandlungen, deren Notwendigkeit den unmittelbaren 
nlaß zur 5 ung gegeben hat. Anders, wenn die Beſtellung ausdrück⸗ 
lich auf die 1 einer beſtimmten Rechtshandlung beſchränkt iſt. 
Die Vertretungsmacht kann nicht weiter reichen, als der Staatsakt, wo⸗ 
def ſie beruht, es zuläßt. Soweit dieſer die Beſtellung auf die Vornahme 
beſtimmter Handlungen beſchränkt, bleibt im übrigen die i 
der andern Vorſtandsmitglieder unberührt. Die Meinung l 4, 8 29 
Anm. 3), daß die Vertretungsmacht nach 8 26 Abſ. 2 Satz 2 nur durch die 
Verfaſſung, nicht durch die gerichtliche Verfügung eingeſchränkt werden könne 
und daß eine ſolche Beſchränkung nur für das Innenverhältnis Bedeutung 
1 0 erſcheint als unhaltbar. § 26 Abſ. 2 Satz 2 ſagt nicht, daß die ſach⸗ 
iche 7 ränkung mit Wirkung gegen Dritte nur durch die Satzun 
Derbeige ührt werden könne; die Beſtimmung gibt die Möglichkeit, dur 
ie 2 die Vertretungsmacht zu beſchränken, läßt aber andere Möglich⸗ 
keiten, die dasſelbe Ergebnis herbeiführen, unberührt. Für den Fall des $ 29 
brauchte die Möglichkeit der Beſchränkung durch Gerichtsbeſchluß im Geſetz 
nicht beſonders erwähnt zu werden, weil es ſich von ſelbſt verſteht, daß das 
Gericht in die Rechtsſtellung der vorhandenen Vorſtandsmitglieder nur 
inſoweit einzugreifen 9 als nach Lage der Sache eine Erſatzbeſtellung 
notwendig iſt. § 26 Abſ. 2 Satz 2 wird durch $ 29 ergänzt, wie im 1. 
Entwurf $ 44 Abſ. 4 durch 8 44 Abſ. 6 Satz 2, nur daß die gerichtliche 
Ermächtigung jetzt nicht ve auf die „Entge ennahme einer Willenserklärung“ 
beſchränkt werden muß, ſondern bis auf die Uebertragung der ganzen 
Rechtsſtellung eines Vorſtandsmitgliedes erſtreckt werden kann. 
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ſollen? Wann eine für mehrere beſtimmte Verfügung in Kraft trete, 
darüber gehen die Meinungen auseinander. Grundſätzlich tritt die 
Verfügung für jeden einzelnen mit dem Zeitpunkte in Kraft, in dem 
fie ihm bekannt gegeben iſt 50); ſoweit aber die rechtliche Einheit der 
Perſonenmehrheit, für die die Verfügung beſtimmt iſt, oder des In⸗ 
haltes der Verfügung verſchiedene Zeitpunkte ihres Wirkſamwerdens 
nicht zuläßt, ſoll nach der einen Meinung ſchon die erſte Bekannt⸗ 
machung an einen der Beteiligten 51), nach der andern Meinung aber 
die letzte Bekanntmachung 52) maßgebend fein. Im Falle der Be⸗ 
ſtellung von Erſatzmännern für „fehlende“ Vorſtandsmitglieder ges 
hören dieſe nicht zu den Perſonen, für welche die Beſtellungsverfügung 
ihrem Inhalte nach beſtimmt iſt. Zwar wird der Richter ſie auch ihnen, 
ſoweit ſie vorhanden und erreichbar ſind, wegen des ihnen gegebenen⸗ 
falls zuſtehenden Beſchwerderechts (FGG. § 20 Abſ. 1) 55) bekannt 
zu geben haben. Aber die Verfügung iſt, wie ſich aus 88 20 Abſ. 1, 
16 Abi. 1 FGG. ergibt, nicht ſtets für alle die Perſonen „beſtimmt', 
deren Recht durch die Verfügung beeinträchtigt wird, denen alſo das 
Recht der Beſchwerde zuſteht. Beſtimmt iſt die Verfügung für die 
Perſonen — fo wird das Verhältnis von den Erklärern des FOG. 
ausgedrückt —, auf deren Rechtsbeziehungen die Verfügung ihrem 
poſitiven Inhalte nach unmittelbar einwirken will; denen ſie bekannt 
werden muß, wenn ſie ihren Zweck erfüllen ſoll; für deren Tätigkeit 
im Rechtsverkehr die Verfügung Regel zu geben bezweckt; auf deren 
Rechts beziehungen fie nicht bloß nebenſächlich oder zufällig einwirkt, 
ſondern auf deren Rechtsbeziehungen einzuwirken nach dem In⸗ 
halt der Verfügung als deren hauptſächlicher Zweck und eigent⸗ 
liche Aufgabe erſcheint 4). Zu dieſen Perſonen gehören die „fehlenden“ 
Vorſtandsmitglieder nicht; ihnen gegenüber hat die Beſtellung von 
Erſatzmännern keine rechtsgeſtaltende, ſondern nur feſtſtellende (deklara⸗ 
toriſche) Bedeutung; der Richter will ihnen nicht verbieten, weiter 
für die Stiftung tätig zu ſein, ſondern er hat, als der Regel 
entſprechend, vorauszuſetzen, daß die „fehlenden“ Vorſtands⸗ 
mitglieder nicht tätig fein werden, weil fie am Tätigſein ver⸗ 
hindert oder nicht dazu bereit find. Die Verfügung des Richter 

50) Joſef, 300. 23 006) 59 8 16 Anm. 5b; Schlegelberger 866. 
(91% 2 816 9 
Unger, 1 34 ar 336f. 

elberger a a. O 

3) KG. 7. März eo KGJ. 34 A, 170; 22. Dez. 1902 OLE. 6, 345; 

7. a 1907 OLG. 14, 3 


Jui f 80 4. 9. 58 9 16 Anm. 5a; Schlegelberger, dal 
178 s 16 Anm. 2 
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richtet ſich in erſter Linie an den Antragſteller, auf deſſen Geſuch ſie 
die amtliche Antwort gibt, und dann an die beſtellten Perſonen, die 
Durch den rechtsgeſtaltenden Akt der Beſtellung mit einer neuen Rechts⸗ 
ſtellung verſehen und damit zum Handeln für die Stiftung legitimiert 
werden. Dem Antragſteller allein ſieht ſich der Richter zunächſt 
gegenüber; ihm allein iſt die Verfügung zuzuſtellen und er allein iſt 
beſchwerdeberechtigt, wenn der Antrag auf Beſtellung abgelehnt wird. 
Die Bekanntgabe des Beſtellungsbeſchluſſes an den Antragſteller iſt 
der für das Wirkſamwerden auch gegenüber den andern Beteiligten maß⸗ 
gebende Zeitpunkt. Die beſtellten Vorſtandsmitglieder werden daher 
in Wirkſamkeit treten können, wenn der Beſtellungsbeſchluß auch nur 
dem Antragſteller bekannt gegeben iſt; dagegen wird die Bekannt⸗ 
machung an die „fehlenden“ (behinderten) Vorſtandsmitglieder dazu 
noch nicht ausreichen. Ferner wird aber das beſtellte Vorſtands⸗ 
mitglied, dem der Beſtellungsbeſchluß gültig 55) bekannt gegeben iſt, 
nicht zu prüfen brauchen, ob die Bekanntgabe ſchon an den Antrag⸗ 
ſteller oder an die „fehlenden“ Vorſtandsmitglieder erfolgt iſt 55); 
denn er erhält durch die ihm gegenüber erfolgte Bekanntmachung das 
Recht, gegebenenfalls ſogar die Pflicht, für die Stiftung zu handeln, 
und ſein Handeln für die Stiftung wäre rechtswirkſam, auch wenn 
die Bekanntgabe an den Antragſteller noch nicht oder nicht in gültiger 
Weiſe erfolgt wäre (vgl. FGG. § 32). 

Das Wirkſamwerden des Beſtellungsbeſchluſſes ſetzt aber weiter 
voraus, daß die beſtellten Vorſtandsmitglieder — ausdrücklich oder 
durch ihr Verhalten — die Annahme des Amtes erklärt haben oder 
nachträglich erklären. Da eine Verpflichtung oder ein Zwang zur 
Annahme nicht beſteht 57), könnte der Fall eintreten, daß der Antrag⸗ 
ſteller ſofort nach der Bekanntgabe des Beſtellungsbeſchluſſes die von 
ihm beabſichtigte rechtsgeſchäftliche Erklärung einem beſtellten Vor⸗ 
ſtandsmitglied zugehen läßt, dieſes aber nachträglich erklärt, daß es 
die Uebernahme des Amtes ablehne. In dieſem Fall kommt die 
Anwendung des § 32 FGG. nicht in Betracht; denn durch die Ver⸗ 
fügung des Gerichts allein iſt die Fähigkeit oder die Befugnis des 
Beſtellten zur Entgegennahme der Willenserklärung noch nicht be⸗ 


55) Vgl. FGG. § 16 Abſ. 2 und 3. Falls die Beſtellung den an⸗ 
weſenden Erſatzmännern mündlich eröffnet wird, iſt die Beurkundung durch 
bol a weſentlich. Eine Verpflichtung (wie nach $ 1789 BGB.) er⸗ 
olgt ni 

0 56) 96.8 Joſ Apfi 1810 13 (1913), 355; 15 (1915), 458. 

57) K 11907 Recht 1907, 1288 Nr. 3243; 13. Juni 1913 

Recht 1914 Rr 2182. 
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gründet worden; als weitere Vorausſetzung muß vielmehr ſeine Bereit⸗ 
willigkeit zur Annahme des Amtes hinzukommen (ob. Anm. 4). 
Wenn dieſe fehlt und auch nach dem Empfange der Willenserklärung 
nicht zu erlangen iſt, fo iſt die Willenserklärung unwirkſam (vgl. 
BGB. 8180). Sie iſt aber als von Anfang an wirkſam anzuſehen, 
wenn das beſtellte Vorſtandsmitglied ſich zur Annahme des Amtes 
bereit finden läßt. Es beſteht in dieſem Falle zunächſt ein Zuſtand 
der Ungewißheit; es bedarf aber nur der Klärung, ob das beſtellte 
Vorſtandsmitglied durch die Annahme des Amtes mit Vertretungs⸗ 
macht ausgeſtattet wird; erfolgt die Annahmeerklärung, ſo ſteht feſt, 


daß es vom Augenblick der Bekanntgabe des Beſtellungsbeſchluſſes 


ab mit Vertretungsmacht ausgeſtattet war, daß ihm gegenüber die 
Willenserklärung ſonach rechtswirkſam abgegeben worden iſt. 

Was die Beendigung des Amtes der beſtellten Vorſtands⸗ 
mitglieder und ihrer Vertretungsbefugnis anlangt, ſo fragt es ſich, 
ob ſie ohne weiteres mit dem Wegfalle des Grundes der Beſtellung 
eintritt, oder ob die Vertretungsbefugnis bis zur Aufhebung des Be⸗ 
ſtellungsbeſchluſſes fortbeſteht. Nach dem Wortlaute des Geſetzes ſind 
die Vorſtandsmitglieder „bis zur Hebung des Mangels“ zu beſtellen. 
Daraus kann gefolgert werden, daß mit der Hebung des Mangels 
die Berechtigung der beſtellten Mitglieder ohne weiteres aufhören 
ſoll, alſo ohne daß eine gerichtliche Erklärung darüber notwendig 
wäre. Allein ein ſicherer Schluß aus dem Wortlaut iſt nicht möglich. 
Anſcheinend hatte man bei der Faſſung der Vorſchrift nur den Fall 
im Auge, daß die erforderlichen Vorſtands mitglieder tatſächlich fehlen, 
d. h. überhaupt nicht vorhanden ſind, nicht auch die ausdehnende 
Anwendung der Vorſchrift auf die Behinderungsfälle. Im erſteren 
Falle iſt klar, daß ſich die Vertretung der beſtellten Mitglieder regel⸗ 
mäßig ohne die Notwendigkeit der gerichtlichen Feſtſtellung erledigt. 


ſobald auf dem verfaſſungsmäßigen Wege andere Vorſtandsmitglieder 


beſtellt ſind. Dasſelbe wird da gelten, wo die Beſtellung wegen 
rechtlicher Behinderung der Vorſtandsmitglieder zur Vornahme einer 
beſtimmten Rechtshandlung erfolgt iſt; mit der Erledigung des frag⸗ 
lichen Geſchäfts wird die Beſtellung praktiſch gegenſtandslos. Sind 
aber die Erſatzmänner wegen Behinderung der Vorſtandsmitglieder 
aus tatſächlichen Gründen beſtellt (man denke an den Fall, daß ein 
Vorſtandsmitglied längere Zeit krank iſt, daß es eine Freiheitsſtrafe 
verbüßt, daß es ſich im Auslande aufhält oder durch Kriegszuſtand 
von der Verbindung mit den andern Vorſtandsmitgliedern abgeſchnitten 
iſt), ſo können über den Zeitpunkt der Beendigung des Amtes leicht 


— 271 — 


Zweifel entſtehen, die im Intereſſe der Sicherheit des Rechtsverkehrs 
vermieden werden müſſen. Es könnte z. B. der Rechtshandlung 
eines beſtellten Vorſtandsmitgliedes gegenüber der Einwand erhoben 
werden, daß zur Zeit ihrer Vornahme das ordentliche Vorſtands⸗ 
mitglied nicht mehr behindert geweſen ſei, jenes alſo als Vertreter 
ohne Vertretungsmacht gehandelt habe. Zugunſten des beſtellten 
Vorſtandsmitgliedes werden in ſolchen Fällen allerdings die §88§ 674, 
169 BGB. anzuwenden fein. Zwar iſt auf den erſteren in $ 27 
Abſ. 3 BGB. nicht mitverwieſen; gegen die entſprechende An⸗ 
wendung wird aber um ſo weniger ein Bedenken beſtehen, als die auf 
Billigkeitsgründen beruhenden Vorſchriften auch auf andere Fälle der 
Geſchäftsbeſorgung für anwendbar erklärt find (ſ. BGB. 88 729, 
1424, 1472, 1497, 1546, 1549, 1682, 1893, 2140, 2218) 55). 
Erliſcht alſo die Vertretungsbefugnis des beſtellten Vorſtandsmitgliedes, 
bhne daß dieſes es weiß oder wiſſen mußte, fo find feine Verfügungen 
Dritten gegenüber noch rechtsgültig, außer einem Dritten gegenüber, 
der bei der Vornahme des Rechtsgeſchäfts das Erlöſchen kannte oder 
kennen mußte. Der Schutz des gutgläubigen Dritten iſt aber wenig 
vollkommen, weil ihn ſein guter Glaube nichts nützt, wenn das be- 
ſtellte Vorſtandsmitglied ſelbſt nicht in gutem Glauben war oder das 
Erlöſchen feiner Vertretungsbefugnis infolge von Fahrläſſigkeit nicht 
kannte ($ 122 Abſ. 2) 5). Die hierin begründete Unſicherheit des 
Rechtsverkehrs mit ihren nachteiligen Folgen für die Beteiligten wird 
vermieden, wenn die Beſtellung des Vorſtandsmitglieds nach Wegfall 
des Beſtellungsgrundes durch gerichtliche Verfügung wieder aufgehoben 
wird. Die Aufhebung iſt dem Widerruf des Auftrags gleichzuſtellen, 
ſo daß in dieſem Falle die Anwendung der 88 674, 169 ausgeſchloſſen 
iſt. Jeder Dritte, der mit dem beſtellten Vorſtandsmitglied in rechts⸗ 
geſchäftlichen Verkehr tritt, kann ſich durch Anfrage beim Gericht über 
das Fortbeſtehen oder Erloſchenſein der Vertretungsbefugnis Sicherheit 
verſchaffen. Dieſe Möglichkeit hätte er nicht, wenn die Vertretungs⸗ 
befugnis ſchon mit dem Aufhören der tatſächlichen Behinderung der 
ordentlichen Vorſtandsmitglieder erlöſchen würde; in dieſem Falle 
wäre er regelmäßig auf die Angaben des Vertragsgegners allein an⸗ 
gewieſen. Auch ein Streit zwiſchen den Vorſtandsmitgliedern und 
den gerichtlich beſtellten Erſatzmännern über das Fortbeſtehen des 
Beſtellungsgrundes iſt in ſolchen Fällen denkbar. Im Intereſſe der 
Sicherheit des Rechtöverkehrs muß angenommen werden, daß auch 


oe Val. Kohler, Lehrb. d. BR. II 1, 118 8 43 III, 4. 
59) Dernburg, BR. 5 (1905), 366 Anm. 17, 402 f 144 V. 
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ohne entſprechenden Vorbehalt in der gerichtlichen Verfügung die 
Legitimation der beſtellten Vorſtands mitglieder fortbeſteht, bis der 
Beſtellungsbeſchluß des Amtsgerichts, ſei es gemäß § 18 JGG., ſei 
es im Beſchwerdeweg, aufgehoben wird 60). 

Sind übrigens die Erſatzmänner vom Gericht wegen tatſäch⸗ 
licher Verhinderung der Vorſtandsmitglieder beſtellt worden, ſo fallt 
der Beſtellungsgrund nicht ſchon dadurch weg, daß die Verhinderung 


aufhört, ſondern erſt dann, wenn die Vorſtandsmitglieder die Ver. 


waltungsgeſchäfte tatſächlich wieder übernehmen. Bis zu dieſem Zeit⸗ 
punkt haben die Erſatzmänner das Recht und die Pflicht, die Ver⸗ 
waltung weiterzuführen, und vorher darf auch das Gericht die 
Beſtellung nicht zurückziehen; denn die Vorſtandsmitglieder „fehlen“ 
auch dann noch, wenn und ſolange ſie nach dem Wegfall der tat⸗ 
ſächlichen Verhinderung ſich von der Geſchäftsführung fernhalten. 
Denkbar iſt, daß die Verhinderung der Vorſtands mitglieder nur 
für einen Teil ihrer Obliegenheiten wegfällt, für einzelne Rechtshand⸗ 
lungen aber fortbeſteht. Beiſpiel: Die Beſtellung iſt erfolgt, weil 
die Vorſtandsmitglieder durch Kriegszuſtand tatſächlich verhindert 
waren; die Erſatzmänner haben während dieſer Verhinderung für die 
Stiftung eine Klage gegen die Vorſtandsmitglieder erhoben; trotz 
des Aufhörens der Verhinderung im allgemeinen ſind die Vorſtands⸗ 
mitglieder nunmehr auch weiterhin rechtlich gehindert, den Rechts⸗ 
ſtreit gegen ſich ſelbſt weiterzuführen. Bleiben die Erfagmänner 
inſoweit im Amte oder müſſen nach dem Wegfalle des urſprünglichen 
Beſtellungsgrundes neue Vorſtandsmitglieder für die Durchführung 
des Prozeſſes beſtellt werden? Das erſtere erſcheint als richtiger. 
Durch die gerichtliche Beſtellung hatten die Erſatzmänner alle aus 
der Rechtsſtellung der Vorſtands mitglieder fließenden Befugniſſe er⸗ 
halten, insbeſondere hatten ſie die Befugnis, die Stiftung in allen 
rechtlichen Beziehungen an Stelle der verhinderten Vorſtands mitglieder 
zu vertreten. Wenn dieſe nun ihre Befugniſſe im allgemeinen zurück⸗ 
erhalten, ausgenommen jedoch die Fähigkeit zur Vertretung der 
Stiftung in einer einzelnen Angelegenheit, ſo beſteht eben inſoweit 
das Amt der beſtellten Erſatzmänner weiter, ohne daß es einer Neu 
beſtellung durch das Gericht bedarf. Das ſchließt aber natürlich nicht 
aus, daß das Gericht den Beſtellungsbeſchluß, N die Verhinderung 


60) Hinfichtfich der Beendigun der Rachtafberwaltung (og die es 
en an einer ausdrücklichen Vorſchrift fehlt (80 B. 8 1988 de t das 

(200, 6. Dez ſich für die Notwendigkeit der N Aufhebung entſchieden 
Dez. 1909 72, 263 —= Re t 1910 30). 
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weggefallen iſt, aufhebt und dabei gleichzeitig anordnet, daß die Ver⸗ 
tretungsbefugnis der Erſatzmänner für die Durchführung des anhängigen 
Rechtsſtreits weiterbeſtehen ſoll 617. 


61) Hierbei mag die Frage geſtreift werden, ob das Prozeßgericht die 
Rechtmäßigkeit der Beſtellung der Vorſtandsmitglieder durch den Richter 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu prüfen hat und, wenn es der Anſicht iſt, 
daß eine Vorausſetzung der Beſtellung gefehlt, z. B. ein dringender Fall 
nicht vorgelegen habe, die Klage wegen mangelnder geſetzlicher Vertretung 
der Stiftung abzuweiſen hat. Das iſt zu verneinen. Zwar hat das 
Prozeßgericht den Mangel der Legitimation eines geſetzlichen Vertreters 
von Amtswegen zu berückſichtigen (ZPO. § 56 Abſ. 1). Aber weder 
dieſe von Amts wegen noch die auf eine Einrede des Beklagten hin ein⸗ 
tretende Prüfungspflicht geht ſo weit, daß der behördliche Beſtellungsakt 
ſelbſt auf ſeine Rechtmäßigkeit zu unterſuchen wäre. Die Beſtellung hat 
rechtsbegründenden Charakter, und es iſt ein allgemein anerkannter Rechts⸗ 
Geric daß die konſtitutiven Verfügungen des Richters der freiwilligen 

erichtsbarkeit für den Prozeßrichter bindend find (Stein, ZPO. Vor⸗ 
bemerkung vor ) 1 Anm. III a. E.; Kleinfeller, Der Gegenftand der 
Rechtskraft 1913], 15; ſ. insbeſ. die grundſätzlichen Ausführungen in RG. 
17. Jan. 1913 81, 211). Dazu führt ſchon die Erwägung, daß im Falle 
olcher Nachprüfung einander widerſtreitende Entſcheidungen der Gerichte 
er ſtreitigen und derer der freiwilligen Gerichtsbarkeit in derſelben Sache 
erfolgen und hierdurch die nachteiligſten Verwicklungen für die Beteiligten 
entſtehen könnten. Eine Ausnahme iſt für den Fall zu machen, daß in 
der Perſon des beſtellten Vertreters ein Nichtigkeitsgrund vorliegt, 
3 B. Geſchäftsunfähigkeit des Vertreters (vgl. BGB. § 1780), oder das 
eſtellende Gericht ſachlich unzuſtändig 55 wäre. Sonſtige Mängel 
der Vorausſetzungen würden die Beſtellung ſelbſt nicht ungültig machen, 
ſondern nur einen Beſchwerdegrund für die Beteiligten oder einen Anlaß 
zur Aufhebung nach $ 18 FGG. geben können. Das folgt aus der Rechts⸗ 
regel, daß wohl die ſachliche Unzuſtändigkeit, nicht aber auch ſonſtige 
Mängel die Nichtigkeit der gerichtlichen Handlung zur Folge haben (vgl. 
FGG. 8 7), es ſei denn, daß es ſich um die Verletzung einer Vorſchrift 
1 die wegen ihres zwingenden Charakters ausnahmsweiſe die Nichtig- 
keit zur Folge haben muß (vgl. darüber insbeſ. Unger 33. 34 (1905), 
324 ff.; 41 (1911), 188 ff.; Joſef ArchdOeffR. 34 (1915), 330333). Im Falle 
des 8 29 BGB. haben weder die Frage, ob der Antrag von einem „Be⸗ 

teiligten“ geſtent iſt, noch die Frage der Dringlichkeit ſo weſentliche Bedeu⸗ 
tung, daß davon die Gültigkeit des Beſtellungsaktes abhinge. Das find 
vielmehr zweifellos Vorausſetzungen, deren endgültige Feſtſtellung aus⸗ 
ſchließlich dem Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuſteht. Ferner ir 
zu berückſichtigen, daß nach $ 32 FGG. ſelbſt durch die nachträgliche Auf⸗ 
eng einer ungerechtfertigten Beſtellung von Vorſtandsmitgliedern die 
von dieſen oder ihnen gegenüber in der Zwiſchenzeit vorgenommenen Rechts⸗ 
geſchäfte in ihrer Wirkſamkeit nicht beeinflußt würden. Dieſe Rechts⸗ 
geſchäfte würden vielmehr wirkſam bleiben, auch wenn die Beſtellung nicht 
i e geweſen ſein ſollte; ausgenommen iſt wieder der Fall, daß 
ie Beſtellung wegen ſachlicher Unzuſtändigkeit des Gerichts unwirkſam 
wäre. Die Aufhebung hat alſo grundſätzlich keine rückwirkende Kraft. In 
5 32 566. kommt aber gewiß ein allgemeiner Rechtsgedanke zum Aus⸗ 
druck, der auch in andern Vorſchriften wiederkehrt (z. B. ZPO. 88 836 Abi. 2, 
1018 Abſ. 2; BGB. 88 409, 115 Abſ. 1 Satz 2; HGB. § 311 Abſ. 2; wegen 
der Verfügungen des Konkursverwalters RG. 15. Nov. 1895 36, 94 f.): 
die Anwendung der Vorſchrift beſchränkt ſich deshalb nicht auf Privatrechts⸗ 
geſchaſte, ſondern gt gleicherweiſe für alle Rechtshandlungen (vgl. BR VO. 
S8. Okt. 1914 8 1 Abſ. 2 RGBl. 429) der beſtellten Vorſtands mitglieder, 
insbeſondere für die Klageerhebung und ſonſtige Prozeßhandlungen 

Blätter für Rechtspflege LXIII. N. F. XLIII. 18 
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3) Da, wie erwähnt, eine Verpflichtung zur Uebernahme des 
Amtes eines Vorſtandsmitgliedes nicht beſteht und das Gericht ſomit 
auch keinen Zwang anzuwenden in der Lage iſt, ſo liegt die Frage 
nahe, ob das Gericht nicht für befugt erachtet werden muß, mit den 
zu beſtellenden Vorſtandsmitgliedern die Vereinbarungen zu treffen, 
auf Grund deren ſie zur Uebernahme des Amtes bereit ſind, ind⸗ 
beſondere über eine ihnen zu gewährende Vergütung. Dies iſt 
zu verneinen. Durch die gerichtliche Feſtſetzung würde eine erzwing⸗ 
bare Verpflichtung zwiſchen den beſtellten Vorſtands mitgliedern einer⸗ 
ſeits und der Stiftung oder dem Antragſteller andrerſeits nicht be⸗ 
gründet werden, es ſei denn, daß der Antragſteller ſich zu einer 
Leiſtung an den zu Beſtellenden bereit erklärt, das Gericht alſo nur 
vermittelt hätte. Wenn nach der Stiftungsverfaſſung die Vorſtands⸗ 
mitglieder Anſpruch auf eine Vergütung für die Verwaltungstätigkeit 
haben, ſteht der Anſpruch — auch ohne richterliche Feſtſetzung — den 
Erſatzmännern zu und zwar nach Verhältnis des Umfangs und der 
Dauer ihrer Tätigkeit; in dieſem Fall hat das Gericht aber auch 
die Höhe der Vergütung nicht feſtzuſetzen, ſondern dieſe Feſtſetzung 
liegt, falls ſie nicht in der Verfaſſung einem Dritten, z. B. der Auf⸗ 
ſichtsbehörde zugewieſen iſt, den forderungsberechtigten Vorſtands⸗ 
mitgliedern, möglicherweiſe dem Vorſtand als Vertreter der Stiftung 
ob, wobei die beſtellten Vorſtandsmitglieder, wie oben erwähnt, von 
der Abſtimmung nicht ausgeſchloſſen ſind. Beſteht aber nach der 
Verfaſſung ein Vergütungsanſpruch nicht, oder fehlt es der Stiftung 
an den nötigen Mitteln, ſo bleibt nichts andres übrig, als dem 
Antragſteller die Zahlung eines ausreichenden Vorſchuſſes anheim⸗ 
zugeben, um ſo die geeigneten Perſonen zur Annahme des Amtes 
zu beſtimmen. Ob und inwieweit im Falle eines Dienſtvertrags 
zwiſchen der Stiftung und den behinderten Vorſtandsmitgliedern dieſe 


(1914), 175 8 16 Anm. 10, 12; 78 ff. 8 7 Anm. 

Dot. 11, 107 und zu 8268 Abſ. 2 Satz 2 HGB. 
1893 Goldſchmidts Z. 43, 326; Joſef, Leipzd. 7 (1913), 597 f. und zu 8 1 
legelberger, Gruchots Beitr. 59, 262 (74). 
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ihren Anſpruch auf Vergütung verlieren, richtet ſich zunächſt nach der 
getroffenen Vereinbarung, in zweiter Linie nach den §§ 611, 616, 
323, 325 BGB. Wenn den ohne Vertrag wirkenden Vorſtands⸗ 
mitgliedern ein Vergütungsanſpruch nach der Stiftungsverfaſſung 
zuſteht, iſt beim Fehlen einer entgegenſtehenden Verfaſſungsvorſchrift 
anzunehmen, daß ſie wegen der durch ihre Behinderung begründeten 
(gänzlichen oder teilweiſen) Unmöglichkeit der ihnen obliegenden Dienſt⸗ 
leiſtung des Vergütungsanſpruchs nach Verhältnis der Behinderung 


verluſtig gehen; denn die Gegenleiſtung wird im Zweifel voraus⸗ 


ſetzen, daß die verfaſſungsmäßigen Obliegenheiten tatſächlich verrichtet 
werden (rechtsähnl. BGB. §§ 323, 325 in Verbindung mit § 280). 

Eine Auſſichts⸗ oder Zuchtgewalt über die beſtellten Vorſtands⸗ 
mitglieder ſteht dem Gerichte nicht zu. Dagegen wird das Gericht 


beim Vorliegen triftiger Gründe für befugt zu erachten ſein, an Stelle 


eines beſtellten Mitgliedes eine andere Perſon zu beſtellen, namentlich 


dann, wenn es ſich als ungeeignet erweiſt (F GG. § 18). Dem fo 


durch ein andres erſetzten Vorſtandsmitgliede wird das Beſchwerde⸗ 
recht nach $ 20 Abſ. 1 FGG. zuerkannt werden müſſen. 


III. Die Staats aufſicht über Privatſtiftungen. 
Ein ſtaatliches Aufſichtsrecht iſt auch über privatrechtliche Stif⸗ 


| tungen ) faſt überall anerkannt (Stiftungshoheit). Die ftantliche 


Aufſicht erſtreckt ſich grundſätzlich überhaupt auf alle juriſtiſchen 


Perſonen. Der Satz des preuß. ALR. (II 13 § 13): „Alle im 


Staate vorhandene und entſtehende Geſellſchaften und öffentliche 
Anſtalten ſind der Aufſicht des Landesherrn, nach dem Zwecke der 
allgemeinen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, unterworfen“ erſcheint 
als der Ausdruck eines der gemeinrechtlichen Staatsidee entſprechenden 
allgemeinen Rechtsgedankens 5). Als Beſtandteil des allgemeinen 
Staatsorganismus find danach die juriſtiſchen Perſonen, auch die 
privatrechtlichen, der ſtaatlichen Oberaufſicht unterworfen. Selbſt für 
die Aufſicht über handelsgeſellſchaftliche Körperſchaften bleibt das 


Landesrecht zuſtändig; aber hier findet eine fortlaufende ſtaatliche 
Aufſicht regelmäßig nicht mehr ſtatt ). 


62) Hölder a. a. O. 259 will es aus der nach dem BGB. beſtehenden 
een ee des Erforderniſſes ſtaatlicher Genehmigung für die Er⸗ 
richtung von Stiftungen herleiten. Das Aufſichtsrecht wird vom BGB. 
aber als beſtehend vorausgeſetzt; es beruht auf dem vom BGB. nicht be⸗ 
rührten öffentlichen Rechte der Einzelſtaaten. i 

63) Dernburg 1, 185 8 65 VI. 

64) Dernburg 1 S. 186, 251 5 80 IV; Gierke, Genoſſenſchth. 653 
Anm. 2. 
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Im BCB. iſt das Aufſichtsrecht als dem öffentlichen Ver⸗ 
waltungsrechte angehörend 65) nicht geregelt. Somit iſt die geſetzliche 
Grundlage dafür in den Geſetzen der Einzelſtaaten zu ſuchen und 
hierdurch die beſtehende Verſchiedenartigkeit der Regelung begründet. 
In dem von der 1. Kommiſſion ausgearbeiteten Entwurfe eines 
EG. z. BGB. (Art. 49) war ausdrücklich beſtimmt, daß die landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften über die Verwaltung und die Beaufſichtigung 
juriſtiſcher Perſonen als mit dem öffentlichen Rechte der Bundes⸗ 
ſtaaten im Zuſammenhang ſtehend unberührt bleiben (Mot. 1, 81; 
Mot. z. EG. 171). In der 2. Kommiſſion wurden die Worte 
„Verwaltung und“ geſtrichen. Dabei wurde erwogen, für die reichs⸗ 
geſetzlich beſonders geregelten juriſtiſchen Perſonen privatrechtlichen 
Charakters, die Aktiengeſellſchaften uſw., ſei die Zulaſſung landes⸗ 
geſetzlicher Vorſchriften über die Verwaltung nicht paſſend und für 
die übrigen Vereine ſei dadurch Fürſorge getroffen, daß das Amts⸗ 
gericht in dringenden Fällen für fehlende Vorſtandsmitglieder einen 
einſtweiligen Vertreter beſtellen könne. Ein Antrag, den Vorbehalt 
auch in Anſehung der Beaufſichtigung zu ſtreichen, wurde abgelehnt. 
Zur Begründung dieſes Antrags war geltend gemacht, man konne 
leicht an eine Aufſicht auf privatrechtlicher Grundlage denken, wie ſie 
in der älteren Theorie öfter behauptet worden ſei; dieſe Auffaſſung, 
wonach die juriſtiſchen Perſonen gewiſſermaßen unmündig und be⸗ 
ſtändiger ſtaatlicher Fürſorge bedürftig erſchienen, ſolle der Entwurf 
nicht unterſtützen; daß die ſtaatliche Aufſicht, die ſich auf das Staats⸗ 
hoheitsrecht gründe, durch das BGB. nicht berührt werde, bedürfe 
keiner Hervorhebung. Demgegenüber wurde ausgeführt, es ſei oft 
ſchwer, zu entſcheiden, inwieweit ein ſtaatliches Aufſichtsrecht Öffentlich" 
rechtlichen oder privatrechtlichen Charakters ſei; namentlich gelte dies 
für das Recht zur Entſendung von Kommiſſaren und zur Einforderung 
von Sitzungsprotokollen, von der Kontrolle des Geldverbrauchs und 
ähnlichen Aufſichtsbefugniſſen, die dem Staate Vereinen und Stif— 
tungen gegenüber zuſtänden; bei der Zmeifelhaftigfeit dieſer Frage 
ſcheine es zweckmäßig, den Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung hin⸗ 
ſichtlich der Beaufſichtigung beizubehalten (Prot. 6, 401). In der 
Reichstagskommiſſion war u. a. beantragt worden, die landesgeſetz⸗ 
lichen Vorſchriften über die Beaufſichtigung der Stiftungen nur inſo⸗ 
weit unberührt zu laſſen, als es ſich um die Einſichtnahme und 


65) KG. 2. Juli 1909 KG J. 38 A, 103; OLG. Colmar 18. April 1910 
OLG. 25, 118. 865 auch Dept. 3. preuß. Geſetzentwurf 1913/14 (ob. Anm. 
22) 42 Spalte 2, 167 Spalte 2. | | | 
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Prüfung der Vermögensüberſichten handle. Demgegenüber wurde 
von der Regierung ausgeführt, dieſe Beſchränkung der Staatsaufſicht 
ſei unverträglich mit dem Einfluſſe, den die Landesgeſetzgebung auf 
die Verfaſſung und Verwaltung der Stiftungen ſtets gehabt habe 
und haben müſſe; der Antrag würde es der Staatsverwaltung 
geradezu unmöglich machen, ihre Aufgabe den Stiftungen gegenüber 
zu erfüllen. Aus der Mitte der Kommiſſion wurde hinzugefügt, der 
Antrag widerſpreche auch dem von der Kommiſſion anerkannten Er⸗ 
forderniſſe der ſtaatlichen Genehmigung der Stiftungen; dieſe würde 
illuſoriſch werden, wenn man der Aufſichtsbehörde das Recht nähme, 
einzuſchreiten, ſobald dem Zwecke der Stiftung und den Stiftungs⸗ 
beſtimmungen zuwider gehandelt werde; zudem habe die ſtaatliche 
Aufſicht vielfach die Aufgabe, die Rechte Dritter, der Deſtinatäre einer 
Stiftung oder der Perſonen, die ein Recht auf die Verwaltung haben, 
zu ſchützen; ohne das ſtaatliche Auffichtsrecht würden dieſe Rechte 
vielfach jedes wirkſamen Schutzes entbehren. Schließlich wurde der 
beſchränkende Antrag von der Reichstagskommiſſion abgelehnt, der Vor⸗ 
behalt (Entwurf eines EG. 1896 Art. 80) ſelbſt aber ganz geſtrichen 
unter der ausdrücklichen Anerkennung, daß ſein Inhalt als dem 
öffentlichen Rechte angehörend von ſelbſt gelte (Berichi der XII. Kom. 
v. 12. Juni 1896 über den Entw. eines EG. Reichstag 9. Legis⸗ 
laturperiode IV. Seſſion 1895/96 Nr. 87 a der Druckſachen, Spezial- 
bericht zum Allg. Teil Nr. 440 S. 27, 28). Es kann alſo davon 
ausgegangen werden, daß die Vorſchriften über die Aufſicht über 
juriſtiſche Perſonen regelmäßig ſolche öffentlichen Rechts und demnach 
neben dem BGB. in Kraft geblieben ſind. Soweit im einzelnen 
Falle einer derartigen Vorſchrift privatrechtlicher Charakter zuzuerkennen 
wäre, hätte ſie als aufgehoben zu gelten (EG. Art. 55). 

Bei den Stiftungen iſt indeſſen der Vorbehalt zugunſten der 
Landesgeſetzgebung umfaſſender als bei den andern juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen. Hier beſchränkt ſich die Zuſtändigkeit der Landesrechte nicht 
auf die Beaufſichtigung, ſondern fie erſtreckt ſich zufolge des §8 85 
BGB. auch auf die Verfaſſung der Stiftung. Ein Antrag bei den 
Kommiſſionsberatungen, die Zuſtändigkeit der Landesgeſetzgebung in 
dieſer Hinſicht auf beſtimmte einzelne Punkte zu beſchränken, wurde 
mit der Begründung abgewieſen, daß die einſchlägigen landesrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen mit dem öffentlichen Rechte in engem Zuſammen⸗ 
hange ſtünden, der Verſuch einer reichsrechtlichen Einſchränkung der 
bundesſtaatlichen Autonomie daher leicht zu unzuläſſigen Eingriffen 
in das Gebiet des öffentlichen Rechts führe (Prot. 1, 596). Sonach 
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beſteht für die Einzelſtaaten die Möglichkeit, im Wege der geſetzlichen 
Verfaſſungsregelung den Stiftungen gegenüber Aufſichtsbefugniſſe im 


weiteren Umfange zu begründen, mit Bezug auf die Auſſicht auch 


Vorſchriften privatrechtlicher Art zu erlaſſen, ſoweit ſolche nicht ſchon 
früher beſtanden (EG. z. BGB. Art. 3). Insbeſondere iſt es danach 
möglich, die Verfaſſung der privatrechtlichen Stiftungen oder gewiſſer 
Arten davon landesrechtlich derart zu regeln, daß der Stiftungs⸗ 


vorſtand — etwa wie der Vormund — zur Vornahme gewiſſer 


Rechtshandlungen der Genehmigung der Auſſichtsbehörde bedarf mit 
der Maßgabe, daß die ohne Genehmigung vorgenommene Rechts⸗ 
handlung rechtsgeſchäftliche Wirkung nicht hervorzubringen vermag 


(vgl. BGB. 88 1821 f., 1828 ff.) 6e). So kann ſich bei den 


Stiftungen die ſtaatliche Oberaufſicht nach Maßgabe landesgeſetz⸗ 
licher Beſtimmungen bis zu einer Stiftungskuratel ſteigern ). 
Durch das Erfordernis der ſtaatlichen Genehmigung zur Entſtehung 
einer rechtsfähigen Stiftung (BGB. § 80) haben die bundesſtaat⸗ 
lichen Verwaltungsbehörden ferner die Möglichkeit, ſelbſt beim Fehlen 
einer ſonſtigen geſetzlichen Grundlage ſich die erwünſchten Auf⸗ 
ſichtsbefugniſſe dadurch zu ſichern, daß ſie die Erteilung der Ge⸗ 
nehmigung von der Aufnahme einer ſie begründenden Beſtimmung 
in die Stiftungsverfaſſung abhängig machen; auch könnte, ſoweit 
die einzelſtaatlichen Ausführungsgeſetze es zulaſſen, im Einzelfalle die 
Landesbehörde ſelbſt bei oder nach der Genehmigung der Stiftung 
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66) Vgl. KG. 28. Juni 1909 KG J. 39 A, 310. Zu den danach zu⸗ 


läſſigen Beſtimmungen der Landesgeſetze gehört auch die, daß die Auf⸗ 


ſichtsbehörde Mitglieder des Vorſtandes beſtellen oder beim Vorliegen 
wichtiger Gründe entlaſſen und durch andere erſetzen darf (vgl. AG. von 
Braunſchweig 88 12, 13; Hamburg 88 12, 14; Lippe 8 10; Lübeck 8 9; 
Mecklenburg⸗Schwerin 8 19; Mecklenburg⸗Strelitz § 19; Reu 10 


i 5 j. L. 8 
Ziff. 3); ſ. auch preuß. Geſetzentwurf 9 0 155 § 184 Abſ. 2 (Entlaſſungsrecht 


und ⸗pflicht der Aufſichtsbehörde, wenn die Fortführung des Amts, ins⸗ 
beſondere wegen pflichtwidrigen Verhaltens des Vorſtands, die Familien⸗ 
17818 gefährden würde, oder wenn bei ihm einer der in den 88 1780, 
1781 BGB. beſtimmten Gründe vorliegt). . 
67) Nach neuzeitlicher Auffaſſung ſpricht die Vermutung gegen das 
Beſtehen einer derartigen Stiftungskuratel. Die Stiftung iſt mit dem 
Selbſtbeſtimmungsrechte ausgeſtattet und gur ne Hr vollkommen hand⸗ 
lungsfähig; ſoweit für gewiſſe Rechtsgeſchäfte oder Verwaltungshandlungen 
das Erfordernis einer behördlichen Genehmigung oder Beſtätigung auf⸗ 
geſtellt wäre, würde dies eine Beſchränkung der Handlungsfähigkeit der 
Stiftung in fich ſchließen (Gierke, DPR. 1, 523f.). Wenn auch die Einzel- 
taaten nach § 85 BGB. derartige Beſtimmungen treffen können, jo kann 
och das Erfordernis der Genehmigung keinesfalls aus dem Beſtehen der 
Staatsaufſicht an ſich gefolgert, ſondern nur auf Grund beſonderer Vor⸗ 
ſchriften n gemacht werden. Aus demſelben Grunde wird das Auf⸗ 
ſichtsrecht heute regelmäßig auf die Prüfung der Geſetz⸗ und Verfaſſungs⸗ 
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die Verfaſſung durch Aufnahme einer entſprechenden Beſtimmung 
ergänzen oder ändern 85) 60). 

Der gegenwärtige Rechtszuſtand in den einzelnen Bundesſtaaten 
bietet ein buntes Bild; er kann an dieſer Stelle nicht dargeſtellt 
werden do). In den Thüringiſchen Staaten iſt das ſtaatliche 
Aufſichtsrecht über die Stiftungen, einſchließlich der privatrechtlichen, 
überall anerkannt 7). Was insbeſondere die Herzogtümer Sachſen⸗ 
Coburg und Gotha anlangt, ſo ſei eine nähere Darlegung des 
geltenden Rechtszuſtandes geſtattet. Hier unterſcheidet die Geſetz⸗ 
gebung zwiſchen „Stiftungen für Kirchen⸗ und Schulenanftalten‘ 
(„den für Zwecke des Kirchen⸗ und Schulweſens, der Volkserziehung 


mäßigkeit der Körperſchaftshandlungen beſchränkt ſein und ſich auf die 
rüfung ihrer Zweckmäßigkeit nur da erſtrecken, wo das Geſetz eine 
Handhabe dafür bietet. Je weitgehender die Einmiſchungsrechte der Auf⸗ 
chtsbehörde ſind, um ſo beſchränkter wird naturgemäß die Handlungs⸗ 
eiheit der Stiftung. Da a aber nach jetziger Auffaſſung trotz der be⸗ 
tehenden Staatsauffi t grundſätzlich unbeſchränkt iſt, ſo ſetzt jede behördliche 
nmiſchung, die in die Handlungsfreiheit der Stiftung eingreift, eine geſetz⸗ 
liche da ung voraus. Dieſe kann auch auf Gewohnheitsrecht beruhen. 
In dieſer Hinſicht iſt aber zu berückſichtigen, daß etwaige Uebungen der 
Verwaltungsbehörden, die ſich auf die Auffaſſung gründeten, daß die 
ſchaſt ihr Perſon ein willens⸗ e e unter der Vormund⸗ 
ſchaft ihrer Verwalter ſtehendes Weſen ſei und als ſolches unter der Ober⸗ 
vörmundſchaft des Staates ſtehe, mit dem heutigen Rechtszuſtande nicht 
mehr in Einklang zu bringen ſind (Gierke, Genoſſenſchth. 643 ff.; DER. 1, 
520). Was unter dieſem längſt überholten Syſtem und unter der Ein⸗ 
wirkung polizeiſtaatlicher Auffaſſungen früher als geltendes Recht, als 
Inhalt und Ausfluß des Staatsaufſichtsrechts an ſich angeſehen worden 
55 mag, kann im heutigen Rechtsſtaat nicht mehr ohne weiteres die Be⸗ 
eutung und Wirkung des Gewohnheitsrechts für ſich in Anſpruch nehmen. 
Sonach können der Inhalt des ſtaatlichen Aufſichtsrechts, der Umfang und 
die Mittel der ſich daraus ergebenden Verwaltungsbefugniſſe, ſoweit aus⸗ 
drückliche Vorſchriften fehlen, im Laufe der Zeit erheblichen Veränderungen 
unterworfen worden ſein. Soweit die Zuläſſigkeit einer die Handlungs⸗ 
freiheit der Stiftung beeinträchtigenden Einmiſchung auf frühere Uebungen 
gegründet wird, wird geprüft werden müſſen, ob ſich dieſe mit den neu⸗ 
eitlichen Rechtsauffaſſungen, insbeſondere von dem Weſen der juriſtiſchen 
Perſon noch vereinbaren laſſen. 

68) Vgl. AG. von Hamburg 50 7, 8 Abs. 1; Lübeck 8 7. 

69) Kann die zuſtändige Behörde, abgeſehen von ihren Aufſichts⸗ 
befugniſſen, gegen die Stiftung auch den Rechtsweg beſchreiten, wenn ſie 
ich weigern wollte, eine im Stiftungsgeſchäfte enthaltene Anordnung (Auf⸗ 
age), deren Vollziehung im öffentlichen Intereſſe liegt, auszuführen? Man 
wird dies nach Rechtsähnlichkeit von 5 525 Abſ. 2, 2194 Satz 2 BGB. 
annehmen müſſen (Kohler, BR. 1, 415 f.), namentlich wenn — wie bei 
den unperſönlichen Stiftungen (ob. Anm. 46) — ein klagberechtigter Stift- 
ling nicht vorhanden 1 

70) Vgl. Über die Verhältniſſe in Preußen, Bayern, Sachſen, Württem⸗ 
berg, Baden, Heilen und Elſaß⸗Lothringen Sartorius a. a. O. 544—550 
und über das ſtaatliche Oberaufſichtsrecht über Familienſtiftungen in 
Preußen, namentlich die darauf bezügliche Rechtsentwicklung, die Begründung 
zum a 1913/14 S. 166—168 zu 88 183, 184. 

71) Böckel, Thür. Landesprivatrecht (1912), 67. 
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und des öffentlichen Unterrichts vorhandenen Stiftungen“) und anderen 
Stiftungen. Die erſteren unterſtehen der Aufſicht der „geiſtlichen und 
Schulverwaltung“, die Aufſicht über die anderen Stiftungen gehört 
regelmäßig zum Geſchäftskreiſe der inneren Verwaltung. 

Die landesgeſetzliche Regelung in Coburg⸗Gotha beruht auf der 
gemeinrechtlichen Auffaflung, daß die im Staate vorhandenen juriſtiſchen 
Perſonen überhaupt der ſtaatlichen Aufſicht unterſtehen. Das ergibt 
ſich deutlich aus der für beide Herzogtümer gemeinſamen Verordnung 
über den Landesverwaltungdorganismus vom 30. Oktober 1828 
(GothGeſS. Bd. 1 Nr. 17, Cob. [Rückertſche! GeſS. Bd. 6 Nr. 87 
S. 206), insbeſondere der ihr als Beilage II beigefügten Verordnung 
über den Geſchäftskreis und die Geſchäftsführung bei den Herzoglichen 
Landesregierungen zu Coburg und Gotha, wo (in $ 6 Ziff. b) als 
der Staatsaufſicht unterſtehend „alle übrigen, außer den Stadt⸗ und 
Dorfsgemeinden, im Lande beſtehenden Korporationen, geheime 
und öffentliche Geſellſchaften und Anſtalten für gewiſſe und beſondere 
Zwecke“ 72) aufgeführt find. | Ä 

Daß die erwähnte Verordnung in dieſer Hinficht kein neues 
Recht geſchaffen, ſondern nur die Zuſtändigkeit der Behörden in An⸗ 
ſehung des ſchon früher beſtehenden Rechtszuſtandes und das von ihnen 
zu beachtende Verfahren neugeregelt hat, erſcheint als ſicher ??). Das 
iſt inſofern von Bedeutung, als die Verordnung vom Jahre 1828 
durch die 30 Jahre ſpäter erfolgte Neuorganiſation der Verwaltungs⸗ 
behörden überholt und hierbei zwar der Geſchäftskreis der Verwaltungs⸗ 
behörden neugeregelt, über den Inhalt des ſtaatlichen Aufſichtsrechts 
aber keine Beſtimmung wieder getroffen iſt. Auch bei der Neuregelung 
im Jahre 1858 iſt an dem materiellen Rechtsſtande inſoweit nichts 
geändert worden, und es iſt deshalb, um den Umfang des ſtaatlichen 


72) Vgl. die Inſtruktion zur er 181 Preuß der Regierungen in den 
Königl. Preuß. Staaten 23. Oktober 1817 (PreußGeſS. S. 248) 9 2 Ziff. 5: 
„ . . . ferner die Aufſicht über alle Korporationen, Geſellſchaften, Ver⸗ 
n öffentliche Inſtitute und Anſtalten“. 

73) Schon die Erneſtiniſche Landesordnung 1667 gab Vorſchriften über 
die e der Kirchen⸗ und Schulſtiftungen (S. 56) und (in Teil I 
Cap. 7 Tit. 3 S. 68 ff.) über „Hoſpitalien, neue Stiftungen im Lande, 
Zucht⸗, Krankenhäuſer und andere zu milden Sachen gehörige Anſtalten“ 
und regelte die darüber zu führende Auſſicht. Vgl. auch das Goth. Patent 
über die Verwaltung und Geſchäftsführung der „ 3. Febr. 
1828 (GothGeſS. Bd. 1 Nr. 10) 8 28: „Nicht weniger erfordert beſonders 
die Verwaltung der Gemeinden und anderer Korporationen eine 
ſtrengere Aufſicht, als bis jetzt beſteht “ und für Coburg die VO. 
üb. d. Verwaltung der Gemeinde⸗, Kirchen⸗ und Stiftungsärarien 29. Dez. 
1807 (Rückertſche GeſS. Bd. 9 Nr. 1 S. 3). Wegen der Hoſpitäler ſ. auch 
Kaſimirianiſche Kirchenordnung 1708 2. Buch 28. Kapitel S. 313 ff. 
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Aufſichtsrechts über Stiftungen und die fi) daraus ergebenden Be⸗ 
fugniſſe feſtzuſtellen, nötig, auf die früheren Geſetze zurückzugreifen. 
| Aus der erwähnten Beilage II der Verordnung über den Landes⸗ 
verwaltungsorganidsmus vom 30. Oktober 1828 gehören hierher: 
85. In Beziehung auf die Handhabung des Oberaufſichts⸗ 
rechts ſteht Unſeren Landesregierungen jeder in ihrem geographiſchen 
Geſchäftsbezirke alles zu, was zur Kenntnis des Landes, ſeiner Angehörigen 
und ihres Tuns und Treibens, auch überhaupt zur iſteten Ueberſicht des 
Zuſtandes Unſerer Lande, anzuordnen und mittelbar oder unmittelbar ſelbſt 
vorzunehmen, nötig und geeignet ſein mag. 

8 6. Insbeſondere aber haben in dieſer Beziehung Unſere Landes⸗ 
regierungen jede in ihrem Bezirke, 

a) die Aufſicht über das geſamte Kommunalweſen 

b) die Aufſicht über alle übrigen außer den Stadt⸗ und Dorfsgemeinden, 
im Lande beſtehenden Korporationen, geheime und öffentliche Geſellſchaften, 
Verbindungen, öffentliche Inſtitute und Anſtalten für gewiſſe beſondere oder 
allgemeine Zwecke, und die Geſchäfts⸗ und Vermögensverwaltung dieſer 
Anſtalten und Inſtitute; nur mit Ausſchluß derjenigen, welche in der Klaſſe 
der, Unſerem Oberkonſiſtorium untergeordneten Kirchen und Schulen, 
öffentlichen Erziehungs⸗ und desfallſigen milden Stiftungsanſtalten gehören 
insbeſondere was Unſere Landesregierung in Gotha betrifft, die Aufſicht 
auf die im Gothaiſchen beſtehende Landesbrandverſicherungsanſtalt“) und 


die Witwenſozietät“), was aber Unſere Landesregierung in Coburg angeht 


die Aufſicht auf die hieſige (Coburger) im Jahre 1799 errichtete Witwen⸗ 
verſorgungsgeſellſchaft 76); verbunden mit der Aufſicht und Obſorge für die 
richtige, geſetz⸗ und ſtatutenmäßige Verwaltung, Verwendung und Ver⸗ 
rechnung des Vermögens und der Einkünfte dieſer Anſtalten, der Anſtellung 
der dabei, nach vorheriger Berichterſtattung an Uns und Unſerer einge⸗ 
holten Genehmigung, anzuſtellenden Verwalter, Kaſſierer, Rechnungsführer 
und ſonſtigen Angeſtellten, dann der Feſtſtellung der jährlichen Kaſſenetats 
und der Prüfung und Juſtifikation der Rechnungen, welche jährlich zu der 
in den Statuten beſtimmten Zeit, oder wenn die Statuten eine ſolche Zeit 
nicht beſtimmen, längſtens 3 Monate nach dem Ablaufe des Rechnungs⸗ 
jahres von den Rechnungsführern zu legen, und mit den nötigen Belegen 
und Nachweiſungen auch etwaigen Erinnerungen begleitet, von den Vor⸗ 
ſtehern dieſer Anſtalten zur Prüfung und Juſtifikation bei der Landes⸗ 
regierung zu übergeben, von dieſer aber, hinſichtlich der Rechnungen der 
Gothaiſchen Brandverſicherungs⸗ und Witwenſozietät, auch der Coburgiſchen 
Witwenverſorgungsgeſellſchaft, vor der Juſtifikation, zur Einſicht und etwa 
notwendigen weiteren Prüfung, an Uns regelmäßig einzuſenden. 


74) GothGeſS. Bd. 5 Nr. 256 S. 53, Bd. 8 Nr. 443 S. 433, 1877 

S. 161, 758 eſ. 20. Dez. 1899 1 1899 Nr. 42 S. 433 
10. Okt. 1791 Zuſa GothGeſS. Bd. 8 Nr. 454, 
©. 6085 169 Geſ. 19. Juli 18058 0 mee 1895 er. 21 S. 87 und 6. April 


1905 GothGeſS. 1905 Nr. 18 S 


76) Rückert 'ſche GeſS. Sd. 8 Nr. 46, 50, 56, 58, 59 S. 75, 92, 
27 99; Bd. 12 Nr. 40, 100, 102 S. 317, 594 396: geſchloſſen, |. Bek. 
27. Juni 1873 (CobckeſS. 1873 Nr. 778 S. 33). 


Ferner aus der als Beilage III beigefügten Verordnung über 
den Geſchäftskreis und Geſchäftsgang des Oberkonſiſtoriums: 

8 3. Darum gehören von nun an nur zum Geſchäftskreiſe Unſeres 
Oberkonſiſtoriums, als Gegenſtände der Leitung, Beaufſichtigung und Ver⸗ 
waltung des proteſtantiſchen Kirchen⸗, Schul⸗ und Erziehungsweſens: 

1) — 13) 

14) Die Aufſicht auf Kivchen⸗ und Schulengüter, die Beſoldungs fonds 
für Kirchen⸗ und Schullehrer, und das Vermögen der Stiftungen für Kirch⸗ 
liche⸗ und Schulenanſtalten; verbunden | 

15) mit der Verwaltung der Coburger Pfarrbafatirkafle””), der all- 
gemeinen Schulen- und Kirchenkaſſe “) zu Gotha, der Mildenkaſſe ) daſelbſt, 
der für ſich beſtehenden und nicht von Unſerer Kammer?) bisher ver 
walteten Stipendienfonds “), der Gothaiſchen Oberkonſiſtorialkaſſe, der Gehl⸗ 
berger Beſoldungsfondskaſſe, der Kaffe des Rhodius'ſchen Legates ), des 
aerarii piarum causarum und der Kollektenkaſſe ), dann 


16) dem Vorſchlage zur Anſtellung der bei dieſen Kaſſen anzuſtellenden 


Verwalter und Rechnungsführer, der Verpflichtung und Einweiſung derſelben, 
auch nach eingeholter Weiſung von Uns, der Regulierung ihrer Beſoldungen, 
der Herſtellung des Verwaltungsetats für dieſe Anſtalten und Kaſſen, und 
der Prüfung und Juſtifikation der von dieſen Verwaltern und Rechnungs⸗ 
führern zu legenden, Uns jedoch allemal vor der Juſtifikation erſt bericht⸗ 
lich einzuſendenden Rechnungen; 

17) die Vergebung von Stipendien und Freitiſchen und zwar ohne 
vorherige Berichtserſtattung an Uns, wenn die einen oder die andern von 
beſonderen von Privatperſonen dazu gewidmeten, von dem Oberkonſiſtorium 
verwalteten oder ihm untergeordneten Stiftungsfonds beſtritten werden 

8 13. Hinſichtlich der ihrer Aufſicht und Verwaltung untergeordneten 
Kirchen⸗ und Schulenärarien und des Vermögens der, für Zwecke des Kirchen⸗ 
und Schulweſens, der Volkserziehung und des öffentlichen Unterrichts vor⸗ 
handenen Stiftungen, hat Unſer Oberkonſiſtorium möglichſten Fleißes 
darüber zu wachen, daß dieſe Fonds und alle dazu gehörigen Güter, mit 
möglichſter Wirtſchaftlichkeit zweckgemäß bewirtſchaftet und verwendet 
werden, zu dem Ende die jährlichen Etats zu bearbeiten, ſolche bei wich⸗ 
tigeren und namentlich bei oben (8 3 Nr. 15) aufgeführten Kaſſen, Uns zur 
ee vorzulegen, und hierauf an die Verwalter zur Befolgung mit 


— m — e 


77 Rückert e GeſS. Bd. 8 Nr. 7, 12, 15 S. 13, 22, 25; auf⸗ 


geboben drr J. 28. Sept. 1865 (CobceſS. 1865—67 Nr. 524. S. 428). 

78) Goth. Landeskirchenkaſſe, errichtet durch Herzog Auguſt mitte 
Patents 6. März 1818; |. v. Strenge⸗Rudloff⸗Claus, S. 12 f. 
des 1 d. ebangel Landeskirchen in a (1908 S. 182 
36, 100, 103, 118 f., 198; E. v. Strenge, Thürßl. 50 (1903) S. 180 185 ff. 
(hier Abdruck des Patents 6. März 181 18). 

79) 1 5 von 00 1055 Ernſt d. Frommen; ſ. v. ie 
Cla us S. 183, 3 v. enge a. a. O. 1 
| 80) GothGgeſe. Bd. 6 Nr. 343 S. 19. 

81) Brückner, En der goth. Landesgeſ. (1867) 569 ff. 

82) Brũ ckner, daſ. 513. 

83) Neue Beifugen 543; v. Strenge-Rubloff- „Claus 202; E. 
v. Strenge a. a. O. 180. 


| 
| 
| 
! 
| 
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den nötigen Inſtruktionen hinauszugeben, außerdem aber darauf zu ſehen, 
daß von allen die Rechnungen jährlich gehörig und zu rechter Zeit gelegt, 
ohne Zeitverluſt revidiert, die geſtellten Erinnerungen erledigt, die Rech⸗ 
nungen hierauf juſtifiziert, auch überhaupt das Vermögen aller kirchlichen⸗, 
Schul- und ihm untergeordneten Stiftungsanſtalten ſtets möglichſt vor 
allem Nachteile bewahrt und ſichergeſtellt erhalten werde 


9 14. Die Anſtellung der Verwalter und Rechnungsführer der Kirchen 
und Schulen und dem Oberkonſiſtorium untergeordneten Stiftungskaſſen 
und Güter bleibt hinſichtlich der Kirchen⸗ und Schulärarien der Städte und 
Landorte den Unterbehörden und denjenigen überlaſſen, welche ſolche bisher 
angeſtellt haben. Doch hat Unſer Oberkonſiſtorium darüber zu wachen, 
daß nur ſolche Leute hierzu gebraucht werden, welche dieſen Geſchäften ge⸗ 
Hörig und genügſam vorzuſtehen vermögen. Zur Anſtellung der Verwalter 
derjenigen Kaſſen, deren Verwaltung Unſerem Oberkonſiſtorium zunächſt 
zuſteht, namentlich zur Anſtellung der Verwalter der oben ($ 3 Nr. 15) 
angedeuteten Anſtalten aber iſt die Einholung Unſerer Genehmigung und 
darum vorher der berichtliche Vorſchlag, etlicher, wenigſtens dreier, hierzu 
tauglicher Subjekte bei Uns erforderlich. Und iſt bei der Prüfung der 
Tauglichkeit der Uns vorzuſchlagenden Subjekte, nächſt anderen nötigen 
Eigenſchaften auch darauf zu ſehen, daß die Vorgeſchlagenen im Stande 
ſind, die nötigen Kautionen zu beſtellen, für deren ordnungsmäßige Be⸗ 
ſtellung das Oberkonſiſtorium in jedem einzelnen Falle zu ſorgen hat. 

Ergänzend beſtimmt zu dieſen Vorſchriften über die Stiftungen 
für kirchliche und Schulzwecke die landesherrliche Verordnung über 
die Organiſation der geiſtlichen Unterbehörden im Herzogtum Gotha 
vom 15. Okt. 1839 (GothGeſS. Bd. 4 Nr. 202 S. 141): 

§ 27. Der Geſchäftskreis der Kirchen⸗ und Schulämter erſtreckt 
ſich . auf folgende Gegenftänbe: | 

1) - > 12) 5 

13) die unmittelbare Aufſicht auf das Kirchen⸗ und Schulgut und 

Vermögen und auf die etwa beſtehenden milden Stiftungen und Stipendien, 
welche nicht dem Oberkonſiſtorio oder einer anderen Behörde ſpeziell 
untergeben ſind . 

14) die unmittelbare Aufficht über die Verwaltung der Kirchen⸗, 
Schul- und Stiftungskaſſen, die Verhandlung wegen Anſtellung, Verpflich⸗ 
tung und Einweiſung der Rechnungsführer, die Herſtellung des Verwaltungs⸗ 
etats und die erſte Prüfung und Juſtifikatur der abgelegten Rechnungen; 

15) die Verleihung von Stiftungsbenefizien, wenn dieſelbe verfaſſungs⸗ 
und ſtiftungsmäßig oder herkömmlich nicht einer anderen Behörde dermalen 
zuſtehet. 

Durch die Aenderung der Verwaltungsorganiſation im Jahre 
1858 (Geſetze über die Organiſation der Verwaltungsbehörden vom 
17. Juni 1858 [CobGeſS. 1857/58 Nr. 305 S. 509] und vom 
11. Juni 1858 [GothGeſS. Bd. 10 Nr. 570 S. 315) gingen die 
Geſchäfte der Landesregierung und des Oberkonſiſtoriums auf das 


u 


1 — | | 
Staatsminiſterium über 8). Im übrigen blieb der Rechtszuſtand im 
weſenklichen derſelbe. Nach § 2 Ziffer II 4 bezw. B 4 der Geſetze umfaßt 
die innere Verwaltung (Adminiſtration) von den Regierungsſachen im 
engeren Sinne namentlich auch „die Beaufſichtigung ſolcher öffent⸗ 
lichen Stiftungen und Anſtalten, welche nicht in den Bereich der 
Juſtiz⸗, Kirchen⸗ und Schul⸗ oder Finanzverwaltung gehören“. Unter 
den danach aufgezählten Stiftungen und Anſtalten befindet ſich (für 
Coburg) auch die „Schereß⸗Zieritziſche Stiftung“ (unten Anm. 88). 
Nach § 35 Ziff. 5 der Geſetze gehört ferner zum Geſchäftskreis der 
geiſtlichen und Schulverwaltung „die Aufſicht auf das Kirchen⸗ und 
Schulvermögen und auf Stiftungen für Kirchen⸗ und Schulzwecke mit 
Einſchluß der Vergebung von Stipendien und Freitiſchen mit der 
Befugnis zur Erörterung und Entſcheidung von Streitigkeiten über 
ſolche Stipendien und Freitiſche“. Den Kirchen⸗ und Schulämtern 8°) 
wurde der Geſchäftskreis der bisherigen geiſtlichen Untergerichte zu⸗ 
gewieſen ($ 43), für Gotha mit der Maßgabe, daß ihnen „die 
definitive Juſtifikatur der abgelegten Rechnung über die Ver⸗ 
waltung der Kirch⸗, Schule und Stiftungskaſſen“ obliegt, „indem die 
bisher vorgeſchriebene Oberreviſion derſelben hiermit aufgehoben 
wird“ (Goth. VO. 14. Juni 1858 8 3 Ziff. 7 [GothGeſS. Bd. 10 
S. 347) 80). | 
Die Rechtslage in den Herzogtümern Coburg und Gotha ift 
alſo die, daß die Aufſicht über die Stiftungen für Kirchen⸗ und Schul⸗ 
zwecke dem Staatsminiſterium als der oberſten Behörde der geiſtlichen 
und Schulverwaltung (OrganiſGeſ. v. 11./17. Juni 1858 $ 45), 
zum Teil noch den Kirchen⸗ und den Schulämtern, und die Aufſicht 
über die andern Stiftungen regelmäßig gleichfalls dem Staats⸗ 
miniſterium zuſteht s'). Die Aufſicht erſtreckt ſich grundſätzlich auch auf 
800) Vgl. goth. Vo. üb. d. Gejchäftätveis der Behörden im Bereiche 
der inneren Verwaltung 9 705 der geiſtlichen u. e 14. Juni 
1858 5 11 Ziff. 10 und I (ButbBe)S, Bd. 10 ©. 347). | 
5) Auf Grund der neuen Volksſchulgeſetzgebung getrennt in Kirchen⸗ 
ämter und Schulämter (cob. VO. 5. Jan. 1875 Cobcheſe, S. 3, goth. VO. 
13. Aug, 1872 GothGeſS. S. 121). | 
86) Wegen der Zuſtändigkeit des Vorſtandes des Landeskirchenrates 
und der Kirchgemeinderäte in Stiftungsſachen vgl. cob. Ordnung der Kirchen⸗ 
verwaltungen und des Landeskirchenrats 23. Mai 1911 $ 18 (CobGeſS. 
1911 Nr. 21 S. 200) und goth. Ordnung der r und des 
Nr. 24 S. 157. 23. Mai 1911 88 20 Abſ. 1d, 21, 43 (GothGeſS. 1911 
. 8 . 
87) Nach 87 des cobgoth. AG. z. GVG. 7. 5 1879 (GemGeſs. 
Nr. 369, CobGeſS. 1879 S. 83, GothGeſS. 1879 S. 63) kann die einzelnen 
Gerichten zuſtehende e oder Beaufſichtigung von Stiftungen von 
eri 


der Staatsregierung anderen chts⸗ oder Verwaltungsbehörden über⸗ 
tragen werden. 
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die reinen Privatſtiftungen. In § 2 II, 4 B der Organifation?- 
geſetze von 1858 iſt zwar nur von den „öffentlichen“ Stiftungen die 
Rede; damit iſt aber, wie ſich ſchon aus der Einbeziehung der privat⸗ 
rechtlichen Schereß⸗Zieritz⸗Stiftung 88) ergibt, keineswegs geſagt, daß 
die Privatſtiftungen von der Staatsaufſicht ausgeſchloſſen ſein ſollen. 
Es waltet hier die Auffaſſung ob, daß die Stiftungen überhaupt, 
da ja an ihnen regelmäßig ein öffentliches Intereſſe beſteht, einen 
Teil des Staatsorganismus bilden und ſomit der adminiſtrativen 
Einwirkung zu unterfallen haben. Davon geht auch das Bürgerliche 
Geſetzbuch aus 8). In dieſem Sinne können die Organiſations⸗ 
geſetze von „öffentlichen“ Siftungen d) ſprechen, ohne damit die 
privatrechtlichen auszunehmen. 


Auch kann im 9 en sgeſchäfte einer nichtſtaatlichen, N einer 
Gemeindebehörde ein Aufſichtsrecht eingeräumt werden (Böckel a. a. O. 67). 
1 aber das Oberaufſichtsrecht des Staates nicht gänzlich aus⸗ 
geſchaltet. 
88) Die Schereß⸗Zieritzſche Stiftung beruht auf dem Teſtament des 

a Johann Conrad v. Schereß genannt Zieritz (geft. in Wieſenfeld 
bei en d am 3. September 1704) vom 19. Dezember 1690 und ver⸗ 
ſchiedenen Nachträgen. Abgeſehen von einer Reihe von Vermächtniſſen be⸗ 
ſtimmte v. Schereß⸗Zieritz ſeinen Nachlaß für eine Stiftung „ad pias causas“ 
(novum pium corpus). Durch Nachtrag vom 22. Februar 1701 widmete 
er fit aus (die Schereßburg) in Wieſenfeld zu einem „Stadt⸗ und Land⸗ 
Hoſpital und ſonderlich für unvermögliche verdiente Diener, Chriſt⸗ und 
weltlichen Standes, Gottſeelige Schulbediente miteingeſchloſſen“, in dem „die 
Beneficiarii verpfleget werden“ ſollen. „Hochfürftliche Landes herrſchaft hat 
die Execution durch die Collegia“ — „Landesfürſtl. Regierung, Conſiſtorium 
und geſammte Landſchaft Nachexekutores“. Näheres bei Brückner, Heimat⸗ 
re aus Wieſenfeld, Coburg, A. Seitz Hofbuchhandlung, 1912, S. 64 ff., 
52 f. Die Urſchrift des Teſtaments befindet ſich im Herzogl. Geheimen 
Archiv in Coburg. 

89) Vgl. Denkſchr. 27 f.: „Aber auch die privatrechtlichen Stiftungen 
fallen keineswegs ausſchließlich in das Gebiet des bürgerlichen Rechts. An 
der Begründung, der ordnungsmäßigen Verwaltung und dem Fortbeſtande 
der Stiftungen hat die Geſamtheit ein ſo erhebliches Intereſſe, daß auch das 
öffentliche Recht ſie in weitem Umfange erfaſſen muß. Für den Entwurf 
kann es ſich daher um eine erſchöpfende reichs rechtliche Regelung des Stif⸗ 
tungsrechts nicht handeln“ und weiter: „Das Stiftungsgeſchäft geht in 
ſeinen Wirkungen über die der Privatautonomie ſonſt gezogenen Grenzen 
weit hinaus. Wenn die Rechtsordnung dem Einzelnen die außerordentliche 
Machtvollkommenheit beilegt, eine Vermögensmaſſe auf unbeſchränkte Zeit 
einem beſtimmten Zwecke zu widmen, ſo geſchieht dies, um Zwecke, welche 
dem Gemeinwohle dienen, dadurch zu fördern.“ Wenn auch bei 
manchen Stiftungen, insbeſondere den reinen Familienſtiftungen, ſolche 
öffentliche Zwecke ganz zurücktreten, ſo ſchließt das doch nicht aus, daß 
auch für ſie die Staatsaufſicht grundſätzlich beſteht. Ob und in welchem 
Umfange in derartigen Fällen ein praktiſches Bedürfnis zur Ausübung des 
Aufſichtsrechts beſteht, iſt eine Frage für ſich. Deshalb 0 es auch gleich⸗ 
galtig, . Maße das Aufſichtsrecht bisher tatſächlich ausgeübt 
worden iſt. 

90) Der Begriff der i Stiftung deckt ſich keineswegs mit 
dem der Stiftung des öffentlichen Rechts. Beide ſind im BGB. mehrfach 
erwähnt (58 45 Abſ. 2, 89, EG. Art. 85, 91, 100, 101, 138), ohne daß der 
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Als hauptſächlichſte Obliegenheiten der Aufſichtsbehörden 9%) werden 
in den Landesgeſetzen bezeichnet: 1) die Obſorge für die richtige 
geſetz⸗ und verfaſſungsmäßige Verwaltung, 2) die Anſtellung der 
Verwalter und Beamten, 3) die Aufſtellung des Voranſchlags und 4) 
die Prüfung und Genehmigung der Stiftungd rechnungen. Die Aus⸗ 
übung der den Aufſichtsbehörden danach zuſtehenden Befugniſſe kann, 
ſoweit die unter 2) bis 4) erwähnten Obliegenheiten in Betracht kommen, 
durch eine anderweitige Regelung im ſtaatlich genehmigten Stiftungs⸗ 
geſchäft ausgeſchaltet werden; denn die auf die Verfaſſung bezüglichen 
Beſtimmungen der Landesgeſetze (BGB. § 85) gehen der Regelung im 
Stiftungsgeſchäfte nur inſoweit vor, als ſie zwingenden Rechts ſind. 
Dagegen kann die ſtaatliche Aufficht ſelbſt und die darin enthaltene Für⸗ 
ſorgepflicht nicht durch private Anordnung des Stifters ausgeſchloſſen 
oder beſchränkt werden; das folgt ohne weiteres aus dem Zweck der 
Staatsaufſicht und aus ihrer Eigenſchaft als Staatshoheitsrecht 92). 

Da in Coburg⸗Gotha außer den erwähnten Vorſchriften geſetz⸗ 
liche oder gewohnheitsrechtliche Rechtsſätze über den Inhalt des ſtaat⸗ 
lichen Aufſichtsrechts und die zu ſeiner Ausübung dienenden Mittel 
nicht feſtſtellbar ſind, ſo muß angenommen werden, daß die Ver⸗ 
waltungsbehörden die ihnen nötig oder nützlich erſcheinenden Anordnungen 
nach ihrem eignen diskretionären Ermeſſen zu beſtimmen haben und 
daß fie dabei, abgeſehen von den Beſtimmungen in den §8 87 und 


Begriff im Geſetze jeftgele t worden wäre (Prot. 1, 585 f.). Dadurch, daß 
eine Stiftung unter der Verwaltung öffentlicher Behörden ſteht, wird ſie, 
wie lich aus EG. Art. 91 deutlich ergibt, noch 15 zu einer öffentlich⸗ 
rechtlichen Stiftung. Ob eine Stiftung eine ſolche des öffentlichen Rechts 
iſt, kann nur 157 dem liche und Rechte der Einzelſtaaten beſtimmt 
werden (Seydel, Staatsrechtliche und politiſche Abhandlungen, N. F. 1902, 
267 ff.). Der Begriff der öffentlichen Stiftung iſt jedenfalls der weitere; 
er umfaßt ſowohl die öffentlichrechtlichen Stiftungen, wie ſolche des Privat⸗ 
rechts. Sicher iſt, daß dazu alle em en gerechnet werden müſſen, die 
nicht reine Familienſtiftungen ſind. Die bayriſche Praxis bezieht ſogar die 
reinen Familienſtiftungen in den Begriff der öffentlichen Stiftung ein, ſofern 
ſie nur ſachlich, wenn auch in der Beſchränkung auf die Familien, gemein⸗ 
nützigen, insbeſondere alſo Wohltätigkeits⸗, Kultus⸗ oder Unterrichtszwecken 
ewidmet ſind (Sartorius a. a. O. 539 f.; ſ. auch Fell, Spruchpraxis des 
ayriſchen Verwaltungsgerichtshofs aus dem Grenzgebiete zwiſchen öffent⸗ 
1 5 und bürgerlichem Recht, JW. 1914, 549). Allgemein läßt ſich ſagen, 
daß zu den „öffentlichen“ Stiftungen alle Stiftungen gehören, mit deren 
weck ein öffentliches Intereſſe verknüpft iſt. Vgl. auch Oertmann, Bayr. 
andesprivatrecht (1903), 109; Dorner und Seng, Bad. Landesprivat⸗ 
recht (1906), 55. Noch weiter geht Hölder a. a. O. 257 ff. („Der Stiftungs⸗ 
zweck 91 nie ein privater“). 
| 91) Nach Reichsrecht iſt die Aufſichtsbehörde Zuſtellungsempfängerin 
für die Stiftung im Falle ihres Beteiligtſeins an einer Zwangsverſteigerung 
oder Zwangsverwaltung (8 VG. § 6 Abſ. 2 | 
2) Vgl. Begr. z. preuß. Geſetzentwurf 1913/14 168 Spalte 2. 
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88 BGB. und Art. 7 Abi. 3—5, 56 AG. z. BGB., nur an die 
Schranken gebunden ſind, welche die grundſätzliche Wahrung der der 
Stiftung beigelegten Handlungsfähigkeit ihnen vorzeichnet. Mit andern 
Worten, ſie können in jeder ihnen geboten erſcheinenden Weiſe in 
die Verwaltung der Stiftung eingreifen und ihre Anordnungen (Ge⸗ 
bote und Verbote) mit allen zuläſſigen Mitteln durchſetzen, ſoweit 
hierdurch nicht die geſetzlich gewährleiſtete Handlungsfreiheit der Stiftung 
beeinträchtigt wird 5). Damit iſt das Recht der Aufſichtsbehörden, 
außer der Geſetz⸗ und Verfaſſungsmäßigkeit der Verwaltungshandlungen 
auch deren Zweckmäßigkeit zu prüfen und das Ergebnis ſolcher 


Prüfung zum Anlaſſe behördlichen Eingreifens zu machen 9), aus⸗ 


geſchloſſen; nur die der geiſtlichen und Schulverwaltung unterſtellten 
Kirchen⸗ und Schulſtiftungen bilden in dieſer Beziehung eine Aus⸗ 
nahme; denn bei ihnen ſoll die Aufſichtsbehörde darüber wachen, 
daß die Stiftungsgüter „mit möglichſter Wirtſchaftlichkeit zweck 
gemäß bewirtſchaftet und verwendet werden“, während die Aufſicht 
über die andern Stiftungen auf die „Obſorge für die richtige, ge— 
ſetz⸗ und ſtatutenmäßige Verwaltung uſw.“ beſchränkt iſt. Die 
Aufſichtsbehörden haben ſich auch grundſätzlich der Einmiſchung in 
das Leben der Stiftung zu enthalten, ſolange ſich dieſe in den durch 
Geſetz und Verfaſſung vorgezeichneten Grenzen ordnungsmäßig be⸗ 
tätigt “s); insbeſondere können fie nicht verlangen, daß die Stiftungs⸗ 
verwalter zu gewiſſen Akten der Lebensbetätigung der Stiftung, etwa 
zur Veräußerung oder Belaſtung von Grundbeſitz, zur Aufnahme von 
Darlehen, zur Führung von Prozeſſen oder zum Abſchluß von Ver⸗ 
gleichen, die behördliche Genehmigung )) einholen oder daß die 
Wirkſamkeit ſolcher Akte von einer ſtaatlichen Beſtätigung abhängig 


HRG. 2 an Sat KG. 29. Juni 1903 OLG. 7, 201; DRG. Roſtock 8. Okt. 1912 


2 Somit bort beim 1 einer 1 ie (Aus⸗ 
N ee 


ſoweit a die nd Art. 86 EG. z. BGB. 8 Amorti⸗ 
ſationsgeſetze die Notwendigkeit Haste, Genehmigung feſtgeſtellt ift, und 


als Sanbegefe ehe in den beiden 9070 Einen befannt And wochen Ki 
Er Nr. 68 und 86 S. 693, 906, GothGe 

und 34 S. 1 04, 261), beſtimmt $ 52 des Staatsgrund eſetzes vom 3. Mai 
1852 (GemöGeſs. Nr. 2, CobGeſS. 1852 — 54. Nr. 150 S. 7, GothGeſS. 1852—54 
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ſei. Unter Umſtänden wird ſich danach die Aufſichtsbehörde nicht 
auf die Abwehr geſetz⸗ und verfaſſungswidriger Handlungen zu be⸗ 


9 
Hildburghauſen 7. Bd. 1740 — 1749 XXXII). Nach Stichling bei 
a. 
BGB. durch Gewohnheitsrecht beſeitigt geweſen ſein. Nach Kahl, Die 


jene Verordnungen in Coburg noch gelten (Verh. d. gemeinſch. Landtags 
1897—1900 S. 499 und Beil. A zu Nr. 10 S. 26). 


Cob. Verordnung vom 26. Aug. 1756 

VG. Franz Joſias, H. z. ©. ete. 
Fügen hiermit iedermänniglich zu wiſſen: Ob zwar vorhin kundbar, 
welchergeſtalt die von Clöſtern, Kirchen, Stifftungen, und dergleichen Cor- 
oribus geſchehende Acquisition unbeweglicher Grund⸗Stücke, oder auch Lehen⸗ 
fechten Gülten, Erb⸗Zinſſen, Zehenden, und ſolcher Güter, welche in denen 
Rechten denen immobilibus beygezehlet, oder gleichgeachtet werden, als eine 


schränken haben, ſondern auch ſelbſthandelnd in die Lebensbetätigung 


der Stiftung eingreifen können, beiſpielsweiſe durch Ausübung be⸗ 


dem libero Commercio und Interesse publico nachtheilige Sache, gleich als 
es auch in andern, ſowohl Evangeliſch⸗ als Catholiſchen Landen gehalten 
wird, in Unſeren hieſigen Fürſtenthum und Landen, ohne Landesherrliche 
ausdrückliche Dispensation bereits bishero keinesweges geſtattet worden. 
Nachdem Wir jedoch glaubhafft vernehmen müſſen, als ob unter dem Vor⸗ 
wand einer dieſerhalb nicht vorhandenen ausdrücklichen Disposition, hier- 
über Ban fi erreget, und von einigen Clöſtern und Stifftungen unbewegliche 
Güter an ſich zu bringen getrachtet worden; Und Wir aber dergleichen un⸗ 
gebührlichen Beginnen, aus dem Grunde abzuhelffen nöthig onen, Als 
machen Wir andurch Unſere ernſtliche und beſtändige Willens⸗Meynung 


dahin bekannt, daß alle Veräuſſerungen unbeweglicher und dahin gehöriger 


Güter und Stücke ad manus mortuas, zu ewigen Zeiten in Unſern Fürſten⸗ 
thum und Landen verboten ſeyn und bleiben, folgbar kein Cloſter, Stifftung, 
it. J oder ſolches Corpus, welches unter die manus mortuas zu rechnen 
ER ug und Macht haben 13 von ſolcherley Gütern und Stücken, ſie ſeyen 
ben oder Erbe, Adeliche, Bürger⸗ oder Bauern ⸗Güter, weder durch 
Käuffe, ſie ſeyen erblich, oder auf Wieder⸗Kauff, Tauſch, oder andern der⸗ 
gleichen ad transferendum dominium qualificirten titulum, wie der Namen 
baden mögte, etwas an fich zu bringen. Und ob Wir wohl dergleichen 
Corporibus die Gelegenheit zu ſicherer Anlegung ihrer Capitalien nicht be⸗ 
nehmen wollen, folglich in dieſer Abſicht, und damit der öffentliche und 
ri vat Credit einigen Anſtoß nicht leide, geſchehen laſſen, daß ſelbigen gegen 
orleyhung ihrer Gelder, ſolcherley unbewegliche Güter, Renten und Ge⸗ 
fälle, unter obrigkeitlicher und respective Lehensherrlicher Einwilligung, bei 
welcher jedoch die in dem Landes herrlichen Generali vom 7. Decembr. 1729 
vorgeſchriebene Maſſe, genau zu beobachten iſt, unterpfändlich verſchrieben 
werden, und ihnen in ſolcherley Fällen die ſchleunige Justiz angedeyhen, 
kal lich auch die Hülffe und Immission ad effectum jus reale consequendi 
et fructus percipiendi nicht verweigert werden ſoll; So ſollen ſie jedennoch 
durch ſolche Immission einige Possession nicht erlangen, ſondern vielmehr 
von Obrigkeits wegen ein Sequester beſtellet, und die von ſolchen erhebende 
Güter⸗Nutzung, dem immittierten Gläubiger geliefert, hiernächſt auch mit 
Beobachtung gehöriger Ordnung zur öffentlichen Subhastation geſchritten 
werden, bey welcher aber die creditirende pia corpora ſich des Licitirens 
keinesweges anzumaſſen haben. . 

Woferne auch einem Cloſter, Stifftung und andern Corpori, oder ad 
piam causam ein unbewegliches Gut, oder anderes vorbeſchriebenes Stück, 
per Testamentum, oder andere Dispositionem mortis causa verſchaffet, oder 
auch per donationem inter vivos zugewendet würde, ſoll ſolches zwar in recht⸗ 
licher Maſſe und Ordnung unverwehret ſeyn, jedoch dergeſtalt und alſo, daß 
in ſolchen Fällen die acquirirende manus mortua, das ihr auf ſolche Fri 


zugekommene unbewegliche Gut oder Stück, längſtens binnen Jahres⸗Friſt, 


à tempore acquisitionis anzurechnen, an einen anſtändigen Käufer hinwieder 
1 überlaſſen ſchuldig und gehalten, im Fall aber binnen ſolchen Termin die 
Losſchlagung freywillig nicht geſchähe, der Judex rei sitae befugt und 
verbunden ſeyn ſoll, den Verkauff gerichtlich und sub hasta zu bewürken. 

Gleichwie Wir nun über dieſe Unſere, mit vorbedachten Rath und 
Willen, auch vorgängiger Vernehmung des ohnmaßgeblichen Gutachtens 
Unſerer getreuen Landſchafft, abgefaßte Landesfürſtliche Verordnung, von 


- Unjern Landes⸗Collegiis, Ritter⸗ und Landſchafft, auch Unſern Aemtern, 


7 


1 
1 
1 
1 
N 


Stadträthen, Gerichten und Voigtheeyn, auch allen Unſern Unterthanen, 


1 und genau gehalten wiſſen wollen; Alſo haben Wir zu Urkund 
eſſen gegenwärtiges Patent unter Unſern vorgedruckten Fürſtlichen Inſiegel 
eigenhändig unterſchrieben, und durch den Druck öffentlich zu publiciren ande», 


bohlen. Geſchehen und gegeben Coburg zur Ehrenburg, den 26. Auguſt 1756. 


Franz Joſias, H. z. S. ete. 
Blätter für Rechtspflege LXIII. N. F. XLIII. 19 | 
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bördfihen Zwanges gegen fäumige Organe der Stiftung, und keine 
geſetzliche Beſtimmung hindert die Aufſichtsbehörde daran, im Notfalle 
ungeeignete oder ungetreue Vorſtandsmitglieder abzuberufen und 
durch andere zu erſetzen '), wenn nämlich kein anderes Mittel ge⸗ 
geben iſt, um die Stiftung vor dem ſchädlichen Verhalten ihrer 
eignen Organe zu behüten. Selbſtverſtändlich iſt hier nur an ganz 
beſonders ſchwere Fälle, z. B. geiſtige Erkrankung eines Vorſtands⸗ 
mitgliedes, Unterſchlagung und ſonſtige ſchuldhafte Gefährdung des 
Stiftungsvermögen8 durch den Vorſtand, zu denken (vgl. BGB. 
88 1886, 2227). Wenn in einzelnen Landesgeſetzen (oben Anm. 66) 
dieſe Befugnis der Aufſichtsbehörde beſonders hervorgehoben iſt, ſo 
ſcheint damit nichts feſtgelegt, was nicht auch ohne geſetzliche An⸗ 
ordnung als Inhalt des Aufſichtsrechts Geltung zu fordern gehabt 
hätte vs). Keinesfalls darf die Behörde ruhig zuſehen, wenn die ihrer 
Aufſicht unterſtellte Stiftung durch ihren eignen Vorſtand in ihrem 
Beſtande gefährdet wird; hat die Behörde das Recht und die Pflicht 
der Fürforge, ſo müſſen ihr auch die Mittel) zuſtehen, fie wirkſam, 
und wie es das Wohl der Stiftung erfordert, auszuüben. Durch 


98 Gierke, DPR. 1, 656 Anm. 62. | | 
98) Für die preußiſchen liche diechrſpre en nimmt das Kammergericht 
im Anſchluß an die landrechtliche Rechtſ 8 0 (preuß. Ob Trib. 9. Febr. 
1852 Striethorſts A. 6, 32) an, daß dem Aufſichtsgericht mangels ausdrück⸗ 
licher Beſtimmung ein Entla 1 nicht zuſtehe (KG. 29. Juni 1903 
OLG. 7, 201; 28. Nov. 1907 KGJ. 35 A 400 namentlich wenn in der Stiftungs⸗ 
urkunde die m als der Weg zur Entfernung eines Vorſtehers vorge⸗ 
ſehen ſei. Für 55 Anſicht kann geltend gemacht werden, daß bei den 
Familienſtiftungen die grundſätzliche Autonomie der Familie anzuerkennen 
iſt (Cruſen⸗Müller, Preuß. AG. z. BGB. [1901], 42f.) und bei ihnen 
regelmäßig durch Familienſchluß oder im Rechtswege die Beſeitigung eines 
ungetreuen oder ungeeigneten Vorſtandes herbeigeführt werden kann. Mit 
Recht iſt demgegenüber aber in der amtlichen Begründung zum preuß. 
Geſetzentwurf 1913/14 S. 170 Spalte 1 darauf hingewieſen, das Mittel der 
Klage werde vielfach n wo ein ſchleuniges Einſchreiten gegen den 
unſähigen oder unredlichen Vorſtand geboten erſcheine, und die Beurteilung 
der Frage, ob der Vorſtand für die Erfüllung ſeiner Pflichten unfähig oder 
ungeeignet ſei, werde richtiger der Aufſichtsbehörde als einem den Verhält⸗ 
niſſen mehr oder weniger fernſtehenden Prozeßgericht übertragen (ſ. oben 
Anm. 66). Abgeſehen von kifen der Auſſichsbehork organiſierten Stiftungen 
wird jedenfalls das Eingreifen der Aufſichtsbehörde regelmäßig das einzige 
Mittel ſein, um die Gefährdung der Stiftung durch ungeeignete Vorſtands⸗ 
mitglieder auszuſchließen. Die Schadenserſatzklage reicht dazu keineswegs 
aus, da ſie die Stiftung nicht vor künftigen Schädigungen zu ſchützen ver⸗ 
mag. Da übrigens die Beſeitigung ungeeigneter Vorſtandsmitglieder vom 
Staatsminiſterium im Notfalle auch auf dem Wege der Verfaſſungsänderung 
herbeigeführt werden könnte (AG. Art. 7 Abſ. 2), ſo iſt nicht einzuſehen, 
waz der entſprechenden Aufſichtsverfügung für den einzelnen Fall ohne den 
Umweg einer allgemeinen Regelung hinderlich ſein ſollte. 
99) Vgl. RG. 4. Nov. 1913 83, 252: „Der Satz des preußiſchen Land⸗ 
rechts: Wem die Geſetze ein Recht geben, dem bewilligen fie auch die Mittel, 
ohne welche dasſelbe nicht ausgeübt werden kann, iſt heutzutage jo ſehr im 
allgemeinen Rechtsbewußtſein durchgedrungen, daß er der Hervorhebung 
durch eine geſetzliche Vorſchrift nicht mehr bedarf.“ 


—— 


Nach Gierke, e 834 
e 
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die Moglichkeit. Vorſtandsmitglieder gerichtlich beſtellen zu laſſen 
(BGB. $ 29), kann das der Aufſichtsbehörde zuſtehende Recht der 


Abſetzung ungeeigneter oder ungetreuer Organe nicht erſetzt werden; 
denn die gerichtliche Beſtellung iſt nur ein Notbehelf von vorüber⸗ 


gehender Bedeutung, während das Eingreifen der Aufſichtsbehörde 


einen dauernden und endgültigen Zuſtand herbeizuführen bezweckt. 
Im übrigen können die Mittel, die der Aufſichtsbehörde zur 


wirkſamen Ausübung des Aufſichtsrechts zur Gebote ſtehen 100), nicht 


erſchöpfend erörtert werden. Reichs⸗ und landesgeſetzliche Vorſchriften 
über rechtsähnliche Verhältniſſe geben dafür manchen Anhalt 101). 


Vorausſetzung einer zweckdienlichen Aufſichtsführung iſt, daß die Auf⸗ 


ſichtsbehörde von der Verwaltungstätigkeit der Stiftungdorgane 
Kenntnis 102) erlangt; dazu können dienen: die Verpflichtung der 
Verwalter, allgemein oder auf beſonderes Verlangen der Behörde von 
gewiſſen Vorgängen Nachricht zu geben, Urkunden vorzulegen, Ab⸗ 
ſchriften einzureichen, die Einſichtnahme der Sitzungsprotokolle, die 
Anweſenheit eines Vertreters der Behörde in den Vorſtandsſitzungen 105). 


Ferner kommen als (abhelfende) Mittel der Aufſichtsführung in Be⸗ 


100) Vgl. darüber Gierke, Genoſſenſchth. 659 ff., DPR. 1, 522 ff 
Anm. 1 kann der Staat bei privaten Stif⸗ 
kungen als Hüter der von den verſtorbenen Stiftern ihnen eingepflanzten 
Willen im Falle einer Unterbrechung des Stiftungslebens die Kontinuität 
der I HET ſoll die vermitteln. Nach 8 184 Abſ. 3 des preuß. Geſe 
entwurfs 1913/14 ſoll die Auſſichtsbehörde, wenn ein Vorſtand no micht 
beſtellt oder an der Erfüllung ſeiner Pflichten vorübergehend verhindert 
iſt, berechtigt und verpflichtet ſein, die erforderlichen Maßregeln zu treffen; 
die weite Faſſung dieſer Beſtimmung, welche der des $ 1846 BGB. entſpricht, 
Dr nach der Begründung 170 Spalte 1 und 117 Spalte 2 der Aufjichts«- 
ehörde ſowohl eine tatſächliche Fürſorge wie eine rechtliche Vertretun 
5 und es iſt weiter als der bisherigen Rechtslage entſprechen 
(KG. 29. Juni 1903 OLG. 7, 202) hervorgehoben, daß zu den vorſorglichen 
Maßregeln insbeſondere auch die Beſtellung eines einſtweiligen Vertreters, 
eines vorläufigen Vorſtands gehöre; auch könne die Auſſichtsbehörde, wenn 
es ſich nur um die Erledigung beſtimmter Geſchäfte handle, einen beſon⸗ 
dern Vertreter im Sinne des § 30 BGB. berufen. Dieſe Befugniſſe werden 
auch ohne ausdrückliche Vorſchrift als aus dem Aufſichtsrechte fließend all⸗ 
gemeine Geltung beanſpruchen können. Selbſtverſtändlich wird für eine An⸗ 
ordnung nach § 29 BGB. kein Raum mehr ſein, wenn die Aufſichtsbehörde 
ſchon für eine genügende Vertretung geſorgt hat (daſ. Begr. 170 Spalte 1). 
101) Ein anſchauliches Beiſpiel neuzeitlicher Regelung der Staats⸗ 


' Fr über eine juriſtiſche Perſon bieten die Vorſchriften des preuß. Berg⸗ 


eſ. über die Staatsaufſicht über die Knappſchaftsvereine (88 183 - 185 in 
er Faſſung des Geſ. 19. Juni 1906). 

102) Gierke, Genoſſenſchth. 659; DPR. 1, 522. 

103) 996 z. B. Gen®. § 47; GewO. 88 92a Abſ. 2, 96 Abs. 5, 100 c, 

101 2) 4, 1030 Abſ. 2 104e, 104d Abi. 2, 104k Abi. 4; Ver. 8 3: 

ABO. 8 31 Abſ. 1 u. 2; PrivVerſüntc G. 8 65; HypBankG. § 4 Abſ. 2 

Ziff. 1—3; preuß. BergG. 85 184 Abf. 2, 185; cobgoth. Berg G. 89 150 — 153; 

cob. Wafler®. 7. Febr. 1871 Art. 59 Abſ. 6; cob. Gemeinde. 22. Febr. 

1867 Art. 99 Abs. 2, 171; goth. Gemeinde G. 11. Juni 1858 897 Abſ. 2, 222. 

| 19* | 
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tracht Anordnungen (Gebote und Verbote) zu dem Zwecke, entweder 
die durch Geſetz oder Verfaſſung votgeſchriebenen Handlungen herbei 
zuführen oder die Ausführung unzuläſſiger Willensbetätigung zu ver 
hindern 10%). Zu der letzteren Art des behördlichen Eingreifens gehört 
die ſchon erwähnte Abſetzung ordnungswidrig wirkender Organe der 
Stiftung. In vielen Sondergeſetzen iſt das Recht der Auſſichts⸗ 
behörde, ihre Anordnungen durch Zwang, insbeſondere durch Ord⸗ 
nungsſtrafen zur Geltung zu bringen, ausdrücklich feſtgelegt 105); für 


Coburg⸗Gotha folgt dieſe Befugnis den Stiftungen und Stiftungs⸗ 


organen gegenüber aus den allgemeinen Beſtimmungen der 88 23—28 
des Geſetzes über das Verwaltungszwangsverfahren vom 29. Januar 
1913 (GemGeſS. Nr. 848, CobGeſS. 1913 Nr. 18 S. 171, 
GothGeſS. 1913 Nr. 21 S. 131); hier iſt auch die Möglichkeit, 
unmittelbaren Zwang auszuüben, vorgeſehen. Daß ſich der ſtaatliche 
Zwang unter Umſtänden nicht nur gegen die Organe, ſondern auch 
gegen die Stiftung ſelbſt richten und ſogar bis zu ihrer Aufhebung 19%) 
führen kann, ergibt ſich aus $ 87 Abſ. 1 BGB. | 

| Aus 5 66 des coburg⸗gothaiſchen Staatsgrundgeſetzes vom 
3. Mai 1852 kann für das Beſtehen und den Umfang des ſtaatlichen 
Aufſichtsrechts nichts hergeleitet werden. Namentlich läßt ſich daraus 


nicht folgern, daß etwa nur die dort erwähnten milden Stiftungen 


(„Stiftungen, die für die Gottesverehrung, den Unterricht oder zu 
Wohltätigkeitszwecken beſtimmt ſind“) 107), der Staatsaufſicht unter⸗ 


104) Vgl. 1 B. Gewd. 88 96 Abſ. 5 Satz 2, 100 c, 101 Abſ. 4, 1030 
Abſ. 2, 104d Abf. 


; 3 u. 
153 Abſ. 2; cob. GemeindeG. Art. 20 Abſ. 3, 173, 176 Abſ. 2 Ziff. 4 u. 6, 
goth. Gemeinde. 88 224, 225. : 

105) Z. B. BGB. § 78; Gewd. 88 96 Abi. 2, 100 c, 101 Abſ. 4, 1030 
Abi. 2, 104 k Abi. 2; RVO. 9 31 Abſ. 3; PrivVerſüntG. 8 64 a 3; preu 
BergG. 8 183 Abſ. 1; cob. Gemeinde. Art. 172; get . Gemeinde®. § 223. 

106) Vgl. auch GewO. 8$ 97, 102, 1030 Abſ. 3, 104 f; VerG. 8 2; 
RVO. 88 273 Abſ. 1 Ziff. 2, 279; PrivVerſüntG. 8 67; cobgoth. Berg. 
85 177, 147; Gen®. 8 81; GmbHG. § 62; BGB. $ 43. 

107) Der Begriff der „milden“ oder „frommen Stiftungen“ (piae 
causae, pia corpora) umfaßt nach der gemeinrechtlichen Auffaſſung nur die 
Stiftungen für kirchliche (religiöſe und mit der Religion zuſammenhängende) 

wecke einſchließlich der Schul⸗ und Wohltätigkeitszwecke (Beſeler, DER. 
11885] 1, 286 f. 8 72 Anm. 13, Gierke, DPR. 1, 648 Anm. 20). Im 
weiteren Sinne wurden von manchen (ſ. Beſeler a. a. O. Anm. 14) auch 
die Stiftungen für gemeinnützige Zwecke dazu gerechnet. Für Coburg⸗ 
Gotha iſt an dem engeren Begriffe feſtzuhalten; für die Befreiung von 
der Zahlung der Gerichtsgebühren und Wertabgaben iſt der Unterſchied 
zwiſchen „Stiftungen zu gemeinnützigen Den und „milden e 
dete jefigelegt 12971 GKG. 14. März 1911 8 8 Abſ. 16 und Wert⸗ 
abgabe®. 14. März 1911 813 Abſ. 16, während in den früheren Sportel⸗ 
und Koſtengeſetzen nur von den milden Stiftungen oder Anſtalten die Rede 


iſt, vgl. cob. Sporteltaxen 20. Sept. 1825 § 11 Ziffer 3, Rückertſche Samml. 


. 
2 . 
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worfen ſeien. Dieſe Vorſchrift unterſtellt die bezeichneten Stiftungen 
dem „Schutze“ des Staates, und der verfaſſungsmäßig zugeſicherte 
Staatsſchutz ſoll vor allem darin beſtehen, daß ihr Vermögen oder 
Einkommen dem Staatsvermögen nicht einverleibt, auch darüber gegen 
den Willen der Stifter nicht verfügt werden darf. Nur in dem 
Falle, wo der Stiftungszweck nicht mehr zu erreichen iſt, ſoll mit 
Zuſtimmung der Beteiligten und, wenn es ſich um allgemeine Landes⸗ 
anſtalten handelt 10), mit Einwilligung des Landtags eine Ver⸗ 
wendung zu andern ähnlichen Zwecken eintreten dürfen. Daran iſt 
im Falle der Zweckänderung oder der Aufhebung einer rechtsfähigen 
Stiftung (BGB. 8 87) die Staatsregierung auch jetzt noch gebunden 
(AG. Art. 7 Abſ. 3). Es handelt ſich alſo um Vorſchriften, die in 
erſter Linie zum Schutze der Stiftungen gegen willkürliche ſtaatliche 
Eingriffe dienen ſollen 100); die ſtaatliche Aufſicht über die Lebens⸗ 
betätigung der Stiftungen wird durch ſie nicht berührt. Daß, wie 
überhaupt jeder Staatsbürger, alle Stiftungen, nicht nur die für 
religiöſe, Schul⸗ oder Wohltätigkeitszwecke beſtimmten, den ſtaatlichen 
Rechtsſchutz genießen, iſt nach heutiger Auffaſſung eine Selbſtver⸗ 
ſtändlichkeit; die allgemein gehaltene Beſtimmung (des § 66 Abſ. 1 
Satz 1), die aus den älteren nnn 110) übernommen iſt 


85 255 13. Aug. 1835 if. 3 das. S. 489; Ei Juni 1868 


Ark 5 0 6 cobgoth. GKG. 98. ai 0 8 3. 5) Vgl. au 
Erneſtini Gerichts Ha Proze O. 1776 P. I. Cap. XXXVI art. 10 3 S. 2 
„pia corpora“); goth. VO. üb. Kollateralabgaben 3. Mai 1836 $ 11 („milde 
tiftungen“); co "Ser. üb. d. Aufhebung d. ſtillſchw. Pfandrechte 11. Juni 
1860 Art. 7 % Stiftungen ); 39118 ypothustont®. 22 April 1854 8 9 Ziff. III 
(„milde nn) und SS 11 2 5 15 („Stiftungen“); cob. RachlSteuerd. 
5.8 Juni 1858 und 12. Mai 18 a 2 („milde Stiftungen“); gold: 
StempelſtG. 27. Juni 1889 8 24 Abf. 3 Sr e („milde Stiftungen, ſofern fi 
nicht einzelne Familien oder beſtimmte Perſonen betreffen, ſowie andere An⸗ 
De welche lediglich gemeinnützige Zwecke ver 81905 cob. Erbſch Steuer. 
Dez. 1903 und got, ErbihSteuer®. 17. 2 87 („Zuwendungen 
55 Sti ungen] zu milden, gemeinnützigen Oder öffentlichen wecken“) und 
1"); efreiungen. 12g (Stiftungen, die als milde ausdrücklich anerkannt 
ſind“); as EintSteuer®. 2. Dez. 1908 und 4. Juli 1910 Art. 3 Abſ. 1 
Ziff. 3, 18 Abſ.7 („privatrechtliche Stiftungen, ſoweit fie ihren Ertrag nicht 
i kirchlichen, mildtätigen oder gemeinnützigen Zwecken verwenden); goth. 
ink Steuer. 12. März 1902 Art. 4 Abf. 3 und = änz teuer 12. März 
1902 $ 3 („milde und gemeinnützige Stiftungen“), RErbſchSteuer G. 3. Juni 
1906 5 12 Abſ. 1 Ziff. 2 („Stiftungen, die gl. anch kirchliche, mildtätige 
oder i wecke begſelgen ) auch nn über Gebühren. 
freiheit vor de eichsgericht 24. a. 8880 er Ziff. 1 (RGBl. 1884, 1) 
und aus der Rechtſprechung RG. 1 6. Dez. 1891 Gruchots Beitr. 36, 1102; 
1 7. Mai 1897 32, 167; KG. 1. Okt. 1908 KJ. 37 B, 4; PrOVG. 
7. Juni 1910 br Cr l. 32, 665. 
108) Vgl. v  Strenge-Rudloff- „Claus a. a. O. 36. 
109) Sartorius a. a. O. 5 
| 110) Cob. Gef. 8 die fändife Verfaſſung 8. Aug. 1821 (Rückertſche 
Samml. Bd. 1 Nr. 9 S. 28) 8 29: „Das Kirchengut, das Vermögen der 
vom Staate anerkannten N der Wohltätigkeits⸗ und Unterrichts- 
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und gleich oder ähnlich in vielen anderen Staatsverfaſſungen 1159 
wiederkeht, beruht augenſcheinlich auf der Erinnerung an polizeiſtaat⸗ 
liche Vorſtellungen und Uebungen, insbeſondere an die Säkulariſation 
der Klöſter und Stifter; darin mag die Erklärung dafür zu finden 
fein, daß $ 66 ſich auf die Erwähnung der mit der Kirche mehr 
oder weniger zuſammenhängenden milden Stiftungen 11) beſchränkt. 
Da übrigens die entſprechende Vorſchrift des gothaiſchen Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 26. März 1849 „alle Stiftungen ohne Aus⸗ 
nahme, ſie mögen für die Gottesverehrung, den Unterricht oder zu 
Wohltätigkeitszwecken beſtimmt fein“, als dem Staatsſchutz unter⸗ 
ſtehend bezeichnete, ſo gewinnt es den Anſchein, als hätte man nicht 
eine Beſchränkung des ſtaatlichen „Schutzes“ auf einzelne Arten von 
Stiftungen herbeiführen, ſondern nur die hauptſächlichſten Stiftungen 
hervorheben wollen. Dieſe Auslegung dürfte der heutigen Rechts⸗ 
auffaſſung am meiſten entſprechen. Auch bei der Umwandlung reiner 
Privatſtiftungen wird alſo die Staatsregierung die Zuſtimmung der 
Beteiligten (d. h. der Bezugsberechtigten) einholen müſſen 118). Auch 
wenn im Falle der Auflöſung der Stiftung ihr Vermögen nach 


anſtalten, genießen des beſonderen Schutzes des Staats und können unter 
keiner Bedingung dem Staatsvermögen einverleibt werden.“ § 30: „Die 
Fonds der milden Stiftungen zur Beförderung der Gottesverehrung, des 
Unterrichts und der Wohltätigkeit, werden genau nach den darüber in den 
Stiftungsbriefen enthaltenen Verordnungen verwaltet. Ueber Abänderungen 
in der Verwaltung oder Verwendung, inſoferne ſolche Abänderungen nach 
dem Sinne des Stifters zuläſſig ſin , ſollen die Stände vorher jedesmal 
mit ihrem Gutachten gehört werden“. Goth. Staatsgrundgeſ. 26. März 
1849 (GothGeſS. Bd. 6 Nr. 342 S. 141) 8 79: „Alle Stiftungen ohne 
Ausnahme, ſie mögen für die Gottesverehrung, den Unterricht oder zu 
Wohltätigkeitszwecken nun jein, ſtehen unter dem Schutze des Staates. 
Ihr Vermögen oder Einkommen darf nie dem Staatsvermögen einverleibt 
werden.“ 8 80: „Nur in dem Falle, wo der Stiftungszweck nicht mehr zu 
erreichen iſt, kann Verwendung zu anderen 1 ag wecken mit Vorwiſſen 
und Zuſtimmung der etwa Beteiligten und, ſofern es ſich um allgemeine 
Landesanſtalten handelt, mit Einwilligung der Abgeordnetenverſammlung 
eintreten.“ Vgl. auch 8 145 Abſ. 1 der Verfaſſung des Deutſchen Reichs, 
Beilage B des Bündnisvertrages 26. Mai 1849 (Bek. 1. Jan. 1850, CobGeſs. 
1848—50 Nr. 97 S. 1021, GothGeſS. Bd. 6 Nr. 368 S. 452). | 
111) Berfürf. von Baden § 20, Bayern 88 9 Abſ. 4, 10, Braunſchweig 

88 216, 217, Heſſen Art. 43, 44, Oldenburg Art. 216 §8 1 und 2, Reuß ä. L. 
85 51, 52, Reuß j. L. § 49, Sachſen $ 60, Altenburg 88 159, 161, Meiningen 

rt. 33, 34, Waldeck § 43, auch Kurheſſ. VerfUrk. 5. Jan. 1831 8 138 (ſ. Boven⸗ 
ſiepen, AOHR. 34 [1915], 134). Vgl. auch Gierke, Genoſſenſchth. 846 
Anm. 2, 847 Anm. 1, 871 Anm. 2. 8 

112) Ueber die geſchichtliche Entwicklung des Verhältniſſes der milden 

Stiftungen zur Kirche und zu den Gemeinden vgl. Roth, Iherings J. 1 
(1857), 189 ff., Sartorius a. a. O. 543 8 6. 

113) Böckel a. a. O. 66 Anm. 4. Die Vorſchrift des $ 87 BGB. iſt aber 
jedenfalls zwingend und geht deshalb auch der landesgeſetzlichen Regelung 
. 8 85) vor, ſoweit ſie den Fall betrifft, daß durch die Erfüllung des 
Stiftungszwecks das Gemeinwohl gefährdet wird. 


Art. 7 Abſ. 5 AG. z. BGB. an den Staatsfiskus fällt, bleibt 
übrigens das Verbot des 866 StGGrund G. beſtehen; der Staat darf 
das ihm zugefallene Vermögen nicht wie gewöhnliches Staatsgut 
behandeln (BGB. 85 88, 46), ſondern muß es für den urſprüng⸗ 
lichen Zweck, nur bei deſſen Unerreichbarkeit und mit Zuſtimmung 


der Beteiligten für einen möglichſt ähnlichen Zweck verwenden 110. 


. Gegen die in Ausübung des Aufſichtsrechts von den Staats⸗ 
behörden erlaſſenen Anordnungen findet nur die Verwaltungs- 
beſchwerde 115), nicht auch die Reviſion oder die Anfechtungsklage an 


das Oberverwaltungsgericht ſtatt. Polizeilichen Charakter haben die 


ſpezifiſchen Anordnungen der Aufſichtsbehörde 116) nicht; denn ſie 
werden nicht in Ausübung der Polizeigewalt, ſondern in Ausübung 


des davon begrifflich verſchiedenen ſtaatlichen Oberaufſichtsrechts er⸗ 


laſſen. Dies ergibt ſchon die Gegenüberſtellung dieſer beiden zur 
inneren Verwaltung gehörenden Geſchäftsbereiche unter den Ziffern 
II und III bzw. B und C des 5 2 der Organiſationsgeſetze von 
1858 10. Selbſt in den ſchwerſten Fällen des adminiſtrativen 
Eingreifens in das Leben der Stiftungen, insbeſondere im Falle ihrer 
gänzlichen Vernichtung (BGB. § 87 Abſ. 1, AG. Art. 7 Abſ. 3, 56), 
bewendet es bei der Entſcheidung der Verwaltungsbehörden, obwohl 


Streitigkeiten, die zufolge der Ausübung der Staatsauſſicht entſtehen 


konnen, für die Erledigung im Wege des Verwaltungsſtreitverfahrens 
kbbenſo geeignet find wie im Falle der Beteiligung von Gemeinden i109. 
Tatſächlich iſt anderwärts die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte 
auf derartige Streitigkeiten erſtreckt worden 110). | | 


1 


1314) Sartorius a. a. O. 542; ſ. auch Oertmann, Bayr. Landes⸗ 
privatrecht (1903), 116 ff. . 
115) Wenn die Vorausſetzungen dafür vorliegen: vgl. AG. z. BGB. 
Art. 56 in Verb. mit § 44 VerwBBehörd Organiſcg. und 8 5a MiniſtOrganiſc. 
in der Faſ ung des Geſ. 28. Juli 1899 (Gem. Nr. 618, CobGeſS. 1899 
Nr. 1288 S. 49, GothGeſS. 1899 Nr. 15 S. 57). 2 
116) Den Gegenſatz zu den ſpezifiſchen Aufſichtsverfügungen bilden die 
Verfügungen der ſtaatlichen Behörden, die ſich auf das äußere Verhalten 
der Stiftungen (z. B. einen Gewerbebetrieb) beziehen. Verfügungen der letzteren 
Art ſind die Stiftungen in gleicher Weiſe ausgeſetzt wie jede Einzelperſon 
Gierke, DPR. 1, 520 Anm. 12), und es iſt Si daß in dieſer 
| ichtung auch polizeiliche 0 gegen 99 15 vorkommen können. 
117) Vgl. PrOVG. 23. Okt 1897 PrVerwBl. 19, 520. 


118) Cob. guſtändigk GG. 25. April 1913 8 2 Ziff. ILL (CobGgeſS. 1913 Nr. 19 


S. 189), goth. 24. April 1913 $ 2 Ziffer III (GothczeſS. 1913 Nr. 22 S. 143). 
119 8. B. in Bayern AG. 3. BGB. 9. Juni 1899 Art. 165 Ziff. II 3a. 
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Rechtshader und Gerechtigkeit. 
Von Geh. Juſtizrat Profeſſor Fofef Kohler. | 


Jahrzehnte find es her, daß eine kleine Schrift erſchien, die ein 
gewaltiges Aufſehen erregte und den Verfaſſer in Deutſchland und 
außer Deutſchland bekannt machte, Ihering verfaßte damals die Schrift: 
Kampf ums Recht. Es war zu einer Zeit, als die Darwinianer 
vom Kampf ums Daſein redeten und darin den Kern des Fort⸗ 
ſchrittes erblickten. Der Titel macht viel zur Sache, und der Titel 
hat auch zum Einfluß der Schrift beigetragen; aber allerdings, der 
Inhalt war auch danach, daß er die Welt aufſtacheln und aufreizen 
konnte. Ein philoſophiſcher Dilettant, der von Utilitarismus und 
Egoismus ausgeht und hiermit das ganze Recht konſtruieren will. 
wird immer dankbare Anhänger finden, und wer den Prozeßhader 
als Tugend verkündet, den wird die Menſchheit auf den 
Händen tragen; denn nichts kann jemand mehr Anhänger ver⸗ 
ſchaffen, als wenn er die rechts haberiſchen Triebe des Publi⸗ 
kums aufregt, und das hat der Kampf ums Recht redlich getan. 
Es wird hier nichts anderes erklärt, als daß, wenn ich annehme 
Recht zu haben, es nicht nur meine Befugnis, ſondern auch meine 
Pflicht ſei, für dieſes Recht zu kämpfen bis zum letzten Atemzug 
und alles daran zu ſetzen, um mein Recht zu wahren; und dieſer 
auffallende Satz wird noch durch das Fehlmotiv begreiflich gemacht: 
wenn wir dieſen Kampf ums Recht nicht kämpfen und 
nicht ſyſtematiſch kämpfen, dann wird das Recht lahm, 
es verliert ſeine Federkraft und wird zum Geſpött uns 
Popanz erniedrigt. 


Wir ſtaunen heutzutage, daß feiner Zeit fo viele Leute durch 
derartige Irrtümer ſich blenden ließen. Zunächſt ſchon muß der eine 
Satz ſich einem jeden aufdrängen: in ſehr vielen Fällen rührt 
es an unſer Gewiſſen, daß wir unſer Recht nicht geltend 
machen, oder wenigſtens es nicht bis zur letzten Schärfe zuſpitzen: 
in vielen Fällen iſt es gerade ein moraliſches Gebot, das Schwert in 
die Scheide zu ſtecken. Wie, wenn mein Schuldner am Boden 
liegt, wenn er durch ſchwere Schickſale niedergedrückt iſt, wenn ihm 
Not und Elend droht? Soll ich da auch mein Recht bis zum letzten 
Tupfen durchfechten? Wer erkennt hier nicht Irrtum und Ein⸗ 
ſeitigkeit der Rechts kampftheorie! Solche Irrtümer rühren 
eben daher, daß man nicht Philoſoph genug iſt, um alle Lebens⸗ 
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intereſſen i in ihrer Geſamtheit zu erfaſſen, daß man eines allein u | 
nimmt und nur in ihm Heil und Segen erblickt. 
Aber auch ganz andere Dinge können dazwiſchen liegen. Mir 
können Aufgaben geſtellt ſein, die viel wichtiger ſind, als die Durch⸗ 
kämpfung eines kleinen winzigen Rechts, Aufgaben des Lebens, Auf⸗ 
gaben der Geſellſchaft, die ich nicht vernachläſſigen darf. Soll ich 
mein Vaterland, wenn es all meine Kräfte verlangt, im Stich laſſen, 
um mit einem Wirte mich wegen ein paar Mark herumzuzanken? 
Soll ich Ruhe und Frieden einer ganzen Ortſchaft ſtören, wenn eine 
Hand breit Land in Frage ſteht, das ich meinem Gegner abtrotzen 
könnte? Soll ich den Feuerbrand in eine friedliche Gemeinde bringen, 
wenn eine Dorflappalie die Gemüter aufregen würde ? 
Dior allem aber kommen zwei Momente in Betracht, welche jedem 
Rechtshader im Wege ſtehen: einmal die Unſicherheit aller 
Lebens verhältniſſe. Die Anſicht, als ob das Recht immer 
ſcharf abgrenzt und jede Rechtsfigur gleichſam mit ſtählernen Schienen 
umgeben wäre, wird der moderne Menſch nur mit einem Achſelzucken 
begleiten. Die Konturen der Rechte ſind oft ſo fein, daß es ſchon 
objektiv äußerft ſchwierig iſt, die Grenze abzuſtecken. Noch ſchwieriger 
iſt aber die ſubjektive Unſicherheit. Wer dringt in alle Ge⸗ 
heimniſſe des Geſchehens ein, um jeden Augenblick ſagen zu können: 
dies und nichts anderes iſt das Recht! Dazu tritt nun aber die 
menſchliche Leidenſchaftlichkeit: der Streit um das Recht 
regt die Gemüter im höchſten Maße auf, ſtört das Gleichgewicht der 
Geſellſchaft und ſäet Feindſchaft in Hülle und Fülle, wo bisher Friede 
und Eintracht geherrſcht hat. 
Sollen alle dieſe ſozialen Güter einfach dem Moloch des Rechts 
geopfert werden, oder ſagen wir dem Moloch der Rechtsmeinung? 
Denn nur darum handelt es ſich, daß, was jemand für Recht 
hält, zum fanatiſchen Austrag kommen ſoll. Nicht Kampf ums 
Recht iſt es ja, ſondern Kampf um die Rechtsmeinung! Sollte 
dieſer Kampf eine Pflicht ſein? In der Tat, ein ewiges Prozeſſieren 
und Streiten um Kleinigkeiten, ein langjähriges Aushecken aller 
möglichen verſchlungenen Rechtsmotive wird zum ſozialen Uebel 
und bringt unſer ganzes geſellſchaftliches Leben in Verwirrung. Nich. 
derjenige iſt darum ein Wohltäter der Menſchheit, der dem Einzelnen 
ins Ohr raunt, er ſoll um dasjenige, was er für Recht hält, einen 
Abgrund von Feindſchaft, Gift und Galle ſchaffen, ſondern derjenige, 
welcher erklärt, daß auch in dieſer Beziehung Mäßig ung und 
Nachſicht geboten iſt. 
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Die Menſchheit hat ſonſtige Aufgaben genug, ſie bedarf ihre 
Nervenkraft zu anderen Dingen, als ſich in Lappalien herum⸗ 
zuzanken. Der Künſtler und Gelehrte hat andere Aufgaben, dem 
Staatsmanne winken andere Ziele, und auch der Großinduſtrielle, 
der in vaterländiſchen Spekulationen ſein Beſtes gibt, wird ſeine 
Zeit nicht einer elenden Kleinigkeit opfern dürfen. 

Ganz eitel aber iſt die Furcht, daß nach unſerer Auffaſſung Recht 
und Rechtsgefühl notleide; im Gegenteil: gerade wenn ich weiß, daß 
das Recht nicht dazu da if, um das Leben zur Folterkammer 
zu machen, dann werde ich mich umſomehr um die Fahne des 
Rechts ſcharen! Und die Rechtswiſſenſchaft gewinnt an anheimelnder 
Kraft, wenn ich erkenne, daß das Recht kein Tyrann iſt, dem 
ich meine Ruhe zu opfern habe. Daß man auf ſolche Weiſe 
nicht zu einem Quietismus gelangt, daß, wenn offenbare Arg⸗ 
iſt. wenn Betrug und Gewalttätigkeit ſich erhebt, die Menſchheit 

ſich von ſelbſt zur Wehr ſetzt, das liegt in unſerer Natur ſo begründet, 
daß man nicht aufzureizen, ſondern nur zu zügeln braucht. 
Die Gefühlsreaktion iſt fo ſtark, die wirtſchaftlichen 
Motive ſitzen fo tief, der menſchliche Individualismus 
iſt ſo mächtig und die germaniſche Natur iſt ſo geſund, 
daß man nicht zu befürchten hat, unſer Xebendtrieb 
werde entnervt und das individuelle Eigengefühl 
erſtickt. | 

Es war eine treffliche deutſche Einrichtung, daß man feinerzeit, 
wenn Feindſeligkeiten drohten, nicht nur der Obrigkeit, ſon⸗ 
dern auch den einzelnen Bürgern geſtattete, Frieden zu 
wirken und zu verlangen, daß ein Waffenſtillſtand ge⸗ 
ſchloſſen werde, um die Streitigkeiten zum friedlichen 
Ausgleich zu bringen. Dieſelben Einrichtungen ſollen wir 
gegenüber der krankhaften Prozeßſucht pflegen; dies iſt die Auf⸗ 
gabe des Güteverfahrens. In Fällen, in denen zerrüttende 
Feindſchaften auszubrechen beginnen, ſollen Männer von Einfluß und. 
moraliſcher Kraft möglichſt zu beſchwichtigen fuchen. 

Dann wird auch das Zerrbild des Querulantentums nicht mehr 
ſo üppig aufſchießen. Wer je einen Blick geworfen hat in dieſen 
grauenhaften Kohlhaſeſchen Irrwahn, wo ein Menſch ſein ganzes Da⸗ 
ſein damit verdüſtert, daß er Gott und die Welt anklagt und überall 
ſich als verfolgt, in ſeinen Rechten gekränkt und geſchädigt darſtellt, 
kein Mittel ſcheut, um nicht nur die Nachbarn, ſondern auch Beamte 
und Träger der Staatsgewalt anzugreifen, weil ſie ihn bedrängten 
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und ihm ſein Recht abſchnitten, wer dieſes Zerrbild erkannt hat, der 


a weiß wohin der Kampf ums Recht führt. 


Die Irrlehre iſt gegenwärtig abgetan, man wird Sherilng® 
Schrift ebenſo zu den Akten legen wie ſo viele Elaborate einer ver⸗ 
gangenen Zeit, die uns zeigen, aus welchen Irrtümern und Verkehrt⸗ 


heiten wir uns im Laufe der letzten 30 Jahre hervorarbeiten mußten. 


Daß das Recht eine ſoziale Einrichtung iſt und daß die 
Rechtsentwicklung ſoziologiſch verſtanden werden muß, 


wie ich dies ſchon vor Jahren erklärte, das iſt jetzt allen zum vollen 


Bewußtſein gekommen. 


Deutſcher Rechtsfriede !). 
Von Hans Fehr, Halle a. d. S. 


T: 


Der europäiſche Krieg hat in uns Zeitgenoſſen zwei ganz verſchiedene 
Meinungen über den Völkerfrieden wachgerufen. Die einen ſagen ſich, 
die gegenwärtige, erbitterte Fehde der Nationen ſei der beſte Beweis für 
die Richtigkeit der Friedensbeſtrebungen jener Gruppe, die wir Pazifiſten 
nennen. Die ſcheußliche Art der Kriegführung, die Zerſtörung alter 
und neuer Kulturwerte und die Ausmündung des Kampfes in einen 
eigentlichen Erſchöpfungskrieg zeigten aufs deutlichſte, daß die Menſchheit 
reif ſei für den dauernden Frieden. Nach dem Kriege müſſe mehr denn 
je den pazifiſtiſchen Beſtrebungen das Wort geredet werden. Das Hiſſen 
der Friedensflagge ſei zur abſoluten Notwendigkeit, zur allgemeinen 
Bürgerpflicht geworden. 

Die andern, wie ich glaube, die Einſichtigen, erklären das Gegen⸗ 
teil. Der Feldzug 1914/16 beweiſe zur Evidenz die Nichtigkeit aller 
Friedensbeſtrebungen. Der Völkerfriede, ja nur die Annäherung an 
einen Völkerfrieden, ſei ein falſches, weil abſolut unerreichbares Ziel. 
Man könne und dürfe keine Poſtulate aufſtellen, die mit dem Weſen 

der menſchlichen Natur im ſchroffſten Widerſpruch ſtünden. Um Arbeit 
und Mittel, die für den Pazifismus aufgewendet würden, ſei es ſchade. 
Sie ſeien nutzlos verloren. Ja, ſie ſchadeten, weil ſie falſche Fährten 
wieſen. Ich gehe mit dieſer Gruppe. Ich ſehe im Krieg eine notwendige 
Tragit, eine ganz beſtimmte Aeußerung menſchlicher Anlagen, mag 


ö 1) Mit Erlaubnis 117 Berfaffet abgedruckt aus: Literariſche Geſellſchaft | 
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man diefe nun als Egoismus oder als Hang zur Kraftprobe ober, 
wie dies ein evangeliſches Flugblatt getan hat, als eine Neigung zur 
Sünde gegen Gott oder anders bezeichnen. Krieg wird. fein, weil 
Krieg muß ſein. 

Dieſer Krieg nach außen wirft aber ſein Licht nach innen. Auch | 
der Krieg ift keine reine Erfindung der Hölle. Wie es überhaupt 
keine Einrichtung im menſchlichen Leben gibt, die nur Unheil ſtiftet, 
die nur zerſtörend wirkt. Daran muß man gerade jetzt immer wieder 
denken. Dieſes Licht nach innen iſt die Feſtigung der 
Nation. Wer wollte daran zweifeln, daß jede Fehde zu einem 
innigeren Zuſammenſchluß der Befehdeten führen müßte? Und das 
iſt unſer Glück; denn ſonſt triumphierten die Feinde. | 

So wenig ich an den Völkerfrieden glaube, ebenſo 
ſtark glaube ich an den Volksfrieden. Die deutſche Nation 
wird ſich in ihren Gliedern inniger verbinden als vorher. Alle 
Weisſagungen von künftigen innerſtaatlichen Kämpfen, Reibungen, 
die gewiß nicht ausbleiben werden, vermögen mir dieſe Zuverſicht 
nicht zu rauben. Dieſer Volksfriede wird ſich vor allem auch auf 
dem Gebiete des Rechts niederſchlagen. Dieſer Volksfriede 
wird zum Rechtsfrieden werden. Dieſer Volksfriede heiſcht 
nach Prozeßfrieden. Nicht daß alle Menſchen in Deutſchland nach 
dem Kriege in Eintracht lebten. Der Rechtskrieg, der Prozeß wird 
bleiben, ſo gewiß das Recht bleibt. Aber der neue Volksfriede wird 
den Rechtsftieden ſördern. Wir werden den Streit im Wege Rechtens 
eindämmen. Wir werden verträglicher, nicht nur, wenn wir uns 
lieben, ſondern auch, wenn wir uns bekämpfen. Der unbarmherzig 
Völkerkampf führt zu einem barmherzigeren Volkskampf. 

Kein Wunder, wenn die Freunde dieſes Gedankens jetzt ſchon 
mit zündendem Wort einſetzen, um den deutſchen Rechtsfrieden zu 
predigen. Und mehr als das, wenn ſie die Wege weiſen, auf denen 
wir den prozeſſualen Kampf vermeiden und den friedlichen Weg des 
Ausgleiches gehen können. Weniger Prozeſſe und dafür 
mehr gütliches Verfahren. Mehr Verſtändnis für die Lage 
und die Not des Nächſten. Mehr Verſtändnis für die Einordnung. 
des einzelnen in die großen Ziele der Nation. Und damit mehr 
Verſtändnis für den Staat und das Recht überhaupt. 

Ein ſolches Buch, das zu den beiten gehört, liegt vor mir. Es. 
iſt eine Sammlung von Aufſätzen, die eine Neubelebung des Gute⸗ 
verfahrens erſtreben, unter dem trefflichen Namen „Deutſcher Rechts⸗ 
friede“. Richard Deinhardt, der geſchickte Herausgeber, hat die 


— 300 — 


— 301 — 


verſchiedenſten Schriftſteller, Gelehrten und Praktiker zuſammengerufen, 
um einem weiteren Leſerkreiſe den Segen eines ſolchen Güteverfahrens 
vor r Augen zu führen. 1 | 

= Wir haben zweifellos zu viel prozeſſiert. Aus dem Jahre 1883 
end an den Amts⸗ und Landgerichten erſter Inſtanz 1066721 Zivil⸗ 
prozeſſe verzeichnet (ohne Urkunden⸗ und Wechſelprozeſſe); aus dem 
Jahre 19011 990397 und aus dem Jahre 1913 2917745. Dabei 
waren tätig im Jahre 1883 6955 Richter, im Jahre 1901 8072 
Richter und im Jahre 1913 10297 Richter (1915 ſogar 13024). 
Bid 1907 übertraf die Zahl der Richter die der Anwälte bedeutend. 
Am 1. Januar 1915 dagegen überragten die Rechtsanwälte die 
„Richter um rund 2500! Dabei wuchs die deutſche Bevölkerung: von 
1880: 45 234 061 Seelen, 1900: 56.367 178 Seelen auf 1913: 
67 300 000 Seelen. 

Dieſe Zahlen ſprechen nicht nur eine lebendige Sprache über die 
Vermehrung der Prozeſſe im Verhältnis zur Bevölkerung, ſondern 
fie erweiſen auch die ungeheure Laſt, die der Staat an feinen Rich⸗ 
tern trägt, und die ungeſunde Vergrößerung des Standes der 
Rechtsanwälte. 

Daher fort mit dieſer Unzahl von Prozeſſen! Weg mit jenem 
Rechtskampf, der einen ganz geringfügigen Streitgegenſtand aufweiſt 
oder bei dem die Vollſtreckung erheblich ungewiß iſt oder bei dem der 
Gegner wirtſchaftlich und ſittlich ſchwer geſchädigt wird, ohne daß 
dadurch der Kläger eine wirkliche Genugtuung erführe. Warum ſoll 
ich z. B. einem Schuldner, der in Not geraten iſt, nicht eine Zahlungs⸗ 
friſt bewilligen, vielleicht ſechs Monate, vielleicht ein ganzes Jahr, 
wenn mir daraus kein beſonderer Nachteil erwächſt? Warum ſoll ich 
in einer Erbſchaftsſache, in der ich mich benachteiligt fühle und in der 
ich vielleicht wirklich benachteiligt bin, ſofort Klage erheben, ohne einen 
Ausgleichsverſuch mit meinen Brüdern und Schweſtern vor dem 
Friedensrichter zu machen? Und tauſend andere Fälle mehr. Streben 
wir nach einem Intereſſenausgleich ohne Kampf, vor einem Richter, 
der den Frieden will, ſtatt den Krieg, von dem die Parteien nicht 
ſcheiden als Sieger und Beſiegte, ſondern als Verglichene und Ver⸗ 
ſöhnte! Setzen wir neben den Prozeßrichter den Friedens- 
richter! Wir müſſen neben den ordentlichen Gerichten 
Friedensgerichte ſchaffen. Juriſtiſch geſprochen: Wir müſſen 
neben dem Gericht, das Urteile fällt, Schiedsämter errichten, die den 
Streit durch Güte ſchlichten. Jeder muß gewillt ſein, ſich in Güte 
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mit dem Gegner zu vertragen. Erſt wenn er auf abſoluten Wider- | 
ſtand ſtößt, wird der Handel zum Kampf vor dem Prozeßrichter. | 
Die Mafchine der ſtagtlichen Gerichte wird dann vorerſt gar nicht in 
Bewegung geraten. Nicht an die Amtsgerichte dürfen die Schieds⸗ 
ämter angegliedert werden. Dem Schiedsamt muß durchaus der 
genoſſenſchaftliche Stempel aufgeprägt werden. Es muß ein aus dem 
Volke herausgewachſenes Gericht darſtellen, mit einem Juriſten an 
der Spitze und Laien als Beiſitzern aus allen Erwerbsſchichten. Nur 
in dieſer engſten Berührung mit dem Volke wäre es imſtande, den 
Volksfrieden wirklich zu fördern, würde es von Anfang an auf das 
Vertrauen der Maſſen ſtoßen. Denn die Maſſen ſind es in erſter 
Linie, die in jene Prozeſſe verwickelt werden, die nach friedlichem 
Ausgleich drängen. Für die Maſſen iſt der Friedensrichter vor allem 
eine Wohltat. 2 
Darum muß dem Schiedsamt auch die Gewalt zuſtehen, die 
Parteien zu laden. Da darf es keine Rechtsanwälte geben, die die 
Streitenden vertreten. Laſſen wir den Rechtsanwalt zu, ſo gewinnen 
wir nichts als einen Vorprozeß vor dem eigentlichen Verfahren. Dann 
tritt die juriſtiſche Kunſt mit ihrem für den Laien ſo geheimnisvollen 
Mantel wieder in den Vordergrund. Dann ſchweigt der Laie und 
der Anwalt ſpricht. Das Schiedsverfahren muß ein Laien⸗ 
verfahren ſein. Die Parteien müſſen erſcheinen. Die Gegner 
müſſen ſich kennen, und vor allem muß der Schlichter die Gegner 
kennen. Unſer Prozeß iſt heute ein Aktenprozeß. Aus dem Papier 
aber kann man die Menſchen nicht kennen und nicht erkennen. Das | 
Papier iſt ſtets ein unvollkommener Vermittler des Streits. Der 
Friedensrichter muß mit den Menſchen und nicht mit den Akten 
ſprechen. Das Wort gibt vieles, was die Schrift nicht gibt. Der 
Friedensrichter muß im perfönlichen Verkehr mit den Parteien feinen 
Friedenswillen aufprägen. Er darf nicht müde werden, ihnen im 
Laufe der Verhandlung immer wieder vor Augen zu führen: 
Schadenverhütung iſt beſſer als Schadenvergütung. 
Bewahrung des Friedens iſt notwendiger als Wiederherſtellung des 
Friedens. 
Den Kampf abwenden iſt wertvoller als den Prozeß beenden. 
Geſchlichtet fein iſt ſchöner als gerichtet fein. N 
Geſchlichteter Unfriede iſt billiger als gerichteter Unfriede. 
Vermeidung des Prozeſſes iſt Kräfteſchonung des Staates ). 


1) Aehnlich Lehmann, S. 90. 
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Haben erſt einmal dieſe Gedanken Wurzel gefaßt, iſt ihre Wohl⸗ 
tat in die Köpfe der Menge eingedrungen, dann wird in der Zu⸗ 
kunft der Schlichter eine ſo große Rolle im deutſchen Volke ſpielen 
wie der Richter. Dann verſtummen die Klagen über die ungebändigte 
Prozeßſucht und über die ſchweren Gerichtslaſten, die der Staat kaum 
zu tragen imſtande iſt. 


Daß aber dieſes Güͤteverfahren vor beſonders eingerichteten Schieds⸗ 
ämtern kein Gebilde iſt, das praktiſcher Verwirklichung ſpottet, das 
beweiſen die Grundzüge zu einem Entwurf einer Güte⸗ 
ordnung, die Richard Deinhardt und Heinrich Lehmann zuſammen 
ausgearbeitet haben (S. 74 ff.). Sie find getragen von der hohen, 
oberſten Norm, „Rechts⸗ und Wirtſchaftsfrieden im Volke zu ftärken 
und den Schäden der Prozeßnot vorzubeugen“. Jeder hat die Pflicht, 
ſich mit dieſen Ideen zu beſchäftigen, denn jeder kommt einmal in 
die Lage, zum Kampfmittel des Prozeſſes oder zur Waffe des fried⸗ 
lichen Ausgleiches greifen zu müſſen. 


III. 


Die Schiedsämter müffen Zwangdämter fein. 
Es muß jeder zum Verſuch gezwungen werden, fih mit dem 
Gegner auszugleichen. Das Gericht darf einen Prozeß erſt annehmen, 
wenn ihm beſcheinigt wird, daß das Güteverfahren ohne Ergebnis 
verlief. 

Aber der Zwang allein führt zu nichts. Der gwang verbittert 
leicht. Und wie kann man vom verbitterten Menſchen verlangen. 
daß er ſich in Güte mit einem andern einlaſſen ſoll! Da gilt es 
denn, in jedem von uns die Ueberzeugung zu wecken, daß das 
Güte verfahren ein richtiges Verfahren iſt. Nur wer an 
die Richtigkeit einer Einrichtung glaubt, wird mit gutem Willen an 
ſie herantreten. Zwar kümmert ſich das Recht nicht um die Kritik 
des einzelnen. Das Recht erfaßt feine Unterworfenen, alle gleich. 
unbekümmert, ob ſie ſeinem Befehl zuſtimmen oder nicht. Der ein⸗ 
zelne wird, wenn das Güteverfahren geſetzliches Verfahren geworden, 
ihm unter allen Umſtänden unterworfen. Aber was nützt erzwungene 
Güte? Ein Widerſpruch in ſich ſelbſt. | 

Der Erfolg des Güteverfahrens kann alſo nicht 
aus dem Recht kommen, ſondern aus der Geſinnung. 
Das Güteverfahren iſt auf gute Geſinnung der Menſchen angewieſen. 
Gut iſt die Geſinnung, wenn ſie gütig iſt, wenn die Billigkeit im 
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| Menſchen Raum gewinnt, wenn, um Griſtich zu sprechen. der Haß 
dei Liebe weicht. Wir müſſen alſo ſittlich höher ſteigen, wollen wir 
dem Güteverfahren Erfolg verſchaffen. Wir müſſen aber zudem über» 
zeugt fein, daß wir auch richtig handeln. Und was iſt in dieſem 
Falle richtig? Ich handle, wenn ich zum Schlichter ſtatt zum Richter 
greife, dann richtig, wenn das Güteverfahren mit den Zielen der 
Rechtspflege und mit den Zielen des Staates übereinſtimmt. Das 
Bewußtſein von der Richtigkeit meines Tuns muß mich durchdringen. 
Dann handle ich nicht in Zwang, ſondern in Freiheit. Dann iſt 
der Zwang nur Rechtszwang, nicht Geſinnungszwang. Dann biete 
ich freudig die Hand zum Ausgleich; denn ich wil! den e 
wenn immer er ſich machen läßt. 
| In unferm Buche vom Nechtöfrieden iſt es daher mit Freude 
zu begrüßen, daß die Ueberzeugung von der Richtigkeit des Gütever⸗ 
fahrens im Leſer wachgerufen wird. Lehmann führt in ſeinem Bei⸗ 
trage ganz mit Recht aus, daß der Prozeß nicht den Zweck in ſich 
ſelbſt trage, ſondern nur ein Mittel ſei im Dienſte der Rechtspflege, 
ein Mittel, um das Höchſte zu erzielen, den Rechtsfrieden. Das 
Recht iſt eine Friedensordnung. Die Rechtsordnung will die 
ſich bekämpfenden Einzelwillen in einer höheren Einheit, in einer 
Friedenseinheit vereinigen. Der Prozeß iſt ein Kampf. Freilich ein 
Kampf mit den Mitteln des Rechts, ſtatt mit den Mitteln der Gewalt. 
Er will mit der Ausſcheidung der Gewalt den Rechtsfrieden ſichern. 
Aber entſpricht es nicht noch mehr den Zielen der Rechtsordnung, 
auch dieſen prozeſſualen Kampf, wenn möglich, auszuſchalten? Ent⸗ 
ſpricht es nicht am meiſten der Idee der Friedensordnung, auf dem 
Wege des gütlichen Ausgleiches, ohne die ſchweren Kampfmittel von 
Mißmut, Kraft, Zeit und Geld, zum Ziel zu gelangen? Entſpricht 
es nicht mehr dem Rechtsfrieden, wenn der Schlichter von Menſch 
zu Menſch mit den Parteien verhandelt, ohne Rechtsanwalt und 
hinter geſchloſſenen Türen, ſo daß ſich keiner vor den Zuhörern mit 
ſeiner Rache brüſten kann und das gegenſeitige Nachgeben leichter 
wird? Kein Zweifel, muß jeder ſagen, das Güteverfahren iſt ein 
richtiges Verfahren; denn es iſt unmittelbar dem e der Rechts⸗ 
ordnung entnommen. 
Auch mit der Idee des Staates und mit der wahren Aufe . 
faſſung von Freiheit ſtimmt das Verfahren überein. Das haben 
Deinhardt und Wolzendorff vortrefflich ausgeführt. „Die Auffaſſung 
vom freien Spiel des Rechtskampfes, von ſchematiſcher Freiheit 
und Gleichheit des Prozeſſierens, vom Gehen⸗ und Geſchehenlaſſen 
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des Rechtskampfes muß überwunden ſein. Fürſorge muß die 
Freiheit und Gleichheit überwinden und in ſich auf- 
nehmen. (S. 19.) Die Tugenden des Vertrauens, der Ehrfurcht, 
der Zuverläſſigkeit, der Selbſtzucht, des Achtens und des Teilnehmens 
(ein Grundſatz, der aus den ſchönen Werken Rudolf Stammlers 
ſtammt), der Treue, des Ernſtes ſind beſſere Grundlagen zum Auf⸗ 
bau, als die der Freiheit, der Ungebundenheit, der Ungezügeltheit, des 
Mißtrauens.“ (S. 21.) 


Das Güteverfahren, jo etwa führt Wolzendorff aus, ſteht in 
innigſter Verbindung mit dem deutſchen Staatsgedanken. Der ein⸗ 
zelne ſteht im Staat als Berechtigter und Verpflichteter. Beſitzt der 
einzelne Rechte, ſo beſitzt er ſie nur als Gegenwert gegen die Pflichten, 
die ihm die Volksgenoſſenſchaft auferlegt. Wir ſind weder ein Staat 
von Rechtsegoiſten, noch ein Staat von einſeitig Gewaltunterworfenen. 
Rechte und Pflichten durchdringen ſich allſeitig und finden im Staate 
ihre Einheit. Wenn der einzelne ſein Recht verwirklicht, ſo verwirklicht 
er zugleich das Recht als ſolches, d. h. er hilft mit, die im Intereſſe 
der Geſamtheit beſtehende Rechtsordnung zum Siege zu führen. Alſo 
„ſoll der einzelne ſein Recht verteidigen; denn er ver⸗ 
teidigt damit das Recht, die Grundlage der Staats- 
ordnung. Aber er ſoll es ſo verteidigen, wie es das Intereſſe 
der Geſamtheit verlangt, unter möglichſter Ausſchaltung der ſoziale 
Kräfte verzehrenden Reibungen eines Rechtſtreites.“ (S. 51.) So 
rechtfertigt ſich das Güteverfahren aus der Staatsidee. Es erſcheint 
für jeden richtig, der die tiefe Idee vom genoſſenſchaftlichen Weſen 
des Staates erfaßt hat. Erſtrebe einen Ausgleich durch Güte, und 
du ſtellſt dich in den Dienſt des Staates! Du handelſt richtig, denn 
dein Handeln ſtimmt überein mit den Zielen der Rechtsordnung als 
einer Friedensordnung! Dieſen Gedanken ſollte jeder mit flammendem 
Munde hinaustragen in die deutſche Welt. Der Krieg hat uns ge— 
zeigt, daß der einzelne nur lebt im Rahmen der Gemeinſchaft. Wir 
müſſen alſo allen verkünden, daß wir die Kraft dieſer Gemeinſchaft 
heben, wenn wir nach Ausgleich ſtatt nach Rechtskampf ringen, daß 
wir gemäß der Staats⸗ und Rechtsidee handeln, wenn wir dem Prozeß 
ein Güteverfahren vorausſchicken. | 

Wiſſen ift Wollen! Wer nicht verzweifelt an der Welt, der darf 
niemals vom Gedanken laſſen: Wer das Richtige weiß, wird es auch 
wollen! Klären wir in dieſem Sinne auf, ſo wird ſich das Volk 


freudig zum Güteverfahren bekehren. 
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Ä | IV. | | | 
Schon ſind jetzt dieſen Vorſchlägen eine Reihe von Gegnern er⸗ 

wachſen. Das iſt begreiflich. Denn welche grundlegende Neuerung 
würde nicht auf Widerſpruch ſtoßen! Vor allem wird ein Teil der 
Rechtsanwälte höchſt unzufrieden fein; ſoll der Anwalt doch vom 
Güteverfahren ausgeſchaltet und ihm damit eine bedeutende pekuniäre 
Einbuße auferlegt werden. Auf die erhobenen Einwände iſt die 
Deinhardtſche Sammlung bereits mit Geſchick eingegangen. Ich will 

hier nur zum Schluſſe einem Vorwurf etwas näher treten, dem Vor⸗ 

wurf, die Einrichtung des Friedensrichters ſei aus dem Auslande 
übernommen. (Vgl. S. 232.) An ſich wäre dies kein Grund für uns, 

die Schiedsämter fallen zu laſſen. Wir müſſen auch nach dem Kriege 

den Mut haben, Rechtseinrichtungen des Auslandes, die wir für gut 
halten, zu rezipieren. Wenn eine Inſtitution mit den Zielen der 
Rechtsordnung übereinſtimmt, ſo iſt ſie uns willkommen, woher ſie 
ſtammen mag. 

Aber ich möchte als Rechtshiſtoriker nicht verfehlen, gerade hier 
ein Wort mitzuſprechen. Ich möchte den Kritikern zurufen, daß wir 
es mit einer urdeutſchen Einrichtung zu tun haben. Das Güte⸗ 
verfahren ſteht auf dem Boden des alten deutſchen 
Rechts. Ich denke dabei nicht an das uralte Sühneverfahren, das 
den Parteien erlaubte, ſich ohne Einmiſchung des Gerichts zu ver⸗ 
gleichen. Denn hier ſpielten vornehmlich ſtrafrechtliche Momente eine 
Rolle. Die Sühne ſollte die Fehde, den blutigen Familienkrieg ver⸗ 
hindern. Nein, ich denke an Einrichtungen des Privatrechtes, alſo 
des Nechtögebieted, dem in erſter Linie das. Güteverfahren dienen ſoll. 
Und aus den zahlreichen Quellen, die zu Gebote ſtehen, greife ich 
ein Beiſpiel aus dem bäuerlichen Rechte heraus, aus jenem Kreife, 
der bekanntlich ſein angeſtammtes Recht am zäheſten zu bewahren 
wußte. Wir verſetzen uns in das 15. Jahrhundert in die bayeriſche 
Benediktinerabtei Rot, oberhalb Waſſerburg. Dort iſt ein Streit 
zwiſchen zwei Bauern ausgebrochen, weil z. B. der eine beim Auf⸗ 
richten eines neuen Zaunes in den Grund und Boden des andern 
hineingeraten war. Der Bauer, der ſich benachteiligt fühlte, darf 
nun nicht klagen auf Beſeitigung dieſer Störung. Die Nachbarn 
müſſen zuſammengerufen werden. Sie beraten über die Sache und 
ſchlagen den Streitenden eine gütliche Vereinbarung vor. Die Nach⸗ 
barn bilden alſo das erſte Schiedsamt. Mißlingt das 
Guteverfahren, fo kann der Abt des Kloſters oder fein Richter herbei- , 

gerufen werden. Auch vor dieſem wird zunächſt kein Prozeß geführt. 
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Auch dieſer entſcheidet vorerſt nicht. Richter oder Abt bilden 
das zweite Schiedsamt. Sie verſuchen abermals im Güte⸗ 
verfahren einen Vergleich zu erzielen. Und erſt jetzt, wenn auch der 
zweite Ausgleichs verſuch ergebnislos verläuft, wird das eigentliche 
Gericht angerufen. Jetzt erſt beginnt der Kampf ums Recht. Jetzt 
erſt wird ein Urteil gefunden, das für beide Parteien endgültig bindend 
iſt. „Und darein oder darwider ſoll noch hat niemand nichts zu 
ſprechen, und iſt von alter alſo herkommen“, ſagt das Weis⸗ 
tum, das dieſen Fall überliefert. (Grimm, Sammlung von 2a 
tümem, III, 671.) 
Und noch ſpäter, im 17. Jahrhundert, nachdem längſt Römisches 
Recht im Deutſchen Reiche eingedrungen war, hielten die bayeriſchen 
Untertanen an der Idee friedlichen Ausgleiches feſt. Im Landrecht 
des Gerichts Raſchenberg iſt beſtimmt, daß zwei Prokuratoren beim 
Gericht gehalten werden müſſen. Dieſe Leute hatten die Aufgabe, 
„die Untertanen und Parteien vor unbilligen Kriegen, 
d. h. Prozeſſen, zu warnen“. Sie ſollten verhüten, daß ſich 
die Bauern in unnötige und ſchwere Unkoſten vor Gericht ſtürzten 
und nutzlos in Schaden kämen. Würde von den Parteien ein Vergleich 
oder Sühnevertrag geſchloſſen, ſo dürfte er nur durch die Vermittlung 
dieſer Prokuratoren zuſtande kommen. Wir haben alſo hier kein 
Güteverfahren als Zwangsverfahren vor uns — denn die Prokuratoren 
müſſen vor einem Prozeß nicht angegangen werden —, aber wir, 
ſtoßen auf obrigkeitlich beſtellte Vertreter, die die Bauern offiziell zur 
Güte vermahnen und ihren Einfluß einſetzen ſollen, damit Prozeſſe 
vermieden werden. Der Staat tritt dem einzelnen väterlich zur Seite 
und ſchiebt den Kampf hinaus, ſolange es möglich erſcheint. (Grimm, 
Weistümer, VI, 161 anno 1671.) 

Das alte Recht iſt uns nicht Vorbild, weil es alt iſt. Das 
altehrwürdige muß die Probe beſtehen, wie das junge Recht. Stimmt 
aber das alte mit den hohen Zielen, die wir Staat und Recht ſetzen, 
überein, fo freuen wir und doppelt und find doppelt ſicher, den 
richtigen Weg zu beſchreiten. Dieſe Freude erleben wir durch die 
Einführung des Güteverfahrens. Altes Recht gießen wir in neue 
Schläuche, wenn der Satz bei uns zum Geſetz geworden iſt: „Der 
Weg zum Richter führt nur über Ban Schlichter.“ 
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Neue Geſichtspunkte für den Ausbau des Güteverfahrens. 
Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Mangler in Dresden⸗Loſchwitz. 


Bei der Frage, wie die der Prozeßvorbeugung dienenden Güte⸗ 
ſtellen (Sühneämter, Schiedsämter, Vergleichsbehörden) am zweck⸗ 
mäßigſten auszugeſtalten ſeien, um Erfolg zu verſprechen, ſpielt eine 
große Rolle die Erkenntnis, daß das Haupthindernis für eine Ver⸗ 
ſtändigung zwiſchen den Streitteilen das Ausbleiben des einen oder 
des andern der ſtreitenden Teile iſt. „Man ſchaffe mir die Leute zur 
Stelle, und ich einige ſie“, ſo glaubte Bartſch von Sigsfeld ver⸗ 
ſichern zu können. In der Tat hat das etwas für ſich: es gibt 
wirklich geſchickte Mittler, die ſelbſt die widerhaarigſten Gegner unter 
einen Hut zu bringen vermögen, wenn ſie ſie einmal dazu gebracht 
haben, vor ihnen zu erſcheinen und ſich auszutauſchen. So ſcheint 
denn alles darauf anzukommen, Einrichtungen zu ſchaffen, die das 
Erſcheinen aller Streitteile vor dem Mittler ſicherſtellen. Die Freunde 
des Güteverfahrens ſchlagen daher vor, Erſcheinungszwang einzuführen, 
ſei es, daß das Nichterſcheinen mit Koſtennachteilen verbunden, ſei es. 
daß das Erſcheinen durch Strafen erzwungen werden ſoll. Einmütig⸗ 
keit herrſcht indeſſen bei den Theoretikern auch hierbei nicht. Nament⸗ 
lich fehlt es nicht an Stimmen, die jeden Erſcheinungszwang verab⸗ 
ſcheuen. Die einen meinen, es ſei nicht folgerichtig, das Erſcheinen 
erzwingen zu wollen, wo doch die Handlung ſelbſt, die Verſtändigung, 
als Akt der freien Einſicht nicht erzwungen werden könne, die andern 
weiſen auf die Erbitterung hin, die hervorgerufen werden müſſe, wenn 
wiederum mit Strafen und Nachteilen gedroht werde. Es iſt nicht 
zu verkennen, daß dieſe Bedenken nicht ungerechtfertigt ſind. Jeder 
Zwang hat etwas Mißliches an ſich. Aber gibt es nicht noch andere 
Wege, um die unerläßliche Ausſprache zwiſchen den Parteien herbei⸗ 
zuführen? Kommen die Streitteile nicht zum Mittler, ſo muß der 
Mittler zu ihnen gehen. Auch das läßt fi machen. Die Praxis,. 
die Lehrmeiſterin jeder Theorie, hat heute ſchon die Erfahrung aus⸗ 
genützt, daß es oft lohnender iſt, die Leute an den Arbeitsſtätten 
oder in den Wohnungen aufzuſuchen, ſtatt ſich aufſuchen zu laſſen. 
Wo ſich's um die Beitreibung kleiner Beträge bei den großen Maſſen 
handelt, weiß man längſt, daß die Gelder weit beſſer erlangt werden. 
wenn man ſie holt, als wenn man ſich auf den Rechtsſatz verſteift, 
daß Geldſchulden Bringſchulden ſind. Deshalb laſſen gewiſſe Ver⸗ 
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ſicherungsgeſellſchaften, Abrechnungsſtellen und Vereine die Beträge 
abholen. Warum nutzen dieſe Erfahrung die Freunde des Güte⸗ 


verfahrens nicht aus? Sehen wir doch auf die Einrichtung der 
Sühnevermittlung der Stadt Bielefeld hin. Dort hat die Stadt- 


verwaltung, wiewohl nur für Privatklagen, eine Sühnevermittlung | 


eingerichtet, die ganz auf dem Gedanken aufgebaut iſt, die Schlichtung 
dadurch zu fördern, daß die zur Schlichtung berufenen Perſonen, 
ſtatt das Erſcheinen der ftreitenden Teile abzuwarten, ſich ihrerſeits mit 
ihnen in Verbindung ſetzen. Allerdings: mit der heute üblichen Art 
der Organiſation unſerer Behörden iſt da nicht viel zu machen. 
Denn ſo viel iſt klar: wer verlangt, daß die Sühnevermittlungsſtelle 
unmittelbar mit dem Volke verkehren ſoll, wird Unmögliches verlangen. 
Aber die Organiſation läßt ſich auch anders aufbauen. Und Biele⸗ 
feld hat hier Vorbildliches eingeführt. Dort beſchränkt ſich die 
Leitung der Stelle darauf, nur der Mittelpunkt der Organiſation zu 
fein; die Friedensvermittler ſelbſt find freiwillige Helfer, die ſich von 
Fall zu Fall, je nach der Individualität der Beteiligten, der Schlichtung 
und Ausgleichung unterziehen, ſich mit den Streitenden in Verbindung 
ſetzen und fie aufſuchen, wenn ſie nicht vor ihnen erſcheinen wollen 
oder können. 

Dieſes Verfahren bietet unleugbare Vorteile. Zunächſt bietet 
die größere Zahl von Vermittlern aus allen Ständen die Möglichkeit, 
von Fall zu Fall Perſönlichkeiten zu finden, die mit den einſchlagenden 
Verhältniſſen vertraut ſind. Es braucht nicht immer nach dem Schema 
F zu gehen. Ferner: freiwillige Helfer handeln weniger nach dem 
Grundſatze: der Bürokrat tut ſeine Pflicht, mehr tut er nicht, denn 
es zeigt ſich immer mehr, daß, wer ſich freiwillig für eine öffentliche 
Aufgabe zur Verfügung ſtellt, ungleich mehr Intereſſe zeigt als der 
Nurberufsbeamte des Durchſchnitts. Schließlich: die Einrichtung iſt 
ſo gut wie koſtenlos; die notwendigen Auslagen werden allen⸗ 
falls aus den N beſtritten, die an die ee gezahlt 
werden. 

Die Bielefelder Einrichtung hat ſich bereits recht lebensfähig ge⸗ 
zeigt. Im Herbſt 1915 gegründet, hat fie von 104 Sühnevermitt⸗- 
lungen 43 durch Vergleich erledigt, eine Anzahl Sachen ſchweben 
noch, außerdem müſſen ihr aber auch noch die vermiedenen Prozeſſe gut⸗ 
geſchrieben werden, die ſich ziffernmäßig nicht feſtſtellen laſſen. Be⸗ 
ſonders erwähnenswert iſt, daß ſich auch Frauen hier gut betätigen 
können: eine Sühnevermittlerin hat von den ihr zugewieſenen 27 Fällen 
18 durch Vergleich erledigt. 
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Die Bielefelder Einrichtung beginnt das Intereſſe der Ver⸗ 
waltungsbehörden wachzurufen. Schon hat der Regierungs- 
präſident zu Minden die Kommunalbehörden ſeines Bezirks 
auf die Einrichtung aufmerkſam gemacht und der Landkreis Bielefeld 
ähnliche Einrichtungen bereits getroffen. Eine beſondere Aufgabe 
erwächſt dabei den Richtern. Dieſe können recht weſentlich mitwirken, 
daß die Vermittlungsſtellen von der Erhebung von Privatklagen er⸗ 
fahren. In Bielefeld pflegt — und das wird manchem Aengſtlichen 
der Furcht vor dem Bruche des „Amtsgeheimniſſes“ gegenüber von 
beſonderem Intereſſe ſein — das Amtsgericht bei Mitteilung der 
Privatklageabſchriften auf die ſtädtiſche Stelle hinzuweiſen und dieſet 
gleichzeitig von der Erhebung der Privatklage Mitteilung zu machen, 
Dadurch ſetzt das Amtsgericht entweder die Partei oder die Dermitt: 
lungsſtelle in Bewegung. 

Man kann nur wünſchen, daß die Bielefelder Einrichtung verallge⸗ 
meinert wird und überall Nachahmung findet. Dazu gehören an einem 
Orte nur ein paar ſozial geſinnte Perſönlichkeiten, die ſich mit der Ge⸗ 
meindebehörde in Verbindung ſetzen. Die Richter ſind hierzu — neben 
den Geiſtlichen, Lehrern und Beamten im Ruheſtand — beſonders ge⸗ 
eignet. Jedenfalls haben ſie hier wieder einmal Gelegenheit, zu zeigen, 
ob ſie die Regungen des Volkslebens verſtehen und gewillt ſind, an dem 
Wege mitzubauen, der nicht bloß zu einfacheren Rechtszuſtänden führt, 
ſondern die Sehnſucht des Volkes nach einem ſozialen Recht erfullt 


auf dem gene der Ehre find von thüringischen Zuriſten 
gefallen 


| 1. aus dem Großherzogtum Sachſen: 
geen l Kurt Grebner aus nah berg am 16. Jan. 1916. RPr. 
ärz 1 APr. am 6. Aug 1 
Eerichtsaſſeſſor Sei Bulling aus Ai e am 13. April 1916. RPr. 
am 16. Juli 04. GAPr. am 4. März 10. 
Ref. Walther Haberſtolz aus Weimar (nicht in Jena gpg 
Regierungsrat Hans Guhet in 1 88 geſt. am 29. Aug. 16. RPr. am 
28. Okt. 99. Gu Pr. am 8. Mai 0 f 
net Paul Voigt aus Jena (nicht in Jena geprüft). 
Hugo Herbſt aus Markſuhl. RPr. am 5. Auguſt 11. 


2. aus dem Herzogtum Altenburg: 


Stadtrat Dr. 1055 Kipping aus nun am 17. April 16. RPr. am 
28. Febr. GAPr. am 24. April 09. 
Ref. Armin Pegold aus Paitzendorf am 5. April 16. RPr. am 16. Mai 14. 


3. aus dem Herzogtum Meiningen: 
Ref. nt 1 Schubert aus Meiningen am 9. W 16. Ar. am 


4. aus dem Herzogtum Coburg⸗Gotha: 


Ref. Erich Langbein aus Coburg. RPr. am 31. Juli 15 
Ref. Rudolf Waldvogel aus Coburg am 24. Juni 16. RPr. am 16. Okt. 09. 


5. aus dem Fürſtentum Reuß ä. L.: 
Bunbeichter aan in Greiz. RPr. im März 1902 in Leipzig. GA Pr. am 
April 1 


egi Dr. Mar Golde aus Pohlitz b. Köſtrit. RPr. am 9. Febr. O1. 
| Apr. am 25. Jan. 06. 


6. aus dem Fürſtentum Reuß j. L.: 
8 Rentſch aus Gera am 13. April 1916. RPr. am 10. Aug. 14 
otpr.) 
Aſſeſſor Dr. Berthold aus Lobenſtein. RPr. am 5. Febr. 10. GA Pr. am 
21. Juni 15 (Notpr.). 
Ref. Dr. Walter Pertzel aus Gera. RPr. am 26. Febr. 
Rechtsanwalt Goldſchmidt in Gera. RPr. am 27. Ott 00. GAPr. 
am 12. Juli 04. 


| 7. aus dem Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt: 
I En Preilipper aus Rudolſtadt am 12. März 16. RPr. am 
Ref. aur Köppen aus Rudolſtadt am 26. Aug. 16. (nicht in Jena . 


ARat Oberamtsrichter Hugo Georgi in Königſee am 18. Sept. 
RPr. am 14. Ber 96, e am 5. Mai 01. 
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Bücherbeſprechungen. 


Zimmermann, Geh. Oberfinanzrat in Karlsruhe, Die Waren- 
umſatzſteuer. Karlsruhe (Verlag von J. Heß). 60 Pf. 

Die Schrift gibt einen Vortrag wieder und iſt eine gute Einführung 
in die Gedanken der Warenumſatzſteuer. g | 


Junger, Juſtizrat in Wiesbaden, Die Kriegsgeſetze. 2. Auflage. 


Hannover (Helwingſche Verlagsbuchhandlung). 9,50 M., geb. 11 M. 


Eine von den vielen Sammlungen des Kriegsgeſetze. Da ſie ſchon 
in 2. Auflage erſcheint, hat ſie ſich bewährt. Der Umfang ergibt ſich daraus, 
daß das Werk jetzt 934 Seiten faßt. 


Conrad, Kommentar zum Geſetz über den Belagerungs⸗ 


zuſtand. Berlin (Verlag von O. Liebmann). 3,80 M. geb., 4,50 M. 


Gibt das Belagerungszuſtandsgeſetz und die damit zuſammenhängenden 
Geſetze und Verordnungen wieder und erläutert ſie durch die Rechtſprechung 


des Reichsgerichts, die ja eine Fülle einzelner Entſcheidungen gebracht Hat. 
Bei grundlegenden Paragraphen ſind die Erläuterungen durch eine vor⸗ 


hergehende Inhaltsüberſicht überſichtlich gemacht. 


Zeitſchrift für die geſamte Strafrechtswiſſenſchaft, 
herausgegeben von Prof. v. Liſzt uſw., Bd. 38 Heft 1. 

Die mitteleuropäiſche Rechts vereinheitlichung wird in 
einem eingehenden Aufſatz vom Herausgeber beſprochen. Liſzt gibt hier 
einen Ueberblick über die Entwicklung dieſes Gedankens der Rechtsvereinheit⸗ 
lichung in Mitteleuropa, berichtet objektiv über die verſchiedenen Anfichten, 
die einander zum Teil entgegenſtehen, ſetzt ſich mit den allgemeinen Be⸗ 
denken von Profeſſor Kahl auseinander und äußert ſich ſchließlich ſelbſt 
über den Umfang der Vereinheitlichung, wie er zu erſtreben fei, und über 
die Technik des Vorgehens. Daß Profeſſor v. Liſzt hier in den Mittel⸗ 
punkt der Aufgabe die Ausarbeitung der Grundzüge für eine gemeinſame 


Kriminalpolitik der Mittelmächte rückt, erweckt beſonderes Intereſſe. Der 


ſachtundige Aufſatz iſt berufen, zur Förderung dieſer ſchwierigen Frage 
beizutragen. = | 


Entſcheidungen 


in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grund⸗ 
buchrechts. 


Zuſammengeſtellt im Reichsjuſtizamt !). 


Vermerk der Vorrangseinräumung bei der zurücktretenden Poſt; Aufnahme 
dieſes Vermerks in den Hypothekenbrief über die vortretende Poſt. 
8 57 Abſ. 2 Ziff. 3 GBO. 
Kammergericht Berlin, 20. November 1913. — Bd. 13 S. 257. 


Im Grundbuche iſt am 26. Auguſt 1913 für die Beſchwerdeführerin 
in Abt. III unter Nr. 5 eine Hypothek von 19000 M. mit dem Vorrange 
vor der unter Nr. 1 eingetragenen Hypothek von 3000 M. eingetragen 
worden. Gleichzeitig iſt bei dieſer in der Spalte Veränderungen vermerkt 
worden: „Die unter Nr. 5 eingetragenen 19000 M. nebſt 4% v. H. Zinſen 
ſeit dem 15. September 1913 ſtehen im Range vor. Eingetragen am 
26. Auguſt 1913.“ Im Hypothekenbrief über die Poſt Nr. 5 iſt der Vor⸗ 
rang vor der unter Nr. 1 eingetragenen Hypothek von 3000 M. erwähnt. 
Unter den „vorgehenden Eintragungen“ iſt im Hypothekenbriefe nur eine 
Hypothek Abt. III Nr. 4 von 10000 M. angegeben, während es unter der 
Rubrik: „Gleichſtehende Eintragungen“ heißt: „Keine“. 

Die Gläubigerin beantragte beim Grundbuchamt, auf dem Hypotheken⸗ 
briefe noch zu vermerken, daß der Vorrang der in Rede ſtehenden Hypothek 
Abt. III Nr. 5 vor der Poſt Abt. III Nr. 1 von 3000 M. auch bei der 
zurückgetretenen Poſt im Grundbuche vermerkt ſei. Das Grundbuchamt 
lehnte dieſen Antrag ab; das Landgericht wies die Beſchwerde hiergegen 
zurück, der weiteren Beſchwerde iſt ſtattgegeben worden: 

Der Antrag iſt auf Grund der Ziff. 3 des 8 57 Abi. 2 GBO. begründet. 
Danach ſoll der „Inhalt der die Hypothek betreffenden Eintragungen“ in 
den Hypothekenbrief aufgenommen werden. Das Kammergericht hat in 
mehreren Entſcheidungen (OLG. 9, 345; KGJ. 35, 294 ff.) bereits an⸗ 
genommen, daß dieſe Vorſchrift, womit die nach 8 97 GBO. ergangene 


1) Es werden zu jeder Entſcheidung Band und Seite der Ausgabe der 
e von Puttkammer und Mühlbrecht in Berlin, nach welcher 
meiſtens die Entſcheidungen angezogen werden, vermerkt. BR 
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Ziff. 1 des § 38 Abſ. 2 der Allg. Verf. d. JM. v. 20. 11. 99 z. Ausf. d. 
EBD. übereinſtimmt, dem Wortſinne nach nur dahin verſtanden werden 
kann, daß ſämtliche Eintragungen, die hinſichtlich der Hypothek ins Grund⸗ 
buch erfolgt ſind, in den Brief aufzunehmen ſind und daß dazu auch der 
Vermerk des Vorrangs der Hypothek vor einer anderen Poſt gehört. Da 
es ſich bei dieſen Entſcheidungen nur um die Wiedergabe des Eintragungs⸗ 
vermerks der vortretenden Hypothek, insbeſondere des darin enthaltenen 
Vorrangsvermerks handelte, brauchte damals nicht Stellung genommen zu 
werden, ob zu den die Hypothek betreffenden Eintragungen im Sinne des 
§ 57 Abi. 2 Ziff. 3 GBO. auch der bei der zurücktretenden Poſt eingetragene 
Vermerk des Vorrangs der Hypothek gehört. | 

Doch ift auch dies zu bejahen. 

Während im § 124 der Preuß. GBO. vom 5. 5. 1872 ausdrücklich 
nur die Aufnahme des vollſtändigen Eintragungsvermerks der Poſt, für 
welche er ausgefertigt wurde, vorgeſchrieben war, iſt die Faſſung des 8 57 
Abſ. 2 Ziff. 3 der Reichs GBO. allgemeiner. Daß unter den die Hypothek 
betreffenden Eintragungen im Sinne dieſer Beſtimmung nur ſolche zu ver⸗ 
ſtehen ſind, die bei der Hypothek ſelbſt ſtehen, iſt weder aus dem Wortlaute 
noch dem Zwecke der Beſtimmung zu entnehmen. Vielmehr ſind Ein⸗ 
tragungen, die ſich auf die Hypothek beziehen und für ihren Inhalt von 
Bedeutung ſind, als die Hypothek betreffend auch dann anzuſehen, wenn 
ſie ſich äußerlich nicht bei der Hypothek ſelbſt, ſondern bei einer anderen 
Eintragung befinden. 

Zum Inhalt eines Rechtes an einem Grundſtücke gehört auch ſein 
Rang, d. h. feine Stelle in der Ordnung, nach der es gemäß $ 10 ZwVG. 
ein Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtücke gewährt (KGJ. 34 A, 240, 
244). Für die materielle Wirkfamkeit einer Vorrangseinräumung iſt aber 
deren Eintragung bei dem zurücktretenden Rechte weſentlich, wenngleich 
daneben die Eintragung der Vorrangseinräumung auch bei dem vortretenden 
Rechte zu erfolgen hat (RJ A. 12, 256). Mithin bildet die Eintragung der 
Vorrangseinräumung bei der zurücktretenden Poſt auch eine die vortretende 
Hypothek betreffende weſentliche Eintragung. 

Die Aufnahme dieſer Eintragung in den Hypothekenbrief belaſtet ihn 
auch nicht überflüſſig. Die Wiedergabe des bei der zurücktretenden Poſt 
eingetragenen Vorrangsvermerks iſt zum mindeſten dann für die Deutlich⸗ 
keit des Hypothekenbriefs erheblich, wenn der Vorrangsvermerk bei der. 
vortretenden Hypothek aus irgendwelchen Gründen unterblieben iſt. 


Nacherbfolge; Löſchung einer für den Vorerben eingetragenen Hypothek 
auf Grund einer von den Nacherben erklärten Bewilligung ohne vorherige 
Eintragung der Nacherben als Berechtigte, auch wenn das Recht der Nach⸗ 
erben nicht im Grundbuche vermerkt war. 
§ 41 Abſ. 1 GBO. 
Kammergericht Berlin, 23. Dezember 1913. — Bd. 13 S. 269. 


Eigentümer des Grundſtücks A. war ehemals der Oekonom E. Dieſer 
iſt verſtorben und hat nach ſeinen Teſtamenten vom 19. und 20. März 1886 


In 


feine Frau als Vorerbin und Geſchwiſter und Geſchwiſterkinder als Nach⸗ 
erben hinterlaſſen. Die Witwe E. hat das Grundſtück durch Vertrag vom 
4. März 1887 an L. verkauft. Gleichzeitig mit der Eintragung des L. als 
Eigentümer iſt in Abt. III Nr. 12 für die Witwe E. eine Reſtkaufhypothek 
von 10500 M. eingetragen worden. Die Witwe E. iſt am 26. Februar 
1911 geſtorben. Die Witwe des inzwiſchen gleichfalls verſtorbenen L. hat 
die Löſchung der Hypothek beantragt und eine Bewilligung der E. ſchen 
Nacherben vorgelegt. 

Das Amtsgericht hat den Antrag abgelehnt, das Landgericht die Be⸗ 
ſchwerde dagegen zurückgewieſen. Der weiteren Beſchwerde iſt ſtattgegeben 
worden: 

Die Löſchung der Hypothek ſetzt nach 8 19 GBO. die Bewilligung der 
Betroffenen voraus. Als Hypothekengläubigerin iſt die Witwe E. ohne An⸗ 
gabe der Anordnung einer Nacherbfolge eingetragen. Mit Recht geht jedoch 
das Landgericht davon aus, daß der Grundbuchrichter das Recht der Nach⸗ 
erben berückſichtigen muß, wenn es ihm nachgewieſen wird und dieſer Nach⸗ 
weis durch die Teſtamente geführt iſt. Unbedenklich nimmt auch das Land⸗ 
gericht an, daß die Reſtkaufgeldhypothek kraft dinglicher Surrogation (RG. 7, 
206 ff.; KGJ. 40 A, 190 ff.) dem Rechte der Nacherben unterliegt. Die Vor⸗ 
inſtanzen ſehen einen Hinderungsgrund darin, daß das Recht der Nacherben 
nicht eingetragen ſei. Sie berufen ſich hierbei auf 8 40 Abi. 1 GBO., wo⸗ 
nach eine Eintragung nur erfolgen ſoll, wenn der, deſſen Recht durch ſie 
betroffen wird, als der Berechtigte eingetragen iſt, und meinen, daß die Aus⸗ 
nahme des § 41 Abſ. 1 GBO. hier nicht anwendbar ſei. Dieſes Bedenken 
iſt nicht begründet. Zwar unterfällt der Tatbeſtand nicht unmittelbar dem 
§ 41 Abſ. 1 GB., denn dieſer ſetzt voraus, daß der Betroffene Erbe des 
eingetragenen Berechtigten iſt. Das trifft nicht zu, wenn der Vorerbe ſich 
hat als Berechtigten eintragen laſſen; denn einerſeits ſind die Nacherben 
bei Eintritt des Falles der Nacherbfolge nicht Erben des Vorerben, und 
andererſeits iſt in dieſem Falle ihr Erblaſſer nicht mehr eingetragener Be⸗ 
rechtigter. Indeſſen gilt $ 41 Abſ. 1 GBO. auch dafür mit Rückſicht auf 
den Zweck, unnütze Eintragungen zur Vermeidung von Koſten und zur 
Verhütung der Ueberfüllung des Grundbuchs zu verhindern. Das liegt 
durchaus im Sinne des Geſetzes und entſpricht den Bedürfniſſen des Rechts⸗ 
verkehrs (fo auch Güthe, Grundbuchordnung, 3. Aufl., Anm. 6 zu $ 41; 
Predari, Grundbuchordnung, 2. Aufl., Anm. 5 zu § 41; Arnheim, Grund- 
buchordnung, 2. Aufl., Anm. 6 zu $ 41). 


Unzuläſſigkeit einer Nachprüfung der Antragsbefugnis des Aunfgebots⸗ 
klägers durch das Grundbuchamt. Wirkung der Kraftloserklärung eines 
Hypothekenbriefs. 


8 1162 BGB.; $ 42 GBO. 
Kammergericht Berlin, 8. Januar 1914. — Bd. 13 S. 270. 


Im Grundbuche von O. iſt in Abt. III Nr. 1 eine Hypothek von 
588 M. für den Armenfonds in O. eingetragen. Die Landſchaft der Provinz 
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W. legte folgende Urkunden vor: 1) eine Quittung und Löſchungsbewilligung 
des Kirchenvorſtandes, 2) ein von ihm erwirktes Ausſchlußurteil vom 7. Mai 
1913, durch das der über die Poſt gebildete Brief für kraftlos erklärt iſt, 
3) eine Urkunde vom 29. Mai 1912, in der ſich der Grundſtückseigentümer 
B. der Landſchaft gegenüber verpflichtet hat, die Poſt löſchen zu laſſen; ſie 
bat, dem Löſchungsantrage des B. zu entſprechen. 


Das Grundbuchamt beanſtandete den Antrag, weil der Kirchenvorſtand 
ausweislich der Quittung nicht mehr befugt geweſen ſei, das Ausſchlußurteil 
zu erwirken. Das Landgericht trat dem bei. Das Kammergericht hat auf⸗ 
gehoben: 


Unzutreffend iſt die Auffaſſung, daß das Ausſchlußurteil die Vorlegung 
des Briefes nicht erſetzen könne, weil es von einem Nichtberechtigten erwirkt 
ſei. In dem Beſchluſſe vom 20. November 1913 hat der Senat ausgeſprochen, 
daß der Grundbuchrichter nicht zu prüfen habe, ob dem Antragſteller im 
Aufgebotsverfahren ein Antragsrecht im Sinne des $ 1004 Abi. 2 ZPO. 
zugeſtanden hat. Dort heißt es: 


$ 1018 Abſ. 1 ZPO. beſtimmt zwar nur, daß, wer das Ausſchluß⸗ 
urteil erwirkt hat, dem durch die Urkunde Verpflichteten gegenüber be⸗ 
rechtigt iſt, die Rechte aus der Urkunde geltend zu machen, und hier⸗ 
aus wird in Rechtslehre und Rechtſprechung der Satz hergeleitet, daß 
das materielle Rechtsverhältnis des Antragſtellers zu Dritten durch das 
Ausſchlußurteil nicht berührt wird. Damit ſteht jedoch nicht im Wider⸗ 
ſpruch, daß mit der Verkündung des Ausſchlußurteils (5 957 Abſ. 1 ZPO.) 

der Brief mit Wirkung für und gegen alle als kraftlos gilt und mit 
Wirkung für und gegen alle durch das Urteil erſetzt wird, bis ein neuer 
Brief gebildet iſt. „Iſt der bisherige Brief infolge eines Ausſchlußurteils 
kraftlos geworden, ſo iſt nicht mehr er, ſondern nur das Urteil der ur⸗ 
kundliche Träger des Hypothekenrechts“ (Predari, Grundbuchordnung, 
2. Aufl. $ 67, Anm. 4). Die Motive (Amtliche Ausgabe Bd. 3 S. 763) 
führen aus: „Der neue Hypothekenbrief tritt in jeder Hinſicht an die 
Stelle des alten. Kommt der letztere wieder zum Vorſchein, ſo kann er 
doch die Erwerbung der Hypothek unter keinen Umſtänden mehr ver⸗ 
mitteln. Wollte man der behufs Uebertragung der Hypothek erfolgten 
Uebergabe eines für kraftlos erklärten Briefes an einen mit der Kraft⸗ 
loserklärung unbekannten Dritten nur des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs willen rechtliche Wirkung beimeſſen, ſo würde man die Kraft 
des Ausſchlußurteils ganz gegen Zweck und Inhalt derſelben abſchwächen 
und die Erteilung eines neuen Hypothekenbriefes zu einer ſehr gefährlichen 
Einrichtung machen.“ 

Nach dem Weſen der Kraftloserklärung hat es danach auf die Wirkung 
der Urteilsvorlegung (es handelte ſich damals um einen Antrag auf 
Brieferneuerung, $ 67 GBO.) keinen Einfluß, ob das Urteil von dem 
Vorlegenden ſelbſt oder von einem Dritten erwirkt war ... Dieſes Er- 
gebnis entſpricht auch den Anforderungen eines geſicherten Rechtsverkehrs. 


Dieſe Erwägungen treffen auch hier zu. 
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Unzuläſſigkeit der Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des An⸗ 
ſpruchs auf eine Rangänderung, durch die einer nachſtehenden Hypothek 
für den Fall, daß eine ihr im Range vorgehende Hypothek Eigentümer⸗ 
grundſchuld werden ſollte, vor dieſer Eigentümergrundſchuld der Vorrang 
beigelegt werden ſoll. 
88 883, 1179 BGB.; 8 40 GB. 


Reichsgericht, V. Zivilſenat, 24. Januar 1914. — Bd. 13 S. 277. 


Die Bergbauaktiengeſellſchaft F. iſt eingetragene Eigentümerin meh⸗ 
rerer im Grundbuche des Amtsgerichts in N. und mehrerer im Grundbuche 
des Amtsgerichts in G. verzeichneter Grundſtücke und Bergwerke. In der 
notariellen Verhandlung trat ſie von einer auf diefen Grundſtücken und 
Bergwerken für eine Bank eingetragenen Geſamthypothek den Teilbetrag 
von 300 000 M. mit der Angabe, dieſer Betrag ſei als Eigentümergrund⸗ 
ſchuld auf ſie übergegangen, an die F. & G. Aktiengeſellſchaft ab. Sodann 
erklärte ſie: Sie verpflichte ſich dieſer Aktiengeſellſchaft gegenüber für den 
Fall, daß noch irgendwelche weitere, jetzt auf die Namen dritter Perſonen 
auf ihren ſämtlichen Grundſtücken und Bergwerken eingetragene Hypotheken 
Eigentümergrundſchulden werden ſollten, vor dieſen Eigentümergrundſchulden 
den auf ihren Grundſtücken und Bergwerken für die Aktiengeſellſchaft ein⸗ 
getragenen Hypotheken den Vorrang einzuräumen, und bewillige und be⸗ 
antrage, daß zur Sicherung des betreffenden Anſpruchs der Aktiengeſellſchaft 


Heine Vormerkung in die Grundbücher und Berggrundbücher eingetragen 


werde. Das Amtsgericht in N. lehnte die auf Grund dieſer Erklärung be⸗ 
antragte Eintragung der Vormerkung auf die in ſeinem Bezirke belegenen 
Grundſtücke und Bergwerke der Bergbaugeſellſchaft ab. Die hiergegen ein⸗ 
gelegte Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Dagegen gab das Amtsgericht 
in G. dem Antrage auf Eintragung der Vormerkung auf die in ſeinem 
Bezirke belegenen Grundſtücke und Bergwerke der Bergbaugeſellſchaft ſtatt. 
Auf dieſen Grundſtücken und Bergwerken waren in Abt. III eingetragen 
unter Nr. 1 eine Geſamthypothek von 1500000 M., unter Nr. 3 eine Ge⸗ 
ſamthypothek von 100000 M. und ferner unter Nr. 6 für die genannte 
Aktiengeſellſchaft ſelbſt eine Geſamthypothek von 400000 M. Das Amts⸗ 
gericht trug bei dieſen drei Hypotheken in Spalte „Veränderungen“ am 
30. Mai 1912 folgendes ein: „Die Eigentümerin ift der ... Aktiengeſellſchaft 
gegenüber verpflichtet, für den Fall, daß irgendwelche jetzt auf den Namen 
dritter Perſonen auf ihren Grundſtücken und Bergwerken eingetragene Hypo⸗ 
theken Eigentümergrundſchulden werden ſollten, vor dieſen Eigentümer⸗ 
grundſchulden den auf jenen Grundſtücken und Bergwerken für die 
Aktiengeſellſchaft ... eingetragenen Hypotheken den Vorrang einzuräumen. 
Vorgemerkt zugunſten der .. . Aktiengeſellſchaft. ..“ Am 16. Juli 1913 
wurde über das Vermögen der Eigentümerin, der Bergbaugeſellſchaft, das 
Konkursverfahren eröffnet. Der Konkursverwalter erhob gegen die Ein⸗ 
tragung der Vormerkung, weil fie als dem $ 40 Abſ. 1 GBO. widerſprechend 
unzuläſſig ſei, Beſchwerde mit dem Antrage, das Amtsgericht in G. anzu⸗ 
weiſen, die Löſchung der Vormerkung vorzunehmen. Das Beſchwerdegericht 
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erachtete die Beſchwerde nach § 71 Abſ. 2 GBO. für zuläſſig, erklärte ſie 
auch für begründet, weil die Eigentümerin hinſichtlich der von der Eintragung 
betroffenen, ihr künftig etwa zuſtehenden Eigentümergrundſchulden nicht als 
Berechtigte gemäß § 40 Abf. 1 GBO. eingetragen geweſen ſei, auch 8 1179 
BGB. als eine für die Löſchungsvormerkung gegebene Ausnahmevorſchrift 
auf die Vormerkung nicht analog angewendet werden könne, und wies das 
Amtsgericht an, die Vormerkung bei den drei Geſamthypotheken zu löſchen. 
Die Löſchung erfolgte jedoch nicht, da die genannte Aktiengeſellſchaft, F. & G., 
beim Kammergericht weitere Beſchwerde einlegte. Das Kammergericht er⸗ 
achtete die erſte Beſchwerde des Konkursverwalters für zuläſſig und auch 
für begründet, weil eine Vormerkung für einen Anſpruch gegen den Grund⸗ 
ſtückseigentümer auf Einräumung des Vorranges vor einer künftig etwa 
zufallenden Eigentümergrundſchuld der Aufnahme in das Grundbuch über⸗ 
haupt verſchloſſen, daher die Eintragung im Sinne des $ 54 Abſ. 1 Satz 2 
GBO. ihrem Inhalte nach unzuläſſig ſei. An der Zurückweiſung der weiteren 
Beſchwerde ſah ſich aber das Kammergericht behindert durch den Beſchluß 
des BayObs G. vom 6. Juni 1913 (RIA. 13, 152), durch den die Eintragung 
einer Vormerkung mit dem vorbezeichneten Inhalte für zuläſſig erklärt er⸗ 
klärt worden iſt. Deshalb legte es die Sache dem Reichsgericht vor. 

Das Reichsgericht iſt zwar der Rechtsauffaſſung des Kammergerichts 
hinſichtlich der Unzuläſſigkeit der Eintragung der fraglichen Vormerkung 
beigetreten, hat jedoch nach der Sachlage der weiteren Beſchwerde ſtatt⸗ 
gegeben. In den Gründen des Beſchluſſes iſt ausgeführt: 

Das Reichsgericht hat wiederholt ausgeſprochen, daß die Eintragung 
von Abtretungen, Pfändungen und ſonſtigen dinglichen Verfügungen bezüg⸗ 
lich Eigentümergrundſchulden, die künftig möglicherweiſe für die von den 
Verfügungen betroffenen Grundſtückseigentümer entſtehen würden, unzuläſſig 
ſei, weil eine ſolche Eintragung, wie ſich aus der Grundbuchgeſetzgebung 
ergebe, beſonders auch die Vorſchriſt des 8 40 GBO. klarſtelle, dem Weſen 
und Zwecke des Grundbuchs widerſprechen würde (RG. 61, 374; 72, 274 ff.; 
75, 245 ff.; JW. 1912, 297 Nr. 17). Hieran ift feſtzuhalten. Auch das KG. 
ſowohl wie das Obs. gehen von dieſem Grundſatz aus. Demgemäß erkennt 
auch das Ob G. an, daß die Eintragung der Vorrangseinräumung für 
eine Hypothek vor einer künftigen Eigentümergrundſchuld unzuläſſig ſei. 
Ferner führt es zutreffend und in Uebereinſtimmung mit der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts (RG. 72, 274ff.) aus: Grundſätzlich unterliege die Ein⸗ 
tragung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs aus ſchuldrecht⸗ 
licher Verpflichtung zur Verfügung über ein hypothekariſches Recht den 
nämlichen Beſchränkungen wie die Eintragung der dinglichen Verfügung 
ſelbſt und ſei deshalb auch die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung 
des eine künftige Eigentümergrundſchuld betreffenden Anſpruchs auf Ber. 
fügung darüber nicht zuläſſig; aus $ 883 Abſ. S. 2 BGB. könne nichts 
Gegenteiliges entnommen werden, da nach dieſer Vorſchrift zwar die Ein⸗ 
tragung einer Vormerkung zur Sicherung eines künftigen oder bedingten 
Anſpruchs zuläſſig ſei, hier aber das Recht ſelbſt, das von der künft igen 
Verfügung betroffen werden ſolle, kein gegenwärtiges Recht ſei. Die 
dennoch angenommene Zuläſſigkeit der Eintragung einer Vormerkung 
zur Sicherung des Anſpruchs auf Vorrangseinräumung für eine Hypo⸗ 
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thek vor einer künftig etwa entſtehenden Eigentümergrundſchuld gründet 
das Obs. auf die $ 1179 BGB. Wie das Reichsgericht in dem 
Beſchluſſe vom 11. Dezember 1909 (RG. 72, 274, 277) dargelegt hat, 
enthält dieſe Vorſchrift inſofern, als danach die Eintragung einer Vor⸗ 
merkung zur Sicherung eines Anſpruchs auf Löſchung einer künftig ent⸗ 
ſtehenden Eigentümergrundſchuld zuläſſig iſt, eine Ausnahme von der all⸗ 
gemeinen Vorſchrift des $ 883 BGB., aus der zu entnehmen iſt, daß von 
der einzutragenden Vormerkung ein gegenwärtiges eingetragenes Recht be⸗ 
troffen ſein muß. Dies nimmt das Ob G. ebenfalls an, und es erklärt, 
danach könne von einer ausdehnenden Auslegung des $ 1179 BGB. keine 
Rede fein. Es meint aber, durch die im 8 1179 BGB. zugelaſſene Sicherung 
des Löſchungsanſpruchs werde die Sicherung des weniger weitgehenden, 
im wirtſchaftlichen Erfolge dem Löſchungsanſpruch gleichſtehenden Anſpruchs 
auf Rangeinräumung mitumfaßt. Auch in der Rechtslehre wird, während 
faſt allgemein die analoge Anwendung des $ 1179 auf andere Vormerkungen 
abgelehnt wird, mehrfach die Anſicht vertreten, daß nach dem Sinne des 
§ 1179 auch Anſprüche auf Vorrangseinräumung zugunften einer Nach⸗ 
hypothek für den Fall der Vereinigung von Vorhypothek und Eigentum 
vorgemerkt werden könnten. Mit Rückſicht hierauf hat in dem Beſchluſſe, 
durch den die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Uebertragung der künftigen Eigentümergrundſchuld für unzuläſſig er⸗ 
klärt wurde, das Reichsgericht bemerkt: „Dieſe Vorſchrift ($ 1179 BGB.) 
mag vielleicht in Fällen, die als eine teilweiſe Löſchung aufgefaßt werden 
können, wie bei dem Rangrücktritt der Eigentümergrundſchuld, Anwendung 
finden; einer analogen Ausdehnung auf andere Verfügungen über die Eigen⸗ 
tümergrundſchuld, insbeſondere auf Uebertragungen, aber iſt ſie nicht fähig.“ 
Ob eine Vormerkung eingetragen werden kann zur Sicherung des Anſpruchs 
auf die hier fragliche Vorrangseinräumung, iſt danach nicht entſchieden. 
Es iſt nicht zuläſſig. Der Anſpruch auf Löſchung und der Anſpruch auf 
Vorrangseinräumung bezüglich einer künftigen Eigentümergrundſchuld können 
allerdings unter Umſtänden zu dem nämlichen wirtſchaftlichen Erfolge für 
den Anſpruchsberechtigten führen. Im allgemeinen aber ſind ſie voneinander 
verſchieden. Wird die Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon ver⸗ 
einigt, ſo kann auf Grund eines Löſchungsanſpruchs der Berechtigte vom 
verpflichteten Eigentümer verlangen, daß er die Eigentümergrundſchuld zur 
Löſchung bringt. Die Erfüllung des Löſchungsanſpruchs führt alſo zur 
Beſeitigung der Eigentümergrundſchuld aus dem Grundbuche. Soll dagegen 
der Rangeinräumungsanſpruch erfüllt werden, ſo hat der verpflichtete Eigen⸗ 
tümer zur Eintragung zu bringen, daß die ihm zugefallene Eigentümer⸗ 
grundſchuld dem dinglichen Rechte, das den Vorrang erlangen ſollte, im 
Range nachſtehe. Dieſe Verſchiedenheit der Erfüllung beſteht auch dann, 
wenn die Anſprüche für Gläubiger nachſtehender Hypotheken begründet 
worden ſind. Unzutreffend iſt die Ausführung der weiteren Beſchwerde, 
der nachſtehende Hypothekengläubiger, dem ein Löſchungsanſpruch zuſtehe, 
müſſe ſich damit begnügen, daß ſeiner Hypothek vom verpflichteten Eigen⸗ 
tümer der Vorrang vor der Eigentümergrundſchuld eingeräumt werde. 
Der Berechtigte kann vielmehr immer verlangen, daß die übernommene 
Verpflichtung zur Löſchung ihrem Inhalte gemäß, alſo durch Löſchung er⸗ 
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füllt werde. Wenn allerdings die Eigentümergrundſchuld dem verpflichteten 
Eigentümer zu einem höheren Betrage als dem der Hypothek des Berechtigten 
zugefallen iſt, mag dem Berechtigten verſagt ſein, zu verlangen, daß die 
Eigentümergrundſchuld zum vollen Betrage gelöſcht iſt, ſei es, weil der 
Löſchungsverpflichtung hinſichtlich der Höhe des zu löſchenden Betrags ein 
eingeſchränkter Inhalt zu geben, ſei es, daß ein Intereſſe (vgl. 8 226 BGB.) 
an Löſchung des eine gewiſſe Grenze, insbeſondere die Summe des Hypo⸗ 
thekenkapitals und aller Nebenverbindlichkeiten, überſchreitenden Betrags 
zu verneinen iſt (RG. 63, 152 ff.). Stets aber kann er Erfüllung in Geſtalt 
der Löſchungsbewirkung verlangen. Es iſt auch nicht richtig, daß die Vor⸗ 
rangseinräumung immer eine geringere Leiſtung als die Löſchung iſt. Dies 
wird allerdings zutreffen, wenn die Hypothek des Berechtigten der Eigen⸗ 
tümergrundſchuld unmittelbar im Range nachfolgt. Beſtehen aber Zwiſchen⸗ 
poſten, ſo kann der Berechtigte durch eine Vorrangseinräumung ſogar 
beſſer geſtellt werden, da die Zwiſchenpoſten im Falle der Vorrangsein⸗ 
räumung ihm nachſtehen, im Falle der Löſchung den Vorrang vor ihm 
behalten. Daher braucht umgekehrt auch der verpflichtete Eigentümer 
ſeine Verpflichtung nicht durch Vorrangseinräumung zu erfüllen. Kommt 
das Grundſtück des verpflichteten Eigentümers, nachdem ihm die Eigen⸗ 
tümergrundſchuld zugefallen iſt, zur Zwangsverſteigerung, und entfällt auf 
die Eigentümergrundſchuld ein Teil des baren Verſteigerungserlöſes, ſo iſt 
die Wirkung der beiden Anſprüche allerdings dann die gleiche, wenn der 
Berechtigte Inhaber eines unmittelbar nachſtehenden Rechtes, insbeſondere 
einer Hypothek, iſt. Der bisherige Grundſtückseigentümer iſt an ſich be⸗ 
rechtigt, den Erlösteil für ſich zu liquidieren. Soweit aber der Berechtigte 
einen Ausfall erleidet, muß im Falle eines Löſchungsanſpruchs der Grund⸗ 
ſtückseigentümer den Erlösteil dem Berechtigten überlaſſen, da dieſer verlangen 
kann, daß er ſo geſtellt werde, wie wenn die Löſchung erfolgt wäre (RG. 57, 
209; 63, 152; Warneyer, Jahrbuch Ergbd. 1908 Nr. 642, 1911 Nr. 124). 
Das gleiche gilt im Falle eines Anſpruchs auf Vorrangseinräumung, 
da der Eigentümer den Berechtigten hinſichtlich des Rechtes auf den Ver⸗ 
ſteigerungserlös ſo an ſeine Stelle treten laſſen muß, wie wenn die Rang⸗ 
änderung bereits eingetragen worden wäre. Eine Verſchiedenheit zwiſchen 
den beiden Anſprüchen zeigt ſich aber wiederum, wenn Zwiſchenpoſten vor⸗ 
handen ſind. Auf Grund eines Anſpruchs auf Vorrangseinräumung kann 
der Berechtigte verlangen, daß ihm der Erlösteil in voller Höhe ſeines 
Ausfalls jo überlaſſen wird, wie wenn er den Rang der Eigentümergrund- 
ſchuld für ſein Recht bereits hätte. Dagegen gewährt ein Löſchungsanſpruch 
nur ein Recht auf Ueberlaſſung des Betrags des Erlösteils, der nach Ab⸗ 
zug der Beträge der Zwiſchenpoſten etwa übrigbleibt; denn der Berechtigte 
hat nicht einen Anſpruch auf Rangrücktritt oder Abtretung der Eigentümer⸗ 
grundſchuld, ſondern eben nur einen Anſpruch auf Löſchung, und der Eigen⸗ 
tümerhypothekar iſt daher lediglich verpflichtet, ihn ſo zu ſtellen, wie wenn 
die Eigentümergrundſchuld bereits gelöſcht worden wäre (RG. in Gruch Beitr. 
54, 1022 ff.). Danach iſt die Anſicht des Ob G. nicht zutreffend, daß der 
Anſpruch auf Vorrangseinräumung weniger weit gehe als der Löſchungs⸗ 
anſpruch oder doch dieſem im wirtſchaftlichen Erfolge gleichſtehe. Jener 
Anſpruch kann vielmehr beim Vorhandenſein von Zwiſchenpoſten eine weiter⸗ 
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gehende Wirkung haben. Hier iſt auch die Annahme naheliegend, daß die 
F. & G. Aktiengeſellſchaft ſich gerade deshalb ſtatt einer Löſchungsvormerkung 
eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Vorrangseinräumung 
hat beſtellen laſſen, weil ſie durch eine ſolche Vormerkung mit Rückſicht auf 
die Zwiſchenpoſt von 100 000 M. zwiſchen der erſten Hypothek von 1500000 M. 
und ihrer eigenen Hypothek beſſer geſtellt zu werden glaubte. 

Bei dieſer Verſchiedenheit der beiden Anſprüche kann nicht angenommen 
werden, daß durch die im § 1179 BGB. zugelaſſene Löſchungsvormerkung 
auch eine Vormerkung zur Sicherung eines Anſpruchs auf Vorrangsein⸗ 
räumung vor einer künſtigen Eigentümergrundſchuld, ſei es auch zugunſten 
des Gläubigers einer nachſtehenden Hypothek, umfaßt werde und daher die 
Eintragung einer ſolchen Vormerkung zuläſſig ſei. Gegen Zulaſſung einer 
ſolchen Vormerkung ſpricht überdies auch, daß beſondere Schwierigkeiten 
und Unüberſichtlichkeiten des Grundbuchs entſtehen könnten. So beiſpiels⸗ 
weiſe, wenn Rangveränderungen bewirkt würden: von dem Gläubiger der 
betroffenen Hypothek; von dem Eigentümerhypothekar zugunſten eines anderen 
Rechtes; von dem Anſpruchsberechtigten hinſichtlich ſeines Rechtes, oder 
wenn beim Vorhandenſein von Zwiſchenpoſten der Eigentümerhypothekar 
die Eigentümergrundſchuld ohne Rückſicht auf die Vormerkung zur Löſchung 
bringen würde. Daher iſt dem KG. darin beizutreten, daß eine ſolche Vor⸗ 
merkung nicht eingetragen werden kann. 

Dennoch iſt der im Beſchwerdewege geſtellte Antrag des Konkurs- 
verwalters, die eingetragene Rangrücktrittsvormerkung zu löſchen, nicht 
begründet. Die Vormerkung iſt auf Bewilligung der Gemeinſchuldnerin 
ſelbſt eingetragen worden. Der Konkursverwalter, der nach 8 6 KO. die 
Rechte der Gemeinſchuldnerin wahrzunehmen hat, könnte daher, auch wenn 
Vormerkungen, wie in Rechtſprechung und Rechtslehre allgemein angenommen 
wird, nicht Eintragungen im Sinne des § 71 Abſ. 2 S. 1 GBO. wären, 
nur dann zum Antrag auf Löſchung der Vormerkung für berechtigt ange⸗ 
ſehen werden, wenn die Vorausſetzung des § 54 Abſ. 1 S. 2 GBO. vorläge, 
wenn alſo die Vormerkungs eintragung ſich ihrem ganzen Inhalte nach als 
unzuläſſig erwieſen hätte, und zwar derart, daß ſie auch von Amts wegen 
zu löſchen wäre. Der Wortlaut der Eintragungsbewilligung läßt aber die 
Auslegung nicht ausgeſchloſſen erſcheinen, daß die übernommene Verpflichtung 
zur Vorrangseinräumung und demgemäß der durch die Vormerkung ge⸗ 
ſicherte Anſpruch der F. & G. Aktiengeſellſchaft auch ſolche Eigentümer⸗ 
grundſchulden umfaßt, die bereits zur Zeit der Eintragung der Vormerkung 
der Grundſtückseigentümerin zuſtanden. Die Worte: „für den Fall, daß 
noch irgendwelche weitere Hypotheken Eigentümergrundſchulden werden 
ſollten“, ſtehen einer ſolchen Auslegung nicht unbedingt entgegen, zumal 
wenn man erwägt, daß die Geſetzesworte in den $$ 1177, 1179 BGB.: 
„vereinigt ſich die Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon“ auch auf 
ſolche Vereinigungen zu beziehen ſind, die von vornherein wegen Nicht⸗ 
entſtehung der Hypothekenforderung ſtattgefunden haben. Für die fernere 
Möglichkeit, daß der Grundſtückseigentümerin auch tatſächlich bereits Eigen⸗ 
tümergrundſchulden zuſtanden, bieten die Eintragungen im Grundbuch An” 
haltspunkte. Denn es ſind Eintragungen auf Grund von Löſchungsbe⸗ 
willigungen erfolgt, die ſchon kurze Zeit nach der Eintragung der Vormerkung 


— 10 


erteilt worden ſind. Bezüglich bereits beſtehender Eigentümergrundſchulden 
wäre die Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Vorrangseinräumung 
zugunſten der Hypothek der genannten Aktiengeſellſchaft gemäß $ 883 BGB. 
zuläſſig. Nach § 40 Abſ. 1 GBO. hätte allerdings die Grundſtückseigen⸗ 
tümerin vor Eintragung der Vormerkung als Grundſchuldgläubigerin ein⸗ 
getragen werden ſollen. Aber wegen Verletzung dieſer Ordnungsvorſchrift 
war der Konkursverwalter nicht berechtigt, die Löſchung der inſoweit nicht 
unzuläſſigen, von der Gemeinſchuldnerin bewilligten Vormerkung zu ver⸗ 
langen. Sodann iſt auch die Möglichkeit einer Umdeutung ($ 140 BGB.) 
der Eintragungsbewilligung nach der Richtung nicht gänzlich ausgeſchloſſen, 
daß bei Kenntnis der Unwirkſamkeit der Beſtellung einer Rangrücktritts⸗ 
vormerkung eine Löſchungsvormerkung gewollt ſein würde und daher die 
Eintragungsbewilligung als ſolche zu gelten habe. Für die Möglichkeit 
einer ſolchen Umdeutung ſowie einer entſprechenden Auslegung der Vor⸗ 
merkungseintragung ſpricht, daß hier mit Rückſicht auf die Zwiſchenpoſt 
von 100000 M. der Anſpruch auf Vorrangseinräumung einen weiter gehenden 
Inhalt als ein Löſchungsanſpruch hatte. 

Bei dieſer Sachlage erweiſt ſich die vormerkungseintragung nicht der⸗ 
art zweifelsfrei als dem ganzen Inhalte nach unzuläſſig, daß die Löſchung 
der Eintragung vorgenommen werden könnte. Den Beteiligten muß über⸗ 
laſſen werden, nötigenfalls im Prozeßwege die Frage der Rechtsgültigkeit 
der eingetragenen Vormerkung zum Austrage zu bringen. 


Rechte des Vaters in bezug auf das Kindesvermögen. Unzuläſſigkeit des 
Ausſchluſſes der väterlichen Vermögensverwaltung bei Zuwendungen, die 


der Vater ſelbſt dem Kinde macht. Unzuläſſigkeit der Entziehnng von 


Verwaltung und Nutznießung wegen bloßen Intereſſengegenſatzes. 
88 1630, 1638, 1651, 1796, 1909 BGB. 


Kammergericht Berlin, 30. Januar 1914. — Bd. 14 S. 1. 


Die verſtorbene Frau H. hat in einem gemeinſchaftlichen Teſtament 
ihren Mann als befreiten Vorerben und ihre elfjährige Tochter als Nach⸗ 
erbin auf den Ueberreſt eingeſetzt. D., ein Schwager der Erblaſſerin, in 
deſſen Familie die Tochter zunächſt untergebracht wurde, veranlaßte den 
Vater, zugunſten der Tochter aus dem Nachlaß etwa 26 000 M. in Wert⸗ 
papieren auszuſondern und auf ihren Namen bei einer Bank zu hinterlegen; 
der Anweiſung des Vaters gemäß hält die Bank dieſe Papiere bis zur 
Volljährigkeit der Tochter zur alleinigen Verfügung D.s. Da der Vater 
dieſe in dem vorhandenen Briefwechſel als Schenkung an ſeine Tochter 
bezeichnete Zuwendung widerrief und die Papiere wieder an ſich ziehen 
wollte, hat das Amtsgericht den D. als Pfleger für die Verwaltung des 
Vermögens und die Ausübung des Nutzungsrechts dieſes Vermögens für 
das Kind beſtellt. 


Gegen dieſe Beſtellung hat der Vater, der inzwiſchen gegen D., die 
Bank und ſeine Tochter Klage auf Herausgabe eines Teils der Wertpapiere 
erhoben hatte, Beſchwerde eingelegt, ſoweit zum Wirkungskreiſe des Pflegers 


C ˙»öÜ0 ww 


=. 


etwas anderes als die Vertretung des Pfleglings in der genannten Prozeß⸗ 
angelegenheit beſtimmt ſei. Das Landgericht hat die Beſchwerde zurück⸗ 
gewieſen. Der weiteren Beſchwerde des Vaters wurde ſtattgegeben: 

Der Wirkungskreis des Pflegers erſtreckt ſich nach dem maßgebenden 
Inhalte des Verpflichtungsprotokolls „auf die Verwaltung des Vermögens 
und die Ausübung des Nutzungsrechts dieſes Vermögens für den Pflegling“. 
Das Amtsgericht hat dieſe Pflegerbeſtellung damit begründet: Die Wert⸗ 
papiere ſind wirkſam und unwiderruflich vom Vater an die Tochter ge⸗ 
ſchenkt mit der Maßgabe, daß jenem Verwaltung und Zinsgenuß entzogen 
ſein ſolle. Es handelt ſich offenbar um freies Kindesvermögen ($ 1651 BGB.). 
Daher ſei nach 8 1909 BGB. ein Pfleger mit dem angegebenen Wirkungs⸗ 
kreiſe zu beſtellen. Als Dritter werde hier auch der Vater angeſehen werden 
können. Dies ift rechtsirrtümlich. Zunächſt muß auf den Widerſpruch 
hingewieſen werden, in dem die Begründung zu der tatſächlich erfolgten 
Beſtellung des Pflegers ſteht. Denn die Begründung bezieht ſich nur auf 
einen beſtimmten Teil des Vermögens des Kindes, nämlich auf die ſtreitigen 
Wertpapiere. Die Pflegerbeſtellung iſt aber ganz allgemein gehalten und 
nicht nur auf die Vermögensverwaltung und die Ausübung des Nutzungs⸗ 
rechts an dieſen Wertpapieren beſchränkt. Sodann aber iſt die vom Amts⸗ 
gerichte gegebene Begründung überhaupt nicht geeignet, die Pflegerbeſtellung 
zu rechtfertigen. Nach 8 1909 Abſ. 1 S. 1 BGB. erhält der, der unter 
elterlicher Gewalt ſteht, für Angelegenheiten, an deren Beſorgung der Ge⸗ 
walthaber verhindert iſt, einen Pfleger. Er erhält namentlich einen Pfleger 
zur Verwaltung des Vermögens, das ihm unter Lebenden von einem 
„Dritten“ unentgeltlich zugewendet wird, wenn der Dritte bei der Zuwen⸗ 
dung beſtimmt hat, daß dem Gewalthaber die Verwaltung nicht zuſtehen 
ſoll (51 1909 Abſ. 1 S. 2). Dieſe Vorſchrift des § 1909 Abſ. 1 S. 2 ſteht 
im Zuſammenhange mit dem $ 1638 Abſ. 1 BGB., wonach das Recht und 
die Pflicht des Gewalthabers, für das Vermögen des Kindes zu ſorgen 
(Vermögensverwaltung), ſich nicht auf das Vermögen erſtreckt, das dem 
Kinde unter Lebenden von einem „Dritten“ unentgeltlich zugewendet wird, 
wenn der „Dritte“ bei der Zuwendung beſtimmt hat, daß der Erwerb der 
Verwaltung des Vaters entzogen ſein ſoll. Dieſe Vorſchriften beziehen ſich 
nicht auf die Nutznießung, ſondern die Vermögensverwaltung, und der Um⸗ 
ſtand, daß das Kind freies Vermögen hat (§ 1651 BGB.), rechtfertigt nicht 
die Beſtellung eines Pflegers (zu vergl. Mot. 4, 773; Staudinger, BGB., 
7./8. Aufl., Anm. 4 zu § 1649). Sodann aber kann 8 1909 Abſ. 1 S. 2 
und § 1638 Abſ. 1 BGB. hier überhaupt nicht angewandt werden. Denn 
unmöglich kann der Vater bei einer eigenen Zuwendung an ſein Kind als 
„Dritter“ angeſehen werden. Schon der Wortlaut verbietet dies. Der 
Sprachgebrauch des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichnet als „Dritten“ immer 
nur eine Perſon, welche außerhalb des konkreten, in der betreffenden Ge⸗ 
ſetzesſtelle gerade erörterten Rechtsverhältniſſes ſteht und nur mittelbar 
daran beteiligt iſt. In den hier beſprochenen Paragraphen handelt es ſich 
um das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Gewalthaber und dem Kinde. Der 
„Dritte“ iſt eine außerhalb dieſes Rechtsverhältniſſes ſtehende Perſon. Da⸗ 
mit kann niemals der Gewalthaber ſelbſt bezeichnet ſein. Auch der Zweck 
der Vorſchrift verbietet eine ſolche Annahme. Die Vorſchriften beruhen 
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auf der Erwägung, daß es Dritten, welche dem Kinde etwas zuwenden 
wollen, mit Rückſicht auf die bisherige Verwaltung oder auf das Verhält⸗ 
nis zwiſchen Vater und Kind dringend wünſchenswert erſcheinen kann, im 


Intereſſe des Kindes jede Einwirkung des Vaters auszuſchließen (Mot. 4, 


168, 169, 760; Prot. 4, 566). Eine ſolche Erwägung kann bei einer Zu⸗ 
wendung ſeitens des Vaters ſelbſt niemals Platz greifen. Wollte man mit 
dem Amtsgericht die Vorſchriften auf Fälle der Art anwenden, ſo würde 
man zu einem Verzichte des Vaters auf die ihm geſetzlich obliegende Ver⸗ 
pflichtung zu der Vermögensverwaltung gelangen. Ein Verzicht des Ge⸗ 
walthabers auf die Verwaltung des Kindesvermögens iſt aber dem Geſetz 
ebenſo unbekannt wie ein Verzicht auf das Perſonenſorgerecht (Staudinger 
a. a. O. Anm. 4 zu $ 1627, Vorbem. 7c zu 58 1638/1647, Vorbem. 5e zu 
SS 1676/1683; RG. 60, 268). In Uebereinſtimmung hiermit hat dann auch 
das Reichsgericht bereits entſchieden, daß der Vater als „Dritter“ im Sinne 
des § 1638 BGB. bei einer Zuwendung an ſein Kind nicht angeſehen werden 
könne (Recht 1906, 1139 Nr. 2639). Aus alledem ergibt ſich, daß die vom 
Amtsgericht angeordnete Pflegſchaft nicht auf 8 1909 Abſ. 1 S. 2, § 1638 
BGB. geſtützt werden kann. 

Das Landgericht iſt bei der Zurückweiſung der Beſchwerde von den 
rechtlichen und tatſächlichen Grundlagen der amtsgerichtlichen Verſügungen 
abgewichen und hat ſie damit begründet: Der Prozeß um die Wertpapiere 
ergebe, daß dieſe jedenfalls zurzeit zu dem Vermögen des Kindes gehörten 
und das Intereſſe des Kindes zu dem des Vaters in erheblichem Gegen⸗ 
ſatze ſtehe; danach erſcheine gerechtfertigt, wenn die Verwaltung des Ver⸗ 
mögens und die Ausübung der Nutznießung daran dem Vater nach den 
88 1630, 1796 BGB. entzogen würden. Auch der Beſchluß des Landgerichts 
beruht auf Rechtsirrtum. Nach 8 1630 Abſ. 2 S. 2 kann das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht dem Vater nach 8 1796 die Vertretung entziehen, wenn das 
Intereſſe des Kindes zu dem des Vaters in erheblichem Gegenſatze ſteht. 
Auf Grund dieſer Vorſchriften kann daher das Vormundſchaftsgericht dem 
Vater nur die Vertretung für einzelne Angelegenheiten oder für einen be⸗ 
ſtimmten Kreis von Angelegenheiten entziehen, niemals aber auch andere 
Elemente der elterlichen Gewalt, wie die Vermögensverwaltung und die 
Nutznießung am Kindesvermögen. Dieſes aber hat das Landgericht getan, 
indem es die vom Amtsgericht für die Vermögensverwaltung und Nutz⸗ 
nießung eingeleitete Pflegſchaft in ihrem ganzen Umfange beſtätigte. Da⸗ 
nach rechtfertigt der Beſchluß des Landgerichts nicht die Anordnung der 
Pflegſchaft. Da der Prozeß zwiſchen Vater und Tochter bereits anhängig 
iſt, ſo iſt dieſer Prozeß ſelbſt eine Angelegenheit, an deren Beſorgung für 
das Kind der Vater allein ſchon durch den prozeſſualen Grundſatz der Un⸗ 
möglichkeit der Vertretung einer Prozeßpartei durch ihren Prozeßgegner 
gehindert iſt. Hieraus folgt, daß nach $ 1909 Abſ. 1 S. 1 BGB. eine 
Pflegſchaft der Minderjährigen für den Prozeß einzuleiten und die bereits 
eingeleitete Pflegſchaft inſoweit aufrechtzuerhalten war (KGJ. 30 A. 34; 
31A, 10). Mit einer Pflegſchaft in dieſem Umfange hat ſich denn auch 
der Vater ausdrücklich einverſtanden erklärt und inſoweit keine Beſchwerde 
erhoben. 


Auswahl des Vormundes; Berückſichtigung der Verwandtſchaft oder 
Schwägerſchaft vor dem religiöſen Bekenntniſſe. 
8 1779 Abſ. 2 BGB. 
Kammergericht Berlin, 20. März 1914. — Bd. 14 S. 4. 


Für die minderjährigen katholiſchen Geſchwiſter F. war an Stelle des 
bisherigen Vormundes, des katholiſchen Landwirts K., der gegen feinen 
Willen aus dem Amte entlaſſen worden war, ein Schwager der Mündel, 
der evangeliſche Vorarbeiter H., zum Vormunde beſtellt worden. Auf ſo⸗ 
fortige Beſchwerde K.s ordnete das Landgericht an, daß H. zu entlaſſen 
und der Beſchwerdeführer wieder als Vormund zu beſtellen ſei. Auf weitere 
ſofortige Beſchwerde H.s wurde der Beſchluß des Landgerichts aufgehoben und 
die Sache zu anderweiter Entſcheidung ans Amtsgericht zurückverwieſen. 

Das Landgericht hat zwar 8 1779 Abſ. 2 S. 2 BGB., daß bei der 
Auswahl des Vormundes auf das religiöſe Bekenntnis des Mündels Rück⸗ 
ſicht zu nehmen iſt, in Betracht gezogen, aber nicht beachtet, daß nach 
Satz 3 Verwandte und Verſchwägerte des Mündels zunächſt zu berück⸗ 
ſichtigen ſind. Wenn das Landgericht etwa davon ausgegangen iſt, daß 
Satz 2 den Vorzug verdiene vor Satz 3, ſo iſt das nicht frei von Rechts⸗ 
irrtum. 5 1779 Abſ. 2 lautet: „Das Vormundſchaftsgericht ſoll eine Perſon 
auswählen, die nach ihren perſönlichen Verhältniſſen und ihrer Vermögens⸗ 
lage ſowie nach den ſonſtigen Umſtänden zur Führung der Vormundſchaft 


geeignet iſt. Bei der Auswahl iſt auf das religiöſe Bekenntnis des Mündels 


Rückſicht zu nehmen. Verwandte und Verſchwägerte des Mündels ſind 
zunächſt zu berückſichtigen.“ Aus dieſer Wortfaſſung, beſonders dem Wort 
„zunächſt“ im dritten Satze, ergibt ſich, daß das Geſetz nicht etwa der 
Konfeſſionsgleichheit zwiſchen dem Vormund und dem Mündel an erſter 
Stelle entſcheidende Bedeutung beimißt, vielmehr nach dem Willen des Ge⸗ 
ſetzgebers dem Vormundſchaftsrichter die Anweiſung erteilt worden iſt, in 
erſter Reihe geeignete Verwandte und Verſchwägerte des Mündels zu dem 
Amte des Vormundes heranzuziehen und erſt in zweiter Linie auf das reli⸗ 
giöſe Bekenntnis des Mündels Bedacht zu nehmen. Allerdings iſt die dem 
§ 19 Abſ. 2 der preußiſchen Vormundſchaftsordnung entſprechende Vor⸗ 
ſchrift im Satz 2, deren Aufnahme in das Geſetz von den Verfaſſern des 
Entwurfs und der II. Kommiſſion ausdrücklich abgelehnt worden war 
(Mot. 4, 1061; Prot. 4, 749ff.), in Verfolg eines Bundesratsbeſchluſſes in 
in den Geſetzestext nachträglich eingeſtellt und dann Geſetz geworden (Stau⸗ 
dinger, BGB., 7./8. Aufl., Anm. 2 b zu 8 1779). Dieſer Umſtand berechtigt 
aber gegenüber dem Wortlaute des Abſ. 2 nicht zu der Folgerung, daß. 
durch jene Einfügung gerade der Konfeſſionsgleichheit zwiſchen dem Vor⸗ 
mund und dem Mündel im Verhältnis zu den Verwandten und Ver⸗ 
1 in erſter Linie entſcheidende Bedeutung hat beigelegt werden 
ollen. 

Hiernach hat der Vormundſchaftsrichter bei Auswahl des Vormundes 
an erſter Stelle zu erörtern, öb Verwandte oder Verſchwägerte des Mündels 
vorhanden ſind, die für das Amt geeignet erſcheinen. Trifft das zu, ſo 
darf er von der Beſtellung der Verwandten oder Verſchwägerten nur Ab⸗ 
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ſtand nehmen, wenn dies aus beſonderen Gründen im Intereſſe des Mündels 
gerechtfertigt iſt. Wenn nun die an ſich geeigneten Verwandten oder Ver⸗ 
ſchwägerten mit dem Mündel zum Teil konfeſſionsgleich, zum Teil konfeſſions⸗ 
ungleich find, jo hat er den konfeſſionsgleichen vor den konfeſſions ungleichen 
den Vorzug zu geben, es ſei denn, daß beſondere Gründe vorhanden ſind, 
die die Beſtellung eines konfeſſionsungleichen rechtfertigen. Gehören ſie 
aber ſämtlich einem anderen Bekenntnis an wie der Mündel, ſo gehen ſie 
doch den mit dieſem weder verwandten noch verſchwägerten Perſonen des 
gleichen Bekenntniſſes vor. Erſt wenn auch keine konfeſſionsungleichen 
Verwandten oder Verſchwägerten des Mündels vorhanden ſind, die an ſich 
geeignet ſind, darf auf Perſonen zurückgegriffen werden, die weder verwandt 
noch verſchwägert ſind. Unter dieſen ſind aber in erſter Linie ſolche Perſön⸗ 
lichkeiten in Betracht zu ziehen, die ſich zu derſelben Religion bekennen, 
wie der Mündel. Eine konfeſſionsungleiche, aber im übrigen geeignete 
Perſon ſoll ſo lange nicht zum Vormunde beſtellt werden, als ein anderer 
konfeſſionsgleicher und auch ſonſt geeigneter Vormund zur Verfügung ſteht, 
es ſei denn, daß beſondere Gründe im Einzelfalle die Beſtellung eines kon⸗ 
feſſionsungleichen Vormundes rechtfertigen (KGJ. 43 A, 41). 


Wirkung der militärgerichtlichen Vermögensbeſchlagnahme und der Güter⸗ 
pflege gegenüber einem Abweſenden. Befugnis des Abweſenden, ſelbſt 
eine angefallene Erbſchaft auszuſchlagen und zu dieſem Zwecke Vollmacht 
zu erteilen. 
§ 361 Militärſtrafgerichtsordnung; 88 1922, 1942, 1953 BGB. 


Oberlandesgericht Stuttgart, 20. März 1914. — Bd. 14 S. 6. 


Der zum Militärdienſt ausgehobene Mechaniker L. iſt durch Beſchluß 
des Gerichts der 17. Diviſion nach $$ 356, 360 der Militärſtrafgerichts⸗ 
ordnung für fahnenflüchtig erklärt worden; ſein im Deutſchen Reiche be⸗ 
findliches Vermögen iſt mit Beſchlag belegt. Das Vormundſchaftsgericht 
hat die Güterpflege eingeleitet. Im März 1913 iſt der Vater des ſich in 
Chicago aufhaltenden L. geſtorben; die Mutter L.s hat unter Vorlage einer 
auf ſie im April 1913 in Chicago ausgeſtellten und öffentlich beglaubigten 
„General- und Spezial⸗Vollmacht“ vor dem Nachlaßgericht die Erklärung 
abgegeben, daß ſie die Erbſchaft für ihren Sohn ausſchlage. Darauf hat 
das Gericht der 17. Diviſion beim Amtsgericht beantragt, den Güterpfleger 
zur Durchführung der Vermögensbeſchlagnahme und Einhaltung der über⸗ 
nommenen Pflichten anzuweiſen und ihn zu veranlaſſen, erforderlichenfalls 
im Prozeßwege ſich die Erbſchaft von 1500 M. von der Mutter überweiſen 
zu laſſen. Dieſen Antrag hat das Amtsgericht abgelehnt; die Beſchwerde 
iſt vom Landgericht als unbegründet zurückgewieſen worden. 

Der Gerichtsherr der 17. Diviſion hat weitere Beſchwerde eingelegt 
und geltend gemacht: infolge der Beſchlagnahmeverfügung ſei zu einer 
Erklärung über die Ausſchlagung oder Annahme der dem Fahnenflüchtigen 
angefallenen Erbſchaft lediglich der Güterpfleger zuſtändig geweſen, der 
Fahnenflüchtige ſelbſt habe auch keine rechtsgültige Vollmacht zur Abgabe 
einer derartigen Erklärung ausſtellen können. 
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Das Oberlandesgericht hat die weitere Beſchwerde zurückgewieſen: 

Nach 8 360 Abſ. 1 der Militärſtrafgerichtsordnung unterliegt der Be⸗ 
ſchlagnahme das im Reiche befindliche Vermögen des Abweſenden; nach 
8 361 hat die Beſchlagnahme die Wirkung, daß der Beſchuldigte mit der 
erſten Bekanntmachung im Reichsanzeiger das Recht verliert, über das in 
Beſchlag genommene Vermögen unter Lebenden zu verfügen. Hierbei iſt 
allgemein anerkannt, daß die Beſchlagnahme nicht nur das zur Zeit des 
Erlaſſes der Beſchlagnahmeverfügung vorhandene Vermögen, ſondern auch 
das ergreift, das der Beſchuldigte erſt ſpäter erwirbt, ſolange die Beſchlag⸗ 
nahmeverfügung in Kraft iſt. Aus dieſen Geſetzesbeſtimmungen iſt einerſeits 
zu entnehmen, inwieweit die Rechtsfähigkeit des Beſchuldigten infolge der 
Beſchlagnahme beſchränkt iſt, anderſeits aber auch, welche Rechte und Pflichten 
dem Güterpfleger zukommen. Hier handelt ſich's nur darum, ob der Be⸗ 
ſchuldigte trotz der Vermögensbeſchlagnahme berechtigt war, ſeiner Mutter 
eine Vollmacht zu ſeiner Vertretung auszuſtellen und durch ſie die Aus⸗ 
ſchlagung der Erbſchaft erklären zu laſſen, oder ob die Abgabe einer Er⸗ 
klärung über die Annahme oder Ausſchlagung der Erbſchaft Sache des 
Güterpflegers war. Das hängt davon ab, ob der Beſchuldigte durch die 
Ausſchlagung der Erbſchaft über Vermögen, das der Beſchlagnahme unter⸗ 
lag, verfügt hat; denn nur inſoweit war er infolge der Beſchlagnahme⸗ 
verfügung in ſeiner Rechtsfähigkeit beſchränkt. 

Nach § 1922 Abſ. 1 BGB. geht allerdings mit dem Tode einer Perſon 
(Erbfall) deren Vermögen (Erbſchaft) als Ganzes auf eine oder mehrere 
Perſonen (Erben) über; aber nach § 1942 BGB. geht die Erbſchaft auf 
den berufenen Erben unbeſchadet des Rechtes über, ſie auszuſchlagen (An⸗ 
fall der Erbſchaft); wird die Erbſchaft ausgeſchlagen, ſo gilt der Anfall an 
den Ausſchlagenden als nicht erfolgt ($ 1953 BGB.). Aus dieſen Geſetzes⸗ 
beſtimmungen ergibt ſich, daß eine Erbſchaft vor der Annahme nicht zum Ver⸗ 
mögen des Erben gehört, vielmehr nach dem Tode des Erblaſſers zunächſt 
nur ein vorläufiger Erwerb der Erbſchaft ſtattfindet und im Falle der 
Ausſchlagung der Anfall als nicht erfolgt gilt (RG. 54, 289). Durch die 
Gewährung des Ausſchlagungsrechts kennzeichnet das Geſetz den Erbſchafts⸗ 
erwerb als einen noch nicht endgültigen; kommt es zur Ausſchlagung der 
Erbſchaft, ſo wird angenommen, daß ein Erwerb überhaupt nicht ſtattge⸗ 
funden habe; ſolange der Erbe ſich noch nicht für die Annahme oder Aus⸗ 
ſchlagung entſchieden hat, beſteht ein Schwebezuſtand; bis dahin gehört 
die Erbſchaft nicht in dem Sinne zum Vermögen des Erben, daß die Aus⸗ 
ſchlagung eine Vermögensveräußerung, eine Verfügung über bereits er⸗ 
worbenes Vermögen enthält; der Anfall der Erbſchaft bedeutet nur den 
vorläufigen Erwerb der Erbſchaft, der durch die Ausſchlagung noch rück⸗ 
gängig gemacht werden kann. 

Hieran wird auch dadurch nichts geändert, daß die nach 88 356, 360 
der Militärſtrafgerichtsordnung ergangene Beſchlagnahmeverfügung nur 
ein Zwangsmittel zur Geſtellung eines Fahnenflüchtigen iſt, denn dieſes 
erſtreckt ſich eben nur auf das Vermögen, welches der Fahnenflüchtige zur 
Zeit des Erlaſſes der Beſchlagnahmeverfügung beſitzt und ſpäter während 
der Dauer der Beſchlagnahme erwirbt; um eine Verfügung aber über er⸗ 
worbenes Vermögen kann es ſich hier nicht handeln, da, wer eine ihm 


angefallene Erbſchaft ausſchlägt, nicht über einen Teil ſeines Vermögens 
verfügt, ſondern einen ihm angetragenen Vermögenserwerb unterläßt. 

In der weiteren Beſchwerde iſt noch geltend gemacht, der Fahnen⸗ 
flüchtige könne nach Erlaß der Beſchlagnahme keine rechtsgültigen Voll⸗ 
machten mehr ausſtellen, da er für das Deutſche Reich nicht mehr als 
vorhanden und nicht mehr als Träger von Willensäußerungen gelte, ſo 
daß alle Willenserklärungen durch den Güterpfleger abzugeben ſeien; allein 
dieſe Anſicht iſt nicht zu billigen; denn die Beſchlagnahme erſtreckt ſich nur 
auf das im Reiche befindliche Vermögen eines Fahnenflüchtigen mit der 
Wirkung, daß er das Recht verliert, über dieſes Vermögen unter Lebenden 
zu verfügen; eine weitergehende Wirkung kommt der Beſchlagnahmever⸗ 
fügung nicht zu. Der Fahnenflüchtige L. war daher durch die Vermögens⸗ 
beſchlagnahme nicht gehindert, ſeiner Mutter eine Vollmacht zu erteilen 
und durch dieſe dem Nachlaßgerichte gegenüber die Ausſchlagung der väter⸗ 
lichen Erbſchaft erklären zu laſſen. 


Unterhaltspflicht des Vaters eines unehelichen Kindes, das von einem 
anderen an Kindes Statt angenommen iſt; Verhältnis zur Unterhaltspflicht 
des Annehmenden. 

88 1709, 1766 BGB. 


Kammergericht Berlin, 17. April 1914. — Bd. 14, S. 9. 


Die Witwe T., welche die unehelich geborene Lilli P. an Kindes Statt 
angenommen hatte, wurde vom Vormundſchaftsgericht aufgefordert, eine 
vom Erzeuger des Kindes gezahlte Abfindungsſumme mündelſicher anzulegen. 
Ihre Beſchwerde hiergegen, die ſich darauf gründete, daß ſie ſich aus der 
Summe für den bisher von ihr dem Kinde gewährten Unterhalt bezahlt 
gemacht habe, wurde vom Landgerichte zurückgewieſen. Auf ihre weitere 
Beſchwerde wurde die Entſcheidung aufgehoben: 

Die Erſatzanſprüche der Beſchwerdeführerin müſſen auch von dem Ge⸗ 
ſichtspunkte der ungerechtfertigten Bereicherung aus geprüft werden. Wer 
durch die Leiſtung eines anderen auf deſſen Koſten etwas ohne rechtlichen 
Grund erlangt, iſt nach 8 812 BGB. ihm zur Herausgabe verpflichtet. Das 
Kind hat den Unterhalt ohne rechtlichen Grund erlangt, wenn die Beſchwerde⸗ 
führerin zum Unterhalte nicht — oder nicht in erſter Linie — verpflichtet 
war und keine gültige Schenkung vorliegt. Das Landgericht meint freilich, 
die Beſchwerdeführerin ſei zur Gewährung des Unterhalts für die Zeit nach 
der Adoption verpflichtet geweſen, und die Gewährung des Unterhalts vor 
der Adoption beruhe auf „Liberalität“. Schenkung iſt eine Zuwendung, 
durch die jemand aus ſeinem Vermögen einen anderen bereichert, wenn 
beide Teile darüber einig ſind, daß die Zuwendung unentgeltlich erfolgt. 
Ein ſolches Einigſein iſt für die Zeit vor der Adoption nicht feſtgeſtellt 
worden. Für die Zeit nach der Adoption aber war die Beſchwerdeführerin 
nicht zur Leiſtung des Unterhalts verpflichtet. Das Landgericht meint zwar, 
daß die Adoptivmutter vor dem Erzeuger unterhaltspflichtig ſei. Dieſe 
Anſicht wird im Anſchluß an eine Bemerkung in den Motiven (4, 879) auch 
von Plank u. a. vertreten. Sie kann aber nicht als richtig erachtet werden 
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Nach 8 1709 BGB. ift der Vater des unehelichen Kindes vor der 
Mutter und den mütterlichen Verwandten des Kindes unterhaltspflichtig. 
Tritt dieſer regelmäßige ($ 1708 Abſ. 1 BGB.) Unterhaltsanſpruch gegen 
den Vater — nur um dieſen handelt es ſich — hinter den Unterhaltsanſpruch 
des Kindes gegen die Adoptivmutter infolge der Adoption zurück? $ 1766 
Abſ. 1 BGB. ſagt: „Der Annehmende ift dem Kinde und denjenigen Ab⸗ 
kömmlingen des Kindes, auf welche ſich die Wirkungen der Annahme er⸗ 
ſtrecken, vor den leiblichen Verwandten des Kindes zur Gewährung des 
Unterhalts verpflichtet.“ Die Frage wäre alſo dann zu bejahen, wenn man 
zu den „leiblichen Verwandten“ auch den Vater des unehelichen Kindes 
würde rechnen können. 

Die Anſicht der Motive iſt unzweifelhaft die, daß die Unterhaltspflicht 
des Annehmenden der regelmäßigen Unterhaltspflicht des Vaters des un⸗ 
ehelichen Kindes vorgeht. Die Motive ſind aber nicht Geſetz, und ihnen 
widerſtreitet Wortlaut und Sinn des Geſetzes. Das Bürgerliche Geſetzbuch 
ſpricht zwar vom „Vater“ des unehelichen Kindes und erkennt damit das 
zwiſchen beiden tatſächlich beſtehende Band der Blutsverwandtſchaft an 
(Planck, BGB., 3. Aufl., Bem. 1 zu § 1589 und Vorbem. 3 vor § 1705 fl.). 
Rechtlich aber wird die Verwandtſchaft zwiſchen Vater und Kind geleugnet, 
indem der § 1589 Abſ. 2 BGB. ſagt: „Ein uneheliches Kind und deſſen 
Vater gelten nicht als verwandt.“ Wo das Geſetz ſonſt von „Ver⸗ 
wandten“ redet, meint es daher den unehelichen Vater nicht mit (z. B. 
88 528, 1737, 1779, 8 1795 Nr. 1 BGB.). Wo der außereheliche Erzeuger 
den Verwandten gleichgeſtellt werden ſoll, wird dies ausdrücklich geſagt 
($ 1310 Abſ. 3 BGB.; v. Blume, Zentralbl. f. freiw. Ger. 14, 138). Nun 
ſpricht zwar $ 1766 BGB. nicht nur von den „Verwandten“ des Kindes, 
ſondern von den „leiblichen Verwandten“ des Kindes, und dies könnte viel⸗ 
leicht zu der Annahme verleiten, daß das Wort „leiblich“ hier zur Kenn⸗ 
zeichnung der Blutsverwandtſchaft des Kindes mit dem unehelichen Vater, 
alſo gerade mit Rückſicht auf ihn gebraucht ſei. Viel näher aber liegt die 
Annahme, daß mit der Wortfaſſung der Gegenſatz zwiſchen dem Annehmenden 
einerſeits und den Verwandten des unehelichen Kindes, alſo deſſen leiblichen 
Verwandten anderſeits beſonders betont werden ſollte (zu vergl. dazu auch 
den Ausdruck „leibliche Eltern“ im 8 1765 BGB.). Aber auch dem Sinne 
des Geſetzes und der rechtlichen Natur des regelmäßigen Unterhaltsanſpruchs 
des unehelichen Kindes gegen den Vater widerſtreitet die Anſicht der Motive. 
Fragt man nach dem Grunde, warum die Unterhaltspflicht der „leiblichen 
Verwandten“ hinter die des Annehmenden zurücktritt, ſo antworten die 
Motive (4, 993) ganz zutreffend, weil „der Angenommene infolge der An⸗ 
nahme an Kindes Statt in den meiſten Fällen dem Annehmenden näher ſteht 
als den leiblichen Verwandten, und es auch dem Zweck der Annahme an 
Kindes Statt mehr entſpricht, wenn in Anſehung der Unterhaltsverpflichtung 
der Annehmende vor den leiblichen Verwandten des Angenommenen haftet“. 
Der Zweck der Annahme an Kindes Statt iſt die Begründung eines Eltern⸗ 
und Kindesverhältniſſes, durch welches der Angenommene die rechtliche 
Stellung eines ehelichen Kindes erlangt (Mot. 4, 956). Mit der Annahme 
an Kindes Statt verlieren nach $ 1765 BGB. die leiblichen Eltern die elterliche 
Gewalt über das Kind, die uneheliche Mutter das Recht und Se Pflicht, 
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für die Perſon des Kindes zu ſorgen. Hat der Vater oder die Mutter dem 
Kinde Unterhalt zu gewähren, ſo treten das Recht und die Pflicht, für die 
Perſon des Kindes zu ſorgen, wieder ein, wenn die elterliche Gewalt des 
Annehmenden endigt oder wenn ſie wegen Geſchäftsunfähigkeit des An⸗ 
enhmenden oder nach $ 1677 ruht ($ 1765 Abſ. 2 BGB.). Hieraus ergibt 
ſich, daß Unterhaltspflicht und elterliche Gewalt bzw. das Perſonenſorgerecht 
in Wechſelwirkung ſtehen, und der Grund für das Zurücktreten der Unter⸗ 
haltspflicht der leiblichen Verwandten hinter diejenige des Annehmenden 
der iſt, daß durch die Annahme an Kindes Statt die leiblichen Eltern in der 
elterlichen Gewalt gegenüber dem Annehmenden eine Einbuße erleiden und 
durch die Kindesannahme der Angenommene mit dem Annehmenden in 
dieſer Hinſicht näher verbunden wird als mit ſeinen leiblichen Eltern. Dieſer 
geſetzgeberiſche Grund des $ 1766 BGB. trifft aber in Anſehung des un⸗ 
ehelichen Vaters nicht zu. Das uneheliche Kind tritt weder in die Haus⸗ 
gemeinſchaft des Vaters ein noch hat der Vater irgendwelche Erziehungs⸗ 
rechte oder ſonſtige Elemente der elterlichen Gewalt. Er kann daher inſo⸗ 
weit durch die Annahme an Kindes Statt überhaupt keine Einbuße erleiden. 
Deshalb fehlt jeder innere Grund dafür, weshalb ſeine Unterhaltspflicht 
dadurch berührt werden ſoll, daß dem Kinde infolge der Kindesannahme 
nicht mehr die uneheliche Mutter, ſondern die Adoptiveltern als Verwandte 
zunächſt ſtehen. Es kommt aber noch folgendes hinzu: Wennſchon die 
Unterhaltspflicht des unehelichen Vaters auf der Blutsverwandſchaft des 
Vaters mit dem unehelichen Kinde und nicht auf einer unerlaubten Hand⸗ 
lung beruht, ſo hat ſie doch, wie ſie vom Bürgerlichen Geſetzbuch ausgeſtaltet 
worden iſt, die familienrechtliche Grundlage verlaſſen und iſt zu einer über⸗ 
wiegend ſchuldrechtlichen Verpflichtung geworden. Dies ergibt ſich ins⸗ 
beſondere daraus, daß es nicht auf die Bedürftigkeit des Kindes oder die 
Leiſtungsfähigkeit des Vaters ankommt, der Unterhalt nur in Geld zu leiſten 
iſt (8 1710), für die Vergangenheit nachgefordert werden kann ($ 1711), 
der Unterhaltsanſpruch nicht mit dem Tode des Vaters erliſcht und das 
Kind wegen des Unterhaltsanſpruchs abgefunden werden kann ($ 1714). 
Daraus iſt zu folgern, daß der Unterhaltsanſpruch gegen den natürlichen 
Vater als im weſentlichen ſchuldrechtlicher Anſpruch nicht dadurch geändert 
wird, daß ſich in der familienrechtlichen Stellung des Kindes durch die 
Kindesannahme eine Aenderung vollzieht. Nur die Aenderung in der 
familienrechtlichen Stellung des Kindes bildet aber den Grund für die 
Beſtimmung des $ 1766 BGB. und die darin vorgeſehene Rangordnung 
der Unterhaltspflichtigen. Aus dieſen Gründen muß angenommen werden, 
daß der Sinn des $ 1766 BGB. und die rechtliche Natur des Unterhalts- 
anſpruchs des Kindes gegen den Erzeuger wider die Anſicht der Motive 
ſtreiten, daß der Vater durch die Kindesannahme Vorteile erfahre. 

Dieſes Ergebnis entſpricht auch der Billigkeit. In vielen Fällen der 
Annahme eines unehelichen Kindes an Kindes Statt handelt es ſich um un⸗ 
bemittelte Adoptiveltern, für die die Frage, ob der Erzeuger auch nach der 
Adoption Unterhalt zu leiſten verpflichtet iſt, nicht ohne Bedeutung iſt. 
In dieſen Fällen wird das Fortbeſtehen der Unterhaltspflicht des Erzeugers 
daher von Wichtigkeit ſein für den Entſchluß von Pflegeeltern, ob ſie einem 
bei ihnen untergebrachten unehelichen Kinde die rechtliche Stellung eines. 
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ehelichen Kindes durch die Kindesannahme geben wollen. Die vom Senat 
vertretene Auffaſſung begünſtigt alſo in allen dieſen Fällen die im Intereſſe 
des Kindes liegende Kindesannahme. Wenn in der Verwaltungspraxis bei 
Bewilligung der Befreiungen von den Erforderniſſen des § 1744 (zu vgl. 
81745 BGB.) darauf hingewirkt werden ſollte, daß der geſetzliche Vertreter 
des unehelichen Kindes vor der Adoption von dem Erzeuger ſich eine Ab⸗ 
findungsſumme aus § 1714 BGB. zahlen läßt, jo erklärt ſich dies daraus, 
daß mit Rückſicht auf die in den Motiven zum Ausdruck gekommene und 
auch ſonſt von namhaften Kommentatoren vertretene Anſicht mit der 


Möglichkeit gerechnet werden muß, daß die Gerichte im Einzelfall ſich dieſer 


Meinung anſchließen können. 

Iſt aber nach alledem davon auszugehen, daß der Vater des unehe⸗ 
lichen Kindes ungeachtet der Kindesannahme vor der Beſchwerdeführerin 
zum Unterhalte verpflichtet war, alſo auch keine Unterhaltspflicht der Be⸗ 
ſchwerdeführerin nach der Kindes annahme beſtand, fo hat das Kind 
den Unterhalt auf Koſten der Beſchwerdeführerin ohne rechtlichen Grund 
erhalten, und die Beſchwerdeführerin hat einen Anſpruch gegen das Kind 
aus der ungerechtfertigten Bereicherung ($ 812 BGB.). Die Beſchwerde⸗ 
führerin hat den Unterhalt auch nicht zum Zwecke der Erfüllung ihrer 
Unterhaltspflicht geleiſtet. Denn ſie hat in dem Prozeſſe gegen den Erzeuger 
den Standpunkt vertreten, daß der Erzeuger vor ihr unterhaltspflichtig ſei. 
Deshalb ſcheidet die Anwendbarkeit der 88 813, 814 BGB. aus. 


Internationales Privatrecht. Anwendbarkeit der deutſchen Vorſchriften über 
die elterliche Gewalt bei Rückverweiſung. Zuſtändigkeit des deutſchen 
Vormundſchaftsgerichts zur Regelung des Verkehrs ausländiſcher Ehegatten 
mit ihren Kindern im Falle ſachlicher Auwend barkeit des deutſchen Rechtes. 
§ 1636 BGB.; Art. 19, 23, 27 EG. z. BGB.; SS 36 ff. FGG. 
Kammergericht Berlin, den 17. April 1914. — Bd. 14, S. 14. 


Der Diplomingenieur L. in H. iſt mit Charlotte geb. C. verheiratet. 
Aus der Ehe iſt ein noch minderjähriges Kind hervorgegangen. Die Frau 
hat ſich von dem Manne, angeblich wegen Mißhandlungen, ſeit längerer 
Zeit getrennt. Das Kind befindet ſich beim Vater. Im Oktober 1912 hatte 
die Mutter bei dem Amtsgericht in H. als dem Vormundſchaftsgerichte be⸗ 
antragt, ihren Verkehr mit dem Kinde nach $ 1636 BGB. näher zu regeln. 
Das Amtsgericht lehnte den Antrag ab, da das Vormundſchaftsgericht zu 
einer Regelung aus $ 1636 Satz 2 BGB. nur dann zuftändig ſei, wenn die 
noch nicht geſchiedene Frau berechtigt ſei, vom Manne getrennt zu leben. 
Auf Beſchwerde hob das Landgericht die Entſcheidung auf und verwies 
die Sache ans Amtsgericht zurück, da der Mann ruſſiſcher Staatsangehöriger 
zu fein ſcheine und nach Art. 23 EG. z. BGB. die deutſchen Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte zu einem Einſchreiten in derartigen Fällen regelmäßig nicht 
zuſtändig ſeien, wie das Kammergericht (RJ A. 10, 1) entſchieden habe. 
Daher ſei die Feſtſtellung der Staatsangehörigkeit des Mannes erforderlich. 
Die weitere Beſchwerde wurde durch Beſchluß des Kammergerichts vom 
7. Februar 1913 zurückgewieſen (K GJ. 44, 28). Auch das Kammergericht 
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hielt die Feſtſtellung der Staatsangehörigkeit des Mannes für erforderlich. 
Denn falls der Mann Deutſcher ſei, ſei das Vormundſchaftsgericht ohne 
weiteres zum Einſchreiten berufen. Sei er aber Ausländer, ſo könne die 
Zuſtändigkeit der deutſchen Vormundſchaftsgerichtsbarkeit für Maßnahmen 
aus $ 1636 Satz 2 BGB. nicht aus Art. 23 EG. z. BGB. hergeleitet werden 
und die Zuſtändigkeitsnorm des $ 1636 Satz 2 BGB. ſetze materielles deutſches 
Recht voraus. Daher ſeien „die deutſchen Vormundſchaftsgerichte für die 
Regelung eines derartigen Verkehrs unzuſtändig“. 

Noch ehe das Amtsgericht, an welches die Sache zurückverwieſen war, 
weitere Ermittelungen anſtellte, beantragte Frau L. erneut, ihren Verkehr 
mit dem Kinde nach § 1636 BGB. vormundſchaftsgerichtlich zu regeln. 
Ihr Mann ſei ruſſiſcher Staatsangehöriger, ſie beide ſeien jüdiſch; hiernach 
ſei auf ihre familienrechtlichen Verhältniſſe das moſaiſche Recht anzuwenden. 
Dieſes widerſpreche aber den guten Sitten und dem Zwecke der deutſchen 
Geſetze und ſei daher gemäß Art. 30 EG. z. BGB. ausgeſchloſſen. Hier⸗ 
nach gelte deutſches Recht. Der Satz des Kammergerichts, daß den deutſchen 
Vormundſchaftsgerichten Ausländern gegenüber die Zuſtändigkeit zu einer 
Tätigkeit aus $ 1636 Satz 2 BGB. fehle, ſei irrig. Das Amtsgericht lehnte 
den Antrag der Frau wieder ab. Auf Beſchwerde der Frau L. vernahm 
das Landgericht den Mann zu Protokoll, der angab, daß er aus Kurland 
ſtamme und Ruſſe ſei. Das Landgericht verſchaffte ſich darauf Kenntnis 
von dem Livländiſch⸗Eſtländiſch⸗Kurländiſchen Privatrecht und hob die Vor⸗ 
entſcheidung auf und wies die Sache ans Amtsgericht zurück. Es entnahm 
aus dem Privatrechte der Oſtſeeprovinzen, daß die „elterliche Gewalt“ ſich 
nach dem örtlichen Rechte richte, welches am Domizile des Vaters gelte. 
Das Heimatrecht verweiſe hiernach auf das deutſche Recht zurück. Da aus⸗ 
ländiſches Recht überhaupt nicht zur Anwendung komme, ſo ſtänden die 
beiden Entſcheidungen des Kammergerichts einer Regelung des Verkehrs 
mit dem Kinde aus $ 1636 Satz 2 BGB. trotz der ausländiſchen Staats⸗ 
angehörigkeit der Eltern nicht entgegen. Gegen dieſen Beſchluß hat der 
Ehemann L. weitere Beſchwerde eingelegt. Dieſe iſt zurückgewieſen worden: 

Das Kammergericht hat in ſeinem früheren Beſchluſſe im Anſchluß an 
die Entſcheidung Bd. 37A S. 32 ausgeſprochen, daß eine Zuſtändigkeit der 
deutſchen Vormundſchaftsgerichte zur Regelung des Verkehrs ausländiſcher 
Ehegatten mit ihrem Kinde nicht aus der internationalrechtlichen Zuſtändig⸗ 
keitsnorm des Art. 23 EG. z. BGB. herzuleiten ſei und auch aus der Zu⸗ 
ſtändigkeitsnorm des $ 1636 Satz 2 BGB. jedenfalls für „die nach aus⸗ 
ländiſchem Rechte zu beurteilenden Rechtsverhältniſſe“ die Unzuſtändigkeit 
folge. Zu dieſer zweiten aus $ 1636 BGB. ſelber hergeleiteten Begründung, 
die im KGJ. 37, 32 noch nicht enthalten war, braucht jetzt keine Stellung 
genommen zu werden. Denn nach den rechtlich einwandfreien Feſtſtellungen 
und Ausführungen des Landgerichts in ſeinem zweiten Beſchluſſe würde, 
die Zuſtändigkeit der deutſchen Vormundſchaftsgerichte vorausgeſeßt, materiell 
deutſches Recht zur Anwendung kommen. 

Nach dem Grundſatze des Art. 19 EG. z. BGB. richtet ſich das Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen den Ehegatten und ihrem Kinde und alſo auch die Frage, 
welche Rechte die vom Manne getrennt lebende Frau auf Verkehr mit ihrem 
Kinde hat, nach dem Perſonalſtatut des Mannes. Dieſes wird durch das 


zw. 1 .v 1 e 


— 21 


Recht des Staates beſtimmt, dem der Ehemann angehört. Nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des Landgerichts iſt der Ehemann L. ruſſiſcher Staatsangehöriger, 
der vor ſeiner Ueberſiedelung nach Deutſchland in Libau (Kurland), wo er 
auch geboren iſt, gelebt hatte. Daher kommt in materiellrechtlicher Be⸗ 
ziehung das ſogenannte Privatrecht der Oſtſeeprovinzen vom 12. November 
1864 in Betracht. Dieſes beſtimmt in Art. XXXI der Einleitung: „Die elter⸗ 
liche Gewalt iſt nach den Geſetzen zu beurteilen, welchen der Vater ſeinem 
Wohnſitz und Stande nach unterworfen iſt.“ Da unter „elterlicher Gewalt“ 
im Sinne jenes Geſetzes insbeſondere die perſönlichen Beziehungen zwiſchen 
Eltern und Kindern zu verſtehen ſind, ſo fallen auch die perſönlichen Verkehrs⸗ 
beziehungen zwiſchen Mutter und Kind hierunter. Das hiernach maßgeb⸗ 
liche Recht verweiſt daher hier, wo der Vater ſeinen Wohnſitz in H. hat, 
auf das deutſche Recht zurück. Dieſe Rückverweiſung iſt auch nach 
deutſchem internationalem Privatrechte zu beachten. Denn wenn Art. 27 
EG. z. BGB. die Zuläſſigkeit der Rückverweiſung nur für beſtimmte Vor⸗ 
ſchriften des Einführungsgeſetzes, unter denen ſich Art. 19 nicht befindet, 
ausſpricht, ſo beruht dies weſentlich auf grammatiſchen Gründen, nämlich 
darauf, daß Art. 19, eine ſogenannte einſeitige Kolliſionsnorm, überhaupt 
nicht von ausländiſchem Recht ſpricht. Sinngemäß iſt aber hier wie überall, 
wo nach den lückenhaften internationalprivatrechtlichen Normen des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch ausländiſches Recht als maß⸗ 
gebend anzuſehen iſt, ausländiſches Recht in toto, alſo mit der in ihm ent⸗ 
haltenen Rückverweiſungsnorm, anzuwenden. 

Kommt hiernach in materiellrechtlicher Beziehung deutſches Privat⸗ 
recht zur Anwendung, fo finden die aus § 1636 BGB. ſelber hergeleiteten 
Gründe keine Anwendung. Ob das deutſche Verkehrsrecht unmittelbar oder 
im Wege der Rückverweiſung auf dem Umwege über ausländiſches Recht in 
Anwendung kommt, iſt unerheblich. Dagegen iſt in jener Entſcheidung, 
über jene materiellrechtlichen Erwägungen hinausgehend, mehrfach aus- 
geſprochen, daß die deutſchen Vormundſchaftsgerichte zur Regelung des 
Verkehrs ausländiſcher Ehegatten mit ihrem Kinde unzuſtändig ſeien (RO 
44 S. 28, 30, 32 oben). Das Kammergericht hat in dieſer Entſcheidung den 
Beſchluß KGJ. 37A, 32 in vollem Umfang aufrecht erhalten. In dieſem 
iſt die Unzuſtändigkeit der deutſchen Vormundſchaftsgerichte zu Verkehrs⸗ 
regelungen Ausländern gegenüber ebenfalls ausgeſprochen worden, und 
zwar lediglich weil derartige vormundſchaftsgerichtliche Maßnahmen nicht 
unter die Zuſtändigkeitsnorm des Art. 23 EG. z. BGB. fielen (KGJ. 37 A, 
38). In der Entſcheidung Bd. 44 S. 28 iſt die Schlußfolgerung gebilligt 
und die frühere Begründung nicht geändert, ſondern aus den materiell⸗ 
rechtlichen Erwägungen heraus ergänzt worden. Ob dieſe Ergänzungs⸗ 
begründung Bedenken begegnet, braucht hier nicht geprüft zu werden, da 
materiell deutſches Recht zur Anwendung kommt. Die im KGJ. 37A, 32 
enthaltenen Erörterungen darüber, daß Verkehrsregelungen des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts (8 1636 BGB.) nicht in den Rahmen des Art. 23 EG. z. BGB. 
fallen, ſind in Bd. 44 S. 28 gebilligt worden und ſind auch bei erneuter 
Prüfung als zutreffend anzuerkennen. Dagegen kann die von den beiden 
Entſcheidungen (KGJ. 37 A, 32; 44, 28) gezogene Folgerung, daß die deutſchen 
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Vormundſchaftsgerichte zur Regelung des Verkehrs geſchiedener oder ge⸗ 
trennt lebender ausländiſcher Ehegatten mit ihrem Kinde — ſtets oder regel- 
mäßig — unzuſtändig ſeien, bei nochmaliger Beratung nicht aufrecht er⸗ 
halten werden. 

Die in Bd. 44 S. 28 gegebene Begründung rechtfertigt die Unzuſtändig⸗ 
keit nicht. Vielmehr ſetzt die Aufſuchung des maßgeblichen materiellen 
Elternrechts die Zuſtändigkeit der Vormundſchaftsgerichte zu einem Tätig⸗ 
werden in der Sache voraus. Jene Entſcheidung begründet nur die Un⸗ 
anwendbarkeit ausländiſchen materiellen Privatrechts, ſoweit es von deutſchem 
Recht abweicht, und kommt damit den Erwägungen, auf denen Art. 30 
EG. z. BGB. beruht, nahe, ohne die Unzuſtändigkeit der deutſchen Vor⸗ 
mundſchaftsgerichte näher zu begründen. Dasſelbe gilt von Bd. 37A S. 32 
a. a. O.: Daraus, daß Verkehrsregelungen ($ 1636 BGB.) nicht unter die im 
Art. 23 EG. z. BGB. gemeinten Maßnahmen fallen, folgt nicht die Unzuſtändig⸗ 
keit der deutſchen Vormundſchaftsgerichte zu Verkehrsregelungen Ausländern 
gegenüber. Dies wäre nur dann richtig, wenn die deutſchen Vormundſchafts⸗ 
gerichte ausſchließlich im Rahmen des Art. 23 EG. z. BGB. Ausländern gegen⸗ 
über tätig werden dürften. Dies kann aber nicht als zutreffend aufrechterhalten 
werden. Es iſt ein allgemein anerkannter Grundſatz jeder Rechtsordnung, 
daß die ſtaatliche Gerichtsbarkeit ſich auf alle Perſonen erſtreckt, die ſich im 
Staatsgebiet aufhalten, allein mit Beſchränkung hinſichtlich der exterritorialen 
Perſonen. Wie dieſe Gerichtsbarkeit organiſiert iſt, macht keinen Unterſchied. 
Jeder Staat iſt ſouverän in der Organiſation ſeiner Gerichte. Er beſtimmt 
ohne Rückſicht auf das Ausland, für welche Streitigkeiten das Prozeßgericht, 
das Vormundſchaftsgericht, das Verwaltungsgericht uſw. zuſtändig iſt. 
„Jede Einwirkung ausländiſcher Rechtsnormen wäre in dieſer Beziehung 
mit der inländiſchen Staatshoheit ſchlechthin unvereinbar“ (RG. in Warn. 
Ergbd., 1913, 517, 518). Hat daher die innere Rechtsordnung die Regelung 
des Verkehrs geſchiedener oder getrennt lebender Ehegatten mit ihrem 
Kinde ausſchließlich dem Vormundſchaftsgericht zugewieſen ($ 1636 BGB.; 
RG. 63, 236; 69, 94; die Ausnahmevorſchrift im 8 627 ZPO. kommt hier 
nicht in Betracht), ſo kann die deutſche Gerichtsorganiſation rechtsgrund⸗ 
ſätzlich eine Aenderung nicht etwa dadurch erleiden, daß die Beteiligten 
Ausländer ſind. Daher kann für derartige Verkehrsregelungen Ausländern 
gegenüber nicht etwa das Prozeßgericht zuſtändig ſein, wie dies das Reichs⸗ 
gericht in der bei Warneyer a. a. O. abgedruckten Entſcheidung entgegen 
dem im KGJ. 37 A, 32, 39 angedeuteten Gedanken überzeugend ausgeführt 
hat. Das Vormundſchaftsgericht iſt daher Ausländern gegenüber zu Ver⸗ 
kehrsregelungen ($ 1636 BGB.) in gleicher Weiſe wie Inländern gegenüber 
zuſtändig, es ſei denn, daß Sondernormen Abweichendes gebieten. Wie ſich 
das Internationale Vormundſchaftsabkommen vom 12. Juni 1902 (RG Bl. 
1904 S. 240 ff.) zu dieſer Frage ſtellt, braucht hier nicht unterſucht zu 
werden, da es ſich um Ehegatten ruſſiſcher Staatsangehörigkeit handelt 
und Rußland dem Abkommen nicht beigetreten iſt. Eine weitere Sonder⸗ 
norm für die Tätigkeit der deutſchen Vormundſchaftsgerichte Ausländern 
gegenüber findet ſich im Art. 23 EG. z. BGB. Im KJ. 37, 32 iſt aber 
mit eingehender Begründung, an der auch jetzt feſtzuhalten iſt, ausgeführt, 
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daß Art. 23 EG. z. BGB. ſich nicht auf Verkehrsregelungen bezieht. Hier⸗ 
aus folgt jedoch nicht, wie dort angenommen wird, die Unzuſtändigkeit der 
deutſchen Vormundſchaftsgerichte zu derartigen Maßnahmen, ſondern die 
Zuſtändigkeit. Daß das internationale Vormundſchaftsrecht im Einführungs⸗ 
geſetze nur im Art. 23 behandelt iſt, darf bei der ſehr unvollſtändigen Re⸗ 
gelung des internationalen Privatrechts nicht dazu verleiten, den Art. 23 
gewiſſermaßen als Mittelpunkt anzuſehen und alle vormundſchaftsgericht⸗ 
lichen Verrichtungen Ausländern gegenüber nur nach dieſer Norm zu be⸗ 
meſſen. Dieſe jagt keineswegs, daß das deutſche Vormundſchaftsgericht Aus⸗ 
ländern gegenüber nur im Rahmen des Art. 23 tätig werden dürfe, ſondern 
iſt umgekehrt ſelbſt nur eine Ausnahme von dem Grundſatze, daß die 
deutſchen Gerichte nach Maßgabe ihrer innerrechtlichen Organiſation für 
In⸗ und Ausländer, die im Reichsgebiete wohnen, in gleicher Weiſe zuſtändig 
ſind. Art. 23 ſchränkt auch nicht etwa die Zuſtändigkeit der deutſchen Vor⸗ 
mundſchaftsgerichte im Verhältnis zu den deutſchen Prozeßgerichten ein, 
ſondern beſchränkt die Pflicht der deutſchen Gerichte, ganz allgemein auch 
auf Antrag von Ausländern tätig zu werden (ſoweit ein Gerichtsſtand im 
Inland gegeben iſt), nur für das im Art. 23 ſelbſt geregelte Gebiet, d. h. 
aus internationalrechtlichen Gründen, deren Erörterung hier zuweit führen 
würde, nur auf Vormundſchaftsſachen im engeren Sinne. Da aber zu dieſen 
Vormundſchaftsſachen, wie im KGJ. 37 A, 32 ausgeführt iſt, Verkehrs⸗ 
regelungen (8 1636 BGB.) nicht gehören, jo greift bei letzteren der Art. 23 
EG. z. BGB. nicht ein. Ohne die im Art. 23 enthaltene Beſchränkung für 
ein Tätigwerden der deutſchen Vormundſchaftsgerichte ſind dieſe daher nach 
Maßgabe der deutſchen Gerichtsorganiſation auch zur Regelung des Verkehrs 
ausländiſcher Ehegatten mit ihrem Kinde zuſtändig. Insbeſondere ſind 
keine anderweitigen einſchränkenden Normen vorhanden. Weder das ſo⸗ 
genannte völkerrechtliche internationale Privatrecht noch das — hier nicht 
anwendbare — Haager Vormundſchaftsabkommen kommen hier in Betracht. 
Soweit dieſe von Vormundſchaftsſachen ſprechen, meinen ſie nur Vormund⸗ 
ſchaftsſachen im eigentlichen Sinne, nämlich Ausübung der Schutzgewalt 
über ein der elterlichen Gewalt entbehrendes Kind, allenfalls auch — und 
zwar nicht das Haager Vormundſchaftsabkommen, das ſich nur auf Minder⸗ 
jährige bezieht — über einen des Schutzes bedürftigen Volljährigen. Die 
Frage, welches materielle Recht das Vormundſchaftsgericht bei der Regelung 
des Verkehrs ausländiſcher Gatten mit ihrem Kinde anzuwenden hat, iſt 
von der Zuſtändigkeitsfrage durchaus zu trennen. Nur wenn die Zuſtändig⸗ 
keit feſtſteht, kann die Frage nach dem materiellen Privatrecht aufgeworfen 
werden. Daher iſt der im KGJ. 37 A, 32; 44, 28 aufgeſtellte Rechtsſatz, 
daß den deutſchen Vormundſchaftsgerichten regelmäßig die Zuſtändigkeit 
zur Regelung des Verkehrs ausländiſcher Gatten mit ihrem Kinde fehle, 
durch den umgekehrten Satz zu erſetzen. Hierbei iſt zu beachten, daß die 
abſtrakte Zuſtändigkeit der deutſchen Vormundſchaftsgerichte zu einem Tätig⸗ 
werden in dieſer Richtung immer gegeben iſt, falls die deutſchen Vorſchriften 
über die örtliche Zuſtändigkeit, alſo 8 36 GG., einen Gerichtsſtand im 
Inlande gewähren und die Beteiligten nicht etwa Exterritoriale ſind, daß 

aber die Frage, wie das — zuſtändige — deutſche Vormundſchaftsgericht 
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in einem ſolchen Falle zu entſcheiden hat, ob überhaupt das nach Art. 19 
EG. z. BGB. maßgebende ausländiſche Elternrecht einen obrigkeitlichen 
Eingriff in die Machtbefugniſſe des perſonenſorgeberechtigten Elternteils 
geſtattet oder ob, wie im KGJ. 44, 28 ausgeführt iſt, das deutſche Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nur unter der Vorausſetzung der Anwendbarkeit des 
deutſchen Elternrechts den Verkehr regeln darf, lediglich eine Frage materiellen 
Rechtes iſt, die, da hier kraft Rückverweiſung deutſches Recht gilt, hier keiner 
Entſcheidung bedarf. 

Hiernach war das Amtsgericht in H. als örtlich zuſtändiges Vormund⸗ 
ſchaftsgericht trotz der ausländiſchen Staatsangehörigkeit des Ehemanns L. 
zuſtändig, den Antrag auf Verkehrsregelung ($ 1636 BGB.) materiell zu 
prüfen. Da materielles deutſches Recht zur Anwendung kommt, ſo ſtehen 
auch die im KGJ. 44, 28 gegen die Anwendbarkeit ausländiſchen Elternrechts 
erhobenen materiellrechtlichen Bedenken der vormundſchaftsgerichtlichen Re⸗ 
gelung nicht entgegen. Das Beſchwerdegericht hat daher mit Recht den 
Standpunkt vertreten, daß nunmehr auf Grund des deutſchen Rechtes die 
Verkehrsregelung vorzunehmen ift... 


Entlaſſung eines Teſtamentsvollſtreckers wegen perſönlicher Feindſchaft, die 
zwiſchen ihm und den Mitvollſtreckern beſteht. 
8 2227 BGB. 
Kammergericht Berlin, 8. Januar 1914. — Bd. 14 S. 25. 


Der Beſchwerdeführer, der gemeinſam mit ſeiner Mutter und ſeinem 
Bruder Teſtamentsvollſtrecker für den Nachlaß ſeines Vaters war, wurde 
auf Antrag der Mitvollſtrecker vom Nachlaßgericht wegen Unfähigkeit zur 
ordnungsmäßigen Geſchäftsführung ſowie wegen der Feindſchaft zwiſchen 
ihm und jenen entlaſſen. Das Landgericht erklärte ſchon die Entlaſſung 
wegen dieſer Feindſchaft für gerechtfertigt. Die weitere ſofortige Beſchwerde 
blieb erfolglos: 

Die Entlaſſung des Teſtamentsvollſtreckers ſoll einen Erſatz für das 
Widerrufsrecht des Geſchäftsherrn (S 671 Abſ. 1 BGB.) gewähren. Sie iſt 
zuläſſig, wenn Umſtände vorliegen, die den Erblaſſer, wenn er noch lebte, 
mutmaßlich zum Widerrufe der Ernennung des erwählten Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers veranlaßt hätten, und die auch, objektiv betrachtet, dieſen Wider⸗ 
ruf als im Intereſſe der Erben oder ſonſt Beteiligten erſcheinen laſſen. An 
dieſem im KGJ. 36A, 73 entwickelten Grundſatz iſt feſtzuhalten. Aus ihm 
iſt in dem damals erörterten Fall hergeleitet worden, daß unter Umſtänden 
auch perſönliche Feindſchaft zwiſchen den Erben und dem Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker einen wichtigen Entlaſſungsgrund im Sinne des $ 2227 BGB. 
bilden könne. 


Dieſe Entſcheidung deckt den vorliegenden Tatbeſtand nicht völlig. 
Das Kammergericht hat Feindſchaft zwiſchen dem Teſtamentsvollſtrecker 
und den Erben als einen möglicherweiſe ausreichenden Entlaſſungsgrund 
anerkannt, weil es Fälle geben könne, in denen dieſe Feindſchaft das Ver⸗ 
hältnis des Teſtamentsvollſtreckers zu den Erben ſo geſtaltet habe, daß 


beiden Teilen gegenfeitig ein Verkehr miteinander nicht mehr zuzumuten 
und jede Verſtändigung zwiſchen ihnen ausgeſchloſſen ſei. Der vorliegende 
Fall bietet die Eigenart, daß die Teſtamentsvollſtrecker nicht erbfremde 
Perſonen ſind, ſondern ſämtlich zueinander im Verhältnis von Miterben 
ſtehen. Auf die Notwendigkeit eines erträglichen Verhältniſſes zwiſchen 
Erben und Teſtamentsvollſtreckern kann deshalb die Entſcheidung jedenfalls 
dann, wenn es ſich um die Entlaſſung nur eines der zu Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckern ernannten Miterben handelt, nicht abgeſtellt werden, denn trotz 
ſeiner Entlaſſung würde dieſer Vollſtrecker in der Erbengemeinſchaft mit 
den anderen Miterben und Vollſtreckern bleiben. Die in der Feindſchaft 
zwiſchen Erben und Teſtamentsvollſtreckern denkbar liegende Gefahr für 
die Nachlaßbeteiligten würde alſo trotz Entlaſſung des einen Miterben aus 
dem Vollſtreckeramt fortdauern. 

Die Entſcheidung hängt hier davon ab, ob unter Umſtänden auch 
Feindſchaft unter mehreren Teſtamentsvollſtreckern einen Entlaſſungsgrund 
im Sinne des § 2227 BGB. bilden kann. Dieſe Frage war zu bejahen. 
Allerdings rechnet das Geſetz mit Meinungsverſchiedenheiten unter mehreren 
Teſtamentsvollſtreckern. Der § 2224 Abſ. 1 Satz 1 BGB. überträgt für 
einen ſolchen Fall die Entſcheidung dem Nachlaßgerichte. Abgeſehen davon 
aber, daß die Feindſchaft einen ſolchen Grad erreicht haben kann, daß von 
fachlichen Meinungsverſchiedenheiten, auf die fich $ 2224 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 
bezieht, überhaupt nicht mehr geſprochen werden kann, kommt in Betracht, 
daß die Entſcheidungen des Nachlaßgerichts bei Meinungsverſchiedenheiten 
über die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts nach § 82 Abi. 2, $ 53, § 60 
Abſ. 1 Nr. 6 FGG. erſt mit der Rechtskraft wirkſam werden, eine Häufung 
in der Anrufung des Nachlaßgerichts alſo zu einer mit den Intereſſen der 
Erben und etwaigen anderen Nachlaßbeteiligten nicht vereinbaren Hemmung 
der ordnungsmäßigen Verwaltung des Nachlaſſes führen kann. Bei der 
Entſcheidung über die Entlaſſung wird unter Umſtänden die Auffaſſung 
gerechtfertigt ſein, daß nach der objektiven Sachlage und dem mutmaßlichen 
Willen des Erblaſſers nur durch Entlaſſung aller ſtreitenden Vollſtrecker 
ein ſachgemäßer Zuſtand hergeſtellt werden kann. Das Nachlaßgericht 
kann jedoch auch unter Bewertung des Intereſſes der Nachlaßbeteiligten 
an der Fortdauer der Verwaltungstätigkeit der einzelnen Vollſtrecker und 
unter Berückſichtigung der Art und des Umfanges der Feindſchaftsbetätigung 
durch ſie zu dem Ergebniſſe gelangen, daß die Entlaſſung nur eines oder 
einzelner Vollſtrecker geboten iſt. 

Dies trifft auch dann zu, wenn die mehreren Teſtamentsvollſtrecker 
Miterben ſind. Denn wenn auch die Entlaſſung aus dem Vollſtreckeramt 
die Beziehungen aus dem Miterbenrechte nicht berührt, und wenn ferner 
auch ein Entlaſſungsgrund in der Feindſchaft zwiſchen Erben und Voll⸗ 
ſtreckern gefunden werden kann, ſo iſt es doch nicht ausgeſchloſſen, die Ge⸗ 
fahrenquelle gerade darin zu finden, daß einer der Miterben in der Eigen⸗ 
ſchaft als Teſtamentsvollſtrecker an der Verwaltung des Nachlaſſes teil⸗ 
nimmt und ſich gegenüber den anderen Teſtamentsvollſtreckern nicht nur 
in der Stellung befindet, die das Geſetz dem Erben im Verhältniſſe zum 
Teſtamentsvollſtrecker gibt. 


u; OB; zu 


Erbenauseinauderſetzung. Bindung der Beteiligten an die im Verhand⸗ 
lungstermine getroffene Vereinbarung; Unzulüſſigkeit eines einſeitigen 
Widerrufs vor wirkſamer Verſagung der Beſtätigung. Wirkung der Auf⸗ 
hebung des Beſtätigungsbeſchluſſes wegen fehlender Zuſtimmung des 
Ehemannes einer Miterbin; Zuläſſigkeit der nachträglichen Erteilung 
der Zuſtimmung. 
88 96, 97 366. 
Kammergericht Berlin, 12. Februar 1914. — Bd. 14 S. 27. 


Auf Antrag des W. G. fand am 5. Mai 1913 vor dem Amtsgericht 
ein Termin zur Vermittlung der Auseinanderſetzung über den Nachlaß 
der Eheleute J. G. ſtatt. Erſchienen waren der Antragſteller für ſich und 
als Generalbevollmächtigter ſeines Bruders, Frau Anna M. geb. G. und 
die Eheleute L. Sie trafen eine Vereinbarung über die Auseinanderſetzung 
und dieſe wurde vom Nachlaßgericht durch Beſchluß vom 5. Mai 1913 
beſtätigt. 

Frau Anna M. iſt mit Julius M., deſſen Aufenthalt unbekannt iſt, 
im geſetzlichen Güterſtande des BGB. verheiratet. Erſt am 13. Auguſt 
1913 hat das Amtsgericht für Julius M. einen Abweſenheitspfleger beſtellt. 
An demſelben Tage erhob dieſer die ſofortige Beſchwerde gegen den Be⸗ 
ſtätigungsbeſchluß, und das Landgericht hob daraufhin den Beſtätigungs⸗ 
beſchluß auf, weil der Ehemann M. nicht zum Auseinanderſetzungsver⸗ 
fahren zugezogen war. Inzwiſchen hatte Frau M. zum gerichtlichen Proto- 
koll vom 28. Mai 1813 erklärt, ſie ſei mit der Erbauseinanderſetzung nicht 
einverſtanden und werde ihre Unterſchrift anfechten laſſen. Auf den Be⸗ 
ſchluß des Landgerichts, der den Beſtätigungsbeſchluß aufgehoben hatte, 
beſtimmte das Nachlaßgericht einen neuen Termin zur Auseinanderſetzung 
auf den 2. Oktober 1913. Vor dem Termin erklärte der Abweſenheits⸗ 
pfleger zum gerichtlichen Protokoll, er halte den der Auseinanderſetzung 
vom 5. Mai 1913 zugrunde liegenden Teilungsplan für ſo gut, daß er ihm 
namens des Ehemanns M. „ſchon heute“ zuſtimme. Dieſe Erklärung wurde 
vormundſchaftsgerichtlich genehmigt. Im Termin am 2. Oktober 1913 er⸗ 
ſchienen nur Frau M. und — gleichzeitig als Bevollmächtigter ſeiner Ehe⸗ 
frau — L. Das Nachlaßgericht teilte den Erſchienenen die vormundſchafts⸗ 
gerichtlich genehmigte Zuſtimmung des Pflegers mit. Eine Vereinbarung 
kam nicht zuſtande. Frau M. widerrief ihre Zuſtimmung zur Auseinander⸗ 
ſetzung vom 5. Mai 1913, und das Nachlaßgericht ſetzte das Verfahren bis 
zur Erledigung der Streitpunkte aus. 


Nunmehr beantragte W. G., die Auseinanderſetzung vom 5. Mai 1913 
nachlaßgerichtlich zu beſtätigen. Das Nachlaßgericht lehnte den Antrag 
ab, da mit der Aufhebung des Beſtätigungsbeſchluſſes auch die Auseinander⸗ 
ſetzung von demſelben Tage hinfällig geworden ſei. Das Landgericht wies 
die Beſchwerde zurück. Es ließ unentſchieden, ob der Entſcheidungsgrund 
des Nachlaßgerichts zutreffe, und erachtete für ausſchlaggebend, daß in⸗ 
zwiſchen Frau M. ihre Zuſtimmung zu dem Vertrage widerrufen habe. 
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Auf die hiergegen gerichtete weitere Beſchwerde iſt die Sache zu neuer Ent⸗ 
ſcheidung ans Landgericht zurückverwieſen worden: 

Unzutreffend iſt zunächſt die Annahme des Amtsgerichts, daß durch 
die Aufhebung des Beſtätigungsbeſchluſſes vom 5. Mai 1913 — die Wirk⸗ 
ſamkeit dieſes landgerichtlichen Beſchluſſes vorausgeſetzt — die Auseinander⸗ 
ſetzungsverhandlung vom 5. Mai 1913 hinfällig geworden ſei. Wird gegen 
den Beſtätigungsbeſchluß die ſofortige Beſchwerde eingelegt ($ 96 FGG.), 
ſo hat das Beſchwerdegericht allerdings zu prüfen, ob die Vorſchriften über 
das Verfahren beobachtet ſind; denn nur, wenn dies verneint wird, kann 
das Rechtsmittel Erfolg haben. Die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts 
ergreift jedoch unmittelbar nur den Beſtätigungsbeſchluß ſelbſt. Iſt die 
ſofortige Beſchwerde gerechtfertigt, ſo iſt nicht das Auseinanderſetzungsver⸗ 
fahren, ſondern der Beſtätigungsbeſchluß aufzuheben. Dadurch wird der 
Zuſtand wiederhergeſtellt, der vor Erlaß des Beſtätigungsbeſchluſſes beſtand. 

Anderſeits kommt folgendes in Betracht. Wenn die Beſtätigung durch 
eine wirkſam gewordene Entſcheidung des Beſchwerdegerichts verſagt iſt, 
ſo hat von neuem die Tätigkeit des Nachlaßgerichts einzuſetzen. Die Be⸗ 
ſtätigung iſt die förmliche Feſtſtellung des Abſchluſſes des Verfahrens, die 
obrigkeitliche Anerkennung, daß die Beteiligten ſich auf Grund eines ord⸗ 
nungsmäßigen Verfahrens in beſtimmter Weiſe geeinigt haben. Hat das 
Verfahren nicht infolge Widerſpruchs Mitbeteiligter ein vorzeitiges Ende 
gefunden (8 95 FGGG.), jo iſt der Antrag auf Vermittlung der Auseinander⸗ 
ſetzung nicht erledigt, ſolange nicht die Beſtätigung rechtskräftig ausge⸗ 
ſprochen iſt. Hat nun das Beſchwerdegericht einen Beſtätigungsbeſchluß 
rechtswirkſam aufgehoben, ſo iſt das Nachlaßgericht nicht in der Lage, auf 
Grund des als mangelhaft befundenen Verfahrens die Beſtätigung von 
neuem zu erteilen; es iſt deshalb genötigt, das Verfahren mangelfrei zu 
ſtellen. Freilich kann das Verfahren von Grund auf ſo verfehlt ſein, daß 
dem Mangel nicht abgeholfen werden kann und es deshalb von neuem 
begonnen werden muß. Keinesfalls iſt jedoch das unter allen Umſtänden 
notwendig. Der Umſang richtet ſich vielmehr nach der Art des Mangels. 
Inſoweit das bisherige Verfahren von dem Mangel nicht betroffen wird, 
bedarf es ſeiner Wiederholung nicht, und inſoweit behalten auch die von 
den Beteiligten abgegebenen Erklärungen ihre Kraft. 

Hier iſt ein Mangel im Auseinanderſetzungsverfahren darin gefunden 
worden, daß der Ehemann M., der vermöge ſeines ehemännlichen Rechts 
am eingebrachten Gut ſeiner Ehefrau vom Landgerichte mit Recht als 
„Beteiligter“ im Sinne des $ 86 Abſ. 1 FGG. angeſehen iſt, zum Verfahren 
nicht zugezogen iſt. Der Ehemann M. iſt nicht Miterbe, er nimmt nicht 
dieſelbe Rechtsſtellung ein, wie die anderen Auseinanderſetzungsbeteiligten. 
Er verfügt nicht in dem Sinne mit über den Erbteil ſeiner Frau, daß er 
Partei des Auseinanderſetzungsvertrags iſt, ſondern ſeine nach 8 1395 BGB. 
notwendige Einwilligung iſt ein beſonderes, zum Auseinanderſetzungsver⸗ 
trage hinzutretendes, Rechtsgeſchäft (RG. 74, 55). Er iſt in der Lage, ſeine 
Zuſtimmung zu gerichtlichem Protokoll oder in einer öffentlich beglaubigten 
Urkunde mit der Wirkung zu erteilen, daß die im übrigen mangelfreie Aus⸗ 
einanderſetzung beſtätigt werden kann (8 93 Abſ. 1 Satz 2 FGG.). In 
einem ſolchen Falle erſcheint es weder durch die Zwecke einer geordneten 
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Rechtspflege geboten noch mit den Rückſichten auf die Intereſſen der Be⸗ 
teiligten und der ſtaatlichen Behörden vereinbar, das ganze Verfahren von 
neuem zu beginnen. Behält ſonach das bisherige Verfahren ſeine Kraft 
im übrigen bei, ſo gelten auch die im bisherigen Verfahren abgegebenen 
Erklärungen fort. 

Ebenſowenig kann der Auffaſſung des Landgerichts beigetreten werden, 
daß der von der Ehefrau M. am 28. Mai 1913 angekündigte und in der 
Verhandlung vom 2. Oktober 1913 erklärte Widerruf dem Antrag auf Be⸗ 
ſtätigung der durch die Zuſtimmung des Abweſenheitspflegers für den 
Ehemann M. ergänzten Auseinanderſetzung entgegenſteht. Nach 8 97 
Abſ. 1 FGG. iſt allerdings eine Auseinanderſetzung „nach dem Eintritte 
der Rechtskraſt des Beſtätigungsbeſchluſſes für alle Beteiligten in gleicher 
Weiſe verbindlich wie eine vertragsmäßige Auseinanderſetzung“. Daraus 
aber folgt nicht, daß die im Auseinanderſetzungstermin erſchienenen Be⸗ 
teiligten vor dem Eintritte der Rechtskraft des Beſtätigungsbeſchluſſes an 
ihre „Vereinbarungen“ (8 91 Abſ. 1 Satz 1 FGG.) überhaupt nicht gebunden 
ſind. Mangels ausreichender — hier nicht erſichtlicher — Anhaltspunkte 
für das Gegenteil iſt vielmehr anzunehmen, daß, ſofern nicht ſogar ohne 
Rückſicht auf die Beſtätigung endgültige Bindung hat eintreten ſollen (dgl. 
Joſef, Anm. 2 zu § 97 FGG.), die Beteiligten ſich an die bis zur Be⸗ 
ſtätigungsreife fortbeſtehenden Vereinbarungen unter der Vorausſetzung 
nachlaßgerichtlicher Beſtätigung haben binden wollen. Danach ſind die 
Beteiligten nicht berechtigt, ihre Erklärungen einſeitig zu widerrufen; ſie 
erhalten — wie im Zweifel als ihre Willensmeinung angenommen werden 
muß — dieſes Recht erſt dann, wenn die Beſtätigung wirkſam verſagt iſt. 
Dieſe Vorausſetzung für den einſeitigen Widerruf liegt hier nicht vor. Nach 
8 96 Satz 1 FGG. findet gegen den Beſtätigungsbeſchluß ſofortige Be⸗ 
ſchwerde ſtatt. Daraus folgt, daß gegen den Beſchluß des Landgerichts, 
welcher den Beſtätigungsbeſchluß des Amtsgerichts vom 5. Mai 1913 auf⸗ 
hob, nach der Regel des § 29 Abſ. 2 FGG. die ſofortige weitere Beſchwerde 
gegeben war (KGJ. 21 A, 3; OLG. 23, 371). Danach wird dieſer Beſchluß 
gemäß $ 26 Satz 1 FGG. erſt mit der Rechtskraft, d. h. mit der Rechts⸗ 
kraft allen Beteiligten gegenüber, wirkſam. Nach dem Inhalte der Akten 
iſt der Beſchluß bisher nur dem Abweſenheitspfleger und der Frau M. 
bekannt gemacht. Er iſt alſo noch nicht allen Beteiligten gegenüber rechts⸗ 
kräftig (8 22 Abſ. 1 Satz 2 366.) und deshalb noch nicht wirkſam ge⸗ 
worden. Mangels Wirkſamkeit des die Beſtätigung verſagenden Beſchluſſes 
kann aber ein Widerrufsrecht der Frau M. nicht anerkannt werden. 

Hieraus folgt die Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes. Anderſeits 
konnte die Vorinſtanz nicht angewieſen werden, ſchon jetzt die Beſtätigung 
der ergänzten Auseinanderſetzung zu erteilen. Gegen die Wirkſamkeit der 
Zuſtimmungserklärung des für den Ehemann M. beſtellten Abweſenheits⸗ 
pflegers beſtehen allerdings keine Bedenken. Denn nach dem Protokolle 
des zweiten Termins iſt dieſe Zuſtimmungserklärung ſowie die zu ihr er⸗ 
teilte vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung vom Nachlaßgerichte der 
Frau M. mitgeteilt worden, und es kann nach Lage des Falles keinem be⸗ 
gründeten Zweifel unterliegen, daß dieſe Mitteilung dem Willen des Pflegers 
und des Vormundſchaftsgerichts entſprach (88 182, 1396 BGB.). Dagegen 
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fteht der nachgeſuchten Beſtätigung entgegen, daß der Landgerichtsbeſchluß 
noch nicht wirkſam, der Beſtätigungsbeſchluß vom 5. Mai 1913 alſo noch 
in Kraft iſt. Im Intereſſe der Sicherheit des Rechtsverkehrs kann es nicht 
für ſtatthaft erachtet werden, neben dieſen Beſtätigungsbeſchluß einen im 
weſentlichen auf derſelben Grundlage beruhenden zweiten Beſtätigungs⸗ 
beſchluß zu ſetzen. Das Landgericht hat deshalb zunächſt ſeinen Beſchluß 
auch den anderen Beteiligten bekannt zu machen und, nachdem auch dieſen 
gegenüber Rechtskraft eingetreten iſt, bei unveränderter Sachlage unter 
Aufhebung des amtsgerichtlichen Beſchluſſes die nachgeſuchte Beſtätigung 
der durch die Zuſtimmung des Abweſenheitspflegers ergänzten Auseinander⸗ 
ſetzung zu erteilen. 


Beſtimmung in der Satzung einer eingetragenen Genoſſenſchaft, wonach 
der Vorſtand ſeine Erklärungen durch eine gewiſſe Zahl von Mitgliedern 
abzugeben hat, unter denen ſich der Vorſteher oder ſein Stellvertreter 
befinden muß; Wirkſamkeit der Beſtimmung gegenüber Dritten; Bezeichnung 
der Vorſtandsmitglieder als Vorſteher oder Stellvertreter im Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter. 
88 10, 12, 25, 27 GenG.; $ 15 Bek. Führ. Gen.⸗Reg. 1. Juli 1899. 
Reichsgericht, IL. Zivilſenat, 12. Juni 1914. — Bd. 14 S. 31. 


Die Satzung des P.er Spar⸗ und Darlehnskaſſen⸗Vereins beſtimmt im 
§ 16, daß der Verein durch den Vorſtand gerichtlich und außergerichtlich 
vertreten wird und der Vorſtand mindeſtens durch drei Mitglieder, darunter 
den Vorſteher oder ſeinen Stellvertreter, ſeine Willenserklärungen kund⸗ 
zugeben und für den Verein zu zeichnen hat. Im Jahre 1911 iſt S. in 
den Vorſtand gewählt worden, und zwar als Vorſteher. Er iſt als Mit⸗ 
glied des Vorſtandes ins Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen, jedoch dabei 
nicht als Vorſteher bezeichnet worden; dies war auch nicht beantragt. 

Im Jahre 1912 ſtellte der Verein den Antrag, das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter dahin zu vervollſtändigen, daß S. als Vorſteher bezeichnet werde. 
Das Amtsgericht lehnte den Antrag ab; das Landgericht wies die Beſchwerde 
zurück. Auf die weitere Beſchwerde beſchloß das Oberlandesgericht Roſtock, 
die Sache gemäß $ 28 FGG. dem Reichsgericht vorzulegen, weil es dem 
Rechtsmittel ſtattgeben wollte, ſich aber durch den Beſchluß des Kammer⸗ 
gerichts vom 1. November 1912 (RJ A. 12, 318) gehindert ſah. 

Das Reichsgericht gab der weiteren Beſchwerde ſtatt: 

Es handelt ſich um zwei Streitpunkte: Erſtens darum, ob der Vor⸗ 
ſchrift der Satzung, daß der Vorſtaud ſeine Erklärungen durch drei Mit⸗ 
glieder, darunter den Vorſteher oder ſeinen Stellvertreter, abzugeben hat, 
Rechtswirkung gegen Dritte zukommt. Zweitens, wenn dies bejaht wird, 
ob die zum Vorſteher und Stellvertreter gewählten Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes im Genoſſenſchaftsregiſter als ſolche zu bezeichnen ſind. 

Da das Kammergericht dieſe letzte Frage in dem bezeichneten Beſchluſſe 
verneint, während das Oberlandesgericht Roſtock ſie bejahen will, ſo liegt 
ein Fall des § 28 Abſ. 2 FGG. vor. Das Kammergericht will anſcheinend 
auch die Rechtswirkung der Statutenvorſchrift gegen Dritte bezweifeln. Da 
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es über dieſen Punkt nicht entſcheidet, würde deswegen allein die Anrufung 
des Reichsgerichts nicht ſtatthaft ſein. Er kommt aber für die dem Reichs⸗ 
gericht obliegende Entſcheidung über die weitere Beſchwerde in erſter Linie 
in Betracht und muß deswegen entſchieden werden. 

Das Reichsgericht tritt in dieſem Punkte dem Oberlandesgericht Roſtock 
bei. 8 27 Genc. handelt nur von Beſchränkungen, die dem Vorſtand als 
ſolchem und in ſeiner Geſamtheit durch die Satzung oder die Generalver⸗ 
ſammlung geſetzt ſind. Laut Abſ. 1 iſt der Vorſtand gegenüber der Ge⸗ 
noſſenſchaft verpflichtet, ſolche Beſchränkungen einzuhalten. Laut Abſ. 2 
ſind ſie Dritten gegenüber unwirkſam; ſie mindern die Vertretungsmacht 
des Vorſtandes nicht. Jedes Rechtsgeſchäft, das der Vorſtand in der vom 
Geſetz oder von der Satzung beſtimmten Form namens der Genoſſenſchaft 
vorgenommen hat, gilt als von der Genoſſenſchaft vorgenommen und ver⸗ 
pflichtet fie. Die Satzung kann nicht mit Wirkſamkeit gegen Dritte beſtimmen, 
daß Rechtsgeſchäfte des Vorſtandes unter gewiſſen Vorausſetzungen nicht 
oder nur bei Hinzutritt anderer Organe, wie etwa des Aufſichtsrats, als 
Handlungen der Genoſſenſchaft gelten ſollen. Dagegen beſtimmt dieſer 
Paragraph nicht darüber, ob alle oder wie viele und welche Mitglieder 
des Vorſtandes mitwirken müſſen, damit ein Rechtsgeſchäft als vom Vor⸗ 
ſtande namens der Genoſſenſchaft vorgenommen gilt. 8 27 ſteht alſo der 
hier fraglichen Vorſchrift der Satzung und ihrer Wirkſamkeit gegenüber 
Dritten nicht entgegen. 

Ebenſowenig ſteht eine andere Vorſchrift des Geſetzes dem im Wege. 
Nirgends iſt geboten, daß alle Mitglieder des Vorſtandes in gleicher Weiſe 
an der Ausübung der Vertretungsmacht beteiligt ſein müſſen. Laut $ 25 
beſtimmt das Statut über die „Form“, in der der Vorſtand ſeine Willens⸗ 
erklärungen kundzugeben hat. Daß unter dem vielleicht nicht ganz deut⸗ 
lichen und treffenden Ausdrucke „Form“ die Art der für Erklärungen des 
Vorſtandes erforderlichen Mitwirkung ſeiner einzelnen Mitglieder verſtanden 
iſt, ergibt ganz klar der Zuſammenhang mit dem nächſten Satze; denn in 
dieſem wird beſtimmt, daß, wenn „darüber“ — nämlich über die Form — 
im Statute nichts beſtimmt iſt, ſämtliche Mitglieder mitwirken müſſen. Die 
Beſtimmung darüber, wie viele Mitglieder und in welcher Weiſe ſie zu⸗ 
ſammen wirken müſſen, damit eine Erklärung des Vorſtandes für die Ge⸗ 
noſſenſchaft zuſtande kommt, iſt alſo in erſter Linie dem Statut überlaſſen, 
mit der alleinigen im dritten Satze enthaltenen Einſchränkung, daß nicht 
weniger als zwei Mitglieder hierfür beſtimmt werden dürfen. Der ſtatu⸗ 
tariſchen Anordnung, daß bei Willenserklärungen des Vorſtandes die In⸗ 
haber beſtimmter Aemter jedenfalls und von den übrigen Mitgliedern eine 
gewiſſe Zahl mitzuwirken haben, ſteht alſo keine geſetzliche Schranke ent⸗ 
gegen. Insbeſondere iſt die Rechtswirkſamkeit ſolcher Vorſchriften gegen 
Dritte nicht eingeſchränkt. Daß im Gegenteil ihre Wirkſamkeit nach außen 
bedacht und beabſichtigt war, iſt daraus zu entnehmen, daß ſie laut 8 12 
Abſ. 4 GenG. und dem ſich hieran anſchließenden 8 15 der Bek. Führ. 
Gen.⸗Reg., vom 1. Juli 1899 in das Regiſter einzutragen und zu veröffent⸗ 
lichen ſind. Denn der Ausdruck „Form der Erklärungen des Vorſtandes“ 
iſt im $ 12 des Geſetzes augenſcheinlich in demſelben Sinne verwandt, der 
ihm nach $ 25 zukommt. 


Das Oberlandesgericht Roſtock fpricht hiernach mit Recht aus, daß 
Beſtimmungen, wie der hier fragliche $ 16 im Statute des beſchwerdeführenden 
Vereins, durch Eintragung und Veröffentlichung gegenüber Dritten rechts⸗ 
wirkſam werden. Es iſt weiter nicht zu bezweifeln, daß ſich hieraus für 
den Verkehr Unzuträglichkeiten ergeben, wenn ſich aus dem veröffentlichten 
Regiſterinhalte nicht auch erſehen läßt, wer Vorſteher oder Stellvertreter iſt. 

In allen Zweigen des Regiſterrechts gilt, daß in die gerichtlichen Re⸗ 
giſter die im Geſetze bezeichneten Tatſachen und nur dieſe einzutragen ſind. 
Das älteſte Regiſter iſt das durch das Handelsgeſetzbuch eingeführte Handels⸗ 
regiſter. Das HGB. a. F. beſtimmte im Art. 12 ausdrücklich, daß ins 
Handelsregiſter die in dem Geſetze angeordneten Eintragungen — alſo keine 
anderen — aufzunehmen find. Dieſe Vorſchrift iſt zwar in den 8 8 HGB. 
v. 1897 nicht übergegangen. Sie iſt aber nicht ausgelaſſen, weil man ſie auf⸗ 
heben wollte, ſondern weil man ſie für ſelbſtverſtändlich hielt. Das ergibt 
die Denkſchrift z. Entw. des HGB. S. 22, wo der Gedanke, gewiſſe Ein⸗ 
tragungen nicht zu gebieten, ſondern nur zuzulaſſen, ausdrücklich mißbilligt 
wird. Der für das Handelsregiſter gültige Grundſatz gilt in gleicher Weiſe 
für das Genoſſenſchaftsregiſter, das urſprünglich — nach dem Geſetze von 
1868 — einen Teil des Handelsregiſters gebildet hat. Wenn das Genoſſen⸗ 
ſchaftsgeſetz eine ausdrückliche Vorſchrift des Inhalts, daß nur die im Geſetze 
bezeichneten Tatſachen in das Regiſter aufzunehmen ſeien, nicht enthält, ſo 
erklärt ſich dies daraus, daß man eine ſolche Vorſchrift ebenſo wie im 
Handelsgeſetzbuche für überflüſſig erachtet hat. Es iſt aber in den einzelnen 
Paragraphen beſtimmt, welche Tatſachen eingetragen werden ſollen. Eine 
bloß zuläſſige Eintragung iſt weder im Geſetze noch in der auf Grund des 
8 161 erlaſſenen Verordnung des Bundesrats erwähnt. Das Geſetz kennt 
ſie nicht und geſtattet ſie nicht. 

Aber angeſichts der klaren Rechtslage, daß ſtatutariſche Vorſchriften, 
wie die der Beſchwerde zugrunde liegende, zuläſſig und gegen Dritte wirk⸗ 
ſam ſind, daß ſie deswegen auch in das Regiſter eingetragen werden müſſen, 
iſt es nicht nur für die Intereſſenten erwünſcht, ſondern eine logiſch not⸗ 
wendige Folge der übrigen Vorſchriften des Geſetzes, daß auch die Ver⸗ 
teilung der Aemter im Vorſtande ſo weit in das Regiſter eingetragen und 
veröffentlicht werden muß, als dies nötig iſt, um Dritten ein Urteil darüber 
zu ermöglichen, ob eine von Mitgliedern des Vorſtandes abgegebene Er⸗ 
klärung gemäß den Statuten die Genoſſenſchaft bindet. Zweck der geſamten 
einſchlagenden Vorſchriften iſt es offenbar, daß ein Dritter, der zu der Ge⸗ 
noſſenſchaft in Rechtsbeziehungen tritt, aus dem Regiſter und den Ver⸗ 
öffentlichungen ſich über die verfaſſungsmäßige Vertretung der Genoſſenſchaft 
unterrichten kann. Dem dienen die Beſtimmungen, wonach Vorſchriften 
des Statuts über die Form der Erklärungen des Vorſtandes und die Namen 
ſeiner Mitglieder ſowie jeder Wechſel im Vorſtande ins Regiſter einzutragen 
und zu veröffentlichen find. Dem dient vor allem die Regel des § 29, nach 
der Aenderungen der Organiſation in dieſen Punkten gutgläubigen Dritten 
nicht entgegengehalten werden können, ſolange ſie nicht öffentlich bekannt 
gemacht ſind. Der veröffentlichte Regiſterinhalt ſoll alſo die Grundlage des 
Verkehrs zwiſchen der Genoſſenſchaft und Dritten bilden. Er würde aber 
eine Lücke haben, die ihn hierfür untauglich macht, wenn wie im Streitfalle 
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die Satzung zu Erklärungen des Vorſtandes die Mitwirkung des Inhabers 
eines beſtimmten Amtes fordert und wenn dann der Inhaber des Amtes 
nicht in dem Regiſter und den Bekanntmachungen bezeichnet wird. Der 
Dritte würde dann durch den veröffentlichten Inhalt des Regiſters nicht in 
den Stand geſetzt ſein, zu beurteilen, ob eine namens der Genoſſenſchaft 
abgegebene Erklärung auf Grund des Statuts für ſie verbindlich iſt. Eine 
Auslegung, die zu dieſem Ergebniſſe führt, widerſpricht alſo dem deutlich 
erkennbaren Zwecke des Geſetzes. 

Wenn die 88 10, 12, 28 Gen®. anordnen, daß die Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes einzutragen und öffentlich bekannt zu geben ſind, auch jede Aenderung 
des Vorſtandes einzutragen und zu veröffentlichen iſt, ſo erhellt aus dem 
Zuſammenhange des Geſetzes, daß die den Vorſtand betreffenden Eintragungen 
alles zu enthalten haben, was erforderlich iſt, um beurteilen zu können, 
ob eine Erklärung des Vorſtandes der Satzung gemäß abgegeben iſt. Da⸗ 
zu gehört, daß in den Eintragungen und Veröffentlichungen die Inhaber 
ſolcher Aemter bezeichnet werden, deren Mitwirkung zu Erklärungen des 
Vorſtandes durch die Satzung gefordert wird. Die Eintragung dieſer Be⸗ 
zeichnungen wird demnach durch das Geſetz nach ſeinem ganzen Sinn und 
Zuſammenhange zwingend geboten, wenn es auch an einer Vorſchrift in 
ausdrücklichen Worten fehlt. Nur die Verteilung der Geſchäfte unter den 
Vorſtandsmitgliedern, die gemäß der Satzung für die Ausübung der Ver⸗ 
tretungsmacht weſentlich iſt, muß und darf eingetragen werden; nicht da⸗ 
gegen eine vom Vorſtande gewillkürte Geſchäftsverteilung, die die Erteilung 
einer Vollmacht an einzelne Mitglieder in ſich ſchließt. 

Sit es hiernach bei den gemäß 88 10 und 12 erfolgenden erſten Ein⸗ 
tragungen und Veröffentlichungen geboten, daß die Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes, die kraft der Satzung und ihres Amtes bei Erklärungen des Vor⸗ 
ſtandes mitzuwirken haben, als ſolche bezeichnet werden, ſo folgt ohne 
weiteres, daß auch die Aenderungen in der Inhaberſchaft ſolcher Aemter 
unter die Vorſchrift des $ 28 fallen, alſo einzutragen und zu veröffentlichen 
ſind. Dem ſteht auch die in der Reichstagskommiſſion von 1889 (Reichstags⸗ 
druckſachen 1888/89 Nr. 132 S. 21) erfolgte Feſtſtellung nicht entgegen, daß 
„Aenderung des Vorſtandes“ nur den Fall bezeichne, daß andere Perſonen 
in den Vorſtand kommen oder die Zahl der Mitglieder verringert wird. 
Man hat hierbei erſichtlich an den Sonderfall einer Statutenvorſchrift von 
der Art der ſtreitigen nicht gedacht. Auch könnte einer derartigen Be⸗ 
merkung der Kommiſſion gegenüber dem aus der Geſamtheit des Geſetzes 
notwendig folgenden abweichenden Verſtändniſſe keinesfalls entſcheidende 
Bedeutung beigemeſſen werden. 

Danach iſt hier geſetzlich notwendig, daß der Vorſteher und ſein Stell⸗ 
vertreter im Regiſter bezeichnet, jeder Wechſel in dieſen Aemtern eingetragen 
und Eintragungen dieſes Inhalts veröffentlicht werden. 
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Unzuläſſigkeit einer weiteren Beſchwerde gegen die vom Landgericht ans 
Regiſtergericht erlaſſene Anweiſung, das Löſchungsverfahren gegen den 
Inhaber einer eingetragenen Firma einzuleiten. 

88 20, 141, 142, 143 366. 


Reichsgericht, II. Zivilſenat, 22. September 1914. — Bd. 14 S. 35. 


Im Handelsregiſter des Amtsgerichts zu D. ſtand die offene Handels⸗ 
geſellſchaſt „A. K. jr.“ eingetragen. Am 20. Juli 1905 meldeten die beiden 
Geſellſchafter, Witwe K. und Ingenieur K., ſowie der Direktor M., Vorſtand 
der Aktiengeſellſchaft D.'er Gasmotorenfabrik, zur Eintragung an, die offene 
Handelsgeſellſchaft ſei dadurch aufgelöſt worden, daß die Witwe K. und der 
Ingenieur K. als Geſellſchafter ausgeſchieden ſeien, nachdem ſie das Handels⸗ 
geſchäft mit ſämtlichen Aktiven und Paſſiven und mit der Firma an die 
Aktiengeſellſchaft Der Gasmotorenfabrik übertragen hätten, und dieſe 
führe das Handelsgeſchäft als Zweigniederlaſſung ihres Unternehmens unter 
der veränderten Firma „A. K. jr., Inhaberin die Aktiengeſellſchaft D. er 
Gasmotorenfabrik“ weiter. 

Infolge dieſer Anmeldung wurde im Handelsregiſter vermerkt: 

„Die Geſellſchaft iſt aufgelöſt“ — und | 
„Die Firma lautet künftig: A. K. jr., Inhaberin die Aktiengeſellſchaft 
D.“ er Gasmotorenfabrik“. 

Durch Eingabe vom 30. Dezember 1913 brachte die Firma Aug. K. 
& Söhne in D. die Löſchung dieſer Firma beim Regiſtergericht in Anregung, 
indem ſie ausführte, daß eine Aktiengeſellſchaft nicht mehrere Firmen führen 
dürfe. Das Amtsgericht lehnte ab, etwas zu verfügen. Demnächſt wieder⸗ 
holte die Firma Aug. K. & Söhne ihr Verlangen, weil das Geſchäft keines⸗ 
wegs als ſelbſtändiges weiterbetrieben werde. Nach Anhörung der Aktien⸗ 

geſellſchaft lehnte jedoch das Amtsgericht es nochmals ab, eine Verfügung 
auf Löſchung der Firma A. K. jr. zu erlaſſen; es hielt für dargetan, daß 
die Aktiengeſellſchaft das Geſchäft getrennt von ihrem urſprünglichen weiter⸗ 
führe, und blieb dabei, daß deshalb auch die Beibehaltung der beſonderen 
Firma zuläſſig ſei. Auf die Beſchwerde der Firma Aug. K. & Söhne be⸗ 
ſchloß jedoch das Landgericht, das Amtsgericht anzuweiſen, ſich durch die 
geäußerten Bedenken an der Einleitung des Verfahrens zur Herbeiführung 
der Löſchung der Firma „A. K. jr., Inhaberin die Aktiengeſellſchaft D. er 
Gasmotorenfabrik“ nicht weiter behindern zu laſſen. Es nahm an, daß 
eine Aktiengeſellſchaft nach 8 182 Abſ. 2 Nr. 1 HGB., wie nur einen Sitz, 
ſo auch nur eine Firma haben könne, die zugleich ihr Name ſei, und daß 
ſie eine beim Erwerbe eines Geſchäfts miterworbene Firma auch dann nicht 
nebenher führen dürfe, wenn ſie das erworbene Geſchäft als ſelbſtändiges 
Geſchäft weiterbetreibe. Daraus ergebe ſich, daß die Firma A. K. jr. mit 
ihrem Erwerbe durch die Aktiengeſellſchaft D.“ er Gasmotorenfabrik als 
erloſchen zu gelten habe und die im Handelsregiſter bewirkte Eintragung 
des künftigen Namens dieſer Firma wegen Mangels einer weſentlichen 
Vorausſetzung unzuläſſig geweſen ſei. Infolgedeſſen habe das Regiſter⸗ 
gericht für die Löſchung dieſer Eintragung, wie überhaupt der erloſchenen 
Blätter f. Rechtspfl. LXIII. N. F. XL III. Freiw. Gerichtsbark. 3 


Firma, gemäß SS 142, 141 FGG. in Verb. mit 88 14, 31 Abſ. 2, 182 Abſ. 2 
Nr. 1 HGB. von Amts wegen zu ſorgen. Das Beſchwerderecht der Firma 
Aug. K. & Söhne ſei nach § 20 FGG. gegeben, da fie durch den ablehnen⸗ 
den Beſcheid des Amtsgerichts in ihren Rechten beeinträchtigt ſei. Es werde 
nämlich ihr Namensrecht dadurch verletzt, daß die Aktiengeſellſchaft D.'er 
Gasmotorenfabrik ſich für einen Teil ihres Geſchäfts unbefugt eines Firmen⸗ 
namens bediene, in welchem der Familienname der Inhaber der Beſchwerde⸗ 
führerin mitenthalten ſei ($ 12 BGB.). Gegen dieſen Beſchluß des Land⸗ 
gerichts erhob die Aktiengeſellſchaft D.’er Gasmotorenfabrik die weitere 
Beſchwerde. Das OLG. in Dresden wollte, entſprechend der in ſeinem 
Beſchluſſe vom 10. Juni 1890 (Sächſ. OLG. 12, 328ff.) vertretenen Rechts⸗ 
auffaſſung, der weiteren Beſchwerde ſtattgeben: es ſah ſich aber hieran 
durch die Beſchlüſſe des Kammergerichts in Berlin vom 20. März 1900 
(KGJ. 20 A, 36) und vom 29. November 1912 (RJ A. 12, 222) verhindert. 
Das Reichsgericht hat die weitere Beſchwerde für unzuläſſig erachtet: 

Die Eintragung im Handelsregiſter hat zum Inhalte, daß die Aktien⸗ 
geſellſchaft D. er Gasmotorenfabrik unter Beibehaltung ihrer alten Firma 
für ihr bisheriges Geſchäft das bis dahin von der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft A. K. jr. betriebene und ihr von dieſer übertragene Geſchäft unter 
der Firma „A. K. jr., Inhaberin die Aktiengeſellſchaft D’er Gasmotoren⸗ 
fabrik“ fortführe. Wenn daher, wie das Landgericht in Uebereinſtimmung 
mit der Rechtsauffaſſung des Kammergerichts in Berlin angenommen hat, 
eine Aktiengeſellſchaft an demſelben Orte nicht mehrere Geſchäfte unter ver⸗ 
ſchiedenen Firmen betreiben darf, ſo iſt dieſe Eintragung bewirkt worden, 
obgleich ſie wegen Mangels einer weſentlichen Vorausſetzung unzuläſſig 
war, und das Regiſtergericht kann ſie nach $ 142 FGG. von Amts wegen 
löſchen. Das Löſchungsverfahren des $ 142 iſt aber dahin geordnet, daß 
das Regiſtergericht den Beteiligten von der beabſichtigten Löſchung zu be⸗ 
nachrichtigen und ihm zugleich eine angemeſſene Friſt zur Geltendmachung 
eines Widerſpruchs zu beſtimmen hat (8 142 Abſ. 2), daß es über einen 
Widerſpruch entſcheidet ($ 142 Abſ. 3, § 141 Abſ. 3 Satz 1), gegen die den 
Widerſpruch zurückweiſende Verfügung die ſofortige Beſchwerde ſtattfindet 
(8 141 Abſ. 3 Satz 2) und die Löſchung nur erfolgen darf, wenn Wider⸗ 
ſpruch nicht erhoben oder wenn die den Widerſpruch zurückweiſende Ver⸗ 
fügung rechtskräftig geworden iſt ($ 141 Abſ. 4). Wie die Denkſchrift her⸗ 
vorhebt (S. 73), kommen dieſe Vorſchriften auch dann zur Anwendung, 
„wenn ein Dritter, der durch die Eintragung in ſeinen Rechten beeinträchtigt 
iſt, oder das zur Vertretung des Handelsſtandes berufene Organ (8126 FG.) 
die Löſchung einer zu Unrecht erfolgten Eintragung beantragt. Weigert 
ſich das Regiſtergericht, einem ſolchen Antımge ſtattzugeben, und wird hier⸗ 
gegen Beſchwerde erhoben, ſo iſt dem Landgerichte, falls es den Antrag für 
begründet erachtet, durch die allgemeinen Vorſchriften über die Beſchwerde 
freie Hand gelaſſen, entweder ſelbſt die Sache zu erledigen oder ſie an das 
Amtsgericht zurückzuverweiſen. Wählt das Landgericht den erſteren Weg, 
jo muß es ſeinerſeits nach $ 142 Abſ. 2 (8 138 Abſ. 2 des Entwurfs) dem von 
der beabſichtigten Löſchung Betroffenen eine angemeſſene Friſt zur Geltend⸗ 
machung eines Widerſpruchs beſtimmen.“ 
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Hier hat die Firma Aug. K. & Söhne als durch die Eintragung an- 
geblich Beeinträchtigte den Löſchungsantrag geſtellt und das Amtsgericht 
hat es abgelehnt, die beteiligte Aktiengeſellſchaft von der beabſichtigten 
Löſchung zu benachrichtigen und ihr eine Widerſpruchsfriſt zu beſtimmen, 
weil es der Anſicht iſt, daß eine Aktiengeſellſchaft an demſelben Orte mehrere 
Geſchäfte unter verſchiedenen Firmen führen könne. Auf die Beſchwerde 
der Antragſtellerin hat dagegen das Landgericht dem Amtsgerichte die An⸗ 
weiſung erteilt, von dem erwähnten Bedenken gegen die Einleitung des 
Löſchungsverfahrens abzuſehen. Eine derartige Anweiſung enthält jedoch 
(RIA. 10, 23) keine mit der weiteren Beſchwerde anfechtbare Entſcheidung. 
Vom Standpunkte des Geſetzes aus liegt in der unter Beſtimmung einer 
Widerſpruchsfriſt erfolgenden Benachrichtigung von der beabſichtigten 
Löſchung noch keine „Beeinträchtigung“ des Rechts des Beteiligten, und 
noch weniger läßt ſich ſchon in der Anweiſung zum Erlaß einer ſolchen 
Benachrichtigung eine Beeinträchtigung im Sinne des § 20 FGG. (vgl. 
8 27 daf.) finden. Der Beteiligte kann der beabſichtigten Löſchung wider⸗ 
ſprechen, und erſt die nach Ablauf der Widerſpruchsfriſt zu treffende Ent⸗ 
ſcheidung eröffnet ihm, wenn ſie auf Vornahme der Löſchung gerichtet iſt, 
den Weg der (ſofortigen) Beſchwerde. 


Rechtsſtellung der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung nach Veräußerung 
ihres Handelsgeſchäfts und der Firma !). 
88 3, 4, 11, 13, 68 Abſ. 3 366. 
Reichsgericht, II. Zivilſenat, 30. Oktober 1914. — Bd. 14 S. 39. 


Im Handelsregiſter von D. iſt ſeit 1908 die Geſellſchaft „E. & Co., 
GmbH.” und feit 1910 W. als ihr alleiniger Geſchäftsführer eingetragen. 
Nach dem Geſellſchaftsvertrage iſt die Geſellſchaft nur für die Zeit bis zum 
1. April 1913 geſchloſſen worden. Durch Verfügung vom 11. Dezember 1913 
forderte das Amtsgericht den Geſchäftsführer W. auf, bei Vermeidung einer 
Ordnungsſtrafe die Auflöſung der Geſellſchaft zur Eintragung ins Handels⸗ 
regiſter anzumelden oder die Unterlaſſung mittels Einſpruchs gegen die 
Verfügung zu rechtfertigen. W. erhob Einſpruch. 

Vor Erlaß einer Entſcheidung liefen bei Gericht zwei vom 6. Januar 1914 
datierte Eingaben ein, die ſich auf eine notarielle Verhandlung von dieſem 
Tage ſtützten. In der einen meldete W. zur Eintragung ins Handelsregiſter 
an, daß die Firma der Geſellſchaft E. & Co. umgeändert ſei in „Holz⸗ 
bearbeitung, GmbH.”, dieſe aufgelöſt ſei und in Liquidation trete, ſowie daß 
er ihr Liquidator ſei. In der zweiten Eingabe beantragten S. und G. 
unter Bezugnahme auf die notarielle Verhandlung und unter Vorlegung 
eines Gründungsvertrages, die von ihnen und der Firma Gr., Gmbh., 
gegründete Geſellſchaft D’er Möbelfabrik, welche laut der notariellen Ver⸗ 
handlung von der E. & Co., GmbH., die geſamten Aktiva und Paſſiva und 
das Recht zur Fortführung der Firma erworben hatte, unter der Firma 
„E. & Co., GmbH.“, einzutragen. 


1) Zu vergl. RIA. 13, 240. 
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Das Amtsgericht lehnte beide Anträge, über die nach der Erklärung 
der Antragſteller nur einheitlich entſchieden werden ſollte, ab. Die Be⸗ 
ſchwerden wurden zurückgewieſen. Um die von den Gerichten erhobenen 
Bedenken zu beſeitigen, gaben G., S. und W. zu notariellem Protokolle 
vom 26. Mai 1914 folgende Erklärungen ab: 

I. G. und S. in ihrer Eigenſchaft als Geſchäftsführer der Firma „Gr., 
Gmbh.“, der alleinigen Inhaberin ſämtlicher Geſellſchaftsanteile der Firma 
E. & Co., GmbH., treten zu einer Verſammlung der Geſellſchafter dieſer 
letzteren Geſellſchaft zuſammen und beſchlöſſen einſtimmig, deren Geſchäfts⸗ 
führer und Liquidator zu ermächtigen, das geſamte Vermögen oder das 
Handelsgeſchäft der Firma E. & Co., GmbH., zu veräußern, und zwar mit 
dem Rechte, daß der Erwerber auch die bisherige Firma für das Geſchäft 
fortführen dürfe; ſie beſchlöſſen weiter zu dieſem Zwecke, daß der Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag der Geſellſchaft E. & Co., GmbH., dahin geändert werde, 
daß vom Augenblicke der Veräußerung des geſamten Handelsgeſchäfts und 
des geſamten Vermögens an die Firma der Geſellſchaft in Zukunft heißen 
ſolle: „Holzbearbeitung, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung”; ſie ſeien ſich 
einig, daß W. ſchon in der notariellen Verhandlung vom 6. Januar 1914, 
wenn auch mit anderen Worten, die Veräußerung des Handelsgeſchäfts 
ſelbſt gewollt und vorgenommen habe. | 

II. W. und S., erſterer in feiner Eigenſchaft als Geſchäftsführer und 
Liquidator der kraft Geſetzes ſeit 1. April 1913 aufgelöſten. Firma E. & Co., 
Gmbh., letzterer als Geſchäftsführer der Firma D.'er Möbelfabrik, Gmbh., 
gäben ſodann dem am 6. Januar 1914 abgeſchloſſenen Kaufvertrage die 
Faſſung, daß W. das bisher unter der Firma E. & Co., GmbH., betriebene 
Handelsgeſchäft mit deſſen geſamten Aktiven und Paſſiven nach dem Stande 
vom 6. Januar 1914 und mit dem Rechte der Fortführung der bisherigen 
Firma E. & Co., GmbH. an die Firma Der Möbelfabrik, GmbH., verkaufe. 

III. Endlich träten G. und S. in ihrer Eigenſchaft als Geſellſchafter 
und als Geſchäftsführer ihrer einzigen Mitgeſellſchafterin, der Firma Gr., 
Gmbh ., zu einer Geſellſchaftsverſammlung der D.'er Möbelfabrik, Gmbh., 
zuſammen und beſchlöſſen einſtimmig, daß unter Aufrechterhaltung des Be⸗ 
ſchluſſes vom 6. Januar 1914 der Geſellſchaftsvertrag der D. er Möbelfabrik, 
GmbH., dahin abgeändert werde, daß die Firma lauten ſolle: E. & Co., 
GmbH. 

Auf Grund dieſer notariellen Berhandlung meldete ſodann W. zur 
Eintragung ins Handelsregiſter durch Eingabe vom 26. Mai 1914 an, 

a) daß die Geſellſchaft E. & Co., GmbH., ſich in Liquidation befinde, 

b) daß er Liquidator der Geſellſchaft ſei, 

c) daß die Firma umgewandelt ſei in Holzbearbeitung, GmbH. in D., 

die ſich ebenfalls in Liquidation befinde. 

Gleichzeitig beantragte er, die Eintragung aller drei Punkte nur ge⸗ 
meinſchaftlich vorzunehmen. 

Unter demſelben Tage wiederholten S. und G., die ſich gleichfalls auf 
die neue notarielle Verhandlung bezogen, ihre Eintragungsanmeldung vom 
6. Januar 1914. 

Das Amtsgericht lehnte, je durch beſonderen Beſchluß, beide Eintragungen 
ab. Den Beſchluß vom 2. Juli 1914 über die W. ſche Anmeldung recht⸗ 
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fertigte es unter anderem damit, daß nach Eintritt der Liquidation eine 
Aenderung der Firma der Gmbh. unzuläſſig ſei. Die Aenderung würde 
dem Weſen und dem Sinne der Liquidation zuwiderlaufen und das Publikum 
irreführen. Den anderen Beſchluß, vom 8. Juni 1914, begründete das Amts⸗ 
gericht damit, daß keine rechtsgültige Veräußerung des Geſchäfts mit der 
Firma vorliege. 

Gegen den Beſchluß vom 2. Juli 1914 legte W. für ſich und namens 
der Geſellſchaften E. & Co., GmbH., und Holzbearbeitung, GmbH., und gegen 
den Beſchluß vom 8. Juni 1914 legten die Firmen D.'er Möbelfabrik, Gmbh., 
und E. & Co., GmbH., die Kaufleute S. und G. ſowie die Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung Gr. Beſchwerde ein. Die beiden Beſchwerden wurden 
ebenfalls durch je einen Beſchluß zurückgewieſen. Das Landgericht nahm 
mit dem Amtsgericht an, daß die alte Geſellſchaft E. & Co., &mbH., ſeit 
dem 1. April 1913 aufgelöſt und in Liquidation ſei, und daß ſie deshalb 
eine Firmenveräußerung und eine Firmenveränderung nach $ 69 GmbHG. 
nicht mehr habe vornehmen können. 

Gegen beide Beſchlüſſe legten die Beſchwerdeführer die weitere Be⸗ 
ſchwerde ein. Das Oberlandesgericht in Naumburg beabſichtigte, beide 
Beſchwerden zurückzuweiſen, weil es gleich den Vorinſtanzen annahm, daß 
die in Liquidation getretene GmbH. eine Statutenänderung (Firmen- 
änderung) nicht mehr vornehmen könne und ſie auch nicht in der Lage ſei, 
ſich ihrer Firma zu entäußern. Es hielt ſich aber an der Zurückweiſung 
der Beſchwerden durch den Beſchluß des Oberlandesgerichts in Dresden 
vom 7. Auguſt 1906 (Recht 07, 138 Nr. 244) für behindert. 

Das Reichsgericht hat den beiden weiteren Beſchwerden den Erfolg 
verſagt: 

Die Gmbh. hat, ſobald fie ins Handelsregiſter eingetragen iſt (8 11 
Abi. 1 Gmb..), als ſolche ſelbſtändig ihre Rechte und Pflichten (8 13 
Abſ. 1 daſ.) und gilt von da ab ſtets, alſo auch dann als Handelsgeſell⸗ 
ſchaft im Sinne des Handelsgeſetzbuches (Abſ. 3), wenn der Gegenſtand 
ihres Unternehmens nicht im Betrieb eines Handelsgewerbes beſteht (8 210 
Abi. 2 HGB.). Dem entſpricht es, daß fie eine Firma führen muß ($ 3 
Abſ. 1 Nr. 1, 8 4 GmbHG.) Die Firma einer Handelsgeſellſchaft iſt aber 
nicht bloß wie die eines Einzelkaufmannes der Name, unter dem der Kauf⸗ 
mann im Handel ſeine Geſchäfte betreibt und die Unterſchrift abgibt, ſondern 
zugleich ihr geſetzliches Unterſcheidungsmerkmal. Sie bildet einen weſent⸗ 
lichen Beſtandteil des Rechtsgebildes, von dem fie geführt wird (§8 105, 
161, 182 Abſ. 2 Nr. 1, $ 322 HGB.), d. h. einen Beſtandteil, ohne den 
dieſes Rechtsgebilde in ſeiner Eigenart weder zur Entſtehung gelangen noch 
im Rechtsleben fortbeſtehen kann. Das bedeutet nicht, daß der Fortbeſtand 
einer Handelsgeſellſchaft von der Beibehaltung gerade des ihr einmal bei⸗ 
gelegten Namens abhinge, die Firma ſonach nicht geändert werden könnte, 
auch nicht, daß ſich die Firma nicht mit dem von der Geſellſchaft betriebenen 
Handelsgeſchäfte veräußern ließe. Die Folge iſt vielmehr die, daß eine 
Handelsgeſellſchaft — der Fall der Zweigniederlaſſung ſteht hier nicht in 
Frage — nicht gleichzeitig mehrere Firmen haben kann, wie denn auch die 
herrſchende Meinung es als rechtlich unmöglich bezeichnet, daß eine Handels⸗ 
geſellſchaft an ihrem Sitze ein mit der Firma erworbenes Handelsgeſchäft 


unter dieſer Firma fortführe, ohne ihre bisherige Firma aufzugeben, und 
weiter folgt daraus mit Notwendigkeit, daß eine Handelsgeſellſchaft erliſcht, 
wenn ſie ihr Geſchäft mit der Firma veräußert. Für die GmbH. gilt nicht 
etwa deshalb etwas Beſonderes, weil ſie eine juriſtiſche Perſon iſt und ihr 
Unternehmen kein Handelsgeſchäft zu ſein braucht. Auch als juriſtiſche 
Perſon muß ſie einen Namen und kann ſie nur einen einzigen Namen haben 
(vgl. $ 57 BGB.). Sie kann wohl ohne Handelsgeſchäft, nicht dagegen 
ohne Firma ent⸗ und beſtehen. Betreibt ſie ein Handelsgeſchäft, ſo iſt ihre 
Firma zugleich der Name des Geſchäfts, und veräußert ſie das Geſchäft 
mit der Firma, ſo entäußert ſie ſich nicht bloß ihres Handelsnamens, ſondern 
ihres Namens überhaupt und damit eines weſentlichen Beſtandteils ihrer 
Rechtsperſönlichkeit. Sie wird nicht nur aufgelöſt, ſondern zugleich ihres 
Charakters als einer zur Firmenführung befähigten Handelsgeſellſchaft ent⸗ 
kleidet. Der Satz, daß im Falle der Auflöſung die GmbH. als ſolche unter 
ihrer bisherigen Firma bis zur Beendigung der Liquidation fortbeſtehe 
(JW. 1905, 184 Nr. 35), bedarf deshalb der Einſchränkung. Was nach 
Veräußerung des Handelsgeſchäfts mit der Firma von der GmbH. übrig⸗ 
bleibt, ift, je nachdem mehrere Geſellſchafter vorhanden oder die Geſell⸗ 
ſchaftsanteile in einer Hand vereinigt waren, Geſamthandvermögen der 
mehreren Geſellſchafter oder Sondervermögen des einzigen Geſellſchafters. 
In beiden Fällen hat bis zur Durchführung der Liquidation der Liqui⸗ 
dator, ohne eine Firma zu führen, im Intereſſe aller Beteiligten das 
übriggebliebene Vermögen der als ſolche erloſchenen GmbH. im Rechts- 
verkehr zu vertreten. $ 68 Abſ. 3 GmbH., wonach die Zeichnungen für 
die aufgelöſte Geſellſchaft in der Weiſe geſchehen, daß die Liquidatoren der 
bisherigen, nunmehr als Liquidationsfirma zu bezeichnenden Firma ihre 
Namensunterſchrift beifügen, darf nicht dahin verſtanden werden, daß bis 
zur völligen Beendigung der Liquidation eine Firma vorhanden ſein müßte. 
Denn anderenfalls würde dies nur die bisherige Firma ſein können. Die 
Folge würde alſo die ſein, daß eine Veräußerung des Handelsgeſchäfts mit 
der Firma ſchlechthin ausgeſchloſſen wäre, und zwar nicht nur nach Ein⸗ 
tritt der Liquidation, ſondern auch während des Beſtehens der Geſellſchaft, 
da ja die Veräußerung des Geſchäfts mit der Firma die Liquidation der 
Geſellſchaft mit Notwendigkeit herbeiführen würde. 

Verliert aber eine GmbH., mag fie ſich ſchon in Liquidation befinden 
oder noch nicht, im Falle des Verkaufs ihres Handelsgeſchäfts mit der 
Firma überhaupt die Fähigkeit, noch eine Firma zu führen, ſo iſt ohne 
weiteres unbegründet der in ſeinen einzelnen Teilen ausdrücklich als ein⸗ 
heitlich bezeichnete Antrag des W., im Handelsregiſter zu vermerken, 

a) daß die Geſellſchaft E. & Co., GmbH, ſich in Liquidation befinde, 

b) daß er Liquidator der Geſellſchaft ſei, 

c) daß die Firma umgewandelt ſei in Holzbearbeitung, GmbH., in D., 

die ſich ebenfalls in Liquidation befinde. 
Denn der Antrag verfolgt nur ſcheinbar den Zweck, eine bloße Firmen⸗ 
änderung zur Eintragung zu bringen, in Wirklichkeit ſoll für ein erloſchenes 
und deshalb zur Firmenführung gar nicht mehr geeignetes Rechtsgebilde 
eine neue Firma eingetragen werden. Infolgedeſſen kann keine der beiden 
weiteren Beſchwerden Erfolg haben. Nach der ganzen Sachlage liefe es 
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dem Willen der Beteiligten zuwider, wenn nicht alle ihre Eintragungs⸗ 
anträge einheitlich erledigt werden könnten. 


Beſchwerde bei Ablehnung des Antrags auf Eintragung einer Komman⸗ 
ditgeſellſchaft; Einlegung der Beſchwerde durch alle Geſellſchafter. 
Unzuläſſigkeit weſentlicher Aenderungen einer abgeleiteten Firma. 
88 22, 108, 161 HGB.; § 20 FGG. 
Kammergericht Berlin, 13. März 1914. — Bd. 14 S. 44. 


Im Handelsregiſter des Amtsgerichts B. iſt die Firma „Holzſchneiderei 
Merkur Wilhelm Fitze“ eingetragen, deren alleiniger Inhaber der Spedi⸗ 
teur Wilhelm Fitze iſt. Am 8. September 1913 meldeten die beiden Ge⸗ 
ſchäftsführer der „Holzſchneiderei GmbH.“ in S. als Vertreter und mit 
ihnen ſämtliche ſieben Geſellſchafter, unter ihnen Fitze, zum Handelsregiſter 
des Amtsgerichts B. folgendes an: 

1. das unter der Firma Holzſchneiderei Merkur Wilhelm Fitze be⸗ 
triebene Geſchäft ſei auf die Holzſchneiderei GmbH. in S. mit dem 
Firmenrecht übergegangen, 

2. die Holzſchneiderei GmbH. habe zum Zweck des Weiterbetriebs des 
Geſchäfts eine Kommanditgeſellſchaft begründet mit der Firma Holz⸗ 
ſchneiderei Merkur Kommanditgeſellſchaft.“ Perſönlich haftende Ge⸗ 
ſellſchafterin ſei die GmbH., Kommanditiſten deren einzelne Geſell⸗ 
ſchafter. 

Das Amtsgericht wies die Eintragung der Firma „Holzſchneiderei Merkur 
Kommanditgeſellſchaft“ zurück, weil die Firma nicht als eine übertragene 
Firma der für Fitze eingetragenen Firma, ſondern als urſprüngliche Firma 
einer Kommanditgeſellſchaft angemeldet fei, daher nach 8 19 HGB. min- 
deſtens den Namen eines perſönlich haftenden Geſellſchafters enthalten müſſe. 
Gegen dieſe Verfügung legte der Rechtsanwalt L. zunächſt ohne Ueberreichung 
einer Vollmacht und ohne Benennung ſeiner Vollmachtgeber Beſchwerde 
ein, weil es ſich nicht um eine urſprüngliche Firma, ſondern um die Fort⸗ 
führung einer bereits beſtehenden handle. Die Abſicht ſämtlicher Beteiligten 
ſei dahin gegangen, die Einzelfirma Holzſchneiderei Merkur Wilhelm Fitze 
in eine Kommanditgeſellſchaft umzuwandeln. Dabei habe der Name bis 
auf die Worte „Wilhelm Fitze“ erhalten bleiben ſollen. 


Vom Landgericht aufgefordert, Vollmacht des Beſchwerdeführers nach⸗ 
zureichen, überreichte L. zunächſt zwei Vollmachtsurkunden, von denen die 
eine von Fitze, die andere von den beiden Geſchäftsführern der Holzſchnei⸗ 
derei GmbH., aber nur mit ihren eigenen Namen, ohne Beifügung der Ge⸗ 
ſellſchaftsfirma, unterzeichnet war. Das Landgericht wies die Beſchwerde 
Fitzes zurück, weil nicht er, ſondern nur die perſönlich haftende Geſell⸗ 
ſchafterin der neu begründeten Geſellſchaft beſchwerdeberechtigt ſei. Für 
dieſe liege aber eine dem 8 35 Abſ. 3 GmbHG. entſprechende Vollmacht 
nicht vor, eine Beſchwerde ſei alſo von ihr nicht eingelegt. 

L. reichte nun eine von den beiden Geſchäftsführern unter Beifügung 
der Geſellſchaftsfirma gezeichnete Vollmacht der Holzſchneiderei GmbH. nach 
und bat um ſachliche Entſcheidung. Das Landgericht wies die Beſchwerde 
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der Geſellſchaft als unbegründet zurück, weil die angemeldete Firma als 
neue nicht § 19, als abgeleitete nicht $ 22 HGB. entſpreche. Hiergegen 
richtete ſich die von L. für die GmbH. erhobene weitere Beſchwerde; fie wurde 
zurückgewieſen: 

Nach § 161 Abſ. 2, 8 108 HGB. iſt die Eintragung einer Kommandit⸗ 
geſellſchaft ins Handelsregiſter von allen Geſellſchaftern zuſammen zu 
beantragen (RIA. 12, 62). Da die Eintragung nur auf Antrag erfolgen 
kann und der Antrag zurückgewieſen worden tft, ſteht nach 8 20 Abſ. 2 FGG. 
die Beſchwerde nur „dem Antragſteller“ zu. Unter „dem Antragſteller“ 
im Sinne dieſes Paragraphen iſt aber nur die Geſamtheit der Antragſteller 
zu verſtehen, da die Beſchwerde eine Wiederholung und Weiterbetreibung 
des Antrags iſt. Hier ſteht alſo das Beſchwerderecht nur allen Geſellſchaf⸗ 
tern, alſo der perſönlich haftenden Geſellſchafterin und den Komman⸗ 
ditiſten gemeinſchaftlich zu. Die Beſchwerde der erſten allein hätte alſo 
das Landgericht zurückweiſen müſſen. Ebenſo war die weitere Beſchwerde 
zurückzuweiſen. N 

Die weitere Beſchwerde iſt aber auch materiell unbegründet. Faßt 
man die angemeldete Firma mit dem Regiſtergericht als neue auf, jo er- 
gibt ſich ihre Unzuläſſigkeit ohne weiteres aus $ 19 Abſ. 2 HGB., wonach 
die Firma einer Kommanditgeſellſchaft den Namen wenigſtens eines per⸗ 
ſönlich haftenden Geſellſchafters mit einem das Vorhandenſein einer Ge⸗ 
ſellſchaft andeutenden Zuſatze zu enthalten hat. Behandelt man ſie als ab⸗ 
geleitete Firma, jo folgt ihre Unzuläſſigkeit daraus, daß nach $ 22 HGB. 
beim Erwerb eines beſtehenden Handelsgeſchäfts die Firma nur ſo fort⸗ 
geführt werden darf, wie ſie beſtand — mit der alleinigen Ausnahme, 
daß ihr ein das Nachfolgeverhältnis andeutender Zuſatz beigefügt werden 
darf. Abgeſehen davon darf der Nachfolger weder Teile ausſcheiden noch 
andere Veränderungen vornehmen, und zwar auch dann nicht, wenn 
der Veräußerer mit der Aenderung einverſtanden iſt. Nach der An⸗ 
meldung ſollte ein Hauptbeſtandteil der alten Firma, der Name des In⸗ 
habers, wegfallen. Die Ausmerzung eines ſo weſentlichen Teiles der Firma 
wäre ſebſt dann nicht zuzulaſſen, wenn man mit Staub (Komm. z. HGB. (9.) 
8 22 Anm. 11) unweſentliche Aenderungen der alten Firma für angängig 
halten wollte. 


Firma eines Einzelkaufmanns; Unzuläſſigkeit der Hinzufügung des Namens 
der Ehefrau oder der Mutter zu dem eigenen Familiennamen des Kauf⸗ 
manns, ſofern deſſen Familienname zugleich als Vorname gebräuchlich iſt. 


§ 18 HGB. 
Oberlandesgericht Hamburg, 24. März 1914. — Bd. 14 S. 46. 


Der Kaufmann E. Levy hat beantragt, für ſein Agentur⸗ und Kom⸗ 
miſſionsgeſchäft die Firma E. Levy⸗Cramer ins Handelsregiſter einzutragen. 
Er ſei Teilhaber der offenen Handelsgeſellſchaft E. Levy⸗Cramer & Co. in 
Mannheim und unter dem Namen E. Levy⸗Cramer bekannt. Cramer ſei 
der Mädchenname ſeiner Mutter in Mannheim. Nach einem Auszug aus 
dem Mannheimer Handelsregiſter iſt dort für ihn 1903 eine Firma E. Levy⸗ 
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Cramer eingetragen worden. 1909 ift ein Kaufmann P. in das Geſchäft 
eingetreten und daraufhin die Firma in E. Levy⸗Cramer & Co. geändert 
worden. Zwei Hamburger Firmen beſcheinigen, daß der Antragſteller ihnen 
bisher unter dem Namen E. Levy⸗ Cramer bekannt ſei. 

Das Amtsgericht hat die beantragte Eintragung abgelehnt, weil der 
Name nicht der Familienname des Antragſtellers ſei und die Firma daher 
nicht 8 18 HGB. entſpreche. Das Landgericht hat die Beſchwerde zurück⸗ 
gewieſen. 

Die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden: Nach § 18 Abſ. 1 
HGB. hat ein Einzelkaufmann als Firma feinen Familiennamen mit min⸗ 
deſtens einem ausgeſchriebenen Vornahmen zu führen. Wenn dann im 
Abſ. 2 weiter beſtimmt wird, daß Zuſätze, die ein Geſellſchaftsverhältnis an⸗ 
deuten oder ſonſt irreführen können, der Firma nicht beigefügt werden 
dürfen und Zuſätze, die zur Unterſcheidung der Perſon oder des Geſchäfts 
dienen, ſtatthaft ſein ſollen, ſo folgt daraus keineswegs die Befugnis, zur 
Unterſcheidung der Perſon oder des Geſchäfts jeden Zuſatz zu wählen, ſofern 
er nur nicht unter die beiden Ausnahmen des Abſ. 2 fällt. Vielmehr iſt 
außerdem zu verlangen, daß der Zuſatz nicht ſo gewählt wird, daß der 
Firmenname mit der im Abf. 1 vorgeſehenen Verpflichtung zur Führung 
des Familiennamens in Widerſpruch tritt. Dies würde aber geſchehen, 
wenn dem Beſchwerdeführer geſtattet würde, eine Firma E. Levy⸗Cramer zu 
führen. Denn es würde dadurch der Irrtum erweckt, als ob der Familien⸗ 
name des Firmeninhabers nicht Levy, ſondern Levy⸗Cramer wäre. Aller⸗ 
dings kommt es, wie namentlich in der Schweiz, ſo auch in einigen 
Teilen Deutſchlands im geſchäftlichen Leben vielfach vor, daß jemand ſeinem 
eigenen Namen den Namen ſeiner Ehefrau hinzufügt, und jo hat beiſpiels⸗ 
weiſe das Reichsgericht in einer rheiniſchen Sache (16, 60) eine Firma V. R. 
für zuläſſig erklärt, weil damit der Firmeninhaber V. nicht den Namen R. 
annehme, ſondern ſich als den V. bezeichne, welcher mit einer geborenen 
R. verheiratet ſei. Auch die Beifügung des Namens der Mutter, wie ſie 
vor allen in ſpaniſchen Ländern vielfach üblich iſt, ſcheint, da das Amts⸗ 
gericht Mannheim für den Beſchwerdeführer ſeinerzeit die Firma E. Levy⸗ 
Cramer eingetragen hat, in Süddeutſchland vorzukommen und dort nicht 
zu einem Irrtum über den Familiennamen des Firmeninhabers zu führen. 
Jedenfalls muß die Hinzufügung des Namens der Ehefrau oder der Mutter 
des Firmeninhabers unter allen Umſtänden für unzuläſſig erachtet werden, 
wenn der eigene Familienname zugleich als Vorname gebräuchlich iſt und 
demgemäß durch den Zuſatznamen Unklarheit darüber entſtehen würde, 
was in Wahrheit der Familienname des Firmeninhabers iſt. Wie danach 
beiſpielsweiſe einem Kaufmann Georg Conrad nicht geſtattet werden könnte, 
unter Georg Conrad ⸗Schultze zu firmieren, jo muß das gleiche auch für 
die vom Beſchwerdeführer gewählte Firma E. Levy⸗TCramer gelten. Daß 
der Zuſatzname mit Bindeſtrichen angefügt wird, während zwiſchen Vor⸗ 
und Nachnamen Bindeſtriche nicht üblich ſind, kann zu keiner andern Be⸗ 
urteilung führen. Beim ſchriftlichen Gebrauche des Firmennamens wäre 
der Unterſchied nur unerheblich und im mündlichen Verkehre würde er 
überhaupt nicht hervortreten. 
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Berechnung der zweijährigen Reviſionsfriſt für die eingetragene Genoſſenſchaft. 
§ 53 Gen. 
Kammergericht Berlin, 9. April 1914. — Bd. 14 S. 48. 


Im Genoſſenſchaftsregiſter des Amtsgerichts in B. iſt eine Verbands⸗ 
kaſſe als eingetr. Genoſſenſchaft m. beſchr. H. eingetragen. Die Genoſſenſchaft 
gehört einem Reviſionsverbande an. Die erſte Reviſion hatte am 24. April 
1910, die zweite am 21. April 1912 ſtattgefunden. Durch Verfügung vom 
21. Februar 1914 fordert das Regiſtergericht den Vorſtand der Genoſſen⸗ 
ſchaft auf, bis zum 20. April 1914 die Beſcheinigung des Reviſors über die 
Vornahme der Reviſion einzureichen, weil da die geſetzliche zweijährige 
Friſt für die Reviſion ablaufe. Das Gericht erſuchte den Vorſtand, die Friſt 
genau innezuhalten. Gegen dieſe Verfügung legte der Vorſtand der Ge⸗ 
noſſenſchaft Beſchwerde ein und beantragte, zu beſtimmen, daß die Reviſions⸗ 
beſcheinigung bis zum Schluſſe des Jahres 1914 einzureichen ſei. Das Land⸗ 
gericht wies die Beſchwerde zurück. Auch die weitere Beſchwerde wurde 
zurückgewieſen und zwar mit der Maßgabe, daß der Beſchwerdeführerin 
aufgegeben wurde, bis zum 28. April die Beſcheinigung des Reviſors über 
eine ſpäteſtens am 21. April 1914 begonnene Reviſion zu den Akten einzu⸗ 
reichen. 

Die Bedeutung des $ 53 des Gen. ergibt ſich mit Sicherheit aus 
ſeiner Entſtehungsgeſchichte. Die Motive zu 8 49 des Entwurfs vom Jahre 
1888, (jetzt 8 53) führen aus: „Die Reviſion muß mindeſtens in jedem zweiten 
Jahre erfolgen; ſie muß alſo begonnen werden, bevor ſeit Beendigung der 
letzten Reviſion zwei Jahre verfloſſen ſind. Bei längeren Zwiſchenräumen 
würde keine Gewähr dafür gegeben ſein, daß nicht grobe Unregelmäßigkeiten 
unentdeckt bleiben.“ Der Kommiſſionsbericht (S. 30) bemerkt dazu, eine Miß⸗ 
wirtſchaft könne innerhalb zwei Jahren bereits zu empfindlichen Schäden 
führen. Hieraus folgt als Zweck und Wille des Geſetzes, daß keinesfalls mehr 
als zwei Jahre von einer Reviſion bis zur nächſten verſtreichen ſollen. Die 
Berechnung der Reviſionsperioden hat alſo mit dem Geſchäftsjahre der 
Genoſſenſchaft nichts zu tun, ſondern richtet ſich allein danach, wann die 
letzte Prüfung gemäß § 53 des Geſetzes ſtattgefunden hat. Bei anderer 
Auslegung könnte unter Umſtänden zwiſchen zwei Reviſionen ein Zeit⸗ 
raum von faſt drei Jahren liegen, ein Ergebnis, das unbedingt vermieden 
werden ſollte. 

Wenn die Beſchwerdeführerin meint, daß dieſe Auffaſſung des Geſetzes 
notwendig zu einer Verkürzung der Reviſionsperioden führen müſſe, fo iſt 
das nicht zutreffend. Es iſt vielmehr an ſich durchaus möglich, die Prüfung 
regelmäßig an demſelben Datum ſtattfinden zu laſſen, ſo daß der zweijährige 
Abſtand ſtreng gewahrt bleibt. Wenn aus praktiſchen Gründen hiervon ab⸗ 
gewichen werden muß, ſo liegt das an der ſtarken Inanſpruchnahme der 
Verbandsreviſoren, aber nicht an der geſetzlichen Regelung. Unbegründet 
iſt auch das zweite Bedenken, daß der Revifor bei der von den Vorinſtanzen 
gebilligten Auslegung des Geſetzes ſtets nur einen Einblick in den Geſchäfts 
betrieb der Genoſſenſchaft zu einer beſtimmten Jahreszeit gewinne; denn 
nach dem Geſetze hat die Prüfung ſich nicht auf den gegenwärtigen Stand 
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der Genoſſenſchaft zu beſchränken; ſie hat ſich vielmehr auf die geſamte 
Geſchäftsführung während der ganzen Periode zu erſtrecken, ſo daß der Re⸗ 
viſor ſich über den Stand und das Geſchäftsgebaren der Genoſſenſchaft zu 
jeder Jahreszeit unterrichten muß. 

Die Auslegung, die das Landgericht in Uebereinſtimmung mit den 
Motiven dem 8 53 des Gen. gegeben hat, iſt auch die durchaus herrſchende. 

Da die letzte Reviſion am 21. April 1912 ſtattgefunden hat, ſo muß 
die nächſte vor Ablauf des entſprechenden Tages 1914 begonnen ſein; das 
Verlangen der Beſchwerdeführerin, ihr bis zum 31. Dezember 1914 Zeit zu 
laſſen, iſt unbegründet und ihre weitere Beſchwerde daher in der Haupt⸗ 
ſache nicht gerechtfertigt. 

Nur inſoweit kann der Verfügung des Amtsgerichts nicht beigetreten 
werden, als ſie die Einreichung der Reviſionsbeſcheinigung bereits für den 
20. April anordnet. Abgeſehen davon, daß hierdurch die zweijährige Friſt 
um einen Tag verkürzt wird, bringt die Verfügung zum Ausdruck, daß die 
Prüfung am Stichtage bereits beendet ſein müſſe, während es genügt, 
wenn ſie an jenem Tage begonnen iſt. Die Genoſſenſchaft kann nur zu 
einer Handlung angehalten werden, die in ihrer eigenen Macht liegt; auf 
die Dauer der Reviſion, die ganz von der Gründlichkeit, den Gewohnheiten 
und Anſchauungen des Reviſors abhängt, hat ſie keinen Einfluß. Sie hat 
deshalb ihrer Pflicht genügt, wenn ſie dafür Sorge trägt, daß die Prüfung 
vor Ablauf des geſetzlichen Zeitraums, und zwar ſo zeitig begonnen wird, 
daß ſie unter normalen Verhältniſſen noch innerhalb dieſer Periode be⸗ 
endet werden kann. 


Prüfungsrecht des Regiſterrichters gegenüber dem Generalverſammlungs⸗ 
beſchluß einer eingetragenen Genoſſenſchaft. Nichtigkeit des Beſchluſſes, 
wenn der enticheidenden Generalverſammlung nicht der ſatzungsgemüß be⸗ 
ſtimmte Bruchteil der Mitgliederzahl beigewohnt hat. 
88 16, 51 Gen®. 


Kammergericht Berlin, 17. April 1914. — Bd. 14 S. 50. 


Das Statut des L.'er Spar- und Darlehnskaſſen⸗Vereins, GmbH., be⸗ 
ſtimmt im $ 43, daß jeder Genoſſe verpflichtet iſt, für die Dauer ſeiner 
Mitgliedſchaft 6 M. als Geſchäftsanteil innerhalb 6 Monaten, vom erſten 
Tage des auf den Beitritt folgenden Monats an gerechnet, in die Genoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe einzulegen. Nach $ 53 zu b) iſt für die Abänderung und Er⸗ 
gänzung des Statuts die Anweſenheit von mehr als der Hälfte aller ſtimm⸗ 
berechtigten Mitglieder und die Zuſtimmung von mindeſtens drei Vierteln 
der erſchienenen Genoſſen in vorſchriftsmäßig berufener Generalverſammlung 
erforderlich. 


Die Mitgliederzahl beträgt zur Zeit 106. In der Generalverſammlung 
vom 11. Januar 1914, worin 47 Mitglieder anweſend waren, wurde mit 
42 gegen 5 Stimmen beſchloſſen, daß § 43 folgende Faſſung erhält: „Jeder 
Genoſſe iſt verpflichtet, für die Dauer ſeiner Mitgliedſchaft den Betrag von 
50 M. als Geſchäftsanteil entweder in einem Betrage oder in Raten von 
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1 M. innerhalb 50 Monaten uſw., wie bisher.“ Der Vorſtand meldete die 
Abänderung des $ 43 zur Eintragung ins Genoſſenſchaftsregiſter an. Der 
Antrag wurde vom Regiſtergericht abgelehnt: es ſei kein rechtsgültiger Be⸗ 
ſchluß, ſondern nur ein Scheinbeſchluß zuſtande gekommen. Die Beſchwerde 
des Vorſtandes blieb erfolglos. Auch die weitere Beſchwerde wurde zurück⸗ 
gewieſen: 

Das Prüfungsrecht des Regiſterrichters iſt unbedingt zu bejahen. 
Wenn ihm durch § 16 Abi. 3 GenG. die Schranke gezogen ſein mag, daß 
er nur die Beibringung zweier Abſchriften des Beſchluſſes über die Ab⸗ 
änderung des Statuts, nicht aber den Nachweis ſeines formell ordnungs⸗ 
mäßigen Zuſtandekommens verlangen darf, ſo bleibt hierdurch ſein Recht, 
die materielle Gültigkeit des zur Eintragung angemeldeten Beſchluſſes nach⸗ 
zuprüfen, unberührt. Stellt ſich die Nichtigkeit des Beſchluſſes heraus, ſo 
darf er die Eintragung nicht vornehmen. Er hat aber nicht nur die Ein⸗ 
tragung abzulehnen, wenn bereits bei der Anmeldung die Nichtigkeit des 
Beſchluſſes erhellt, ſondern er iſt auch, ſofern die eingereichten Abſchriften 
des Beſchluſſes nach dieſer Richtung Zweifeln Raum geben, befugt, den 
Nachweis zu verlangen, daß der Beſchluß nicht wegen Verſtoßes gegen 
zwingende Vorſchriften des Geſetzes oder des Statuts nichtig iſt. 

Daher war zu erörtern, ob ein Verſtoß gegen den 8 53 zu b des 
Statuts die Nichtigkeit des Beſchluſſes der Generalverſammlung herbeiführt. 
Die Frage iſt zu bejahen. 

Für den Fall, daß im Statut einer Genoſſenſchaft die Anweſenheit 
aller Mitglieder bei der Beſchlußfaſſung erfordert iſt, herrſcht in der Recht⸗ 
ſprechung Einigkeit darüber, daß eine Verletzung dieſer Vorſchrift ohne 
weiteres die Nichtigkeit — nicht etwa nur eine im Wege der Klage (8 51 
GenG.) geltend zu machende Anfechtbarkeit — des Beſchluſſes bewirkt 
(RG. 76, 170). In einem ſolchen Falle iſt eine Generalverſammlung, in 
der nicht alle Genoſſen anweſend ſind, für eine Beſchlußfaſſung über die 
betreffenden Angelegenheiten überhaupt nicht zuſtändig. Faßt ſie dennoch 
Beſchlüſſe, ſo liegt nur der Schein eines Generalverſammlungsbeſchluſſes 
vor, weil eine Verſammlung, in der nicht alle Genoſſen anweſend ſind, zur 
ſachlichen Beſchlußfaſſung überhaupt nicht befugt iſt. 

Ganz gleich ſind aber die Fälle zu beurteilen, in denen nach der 
Beſtimmung des Statuts ein beſtimmter Bruchteil aller Mit⸗ 
glieder bei der Beſchlußfaſſung anweſend ſein muß. Auch in dieſen Fällen 
erkennt das Statut die Verſammlung als Generalverſammlung im geſetz⸗ 
lichen Sinne nur an, wenn ſie in einer ganz beſtimmten Weiſe zuſammen⸗ 
geſetzt iſt. Verſammlungen, die den ſtatutariſchen Beſtimmungen in dieſer 
Hinſicht nicht genügen, können und dürfen keine Beſchlüſſe faſſen. Tun ſie 
es dennoch, ſo ſind ihre Beſchlüſſe unheilbar nichtig. Dieſen Rechtsgrund⸗ 
ſatz hat das Kammergericht bereits für das Aktienrecht in dem Beſchluſſe 
vom 27. September 1912 (RJ A. 12, 134) dahin ausgeſprochen, daß, wenn 
der Geſellſchaftsvertrag einer Aktiengeſellſchaft beſtimmt, daß Aenderungen 
nur beſchloſſen werden können, wenn mindeſtens zwei Drittel des Aktien⸗ 
kapitals in der Generalverſammlung vertreten ſind, die über ſolche Aende⸗ 
rungen gefaßten Beſchlüſſe der Generalverſammlung, in der weniger als 
zwei Drittel des Aktienkapitals vertreten ſind, nichtig und nicht nur an⸗ 
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fechtbar ſind. Die dort angeſtellten Erwägungen müſſen zu dem gleichen 
Ergebnis auch bei Genoſſenſchaften führen. 

Die Entſcheidungen des Reichsgerichts vom 3. Mai 1905 (RG. 60, 
409, beſ. 414) und 18. Februar 1911 (RG. 75, 239) ſtehen nicht entgegen, 
da dort die Verſammlungen an ſich zur Beſchlußfaſſung zuſtändig, dem 
Geſetze und dem Statute entſprechend zuſammengeſetzt waren und nur dem 
Erforderniſſe einer beſtimmten Mehrheit der erſchienenen Ge⸗ 
noſſen bezw. des vertretenen Grundkapitals, nicht genügt war, alſo 
die Fälle anders lagen als hier. 


Anmeldung eines Geſchmacksmuſters zum Muſterregiſter. Zuläſſigleit der 
Berichtigung eines Antrags zur Beſeitigung formeller leicht zu behebender 
Mängel. 

88 2, 7, 9 Geſ., betr. das Urheberrecht an Muſtern und Modellen. 
Kammergericht Berlin, 17. April 1914. — Bd. 14 S. 53. 


Frau A. M. meldete durch polizeilich beglaubigte Erklärung vom 
15., eing. am 16. Dezember 1913, 16 Muſter für Flächenerzeugniſſe (Intarſien) 
zum Muſterregiſter des Amtsgerichts in B. an. Sie bezeichnete ſich in der 
Anmeldung als Inhaberin der Firma F. M. in N. und als Eigentümerin 
der gewerblichen Anſtalt. Gezeichnet war die Anmeldung: „Frau A. M. 
in Firma F. M.“ Zur Rückſprache darüber beſtellt, ob die Firma einge⸗ 
tragen und ob die Antragſtellerin berechtigt ſei, die Firma zu zeichnen, 
erklärte Frau M. nach einem Vermerke des Gerichtsſchreibers am 23. De⸗ 
zember, daß ſie einen den geſetzlichen Vorſchriften entſprechenden Antrag 
demnächſt einreichen werde. 

Am 14. Januar 1914 vormittags zwiſchen 8 und 9 Uhr ging eine 
notariell beglaubigte Erklärung der Frau M. vom 13. Januar ein. Sie 
erklärte darin, daß ſie unter der nicht eingetragenen Firma A. M. in N. 
eine Intarſienfabrik betreibe, daß die Firma F. M. nicht beſtehe und daß 
ſie demgemäß ihren Antrag vom 15. Dezember 1913 berichtige. 

Das Amtsgericht trug nun die Muſter am 23. Januar ins Muſter⸗ 
regiſter ein und vermerkte in Spalte 3 als Zeitpunkt der Anmeldung den 
14. Januar 1914, vormittags 8 bis 9 Uhr. Frau M. erſuchte am 30. Januar, 
als Tag der Anmeldung den 15. oder 16. Dezember 1913 einzutragen, da 
die Erklärung vom 13. Januar nur eine Berichtigung der Erklärung vom 
15. Dezember ſei. Das Amtsgericht wies den Antrag ab, da der Antrag 
vom 13. Januar ein neuer, von einem andern Schutznehmer geſtellter Ein⸗ 
tragungsantrag ſei. Die Beſchwerde wurde durch den Beſchluß des Land⸗ 
gerichts zurückgewieſen. Auf die weitere Beſchwerde wurde die Sache zu 
neuer Entſcheidung ans Amtsgericht zurückverwieſen: 

Nach 87 MuſtG. vom 11. Januar 1876 genießt der Urheber den 
Schutz gegen Nachbildung nur dann, wenn er das Muſter zur Eintragung 
angemeldet hat. Der Schutz geht verloren, wenn er ſelbſt oder ein andrer 
vor der Anmeldung ein nach dem Muſter gefertigtes Erzeugnis verbreitet 
hat (Abſ. 2 a. a. O.). Die Anmeldung, nicht die Eintragung, iſt alſo für 
„die Priorität entſcheidend, fie iſt deshalb nach Tag und Stunde im Muſter⸗ 


regiſter zu vermerken (Beſt. ü. Führ. d. Muſterreg. v. 29. Februar 1876 und 
das dazu erlaſſene Formular A). Da das Amtsgericht als Zeitpunkt der 
Anmeldung den 14. Januar 1914 eingetragen hat, ſo hing die Entſcheidung 
über die Beſchwerde davon ab, ob die Erklärung vom 13. Januar oder 
nicht vielmehr die vom 15. Dezember 1913 als Anmeldung im Sinne des 
Geſetzes aufzufaſſen iſt. 

Um als Anmeldung gelten zu können, muß eine Erklärung den Er⸗ 
forderniſſen des Geſetzes und der Ausführungsbeſtimmungen genügen. Das 
Geſetz beſtimmt in den 88 7, 2, daß fie vom Urheber oder vom Eigentümer 
der gewerblichen Anſtalt ihres Urſprunges vorgenommen werden muß. 
§ 9 ſchreibt vor, daß der Urheber die Anmeldung bei der Gerichtsbehörde 
ſeiner Hauptniederlaſſung und, falls er eine eingetragene Firma nicht beſitzt, 
bei der betreffenden Gerichtsbehörde ſeines Wohnortes zu bewirken hat. 
Nach Formular A iſt Spalte 2 zur Aufnahme des „Namens bezw. der 
Firma des Anmeldenden“ beſtimmt. Das Geſetz geht hiernach davon aus, 
daß der Inhaber einer eingetragenen Firma das Muſter unter dieſer, nicht 
unter ſeinem bürgerlichen Namen anmelden wird. Wer keine eingetragene 
Firma führt, kann das Muſter unter ſeinem bürgerlichen Namen anmelden. 
Der Inhalt der Anmeldung muß die Identität des Anmeldenden mit Sicher⸗ 
heit erkennen laſſen, da ſonſt die Eintragung des nach dem Geſetze Schutz⸗ 
berechtigten nicht gewährleiſtet wäre. Fehlen ihr weſentliche Vorausſetzungen, 
ſo wird ſie in der Regel ohne weiteres zurückzuweiſen ſein; geſtattet das 
Gericht die Beſeitigung ſolcher weſentlichen Mängel, ſo kann die Priorität 
doch erſt vom Tage der Beſeitigung an beanſprucht werden (zu vergl. 
Seligſohn, Geſetz zum Schutze der Warenbezeichnungen, 2. Aufl., IV 1905 
S. 58). Ergibt der Inhalt der Anmeldung jedoch Anſtände oder Zweifel 
formeller Art, die vorausſichtlich ohne Schwierigkeit beſeitigt oder gelöſt 
werden können, ſo ſteht nichts im Wege, dem Antragſteller unter Setzung 
einer Friſt hierzu Gelegenheit zu geben und dadurch die Priorität der 
Anmeldung zu wahren. Es kann nicht darauf ankommen, daß eine An⸗ 
meldung allen formellen Anforderungen Genüge leiſtet, welche das Geſetz 
und die Ausführungsbeſtimmungen ſtellen. Es muß ausreichen, wenn die 
weſentlichen Grundlagen für die Eintragung erkennbar gegeben ſind (zu 
vergl. Seligſohn a. a. O.). 

Hier konnte über die Identität der Anmeldenden von vornherein kein 
Zweifel ſein. Die Beſchwerdeführerin, Frau A. M., bezeichnete ſich in der 
Erklärung vom 15. Dezember 1913 als Inhaberin der gewerblichen Anſtalt 
des Urſprunges der Muſter und damit als die Schutznehmerin; ſie zeichnete 
auch die Anmeldung mit ihrem bürgerlichen Namen unter Hinzufügung 
der Firmenbezeichnung F. M. Bedenken entſtanden dem Regiſterrichter 
nur darüber, ob die Anmeldende den angegebenen Handelsnamen führen 
dürfe. Auf die Klärung dieſes Zweifels wirkte er durch Zwiſchen verfügung 
hin in der offenbaren Abſicht, die Erklärung vom 15. Dezember als An- 
meldung im Sinne des Geſetzes mit Prioritätswirkung von dieſem Tage 
gelten zu laſſen. Dieſe Abſicht gab er erſt auf, als die Erklärung vom 
13. Januar 1914 einging, die er als neue, ſelbſtändige Anmeldung auf⸗ 
faſſen zu müſſen glaubte, weil „der Antrag von einem andern Schutznehmer 
geſtellt“ ſei. 
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Diefe vom Landgerichte gebilligte Auffaſſung iſt rechtsirtümlich. Die 
Erklärung vom 13. Januar 1914 ergibt, daß Schutznehmer nach wie vor 
Frau A. M. iſt; nur der von der Antragſtellerin angegebene Handelsname 
iſt ein andrer, wobei noch zu beachten iſt, daß ſie ſowohl die Firma F. M. 
wie die Firma A. M. als nicht eingetragen bezeichnet. Es handelt ſich alſo 
in der Erklärung vom 13. Januar nicht um die nachträgliche Beibringung 
eines weſentlichen Erforderniſſes der Anmeldung, auch nicht um die Aende⸗ 
rung eines ſolchen, ſondern nur um die Richtigſtellung des von der An⸗ 
meldenden im Handelsverkehre geführten Namens, der noch dazu, da es 
ſich nicht um eine eingetragene Firma handelte, für die Eintragung ohne 
Bedeutung war. Die urſprüngliche Erklärung blieb in ihren weſentlichen 
Beſtandteilen beſtehen und wurde keineswegs, wie der angefochtene Beſchluß 
rechtsirtümlich annimmt, gegenſtandslos; ſie erfuhr vielmehr nur eine Be⸗ 
richtigung, die ihre Wirkung und damit ihre Priorität beſtehen ließ. Das 
mußte auch dann gelten, wenn die Beſchwerdeführerin tatſächlich dem Ge⸗ 
richtsſchreiber am 23. Dezember einen neuen ſelbſtändigen Antrag hat in 
Ausſicht ſtellen wollen. Denn ſie hat dieſe Abſicht nicht ausgeführt, es 
vielmehr, wie die Erklärung vom 13. Januar deutlich erkennen läßt, be⸗ 
wußt und wohlüberlegt bei einer Richtigſtellung des ausdrücklich aufrecht⸗ 
erhaltenen urſprünglichen Antrags bewenden laſſen. 

Iſt ſonach die Erklärung vom 15. Dezember 1913 die eigentliche An⸗ 
meldung geblieben, ſo mußte ſie der Eintragung in Spalte 3 des Regiſters 
zugrunde gelegt werden. 


Mangelnde Befugnis des Prokuriſten zur Bewirkung von Aumeldungen 
für das Handelsregiſter und zur Einlegung von Rechtsmitteln in einem 
über die Anmeldung ſchwebenden Verfahren. 

8 49 HGB. 

Oberlandesgericht Colmar, 22. April 1914. — Bd. 14 S. 56. 


Durch Beſchluß des Amtsgerichts in S. wurde die Ehefrau L. zu 
einer Ordnungsſtrafe verurteilt, weil ſie der unter Androhung der Strafe 
gemäß $ 132 FGG. erlaſſenen Verfügung des Regiſtergerichts, als Allein⸗ 
inhaberin der Firma „R. J. L. und Cie.“ das Erlöſchen dieſer Firma an⸗ 
zumelden, nicht nachgekommen war. Gegen den Beſchluß legte Rechts⸗ 
anwalt W. unter Vorlage einer vom Ehemann L. in feiner Eigenſchaft 
als Prokuriſten der zu löſchenden Firma ausgeſtellten Vollmacht ſofortige 
Beſchwerde ein. Sie wurde vom Landgericht als unzuläſſig zurückgewieſen. 

Die weitere ſofortige Beſchwerde blieb ohne Erfolg: 

Wie das Beſchwerdegericht zutreffend ausgeführt hat, iſt der Prokuriſt 
zur Bewirkung von Anmeldungen zum Handelsregiſter nicht befugt, da 
dieſe nicht zum Betriebe des Handelsgewerbes gehören, ſondern dem In⸗ 
haber perſönlich obliegen. Dementſprechend ſtehen auch das Beſchwerde⸗ 
recht gegen eine dem Inhaber des Handelsgewerbes wegen Unterlaſſung 
von Anmeldungen auferlegte Ordnungsſtrafe und die Erteilung einer Voll⸗ 
macht zur Einlegung einer derartigen Beſchwerde nicht dem Prokuriſten 
ſondern nur dem Firmeninhaber perſönlich zu 
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Unzuläſſigkert eines Beſchluſſes, durch den einem abberufenen Liquidator 
aufgegeben wird, Geſchäftsbücher der Geſellſchaft herauszugeben. 
| 8 66 Gmbh. 
Kammergericht Berlin, 1. Mai 1914. — Bd. 14 S. 57. 


Im Handelsregiſter des Amtsgerichts in B. war bei der GmbH. M. R. 
eingetragen, daß die Geſellſchaft aufgelöſt und D. zum Liquidator beſtellt 
ſei. Nunmehr beantragte der Kaufmann R., der außer D. alleiniger Geſell⸗ 
ſchafter war, | 

den bisherigen Liquidator D. wegen jchlechter Geſchäftsführung ab- 
zuberufen und an ſeine Stelle den Bücherreviſor M. als Liquidator 
zu beſtellen, ferner einen Beſchuß zu erlaſſen, daß ein Gerichtsvoll⸗ 
zieher in den Geſchäftsräumen der Geſellſchaft oder in der Privat⸗ 
wohnung des bisherigen Liquidators die Geſchäftsbücher und Papiere 
der Geſellſchaft pfänden dürfe. 

Das Amtsgericht erließ darauf folgende Beſchlüſſe: 

1. Der Liquidator D. wird abberufen und der Bücherreviſor M. von 

Amtswegen zum Liquidator beſtellt. 

2. Der bisherige Liquidator D. hat an den neubeſtellten Liquidator M. 
„die Geſchäftsbücher der Geſellſchaft, die Skripturen, Briefſchaften 
uſw. herauszugeben. Da anzunehmen iſt, daß die Herausgabe ohne 
Gewalt nicht durchzuführen iſt, ſo wird hiermit auf Grund des 
Art. 17 Pr. angeordnet, daß auch Gewalt angewendet werden 
kann.“ b 

Die gegen den Beſchluß zu 1) ſeitens des D. erhobene ſofortige Be⸗ 
ſchwerde iſt rechtskräftig zurückgewieſen. Auch die gegen den Beſchluß zu 2) 
von D. erhobene ſofortige Beſchwerde wies das Landgericht zurück. Es ver⸗ 
trat die Anſicht, daß dem Regiſterrichter bei feinen im $ 66 GmbHG. ihm 
übertragenen Befugniſſen auch die aus Art. 17 Pr GG. zuſtehen, da dieſe Be⸗ 
ſtimmung gemäß 8 200 FGG. landesgeſetzlich erlaſſen ſei. Ferner müſſe zwar 
einer nach Art. 17 Pr GG. erlaſſenen Verfügung in der Regel eine Androhung 
vorausgehen; es ſei aber dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Richters über⸗ 
laſſen, Ausnahmen zu beſtimmen, und er habe um ſo eher davon abſehen 
dürfen, als ſchleuniges und energiſches Einſchreiten geboten geweſen ſei. 

Die weitere Beſchwerde führte zur Aufhebung des Beſchluſſes unter 2): 

Vorausſetzung für Zwangsmaßregeln aus Art. 17 Pr§GG. iſt eine 
materiellrechtliche Vorſchrift, kraft deren das Gericht der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit zu der zu erzwingenden Anordnung ermächtigt wird. Die An⸗ 
wendung des Art. 17 ſetzt alſo voraus, daß die weiter vom Amtsgerichte 
getroffene Anordnung, der abberufene Liquidator habe an den neuernannten 
die Geſchäftsbücher uſw. der Geſellſchaft herauszugeben, im Geſetze begründet 
iſt. Dieſe Vorausſetzung iſt zu verneinen. Denn es iſt keine Vorſchrift vor⸗ 
handen, die den Regiſterrichter zu dieſer Herausgabeanordnung ermächtigte. 
Auf § 66 GmbHG. kann fie nicht geſtützt werden. Durch dieſen iſt dem 
Gericht lediglich die Macht verliehen, an Stelle der Geſellſchafter, auf An⸗ 
trag einer Minderheit Liquidatoren zu ernennen und abzuberufen. Dieſes 
Abberufungsrecht tritt alſo an Stelle eines Geſellſchafterbeſchluſſes und er⸗ 
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ſchöpft fich hierin. Ueberdies handelt es ſich hier um eine eng auszulegende 
Sonderbefugnis des Gerichts, die nicht darauf ausgedehnt werden kann, die 
Herausgabe von Sachen oder deren Vorlegung uſw. anzuordnen. Vielmehr 
iſt in allen Fällen, in denen das Regiſtergericht die Vorlegung von Büchern 
uſw. anordnen kann, dies durch materiellrechtliche Beſtimmungen beſonders 
vorgeſchrieben (8 157, $ 166 Abi. 3, $ 338 Abſ. 3 HGB.). Demnach ent- 
behrt die regiſtergerichtliche Anordnung der geſetzlichen Grundlage. 


Notwendigkeit der Angabe einer Zahl als Geſchäftsnummer bei der An⸗ 
meldung eines Geſchmacksmuſters zum Muſterregiſter. 


§ 7 Abſ. 2 der Beſtimmungen über die Führung des Muſterregiſters vom 
29. Februar 1876 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 123). 


Kammergericht Berlin, 1. Mai 1914. — Bd. 14 S. 58. 


Der Kaufmann L. meldete im März 1914 unter der Firma L. & J. 
zum Muſterregiſter des Amtsgerichts in B. die Muſter für Flächenerzeug⸗ 
niſſe und zwar für gewebte Schals, Tücher und Stoffe an und gab in der 
Anmeldung als „Fabriknummern“ die Worte Conſenſa, Catania und Valona 
an. Das Amtsgericht beſchied ihn dahin, daß zur Eintragung die Angabe 
der Nummern erforderlich ſei, unter denen die Muſter in ſeinen Büchern 
eingetragen ſeien. Die Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Auch die weitere 
Beſchwerde blieb ohne Erfolg: 

Nach § 7 Ab. 2 der auf Grund geſetzlicher Ermächtigung ($ 9 Abſ. 4 
Satz 3 des Geſetzes vom 11. Januar 1876) vom Reichskanzler erlaſſenen 
Beſtimmungen über die Führung des Muſterregiſters vom 29. Februar 1876 
(RGBl. S. 123) müſſen an jedem mit der Anmeldung überreichten Muſter 
bzw. an jedem Pakete mit Muſtern die Fabriknummern oder die Geſchäfts⸗ 
nummern angegeben ſein, unter welchen die Muſter in den Geſchäftsbüchern 
des Urhebers oder ſeines Rechtsnachfolgers eingetragen ſind. Unter „Num⸗ 
mern“ im Sinne dieſer Vorſchrift können nach dem allgemeinen Sprachge⸗ 
brauche nur Zahlen verſtanden werden. Hätte man die Kennzeichnung der 
Muſter durch andere Bezeichnungen, insbeſondere durch Namen, zulaſſen 
wollen, ſo hätte dies in den Ausführungsbeſtimmungen zum Ausdruck kommen 
müſſen. Daß der Beſchwerdeführer die Muſter in ſeinen Geſchäftsbüchern 
durch Namen zu bezeichnen pflegt, kann ihn der durch die unzweideutige 
Vorſchrift auferlegten Verpflichtung nicht entziehen, zumal es ihm unbe⸗ 
nommen iſt, neben den geſetzlich vorgeſchriebenen Nummern die Muſter noch 
in andrer, ſeinen Geſchäftszwecken beſſer entſprechenden Weiſe zu bezeichnen. 


Vorausſetzungen der Beſtellung eines Liquidators nach Eintragung des 
Erlöſchens einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung; Vorhandenſein noch 
verteilbaren Vermögens. 

8 302 HGB.; 88 29, 48 BGB. 

Kammergericht Berlin, 15. Mai 1914. — Bd. 14 S. 59, 

Die im Handelsregiſter früher eingetragen geweſene GmbH. W. & Co. 


iſt, nachdem fie in Liquidation getreten und der Kaufmann H. zum Liqui⸗ 
Blätter für Rechtspfl. LXIII N. F. XLIII. Freiw. Gerichtsbark. 4 
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dator beftellt worden war, auf deſſen Antrag im Mai 1913 gelöfcht worden. 
Am 16. Februar 1914 beantragte U. beim Regiſtergerichte die „Wiederer⸗ 
öffnung der Liquidation;“ er habe gegen die Geſellſchaft einen Anſpruch 
auf Rechnungslegung und habe eine Klageſchrift eingereicht, die infolge der 
Löſchung nicht habe zugeſtellt werden können. Die Geſellſchaft habe noch 
verteilbares Vermögen, ſie habe gegen den Liquidator H. einen Schaden⸗ 
erſatzanſpruch, weil H. in Kenntnis des Anſpruchs des Antragſtellers das 
Vermögen verteilt und die Löſchung beantragt habe. Nachdem der Liqui⸗ 
dator über den Antrag gehört worden war und ihm widerſprochen hatte, 
erließ das Amtsgericht einen Beſchluß: 

dem Antrag auf Wiedereröffnung der Liquidation ſei ſtattzu⸗ 

geben, und der bisherige Liquidator H. werde als ſolcher wieder 

neu beſtellt. 


Dagegen legte H. ſowohl als Liquidator und geſetzlicher Vertreter der 
Liquidationsgeſellſchaft wie als bisheriger Liquidator und angeblicher Regreß⸗ 
verpflichteter Beſchwerde ein. Das Landgericht hob die Vorentſcheidung 
auf und ordnete an, daß eine Eintragung des Beſchluſſes ins Handels⸗ 
regiſter unterbleibe. Hiergegen hat U. weitere Beſchwerde eingelegt. Sie 
iſt erfolglos geblieben: 

Zu Unrecht wird in der weiteren Beſchwerde gerügt, daß der erſte 
Beſchwerdeführer H. kein Recht gehabt habe, den amtsgerichtlichen Beſchluß 
anzugreifen. Das Amtsgericht hat ihn neu zum Liquidator beſtellt und 
ihm damit Pflichten auferlegt, die ihm nach ſeiner Meinung nicht obliegen, 
da die Liquidation vollſtändig abgewickelt ſei. In dem amtsgerichtlichen 
Beſchluſſe war daher unbedenklich eine Beeinträchtigung des Rechts des H., 
inſoweit ihm Liquidationspflichten auferlegt ſind, zu erblicken. Er war da⸗ 
her gemäß $ 20 FGG. zur Beſchwerde berechtigt. | 

Iſt eine Aktiengeſellſchaft in Liquidation getreten und ſpäter das Er⸗ 
löſchen der Liquidationsfirma im Handelsregiſter eingetragen worden, jo 
kann allerdings ein Gläubiger, der noch einen Anſpruch gegen die Geſellſchaft 
zu haben meint, bezüglich deſſen ihm Sicherheit nicht geleiſtet wurde, bei 
dem Regiſtergericht erneute Beſtellung von Liquidatoren beantragen ($ 302 
Abſ. 4 HGB.; RIA. 10, 255; 11, 109). Dieſe Vorſchrift (8 302 Abſ. 4 HGB.) 
findet aber auf Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung keine entſprechende 
Anwendung (RIA. 13, 44). Dagegen ift auch für dieſe die Beſtellung von 
Liquidatoren durch das Regiſtergericht zuläſſig, und zwar nach 8 66 Abſ. 2 
GmbHG. nur auf Antrag von Geſellſchaftern, nach den im übrigen hilfs⸗ 
weiſe geltenden § 29, § 48 Abſ. 1 BGB. aber auch auf Antrag anderer „Be⸗ 
teiligter“, zu denen auch ein Geſellſchaftsgläubiger zu rechnen iſt (RG. 68, 
180; RIA. 3, 29; 8, 212; 13, 112). Dieſer Beſtellung durch das Gericht 
ſteht die Eintragung des Erlöſchens der Firma nicht entgegen. Denn dieſe 
Eintragung hat, wie das Kammergericht wiederholt entſchieden hat, nur 
kund machende, nicht rechtserzeugende oder rechtsvernichtende Bedeutung 
(RIA. 10, 255; OLG. 14, 369). In dieſen Entſcheidungen iſt insbeſondere 
ausgeführt, daß trotz Eintragung des Erlöſchens der Firma im Handels⸗ 
regiſter die Geſellſchaft (Aktiengeſellſchaft oder Gmbh.) im Liquidations⸗ 
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ſtadium jo lange fortbeſteht, als noch unverteiltes Geſellſchaftsvermögen 
vorhanden iſt. Da § 302 Abi. 4 HGB. auf eine GmbH. nicht anwendbar 
iſt, braucht hier auch regelmäßig nicht der bisherige Liquidator neu beſtellt 
zu werden. Dieſer iſt dann ohne weiteres nach wie vor Liquidator, ſolange 
er nicht niedergelegt oder gekündigt hat. Daraus, daß der Liquidator das 
Erlöſchen der Firma und die Beendigung der Liquidation — möglicherweiſe 
zu Unrecht — zur Eintragung ins Handelsregiſter angemeldet hat, folgt 
noch nicht, daß ſein Amt durch Niederlegung oder Kündigung erloſchen ſei 
(KG. vom 9. Mai 1913). 

Daß das Regiſtergericht einen Liquidator neu beſtellt — das hat der 
Antragſteller anſcheinend mit „Wiedereröffnung der Liquidation“ beantragen 
wollen — iſt hiernach nur nach 88 29, 48 Abſ. 1 BGB. und nur zuläſſig, 
wenn das Amt des bisherigen Liquidators H. durch Niederlegung oder 
Kündigung erloſchen iſt und noch Vermögen verteilbar und die Geſellſchaft 
fortbeſteht. Das erſte haben die Vorinſtanzen nicht geprüft; das letzte hat 
das Landgericht verneint. Daß kein verteilungsfähiges Vermögen mehr 
vorhanden ſei, beruht nicht auf Rechtsirrtum. Es muß ſich ſolches Ver⸗ 
mögen herausſtellen, über das mangels vorzeitiger Beendigung der Liqui⸗ 
dation der Liquidator zu verfügen gehabt hätte (Staub, Anm. 16 zu 8 302 
HGB.; KGJ. 314, 270). Der Beſchwerdeführer führt an, daß inſofern 
noch Vermögen vorhanden ſei, als dann, wenn ſein gegen die Geſellſchaft 
erhobener Anſpruch begründet ſei, dieſe an den früheren Liquidator H. 
einen Erſatzanſpruch habe. Hiermit kann das Fortbeſtehen der Geſellſchaft 
nicht begründet werden. Wenn das Geſellſchaftsvermögen vollſtändig ver⸗ 
äußert iſt, kann nicht ſpäter ein Gläubiger mit der Behauptung, daß ihm 
noch eine Forderung gegen die frühere Geſellſchaft zuſtehe, die Liquidations⸗ 
geſellſchaft wieder ins Leben rufen. Andernfalls würde eine Geſellſchaft 
niemals endgültig beendet ſein. Allerdings iſt ein Schadenerſatzanſpruch 
der Geſellſchaft gegen ihren Liquidator ein Vermögensſtück, das deren recht⸗ 
liches Fortbeſtehen rechtfertigen kann. Will aber ein Gläubiger nach Ab⸗ 
wicklung der Liquidation die Geſellſchaft als noch fortbeſtehend behandelt 
wiſſen und gegen ſie ſeinen vermeintlichen Anſpruch richten, ſo mußte er 
dartun, daß die Geſellſchaft ohne Rückſicht auf die durch ſeinen Anſpruch 
möglicherweiſe ſpäter zu ſchaffende Rechtslage Vermögen beſitzt, über das, 
wenn die Liquidation nicht vorzeitig beendet worden wäre, hätte verfügt 
werden können. Ein Erſatzanſpruch der Geſellſchaft gegen ihren Liquidator, 
der erſt dann entſteht, wenn ſich die Forderung des Gläubigers als berechtigt 
erweiſt, beſteht eben noch nicht; über ihn konnte nicht verfügt werden; da 
der Beſchwerdeführer nicht behauptet, daß noch weiteres Geſellſchaftsver- 
mögen vorhanden ſei, iſt die frühere Liquidationsgeſellſchaft mit Recht als 
erloſchen behandelt und der Antrag auf Wiedereröffnung der Liquidation 
zurückgewieſen worden. Hierbei iſt zu beachten, daß, ſelbſt wenn die Liqui⸗ 
dation unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften (3. B. des 8 73 Gmbh.) vor⸗ 
genommen ſein ſollte, die Rechtsgültigkeit der obligatoriſchen und dinglichen 
Verteilungsgeſchäfte dadurch nicht berührt werden würde (Warneyer, Jahrb. 
Ergb. 1912 Nr. 270). | 
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Pflicht des Grundbuchamts zur Aufklärung der Sachlage, wenn bei einem 
Eintragungsantrag ein nicht ordnungsmäßig ausgefertigter Hypothekenbrief 
vorgelegt wird. 

8 42 GBO. 


Kammergericht Berlin, 5. Februar 1914. — Bd. 14 S. 64. 


Im Grundbuche von K. iſt eine Abteilung III unter Nr. 2 auf Grund 
einer notariellen Schuldurkunde vom 17. Januar 1905 eine Dahrlenshypo⸗ 
thek unter Ausſchluß der Bildung eines Hypothekenbriefs für die Bau⸗ 
geſellſchaft M. eingetragen. Die Hypothek iſt dann an Sch. und von ihm 
1909 an die Beſchwerdeführerin abgetreten, die Abtretung auch im Grund⸗ 
buch eingetragen worden. Im Februar 1910 iſt die Ausſchließung der 
Bildung des Hypothekenbriefs aufgehoben und dies im Grundbuche ver⸗ 
merkt worden. In den Grundakten iſt am 24. Februar 1910 die Bildung 
eines Hypothekenbriefs und ſeine Aushändigung an die Beſchwerdeführerin 
verfügt worden. Nach dem Abgangsvermerke vom 14. März 1910 iſt die 
Abſendung an dieſem Tage erfolgt, auch befindet ſich bei den Akten ein 
Poſtſchein von dieſem Tag über Einlieferung eines Einſchreibbriefs an die 
Beſchwerdeführerin. 

Im Jahre 1913 hat die Beſchwerdeführerin unter Beifügung be- 
glaubigter Urkunden die Eintragung einer bewilligten Abtretung beantragt. 
Dem Antrage war als Hypothekenbrief eine unter Benutzung des amtlichen 
Formulars für Hypothekenbriefe (AG. VIII Formular N. 99) ausgeſtellte, 
inhaltlich den Anforderungen eines Hypothekenbriefs entſprechende Urkunde 
beigelegt, die mit Datum und mit dem Siegel des Amtsgerichts in K. ver⸗ 
ſehen war, jedoch keine Unterſchrift hatte. Mit dieſer Urkunde war eine 
einfache Abſchrift der Schuldurkunde vom 17. Januar 1905 verbunden. 

Das Amtsgericht hat den Antrag beanſtandet, da es zur Eintragung 
der Vorlegung des Hypothekenbriefs bedürfe, die vorgelegte Urkunde aber 
kein gültiger Hypothekenbrief ſei. Die Beſchwerdeführerin hat darauf ihren 
Antrag am 30. Juli 1913 dahin ausgedehnt: 

auf dem Hypothekenbriefe die fehlenden Unterſchriften ſowie die Be⸗ 
glaubigung der Schuldurkundeabſchrift nachzuholen, oder ihr einen ord- 
nungsmäßigen hergeſtellten Hypothekenbrief zuzufertigen. 

Das Amtsgericht hat die Anträge zurückgewieſen. Das Landgericht 
iſt dem beigetreten. Der weitern Beſchwerde, weil der Antrag auf Er⸗ 
gänzung abgewieſen worden iſt, hat das Kammergericht ſtattgegeben: 

Die weitere Beſchwerde macht mit Recht geltend, daß die Vorinſtanzen 
ihre Pflicht verkannt haben, den Sachverhalt von Amts wegen durch er⸗ 
Tchöpfende Ermittlungen feſtzuſtelleu. Allerdings gilt 8 12 FGG. in Grund⸗ 
buchſachen nicht; auch eine entſprechende Anwendung iſt ausgeſchloſſen, ſo⸗ 
weit es ſich um den Nachweis der Vorausſetzungen für eine beantragte Ein⸗ 
tragung handelt, dieſen muß vielmehr der Antragſteller in der durch die 
88 29 ff. GBO. vorgeſchriebenen Form erbringen. In Rechtslehre und Recht⸗ 
ſprechung iſt indeſſen anerkannt, daß das Grundbuchamt da, wo nach den ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften ein Einſchreiten von Amts wegen geboten iſt, auch das 
Recht und die Pflicht hat, die zur Feſtſtellung des Tatbeſtands erforderlichen 
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Ermittelungen anzuſtellen. Insbeſondere ift dieſer Rechtsgrundſatz für 8 62 
Abſ. 2 GBO. vom KG. ausgeſprochen (KGJ. 38 A, 291). Er muß aber auch 
hier angewandt werden. Es handelt ſich hier darum, ob über die für die 
Beſchwerdeführerin eingetragene Hypothek, bei welcher die anfänglich ver⸗ 
einbarte Ausſchließung der Erteilung eines Hypothekenbriefs im Februar 1910 
gemäß $ 1116 Abſ. 3 BGB. rechtswirkſam aufgehoben iſt und über welche 
daher einer zu bilden war, ein ordnungsmäßiger Hypothekenbrief gebildet 
iſt. Der Hypothekenbrief wird nach § 56 Satz 1 GBO. von Amts wegen 
erteilt. Daraus folgt, daß das Grundbuchamt, wenn es zweifelhaft iſt, 
ob ein Hypothekenbrief erteilt iſt, den Sachverhalt von Amts wegen durch 
Ermittelungen aufklären muß; denn es ſteht dabei in Frage, ob es einer 
Amtspflicht bereits nachgekommen iſt oder ihr noch nachkommen muß. Hier 
iſt dieſe Beurteilung um ſo mehr geboten, als unzweifelhaft feſtſteht, daß 
das Grundbuchamt bei Erteilung des Hypothekenbriefs ein Verſehen be⸗ 
gangen hat. Die Beſchwerdeführerin hat als den ihr angeblich erteilten 
Hypothekenbrief eine Urkunde vorgelegt, die ſich als ein vom Grundbuch⸗ 
amte hergeſtellter, mangels Unterſchrift allerdings nichtiger, aber mit dem 
Gerichtsſiegel verſehener Hypothekenbrief darſtellt. Einen ſolchen nichtigen 
Hypothekenbrief durfte das Grundbuchamt auf keinen Fall herausgehen 
laſſen. Die durch ſein Verſchulden verwirrte Sachlage aufzuklären, iſt es 
ſchon nach allgemeinen Grundſätzen verpflichtet. Die Aufklärung iſt auch 
ein dringendes Bedürfnis. Solange nicht feſtgeſtellt iſt, ob ein Hypotheken⸗ 
brief gebildet iſt, iſt die Hypothek dem Verkehr entzogen. Sie iſt rechtlich 
eine Briefhypothek; ohne den Hypothekenbrief iſt alſo eine rechtlich wirk⸗ 
ſame Verfügung nicht möglich ($ 1154 Abſ. 1 BGB.). Anderſeits iſt es 
aber auch nicht möglich eine Urkunde, von der nicht feſtſteht, ob ſie über⸗ 
haupt ausgeſtellt iſt, im Aufgebotsverfahren für kraftlos zu erklären. Das 
ergibt ſich aus 8 1007 ZPO. 

Nach dem angefochtenen Beſchluſſ ift zweifelhaft, ob das Landgericht 
die Ausſtellung eines ordnungsmäßigen Hypothekenbriefs als nachgewieſen 
oder nur als möglich anſieht. Auf keinen Fall durfte eine der Beſchwerde⸗ 
führerin ungünſtige Entſcheidung erlaſſen werden, bevor alle nach Lage der 
Sache möglichen Verſuche zur Aufklärung erſchöpfend durchgeführt waren. 
Das iſt aber nicht geſchehen. Insbeſondere durfte das Landgericht, wenn 
es Wert auf den Verbleib der erſten Ausfertigung der Schuldurkunde vom 
17. Januar 1905 legte und mit der Möglichkeit rechnete, daß ſie an die ur⸗ 
ſprüngliche Hypothekengläubigerin gelangt ſei, ſich nicht damit begnügen, 
daß dieſe eine Anfrage unbeantwortet gelaſſen hatte; es mußte vielmehr 
den Verſuch machen, den Verbleib der Urkunde durch Vernehmung von 
Zeugen, beſonders des Geſchäftsführers dieſer Gläubigerin, feſtzuſtellen; und 
ebenſo durfte es, wenn es die Richtigkeit der Angabe der Beſchwerdeführerin 
bezweifelte, daß ihr als Hypothekenbrief lediglich die vorgelegte mangelhafte 
Urkunde zugegangen ſei, nicht davon abſehen, die Richtigkeit durch Ver⸗ 
nehmung von Zeugen, als welche offenbar die Vertreter und Angeſtellten 
der Beſchwerdeführerin in Betracht kamen, nachzuprüfen. Selbſt vom 
Standpunkte des Landgerichts aus war es keineswegs ausgeſchloſſen, daß 
aus einem der Beſchwerdeführerin günſtigen Ergebniſſe ſolcher Ermittelungen 
die Nichtausſtellung eines andern als des vorgelegten Hypothekenbriefs mit 
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einem fo hohen Grade von Wahrſcheinlichkeit zu entnehmen war, wie er im 
praktiſchen Leben der Gewißheit gleichgeſetzt werden muß. 


Eine Ehefran kann nicht die Eintragung eines von ihr allein erworbenen 
Grundſtücks für ſich und ihren Ehemann in Errungenſchaftsgemeinſchaft 
ohne Zuſtimmung des Manues beantragen. 

88 1438, 1519 BGB., § 22 Abi. 2 GBO. 

Oberſtes Landesgericht München, 13. Februar 1914. — Bd. 14 S. 69. 


Laut notarieller Urkunde vom 9. Dezember 1913 verkaufte die Witwe 
Th. an die in Errungenſchaftsgemeinſchaft lebende Frau K. ein Grundſtück 
für 120 M., die nach ihrer Angabe bereits mit Zuſtimmung des Ehemanns 
aus Mitteln des ehelichen Geſamtguts bezahlt waren, worüber die Ver⸗ 
käuferin quittierte. Die Auflaſſungserklärung in der Urkunde lautet: „Ver⸗ 
käuferin und Käuferin ſind darüber einig, daß das Eigentum an dem 
Grundſtück auf die Käuferin als eheliches Geſamtgut übergeht, ſie bewilligen 
die Eintragung der Eigentumsveränderung ins Grundbuch.“ Das Grund⸗ 
buchamt wies den Eintragungsantrag zurück, weil der Ehemann K. nicht 
zugeſtimmt habe. Das Landgericht trat dem bei. Auch die weitere Be⸗ 
ſchwerde blieb erfolglos: ö 

Nach $ 1519, § 1438 Abſ. 2 BGB. wird, was der Mann oder die 
Frau während der Errungenſchaftsgemeinſchaft erwirbt, gemeinſchaftliches 
Vermögen beider Ehegatten (Geſamtgut), und zwar kraft Geſetzes; die 
einzelnen Gegenſtände werden gemeinſchaftlich, ohne daß es einer Ueber⸗ 
tragung durch Rechtsgeſchäft bedarf. Die Frau kann ohne Zuſtimmung 
des Mannes Grundſtücke erwerben, ſie kann die Auflaſſung entgegennehmen 
und ſich ins Grundbuch als Eigentümerin eintragen laſſen. (Bayob G. 
14, 241). Die Ehefrau K. hat jedoch die Auflaſſung nicht für ſich, ſondern 
für das Geſamtgut entgegengenommen und beantragt, daß das Grundſtück 
als Geſamtgut, alſo auch ihr Ehemann als Eigentümer, eingetragen werde. 
Mit Recht wurde dieſer Antrag abgelehnt. 

8 Dagegen iſt der weiter angegebene Grund, der ſich auf 8 22 
Abi. 2 GBO. ſtützt, zutreffend. Niemand ſoll ohne feinen Willen als Eigen⸗ 
tümer ins Grundbuch eingetragen werden. Das gilt auch für den Fall, 
daß der Mann oder die Frau ein Grundſtück, das Geſamtgut wird, erwerben 
und, bevor ſie ſelbſt als Eigentümer eingetragen ſind, beantragen, den 
andern Eheteil als Miteigentümer zur geſamten Hand einzutragen. Der 
Senat hat allerdings (RJ A. 13, 160) ausgeſprochen, daß, da der Frau 
durch ihre Eintragung nur Vorteil und kein Nachteil erwächſt, ſie kein 
Intereſſe daran hat, daß der kraft Geſetzes eingetretene Rechtszuſtand im 
Grundbuche nicht zum Ausdruck kommt; deshalb dürfe angenommen werden, 
daß die Frau mit ihrer Eintragung einverſtanden und der Mann von ihr 
ſtillſchweigend bevollmächtigt ſei; hiernach dürfe der Grundbuchrichter dieſe 
Bevollmächtigung des Mannes als offenkundig annehmen, ſolange er nicht 
einen Anhaltspunkt für eine gegenteilige Annahme habe. Dieſe Erwägungen 
treffen aber nicht zu für den Fall, daß die Frau den Antrag ſtellt, ihren 
Mann als Miteigentümer zur geſamten Hand einzutragen; denn der Mann 


haftet dann für alle Verbindlichkeiten, die mit dem Grundſtücke zuſammen⸗ 
hängen, perſönlich als Geſamtſchuldner (8 1459 BGB.); alſo kann ihm 
durch die Eintragung ein Nachteil erwachſen und iſt ſtillſchweigende Be⸗ 
vollmächtigung der Frau nicht anzunehmen. Die einſeitige Erklärung der 
Frau, der Kaufpreis ſei mit Zuſtimmung ihres Mannes aus Mitteln des 
Geſamtguts bezahlt, genügt nicht zum Nachweiſe, daß er mit ſeiner Ein⸗ 
tragung als Eigentümer einverſtanden iſt. 


Erwerb aller Miterbenanteile eines Nachlaſſes durch einen Erwerber. 
Unzuläſſigkeit der weiteren dinglichen Verfügung des Erwerbers über die 
Anteile. Notwendigkeit der Auflaſſung für die Uebertragung des Eigen⸗ 
tums an den Nachlaßgrundſtücken bei Weiterveräußerung des geſamten 
Nachlaſſes (RJ A. 14, 76). 
88 925, 2032, 2033, 2037 BGB. 
Kammergericht Berlin, 19. Februar 1914. — Bd. 14 S. 71. 


Als Eigentümerin eines Grundſtücks iſt die inzwiſchen geſtorbene 
Witwe J. eingetragen. Sie iſt von ihren 6 Kindern zu je / beerbt worden. 
Sie haben durch notarielle Verträge ihre Erbteile an den Kaufmann B., 
dieſer hat dann „die geſamte Erbſchaft“ durch notariellen Vertrag an die 
Frau K. veräußert. Frau K. hat beantragt, ſie als Eigentümerin ins 
Grundbuch einzutragen. Das Grundbuchamt hat es abgelehnt, ebenſo das 
Landgericht. Auch die weitere Beſchwerde blieb erfolglos: 

Nach 81922 Abſ. 2 BGB. gelten für den „Anteil eines Miterben (Erb⸗ 
teil)“ Vorſchriften über die Erbſchaft. Davon macht 8 2033 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 
eine wichtige Ausnahme. Während eine Verfügung über die Erbſchaft als 
Ganzes mit dinglicher Wirkung nicht ſtattfindet, kann jeder Miterbe über 
ſeinen Anteil an dem Nachlaſſe — mit dinglicher Wirkung — verfügen. 

Der Erbteilserwerber tritt auf Grund der dinglichen Uebereignung 
materiell in die Rechte des veräußernden Teilerben ein (RG. 64, 177). 
Der Erwerber ſämtlicher Erbteile erwirbt das zum ungeteilten Nachlaſſe 
gehörende Grundſtück außerhalb des Grundbuchs zu Eigentum. Mit Recht 
iſt deshalb das Landgericht davon ausgegangen, daß B. durch den Erwerb 
ſämtlicher Erbteile Eigentümer des Nachlaßgrundſtücks geworden ſei. Trotz⸗ 
dem iſt es zur Zurückweiſung der Beſchwerde gelangt, weil B. das Grund⸗ 
ſtückseigentum nicht durch Weiterübertragung der I. ſchen Erbteile, ſondern 
nur nach 88 873, 925 BGB. an die Beſchwerdeführerin übertragen könne. 
Ein Rechtsirrtum liegt hierin nicht. 

Gegen die Zuläſſigkeit der Weiterübertragung eines durch Kauf er⸗ 
worbenen Erbteils können allerdings mit Rückſicht auf 8 2037 BGB. an 
ſich keine Bedenken geltend gemacht werden. Erwirbt aber ein Miterbe 
ſämtliche Erbteile, ſo wird dadurch die Erbengemeinſchaft aufgehoben 
(KGJ. 35 A, 76). Gemäß § 2032 Abſ. 2 BGB. iſt deshalb für die Anwend⸗ 
barkeit der 88 2033 bis 2041 BGB. kein Raum, und daraus folgt, daß 
daß dieſer Miterbe und Erbteilserwerber zur dinglichen Verfügung über 
Anteile an der Erbſchaft nicht mehr in der Lage iſt, dinglich vielmehr nur 
noch über einzelne Nachlaßgegenſtände verfügen und ſich in Anſehung der 
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Erbſchaft als Ganzes oder einzelner Bruchteile an ihr nur ſchuldrechtlich 
binden kann. Es beſteht kein ausreichender Anlaß, inſofern den Erbteils⸗ 
erwerber günſtiger zu ſtellen, wenn er nicht Miterbe, ſondern eine erb- 
fremde Perſon ift. Die Vorſchrift des § 2033 Abſ. 1 Satz 1 BGB. iſt eine durch 
praktiſche Erwägungen gerechtfertigte Sonderbeſtimmung. Die Härten der 
Erbengemeinſchaft, deren Milderung durch die Ermöglichung der Verwertung 
des Erbteils erſtrebt wurde, beſtehen nicht für den, der die aus der Erben⸗ 
ſtellung erwachſenen materiellen Rechte ſämtlicher Miterben in ſeiner Perſon 
vereinigt; denn er iſt kraft des Erwerbs ſämtlicher Erbteile in der Lage, 
über die zur Erbſchaft gehörenden einzelnen Gegenſtände dinglich zu ver⸗ 
fügen. Ein Bedürfnis für die ausdehnende Auslegung des $ 2033 Abſ. 1 
Satz 1 BGB. kann deshalb für dieſen Fall nicht anerkannt werden. 


Zuläſſigkeit der Beſtellung einer Hypothek für mehrere Perſonen „als 
Geſamtgläubiger“. 
8 428 BGB.; 8 48 GBO. 
Kammergericht Berlin, 5. März 1914. — Bd. 14 S. 73. 


In notarieller Verhandlung hat S. für B. und M. zwei Höchſt⸗ 
hypotheken beſtellt, und zwar 

1. auf feinem Grundſtück in E. zum Höchſtbetrage von 10 000 M., 

2. auf ſeinen beiden im Grundbuche von F. verzeichneten Grundſtücken 

zum Höchſtbetrage von 12 000 M., 
zur Sicherheit für alle Forderungen, die 

a) den beiden Gläubigern als Geſamtgläubigern gegen den Eigen⸗ 

tümer bis zum 12. Auguſt 1913 entſtanden ſind, 
bh) ihnen gegen den Eigentümer dadurch entſtehen können, daß ihnen 
die bis zum 13. Auguſt 1913 entſtandenen Forderungen von 22 näher 
bezeichneten anderen Gläubigern abgetreten werden. 
Der Eigentümer hat in der notariellen Verhandlung die Eintragung der Höchſt⸗ 
hypotheken für die beiden Gläubiger „mit dem Vermerke, daß ſie an dieſen 
Hypotheken als Geſamtgläubiger beteiligt ſind“, bewilligt und beantragt. 

Unter dem 26. Auguſt 1913 überreichte der beurkundende Notar eine 
Ausfertigung der Urkunde dem Amtsgericht und wiederholte den Ein⸗ 
tragungsantrag bezüglich der Grundſtücke von F. Das Amtsgericht ver⸗ 
langte durch Zwiſchenverfügung unter Berufung auf $ 48 GBO. die An⸗ 
gabe des „beſtimmten, im Geſetze ausdrücklich vorgeſehenen Geſamthandver⸗ 
hältniſſes“. Die von dem Notar eingelegte Beſchwerde wurde vom Land⸗ 
gericht als unbegründet zurückgewieſen, weil nach $ 48 GBO. die Angabe 
eines beſtimmten Geſamthandverhältniſſes notwendig ſei. Aus der Bezeich⸗ 
nung der Berechtigten als Geſamtgläubiger ſei nicht zu erſehen, welches 
Geſamthandverhältnis zwiſchen ihnen beſtehe. 

Nach Erlaß dieſer Entſcheidung wies das Amtsgericht den Eintragungs⸗ 
antrag endgültig zurück. Hierauf legte der Notar gegen die Entſcheidung 
des Landgerichts die weitere Beſchwerde ein. Dieſer iſt ſtattgegeben worden: 

Die Beanſtandung des Eintragungsantrags iſt nicht zu billigen. Nach 
dem Antrag und den Erklärungen des Beſchwerdeführers in den Beſchwerden 
kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die Höchſthypothek von 12 000 M. 
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für die Berechtigten nicht als Gefamthandgläubiger, ſondern als „Ge⸗ 
ſamtgläubiger“ im techniſchen Sinne des § 428 BGB. eingetragen werden 
ſoll. Amtsgericht wie Landgericht haben dies verkannt. Das Verlangen 
nach Angabe des beſtimmten Geſamt hand verhältniſſes der Gläubiger iſt 
alſo nach Lage des Falles ungerechtfertigt. 

Für mehrere Gläubiger als Geſamtgläubiger im Sinne des 8 428 BGB. 
kann eine einheitliche Hypothek im Grundbuch eingetragen werden. Die 
Zuläſſigkeit einer ſolchen Eintragung wird von v. Tuhr (BGB., Allg. Teil 
1 90/91) und M. Wolff (Sachenrecht (2.) 458 Anm. 5 u. 553 Anm. 3) ver⸗ 
neint, weil die Forderungen der Geſamtgläubiger ſelbſtändig ſeien und für 
mehrere ſelbſtändige Forderungen nicht eine einheitliche Hypothek beſtellt 
werden könne. Dieſe Auffaſſung, welche den Schuldner unter Umſtänden 
nötigen würde, ſeinen Grundbeſitz mit einer der Zahl der Geſamtgläubiger 
entſprechenden Zahl von Pfandrechten zu belaſten, befriedigt in ihrem wirt⸗ 
ſchaftlichen Ergebniſſe nicht und kann auch aus Rechtsgründen nicht gebilligt 
werden. Es läßt ſich zwar nicht leugnen, daß die Forderung jedes Geſamt⸗ 
gläubigers ihre geſonderten Rechtsſchickſale haben, z. B. geſondert abgetreten 
und erlaſſen werden kann, trotzdem tragen aber die mehreren Forderungen 
inſoweit einen einheitlichen Charakter, als ſie ſämtlich durch einheitliche 
Befriedigung getilgt werden (8 428 BGB.). Trotz rechtlicher Selb⸗ 
ſtändigkeit ihrer Forderungen ſtehen die Geſamtgläubiger alſo in einer 
Forderungsgemeinſchaft, welche durch die geſetzliche Befriedigungsgemein⸗ 
ſchaft begründet wird. Dieſes ſpricht aber entſcheidend für die Zuläſſigkeit 
einer Einheitshypothek für die Geſamtgläubigerforderungen. Denn der 
Zweck der Hypothek iſt nach $ 1113 BGB. die Befriedigung des Gläubigers 
wegen der pfandgeſicherten Forderung. Kraft der geſetzlich begründeten 
Befriedigungsgemeinſchaft wirkt die Erreichung dieſes Zweckes der Hypothek 
notwendig tilgend für die Forderungen ſämtlicher Geſamtgläubiger. Iſt 
es hiernach ausgeſchloſſen, daß die Befriedigung eines Geſamtgläubigers 
zur Vervielfältigung der Hypothek für mehrere Geſamtgläubigerforderungen 
führt, ſo kann nicht anerkannt werden, daß die Zulaſſung einer ſolchen 
Einheitshypothek dem Zwecke und dem Weſen der Hypothek widerſprechen 
würde. Demgegenüber ſind v. Tuhrs (S. 90 Anm.) Bedenken nicht durch⸗ 
greifend. Die Folgeerſcheinungen der hier vertretenen Rechtsanſicht für 
die von v. Tuhr angeſührten Fälle der Uebertragung der Hypothek und 
der Verteilung des Erlöſes in der Zwangsverſteigerung ſprechen nicht gegen 
die Zuläſſigkeit einer ſolchen Geſamtgläubigerhypothek. Jeder Geſamt⸗ 
gläubiger iſt nach § 429 Abſ. 3 Satz 2 BGB. zur ſelbſtändigen Abtretung 
ſeiner Geſamtgläubigerforderung befugt. Damit tritt der neue Gläubiger 
kraft der Abtretung in das Geſamtgläubigerverhältnis zu den anderen 
Geſamtgläubigern ein. Das Gleiche gilt bei der Hypothek. Die Hypothek 
bleibt Geſamtgläubigerhypothek, auch wenn der eine Geſamtgläubiger ſeine 
Forderung und ſein Hypothekenrecht an einen Dritten abtritt. Die übrigen 
Geſamtgläubiger brauchen bei einer ſolchen Abtretung nicht mitzuwirken. 
Notwendig iſt dieſe Mitwirkung der anderen Geſamtgläubiger nur dann, 
wenn die bisherige Geſamtgläubigerhypothek in eine Einzelhypothek um⸗ 
gewandelt werden ſoll. Das befremdet nicht und kann zur Begründung 
der abweichenden Anſicht nicht verwertet werden. In der Zwangsver⸗ 


fteigerung gilt für das Recht zur Empfangnahme der Leiſtung das Gleich 
wie außerhalb der Verſteigerung. Jeder Geſamtgläubiger kann die Leiſtung 
in Empfang nehmen. Die Art der Ausgleichspflicht unter den Geſamt⸗ 
gläubigern wird dann durch das ſchuldrechtliche Innenverhältnis, mangels 
abweichender Beſtimmung durch § 430 BGB., geregelt. Auch hier laſſen 
ſich aus der Tatſache der Buchung einer gemeinſchaftlichen Hypothek für 
mehrere Geſamtgläubiger keine Bedenken herleiten. 

Die Art der Berechtigung der mehreren eingetragenen Geſamtgläubiger 
muß durch die Bezeichnung der Gläubiger „als Geſamtgläubiger“ bei der 
Eintragung der Hypothek kenntlich gemacht werden. Dies folgt aus der 
Notwendigkeit, die zu ſichernde Forderung ausreichend zu kennzeichnen, und 
ergibt ſich auch aus § 48 GB., deſſen mindeſtens entſprechende Anwendung 
inſoweit geboten erſcheint. 

Der beantragten Eintragung einer Höchſthypothek für die beiden Gläu⸗ 
biger als Geſamtgläubiger ſtehen rechtsgrundſätzliche Erwägungen demnach 
nicht im Wege. 

Die Höchſthypothek iſt nach dem Antrage zur Sicherung zweier ver— 
ſchiedener Forderungskreiſe einzutragen, einmal zur Sicherheit für alle 
Forderungen, die den beiden Gläubigern B. und M. als Geſamtgläubigern 
gegen den Eigentümer bis zum 12. Auguſt 1913 entſtanden ſind, und ſodann 
für die Forderungen, die ihnen als Geſamtgläubigern gegen den Eigentümer 
dadurch entſtehen können, daß ihnen die bis zum 13. Auguſt 1913 entſtan⸗ 
denen Forderungen von 22 anderen Gläubigern abgetreten werden. Da⸗ 
gegen iſt an ſich nichts einzuwenden. Es iſt jedoch folgendes zu bemerken. 
Die Urkunde vom 13. Auguſt 1913 erweckt den Eindruck, daß die Beteiligten 
davon ausgehen, allein ſchon durch die Abtretung der Forderungen der 22 
anderen Gläubiger gegen S. an B. und M. werde für ſie ein Geſamtgläubiger⸗ 
verhältnis entſtehen. Dieſe Auffaſſung wäre irrig; denn eine Forderung, 
die einer einzelnen Perſon zuſteht, wird nicht ſchon dadurch zur Geſamt⸗ 
gläubigerforderung, daß ſie an mehrere abgetreten wird. Es bedarf zur 
Erreichung dieſes Rechtserfolges noch der Zuſtimmung des Schuldners, weil 
es ſich um eine inhaltliche Veränderung der Forderung handelt. Dieſe 
möglicherweiſe unrichtige Vorſtellung der Beteiligten hindert indeſſen nicht 
die Eintragung der Höchſthypothek auch für den zweiten Forderungskreis, 
weil die Umwandlung der 22 Einzelforderungen in Geſamtgläubigerforde⸗ 

rungen für B. und M. nicht unmöglich iſt. 
| Das Amtsgericht hat nunmehr feinen auf Ablehnung des Eintragungs⸗ 
antrages lautenden Beſchluß vom 16. Oktober 1913 aufzuheben. 


Erwerb aller Miterbenauteile eines Nachlaſſes durch zwei Erwerber je 
zur Hälfte. Notwendigkeit der Auflaſſung zur Begründung von Mit⸗ 
eigentum der Erwerber an den Nachlaßgrundſtücken (RJ A. 14, 71). 
88 741, 925, 2033 BGB.; 8 22 GBO. 
Kammergericht Berlin, 2. April 1914. — Bd. 14 S. 76. 


Als Eigentümer des Grundſtücks M. Bd. 1 Art. 13 waren bis zum 
9. September 1913 E. und ſeine mit ihm in geſetzlicher Gütergemeinſchaft 
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lebende Frau, als Eigentümer des Grundſtücks M. Bd. 15 Blatt 568 der 
Ehemann E. allein eingetragen. Nach dem 1909 erfolgten Tode E.s wurden 
ſeine Witwe und beiden Kinder, Klara A. und Johann E., an Stelle der 
bisherigen Eigentümer eingetragen, und zwar als in ungeteilter Erbenge⸗ 
meinſchaft befindlich. Hinſichtlich des Anteils der Klara A. wurde vermerkt, 
daß er zu je / an L. und S. aufgelaſſen worden fei. Die Witwe E. und Johann 
E. haben nun durch notariellen Vertrag ihre Erbteile gleichfalls an L. und S. 
je zur Hälfte „zum Zwecke der Teilung der Nachlaßgrundſtücke“ verkauft 
und in der Urkunde gleichzeitig erklärt, daß ſie ihre Erbteile in demſelben 
Umfange, wie ſie ihnen zuſtänden, den Käufern übertrügen, ſo daß dieſe in 
allen Beziehungen ſofort als Erben an ihre Stelle treten ſollten. Darauf 
haben die beiden Erwerber den Antrag geſtellt, ſie je zur Hälfte als Eigen⸗ 
tümer auf den beiden Grundbuchblättern einzutragen. Das Grundbuchamt 
hat den Antrag zurückgewieſen, ebenſo das Landgericht. Beide ſind der 
Anſicht, daß eine Auflaſſung erforderlich ſei, weil das unter den Erben be⸗ 
ſtehende Geſamthandsverhältnis hinſichtlich der Grundſtücke in Bruchteils⸗ 
eigentum umgewandelt werden ſolle. Die weitere Beſchwerde war erfolglos: 

Die Eintragung der in Erbengemeinſchaft ſtehenden Miterben als Eigen⸗ 
tümer von Grundſtücken hat das Kammergericht in ſtändiger Rechtſprechung 
für zuläſſig erklärt. Die Eigentumseintragung hat aber in dieſen Fällen 
nicht die Bedeutung, daß dem einzelnen Miterben ein beſtimmter Anteil 
zuſteht, ſondern nur die eines nachrichtlichen Vermerks dahin, das die Mit⸗ 
erben als Teilhaber der Erbengemeinſchaft auch Eigentümer des Nachlaß⸗ 
grundſtücks find (KG J. 33 A, 207, 231). Das Kammergericht hat demgemäß 
auch ausgeſprochen, daß bei einer ſolchen Eintragung, wenn ein Miterbe 
ſeinen Erbſchaftsanteil nach 8 2033 BGB. an die anderen Miterben über⸗ 
trägt, die Berichtigung des Grundbuchs in der Weiſe erfolgt, daß der Name 
des veräußernden Miterben gelöſcht wird, eine Auflaſſung aber nicht ſtatt⸗ 
findet (KGJ. 33 A, 207; 35 A, 76). Ebenſo findet lediglich eine Berichtigung 
ohne Auflaſſung ſtatt, wenn einer der Miterben ſeinen Erbanteil an einen 
Dritten überträgt. Eine ſolche Berichtigung hat bereits inſofern ſtattge⸗ 
funden, als der Uebergang des Anteils der Frau A. an die beiden Beſchwerde⸗ 
führer je zur Hälfte vermerkt iſt. Zu dieſer Berichtigung bedurfte es keiner 
Auflaſſung im Sinne des § 925 BGB., und eine ſolche hat auch nicht ſtatt⸗ 
gefunden, ſo daß ſich auch der Berichtigungsvermerk nicht auf einen Anteil 
der Frau A. an den Grundſtücken bezieht. Soweit der Berichtigungs⸗ 
vermerk etwas anderes beſagt, liegt nur eine ungenaue Faſſung vor. Es 
iſt weiter unbedenklich, daß die Veräußerung des Erbanteils gemäß $ 2033 
BGB. auch zu einem Bruchteile dieſes Anteils erfolgen konnte. Zwar wird 
die Zuläſſigkeit einer ſolchen Uebertragung von einzelnen Schriftſtellern ver⸗ 
neint; die Mehrzahl jedoch und mit ihnen das Reichsgericht (Warneyer, 
Jahrb., Ergb. 1913, Nr. 234 S. 293) und das Kammergericht haben dieſe 
Zuläſſigkeit bejaht. 

Hier verfügten nun die beiden in der Erbengemeinſchaft verbliebenen 
Miterben über ihre Anteile an der Erbſchaft dadurch, daß ein jeder ſeinen 
Anteil je zur Hälfte ebenfalls an die beiden Beſchwerdeführer übertrug. 
An der rechtlichen Zuläſſigkeit auch dieſer Verfügung kann kein Zweifel be⸗ 
ſtehen. Sie enthält keineswegs eine Verfügung über Anteile an den Grund- 
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ftüden. Mit den Worten „zum Zwecke der Teilung der Nachlaßgrundſtücke“ 
iſt nur der Beweggrund zu dieſer Maßnahme erzählend dargelegt; die recht⸗ 
liche Bedeutung des Geſchäfts, die ausdrücklich durch die Erklärung der 
Uebertragung der Erbteile des Nachlaſſes gekennzeichnet iſt, wird dadurch 
nicht beeinflußt. Die Vereinbarungen ergaben auch klar und unzweideutig, 
daß dieſe Erbteile wiederum zu Bruchteilen veräußert ſind. Wenn die 
weitere Beſchwerde meint, es handle ſich dabei nur um eine Klarſtellung 
des Innenverhältniſſes der Erwerber, ſo iſt das ohne Anhalt, und es iſt 
auch nicht erſichtlich, wie die weitere Beſchwerde dann das Verhältnis der 
beiden Erwerber untereinander und zu den Veräußerern nach außen auf⸗ 
gefaßt wiſſen will. Sind hiernach ſämtliche Anteile der Erbſchaft in der 
Hand der beiden Beſchwerdeführer vereinigt, ſo ſteht zunächſt ſo viel feſt, 
daß das Grundbuch inſofern unrichtig geworden iſt, als darin noch die 
Witwe E. und Johann E. als Eigentümer kraft der Erbengemeinſchaft ein⸗ 
getragen ſind. Dieſer nachrichtliche Vermerk müßte alſo auf den Antrag 
der Beſchwerdeführer gemäß § 22 GBO. dahin berichtigt werden, daß hin⸗ 
ſichtlich dieſer beiden Erbanteile die Beſchwerdeführer als Berechtigte an 
Stelle der beiden urſprünglichen Miterben eingetragen würden. Eine Auf⸗ 
laſſung, wäre dazu nicht erforderlich und geeignet; denn es handelt ſich bei 
dem Uebergange des Eigentums ſeitens der Miterber an die beiden Be⸗ 
ſchwerdeführer nicht um einen rechtsgeſchäftlichen Erwerb der Grundſtücke 
oder von Teilen davon, ſondern um einen außerhalb der Grundbuchs durch 
dingliche Verfügungen gemäß $ 2033 BGB. bewirkten Erwerb der Erbſchaft. 

Eine Berichtigung aber erſtrebt der Antrag der Beſchwerdeführer 
nicht. Er will vielmehr, wie ſein klarer Wortlaut ergibt, die Eintragung 
der beiden Beſchwerdeführer als Eigentümer je zur Hälfte, alſo, obwohl die 
Beſchwerdeführer in den Beſchwerdeſchriften dieſe Tragweite des Antrags 
nicht näher berühren, die Herſtellung von Bruchteilseigentum an den 
Grundſtücken. Deshalb muß unterſucht werden, ob etwa dadurch, daß 
die Beſchwerdeführer jeden der bisherigen Miterbenanteile an der Erb⸗ 
ſchaft zur Hälfte erworben haben, gleichzeitig auch an den einzelnen 
Sachen, insbeſondere den Grundſtücken, ein Bruchteilseigentum zur 
Hälfte erworben iſt. Dieſe Frage muß verneint werden. 

Die Miterbengemeinſchaft iſt ein Geſamthandsverhältnis. Das weſent⸗ 
liche Merkmal einer Geſamthandsgemeinſchaft beſteht darin, daß der einzelne 
Teilhaber nicht über die einzelnen der Gemeinſchaft gehörigen Gegenſtände 
oder einen Anteil an dieſen verfügen darf. Die dem BGB. bekannten Ge⸗ 
ſamthandsgemeinſchaften mit Ausnahme der Erbengemeinſchaft haben die 
weitere Eigentümlichkeit, daß der einzelne Teilhaber auch nicht dinglich über 
ſein Anteilsrecht an der Gemeinſchaft ſelbſt verfügen kann. Aus praktiſchen 
Rückſichten, namentlich um dem einzelnen Miterben die baldige Verwert⸗ 
barkeit feiner Erbrechte zu ermöglichen, wurde dem Miterben im § 2033 
BGB. das dingliche Verfügungsrecht hinſichtlich des Anteils an der Erb⸗ 
ſchaft gegeben. Dem Alleinerben blieb das dingliche Verfügungsrecht an 
der Erbſchaft oder einem Teile verſagt. In Verfolg dieſer Geſetzesvorſchriften 
hat der Senat dem Einzelerwerber ſämtlicher Miterbenanteile das Recht 
abgeſprochen, über einen der ehemaligen Miterbenanteile oder über einen 
ſonſtigen Bruchteil der Erbſchaft dinglich zu verfügen. Ein Anlaß dazu 
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liegt auch nicht vor, weil er als Erwerber ſämtlicher Anteile auch das Recht 
und die Möglichkeit hat, über alle einzelnen Gegenſtände der Erbſchaft zu 
verfügen. Ihm ſteht das alleinige Eigentum an den zur Erbſchaft gehörenden 
Sachen zu. Auf ſeinen Antrag iſt er alſo auch als Alleineigentümer ohne 
Auflaſſung im Grundbuch eingetragen (RIA. 3, 263). 

Dieſe Grundſätze können, obwohl auch hier jeder der urſprünglichen 
Miterben ſeinen Anteil an der Erbſchaft an dieſelben Erwerber veräußert 
hat und dieſe nunmehr alle ehemaligen Miterbenanteile in ihrer Hand ver⸗ 
einigen, doch nicht dazu führen, daß die Erwerber zu den im Verhältnis 
zueinander beſtehenden Bruchteilen als Eigentümer der Grundſtücke ein⸗ 
getragen werden; denn die einzelnen Erwerbsakte haben, obwohl die ur⸗ 
ſprüngliche Miterbengemeinſchaft im eigentlichen Sinne des Wortes nicht 
mehr beſteht, doch auch in ihrer Geſamtheit ein Bruchteilseigentum an den 
einzelnen Sachen nicht vermitteln können. Was jeder von den beiden Er⸗ 
werbern erworben hat, iſt immer nur eine Quote am Nachlaß als ſolchen, 
da ſie ſich aus einzelnen Quoten am Nachlaß zuſammenſetzt. Freilich iſt 
die Anſicht vertreten, daß die Bruchteile, welche dadurch entſtehen, daß ein 
Miterbe ſeinen Erbanteil in Bruchteilen veräußert, rechtlich von dem ganzen 
Bruchteile des Erben verſchieden ſeien, inſofern als dieſer ein Geſamthands⸗ 
anteil ſei, jene aber gewöhnliche Bruchteile des Geſamthandsanteils dar⸗ 
ſtellen (KéommRGR. Anm. 2 zu § 2033). Es erſcheint juriſtiſch undenkbar, 
daß ſich der neu entſtandene, vergrößerte Anteil eines Miterben von ſeinem 
bisherigen Anteil und hinſichtlich der einzelnen Beſtandteile, die ihn zu⸗ 
ſammenſetzen, rechtlich unterſcheiden ſollte, und es iſt auch nicht recht er⸗ 
ſichtlich, worin dieſe Unterſcheidung zum Ausdruck gelangen könnte, nachdem 
das Geſetz ausdrücklich die dingliche Verfügung über den Erbanteil eines 
Miterben, der doch auch einen durch die Erbquote ziffermäßig beſtimmten 
Anteil an der Erbſchaft als ſolcher darſtellt, zugelaſſen hat. Man iſt des⸗ 
halb, nachdem man die dingliche Verfügung über einen Bruchteil eines Erb⸗ 
anteils zugelaſſen hat, dazu genötigt, auch das dann entſtehende Gemein⸗ 
ſchaftsverhältnis der Bruchteilseigner untereinander und zu etwa in der 
Gemeinſchaft verbleibenden Miterben als ein dem Miterbenverhältniſſe nahe⸗ 
ſtehendes Geſamthandsverhältnis anzuſehen. Dieſem Ergebniſſe darf auch 
nicht entgegengehalten werden, daß es durch 88 137, 741 BGB. ausgeſchloſſen 
ſei, in anderen als den vom Geſetze beſtimmten Fällen durch Privatwillkür 
Gemeinſchaften zur geſamten Hand zu ſchaffen. Um die Neuſchaffung eines 
Geſamthandsverhältniſſes, wie ſie bei der zweifellos unzuläſſigen Aufnahme 
eines Dritten in die Erbengemeinſchaft ohne wenigſtens bruchteilsweiſes 
Ausſcheiden eines Miterben vorliegen würde, handelt es ſich hier nicht, 
ſondern nur um die Frage, ob eine im Geſetze zugelaſſene Teilung eines 
geſamthandlichen Anteilrechts den Grundſätzen des Anteilrechts ſelbſt zu 
unterwerfen iſt. Das muß um ſo eher zugelaſſen werden, als die Grund⸗ 
ſätze der Bruchteilsgemeinſchaft — bei der beſchränkten Ausbildung, die das 
BGB. dem Begriffe des „Inbegriffs von Sachen und Rechten“ hat zuteil 
werden laſſen und die ſchon dadurch kenntlich wird, daß es in den 88 741ff. 
eine Gemeinſchaft nur hinſichtlich eines einzelnen; Gegenſtandes regelt — 
in Anwendung auf die gleich den Vermögensinbegriffen anderer Geſamt⸗ 
handſchaften des BGB. zu den universitates juris zählende Erbſchaft viel⸗ 
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fachen Schwierigkeiten begegnen würden. Es erſcheint auch nicht angängig, 
aus dem Bedürfnis nach Annahme eines Geſamthandsverhältniſſes auf die 
Vorſchriften des BGB. über die Geſellſchaft zu verweiſen. Da der Miterbe 
Bruchteile ſeines Anteils je nach Bedürfnis ſelbſtändig und auch zeitlich 
nacheinander an Dritte übertragen darf, ſo wird es in vielen Fällen zur 
Annahme eines Geſellſchaftsvertrags an einer ausreichenden Handhabe 
fehlen. Dabei ſoll nicht verkannt werden, daß möglicherweiſe einzelne 
Rechtsſätze, welche für die Erbengemeinſchaft gelten, in Anwendung auf 
das Geſamthandsverhältnis von Bruchteilserwerbern von Erbanteilen Ein⸗ 
ſchränkungen erleiden können. Immer aber muß daran feſtgehalten werden, 
daß zwei Bruchteilserwerber von Anteilen, auch wenn ſie alle Anteile 
erworben haben, deshalb noch keine Bruchteile an den einzelnen Gegen⸗ 
ſtänden erwerben, ſondern immer nur Anteilsrechte an der ganzen Erb⸗ 
ſchaft, daß fie demgemäß zum Erwerbe von Bruchteilen an Nachlaßgrund⸗ 
ſtücken bezüglich dieſer die Geſamthandsgemeinſchaft aufheben und ſich die 
betreffenden Anteile an dieſen Grundſtücken auflaſſen müſſen. 


Unzuläſſigkeit der Eintragung einer Grundſchuld auf den Namen einer in 
allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Ehefrau, ſofern das zu belaſtende 
Grundſtück zum Geſamtgute gehört und die Grundſchuld nicht durch Ehe⸗ 
vertrag aus dem Geſamtgut ausgeſchieden iſt. 
88 1438, 1440, 8 1519 Abſ. 1 BGB. 


Kammergericht Berlin, 16. April 1914. — Bd. 14 S. 81. 


Als Eigentümer eines Grundſtücks ſind die in ehelicher Gütergemein⸗ 
ſchaft lebenden Eheleute A. und M. P. eingetragen. Sie haben in der 
Urkunde vom 19. Januar 1914 bewilligt und beantragt, daß im Grund⸗ 
buch ihres Grundſtücks für die Ehefrau eine Grundſchuld von 1600 M. 
eingetragen werde. Das Grundbuchamt gab dem überreichten Eintragungs⸗ 
antrage nicht ſtatt, ſondern ſtellte durch Zwiſchenverfügung deſſen Ableh⸗ 
nung in Ausſicht, wenn nicht der Antrag binnen beſtimmter Friſt zurück⸗ 
genommen oder dahin berichtigt werde, daß die Grundſchuld für die wirk⸗ 
lich Berechtigten, d. h. beide Eheleute P. als Mitberechtigte kraft ehelicher 
Gütergemeinſchaft, eingetragen werden ſolle: die Grundſchuld falle, da die 
Eigentümer in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebten, in das Geſamtgut der 
Eheleute; die Eintragung auf den Namen der Ehefrau allein würde alfo 
das Grundbuch unrichtig machen. Die Erklärung der Grundſchuld zum 
Vorbehaltsgut durch Ehevertrag liege in der Urkunde vom 19. Januar 1914 
ſchon deshalb nicht, weil die erforderliche Form fehle. 

Das Landgericht wies die Beſchwerde zurück. Auch die weitere Be⸗ 
ſchwerde blieb ohne Erfolg: 

Nach dem Vorbringen der Beſchwerdeführer iſt anzunehmen, daß die 
Grundſchuld, deren Eintragung auf den Namen der Ehefrau P. beantragt 
iſt, nicht zum Vorbehaltsgute der Ehefrau gehören ſoll, da auch die Ehegatten 
keinen Ehevertrag geſchloſſen haben. Nun hat zwar das Reichsgericht in 
einem Beſchluſſe (RIA. 13, 283), abweichend von der bisherigen Anſicht des 
KG., angenommen: Wenn ein in Errungenſchaftsgemeinſchaft lebender Mann 
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rechtswirkſam ein Grundſtück erwirbt, ſo darf der Grundbuchrichter, der 
von dem beſtehenden Güterverhältniſſe Kenntnis hat, die Eintragung des 
Ehemanns im Grundbuche nicht deshalb ablehnen, weil durch die Eintragung 
des Grundſtücks bloß auf den Namen des Mannes das Grundbuch unrichtig 
würde. Aber auch von dieſem Standpunkt aus iſt die weitere Beſchwerde 
unbegründet. Nach der Begründung des Beſchluſſes des RG. vollzieht ſich 
der Uebergang des von einem Ehegatten von einem Dritten erworbenen 
Eigentums auf die Geſamthand der Eheleute in der Weiſe, daß das in der 
Perſon des einen Ehegatten entſtandene Eigentum mit ſeiner Entſtehung 
kraft Geſetzes (§S 1438 und § 1519 Abſ. 1 BGB.) in gütergemeinſchaftliches 
Eigentum umgewandelt wird. Vorausſetzung der Entſtehung des Geſamt⸗ 
guts bleibt aber der vollendete Erwerb des einen Ehegatten. An dieſer 
Vorausſetzung fehlt es hier. 

Es handelt ſich nicht um den Rechtserwerb von einem beliebigen 
Dritten, ſondern der Ehefrau tritt beim Erwerb des Rechts die geſamte 
Hand als ſolche gegenüber. Soll aber ein bisher zum Geſamtgute gehören⸗ 
der Gegenſtand auf einen der Ehegatten als geſondertes Rechtsſubjekt über⸗ 
tragen werden, ſo bedarf es der Ausſcheidung aus dem Geſamtgute. Dieſe 
Ausſcheidung kann nach § 1440 BGB. während der Dauer der Ehe nur fo 
erfolgen, daß der Gegenſtand durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut eines 
der Ehegatten erklärt wird. Gemäß $ 1434 BGB. bedarf aber der Ehe⸗ 
vertrag der gerichtlichen oder notariellen Form. Da ein ſolcher nicht vor⸗ 
liegt, ſo iſt keine rechtswirkſame Ausſcheidung der Grundſchuld aus dem 
gütergemeinſchaftlichen Vermögen erfolgt. Der rechtswirkſame Erwerb der 
Grundſchuld durch die Frau iſt aber auch nach dem Beſchluſſe des Reichs⸗ 
gerichts Vorausſetzung der Entſtehung des Geſamtguts, mag ſich auch ſchon 
im Augenblicke der Entſtehung das in der Perſon des einen Ehegatten ent⸗ 
ſtandene Eigentum kraft Geſetzes in gütergemeinſchaftliches Eigentum um⸗ 
wandeln. Hiernach ergibt ſich aus den eigenen Erklärungen der Beſchwerde⸗ 
führer, daß das Recht, deſſen Eintragung ſie verlangen, weder für die Frau 
noch über dieſe hinweg für die gütergemeinſchaftliche Geſamthand der Ehe⸗ 
leute entſtanden ſein kann. Iſt dies aber der Fall, ſo iſt die Ablehnung 
des Eintragungsantrags gerechtfertigt, da der Grundbuchrichter auch nach 
dem Beſchluſſe des Reichsgerichts nicht zur Eintragung des auf einem offen⸗ 
bar unwirkſamen Rechtsgeſchäfte beruhenden Erwerbs verpflichtet iſt. 


Geſchüftsaufſicht zur Abwendung des Konkursverfahrens. Verfügung des 
Schuldners über Grundſtücke. Zuläſſigkeit der Eintragung des Eigentums⸗ 
überganges ohne den Nachweis, daß die Auflaſſung mit Genehmigung der 
Aufſichtsperſon erfolgt iſt. 
87 Abſ. 2, GeſchAfſ. z. KonkAbw. (BRV. vom 8. Auguſt 1914, RGSBl. 363). 
Kammergericht Berlin, 21. Jauuar 1915. — Bd. 14 S. 83. 


Die eingetr. GenmbeſchrH. F.⸗Bank hat ein Grundſtück an S. auf⸗ 
gelaſſen. In der Auflaſſungsverhandlung gab ſie zu, unter Geſchäftsauf⸗ 
ſicht zu ſtehen, behauptete, die Aufſichtsperſon habe die Grundſtücksver⸗ 
äußerung genehmigt, weigerte ſich aber, dieſe Genehmigung in der Form 


des § 29 GBO. nachzuweiſen. Das Grundbuchamt machte durch Zwiſchen⸗ 
verfügung die Eintragung des Erwerbers von dieſem Nachweiſe abhängig. 
Das Landgericht wies die Beſchwerde zurück. Der weiteren Beſchwerde iſt 
ſtattgegeben worden: 

Aus dem Geſamtinhalte der Verordnung wie auch aus der Faſſung 
des 8 7 Abſ. 2 ergibt ſich, daß der Schuldner durch die Anordnung der 
Geſchäftsaufſicht nach außen in der Verfügungsmacht über ſein Vermögen 
einſchließlich der Grundſtücke nicht beſchränkt wird. Es wird ihm zwar zur 
Pflicht gemacht, über Grundſtücke nur mit Zuſtimmung der Aufſichtsper⸗ 
ſonen zu verfügen. Verfügungen, die der Schuldner jedoch unter Verletzung 
dieſer Pflicht trifft, ſind deshalb nicht ungültig. Hierauf weiſt auch ein 
Erlaß des Handelsminiſters vom 11. Auguſt 1914 (JMBl. 14, 677) hin. 
Behielt hiernach die Bank nach außen die Verfügungsmacht über das Grund⸗ 
ſtück, und wurde die Verfügung durch einen Mangel der Zuſtimmung der 
Aufſichtsperſon nicht ungültig, ſo bietet ihre Einigung mit dem Erwerber 
über den Eigentumsübergang nach $ 20 GBO. eine ausreichende Grund⸗ 
lage für die Eintragung des Erwerbers. Der Grundbuchrichter darf mit⸗ 
hin den Eintragungsantrag nicht deshalb beanſtanden, weil die Erteilung 
der Zuſtimmung der Aufſichtsperſon nicht nachgewieſen fei. Demgegenüber 
kann auch dem an ſich nicht von der Hand zu weiſenden Bedenken des 
Landgerichts, daß es dem Schuldner trotz der ihm im § 10 angedrohten 
Aufhebung der Geſchäftsaufſicht möglich bleibe, die Grundſtücke ſeinen 
Gläubigern zu entziehen, keine ausſchlaggebende Bedeutung beigemeſſen 
werden. 

Aehnlichkeit bietet der Fall, daß der Konkursverwalter ein Grundſtück 
des Gemeinſchuldners aus freier Hand veräußert. Nach $ 134 Nr. 1 KO. 
hat der Verwalter hierzu die Genehmigung des Gläubigerausſchuſſes oder, 
wenn kein ſolcher beſtellt iſt, der Gläubigerverſammlung einzuholen. Nach 
§ 136 macht eine Verletzung dieſer Vorſchrift die Rechtshandlung des Ver⸗ 
walters nicht ungültig. Mit Rückſicht hierauf hat das Kammergericht 
ausgeſprochen, daß das Grundbuchamt die Eintragung des Erwerbers 
nicht vom Nachweiſe der Genehmigung des Gläubigerausſchuſſes oder der 
Gläubigerverſammlung abhängig machen dürfe (RIA. 13, 146). 
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Rangverhältnis zwiſchen Hypothek und Nacherbenvermerk; Unzuläſſigkeit der 


Eintragung einer Rangänderung. 

88 879, 880 BGB.; 8 46 G80. 
Kammergericht Berlin, 12. Februar 1914. — Bd. 14 S. 67. 
Die Beſchwerdeführerin iſt mit dem Antrag, auf ihrem Grundſtück 


Nr. 220 die Hypotheken Abteilung III Nr. 29 und 39 zu löſchen und eine 


neue Hypothek für zwei von ihr benannte Gläubigerinnen zu gleichen An⸗ 
teilen und Rechten mit dem Vorrange vor dem in Abteilnng 11 Nr. 7 ein⸗ 
getragenen Nacherbenrecht einzutragen, vom Grundbuchamt und auf Be⸗ 
ſchwerde vom Landgericht abgewieſen worden. 

Auch die weitere Beſchwerde wurde zurückgewieſen: 

Aus allgemeinen Gründen kann für die neue Hypothek keine Vor⸗ 
rangseinräumung gegenüber dem Nacherbenvermerke eingetragen werden. 

Im 8 879 BGB. wird ein Rangverhältnis nur anerkannt zwiſchen 


mehreren Rechten, mit denen ein Grundſtück belaſtet iſt. Im ſelben Sinne 


iſt auch die Aenderung des Rangverhältniſſes nach § 880 zu verſtehen, wo 
in Abi. 3 bis 5 von dem zurücktretenden, dem vortretenden Rechte und von 
den Rechten zwiſchen ihnen die Rede iſt. Abweichend davon iſt im 8 46 GB., 
der die äußere Reihenfolge der Grundbucheintragungen regelt, nicht von 
Grundſtücksrechten, ſondern allgemein von Eintragungen die Rede, un 
in der Denkſchrift wird dazu bemerkt: 

„Die Vorſchriften des § 44 (jetzt 5 46) gelten übrigens, wie die Faſſung 

ergibt, nicht nur für den im 8 879 BGB. allein berückſichtigten Fall, 

daß mehrere ein Grundſtück belaſtende Rechte eingetragen werden ſollen, 

ſondern auch für fonftige Eintragungen, inbeſondere für Vormerkungen 

und Verfügungsbeſchränkungen“. 

n dieſem formellen Sinne (vgl. $ 57 Abſ. 2 Nr. 4 EBD.) beſteht 
ein Rangverhältnis auch zwiſchen Grundſtücksrechten und fonftigen Ein- 
tragungen, beſonders Verfügungsbeſchränkungen, mithin auch zwiſchen einer 


Hypothek und der Nacherbenbeſchränkung des Eigentümers, da die Wirk⸗ 


ſamkeit der Hypothek durch dieſes Recht nach 88 2113 ff. BGB. nicht beein⸗ 
flußt werden kann. Wenn nun auch die Frage, ob der Vermerk des Nach⸗ 
erbenrechts der Hypothek im Range gleich“, vor⸗ oder nachſteht, mangels 
andrer Beſtimmungen nur nach 8 879 BGB. beantwortet werden kann 
(KGJ. 38 A, 299, 301), ſo iſt doch eine Aenderung des ſich aus dem Datum 


der Eintragungen ergebenden Rangverhältniſſes im Sinne des 8 880 BGB. 


bei einem Grundſtücksrecht und einer Verfügungsbeſchränkung mit Bezug 
aufeinander ausgeſchloſſen. Die Frage iſt noch nicht entſchieden. In der 
Rechtslehre wird die Möglichkeit einer Aenderung eines Rangverhältniſſes 
oder ſogar das Beſtehen eines ſolchen zwiſchen einem Grundſtücksrecht und 
einer Verfügungsbeſchränkung überwiegend verneint. Für die herrſchende 
Anſicht ſpricht, abgeſehen vom Wortlaut des § 880 BGB., daß bei einer 


bloßen Verfügungsbeſchränkung ein Recht auf vorzugsweiſe Befriedigung 


aus dem Erlöſe im Zwangsverſteigerungsverfahren nicht in Betracht kommt 
Was die Beſchwerdeführerin will und woran ſie nach Lage der Sache 


ein berechtigtes Intereſſe hat, iſt, daß im Grundbuche zum Ausdruck kommt, 
Blätter für Rechtspfl. LXIII. N. F. XIIII. Freiw. Gerichtsbark. 5 
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daß die neue Hypothek mit Zuſtimmung der Nacherben zur Eintragung 
gelangt ſei. Der Senat würde kein Bedenken tragen, die Eintragung bei 
der neuen Hypothek etwa in folgender Geſtalt zuzulaſſen: 

„. . .. eingetragen mit dem Bemerken, daß hinſichtlich des die Nach⸗ 

erbfolge betreffenden Vermerkes Abteilung II Nr. 7 die Nacherben der 

Eintragung der Hypothek zugeſtimmt haben.“ 

Dem entſpricht jedoch der Antrag nicht und durch Zwiſchenverfügung 

kann nicht auf eine Aenderung hingewirkt werden, da dieſe einen völlig 
neuen Antrag zur Folge hätte. 
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Unzuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde gegen einen Beſchluß, durch den 
das Beſchwerdegericht die Entſcheidung zur Sache ausſetzt. 
8 27 866. 
Reichsgericht, IV. Zivilſenat, 15. April 1915 — Bd. 14 S. 85. 


Durch Beſchluß der Vormundſchaftsbehörde wurde B. auf Antrag der M. 
aus dem Amte als Vormund ihres unehelichen Kindes gegen ſeinen Willen 
entlaſſen. Er erhob ſofortige Beſchwerde. Das Landgericht beſchloß: 

„Die Vollziehung des Beſchluſſes der Vormundſchaſtsbehörde vom 
24. Juli 1914 iſt auszuſetzen. Die Entſcheidung über die Beſchwerde des 
Vormunds ſoll erſt erfolgen, wenn eine Entſcheidung der Vormundſchafts⸗ 
behörde über ſeinen Antrag vorliegt, der Mutter das Recht der Sorge 
für die Perſon ihres Kindes zu entziehen.“ 

Die Mutter legte weitere Beſchwerde ein mit dem Antrage, den Beſchluß 
des Landgerichts aufzuheben und das Landgericht anzuweiſen, zur Sache 
zu entſcheiden und die Beſchwerde des Vormundes zu verwerfen. 

Das Oberlandesgericht in Hamburg erachtete die weitere Beſchwerde 
für unzuläſſig, weil nach $ 27 FGG. eine weitere Beſchwerde nur gegen 
die über die Beſchwerde ergangene Endentſcheidung des Landgerichts 
ſtattfinde, der dieſe Entſcheidung ausſetzende Beſchluß aber nur eine ver⸗ 
fahrenleitende Zwiſchenverfügung darſtelle, die bezwecke, eine Entſcheidungs⸗ 
grundlage zu gewinnen. Das Oberlandesgericht, ſah ſich aber an der Ver⸗ 
werfung durch den Beſchluß des Kammergerichts vom 26. September 1907 
(KGJ. 35 A, 115) gehindert und legte die Beſchwerde dem Reichsgerichte vor. 

Das Reichsgericht hielt ſeine Zuſtändigkeit nach 8 28 für gegeben und 
trat dem Oberlandesgericht bei. 


Ob dem Kammergerichte darin beizuſtimmen wäre, daß eine erſt⸗ 
inſtanzliche Ausſetzungsverfügung gemäß § 19 a. a. O. der Beſchwerde 
unterliegt, kann unentſchieden bleiben. Denn auch wenn mit der herrſchenden 
Meinung die Beſchwerde aus $ 19 nicht lediglich gegen die eine Angelegenheit 
abſchließenden Entſcheidungen des Gerichts erſter Inſtanz, ſondern auch 
gegen vorausgehende Zwiſchenverfügungen für zuläſſig erachtet wird (zu 
vgl. Unger, 33 P. 36, 80 ff. Anm. 192 ff.; Schlegelberger, FFG. 2. Aufl., Erl. zu 
8 19; KGJ. 44 4, 1; 45 A, 29), jo kann daraus nicht mit dem Kammergerichte 
gefolgert werden, daß gegen eine derartige der Beſchwerde unterliegende 
Zwiſchenverfügung, wenn ſie vom Landgericht als Beſchwerdegericht ergeht, 

die weitere Beſchwerde ſtattfinden müßte. Die Zulaſſung der Beſchwerde 
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gegen Zwiſchenentſcheidungen des Gerichts erſter Inſtanz wird mit dem 
Wortlaute des § 19 Abſ. 1 begründet, wonach „gegen die Verfügungen des 
Gerichts erſter Inſtanz“ Beſchwerde ſtattfindet. Dabei hat das Geſetz, wie 
Abſ. 2 ergibt, daß über die Beſchwerde das Landgericht entſcheidet, Ver⸗ 
fügungen des Amtsgerichts im Auge. Es kann hiernach ſchon zweifelhaft 
ſein, ob gegen Zwiſchenentſcheidungen, die das Landgericht erläßt, auf 
Grund des $ 19 eine Beſchwerde ſtatthaft wäre. Die Zuläſſigkeit der 
weiteren Beſchwerde kann aber jedenfalls nicht nach § 19, ſondern nur 
nach 8 27 beurteilt werden, wo dieſes Rechtsmittel eine beſondere Regelung 
erfahren hat. § 27 erklärt die weitere Beſchwerde „gegen die Entſcheidung 
des Beſchwerdegerichts“ für zuläſſig; er bezeichnet als anfechtbar nicht die 
Verfügungen des Beſchwerdegerichts, ſondern nur deſſen Entſcheidung. 
Schon hiernach rechtfertigt ſich die Annahme, daß im Gegenſatze zu § 19 
nur eine beſtimmte Entſcheidung des Beſchwerdegerichts, nämlich die das 
Beſchwerdeverlangen beſcheidende und erledigende Endentſchließung hat für 
anfechtbar erklärt werden ſollen. Zu dieſer Auslegung des § 27 führt 
ferner der Zuſammenhang dieſer Vorſchrift mit den voraufgehenden Vor⸗ 
ſchriften des S 24 Abſ. 3 und der 88 25 und 25. $ 24 Abſ. 3 ermächtigt 
das Beſchwerdegericht, „vor der Entſcheidung“ eine einſtweilige Anordnung 
zu erlaſſen, insbeſondere die Vollziehung der angefochtenen Verfügung aus- 
zuſetzen; §8 25 beſtimmt, daß „die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts“ 
mit Gründen zu verſehen ſei, und nach $ 26 wird „die Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts“ in den Fällen, in welchen die ſofortige weitere Be⸗ 
ſchwerde ſtattfindet, erſt mit der Rechtskraft wirkſam, dem Beſchwerdegerichte 
wird aber die Befugnis gegeben, die ſofortige Wirkſamkeit „der Entſcheidung“ 
anzuordnen. An dieſen Stellen kann unter der Entſcheidung des Beſchwerde⸗ 
gerichts nicht wohl etwas anderes als die auf die Beſchwerde getroffene 
Endentſcheidung verſtanden werden. Das gilt ganz beſonders von 8 24 
Ab}. 3, der den Erlaß einer einſtweiligen Anordnung zwecks Schaffung eines 
einſtweiligen Rechtszuſtandes für die Dauer des Beſchwerdeverfahrens vor⸗ 
ſieht, und von § 26, in dem der Eintritt der Wirkſamkeit der Entſcheidung 
des Beſchwerdegerichts geregelt wird. Wenn auch das Geſetz im allgemeinen 
keinen beſtimmten Sprachgebrauch erkennen läßt, vielmehr die Ausdrücke 
„Verfügung“, „Anordnung“, „Entſcheidung“ mehrfach als gleichbedeutend 
gebraucht werden, ſo iſt doch nicht anzunehmen, daß der in den 88 24 bis 27 
wiederkehrende Ausdruck „Entſcheidung des Beſchwerdegerichts“ im 8 27 
in einem anderen Sinne als in den 88 24 bis 26 hat verſtanden werden ſollen. 

Die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes enthält nichts, was die Zu⸗ 
laſſung der weiteren Beſchwerde über den Wortlaut des § 27 hinaus als 
dem Willen des Geſetzes entſprechend zu rechtfertigen vermöchte. Die Auf⸗ 
gabe des Geſetzes wurde allerdings nur darin erblickt, das Verfahren in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit inſoweit einheitlich zu 
regeln, als es zur gleichmäßigen Durchführung der Vorſchriften der materiellen 
in Betracht kommenden Reichsgeſetze erforderlich erſchien, und demzufolge 
iſt die Regelung des Verfahrens nicht völlig erſchöpfend. Anderſeits iſt aber 
gerade die weitere Beſchwerde eingehend geregelt und in einer von den 
im übrigen als Vorbild benutzten Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über 
das Beſchwerdeverfahren abweichenden Weiſe ausgeſtaltet (Denkſchrift S. 38 ff.; 
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Komm.⸗Ber. S. 27 — 29 bei Hahn, Mat. 7 S. 39 — Sr 127 — 130), 
ſo daß hier von einer Lückenhaftigkeit des Geſetzes nicht geſprocher n und 
eine Zulaſſung dieſes Rechtsmittels in vom Geſetze nicht aufgeführten Fällen 
nicht als dem Willen des Geſetzes entſprechend erachtet werden kann. 

In der Literatur (Schlegelberger a. a. O., Erl. 2 zu § 27, Erl. 35 zu 
8 12; Joſeph in den Blättern für Rechtspflege im Bezirk des Kammer ⸗ 
gerichts 1909 S. 77ff., beſ. S. 80) iſt der Verſuch gemacht worden, die Zu⸗ 
laſſung der weiteren Beſchwerde gegen einen vom Beſchwerdegericht erlaſſenen 
Ausſetzungsbeſchluß im Anſchluß an die Ausführungen des Kammergerichts 
damit zu rechtfertigen, daß die Ausſetzung eine aus ſachlichen Gründen er⸗ 
gehende Entſcheidung ſei, die bis auf weiteres das Beſchwerdeverfahren 
zum Abſchluſſe bringe und daher unter $ 27 FGG. falle. Dem iſt nicht 
beizuſtimmen. Der Beſchluß, das Verfahren bis zu einem beſtimmten Zeit⸗ 
punkt auszuſetzen, enthält keine ſachliche Beſcheidung des Beſchwerdeführers 
auf das Rechtsmittel, ſondern behält dieſe noch vor, um inzwiſchen weitere 
tatſächliche Grundlagen für die Entſcheidung zu gewinnen; es handelt ſich 
dabei lediglich um eine verfahrenleitende Anordnung. Daß durch die Aus⸗ 
ſetzung das Recht der Beteiligten auf eine ſachgemäße Behandlung der 
Sache beeinträchtigt werden kann, iſt nicht zu bezweifeln. Daraus würde ig 
ſich für den Fall der Zuläſſigkeit eines Rechtsmittels die Beſchwerde⸗ 
berechtigung der beeinträchtigten Beteiligten gemäß § 20 FGG. ergeben. 
Dagegen iſt dieſer Umſtand für die Frage, ob und welches Rechtsmittel 
zur Abhilfe der Beeinträchtigung zu Gebote ſteht, ohne Bedeutung. 


Anordnung des Landgerichtspräſidenten, daß eine Kammer des Land⸗ 
gerichts in ihrer früheren Zuſammenſetzung an Stelle der Ferienkammer 
über eine Beſchwerde in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit entſcheide. 
8 64 GG.; $ 551 Nr. 1 38 O.; 5 19 Abſ. 2, 8 27 GG. | 
Kammergericht Berlin, 23. Oktober 1914. — Bd. 14 S. 89. 


Der Antrag der Mutter des Hellmuth Z., die Sorge für die Perſon 
des Kindes dem Vater zu entziehen und ihr zu übertragen, war vom Amts⸗ 
gericht abgelehnt worden. Die Beſchwerde wurde vom Landgericht am 
29. Juli 1914 zurückgewieſen. Mit der weiteren Beſchwerde rügte die 
Beſchwerdeführerin zunächſt prozeſſual, daß das Beſchwerdegericht nicht 
vorſchriftsmäßig beſetzt geweſen ſei (§S 27 FGG., $ 551 Nr. 1 ZPO.). Die 
weitere Beſchwerde wurde als unbegründet zurückgewieſen. ed 

In den Gründen der Entſcheidung wird ausgeführt: 

Die Prozeßrüge kann nicht als zutreffend anerkannt werden. 

Am 29. Juli 1914 hat der Landgerichtspräſident verfügt: 

Da wiederholte Beratungen bereits vor dem Beginne der Gerichtsferien 
ſtattgefunden und zu einer vorläufigen Beſchlußfaſſung geführt haben, 
beſtimme ich auf Grund des $ 64 GG., daß die Kammer in ihrer 
früheren Zuſammenſetzung, wie ſie vor dem 15. Juli beſtand, in dieſer 
Sache verhandle und entſcheide. 

Dementſprechend iſt der angefochtene Beſchluß von der 2. Ferienkammer 
des Landgerichts in Königsberg nicht in der durch den Ferienplan be⸗ 
ſtimmten Zuſammenſetzung, ſondern unter Mitwirkung der Richter gefaßt 
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worden, welche nach dem Geſchäftsverteilungsplane für das Jahr 1914 die 
6. Zivilkammer des Landgerichts bilden. Die weitere Beſchwerde macht 
geltend, daß der $ 64 GVG. auf die Angelegenheiten der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit keine Anwendung finde und deshalb bei der Beſchlußfaſſung 
die Richter hätten mitwirken müſſen, die nach der für die Gerichtsferien 
beſtimmten Geſchäftsverteilung die 2. Ferienkammer gebildet hätten. 
Nach $ 64 GVG. kann der Landgerichtspräſident beſtimmen, daß in 
einzelnen Sachen, in welchen während des Geſchäftsjahrs eine Verhandlung 
bereits ſtattgefunden hat, die Kammer in ihrer früheren Zuſammenſetzung 
auch nach Ablauf des Geſchäftsjahrs verhandle und entſcheide. Der 8 64 
betrifft nach ſeiner Entſtehungsgeſchichte die Fälle, in denen es die Be⸗ 
ſchaffenheit des in das neue Geſchäftsjahr mithinübergehenden Rechtsſtreits 
oder Strafverfahrens ſehr wünſchenswert erſcheinen läßt, daß die Richter 
nicht wechſeln, daß namentlich in weitläufigen Sachen das Verfahren von 
den durch die früheren Verhandlungen vollſtändig informierten Richtern 
durchgeführt wird. Daß die Beſtimmung auf Fälle der Aenderung der 
Geſchäftsverteilung im Laufe des Geſchäftsjahrs, insbeſondere auch auf die 
Beſetzung der Ferienkammern, entſprechend anzuwenden iſt, unterliegt keinem 
begründeten Zweifel. Auch ihre analoge Anwendung auf die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt keinem Bedenken unterworfen. 
Allerdings bemerkt Schlegelberger (Die Geſetze über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 2. Aufl., S. 4 Anm. 7 vor $ 1), daß ſich 
die Geſchäftsverteilung bei den Landgerichten nach den 88 62, 63 GVG. 
richte, erwähnt alſo den $ 64 nicht. Auch iſt der letztere in dem Geſ. ü. d. 
Angel. d. freiw. Ger. nirgends für anwendbar erklärt worden, und es gibt 
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit keine eigentlichen 
„Verhandlungen“. Allein die in den 88 58 ff. GVG. enthaltenen allgemeinen 
Vorſchriften über die Beſetzung der Landgerichte, die Verteilung der Geſchäfte 
bei ihnen ſowie die Beſtimmungen der Mitglieder der Kammern und der 
Vertreter ſind nicht allein auf die Zivilprozeß⸗ und Strafſachen, ſondern 
auch auf die ſonſtigen Angelegenheiten anwendbar, die zur Zuſtändigkeit 
der Landgerichte gehören, insbeſondere auf die ihnen zugewieſenen Ent⸗ 
ſcheidungen auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit (8 19 Abſ. 2, 
8 143 FGG.; Art. 6 Abſ. 2, Art. 51 Abſ. 2 Pr§GG.; § 1878 Abſ. 2 BGB.; 
Art. 1 AG. z. BGB.; 88 29, 41 AG. z. GVO). Nach 82 EG. z. GVG. 
finden allerdings die Vorſchriften des GVG. nur auf die ordentliche ſtreitige 
Gerichtsbarkeit und deren Ausübung Anwendung. Allein ſowohl durch 
Reichsgeſetz, insbeſondere das FGG., das BGB., das HGB., als auch 
durch Landesgeſetz (vgl. $ 4 EG. z. GVG.) find den durch das Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz geſchaffenen Gerichten, und zwar in ihrer durch das letztere 
geordneten Verfaſſung, Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
überwieſen, ſo daß auch für dieſe die die Gerichtsverfaſſung regelnden Vor⸗ 
ſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes maßgebend ſind (vgl. auch Schlegel⸗ 
berger a. a. O. S. 3 Anm. 4 vor 5 1). Daß aber auch der $ 64 GG. 
ein Teil dieſer Vorſchriften iſt, kann nach ſeinem Inhalt und ſeiner Stellung 
im Geſetze keinem Zweifel begegnen. 
Aus der Eigenart der Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
ergibt ſich kein Bedenken gegen die Anwendung des § 64. Ein ſolches läßt 
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ſich insbeſondere nicht daraus herleiten, daß in Angelegenheiten der frei» 
willigen Gerichtsbarkeit mündliche Verhandlungen im prozeſſualen Sinne 
nicht ſtattfinden. Denn bei ihnen tritt an die Stelle der Verhandlung des 
Zivilprozeß⸗ und Strafverfahrens der Vortrag der Sache durch einen Be⸗ 
richterſtatter. Die Erledigung der Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
durch die Landgerichte vollzieht ſich alſo in den gleichen Formen, die in 
Zivilprozeß⸗ und Strafſachen zu beobachten ſind, wenn, insbeſondere auf 
erhobene Beſchwerde, im Beſchlußverfahren entſchieden wird. Dieſer Umſtand 
ſpricht weſentlich für die analoge Anwendung des 8 64. Auch ſind im 
Rahmen der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſehr wohl Fälle denkbar, in denen 
die Eigenart oder Weitläufigkeit des Sachverhalts es ſehr wünſchenswert 
macht, daß eine wiederholt erforderlich werdende Beratung und die Beſchluß⸗ 
faſſung durch die infolge einer früheren Beratung genau unterrichteten 
Richter vorgenommen würde. Der von dem Geſetzgeber mit dem § 64 ver⸗ 
folgte Zweck kann alſo auch für die freiwillige Gerichtsbarkeit von Be⸗ 
deutung ſein. Endlich ſteht keine ausdrückliche Vorſchrift der analogen 
Anwendung des $ 64 auf die letztgedachten Angelegenheiten entgegen. 


Vormundſchaftsgerichtliche Maßregeln gegenüber der Weigerung eines 
Vaters, fein erkranktes Kind operieren zu laſſen. 


$ 1666 BGB. 
Kammergericht Berlin, 12. Juni 1914. — Bd. 14 S. 91. 


Der Schulknabe Hans Z. leidet an doppelſeitiger chroniſcher Mittel⸗ 
ohreiterung. Unter der Behauptung, feine Eltern weigerten ſich trotz ärzt⸗ 
lichen Anratens, ihn in Behandlung eines Ohrenarztes zu bringen, ſtellte 
das ſtädtiſche Waiſen⸗ und Armenamt beim Amtsgericht den Antrag, das 
Perſonenſorgerecht der Eltern inſoweit einzuſchränken, als die Verbringung 
des Knaben in ein Krankenhaus und ſeine ärztliche Behandlung daſelbſt 
unter Anwendung aller nach ärztlichem Ermeſſen erforderlichen Maßregeln 
bis zur Ausheilung des beſtehenden Ohrenübels angeordnet wird. Nach 
Anhörung des Vaters, der erklärte, er habe gegen die Unterbringung ſeines 
Sohnes in ein Krankenhaus zur ärztlichen Behandlung bis zur Heilung 
nichts einzuwenden, nur widerſpreche er der Vornahme einer Operation, 
und nach Einholung eines ärztlichen Gutachtens, das die Vornahme einer 
Mandeloperation und zu dieſem Zwecke die Aufnahme des Knaben ins 
Krankenhaus für erforderlich erklärte, ſchrünkte das Amtsgericht die Perſonen⸗ 
ſorge des Vaters ein. Die Beſchwerde des Vaters blieb erfolglos. Auf 
weitere Beſchwerde wurde die Sache unter een der Vorentſcheidungen 
ans Amtsgericht zurückverwieſen: 

Der Beſchluß bezeichnet die getroffene Maßregel als eine vorläufige 
aus 8 1666 BGB. Gegen die rechtliche Zuläſſigkeit einer vorläufigen 
Maßnahme innerhalb eines gegen einen Elternteil eingeleiteten Verfahrens 
aus $ 1666 BGB. beſtehen an ſich zwar keine Bedenken. Eine derartige 
Maßnahme darf aber ſchon ihrer Bezeichnung nach nur auf vorübergehende 
Zeit und auf die einſtweilige Regelung eines Zuſtandes berechnet ſein, ſie 
darf in keinem Falle zu einem Ergebniſſe führen, das für das endgültige 
Verfahren aus § 1666 BGB. eine Entſcheidung nicht mehr übrig läßt, weil 


deſſen Zweck und Ziel durch die vorläufige Maßregel bereits erreicht wird. 
So aber liegt der Fall hier. Das Amtsgericht hat die Unterbringung des 
Knaben in das Krankenhaus und ſeine ärztliche Behandlung daſelbſt unter 
Anwendung aller nach ärztlichem Ermeſſen erforderlichen Maßregeln bis 
zur Ausheilung des beſtehenden Ohrenübels angeordnet. Zweck des im 
vorliegenden Falle nach 8 1666 BGB. eingeleiteten Verfahrens iſt jedoch 
kein anderer als der, die Heilung des Ohrenleidens des Knaben, nötigenfalls 
durch Operation ohne und ſogar gegen den Willen des Vaters, herbeizu⸗ 
führen. Dieſes Ziel würde bereits mit der Durchführung der getroffenen 
vorläufigen Maßnahme erreicht werden. Das Amtsgericht wäre demnach 
gar nicht mehr in der Lage, im Rahmen des § 1666 BGB. eine endgültige 
Maßnahme zu treffen, die über die bereits getroffene vorläufige hinaus⸗ 
ginge; für eine Fortführung des eingeleiteten Verfahrens wäre alſo keine 
Berechtigung mehr anzuerkennen. Die Anordnung des Amtsgerichts iſt 
alſo in ſich widerſpruchsvoll und in der erfolgten Weiſe unzuläſſig. 

Die Vorinſtanzen überſehen ferner, daß ſich der Vater der Aufnahme 
des Knaben in ein Krankenhaus und ſeiner Pflege daſelbſt gar nicht wider⸗ 
ſetzt hat. Wenn ſie alſo die Verbringung des Knaben in ein Krankenhaus 
und ſeine ärztliche Behandlung daſelbſt überhaupt anordnen, ſo treffen ſie 
eine Maßregel, die dem Willen des Vaters entſpricht. Inſoweit kann das 
Amtsgericht, daß das Intereſſe des Knaben wahrnehmen will, folgerichtig 
dem Gewaltinhaber auch keine Vernachläſſigung der Perſonenſorge zum 
Vorwurf machen. Für ein Einſchreiten aus § 1666 BGB. iſt in dieſem 
Umfange alſo überhaupt kein Anlaß gegeben. 

Nun geht die Anordnung des Amtsgerichts allerdings inſofern über 
den Willen des Vaters hinaus, als deſſen Widerſpruch gegen die Operation 
ausgeſchaltet und es in das Ermeſſen der Aerzte gelegt wird, welche Maß⸗ 
regeln ſie zur Heilung des Leidens ergreifen wollen. Eine derartige allge⸗ 
meine Uebertragung der Entſcheidung darüber, im Intereſſe des leiblichen 
Wohles eines minderjährigen, unter elterlicher Gewalt ſtehenden Kindes vor⸗ 
genommen werden ſollen, auf einen Arzt als ſolchen, iſt jedoch unzuläſſig. 
Wird die Perſonenſorge dem Gewalthaber auf Grund des $ 1666 BGB. ganz 
oder teilweiſe entzogen, ſo muß ſie in Zukunft naturgemäß von einer anderen 
Perſon ausgeübt werden, und zwar von einem gemäß § 1909 BGB. zu be⸗ 
ſtellenden Pfleger. Dieſer tritt, ſoweit die Beſchränkung der Perſonenſorge 
des Gewalthabers reicht, völlig an deſſen Stelle, und wie letzterem vorher das 
Recht zuſtand, darüber zu befinden, was im Intereſſe des leiblichen Wohles 
des Kindes geſchehen ſollte, ſo geht dieſes Beſtimmungsrecht auf Grund der 
Beſtellung auf den Pfleger über. Aus ſeiner rechtlichen Stellung zu dem 
Minderjährigen folgt dieſes Beſtimmungsrecht, nicht aus einem rein tatſäch⸗ 
lichen Verhältnis, in das z. B. ein Kranker bei der Aufnahme in ein Kranken- 
haus zu dem behandelnden Arzte tritt. Im vorliegenden Falle hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht durch ſeinen Beſchluß ſeinen eigenen Willen an Stelle des⸗ 

jenigen des Vaters geſetzt und gleichzeitig die Zuziehung eines Pflegers aus⸗ 
geſchaltet. Der 8 1846 BGB. verleiht nun allerdings dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte das Recht, unter Umſtänden ſelbſtändig für den Minderjährigen tätig 
zu werden und ihn zu vertreten. Vorausſetzung für die Anwendbarkeit des 
§ 1846 BGB. ift jedoch ſtets das Vorliegen eines dringenden Falles. Ebenſo 
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verlangt das Reichsgericht (RG. 71 168) mit Rüchſicht auf den? Zweck und die 
Bedeutung, welche die Motive dem 8 1846 BGB. verleihen, für deſſen An⸗ 
wendung das Vorliegen eines eiligen Falles. Zur Annahme beser Bez 
ausſetzung geben jedoch die Feſtſtellungen der Vorinſtanzen keinen An laß. 
Schon dieſe Erwägungen rechtfertigen die Aufhebung der Entſcheidungen. 
Aber auch ſonſt geben die Entſcheidungen zu rechtlichen Bedenken über die 
Anwendbarkeit des § 1666 BGB. Anlaß. Hierzu bedarf es keiner Er⸗ 
örterung der Frage, ob und unter welchen Vorausſetzungen i in der Weigerung 
des Vaters, zu einer an ſeinem Kinde vorzunehmenden Operation die Zu⸗ 
ſtimmung zu geben, ein Mißbrauch oder eine Vernachläſſigung ſeines 
Perſonenſorgerechts erblickt werden kann. Hierbei iſt davon auszugehen, 
daß grundſätzlich als Recht eines Kranken anerkannt werden muß, frei und 
nach eigenem Ermeſſen darüber zu beſtimmen, ob er ſich einem operativen 
Eingriff in die äußere Unverſehrtheit ſeines Körpers unterwerfen will oder 
nicht (RG. 83, 18). Aus dieſem Rechte der ausſchließlichen Verfügung über 
den eigenen Leib folgt, daß ein Arzt an einem Kranken ohne ſeine Ein⸗ 
willigung eine Operation nicht vornehmen darf, wenn er ſich nicht ſtrafrecht⸗ 
lich und zivilrechtlich verantwortlich machen will (JW. 1911, 748). Es iſt zwar, 
insbeſondere von ärztlicher Seite, wiederholt verſucht worden, den Aerzten 
ihr Recht zu Eingriffen in den menſchlichen Körper aus ihrer Stellung im 
wirtſchaftlichen, ethiſchen und ſozialen Leben als ein beſonderes „Berufs⸗ 
recht“ zuzuſprechen, der heute herrſchende Standpunkt der Literatur und 
Rechtſprechung läßt jedoch keine andere Auffaſſung als die zu, daß den 
Arzt zur Behandlung des Kranken allein deſſen Wille befugt. (Flügge, 
Das Recht des Arztes zum Gebrauch für den Arzt, 1903, S. 65; Zitelmann, 
„Ausſchluß der Widerrechtlichkeit“ im Arch ZivPrax. 99, 56 ff.; RG. 83, 18; 
RGSt. 25, 381 ff.; auch RG. in DIZ. 1908, 969.) . 
Iſt aber hier davon auszugehen, daß die Zuſtimmung des Vaters zu 
einer Operation des Minderjährigen erforderlich iſt, ſo fragt es ſich weiter, 
unter welchen Umſtänden in der Verſagung der Zuſtimmung zu einer 
Operation des Kindes eine ſchuldhafte Vernachläſſigung oder ein ſchuld⸗ 
hafter Mißbrauch des väterlichen Perſonenſorgerechts im Sinne des $ 1666 
BGB. liegt. Im allgemeinen entſcheiden darüber die Umſtände des einzelnen 
Falles. Es wird aber dabei folgendes zu beachten fein: Nach 8 1627 BGB. 
hat der Vater kraft der elterlichen Gewalt das Recht und die Pflicht, für 
die Perſon des Kindes zu ſorgen. Die Perſonenſorge umfaßt nach $ 1631 
Abſ. 1 BGB. insbeſondere auch die Erziehungspflicht. Zu dem Inhalte 
der Erziehungsgewalt gehört auch die körperliche Pflege und Ausbildung 
des Kindes und die Fähigmachung zu einem beſtimmten Lebensberufe. 
Daraus ergibt ſich für den Vater die Verpflichtung, eine drohende Herab⸗ 
ſetzung der Erwerbsfähigkeit des Kindes zu verhindern und die Heilung 
einer Krankheit, die dies zur Folge haben kann, zu bewirken (RG. 36, 80). 
Darüber, ob in Ausübung dieſer Perſonenſorge der Vater unter Umſtänden 
verpflichtet iſt, einer Operation ſeines Kindes zuzuſtimmen, ſind höchſtrichter⸗ 
liche Entſcheidungen nicht bekannt geworden. 
Dagegen hat das Reichsgericht mehrfach, zuletzt RG. 83, 15, ein⸗ 
gehend die Frage behandelt, unter welchen Vorausſetzungen eine Pflicht 
des körperlich Verletzten beſteht, ſich auf Verlangen des Schadenerſatz⸗ 
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pflichtigen einer Operation zu unterziehen. Wenn auch die dabei aufge⸗ 
ſtellten Grundſätze nicht ohne weiteres hierher übernommen werden können, 
ſo enthalten ſie doch wertvolle Hinweiſe auf rechtliche Geſichtspunkte, die 
wegen ihrer Allgemeingültigkeit auch Anwendung zu finden haben auf die 
Frage, ob in der Weigerung des Vaters eine Vernachläſſigung ſeines 
Perſonenrechts oder deſſen Mißbrauch zu erblicken iſt. Unter Berückſichtigung 
jener Grundſätze wird man im allgemeinen auzuerkennen haben, daß die 
Zuſtimmung nur zu einer nach dem Gutachten von Sachverſtändigen 
zweckdienlichen und gefahrloſen, d. h. zu einer ausſichtsvollen und nach dem 


jeweiligen Stande der ärztlichen Wiſſenſchaft weder mit Lebensgefahr noch 


mit dauernder Schädigung des Körpers verbundenen Operation verlangt 
werden kann. Iſt die Operation nicht gefahrlos in dieſem Sinne, ſo wird 
gegen einen widerſprechenden Gewalthaber nur mit äußerſter Vorſicht vor⸗ 
gegangen werden können. Ganz auszuſchalten ſind alſo Fälle nur relativer 
Gefahrloſigkeit nicht; es wird jedoch zum mindeſten feſtzuhalten ſein, daß die 
Gefahr der Operation verhältnismäßig geringfügig und daß anderſeits der 
zu erwartende Erfolg derart erſtrebenswert und ſegensreich ſein muß, daß 
dieſe Gefahr nach vernünftigem Ermeſſen in Kauf genommen werden muß. 

Schon hiernach muß die Ausführung der Operation nach ſachver⸗ 
ſtändigem Gutachten mit Sicherheit eine beträchtliche Beſſerung oder gar 
eine vollſtändige Heilung erwarten laſſen. Zu einer Operation, deren Er⸗ 
folg zweifelhaft iſt, braucht der Gewalthaber nur unter ganz beſonderen 
Vorausſetzungen, wie z. B. bei beſtehender dringendſter Lebensgefahr, ſeine 
Zuſtimmung zu geben. Es müſſen weiter die Koſten für die operative 
Behandlung und die damit verbundene Pflege ſichergeſtellt ſein. Zu berück⸗ 
ſichtigen find ſchließlich auch ſogenannte pſychiſche Imponderabilien. Es 
können Rückſichten in Frage kommen, die auf die Lebensgemeinſchaft in 
der Familie zu nehmen find, und Erwägungen entſcheiden, die dem Gebiete 
des Seelen⸗ und Gemütslebens angehören und Geboten des Sittengeſetzes 
entſprechen (RGSt. 36, 81). 

Dieſen rechtlichen Geſichtspunkten werden die Entſcheidungen der Vor⸗ 
inſtanzen nicht durchweg gerecht. Ueber die Gefährlichkeit der Operation 
iſt nichts feſtgeſtellt. Insbeſondere iſt nicht erörtert, ob eine Chloroform⸗ 
narkoſe vorgenommen werden müßte, bei der das Moment der Gefährlichkeit 
anerkanntermaßen nie ganz ausſcheidet, oder ob eine bloße örtliche Un⸗ 
empfindlichmachung genügte. Auch die Feſtſtellung eines mit Sicherheit zu 
erwartenden Erfolges, ſei es der Heilung oder der erheblichen Beſſerung 
des Leidens, iſt von den Vorinſtanzen nicht getroffen worden. Zu dem 
ferneren Erforderniſſe, daß die Koſten der Operation ſichergeſtellt ſein müſſen, 
wird von Bedeutung fein das Anerbieten des Waiſen⸗ und Armenamts, 
die Ausführung des beantragten Beſchluſſes übernehmen zu wollen. 

Die erneute Entſcheidung wird daran feſtzuhalten haben, daß der 
Beſchwerdeführer ſeiner Entſchließung die Erwägungen eines vernünftig 
denkenden Familienvaters zugrunde legt; tut er dies nicht, verharrt er 
insbeſondere aus bloßem Eigenſinn auf einem Standpunkt, über deſſen Un⸗ 
richtigkeit er von maßgebender Seite belehrt worden iſt, ſo kann in ſeinem 
Verhalten nach Lage des Falles ein Verſchulden erblickt werden, das die 
Anwendung des 8 1666 BGB. rechtfertigt. 
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unzuläſſigkeit der Herabſetzung einer dem Vormunde bewilligten Ver⸗ 
gütung durch das Beſchwerdegericht, wenn nur der Vormund Beſchwerde 
gegen die Feſtſetzung erhoben und Erhöhung der Vergütung beantragt hatte. 
8 1836 BGB.; 8 20 FGG. 
Kammergericht Berlin, 3. Juli 1914. — Bd. 14 S. 96. 


H. iſt am 24. September 1913 zum Vormunde des wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche entmündigten M. beſtellt worden. Gegenvormund iſt Pp. Im 
Januar 1914 beantragte der Vormund beim Vormundſchaftsgericht, ihm 
für ſeine Bemühungen bis Ende Dezember 1913 eine Vergütung von 500 M. 
zu bewilligen. Das Vormundſchaftsgericht bewilligte mit Rückſicht auf die 
Vermögensverhältniſſe des Mündels eine Vergütung von 150 M. H. er⸗ 
klärte, ſich mit einer Vergütung von 400 M. zu begnügen, und bat, weitere 
250 M. feſtzuſetzen. Dies wurde vom Vormundſchaftsgericht abgelehnt. 
Auf die Beſchwerde des Vormunds änderte das Landgericht den Beſchluß 
des Amtsgerichts dahin ab, daß dem Vormunde für ſeine Tätigkeit für die 
Zeit vom 24. September bis 31. Dezember 1913 eine Vergütung von 50o M. 
bewilligt werde. Hiergegen hat der Vormund weitere Beſchwerde eingelegt 
und beantragt: die Vergütung auf 400 M. feſtzuſetzen. Darauf iſt die Sache 
zur nochmaligen Entſcheidung ans Landgericht zurückverwieſen worden: 

Allerdings hat das Kammergericht den Standpunkt vertreten, daß, 
ſoweit das Prinzip der Offizialtätigkeit der Gerichte im Bereiche der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit gelte, eine Entſcheidung, durch die der Beſchwerdeführer un⸗ 
günſtiger geſtellt werde, nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen ſei (KJ. 31 4, 5). 
Solche Fälle ergeben ſich in der Tat als notwendige Folge der Offizial⸗ 
tätigkeit. Legt z. B. ein Elternteil gegen die vom Vormundſchaftsgerichte 
gemäß 8 1636 BGB. erfolgte Verkehrsregelung Beſchwerde ein, weil er 
durch deu Ort und die Umſtände der Zuſammenkünfte mit dem Kinde be⸗ 
ſchwert ſei, und erachtet das Beſchwerdegericht den Standpunkt des Beſchwerde⸗ 
führers für zutreffend, jo hat es eine andere Sachentſcheidung zu treffen, 
ohne etwa an die geftellten Beſchwerdeanträge gebunden zu fein ($ 12 FGG.) 
Hierbei iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß die neue Verkehrsregelung den Be⸗ 
ſchwerdeführer nach feiner Meinung ſchlechter ſtellt als die Vorentſcheidung. 
Abgeſehen aber von ſolchen Ausnahmefällen, die als unvermeidbare Folgen 
des Offizialverfahrens erſcheinen, iſt ausgeſchloſſen, daß in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit das Beſchwerdegericht auch zuungunſten 
des Beſchwerdeführers (reformatio in peius) entſcheiden könne. Ein ſolcher 
Satz, der dem Prozeßrechte fremd iſt, würde für die freiwillige Gerichtsbarkeit 
nur dann angenommen werden können, wenn klare geſetzliche Beſtimmungen 
dafür ſprächen. Solche find nicht vorhanden. Die Vorſchrift im § 26 des 
Preuß. Gerichtskoſtengeſetzes, wonach Gerichtskoſtenentſcheidungen in höherer 
Inſtanz auch von Amks wegen, d. h. zuungunſten des Beſchwerdeführers, 
geändert werden können, ſtellt ſich als Ausnahmevorſchrift dar und deutet 
dadurch, daß ſie überhaupt erlaſſen iſt, darauf hin, daß eine derartige Be⸗ 
fugnis des Beſchwerdegerichts in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit grundſätzlich nicht anzuerkennen iſt. Insbeſondere iſt nach § 20 
F., einer Vorſchrift, auf die im vorliegenden Falle das Beſchwerderecht 
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geſtützt iſt, die Beſchwerde nur zu dem Zwecke gegeben, die durch die an⸗ 
gefochtene Verfügung verbundene Beeinträchtigung des eigenen Rechts zu 
verhindern; ſie darf deshalb die Rechtslage des Beſchwerdeführers nicht 
verſchlechtern. Mit dieſen Grundſätzen hat ſich das Landgericht in Wider⸗ 
ſpruch geſetzt; es entſchied ſo, wie wenn das ſogenannte Verbot der refor- 
matio in peius für das Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht beſtände. 
Dieſe Auffaſſung wird aber ſchon durch die im KGJ. 314, 5 abgedruckte 
Entſcheidung nicht geſtützt, welche nur ausſpricht, daß die Beſchwerdean⸗ 
träge das Beſchwerdegericht nicht unbedingt binden und daß ſogar unter 
Umſtänden eine Schlechterſtellung des Beſchwerdeführers nicht ausgeſchloſſen 
ſei. Damit ſtand jene Entſcheidung ſelber auf dem Grundſatze der Unzu⸗ 
läſſigkeit der Abänderung zum Nachteile des Beſchwerdeführers. 


Anordnung der vorlänfigen Vormundſchaft; Unzuläſſigkeit der Zuſtellung 
des Beſchluſſes an die Ehefrau des Mündels, wenn dieſe das Verfahren 
beautragt hat. 


88 181, 185 ZPO.; 8 16 866. 
Kammergericht Berlin, 18. September 1914. — Bd. 14 S. 98. 


Das Amtsgericht hat auf Antrag der Ehefrau K. die vorläufige Vor⸗ 
mundſchaft über deren Ehemann angeordnet, weil ſie zur Abwendung einer 
erheblichen Gefährdung ſeines Vermögens erforderlich ſei. Die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde des K. wurde vom Landgerichte zurückgewieſen. Die weitere Be⸗ 
ſchwerde blieb aus ſachlichen Gründen erfolglos. In formeller Beziehung 
wird ausgeführt: | 

Zunächſt iſt dem Landgerichte darin beizupflichten, daß es die Zu⸗ 
ſtellung vom 25. April 1914, mit der die Anordnung des Amtsgerichts dem 
Beſchwerdeführer im Wege der Erſatzzuſtellung (8 16 FGG., 88 208, 181 
ZPO.) bekannt gemacht worden iſt und bei deren Wirkſamkeit die ſofortige 
Beſchwerde, weil erſt am 14. Mai 1914 bei dem Amtsgericht eingegangen, 
als verſpätet angeſehen werden müßte, als unwirkſam angeſehen und daher 
die ſofortige Beſchwerde als rechtzeitig eingelegt erachtet hat. Die Zu⸗ 
ſtellung vom 25. April 1914 iſt, weil der Empfänger in ſeiner Wohnung 
nicht angetroffen wurde, durch Uebergabe an ſeine Ehefrau bewirkt worden. 
Dieſe nach $ 181 8PO. an ſich zuläſſige Art der Zuſtellung hat im Zivil⸗ 
prozeſſe zu unterbleiben, wenn die Perſon, der hiernach das Schriftſtück zu 
übergeben wäre, an dem Rechtsſtreit beteiligt iſt als Gegner der Partei, an 
die die Zuſtellung erfolgen ſoll. Das Landgericht hält mit Recht dieſe Vor⸗ 
ſchrift auch hier für entſprechend anwendbar. Zwar ſtehen ſich im gegen⸗ 
wärtigen Verfahren, ebenſowenig wie im Entmündigungsverfahren, der 
Schutzbedürftige und deſſen Ehefrau als Gegner im eigentlichen Sinne des 
Wortes gegenüber, wie er insbeſondere im Prozeßverfahren vorausgeſetzt 
wird. Gleichwohl läßt ſich aber nicht verkennen, daß auch in einem ſolchen 
Falle die Erwägungen, die zum Erlaſſe des 8 185 ZPO. geführt haben, 
zutreffen und daher die entſprechende Anwendbarkeit dieſer Geſetzesvorſchrift 
geboten erſcheinen laſſen. Das Verbot der Erſatzzuſtellung im Falle des 
8.185 ZPO. beruht auf der Beſorgnis, daß die betreibende Partei die Aus⸗ 
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händigung des zuzuſtellenden Schriftſtücks an den Empfänger leicht ver- 
eiteln könne, und auf dem juriſtiſchen Bedenken, daß in einem ſolchen F alle 
die betreibende Partei ſich ſelbſt zuſtelle. Von dieſen Geſichtspunkten trifft 
jedenfalls der erſte auch hier zu. Die Ehefrau des Beſchwerdeführers iſt 
es, die, wie nach 88 680, 646 ZPO. zuläſſig, die Entmündigung ihres Ehe⸗ x 
manns wegen Trunkenheit beantragt und deren Antrag der Entmündigungs⸗ 
richter nach 88 680, 657 ZPO. dem Vormundſchaftsgerichte zur Herbei⸗ 
führung der Fürſorge für die Perſon oder das Vermögen des zu Ent- 
mündigenden mitgeteilt hat. Wenn auch ihr Vorgehen nicht auf einer 
perſönlichen Gegnerſchaft zu beruhen braucht, im Gegenteil dem wohlver⸗ 
ſtandenen Intereſſe des Beſchwerdeführers entſprechen kann, ſo nimmt doch 
in dem Verfahren die Antragſtellerin eine Stellung ein, die der formalen 
Parteiſtellung einer an einem Verfahren beteiligten Perſon ähnelt. Es gilt 
dies an erſter Stelle von dem Entmündigungsverfahren, obwohl in dieſem 
die Verhandlungsmaxime nicht gilt und der zu Entmündigende nicht Be⸗ 
klagter iſt, ſondern in hervorragender Weiſe als Beweismittel dient. Es 
gilt dies aber auch nicht weniger in dem Verfahren der vorläufigen Vor⸗ 
mundſchaft, ſoweit es ſich um die Frage der Erſatzzuſtellung und ihres 
Ausſchluſſes nach 8 185 ZPO. handelt. Denn wenn auch die vorläufige 
Vormundſchaft gemäß 8 1906 BGB. von Amts wegen anzuordnen ift, wenn 
das Vormundſchaftsgericht es zur Abwendung einer erheblichen Gefährdung 
der Perſon oder des Vermögens des Volljährigen für erforderlich erachtet, 
jo iſt doch immerhin zu berückſichtigen, daß nach 8 1906 BGB. die Tat⸗ 
ſache, daß der Entmündigungsantrag geſtellt iſt, die formelle Vorausſetzung 
der Einleitung der vorläufigen Vormundſchaft bildet, inſoweit alſo die 
formelle Parteiſtellung des am Entmündigungsverfahren beteiligten An⸗ 
tragſtellers auch für das Verfahren der vorläufigen Vormundſchaft von 
Bedeutung iſt und dieſes in gewiſſer Weiſe beeinflußt. Dann ſcheint es aber 
auch geboten, die Vorſchrift des $ 185 ZPO., die an erſter Stelle dem 
Schutze des Beteiligten gegen eine beabſichtigte Vorenthaltung der für ihn 
beſtimmten Schriftſtücke dienen ſoll, wie im Entmündigungsverfahren, ſo 
auch im Verfahren der vorläufigen Vormundſchaft gemäß 8 16 FGG. und 
§ 208 ZPO. zur Anwendung zu bringen und demgemäß eine für den zu 
Bevormundenden beſtimmte Zuſtellung als unwirkſam zu behandeln, wenn 
ſie an den, der ſeine Entmündigung beantragt hat, bewirkt worden iſt. 
Ein dahin gehendes Schutzbedürfnis iſt nach der Rechtslage gegeben. Denn 
da nach 8 60 Nr. 5 FGG. gegen eine Verfügung, durch die ein Volljähriger 
unter vorläufige Vormundſchaft geſtellt wird, nur die ſofortige Beſchwerde 
ſtattfindet, anderſeits nach $ 52 FGG. die Verfügung, wenn die Ent⸗ 
mündigung wegen Trunkſucht beantragt iſt, mit der Bekanntmachung an den 
zu Entmündigenden in Wirkſamkeit tritt, ſo hat der, gegen den die Ver⸗ 
fügung ſich richtet, ein dringendes Intereſſe daran, daß die Anordnung der 
vorläufigen Vormundſchaft nicht ihm, dem eigentlichen Zuſtellungsempfänger, 
vorenthalten und ihm die Möglichkeit genommen werde, gegen die eine 
ſchränkung ſeiner Geſchäftsfähigkeit bedeutende Anordnung ($ 114 BGB.) 
rechtzeitig und ſobald als möglich ſofortige Beſchwerde einzulegen. 

Das Landgericht hätte hiernach ſchon auf die erſte Beſchwerdeſchrift 
vom 12. Mai 1914 entſcheiden können, ohne nochmals die Zuſtellung der 
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amtsgerichtlichen Anordnung zu veranlaſſen, denn iſt die Zuſtellung vom 
25. April 1914 unwirkſam, ſo war die Sachlage die, daß vor Einlegung 
Der ſofortigen Beſchwerde der Beſchluß des Amtsgerichts überhaupt noch 
nicht ordnungsmäßig zugeſtellt war. Es iſt aber anerkannt, daß die ſo⸗ 
fortige Beſchwerde wirkſam auch ſchon vor der Zuſtellung des angefochtenen 
Beſchluſſes eingelegt werden kann (RIA. 2, 210). Jedenfalls ſteht die Recht⸗ 
Zeitigkeit des Rechtsmittels außer Zweifel, nachdem der Beſchwerdeführer 
nach wiederholter wirkſamer Zuſtellung des amtsgerichtlichen Beſchluſſes 
gegen dieſen nochmals rechtzeitig ſofortige Beſchwerde eingelegt hat. 


Unzuläſſigkeit einer Pflegſchaft zur Vertretung eines Beamten gegenüber 
feiner vorgeſetzten Dienſtbehörde in Sachen der Beamtendiſziplin. Be⸗ 
ſchwerde dieſer Behörde gegen die Einleitung der Pflegſchaft. 

8 1910 Abſ. 2. BGB.; 5 20 FGG. | 


Kammergericht Berlin, 20. November 1914. — Bd. 14 S. 100. 


Das Amtsgericht beftellte die Ehefrau des Obertelegraphenaſſiſtenten K. 
auf ihren Antrag gemäß 8 1910 BGB. zur Pflegerin ihres Mannes zwecks 
„Vertretung ihres Mannes gegenüber ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde“. 
Der Antrag war damit begründet, daß ihr Mann ſchwer nervenleidend 
ſei, ein Sanatorium aufſuchen müſſe und mit ſeiner vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde „viel Unannehmlichkeiten“ habe. 


Gegen dieſe Pflegſchaftsbeſtellung legte die Kaiſerliche Oberpoſtdirektion 
als die dem Pflegebefohlenen vorgeſetzte Dienſtbehörde Beſchwerde ein. Sie 
vertrat den Standpunkt: K. ſei verhandlungsfähig. In ein Sanatorium 
habe er ſich nicht begeben. Er wolle lediglich eine ihm unbequeme Unter⸗ 
ſuchung wegen Schulden, Grundſtücksſchiebungen uſw. lahmlegen. Im 
Intereſſe der Behörde liege eine möglichſt baldige Durchführung der Unter⸗ 
ſuchung und die Ausſchaltung jeder Mittelsperſon bei dienſtlichen Ver⸗ 
nehmungen des Beamten. Es ſei nicht angängig, daß ein Beamter ſeine 
Schuldenangelegenheiten ſelbſt verwalten, von ſeiner vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde aber wegen eben dieſer Schuldenangelegenheiten nur durch Ver⸗ 
mittelung einer Pflegerin zur Verantwortung gezogen werden könne. Die 
Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Der weiteren Beſchwerde wurde ſtatt⸗ 
gegeben: ö 

I. Das Beſchwerderecht des Kaiſerlichen Oberpoſtdirektors iſt zu be⸗ 
jizahen. Allerdings ift die Beſchwerde von dem Oberpoſtdirektor unter der 

Bezeichnung „Kaiſerliche Oberpoſtdirektion“ eingelegt. Aber letztere iſt keine 
kollegiale, ſondern eine bureaumäßig formierte Behörde. Der Oberpoſt⸗ 
direktor verwaltet das Poſt- und Telegraphenweſen in dem Bezirke der 
ihm unterſtellten Oberpoſtdirektion ſelbſtändig und unter eigener Verant⸗ 
wortung (Allg. Dienſtanw. f. Poſt und Telegraphie Abſchn. 15 7; Abſchn. XII 
§ 1). Er ift daher als ſolcher Beſchwerdeführer und zugleich öffentliche Be⸗ 
hörde (KGJ. 40, 115). Nach § 20 JGG. ſteht die Beſchwerde (und weitere 
Beſchwerde) jedem zu, deſſen „Recht“ durch die angefochtene Entſcheidung 
„beeinträchtigt iſt“. Unter „jedem“ find nicht nur natürliche und juriſtiſche 
Perſonen, ſondern anerkanntermaßen auch Behörden zu verſtehen. Das 
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„Recht“ muß ein ſubjektives Recht ſein, das auch dem öffentlichen Rechts · 
gebiet angehören kann. Hier liegt es folgendermaßen: Im Reichspoſt⸗ 
gebiete, ſoweit es das Königreich Preußen umfaßt, iſt ein Obertelegraphen⸗ 
aſſiſtent mittlerer Reichsbeamter (Art. 50 Abſ. 3—5 der Reichsverfaſſung; 
§1 des Reichsbeamtengeſetzes; Scholz, Oeffentl. Poſt⸗ und Telegraphenrecht, 
1914, S. 7); der Oberpoſtdirektor als verantwortlicher Leiter der Oberpoſt⸗ 
direktion iſt ſeine vorgeſetzte Dienſtbehörde, der insbeſondere ſeine Anſtellung 
und Verſetzung, die Regelung des Dienſtſchuldenweſens und die Handhabung 
der Dienſtzucht obliegt. (Nr. 20, 104, 105, 111 der Allgem. Dienſtanw. 
f. Poſt und Telegraphie, Abſchn. I.) Die vorgeſetzte Dienſtbehörde hat, 
im Reiche wie in Preußen, unzweifelhaft ein öffentliches Recht auf jeder⸗ 
zeitige Prüfung der dienſtlichen wie außerdienſtlichen Verhältniſſe des Be⸗ 
amten. Letzterer iſt ihr Gehorſam ſchuldig; zu ſeinen Dienſtpflichten gehört 
auch ein würdiges außerdienſtliches Verhalten, u. a. die Unterlaſſung 
unehrenhafter Vermögensoperationen und leichtſinnigen Schuldenmachens 
(Perels⸗Spilling, Reichsbeamtengeſetz, 2. Aufl., 1906 Anm. III, VI zu 8 10). 
Dieſes öffentliche Prüfungsrecht und Recht auf unmittelbaren Verkehr mit 
ihrem Beamten wird nach der Meinung der Oberpoſtdirektion beeinträchtigt, 
wenn der Beamte „gegenüber ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde“ durch einen 
Pfleger vertreten würde. Ein Eingriff in das „Recht“ der Dienſtbehörde 
auf Verkehr mit ihrem Beamten insbeſondere ſoweit dieſer Verkehr die 
verantwortliche Vernehmung des Beamten hinſichtlich ihm vorgeworfener 
Dienſtvergehen betrifft, iſt in der angegriffenen Pflegſchaftsbeſtellung un⸗ 
zweifelhaft enthalten, ohne daß es darauf ankommt, ob amtliche oder 
außeramtliche Dienſtvergehen ermittelt und verfolgt werden ſollen. > 
Beſchwerderecht ift daher zu bejahen. 

II. Die Pflegſchaft beruht auf 8 1910 Abſ. 2 BGB. Unter den „An⸗ 
gelegenheiten“, für deren Wahrnehmung hiernach ein Pfleger beſtellt werden 
kann, ſind alle privatrechtlichen, aber auch prozeſſuale zu verſtehen. Für 
die beſonderen Angelegenheiten, für die vorliegend ein Pfleger beſtellt 
worden iſt, war die Beſtellung unzuläſſig und rechtlich wirkungslos. Dies 
ergibt ſich aus folgendem: 

Das Reichs⸗ und Staatsbeamtenverhältnis beruht, gleichviel ob man 


es auf einen einſeitigen Staatsakt oder einen öffentlichrechtlichen Vertrag 
zurückführt, auf einem ausſchließlich dem öffentlichen Rechte angehörigen 


Dienſtverhältniſſe. Die Amtspflichten liegen dem Beamten perſönlich ob. 
In Erfüllung dieſer Pflichten iſt eine geſetzliche oder rechtsgeſchäftliche Ver⸗ 
tretung unzuläſſig. Sie würde ſchon an dem Dienſtgeheimniſſe ſowie an 
der Erwägung ſcheitern, daß die Amtshandlungen des Beamten unter ſeinem 
Dienſteide ſtehen — eine Kautel, die für einen nichtbeamteten Vertreter 
fortfallen würde — ſowie an der weiteren Erwägung, daß die Auswahl 
und Anſtellung des Beamten unter Berückſichtigung ſeiner perſönlichen 
Vorbildung und ſeiner perſönlichen Eigenſchaften erfolgt. Iſt der Beamte 
an der Erfüllung ſeiner Pflichten behindert, jo kann nur feine Beur⸗ 
laubung (nötigenfalls ſeine Verſetzung in den Ruheſtand) in Frage kommen. 
Der im Beurlaubungsfall einzuſetzende Vertreter iſt kein privatrechtlicher, 
rechtsgeſchäftlicher oder geſetzlicher Vertreter, ſondern er wird ausſchließlich 
von der Dienſtbehörde beſtimmt, und dieſe Vertretung hat die öffentlichrecht⸗ 
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liche Bedeutung, daß der Amtskreis eines anderen Beamten (Vertreters) 
für die Dauer der Behinderung des vertretenden Beamten auf deſſen 
Amtskreis ausgedehnt wird. (Zu vergl. § 5 der Kaiſerl. Verordnung über 
den Urlaub der Reichsbeamten und deren Stellvertretung vom 2. November 
1872, RGBl. S. 129.) 
Noch ſchärfer als hinſichtlich der Ausübung der dienſtlichen Tätigkeit 
des Beamten tritt die höchſtperſönliche Natur des Rechtsverhältniſſes im 
Diſziplinarrecht in die Erſcheinung. Hier iſt auch dienſtliche Stellvertretung 
unzuläſſig. Auch der beurlaubte Beamte unterliegt, ſoweit es ſich nicht 
um die Wahrnehmung ſeiner Dienſtgeſchäfte handelt, den Pflichten, die ſein 
Amt ihm auferlegt. Aus der Gehorſamspflicht insbeſondere folgt, daß er 
ſich vor ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde jederzeit über ſein dienſtliches 
und außerdienſtliches Verhalten zu verantworten hat. Einen Vertreter, 
ſei es einen vom Beamten gewählten oder einen geſetzlichen, kann die Dienſt⸗ 
behörde zurückweiſen. Sie kann nicht gehindert werden, unmittelbar mit 
dem Beamten ſelbſt zu verhandeln, und ſie iſt insbeſondere befugt, durch 
ſolche unmittelbare Verhandlung zu prüfen, ob und inwieweit körperliche 
oder geiſtige Gebrechen bei dem Beamten vorhanden ſind. Für das be⸗ 
ſondere Gebiet des Diſziplinarverfahrens ergibt ſich der Grundſatz der 
Unzuläſſigkeit der Stellvertretung ohne weiteres aus den reichs⸗ und landes⸗ 
geſetzlichen Normen. Nach $ 94, § 101 Abſ. 2, 8 102 des im vorliegenden 
Falle anwendbaren Reichsbeamtengeſ. vom 31. März 1873/18. Mai 1907 
findet früheſtens mit der Mitteilung der Anſchuldigungsſchrift, nicht aber 
in der Vorunterſuchung, Vertretung durch einen Rechtsanwalt ſtatt. Andere 
Perſonen als Rechtsanwälte werden überhaupt nicht zugelaſſen. Lediglich 
die Berufung kann durch einen „Bevollmächtigten“, alſo auch durch einen 
Nichtanwalt, eingelegt werden (§ 111). Durch dieſe Normen iſt die rechts⸗ 
geſchäftliche Vertretung im Diſziplinarverfahren in ausſchließlicher Weiſe 
geregelt. Ueber geſetzliche Vertretung ſchweigt freilich das Reichsbeamten⸗ 
geſetz, und dasſelbe gilt von den preußiſchen Diſziplinargeſetzen, denen das 
Reichsrecht nachgebildet if. Es wird aber in Rechtslehre und Recht⸗ 
ſprechung mit Recht ganz allgemein angenommen, daß die Vorſchriften 
über das Diſziplinarverfahren durch ſtrafprozeſſuale Normen ergänzt werden. 
Dies gilt z. B. hinſichtlich der Zuläſſigkeit der Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt (8 44 StPO.), 
aber auch hinſichtlich der Sondervorſchrift im 8 340 StPO.: Zuläſſigkeit 
der Berufungseinlegung ſeitens des geſetzlichen Vertreters. (So Perels⸗ 
Spilling a. a. O. Anm. 5 zu $ 111; v. Rheinbaben, Die preußiſchen 
Diſziplinargeſetze, 2. Aufl., S. 283.) Aus dieſer ſubſidiären Geltung des 
Strafprozeßrechts ſowie aus dem Weſen und Zwecke des Diſziplinarver⸗ 
fahrens, das dem Strafverfahren nachgebildet iſt, ſowie aus dem Aus⸗ 
nahmecharakter der Vorſchrift im § 340 StPO. ergibt ſich ohne weiteres, 
daß eine Vertretung des Angeſchuldigten im Diſziplinarverfahren durch 
ſeinen geſetzlichen Vertreter im allgemeinen ebenſo unzuläſſig iſt, wie die 
des Angeſchuldigten bezw. Angeklagten im Strafverfahren. Ergibt ſich 
3. B. im Diſziplinarverfahren, daß der Angeſchuldigte verhandlungsunfähig 
oder in Geiſteskrankheit verfallen iſt, ſo kann das Verfahren nicht gegen 
einen geſetzlichen Vertreter fortgeſetzt werden, ſondern es kann nur, ent⸗ 
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| iprechend dem § 203 StPO., (vorläufige) Einstellung des Verfahren 3 Bi 
e Frage kommen. 
Die Anwendung dieſer Grundſätze auf den vorliegenden Fall erg 
5 folgendes: Es handelt ſich nicht um ein Zwangspenſionierungsverfahren oder 
. um die Verfolgung von Anſprüchen für oder gegen den Beamten im Rechts 
2 wege. Hieraus und aus der weiteren Erwägung, daß die Pflegſchaft une 
- zweifelhaft nicht zwecks Vertretung des Beamten in der Wahrnehmung 
ſeiner Dienſtgeſchäfte eingeſetzt worden iſt, folgt daß die zwecks Vertretung 
des Beamten „gegenüber ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde“ eingeſetzte Pfleg⸗ 
ſchaft nur auf das Diſziplinarverhältnis ſich bezieht, mag ein Diſziplinar⸗ 
verfahren im weiteren Sinne (88 80 ff. Reichsbeamtengeſ.) oder gar ein 
förmliches Diſziplinarverfahren (88 84 ff.) anhängig fein oder nicht. Denn 
das geſamte Dienſtverhältnis zwiſchen einem Beamten und ſeiner vorge⸗ 
ſetzten Behörde wird vom Diſziplinarrechte beherrſcht. Dies gilt, entgegen 
der Anſicht des Landgerichts, auch von den Beziehungen, die ſich aus dem 
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außerbienftlichen Verhalten des Beamten zwiſchen ihm und feiner vorge⸗ 
ſetzten Dienſtbehörde entwickeln. Das außerdienſtliche Verhalten des Be⸗ 
amten berührt ſeine vorgeſetzte Dienſtbehörde überhaupt nur in diſziplinar⸗ 
rechtlicher Beziehung. Wo eine Behörde von ihrem Beamten Auskunft 
und Verantwortung über ſein außerdienſtliches Verhalten fordert, geſchieht 
FE dies im Intereſſe der Beamtendiſziplin. (Zu vergl. 88 10, 72 Reichsbeamtengeſ.) 
== Dies iſt der jpringende Punkt im vorliegenden Falle. Der Antrag auf 
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Einleitung der Pflegſchaft wurde begründet mit den „vielen Unannehmlich⸗ 
keiten“, die der Obertelegraphenaſſiſtent K. infolge außerdienſtlicher Ange⸗ 
legenheiten mit ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde habe, und die Auslaſſungen 
der Oberpoſtdirektion laſſen keinen Zweifel darüber, daß eine Unterſuchung 
darüber im Gange iſt, ob das außerdienſtliche Verhalten des Beamten zu 
einem diſziplinarrechtlichen Einſchreiten Anlaß gibt. Es handelt ſich alſo 
um eine Pflegſchaft zwecks Vertretung des Beamten ſeiner vorgeſetzten 
Dienſtbehörde gegenüber im Rahmen der Beamtendiſziplin. Eine ſolche 
Pflegſchaft kann nach dem Geſagten rechtliche Wirkungen nicht äußern; 
ſie iſt für die vorgeſetzte Dienſtbehörde unbeachtlich. Sie bezieht ſich auf 
einen nichtvertretungsfähigen und daher auch nichtvertretungsbedürftigen 
Geſchäftskreis und iſt folglich zu Unrecht eingeleitet worden. 


Beſchwerde des Gemeindewaiſenrats gegen einen Beſchluß, durch den 
ſeine die Unterbringung des Mündels betreffende Anregung verworfen 
und ein von ihm vorgeſchlagener Vormund entlaſſen wird. 

§ 20, 8 57 Nr. 9 FGG. 
Kammergericht Berlin, 18. Dezember 1914. — Bd. 14 S. 105. 


Die evangeliſche Arbeiterfrau Friederike K. hat t vor Eingehung ihrer 
Ehe ein Kind Erna außerehelich geboren, dem der Stiefvater ſeinen Namen 
(K.) erteilte (8 1706 Abſ. 2 BGB.). Als Vormund des Kindes, das im 
Haushalte ſeiner Mutter in O. aufwuchs, wurde auf Vorſchlag des dortigen 
Waiſenrats M. in O. vom Amtsgerichte beſtellt. Auf Anregung desſelben 
Waiſenrats und des Vormundes beſchloß das Amtsgericht unter Hinweis 
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auf Art. 17 Pr§yGG., 88 1%38, 1707 BGB., daß die Minderjährige von 
ihrer Mutter mit Gewalt fortgebracht und dem Eiſendreher J. in O., dem 
Erzeuger des Kindes, zur Erziehung überwieſen werde. J. iſt katholiſcher 
Konfeſſion. | 

Nunmehr beſchwerte fich der evangeliſche Pfarrer W. in O. als zu⸗ 
ſtändiger Geiſtlicher dagegen, daß das evangeliſche Kind einer rein katholi⸗ 
ſchen Familie zur Erziehung überwieſen ſei. Gleichzeitig beantragte er 
auch die Entlaſſung des Vormundes, da dieſer die religiöſen Intereſſen 
ſeines Mündels nicht wahrnehme. Das Vormundſchaftsgericht lehnte die 
Entlaſſung des Vormundes ab. Auch hiergegen legte der Pfarrer Be⸗ 
ſchwerde ein. Das Landgericht erließ einen Beſchluß, daß es die amts⸗ 
gerichtlichen Entſcheidungen aufhob, die Angelegenheit dem Amtsgerichte 
zur nochmaligen Erörterung überwies und den Vormund ſeines Amtes 
entſetzte. Gegen dieſen Beſchluß hat der Waiſenrat in O. weitere Beſchwerde 
eingelegt: Der Vormund ſei nicht katholiſch, ſondern evangeliſch; er werde 
für die evangeliſche Erziehung des Mündels jorgen. Gegen den Unter⸗ 
bringungsbeſchluß ſei, ſoweit er die Trennung des Kindes von ſeiner Mutter 
und ſeine Unterbringung in einer anderen Familie anordne, Beſchwerde 
vom Pfarrer gar nicht erhoben worden. Inſoweit habe der Beſchluß daher 
nicht aufgehoben werden dürfen. Im übrigen ſei J. trotz ſeiner katholiſchen 
Religion zur Erziehung des Kindes geeignet. 

Die weitere Beſchwerde iſt, ſoweit ſie ſich auf die Entlaſſung des Vor⸗ 
mundes bezog, abgewieſen, im übrigen iſt die Sache zur anderweiten Ent⸗ 
ſcheidung ans Landgericht zurückverwieſen worden: | 

I. Der Gemeindewaiſenrat beſchwerte fich dagegen, daß der von ihm 
vorgeſchlagene Vormund entlaſſen, ſowie dagegen, daß der amtsgerichtliche 
Unterbringungsbeſchluß aufgehoben worden iſt. Nach beiden Richtungen 
verſagt das Beſchwerderecht aus 8 20 FGG. Nach dieſer Vorſchrift ſteht 
die Beſchwerde jedem zu, „deſſen Recht“ durch die angefochtene Entſcheidung 
beeinträchtigt iſt. Unter dieſem „Recht“ iſt ein eigenes, ſubjektives des 
Beſchwerdeführers zu verſtehen. Der Gemeindewaiſenrat hat nun zwar 
dem Vormundſchaftsgerichte Perſonen vorzuſchlagen, die ſich im einzelnen 
Falle zum Vormund eignen ($ 1849 BGB.), er hat jedoch kein eigenes 
„Recht“ darauf, daß die von ihm vorgeſchlagene Perſon auch Vormund 
wird oder bleibt. Das Vormundſchaftsgericht hat nur den Gemeindewaiſen⸗ 
rat anzuhören ($ 1779 Abſ. 1 BGB.), ohne an deſſen Vorſchlag gebunden 
zu ſein. Durch die Entlaſſung des vom Waiſenrate vorgeſchlagenen Vor⸗ 
mundes wird daher das „Recht“ der Vorſchlagsbehörde nicht beeinträchtigt 
(KG J. 36 A S. 32, 33). Ebenſo liegt zweifellos keine Beeinträchtigung eines 
eigenen Rechtes des Gemeindewaiſenrats darin, daß das Landgericht die 
vom Vormundſchaftsgericht angeordnete anderweite Unterbringung des 
Mündels aufgehoben hat. | | 

II. Mangels anderweiter Vorſchriften, die in Betracht kommen könnten, 
würde das Beſchwerderecht des Gemeindewaiſenrats im vorliegenden Falle 
nur auf $ 59 Nr. 9 GG. geſtützt werden können. Nach dieſer Vorſchrift 
ſteht die Beſchwerde zu 5 

„gegen eine Verfügung, die eine Entſcheidung über eine die Sorge für 
die Perſon des Kindes oder des Mündels betreffende Angelegenheit ent⸗ 
Blätter f. Rechtspfl. LXIII. N. F. XLIII. Freiw. Gerichtsbark. 6 
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hält, jedem, der ein berechtigtes Iutereſſe hat, dieſe Ange egenheit 
wahrzunehmen“. y 
Hiernach ſetzt das Beſchwerderecht voraus: 
1. daß die angefochtene Entſcheidung über eine die Sorge für die 
. Perſon des Mündels betreffende Angelegenheit ergangen iſt; 
5 2. daß der Beſchwerdeführer ein berechtigtes Intereſſe hat, dieſe An- 
gelegenheit wahrzunehmen; 
3. daß der Beſchwerdeführer tatſächlich auch das Intereſſe de 3 
Mündels, nicht fein eigenes oder das eines Dritten wahrnehmen 
will (KGG J. 36 A, 34; 43, 45). 
Die Vorausſetzungen zu 1 und 3 find gegeben. Daß die Auswahl 
und die Entlaſſung eines Vormundes, obwohl ſie zugleich auch die Ver⸗ 
mögensangelegenheiten des Mündels betrifft, zu den die Sorge für die 
Perſon des Mündels betreffenden Angelegenheiten gehört, hat das Kammer⸗ 
gericht in Uebereinſtimmung mit der in der Literatur herrſchenden Meinung 
in konſtanter Rechtſprechung angenommen. Daß ferner die Anordnung 
der anderweiten Unterbringung des Mündels zum Zwecke feiner Erziehung 
die perſönlichen Angelegenheiten des Mündels betrifft, iſt nicht zweifelhaft. 
| Ebenſo geht aus der Begründung der weiteren Beſchwerde zweifelsfrei 
> hervor, daß der Gemeindewaiſenrat die Intereſſen des Mündels wahr⸗ 
a nehmen till. 
Bezüglich der Vorausſetzung zu 2 gilt jedoch folgendes: In der Lite⸗ 
ratur findet ſich mehrfach die Auffaſſung, das Beſchwerderecht aus 8 57 
Nr. 9 ſtehe jedem zu, dem das perſönliche Wohl des Mündels am Herzen 
liegen müſſe oder der ein berechtigtes Intereſſe daran habe, für das per⸗ 
ſönliche Wohl des Kindes einzutreten. Entſprechend dieſer Auffaſſung hat 
das Kammergericht in einem Beſchluſſe vom 9. Juli 1900 den Rechtsſatz 
aufgeſtellt, der Gemeindewaiſenrat ſei zur Einlegung der Beſchwerde gegen 
eine Entſcheidung berechtigt, „die ſich auf Angelegenheiten betreffend die 
Sorge für die Perſon der Mündel oder unter elterlicher Gewalt ſtehender 
Kinder bezieht“. Ebenſo findet ſich in einem Beſchluſſe des Kammergerichts 
vom 31. Januar 1907 der Satz, daß, weil eine Maßnahme aus 8 1666 
Abſ. 2 BGB. eine die Fürſorge für die Perſon des Kindes betreffende An⸗ 
gelegenheit darſtelle, gegen die Ablehnung einer ſolchen Maßregel dem Ge⸗ 
meindewaiſenrate die Beſchwerde aus 8 57 Nr. 9 FGG. zuſtehe. Dieſer Stand- 
punkt, wonach es nur im allgemeinen darauf ankomme, daß der Beſchwerde⸗ 
führer ein berechtigtes Intereſſe habe, perſönliche Angelegenheiten des 
Mündels wahrzunehmen, ohne daß die Art der gerade in Frage ſtehen⸗ 
den perſönlichen Angelegenheit entſcheidend ſei, kann jedoch nicht als zu⸗ 
treffend erachtet werden. 
Schon der Wortlaut des $ 57 Nr. 9 ſpricht dafür, daß ein berechtigtes 
Intereſſe, in perſönlichen Angelegenheiten des Mündels mitzuſprechen, nicht 
genügt, daß vielmehr das berechtigte Intereſſe ſich gerade auch auf die 
Angelegenheit beziehen muß, die Gegenſtand der vormundſchaftsgerichtlichen 
Verfügung iſt, welche angefochten werden ſoll. Die Entſtehungsgeſchichte 
dieſer Vorſchrift ſpricht gleichfalls für dieſe Auffaſſung. § 57 Ziff. 9 ver⸗ 
dankt ſeine Entſtehung der Reichstagskommiſſion. Hier war der Vorſchlag 
gemacht worden, in Vormundſchaftsſachen allgemein oder doch in den die 
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Perſon des Kindes (Mündels) betreffenden Angelegenheiten die Popular⸗ 
beſchwerde zuzulaſſen. Insbeſondere war hervorgehoben worden, es müſſe 
dem Lokalſchulinſpektor und dem Pfarrer, entſprechend der früheren preußiſch⸗ 
rechtlichen Praxis, das Beſchwerderecht gegeben werden. Dieſer weiten 
Ausdehnung des Beſchwerderechts widerſprach jedoch mit Erfolg ein Bundes⸗ 
ratsvertreter mit der Begründung: Der Antrag gehe zu weit, da in ihm 
weder die Verausſetzung, 

„daß die Beſchwerde im Intereſſe des Mündels erhoben, noch der Um⸗ 

ſtand, daß ein berechtigtes Intereſſe, in der fraglichen Angelegenheit 

als Beſchwerdeführer aufzutreten, vorliegen müſſe, zum Ausdruck ge⸗ 
kommen“ ſei (Hahn⸗Mugdan a. a. O. 142). 
Dieſe unwiderſprochene Ansführung gab Veranlaſſung zur Stellung eines 
neuen Antrags, durch den „ein berechtigtes Intereſſe“ als Vorausſetzung 
des erweiterten Beſchwerderechts gefordert wurde. Auf die Gegenvor⸗ 
ſtellung, daß jedenfalls für die Vermögensangelegenheiten des Mündels 
ein derart erweitertes Beſchwerderecht zu weit gehe, wurde einſtimmig ein 
Antrag angenommen, der folgende Faſſung vorſchlug: 

„Die Beſchwerde ſteht in den die Sorge für die Perſon des Kindes oder 

des Mündels betreffenden Angelegenheiten jedem zu, der ein berechtigtes 

Intereſſe hat, dieſe Angelegenheiten wahrzunehmen.“ 
Dieſe Faſſung ſtellt das „berechtigte Intereſſe“ nicht auf die konkrete An⸗ 
gelegenheit. ab; der Kommiſſionsbericht ergibt jedoch mit keinem Worte, 
daß man von der Auffaſſung des Bundesratsvertreters inſoweit habe ab⸗ 
weichen wollen. Demnächſt änderte dieſelbe Kommiſſion die von ihr ein⸗ 
ſtimmig beſchloſſene Faſſung aus lediglich redaktionellen Gründen in die 
Faſſung ab, in welcher die Vorſchrift als 8 57 Nr. 9 Geſetz geworden ift. 
Das Plenum nahm dieſe Faſſung ohne Diskuſſion an (Hahn⸗Mugdan a. a. O. 
S. 174, 200, 212). 

Nach biefer Entſtehungsgeſchichte kann feſtgeſtellt werden, daß die 
Reichstagskommiſſion, deren Auffaſſung vom Plenum des Reichstags en bloc 
gebilligt wurde, gerade dem vom Bundesratsvertreter geäußerten Geſichts⸗ 
punkte Rechnung trug. Denn ſie billigte ſeine Auffaſſung hinſichtlich der 
entſcheidenden Bedeutung der konkreten Angelegenheiten; die von ihr end⸗ 
gültig redigierte Faſſung unterſchied ſich von der vorher einſtimmig an⸗ 
genommenen gerade dadurch, daß das „berechtigte Intereſſe“ auf die kon⸗ 
krete Angelegenheit abgeſtellt wurde; man war ſich alſo bewußt, gerade 
dies zum Ausdruck zu bringen, und ließ dieſe Faſſung Geſetz werden. 

Dieſe durch Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte getragene Auffaſſung 
entſpricht auch allein dem Zwecke des 8 57 Nr. 9: Das berechtigte Intereſſe 
kann vernünftigerweiſe nur dann das Beſchwerderecht begründen, wenn es 
durch die Ablehnung oder Erlaſſung einer gerichtlichen Entſcheidung berührt 
wird, d. h. wenn die Entſcheidung in ſeine Intereſſenſphäre eingreift, ebenſo 
wie es bei dem „rechtlichen Intereſſe“ (8 57 Nr. 3) darauf ankommt, ob 
die Rechtsſphäre durch die Entſcheidung unmittelbar berührt wird. Iſt 
z. B. dem Vormunde die Sorge für die religiöſe Erziehung des Mündels 
gemäß $ 1801 entzogen und zur Wahrnehmung dieſes Rechtes ein Pfleger 
beſtellt, fo hat zwar der Pfleger ein berechtigtes Intereſſe, die religibſe 
Erziehung des Mündels wahrzunehmen. Dies iſt aber nur 5 ä 


5 * 
bi 


J, 


= 


aus den „die Sorge für die Perſon des Mündels betreffenden Angelegen⸗ 
heiten“, und es fehlt an jedem vernünftigen Grunde, ein berechtigtes In⸗ 
tereſſe dieſes Pflegers auch zur Wahrnehmung der die körperliche Pflege 
des Mündels betreffenden Angelegenheiten anzuerkennen, es ſei denn, daß 
aus beſonderen Gründen des Einzelfalls, wie Verwandtſchaft uſw., ein 
ſolches Intereſſe zuzubilligen wäre. In einem umgekehrten Falle, wo einem 
Vormunde bei ſeiner Beſtellung gleichzeitig die Sorge für die religiöſe Er⸗ 
ziehung gemäß § 1801 BGB. entzogen wurde, hatte das Kammergericht 
allerdings dem Vormund ein Recht der Beſchwerde gegen dieſe Beſchränkung 
auf Grund des § 57 Nr. 9 zugebilligt (RJ A. 12, 173). Aber dies geſchah 
in der Erwägung, daß die Sorge für die religiöſe Erziehung in das dem 
Vormunde zuſtehende ſonſtige Perſonenſorgerecht in mannigfacher Weiſe 
eingreife. Das Beſchwerderecht wurde hier alſo deshalb bejaht, weil ein 
berechtigtes Intereſſe zur Wahrnehmung gerade derjenigen Angelegenheit 
anerkannt wurde, die Gegenſtand der angefochtenen Verfügung war. Auf 
demſelben Standpunkte ſtehen die Entſcheidungen des Kammergerichts. 
Insbeſondere hebt Unger (33 P. 37, 429—431) hervor, das Beſchwerde⸗ 
recht einer Behörde aus § 57 Nr. 9 ſetze voraus, daß die Behörde eine 
Pflicht der Fürſorge habe, und daß dieſe „mit der betreffenden Angelegen⸗ 
heit eng zuſammenhänge“ (zu vergl. auch OLG. 2, 347; RIA. 13, 73). 

Das Beſchwerderecht aus 8 57 Nr. 9 FGG. erfordert hiernach, daß 
das berechtigte Intereſſe ſich nicht nur allgemein oder im Ausſchnitt auf 
die die Sorge für die Perſon betreffenden Angelegenheiten erſtreckt, ſondern 
daß es auch von der Entſcheidung betroffen wird, die angefochten werden ſoll. 

III. Was das Beſchwerderecht des Gemeindewaiſenrats aus 8 57 
Nr. 9 angeht, ſo wird die ein ſolches Recht allgemein verneinende Anſicht 
von der herrſchenden Meinung nicht geteilt. Insbeſondere hat das Kammer⸗ 
gericht in ſtändiger Rechtſprechung ein ſolches Recht grundſätzlich bejaht. 
Hier fragt es ſich nur, ob das berechtigte Intereſſe des Gemeindewaiſen⸗ 
rats, perſönliche Intereſſen der Mündel ſeines Bezirks wahrzunehmen, durch 
die angefochtene landgerichtliche Entſcheidung betroffen wird. Dies iſt in⸗ 
ſoweit, als das Landgericht den Unterbringungsbeſchluß des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts aufhob, der Fall, nicht dagegen inſoweit, als es den Vor⸗ 
mund aus dem Amte entließ. 

1. Nach 8 1850 BGB. hat der Gemeindewaiſenrat darüber zu wachen, 
daß den in ſeinem Bezirke ſich aufhaltenden Mündeln die nötige Erziehung 
und Pflege zuteil werde, ihm iſt auch hinſichtlich der unter elterlicher 
Gewalt ſtehenden Kinder im § 1675 BGB. die Verpflichtung auferlegt, dem 
Vormundſchaftsgericht Anzeige zu machen, wenn ein Fall zu ſeiner Kennt⸗ 
nis kommt, in dem das Vormundſchaftsgericht zum Einſchreiten berufen 
iſt. In Erfüllung dieſer das Vormundſchaftsgericht unterſtützenden Aufſichts⸗ 
pflicht hatte der Gemeindewaiſenrat die Entlaſſung der Mutter als Vor⸗ 
münderin und die anderweite Unterbringung des Kindes betrieben. Nach 
beiden Richtungen hatte das Vormundſchaftsgericht ſeinen Anregungen 
ſtattgegeben. Indem das Landgericht den Unterbringungsbeſchluß aufhob, 
entſchied es in einer Angelegenheit, die im Intereſſe des Kindes wahrzu⸗ 
nehmen, der Waiſenrat ein berechtigtes Intereſſe hatte. Allerdings hat er 
bei Kindern, die unter Vormundſchaft ſtehen, in erſter Linie über die Tätig⸗ | 
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keit der Vormünder zu wachen ($ 1850 Satz 1 BGB.); aber er hat doch 
auch unabhängig hiervon um das perſönliche Ergehen und das Verhalten 
der Mündel unmittelbar ſich zu bekümmern, wie aus § 1850 Satz 2 BGB. 
hervorgeht. Er hat hiernach das perſönliche Wohl der Mündel ſeines 
Bezirks fortlaufend zu überwachen. Ob er, wenn das Mündel elternlos 
wäre, den den amtsgerichtlichen Unterbringungsbeſchluß aufhebenden land⸗ 
gerichtlichen Beſchluß mit Rückſicht darauf, daß der Vormund für die 
anderweite Unterbringung des Mündels zu ſorgen und nur im Notfall ihn 
das Vormundſchaftsgericht hierin zu unterſtützen hat, anfechten könnte, 
kann dahingeftellt bleiben. Denn im vorliegenden Falle hat der Vormund, 
ſoweit der Mutter die Sorge für die Perſon ihres Kindes zuſteht, gemäß 
Ss 1707 BGB. nur die rechtliche Stellung eines Beiſtandes. Er kann alſo. 
die anderweite Unterbringung des Kindes gegen den Willen der perſonen⸗ 
ſorgeberechtigten Mutter nicht durchſetzen. Dies iſt nur durch Anordnung 
des Vormundſchaftsgerichts und unter den Vorausſetzungen des 8 1666 BGB. 
durchführbar ($ 1838 BGB.). Hier kann der Waiſenrat, wenn er in der 
Ausübung feiner Aufſichts⸗, Fürſorge⸗ und Anzeigepflicht zur Vermeidung 
von Schädigungen des Kindes deſſen Trennung von der Mutter für erforder⸗ 
lich erachtet, bei Widerſpruch der Mutter nicht auf den Vormund ein⸗ 
wirken; er hat vielmehr eine Anordnung des Vormundſchaftsgerichts aus 
88 1838, 1666 BGB. zu erwirken. Die Aufhebung dieſer vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Anordnung durch das Landgericht betraf daher das berechtigte 
Intereſſe des Waiſenrats, perſönliche Angelegenheiten der Kinder ſeines Be⸗ 
Zzirks wahrzunehmen. Inſoweit war das Beſchwerderecht zu bejahen. 

2. Die Entlaſſung des Vormundes, über die der Waiſenrat ſich gleich⸗ 
falls beſchwerte, betrifft zwar auch, wie zu II hervorgehoben, die Sorge 
für die Perſon des Mündels. Wie der Senat jedoch bereits in dem im 
KJ. 36 A, S. 34, 35 abgedruckten Beſchluß ausgeführt hat, liegt eine der⸗ 
artige Beſchwerde im allgemeinen nicht im Intereſſe des Mündels, da ſie 


die notwendige Beſtellung eines neuen (oder des früheren) Vormundes 


verzögert, und da regelmäßig der Mündel kein Intereſſe daran hat, daß 
gerade der vom Waiſenrate vorgeſchlagene und nicht ein anderer, vom 
Vormundſchaftsgericht ausgewählter, Vormund beſtellt wird. Grundſätzlich 
iſt daher davon auszugehen, daß der Waiſenrat bei derartigen Beſchwerden 
nur ſein eigenes Intereſſe wahrnimmt. Nur wenn beſondere Umſtände 
dargetan werden oder erſichtlich ſind, aus denen hervorgeht, daß die Be⸗ 
ſtellung gerade des vom Waiſenrate vorgeſchlagenen Vormundes im In⸗ 
tereſſe des Mündels liegt, könnte angenommen werden, daß mit der Be⸗ 
ſchwerde das Mündelintereſſe wahrgenommen werden ſoll. Dieſe für die 
Ablehnung der Beſtellung des vom Waiſenrate vorgeſchlagenen Vormundes 
im KGJ. 36 A, S. 34, 35 aufgeſtellten Grundſätze gelten auch im vorliegenden 
Falle, wo der Vormund nur kurze Zeit im Amte war, Vermögen nicht zu - 
verwalten iſt und es ſich im weſentlichen nur um die anderweite Unter⸗ 
bringung des Kindes gehandelt hatte, alſo nicht geltend gemacht werden 
kann noch wird, daß die während der Amtsdauer des Vormundes aufge⸗ 
wendete Mühe und geſammelten Erfahrungen die Beibehaltung des bereits 
tätig gewordenen Vormundes im Gegenſatze zu der Ernennung eines neuen 
geeigneten Vormundes im Mündelintereſſe liege. Das Beſchwerderecht 
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des Unterbringungsbeſchluſſes wendet, war das Beſchwerderecht zu bejahen. 
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verſagt daher, weil die weitere Beſchwerde nicht 2505 als im Mundel 
intereſſe eingelegt erachtet werden kann. 

Bei dieſer Sachlage kann es dahingeſtellt bleiben, ob dem Waisen 
rate, der als Hilfsorgan des Vormundſchaftsgerichts über die Amtsführung 
der Vormünder und die Erziehung und Pflege der Kinder ſeines Bezirks 
zu wachen hat, nicht aber über das Vormundſchaftsgericht geſetzt iſt, über⸗ 
haupt ein berechtigtes Intereſſe zuerkannt werden kann, die (gerichtliche) 
Angelegenheit der Auswahl und Entlaſſung eines Vormundes im Beſchwerde⸗ 
wege wahrzunehmen. Es kann auch dahingeſtellt bleiben, ob 8 57 Abſ. 2 FG. 
dem Beſchwerderecht entgegenſteht, d. h. ob der Vormund „gegen ſeinen 
Willen“ entlaſſen worden iſt, in welchem Falle ihm die ſofortige Beſchwerde 
zugeſtanden hätte (8 60 Nr. 8 daſ.; trotz an ihn erfolgter Zuſtellung des 
landgerichtlichen Beſchluſſes hat der Vormund ein Rechtsmittel nicht ein⸗ 
gelegt). 

IV. Hiernach war die weitere Beſchwerde des Waiſenrats, ſoweit ſie 
ſich gegen die Entlaſſung des Vormundes richtet, wegen mangelnden Be⸗ 
ſchwerderechts zurückzuweiſen. Soweit ſie ſich dagegen gegen die Aufhebung 


Das Rechtsmittel mußte auch Erfolg haben. 
Denn der Umſtand, daß nach dem hier anwendbaren Preuß. Allgem. 
Landrecht das uneheliche Kind den dem Glaubensbekenntniſſe ſeiner Mutter 
entſprechenden Religionsunterricht, im vorliegenden Falle alſo evangeliſchen 
Religionsunterricht zu erhalten hat, erfordert nicht, daß das Kind unbe⸗ 
dingt in einer Familie desſelben Bekenntniſſes untergebracht werden müſſe. 
Nötig iſt nur, daß das Kind vom Beginne ſeiner Schulpflicht an — dieſe 
iſt noch nicht eingetreten — evangeliſchen Religionsunterricht erhält. Nur 
wenn aus beſonderen Gründen nach Lage des Falles anzunehmen iſt, daß 
das Kind durch Unterbringung in der katholiſchen Familie J. in ſeinen 
religiöſen Anſchauungen verwirrt werden oder daß man ſogar dort danach 
trachten würde, das Kind dem katholiſchen Glauben zuzuführen, wäre ein 
gerichtliches Einſchreiten geboten (zu vergl. über die Grundſätze KGJ. 37 A 
S. 75, 78; 40, 14). 
Ablehnung der Uebernahme einer Pflegſchaft; Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
mittels der Beſchwerde gegen die dem erſuchenden Gerichte gegenüber aus⸗ 
geſprochene Ablehnung. 

8 46 FGG. 
Kammergericht Berlin, 19. März 1915. — Bd. 14 S. 112. 
Das Amtsgericht in Hg. hat dem S. und ſeiner Frau die Sorge für 
die Perſon ſeiner minderjährigen Kinder entzogen und ihnen zur Wahr⸗ 
nehmung der den Eltern entzogenen Rechte einen Pfleger beſtellt. Auf 
das Erſuchen desſelben Gerichts übernahm das Amtsgericht in H., in deſſen 
Bezirke die minderjährigen Kinder untergebracht waren, die Weiterführung 
der Sache und beſtellte nach Entlaſſung des bisherigen Pflegers den Paſtor M. 
zum Pfleger. 
Auf eine Anregung des S. erſuchte das Amtsgericht in H. im Ein⸗ 
verſtändniſſe mit dem Pfleger das Amtsgericht in Hg. um Uebernahme der 
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Sache, dieſes lehnte aber die Uebernahme ab. Das Amtsgericht in H. 
machte hiervon dem S. Mitteilung. Gegen die Ablehnung der Uebernahme 
legte S. Beſchwerde ein, die zurückgewieſen wurde. | 
Der weiteren Beſchwerde ift der Erfolg mit der Begründung verſagt 
worden, daß das Landgericht, ohne in eine ſachliche Prüfung der Beſchwerde 
einzutreten, dieſe als unzuläſſig hätte verwerfen ſollen. Hierzu führt das 


Kammergericht aus: 


Das Amtsgericht in H. hat mit Zuſtimmung des Pflegers das Amts⸗ 
gericht in Hg. erſucht, die Pflegſchaft zu übernehmen; das Amtsgericht 
in Hg. hat dieſe Uebernahme abgelehnt. Es liegen alſo die Vorausſetzungen 
vor, unter denen in Ermangelung einer Einigung der beteiligten Gerichte 
gemäß 5 46 Abſ. 2 FGG. das gemeinſchaftliche obere Gericht darüber zu 
entſcheiden hat, ob ein wichtiger Grund zur Abgabe der Pflegſchaft an 
das Amtsgericht in Hg. vorliegt und demgemäß dieſes Gericht gehalten iſt, 
die Pflegſchaft zu übernehmen. Da die Amtsgerichte in H. und Hg. zum 
Bezirke desſelben Oberlandesgerichts gehören, jo ſteht im Sinne des $ 46 
Ab). 2 FGG. dieſem die Entſcheidung zu. Aus Anlaß der vorliegenden 
weiteren Beſchwerde iſt nun darüber zu entſcheiden, ob auch dann, wenn 
die tatjächlichen Vorausſetzungen vorliegen, unter denen das gemeinſchaft⸗ 
liche obere Gericht auf Grund des § 46 Abſ. 2 zu einer Entſcheidung be⸗ 
rechtigt und verpflichtet iſt, dennoch ein Dritter die gegenüber dem abgabe⸗ 
bereiten Gericht erklärte und dem Dritter nur mitgeteilte Uebernahme⸗ 
verweigerung des erſuchten Gerichts im Beſchwerdewege (85 19 ff. FGG.) 
durch Anrufung der dem erſuchten Gericht übergeordneten Inſtanzen an⸗ 
fechten kann. Dieſe Frage iſt zu verneinen. ö 

Schon unter der Herrſchaft der früheren preußiſchen Vormundſchafts⸗ 
ordnung vom 5. Juli 1875, deren 89 dem 8 46 FGG. zum Vorbilde gedient 
hat, iſt die Frage erörtert worden, ob ein Beteiligter die Verweigerung 
der Abgabe oder Uebernahme einer eingeleiteten Vormundſchaft mit der 
Beſchwerde und weiteren Beſchwerde anzufechten befugt ſei. Das Kammer- 
gericht (KGJ. 17, 3) hat dieſe Frage bejaht, während Hergenhahn (KGJ. 
11, 439) auszuführen verſucht hat, daß die Ablehnung der Uebernahme 
deshalb der Uebernahme der Beſchwerde nicht unterliegen könne, weil dabei 
von einer Anordnung des Vormundſchaftsgerichts nicht die Rede ſein könne. 
Gegen dieſe Meinung hat ſich bereits a. a. O. die Redaktion des Jahrbuchs 
in einer Anmerkung gewendet, und Schultzenſtein (33 P. 26 S. 200, 201) iſt 
dem beigetreten mit der Begründung, daß das Amtsgericht im Falle der 
Ablehnung der Uebernahme gleichfalls in ſeiner Eigenſchaft als Vormund⸗ 
ſchaftsgericht handle und dieſe Ablehnung ſich als eine mit der Beſchwerde 
anfechtbare Verfügung darſtelle. Dieſer Meinung iſt auch für das jetzt 
geltende Recht unbedenklich beizutreten, und es kann hiernach keinem Zweifel 
unterliegen, daß, wenn z. B. ein Dritter bei dem Vormundſchaftsgericht 
anregt, die Vormundſchaft oder Pflegſchaft an ein anderes Gericht abzugeben, 
oder wenn der Dritte bei einem anderen Gerichte vorſtellig wird, mit dem 
Vormundſchaftsgerichte wegen Uebernahme der Vormundſchaft oder Pflege⸗ 
ſchaft in Verbindung zu treten, der Dritte, wenn im übrigen ſein Beſchwerde⸗ 
recht, ſei es aus 8 20 oder 8 57 Nr. 9 GG. anzuerkennen iſt, die Befugnis 
hat, die Verfügung des angerufenen Gerichts, die ihm gegenüber es ablehnt, 
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der Anregung Folge zu geben, mit der Beſchwerde und weiteren Beſchwerde 
anzufechten (zu vergl. Wellſtein, FGG. 2. Aufl., Anm. 4 zu § 46). Desgleichen 
kann es keinem Bedenken unterliegen, daß die unter allſeitiger Zuſtimmung 
beſchloſſene Abgabe einer Sache von einem im übrigen Beſchwerdeberechtigten 
im Beſchwerdewege angefochten werden kann (zu vergl. Weißler, Kommentar 
zum FGG. Anm. 2 zu 8 46), wobei es hier dahingeſtellt bleiben mag, ob 
die Beſchwerde nur gegen die Abgabeverfügung des Vormundſchaftsgerichts 
oder auch, wie vom Oberlandesgerichte Dresden (RIA. 11, 166 — KGJ. 
43 A 277) angenommen wird, gegen die Bereiterklärung des um die 
Uebernahme erſuchten Gerichts zuläſſig iſt (zu vergl. hierüber Schlegelberger, 
Geſetze über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 2. Aufl., 
Anm. 8 zu § 46). Dasſelbe hat zu gelten, wenn die Abgabe und Ueber⸗ 
nahme ohne die im $ 46 Abſ. 1 vorgeschriebene Zuſtimmung des Vormundes 
oder Pflegers erfolgt ſein ſollte, denn es liegt in dieſen Fällen zum mindeſten 
eine beſchwerdefähige Verfügung des mit der Bearbeitung der Vormund⸗ 
ſchaft oder Pflegſchaft bisher befaßt geweſene Vormundſchaftsgerichts vor, 
die der Anfechtung im geordneten Rechtsmittelzuge durch keine geſetzliche 
Vorſchrift entzogen iſt. Anders liegt aber die Sache, wenn der Tatbeſtand 
des $ 46 Abſ. 2 FGG. vorliegt, wenn alſo ein Gericht gegenüber dem bis⸗ 
herigen Vormundſchaftsgerichte die Weigerung der Uebernahme⸗ erklärt hat 
oder wenn der Vormund ſich weigert, feine Zuſtimmung zu der beab- 
ſichtigten Abgabe und Uebernahme der Sache zu erteilen. Für dieſen 
Fall iſt das im 8 46 Abſ. 2 vorgeſchriebene Verfahren vorgeſehen, welches 
beim Vorliegen eines wichtigen Grundes, oder wenn auch nur das Vor⸗ 
liegen eines ſolchen wichtigen Grundes behauptet wird, von Amts wegen 
Platz greift und damit die Anrufung jeder weiteren Inſtanz erübrigt, aber 
auch ausſchließt. Denn es muß in dieſem Falle als der Wille des Geſetzes 
angeſehen werden, daß die Entſcheidung über die Abgabe und Uebernahme 
ausſchließlich einer Inſtanz zuſtehen ſoll, die über den in Betracht kommenden 
Gerichten ſteht und daher die Geſetz⸗ und Zweckmäßigkeit der beabſichtigten 
Maßnahme nicht von dem einſeitigen Standpunkte des einen oder andern 
Gerichts, ſondern unter Würdigung aller in Betracht kommenden Verhält⸗ 
niſſe nachzuprüfen und darüber zu entſcheiden berufen ſein ſoll. Die gegen⸗ 
teilige Auffaſſung würde die Zulaſſung einer Häufung von Inſtanzen be⸗ 
deuten, die gerade durch die Vorſchrift des 8 46 Abſ. 2 vermieden werden 
ſoll, und würde die Möglichkeit im Gefolge haben, daß, nachdem zwei oder 
mehr Inſtanzen im Beſchwerdeweg entſchieden haben, ſchließlich doch das 
gemeinſchaftliche obere Gericht zu entſcheiden hätte, wenn die Anrufung 
der Beſchwerdegerichte eine Einigung im Sinne des § 46 Abſ. 2 nicht 
herbeigeführt hätte. Es würde auch ein wenig befriedigendes Ergebnis ſein, 
wenn ein Oberlandesgericht, das zugleich das Gericht der weiteren Beſchwerde 
und das gemeinſchaftliche obere Gericht iſt (wenn z. B. zwei zum Bezirke des 
Kammergerichts oder verſchiedener preußiſcher Oberlandesgerichte gehörige 
Amtsgerichte beteiligt find), veranlaßt wäre, die weitere Beſchwerde, weil 
darin eine Geſetzes verletzung (8 27 FGG.) nicht zu finden ſei, zurückzuweiſen, 
während es als gemeinſchaftliches oberes Gericht, weil es einen wichtigen 
Grund im Sinne des § 46 Abſ. 1 des Geſetzes als vorliegend erachtet, eine 
abweichende Entſcheidung zu fällen bereit und, da ihm der Sachverhalt 
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zu 180, Zee 


unterbreitet ift, auch in der Lage und verpflichtet iſt. Alle dieſe Umwege 
. and Schwierigkeiten haben, wie anzunehmen, durch die Schaffung des im 
§ 46 Abſ. 2 vorgeſehenen vereinfachten Inſtanzenzugs vermieden werden 
ſollen, und es iſt daher der Anſicht von Wellſtein a. a. O. Anm. 4 zu 8 46, 
die im Ergebnis auch von dem Oberlandesgerichte Jena (OLG. 1, 120), 
dem Oberlandesgerichte Dresden in dem vorgenannten Beſchluſſe (RIA. 
11, 166) und Joſef (Juriſtiſche Monatsſchrift für Poſen 1912 S. 75) geteilt 
wird, dahin beizutreten, daß das im § 46 Abſ. 2 geordnete Verfahren 
innerhalb ſeines Rahmens jedes Beſchwerderecht eines ſonſt Beteiligten 
ausſchließt. Dann war aber auch im vorliegenden Falle die Beſchwerde als 
Rechtsmittel nicht gegeben; denn das Amtsgericht in Hg. hat nur gegenüber 
dem Amtsgericht in H. die Uebernahme der Pflegſchaft abgelehnt, und der 
Beſchwerdeführer hat lediglich durch das Amtsgericht in H. von der Ent⸗ 
ſchließung des erſuchten Gerichts Kenntnis erhalten, ohne daß ihm daraus 
das Recht erwachſen iſt, die lediglich für den inneren Verkehr der beiden 
Gerichte in Betracht kommende und beſtimmte Ablehnung ſelbſtändig mit 
der Beſchwerde anzufechten. 


Pflegſchaft über Minderjährige zur Verwaltung des ihnen durch Teſtament 
ihres Vaters zugewandten Vermögens. Fortdauernde Befugnis der Mutter 
zur Vertretung der Kinder bei der Ausſchlagung der Erbſchaft. 

88 1630, 1638, 1684, 1909, 1948 BGB. 
Kammergericht Berlin, 16. April 1915. — Bd. 14 S. 115. 


Der Ehemann der Beſchwerdeführerin fiel 1914 im Kriege. Er hinterließ 
ein Teſtament, worin er ſeinen minderjährigen Sohn zum Alleinerben ein⸗ 
ſetzte, ſeiner Tochter ein Legat vermachte und ferner beſtimmte, daß das 
ſeinen Kindern zugewendete Vermögen der Verwaltung ihrer — damals 
bereits geſchiedenen — Mutter, der Beſchwerdeführerin, entzogen ſein ſollte. 
Zum Pfleger für die Verwaltung dieſes Vermögens berief er den Rechts⸗ 
anwalt C. Nachdem das Teſtament eröffnet und C. als Pfleger der 
beiden Kinder zur Verwaltung des ihnen durch das Teſtament zugewendeten 
Vermögens beſtellt war, beantragte die Beſchwerdeführerin beim Vormund⸗ 
ſchaftsgericht: 

a) eine urkundlich überreichte, von ihr als geſetzlicher Vertreterin 
ihres minderjährigen Sohnes Albrecht abgegebene Erbaus⸗ 
ſchlagungserklärung, inhalts deren ſie für den Sohn die Erbſchaft 
aus dem Teſtament ausſchlägt, vormundſchaftsgerichtlich zu ge⸗ 
nehmigen, | 

b) die Pflegſchaft aufzuheben, ſoweit es ſich um das dem Sohne 
nunmehr kraft Geſetzes anfallende Nachlaßvermögen handle. 

Der Antrag wurde abgelehnt. Auch die Beſchwerde wurde zurück⸗ 
gewieſen. Der weiteren Beſchwerde iſt inſoweit der Erfolg verſagt worden, 
als es ſich um die Aufhebung der Pflegſchaft handelte. 

Im übrigen iſt die Sache zur anderweiten Erörterung und Entſcheidung 
an das Landgericht zurückverwieſen worden: 

Die Legitimation der Beſchwerdeführerin zur Abgabe der Erbaus⸗ 
ſchlagerklärung namens ihres minderjährigen Sohnes ($ 1948 BGB.) iſt 
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vom Landgerichte zu Unrecht verneint worden. Allerdings iſt der eingeſetzte 
Pfleger, da er zur Verwaltung des Nachlaßvermögens berufen iſt (8 19 09 
Abſ. 1 BGB.), im Rahmen dieſes Verwaltungsrechts zugleich geſetzlicher 
Vertreter der Minderjährigen ($ 1630 Abſ. 1 BGB.), und inſoweit ift die 
Beſchwerdeführerin als Inhaberin der elterlichen Gewalt ($ 1684 BGB.) 
zur geſetzlichen Vertretung nicht befugt (88 1686, 1638 BGB.). Aber die 
Vertretung des Kindes in der Erklärung der Ausſchlagung der teſtamen⸗ 
tariſchen Erbfolge (8 1948 Abſ. 1 BGB.) fällt nicht in den Kreis jener der 
Mutter entzogenen geſetzlichen Vertretung. Allerdings liegt die Annahme 
nahe, daß die Mutter, da fie hinſichtlich des Nachlaßvermögens nicht geſetz⸗ 
liche Vertreterin iſt, die auf dieſen Nachlaß bezügliche Erbausſchlagungs⸗ 
erklärung namens des Kindes nicht abgeben könne. Da aber das Recht 
der Ausſchlagung der Teſtamentserbfolge auf dem Geſetze ($ 1948 BGB.) 
beruht, die Ausſchlagung ſich alſo außerhalb der teſtamentariſchen Rechte 
und gegen das Teſtament vollzieht, ſo will es nicht einleuchten, daß die Le⸗ 
gitimation des Ausſchlagenden beſchränkt werden könnte durch Anordnungen, 
die in dem Teſtamente liegen. Es kommt hinzu, daß die Ausſchlagung 
der Erbſchaft kein Akt der Vermögensverwaltung, ſondern ein Perſönlich⸗ 
keitsrecht des Erben iſt, was vorzugsweiſe für die Ausſchlagung nur der 
teſtamentariſchen Erbfolge durch den geſetzlichen Erben gilt, alſo für die 
Beſeitigung eines von zwei Berufungsgründen. Da anderſeits die dem 
Pfleger zugewieſene Verwaltung des Nachlaßvermögens (8 1909 Abſ. 1 Satz 2 
BGB.) nur eine Vermögensverwaltung ift und ſich begrifflich von der Ver⸗ 
waltung eines unter Lebenden zugewendeten Vermögens nicht unterſcheidet, 
ſo kann der Umſtand, daß das zu verwaltende Vermögen ein Nachlaß iſt, 
für den Verwaltungspfleger nicht mehr Rechte begründen, als ſie allgemein 
aus einer Vermögensverwaltungsbefugnis fließen. Mit dieſer Befugnis hat 
das perſönliche Recht des Erben zur Erbſchaftsausſchlagung nichts zu tun. 
Daher reicht die lediglich in der Verwaltung des Nachlaßvermögens begrenzte 
geſetzliche Vertretung zur Vertretung des Erben in der Ausſchlagung der 
Erbſchaft nicht aus (anders Staudinger, BGB. 7./8. Aufl., Anm. 3 Abſ. 3 
zu $ 1945, Anm. III 3 Abſ. 5 zu § 1943). Der Erblaſſer kann zwar für 
die Verwaltung der Erbſchaft eine Pflegſchaft vorſchreiben (88 1638, 1909 
Abſ. 1 BGG.), er kann jedoch das Ausſchlagungsrecht des Erben weder 
dem Grunde nach noch der Ausübung nach (d. h. ſeiner Ausübung durch 
den geſetzlichen Vertreter, der ohne Rückſicht auf die teſtamentariſche Pfleg⸗ 
ſchaftsanordnung vorhanden iſt) beſchränken. Inſoweit daher das Land⸗ 
gericht der Gewalthaberin dieſes Vertretungsrecht abſprach, mußte die Vor⸗ 
entſcheidung aufgehoben werden. f 


Annahme an Kindesſtatt. Zuläſſigkeit der Annahme des einzigen ehelichen 
Abkömmlings ihres einzigen ehelichen Kindes durch die Großmutter. 

8 1741 BGB. 

Oberſtes Landesgericht München, 22. September 1914. — Bd. 14 S. 120. 


Die Witwe B. hat die 1911 geborene Konradine Bg. durch Vertrag 
mit deren geſetzlichem Vertreter an Kindes Statt angenommen. Konradine Bg. 
iſt die eheliche Tochter der einzigen ehelichen Tochter der Witwe B. Sie 
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befindet fich, wie in dem Annahmevertrag erklärt ift, ſchon ſeit längerer 
Zeit ſtändig bei der Annehmenden, ihrer Großmutter. Das Amtsgericht M. 
hat zu dem Annahmevertrage die vormundſchaftliche Genehmigung erteilt 
Das Amtsgericht N. verweigerte die Beſtätigung des Annahmevert 
weil ein Enkelkind nach $ 1741 BGB. von der Großmutter nicht an Kindes⸗ 
ſtatt angenommen werden könne. Die ſofortige Beſchwerde der B., in der 
ſie darauf hinwies, daß die Konradine Bg. ihr einziges Enkelkind ſei, wurde 
zurückgewieſen. Auf die weitere Beſchwerde iſt die Sache dagegen zu neuer 
Entſcheidung ans Amtsgericht zurückverwieſen worden: 

In der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs wurde die Beſtimmung des 8 1602 Satz 1 nicht bean⸗ 
ſtandet. Streitig iſt, ob jemand ſeinen Enkel an Kindesſtatt annehmen 
kann, wenn er außer dieſem Enkel keinen anderen ehelichen Abkömmling hat. 


Wenn man ſich nur an den Wortlaut des $ 1741 Satz 1 BGB. hält, 
ſcheint es keinem Zweifel zu unterliegen, daß die Frage zu verneinen iſt. Denn 
wenn der 8 1741 Satz 1 dem, der keine ehelichen Abkömmlinge hat, erlaubt, 
durch Vertrag mit einem anderen dieſen an Kindesſtatt anzunehmen, ſo iſt 
unter dem „anderen“ eine Perſon zu verſtehen, die eben kein ehelicher Ab⸗ 
kömmling iſt. Allein der Wortlaut des $ 1741 Satz 1 drückt, wie in der 
Rechtslehre ſchon wiederholt bemerkt worden iſt (zu vergl. Opet⸗Blume, 

Familienrecht, Erl. zu $ 1741 BGB.; Müller, ArchgZivPrax. 95, 256 ff.), den 
Gedanken des Geſetzgebers nicht in ganz zuverläſſiger Weiſe aus. 


Dies iſt wenigſtens nach einer Richtung zweifellos. Denn nach dem 
Wortlaute des $ 1741 würde das Vorhandenſein eines legitimierten Kindes 
die Annahme an Kindesſtatt nicht ausſchließen, weil ein legitimiertes Kind 
zwar die Rechtsſtellung eines ehelichen Kindes erlangt (88 1719, 1736 BGB.), 

aber deshalb nicht ein eheliches Kind iſt, ſowenig als ein uneheliches Kind 
ein eheliches Kind ſeiner Mutter iſt, obgleich es dieſer gegenüber nach dem 
§ 1705 BGB. die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes hat. Aber auch, 
wer nur ein legitimiertes Kind hat, kann nicht einen anderen an Kindesſtatt 
annehmen. Das ergibt ſich überdies aus der im 8 1743 BGB. getroffenen 
Vorſchrift, daß das Vorhandenſein eines angenommenen Kindes einer 
weiteren Annahme an Kindesſtatt nicht entgegenſteht. Dieſe Ausnahme 
wäre überflüſſig, wenn im § 1741 Satz 1 unter die ehelichen Abkömmlinge 
diejenigen nicht zu begreifen wären, die nur die rechtliche Stellung eines ehe⸗ 
lichen Abkömmlings erlangt haben (zu vergl. Dittenberger im Arch ZivPrax. 95, 

451, Thieſing daſ. 91, 434). 
ö Blickt man auf den geſetzgeberiſchen Grund, warum das Vorhandenſein 
eines ehelichen Abkömmlings die Annahme an Kindesſtatt ausſchließt, ſo 
ergibt ſich, daß mit ihm der aus dem Wortlaute des 8 1741 Satz 1 zu 
folgernde Ausſchluß der Annahme des eigenen Enkels an Kindesſtatt, auch 
wenn der Anzunehmende der einzige eheliche Abkömmling des Annehmenden 
iſt, nicht vereinbar iſt. Die Vorſchrift, welche die Annahme an Kindesſtatt 
für den Fall des Vorhandenſeins eigener Abkömmlinge verbietet, bezweckt 
zu verhüten, daß die ehelichen Abkömmlinge verkürzt werden. Von einer 
ſolchen Verkürzung kann aber ſelbſtverſtändlich nicht die Rede ſein, wenn 
der Anzunehmende der einzige eheliche Abkömmling des Annehmenden iſt. 
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Deshalb darf unbedenklich angenommen werden, daß der Wortlaut 
des $ 1741 Satz 1 BGB. auch für dieſe Frage ungenau iſt. 

Es iſt Aufgabe des Richters, den wahren Sinn einer geſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift zu ermitteln, einen unvollſtändigen Ausdruck zu ergänzen oder einen 
Ausdruck, bei deſſen Wahl der Geſetzgeber ſich vergriffen hat, richtigzu⸗ 
ſtellen. Freilich darf der Richter bei Löſung dieſer Aufgabe der Geſetzes⸗ 
vorſchrift nicht einen Sinn beilegen, der mit den von dem Geſetzgeber ge⸗ 
brauchten Worten ſchlechterdings nicht zu vereinbaren ift.... Bei nicht 
völlig klaren Willenserklärungen des Geſetzgebers iſt derſelbe Weg geboten, 
der nach $ 133 BGB. bei Willenserklärungen von Privatperſonen einzu⸗ 


ſchlagen iſt, nämlich die Erforſchung des wirklichen Willens und die Nicht⸗ 


beachtung des buchſtäblichen Sinnes des Ausdrucks. Wenn der Wortlaut 
einer Geſetzesbeſtimmung zu einem unvernünftigen oder der Abſicht des 
Geſetzgebers offenſichtlich widerſtreitenden Ergebniſſe führt, ſo kann daraus 
geſchloſſen werden, daß die Vorſchrift, nach dem Buchſtaben angewendet, 
auf den zur Entſcheidung ſtehenden Fall nicht paßt, und daß eine Lücke, 
eine zu enge oder zu weite Faſſung des Geſetzes vorliegt. 


Geht man hiervon aus, ſo iſt klar, daß gegen den Zweck des Geſetzes 


nicht verſtoßen wird, wenn den Großeltern verſtattet wird, den einzigen 
ehelichen Abkömmling ihres einzigen ehelichen Kindes an Kindesſtatt anzu⸗ 
nehmen. Dazu kommt, daß für die Annahme des eigenen Enkels an Kindes⸗ 
ſtatt auch ein ſachlich gerechtfertigtes Bedürfnis beſtehen kann. Dies be⸗ 
weiſt gerade der vorliegende Fall, in welchem die Großmutter die Annahme 
ihrer Enkelin an Kindesſtatt anſtrebt, damit fie ihr, wenn fie von ihr auf- 
gezogen und unterhalten wird, nicht ſpäter von dem Vater nach deſſen 
Belieben entzogen wird. 

| Die Annahme des eigenen Enkels an Kindesſtatt haben auch nach⸗ 
weisbar die Verfaſſer des Entwurfs des Bürgerlichen Geſetzbuchs erſter 
Leſung für zuläſſig erachtet, denn ſie erwähnen an anderer Stelle (Motive 
4, 1051), bei der Berufung zur Vormundſchaft, in der Begründung zu 
8 1635 des Entwurfs — 8§ 1776 des Geſetzes — den Fall, daß der leib⸗ 
liche Großvater ſeinen Enkel an Kindesſtatt angenommen hat. Legte man 
§ 1741 BGB. fo aus wie das Landgericht, fo könnte hierbei nur die An⸗ 
nahme des Kindes der unehelichen Tochter oder die Annahme des unehelichen 
Kindes der verſtorbenen ehelichen Tochter in Betracht kommen. Nichts 
deutet darauf hin, daß nur dieſe Ausnahmefälle ins Auge gefaßt waren; 
auch bei den Kommiſſionsberatungen (zu vergl. Protokolle 4 S. 745 — 747) 
und in den geſetzgebenden Körperſchaften wurde kein Widerſpruch gegen die 
uneingeſchränkte Bemerkung der Motive laut. 

Der unehelichen Mutter iſt — wenigſtens nach der weit überwiegenden 
herrſchenden Anſicht (zu vergl. Kipp⸗Wolff, Familienrecht 1914 S. 344; Bergk, 
Familienrechtliche Streitfragen 1914 S. 5) — nicht verwehrt, ihr eigenes 
uneheliches Kind an Kindesſtatt anzunehmen, damit ſie ſich die volle recht⸗ 
liche Stellung einer ehelichen Mutter, insbeſondere die elterliche Gewalt 
über ihr uneheliches Kind, verſchaffe. Da man, wie ausgeführt, unter den 


ehelichen Abkömmlingen im Sinne des 8 1741 Satz 1 auch diejenigen ver⸗ 


ſtehen muß, welche zwar nicht eheliche Abkömmlinge ſind, jedoch die rechtliche 
Stellung von ehelichen Abkömmlingen erlangt haben, ſo würde der Wort⸗ 
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laut des $ 1741 Satz 1 — ſtreng genommen — auch der Annahme eines 
unehelichen Kindes durch ſeine Mutter entgegenſtehen. Gleichwohl halten 
die Motive 4, 958 die Zuläſſigkeit einer ſolchen Annahme für ſelbſtverſtändlich. 

Der Großvater darf nach der herrſchenden Anſicht ſeinen unehelichen 
Enkel (das uneheliche Kind ſeiner verſtorbenen ehelichen Tochter) an Kindes⸗ 
ſtatt annehmen. Es würde an jeder inneren Begründung fehlen, wenn er 
ſeinen einzigen ehelichen Enkel (das eheliche Kind ſeines verſtorbenen ehe⸗ 
lichen Kindes) nicht ſollte an Kindesſtatt annehmen dürfen. 

Schließlich iſt noch darauf hinzuweiſen, daß im Gebiete des Gemeinen 
Rechts die adoptio plena, die Annahme des eigenen Enkels an Kindesſtatt, 
durch den Großvater ſo ſehr für ſelbſtverſtändlich gehalten wurde und 
gebräuchlich war, daß die Motive zum Entwurf eines Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs ſicherlich die Beſeitigung der Möglichkeit dieſer Annahme ausführlich 
begründet hätten (zu vergl. Friedrichs in DIZ. 1901, 47). In den Motiven 
findet ſich aber hierüber keine Bemerkung, ebenſowenig in der Begründung 
des Redaktorenentwurfs, wohl aber handeln beide (zu vergl. Motive 4, 954) 
eingehend davon, daß der Unterſchied zwiſchen der adoptio plena und 
minus plena wegfalle und nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche jede Annahme 
eines Minderjährigen die volle elterliche Gewalt des Annehmenden begründe. 


Berichtigung des Standesregiſters ohne richterliche Anorduung. Zuläſſig⸗ 
keit einer nachträglichen Genehmigung durch das Gericht. 
8 65 PStG. 
O berſtes Landesgericht München, 6. März 1914. — Bd. 14 S. 124 


Laut Heiratsurkunde des Standesamts vom 28. Oktober 1913 gingen 
Joſeph S. und Maria H. miteinander die Ehe ein. Dieſe iſt in der Urkunde 
als uneheliche Tochter der Thereſe H., nunmehr geehlichte Sch., bezeichnet. 
Später wurde feſtgeſtellt, daß die Braut durch die nachfolgende Ehe ihres 
außerehelichen Vaters Martin Sch. mit ihrer Mutter Tereſe H. legitimiert 
iſt und ſonach zur Zeit der Eheſchließung den Namen Sch. zu führen hatte. 
Nunmehr ſtellte Maria S. mit Zuſtimmung ihres Ehemanns an das Standes⸗ 
amt den Antrag, die Heiratsurkunde entſprechend zu berichtigen. Der 
Standesbeamte ſetzte darauf der Urkunde folgenden mit Datum und ſeiner 
Unterſchrift verſehenen Vermerk bei: 

Auf Grund der Geburtsmatrikel des Pfarramts F. wird hiermit be⸗ 
urkundet, daß die Braut Sch. hieß und die Tochter des verſtorbenen 
Martin Sch iſt. 

Das Bezirksamt ftellte, nachdem die Beteiligten gehört worden waren, 
ans Amtsgericht den Antrag, den der Urkunde beigefügten Randvermerk 
nachträglich zu genehmigen. 

Das Amtsgericht ordnete darauf durch Beſchluß an, daß am Rande 
der Heiratsurkunde folgender Berichtigungsvermerk beigeſetzt werde: 

Gemäß Anordnung des Amtsgerichts S. wird berichtigend bemerkt, daß 
die Braut Maria Sch. hieß und eine Tochter des verſtorbenen Martin 
Sch iſt. 

Gegen dieſen Beſchluß legte das Bezirksamt die ſofortige Beſchwerde 

ein, weil der einzutragende Randvermerk auf der Urkunde bereits ſtehe und 
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zur Berichtigung der Urkunde lediglich die nachträgliche Genehmigung des 
Eintrags erforderlich ſei. 

Das Landgericht wies die Beſchwerde als unbegründet zurück. Es 
ging dabei von der Erwägung aus, daß eine Eintragung im Standes- 
regiſter nach $ 65 PStG. nur auf Grund gerichtlicher Anordnung berichtigt 
werden könne und daher der vom Standesbeamten beigeſetzte Rand⸗ 
vermerkt unzuläſſig und ungültig ſei. Das Berichtigungsverfahren könne 
nicht dazu verwendet werden, Förmlichkeiten nachzuholen, welche bei der 
Beurkundung der Rechtshandlung hätten beobachtet werden ſollen, aber 
nicht beobachtet wurden: vielmehr ſeien in ſolchen Fällen die Rechts⸗ 
handlungen und Beurkundungen von neuem vorzunehmen. Dem Bezirks⸗ 
amte bleibe es überlaſſen, den ungültigen Vermerk des Standesbeamten 
im Wege der Berichtigung löſchen zu laſſen. - 

Der vom Bezirksamte eingelegten ſofortigen weiteren Beſchwerde iſt 
ſtattgegeben worden: 

Es iſt zwar richtig, daß nach § 65 PStG. die Berichtigung einer Ein⸗ 
tragung im Standesregiſter — von dem hier nicht zutreffenden Falle 
des 8 13 Abſ. 4 abgeſehen — nur auf gerichtliche Anordnung erfolgen 
kann, daß ſonach die vom Standesbeamten in eigener Zuſtändigkeit ver⸗ 
merkte Berichtigung rechtlich unzuläſſig war. Daraus folgt aber noch nicht, 
daß der — auch nach der Anſicht der Vorinſtanzen ſachlich zutreffende — 
Vermerk nicht durch die Genehmigung des Gerichts nachträglich rechtliche 
Wirkſamkeit erlangen kann. Auch die Erwägung des Beſchwerdegerichts 
kommt nicht in Betracht, daß das Berichtigungsverfahren nicht dazu dienen 
könne, Förmlichkeiten nachzuholen, welche bei der beurkundeten Rechts⸗ 
handlung zu beobachten unterlaſſen wurden; denn durch die beantragte 
nachträgliche Genehmigung ſoll nicht eine Förmlichkeit der Amtshandlung, 
hier des Vermerks, nachgeholt, ſondern die rechtliche Exiſtenz der Amts⸗ 
handlung erſt begründet werden. Die gerichtliche Anordnung iſt keine 
Förmlichkeit des Vermerks, ſondern Vorausſetzung für deſſen Zuläſſigkeit. 


In Wahrheit handelt es ſich bei der Frage, ob ein vom Standesbe⸗ 
beamten ohne gerichtliche Ermächtigung beigeſchriebener Vermerk vom 
Gerichte nachträglich genehmigt werden kann, nur um die Frage, wie eine 
vom Gericht angeordnete Berichtigung zu vollziehen iſt. Nur hierüber be⸗ 
ſteht Streit. Darüber, daß die Heiratsurkunde zu berichtigen iſt und daß 
die Berichtigung den Inhalt haben muß, wie ihn der vom Standesbeamten 
von ſich aus beigeſchriebene Vermerk hat, herrſcht Einverſtändnis zwiſchen 
den Vorinſtanzen und der Aufſichtsbehörde des Standesbeamten. Ueber 
die Frage, wie eine vom Gericht angeordnete Berichtigung zu vollziehen 
iſt, beſtehen keine geſetzlichen Vorſchriften. Es muß deshalb als rechtlich 
zuläſſig erachtet werden, daß eine Berichtigung in der Weiſe vorgenommen 
wird, daß der vom Standesbeamten ohne gerichtliche Anordnung einge⸗ 
tragene Vermerk, deſſen Inhalt vom Gericht als ſachlich zutreffend erachtet 
wird, vom Gericht nachträglich genehmigt und die nachträgliche Genehmi⸗ 
gung am Rande der Urkunde beigeſchrieben wird. Jedenfalls wird durch die 
Genehmigung der gewollte Erfolg viel einfacher herbeigeführt als durch die 
Löſchung des früheren und die Beifügung eines neuen Vermerks. 


ui OB: 


Geburtsregiſter. Eintragung der Anerkennung eines unehelichen Kindes. 
Unzuläſſigkeit der Eintragung eines weiteren Nandvermerks, daß die Un⸗ 
richtigkeit der Anerkennung rechtskräftig feſtgeſtellt ſei. 

88 26, 65 ff. PStG. 

Kammergericht Berlin, 2. Oktober 1914. — Bd. 14 S. 127 


Im Geburtsregiſter des Standesamts iſt eine Geburtsanzeige vom 
8. Juli 1889 beurkundet, nach deren Inhalt die unverheiratete Ida H. am 
3. Juli 1889 ein Kind — Wilhelm Joſef — geboren hat. Am Rande der 
Geburtseintragung findet ſich folgender Randvermerk des Standesbeamten: 
„Der Kaufmann Emmerich H. hat bei der Eheſchließung mit der Ida H. 
das nebenbezeichnete Kind als das ſeinige anerkannt.“ 


Unter Vorlegung einer mit dem Zeugniſſe der Rechtskraft verſehenen 
Ausfertigung eines landesgerichtlichen Urteils vom 13. März 1913, in dem 
feſtgeſtellt iſt, daß Wilhelm Joſef H. nicht der Sohn des Kaufmanns 
Emmerich H. und daher die von dieſem vor dem Standesamt abgegebene 
Erklärung der Vaterſchaftsanerkennung unrichtig ſei, beantragte der jetzige 
Beſchwerdeführer beim Standesamt, am Rande des Geburtsregiſters den 
Vermerk einzutragen, daß das Kind nicht ſein Sohn ſei. Der Standesbe⸗ 
amte wies den Antrag ab, das Amtsgericht, an das ſich der Beſchwerde⸗ 
führer ſodann wandte, lehnte es ab, dem Standesbeamten eine Anweiſung 
zu erteilen. Das Landgericht wies die Beſchwerde zurück. Auch der weiteren 
Beſchwerde iſt der Erfolg verſagt worden: 


Die Ausführungen des Landgerichts laſſen keine Geſetzesverletzung er⸗ 
kennen, ergeben ſich vielmehr mit Notwendigkeit von dem Rechtsſtandpunkt 
aus, den das Kammergericht im Anſchluß an die Rechtſprechung des 
Reichsgerichts (RG. 68, 60 und RIA. 12, 195) in neueſter Zeit einge⸗ 
nommen hat. Hiernach hat der Randverwerk der Vaterſchaftsanerkennung, 
der gemäß 8 25 PStG. im Geburtsregiſter bewirkt iſt, nur die Bedeutung 
einer „Regiſtrierung“ eben dieſer Anerkennung, nicht aber die der Be⸗ 
urkundung eines förmlichen Abſtammungsverhältniſſes (RJ A. 12, 195). 
Auch dem Nachweiſe der Legitimation durch nachfolgende Ehe (BGB. $ 1719) 
dient der Randvermerk nicht, da die Anerkennung der Vaterſchaft nur die Ver⸗ 
mutung der Vaterſchaft begründet (8 1720 Abf. 2 BGB.), und es an jedem 
Anhalte dafür fehlt, daß der Anerkennung, wenn ſie im Standesregiſter beur⸗ 
kundet iſt, eine größere Tragweite zukomme (RG. 68, 60). Iſt hiernach die 
Eintragung des Randverwerks der Vaterſchaftsanerkennung für die Beweis⸗ 
kraft der Geburtseintragung ohne Bedeutung, ſo muß dasſelbe von einem 
Urteile gelten, durch welches rechtskräftig feſtgeſtellt wird, daß das Kind, 
um deſſen Geburtseintragung es ſich handelt, nicht das Kind desjenigen 
ſei, der es ausweislich des Randvermerks als das ſeinige anerkannt hat. 
Weder in dem einen noch in dem anderen Falle handelt es ſich um eine 
Feſtſtellung oder einen Vorgang, der nach § 26 PStG. ins Geburts⸗ 
regiſter einzutragen wäre, insbeſondere enthält das ergangene Feſtſtellungs⸗ 
urteil keine nachträgliche Feſtſtellung der Abſtammung des Kindes, ſoweit 
die Mutter in Frage kommt, während im übrigen das Geburtsregiſter 
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nicht dazu beſtimmt iſt, die Abſtammung außerehelich geborener Kinder 
nach der Seite ihres Erzeugers erſichtlich zu machen (RIA. 12, 196). Eben⸗ 
ſowenig kann das ergangene Urteil zur Berichtigung der an ſich richtigen 
Geburtseintragung einen Anlaß geben. 

Die Ausführungen der weiteren Beſchwerde gehen im weſentlichen 
dahin, daß ein dringendes praktiſches Bedürfnis für die Eintragung des 
beantragten Randvermerks ſpreche, um zu verhindern, daß der in Rede 
ſtehende Sohn ſich mit Hilfe eines Auszugs aus dem Standesregiſter als 
ehelicher Sohn des Beſchwerdeführers ausgebe und dadurch dem rechts⸗ 
kräftigen Urteile zu einem wefentlichen Teile ſeine Wirkung entziehe. Dieſe 
Geſichtspunkte ſind zweifellos erheblich und werden von dem Kammer⸗ 
gerichte nicht verkannt, wie insbeſondere die Begründung des Beſchluſſes 
im KGJ. 42 A, 81 ergibt. Deshalb Hat, ſchon um auf die Bedenken hin⸗ 
zuweiſen, die gegen die Richtigkeit des Randvermerks der Vaterſchafts⸗ 
anerkennung beſtehen, jener Beſchluß (RIA. 12, 201) es für zuläſſig erachtet 
daß im Geburtsregiſter hinterm Vermerk der Vaterſchaftsanerkennung noch 
ein zweiter Vermerk eingetragen werde, durch den der Ehemann der Mutter, 
der zu Unrecht die Erklärung der Vaterſchaftsanerkennung abgegeben hat, 
dem Kinde gemäß 8 1706 Abſ. 2 BGB. feinen Namen erteilt. Die formelle 
Zuläſſigkeit dieſer Randeintragung ergibt ſich aus den landesgeſetzlichen 
Vorſchriften, die ſie vorſehen oder zulaſſen (zu vergl. Hinſchius⸗Boſchan, 
PStG., 4. Aufl., S. 507), für Preußen aus Art. 68 $ 2 AGBGB. Da⸗ 
gegen fehlt es für die Eintragung des beantragten Randvermerks an der 
geſetzlichen Grundlage, insbeſondere kann die Eintragung eines Randver⸗ 
merks lediglich zu dem Zwecke, um gegen die Richtigkeit eines bereits ein⸗ 
getragenen Randvermerks Bedenken zu begründen, nicht für zuläſſig erachtet 
werden. Das vom Beſchwerdeführer betonte unerwünſchte Ergebnis iſt 
die Folge der Auffaſſung von der aus der Regelung des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs (8 1720 Abſ. 2) hergeleiteten verminderten Beweiskraft des im 
Standesregiſter eingetragenen Vermerks der Vaterſchaftsanerkennung. Bei 
dieſer Auffaſſung muß aber das Kammergericht, nachdem das Reichsgericht 
ſie auch nach wiederholter Prüfung (RJ A. 12, 195) aufrecht erhalten hat, 
verbleiben ($ 28 FGG.). 


— 96 — 


5 


Vorausſetzungen für die Eutlaſſung eines Vormundes, der Angehöriger 
eines feindlichen Staates iſt. 
0 | 8 1886 BGB. 
Kammergericht Berlin, 30. April 1915. — Bd. 14 S. 116, 


R. tft unter vorläufige Vormundſchaft geftellt ($ 1906 BGB.). Zu 
ſeinem Vormund iſt im Mai 1914 ſein Schwager, der Organiſt an der 
Liebfrauenkirche in Bremen James B., beſtellt worden. Dieſer iſt engliſcher 
Staatsangehöriger und infolge des gegenwärtigen Krieges im Engländer⸗ 
lager in Ruhleben untergebracht. Der mit Rückſicht auf dieſe Umſtände 
vom Mündel geſtellte Antrag auf Entlaſſung des Vormundes wurde vom 
Amtsgericht abgelehnt. Das Landgericht wies auf Beſchwerde des Mündels 
das Amtsgericht an, einen andern Vormund zu beſtellen. Die ſofortige 
weitere Beſchwerde des Vormundes B. iſt abgewieſen worden: 

Der Mangel der deutſchen Reichsangehörigkeit iſt kein Untauglichkeits⸗ 
grund für die Beſtellung zum Vormunde. Nur iſt nach $ 1785 BGB. ein 
Nichtdeutſcher zur Uebernahme der Vormundſchaft nicht verpflichtet. Hat 
ein ſolcher aber die Vormundſchaft übernommen, ſo berechtigt die Aus⸗ 
ländereigenſchaft allein das Vormundſchaftsgericht nicht zur Entlaſſung des 
Vormundes. Dieſe kann vielmehr nur unter den Vorausſetzungen des 
8 1886 BGB., alſo nur dann erfolgen, wenn die Fortführung des Amtes 
des Vormundes das Intereſſe des Mündels gefährden würde. Das Land⸗ 
gericht iſt zu der Annahme gelangt, daß dieſe Vorausſetzung in dem vor⸗ 
liegenden Falle erfüllt iſt, indem es ausgeführt hat: Wenngleich der Vor⸗ 
mund ein Schwager des Beſchwerdeführers ſei, ſo liege die Fortführung 
des Amtes als Vormund durch ihn als den Angehörigen einer mit dem 
Deutſchen Reiche im Kriege befindlichen Macht nicht im Intereſſe des 
Mündels. Die Vormundſchaft ſei zwar ein Privatamt, immerhin aber ein 
Amt, eine öffentliche Funktion. Daß ein ſolches Amt von einem feindlichen 
Ausländer geführt werde, liege nicht im Intereſſe eines deutſchen Mündels. 
Dieſe Ausführungen ſind frei von Rechtsirrtum. | 

Das Amt des Vormundes ift nach dem Geiſte des Geſetzes eine auf 
einer obrigkeitlichen Anordnung beruhende beſondere Vertrauensſtellung, 
die grundſätzlich mit Selbſtändigkeit ausgeſtattet und nur einer Beauf⸗ 
ſichtigung durch das Vormundſchaftsgericht unterworfen iſt. Daß ein 
Angehöriger eines mit dem Deutſchen Reiche im Kriegszuſtand befindlichen 
ausländiſchen Staates die Aufgaben einer ſolchen Stellung einem deutſchen 
Mündel gegenüber erfüllen und das in ihn zu ſetzende Vertrauen recht⸗ 
fertigen werde, muß ganz allgemein bezweifelt werden. Indem davon 
auszugehen iſt, daß auch er als Ausländer national empfindet, erſcheint 
die Annahme begründet, daß ſeine nationale Geſinnung und die nationalen 
Intereſſen des deutſchen Mündels in einem ſolchen erheblichen Gegenſatze 
ſtehen, daß eine gedeihliche, die Intereſſen des Mündels voll wahrende 
Führung der Vormundſchaft durch ihn nicht zu erwarten iſt, ganz abgeſehen 
davon, daß, was vorliegend allerdings nicht in Betracht kommt, einem 
minderjährigen Mündel gegenüber die Pflege deutſcher Geſinnung zu den 
weſentlichſten Aufgaben des Vormundes gehört. Hiernach muß regelmäßig 
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davon ausgegangen werden, daß das Intereſſe des Mündels i im Fall e der 
Beſtellung oder Beibehaltung eines einer feindlichen Macht angehörenden 
Vormundes den nötigen Schutz nicht finden würde. 

Dieſe Erwägungen treffen hier zu. Die zur Begründung der ſofortige 5 Bi 
weiteren Beſchwerde geltend gemachten Umſtände, die gut deutſche Geſinn n ng 
des Vormundes, der kein feindlicher Ausländer, ſondern deutſch erzogen 
ſei, die deutſche Reichsangehörigkeit ſeines Schwiegervaters und ſeiner Ver⸗ 
ſchwägerten ſowie ſeine beſondere Eignung für das Amt des Vormundes 
ſind in der Inſtanz unbeachtlich. Es handelt ſich hierbei um ein neues 
tatſächliches Vorbringen, das vom Gerichte der weiteren Beſchwerde nicht 
berückſichtigt werden darf, da dieſes nur die Anwendung des Geſetzes nach⸗ 
zuprüfen hat ($ 27 FGG. § 561 ZPO.). Als feſtſtehend muß allerdings f 
angenommen werden, daß der Vormund ſeit jeiner früheſten Jugend im 
Deutſchen Reiche gewohnt hat und in Bremen als Organiſt der Liebfrauen⸗ 
kirche angeſtellt iſt. Allein demgegenüber fällt entſcheidend ins Gewicht, 
daß er nicht die Staatsangehörigkeit in einem deutſchen Bundesſtaate er⸗ 
worben hat, vielmehr engliſcher Staatsangehöriger geblieben iſt. Dies 
kann nur darauf beruhen, daß er ſich innerlich noch als Angehöriger des 
engliſchen Staates fühlt, alſo dem deutſchen Weſen fremd geblieben iſt. 


Ruhen der elterlichen Gewalt des Vaters; Verhinderung ihrer Aus⸗ 
übung infolge Kriegsdienſtes. | 

$ 1677 BGB. 
Oberlandesgericht Karlsruhe, 8. Mai 1915. — Bd. 14 S. 118. 


Während des Scheidungsprozeſſes erließ das Landgericht auf Antrag 
der Frau eine einſtweilige Verfügung, wonach ſie für befugt erklärt wurde, 
die beiden Kinder im Alter von ſieben und fünf Jahren mit ſich in eine 
eigene Wohnung zu nehmen, und er verpflichtet wurde, die Kinder an fie 
herauszugeben. Der Ehemann ſtand ſeit Beginn des Krieges im Felde, 
war aber einige Zeit verwundet in der Heimat. Der landgerichtlichen Ver⸗ 
fügung handelte er zuwider, indem er die Kinder mit Hilfe ſeiner Ver⸗ 
wandten anderweit unterbrachte, als er wieder ins Feld rücken mußte. 
Im Februar 1915 erließ das Vormundſchaftsgericht eine Verfügung, wo⸗ 
durch es gemäß 88 1677, 1685 BGB. feſtſtellte, daß der Vater an der Aus⸗ 
übung der elterlichen Gewalt über die beiden Kinder auf längere Zeit durch 
ſeine Abweſenheit im Felde verhindert ſei und ſeine Gewalt daher ruhe und 
durch die Mutter auszuüben ſei. 


Die Beſchwerde des Vaters wurde zurückgewieſen. In der weiteren 
Beſchwerde rügte ſein Rechtsanwalt Verletzung des § 1677 BGB. und 
machte geltend: Der Vater ſei als Führer einer Kraftfahrertruppe immer 
bei einem Etappenkommando und jederzeit in der Lage, brieflich ſeine An⸗ 
ordnungen zu treffen; an ſeine Anwälte ſchreibe er faſt täglich Briefe; er 
befinde ſich daher in keiner anderen Lage als ein Kaufmann auf einer 
Geſchäftsreiſe und ſei ſomit an der Ausübung ſeiner elterlichen Gewalt . 
tatſächlich nicht behindert. 


Die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden: 
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- Buläffig nach 8 27 GG. iſt die weitere Beſchwerde, inſofern lan 
des 1 1677 BGB. gerügt wird und mit den beigefügten Ausführungen 
offenbar eine Verkennung des Rechtsbegriffs „tatſächliche Verhinderung auf 
längere Zeit“ geltend gemacht werden will. Die Rüge iſt jedoch nicht be⸗ 
gründet. Der Verhinderungsgrund muß ein objektiver ſein; das trifft aber 
nach den Feſtſtellungen des Landgerichts zu; es ſieht den Verhinderungs⸗ 
grund darin, daß der Beſchwerdeführer als Reſerveoffizier zum Kriegsdienſt 
einberufen iſt und zurzeit als Führer einer Kraftwagenkolonne in Rußland 
im Felde ſteht. Daß dieſer Zuſtand aller Vorausſicht nach längere Zeit 
dauern wird, iſt außer Zweifel; die von der weiteren Beſchwerde hervor⸗ 
gehobene Gleichſtellung mit einem Kaufmanne, der ſich auf der Geſchäfts⸗ 
reiſe befindet, trifft für den Beſchwerdeführer in keiner Weiſe zu. Der 
reiſende Kaufmann iſt Herr ſeiner Perſon und ſeiner Bewegungsfreiheit; 
er kann ſeine Geſchäftsreiſe, wenn es notwendig wird, jederzeit unterbrechen 
und kann jedes der Allgemeinheit zur Verfügung ſtehende Verkehrsmittel 
zur Heimreiſe oder zur ſchriftlichen oder telegraphiſchen Anordnung nach 
feinem Gutdünken gebrauchen. Ganz anders der Beſchwerdeführer: er iſt 
als Reſerveoffizier im Kriege und damit vor allem nicht mehr „ſein eigener 
Herr“; er ſteht unter den Befehlen und Anweiſungen ſeiner militäriſchen 
Vorgeſetzten, denen er unbedingt Folge zu leiſten hat; von dieſen Anordnungen 


hängt ſeine ganze Bewegung ab, nicht von ſeinem freien Willen; auch über 


ſeine Zeit hat er nicht nach ſeinem Gutdünken zu verfügen, ſondern nach 
den Erforderniſſen des Kriegsdienſtes; er kann weder in die Heimat zurück⸗ 
kehren, noch die ſonſtigen — im Felde außerdem weitgehend beſchränkten — 
Verkehrsmittel nach ſeinem Belieben benützen; auch Nachrichten aus der 
Heimat können ihn nur unter erſchwerten Umſtänden und unſicher er⸗ 
reichen, namentlich wenn er ſich in Rußland befindet. Ohne Rechtsirrtum 
hat daher das Landgericht feſtgeſtellt, daß durch dieſe offenkundigen, mit 
dem Kriegsdienſte verknüpften Umſtände eine tatſächliche Verhinderung an 
der Ausübung der elterlichen Gewalt auf längere Zeit für den . 
führer gegeben iſt. 


Eintragung eines Todesfalls in die Sterberegiſter verſchiedener Standes⸗ 


ämter. Unzuläſſigkeit eines Antrags des einen Standesamts mit dem 


Ziele, die Löſchung der Eintragung bei dem anderen Standesamte her⸗ 
| | beizuführen. 
8 6s Abf. 2, 3 PStch.; 88 19, 20 FE. 
O berlandesgericht Karlsruhe, 6. November 1914. — Bd. 14 S. 130. 
In O., Großherzogtum Baden, ſtarb am 21. Januar 1913 der Kapitän⸗ 
leutnant von D., der zur Beſatzung von S. M. Schiff „Kaiſer“ gehörte, ſich 


aber in O. aufgehalten hatte. Der Sterbefall wurde vom Standesbeamten 
in O. am 22. Januar 1913 ins Sterberegiſter in O. eingetragen. Im 


Februar erſuchte der Standesbeamte von Kiel III, wo der Verſtorbene 


ſeinen Wohnſitz gehabt haben ſoll, den Standesbeamten von O., den Sterbe⸗ 

regiſtereintrag daſelbſt zu löſchen, weil nicht das Standesamt O., ſondern 

nach 8 71 PStG. in Verbindung mit 8 3 der Kaiſerl. Verordnung vom 
N 70 
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20. Februar 1906 das Standesamt Kiel III zur Beurkundung zuſtändig 
ſei. Dieſes Erſuchen wurde abgelehnt. 

Einem Auftrage des Regierungspräſidenten in Schleswig entſprechend, „ 
ſtellte der Standesbeamte von Kiel III ſpäter beim badiſchen Amtsgericht 
in M. den förmlichen Antrag: anzuordnen, daß dem erwähnten Sterbe⸗ 
regiſtereintrage von O. ein Randvermerk folgenden Inhalts beigefügt 
werde: | 

„Für die Beurkundung des Sterbefalls des Kapitänleutnants von D. 
war nicht das Standesamt in O., ſondern das Standesamt Kiel III 
zuſtändig.“ 

Das Amtsgericht M. gab den Antrag urſchriftlich an das Standes ⸗ 
amt in Kiel zurück, da es keinen Anlaß habe, dem Erſuchen zu entſprechen; 
denn der Verſtorbene habe ſich zur Zeit ſeines Todes nicht — wie das 
der $ 71 PStG. vorausſetze — „auf dem Schiffe Kaiſer befunden“. Auf 
Veranlaſſung des Regierungspräſidenten erhob das Standesamt Kiel III 
gegen die Entſcheidung des Amtsgerichts M. Beſchwerde; es nahm ins⸗ 
beſondere Bezug auf eine Entſcheidung des Kammergerichts vom 9. April 
1914, worin die Auffaſſung vertreten wird, daß im Sinne des 8 71 zu den 
„Militärperſonen, welche ſich auf den in Dienſt geſtellten Schiffen oder 
anderen Fahrzeugen der Marine befinden“, auch die Militärperſonen ge⸗ 
hören, welche ſich nicht auf den Schiffen befinden, wenn ſie nur noch „in 
einem dienſtlichen Verhältniſſe zu dem Schiffskommando“ ſtehen. Das 
Landgericht wies die Beſchwerde zurück, da der $ 71 auf Fälle, wie den 
vorliegenden, nicht anwendbar und die ihm vom Kammergerichte gegebene 
Auslegung nicht haltbar ſei; vielmehr ſei der Sterbefall des Kapitänleutnants 
von D. nach der Regelvorſchrift des $ 56 PStG. vom Standesbeamten in 
O. zu beurkunden geweſen. & 

Zufolge einer Weiſung des Regierungspräſidenten legte das Standes⸗ 
amt Kiel III weitere Beſchwerde ein. Sie macht geltend, daß die Aus⸗ 
legung des § 71 PSt®. durch das Landgericht zu eng jet; es könne nicht: 
in Frage kommen, daß der Verſtorbene „zufällig“ ſich nicht auf dem 
Schiffe befunden hat, ſondern vielmehr, daß er, ohne aus dem Schiffs⸗ 
verband ausgeſchieden zu ſein, nur vorübergehend von Bord abweſend 
war; dieſen Standpunkt vertrete das Kammergericht. Die weitere Be 
ſchwerde ift aus nachſtehenden Gründen ohne Erfolg geblieben: . 

Der Senat erachtet zwar gleichfalls die Auslegung, die das Kammer⸗ 
gericht dem $ 71 PStG. gibt, für unhaltbar; es war jedoch nicht erforder- 
lich, die Sache dem Reichsgericht vorzulegen; vielmehr konnte die weitere 
Beſchwerde zurückgewieſen werden, weil ſie ſchon aus anderen Gründen 
nicht begründet iſt. 

Das Standesamt III in Kiel kann ſchon nicht als zum Antrag auf 
Berichtigung des Sterberegiſters in O. berechtigt erachtet werden; es 
iſt kein „Beteiligter“ in bezug auf dieſes Sterberegiſter; die Eintragung 
in O. berührt das Standesamt Kiel III in keiner Weiſe; es wird davon 
weder unmittelbar noch mittelbar betroffen oder in ſeinem rechtlichen 
Intereſſe berührt. Wenn das Standesamt Kiel III entdeckte, daß in ſeinem 
Sterberegiſter eine Eintragung fehlte, die nach ſeiner Anſicht von ihm 
Zu vollziehen geweſen wäre, ſo konnte es gemäß 8 66 PStG. en a 
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ſichtsbehörde darüber Anzeige erſtatten, und dieſe hatte innerhalb ihres 
ſachlichen und räumlichen Zuſtändigkeitskreiſes das Verfahren nach der 
erwähnten Geſetzesvorſchrift einzuleiten. Erachtete das Standesamt Kiel III 
dabei die Eintragung in das Sterberegiſter zu O. für fehlerhaft, ſo konnte 
es hierüber der für O. zuſtändigen Aufſichtsbehörde Anzeige erſtatten, hatte 
aber im übrigen dieſer zu überlaſſen, ob fie auf dieſe Mitteilung hin ein 


Berichtigungsverfahren von Amts wegen einzuleiten für gut finde. Solches 


Verfahren ſelbſt zu beantragen, ſteht mangels jedes rechtlichen Intereſſes 
daran weder dem Standesamte Kiel III noch deſſen Aufſichtsbehörde zu. 
Die Ausübung eines Antragsrechts als „Beteiligter“ iſt vielmehr ein unbe⸗ 
fugter Uebergriff in die Zuſtändigkeit der badiſchen landesrechtlich ge⸗ 
ordneten (vgl. 8 22 und 23 des badiſchen Rechtspolizeigeſetzes vom 17. Juni 
1899) Aufſichtsbehörden, und fie ſteht im Widerſpruch mit den ausdrück⸗ 
lichen Vorſchriften des 8 66 Abſ. 2 PStG., wonach nur die Aufſichtsbehörde 
das Berichtigungsverfahren einzuleiten und die Entſcheidung des Gerichts 
erſter Inſtanz (des Amtsgerichts, 8 69 FGG.) herbeizuführen hat. 

Nun ſcheint das Amtsgericht M., das auch Auſſichtsbehörde erſter 
Inſtanz iſt, den förmlichen Berichtigungsantrag des Standesamts Kiel III 
(der ſogar den Wortlaut des verlangten Randvermerks vorſchrieb) lediglich 
als eine Anregung ſeiner Aufſichtstätigkeit angeſehen zu haben; wenigſtens 
ſpricht die Form und Faſſung ſeines ablehnenden Beſcheids dafür. Inhalt⸗ 
lich ſtellt ſich dieſer Beſcheid aber als eine Gerichtsentſcheidung auf Ab⸗ 
lehnung der beantragten Berichtigung im Sinne des § 66 Abi. 2 und 3 
PSt. G. und § 19 FGG. dar, wogegen das Rechtsmittel der Beſchwerde 
ſtattfand. Allein nach 8 20 FGG. ſteht die Beſchwerde nur zu „Jedem, 
deſſen Recht durch die Verfügung beeinträchtigt iſt“. Das Standesamt 
Kiel III iſt aber in keinem Rechte beeinträchtigt durch die amtsgericht⸗ 
liche Entſcheidung; es iſt in keiner Weiſe gehindert, in ſeinem Sterberegiſter 
die Sterbefallseintragung zu bewirken, wenn ſie zuſtändigerweiſe ange⸗ 
ordnet wird; ob die Eintragung in O. daneben beſtehen bleibt oder gelöſcht 
wird, iſt für das Standesamt Kiel Ill (und deſſen Aufſichtsbehörde) durch⸗ 
aus gleichgültig und ohne rechtlichen oder tatſächlichen Belang. Dem 
Standesamte Kiel III ſtand daher, wie ſchon kein Antragsrecht, jo nament⸗ 
lich auch kein Beſchwerderecht gegen die ablehnende Entſcheidung des Amts⸗ 
gerichts M. zu, und das Landgericht hätte daher die Beſchwerde des Standes⸗ 
amts Kiel III als unzuläſſig verwerfen ſollen. 


Unzuläſſigkeit der Berichtigung der Geburtsurkunde eines in der Ehe 
geborenen Kindes, wenn die Ehe wegen anderweitigen vorehelichen Ge⸗ 


ſchlechtsverkehrs der Ehefrau für nichtig erklärt worden iſt. Notwendigkeit 


beſonderer Feſtſtellung der Unehelichkeit des Kindes. 
88 26, 65 ff. PStG.; 88 1593, 1596 BGB. 
Kammergericht Berlin, 12. Februar 1915. — Bd. 14 S. 132. 
Die Ehe des Beſchwerdeführers iſt auf ſeine Anfechtungsklage durch 


rechtskräftiges Urteil gemäß 8 1335 BGB. für nichtig erklärt worden, nach⸗ 
dem feſtgeſtellt worden war, daß das am 1. Juli 1913 geborene Kind der Ehe⸗ 


ſtellung der Unehelichkeit des Kindes hat der Beſchwerdeführer nicht er hoben 


abgelehnt und den Antragſteller auf den Prozeßweg verwieſen. Die Be⸗ 


äußerſtenfalls nach $ 1699 BGB. zu treffende Feſtſtellung, daß das Kind 
als uneheliches der beiden früheren Eheleute zu gelten habe, würde nichts 


— . 1 * 
r * er 
2 
Ar F \ 
1. 5 n 
2 vr >’ - = 
ae — Pr 7 n 
— 2 
7 5 


5 => 


ur we 
— 


frau von ihm nicht empfangen ſein konnte. Eine Anſechtungsklage e a uf Ser . 


Dagegen beantragte er, das Geburtsregiſter dahin zu berichtigen, daß d das 
genannte Kind unehelich geboren ſei. Dieſen Antrag hat das Amtsgericht 


ſchwerde wurde zurückverwieſen. Auch die weitere Beſchwerde blieb erfolglos: 

Das Landgericht hat, indem es gleich dem Amtsgerichte ſtillſchweigen d 
davon ausgeht, daß an ſich ein Fall der Berichtigung des Geburtsregiſters 
gegeben ſei, im weſentlichen folgendes ausgeführt: Der 8 1699 BGB., de 8 
die Kinder aus nichtigen Ehen unter den näher angegebenen Vorausſetzungen 
den ehelichen gleichſtelle, ſetze voraus, daß das Kind im Falle der Gültigkeit der 
Ehe ehelich ſein würde. Ob ſolches der Fall ſei, ſei gemäß den hier ebenfalls 
Anwendung findenden Vorſchriften der SS 1591 ff. auf die von dem Manne 
gegen das Kind zu erhebende Anfechtungsklage feſtzuſtellen, eine ſolche Klage 
ſei aber bisher nicht erhoben. Die in dem Eheanfechtungsprozeſſe getrdifettent 
Feſtſtellungen ſeien gegenüber dem Kinde nicht rechtswirkſam. 8 

Die weitere Beſchwerde ſucht darzutun, daß in Fällen der vorliegenden 
Art, in denen die Eheanfechtung gerade darauf begründet worden ſei, daß 
der Ehemann das Kind nicht erzeugt habe, eine beſondere Anfechtung der 
Ehelichkeit des Kindes entbehrlich ſei, nachdem das rechtskräftige Urteil in 
dem Eheanfechtungsprozeſſe die Richtigkeit der Behauptungen des An⸗ 
fechtungsklägers anerkannt habe. Dieſe Anſicht des Beſchwerdeführers 
findet jedoch in dem Geſetze keinerlei Stütze. Das auf die Eheanfechtungs⸗ 
klage ergangene rechtskräftige Urteil wirkt nur, ſoweit es die Nichtigkeit 
der Ehe ausſpricht, für und gegen alle (8 629 ZPO.), dagegen erſtreckt ſich 
die Rechtskraftwirkung nicht auf die tatſächlichen Feſtſtellungen, auf die die 
Entſcheidung gegründet iſt, und ebenſowenig auf Rechtsverhältniſſe, zu deren 
Feſtſtellung das ergangene Urteil nicht beſtimmt iſt ($ 322 ZPO.). Wenn 
daher auch aus den im Eheanfechtungsprozeſſe getroffenen Feſtſtellungen 
gefolgert werden darf, daß der Beſchwerdeführer das von ſeiner damaligen 
Ehefrau während der Ehe geborene Kind nicht erzeugt hat, ſo folgt daraus 
doch noch nicht ohne weiteres die Unehelichkeit des Kindes, ſondern an erſter 
Stelle bedarf es des Nachweiſes, daß der Ehemann die für einen ſolchen 
Fall vorgeſehenen Schritte getan hat, um rechtzeitig die Ehelichkeit des 
Kindes anzufechten. Eine ſolche Anfechtung kann aber, wie $ 1596 BGB. 
ergibt, bei Lebzeiten des Kindes nur durch Erhebung der Anfechtungsklage 
geſchehen; und da eine ſolche Klage bisher nicht erhoben worden iſt, jo 
fehlt es an der erſten Vorausſetzung, unter der die Unehelichkeit des während 
der Ehe geborenen Kindes geltend gemacht werden kann. Aus einer 
ſonſtigen Rechtsvorſchrift kann die Unehelichkeit des Kindes nicht hergeleitet 
werden, insbeſondere nicht aus der Tatſache, daß die Ehe für nichtig erklärt 
worden iſt. Denn auf dieſe Tatſache kann die Unehelichkeit des Kindes 
nur gegründet werden, wenn beide Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe bei 
der Eheſchließung gekannt haben ($ 1699 BGB.); hier aber behauptet gerade 
der Beſchwerdeführer, den vorehelichen Geſchlechtsverkehr, den ſeine frühere 
Frau mit andern Männern gehabt hat, nicht gekannt zu haben, und die 
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weniger denn im Sinne des Beſchwerdeführers liegen. Es iſt hiernach kein 
Rechtsirrtum erkennbar, wenn die Vorinſtanzen den Nachweis der Unehelich⸗ 
keit des Kindes nicht als geführt angeſehen haben. 

| Zu einer Erörterung der vorſtehend behandelten Rechtsfragen hatten 


allerdings die Vorinſtanzen nur Veranlaſſung, wenn es darauf ankam, 
insbeſondere wenn ein Fall der Berichtigung des Geburtsregiſters, den die 


Vorinſtanzen als gegeben anſehen, in Wirklichkeit vorlag. Dies aber iſt zu 
verneinen. Das Perſonenſtandsgeſetz unterſcheidet die Berichtigung des 


Standesregiſters und die Vornahme nachträglicher Eintragungen. Erſtere 


trifft die Fälle, in denen das Regiſter von vornherein unrichtig geweſen iſt, 
letztere diejenigen, bei denen die Eintragungen in Uebereinſtimmung mit den 
wirklich vorhandenen Tatſachen vorgenommen wurden, bei denen aber nach⸗ 
träglich eine Aenderung eingetreten iſt, ſo daß das Regiſter mit der veränderten 


Sachlage in Uebereinſtimmung gebracht werden muß. Auf dieſe letztgenannten 


Fälle beziehen ſich 8 22 Abſ. 3, 88 26, 33, $ 11 Abſ. 3 Perſonenſtandsgeſ., 


auf jene das eigentliche Berichtigungsverfahren, die 88 65, 66 PStG. 


Bei der Feſtſtellung der Unehelichkeit eines als ehelich in das Regiſter 
eingetragenen Kindes — gleichgültig, von wem die Anmeldung zur Ein⸗ 
tragung herrührt — handelt es ſich nicht um die Richtigſtellung einer zu 


Unrecht erfolgten Eintragung, ſondern um die Eintragung einer neuen 


Tatſache. Solange über die Ehelichkeit des Kindes bei deſſen Lebzeiten in 
einem Statutsprozeſſe — welcher gegen das Kind zu richten iſt: 8 1593 


BGB. — noch nicht zu deſſen Ungunſten entſchieden iſt, gilt das Kind als 


ehelich. Die erſte Eintragung war deshalb ſeinerzeit zu Recht erfolgt. 


Zur Herbeiführung der nachträglichen Eintragung der Unehelichkeit des 


Kindes iſt — ebenſo wie bei der Eintragung einer Legitimation oder An- 
nahme an Kindes Statt — nach $ 26 PStG. zu verfahren. 

Hieraus ergibt ſich für den vorliegenden Fall die Unzuläſſigkeit des 
Berichtigungsverfahrens. Der einzig gangbare Weg wäre der, unter Vor⸗ 


legung einer Urkunde (hier eines Urteils über die Feſtſtellung der Unehelich⸗ 


keit des Kindes) gemäß § 26 Perſonenſtandsgeſ. beim Standesamte die 
Eintragung der unehelichen Abſtammung des Kindes herbeizuführen. Im 


Falle der Weigerung des Standesbeamten, die Eintragung vorzunehmen, 
könnte dann der Antragſteller bei Gericht den Antrag ſtellen, den Standes⸗ 
beamten entſprechend anzuweiſen (§ 11 Abſ. 3 PStG.). Das Amtsgericht 
hätte hiernach den Berichtigungsantrag, weil deſſen Vorausſetzungen nicht 


vorliegen, von vornherein abweiſen ſollen. 


Pflicht des Notars zur Ablieferung eines von ihm aufgenommenen und 


offen verwahrten Ehe⸗ und Erbvertrags. Unzuläſſigkeit von Ordnungsſtrafen 


zur Erzwingung der Ablieferung. Weitere Behandlung der Urkunde nach 
der Eröffnung des Erbvertrags. 


88 2259, 2300 BGB.; § 83 FGG. | 
Kammergericht Berlin, 14. Mai 1914. — Bd. 14 S. 135. 
Am 4. Oktober 1901 haben der Beſitzer N. und Marie D. geb. B. vor 


einem Notar einen Ehe⸗ und Erbvertrag geſchloſſen; eine Beſtimmung über 
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die Verwahrung des Vertrags iſt nicht getroffen worden. Der Notar hat 

den Vertrag offen zu ſeinen Akten genommen. Die Ehefrau iſt am 

13. November 1913 geſtorben. Das Nachlaßgericht hat den Notar wieder⸗ 

holt vergeblich um die Ablieferung des Vertrags erſucht und ihm ſchließlich 

unter Berufung auf 8 83 FGG. und unter Androhung einer Ordnungsſtrafe 

eine dreitägige Friſt zur Ablieferung beſtimmt. In der Verfügung heißt es: 
„Die Urſchrift wird nach der Eröffnung dem Notar nicht zurückgegeben, 
ſondern verbleibt bei den Akten des Nachlaßgerichts. In dieſer Weiſe 
hat eine Eröffnung des Erbvertrags auch dann ſtattzufinden, wenn der 
Erbvertrag mit einem Ehevertrag in derſelben Urkunde verbunden 
e iſt.“ 

Die Beſchwerde, die der Notar gegen dieſe Verfügung im eigenen 
Namen eingelegt hatte, iſt vom Landgerichte zurückgewieſen worden, weil 
der Beſchwerdeführer nach $ 2259 Abſ. 1 in Verbindung mit § 2300 BGB. 
zur Ablieferung des Vertrags verpflichtet ſei. Die Frage, ob die Vertrags⸗ 
urkunde nach der Eröffnung beim Nachlaßgericht bleiben müſſe oder dem 
Notar zurückzugeben ſei, hat es nicht entſchieden, weil ſie nicht zur Er⸗ 
örterung ſtehe. 

Die weitere Beſchwerde hatte zum Teil Erfolg: 

Wie anerkannten Rechtens iſt, enthält ſchon die Adobe einer 
Ordnungsſtrafe eine Beeinträchtigung des Beſchwerdeführers in einem 
Rechte und kann daher mit der Beſchwerde angegriffen werden (OLG. 4, 
351; 18, 299). Daß es ſich bei der Ablieferung von Teſtamenten und Erb⸗ 
verträgen nicht um eine Juſtizverwaltungsſache, ſondern um eine Rechts⸗ 
angelegenheit handelt, und daß daher gegen eine darauf gerichtete Verfügung 
des Nachlaßgerichts nicht die Dienſtaufſichtsbeſchwerde, ſondern die Sach⸗ 
beſchwerde im gerichtlichen Inſtanzenzuge ſtattfindet, iſt vom Kammergerichte 
ſchon wiederholt anerkannt worden (KGJ. 20 A, 152; 21 A, 63; 37 A, 128); 
an dieſer Auffaſſung iſt feſtzuhalten. Wenn es endlich in der angefochtenen 
Verfügung heißt, daß die Urſchrift des Erbvertrags dem Notar nicht zurück⸗ 
gegeben, ſondern bei den Akten des Nachlaßgerichts verbleiben werde, ſo 
iſt dadurch zum Ausdruck gebracht, daß die Ablieferung nicht nur zum 
Zwecke der Eröffnung, ſondern in dem Sinne einer dauernden Ueberlaſſung 
verlangt werde; die Beſchwerde richtet ſich daher in zuläſſiger Weiſe auch 
inſoweit gegen die amtsgerichtliche Verfügung, als dem Beſchwerdeführer 
durch ſie die endgültige Beſitzentäußerung an der Urkunde aufgegeben iſt. 

Unbegründet iſt die weitere Beſchwerde, ſoweit der Beſchwerdeführer 
die Anſicht verficht, er ſei überhaupt nicht verpflichtet, die in ſeiner amt⸗ 
lichen Obhut befindliche Vertragsurkunde ans Nachlaßgericht abzuliefern. 
Es handelt ſich um einen Erbvertrag, der mit einem Ehevertrag in der⸗ 
ſelben Urkunde verbunden ift: Da die Parteien über die Verwahrung des 
Vertrags keine Beſtimmung getroffen haben, hat der Beſchwerdeführer mit 
Recht den Vertrag nicht verſchloſſen und in die beſondere amtliche Ver⸗ 
wahrung gebracht, ſondern offen bei jeinen Akten behalten (8 2277 Abſ. 1 
BGB., Art. 42 Preuß. FGG.). Daß jedoch auch ein ſolcher vom Notar 
offen verwahrter Erbvertrag ans Nachlaßgericht in Urſchrift zur Eröffnung 
abgeliefert werden muß, iſt in Rechtſprechung und Rechtslehre jetzt wohl 
allgemein anerkannt (RG. 48, 99; KGJ. 25 A, 58; 27A, 41; 29 A, 81; 


. 
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Staudinger, 7.8. Aufl., Anm. 1 zu § 2300; Planck, 3. Aufl., Anm. 2; Leon⸗ 
hard, Erbrecht, 2. Aufl., Anm. II; BGB.⸗Kommentar von RGR., 2. Aufl., 
Anm. 1 ebendort). Nach § 2300 BGB. finden die für die Eröffnung eines 
Teſtaments geltenden Vorſchriften der 88 2259 bis 2263 in vollem Umfange 
auf den Erbvertrag entſprechende Anwendung; dieſe Vorſchriften beſtimmen, 
daß alle Teſtamente vom Nachlaßgerichte zu eröffnen ſind; daher bedarf 
es auch einer Eröffnung aller Erbverträge, und zu dieſem Zwecke iſt, wie 
bei den Teſtamenten, die Ablieferung erforderlich. Aus dem Wortlaute 
des 8 2259 BGB., der von der Ablieferung eines Teſtaments ſpricht, folgt, 
daß die Urſchrift des Teſtaments, mithin auch des Erbvertrags, abzuliefern 
iſt; demgegenüber muß Art. 42 Preuß. FGG. als landesgeſetzliche e 
zurückſtehen. 

Dagegen iſt die weitere Beſchwerde begründet, ſoweit ſie ſich gegen 
die Androhung der Ordnungsſtrafe und gegen die Ankündigung der dauernden 
Zurückhaltung der Vertragsurſchrift richtet. 

Das Ordnungsſtrafverfahren, das im 8 83 Abſ. 1 FGG. zur Er⸗ 
zwingung der Ablieferung eines Teſtaments zugelaſſen iſt, bezieht ſich nur 
auf die Fälle des Abſ. 1, nicht auch des Abſ. 2 des 8 2259 BGB. Daher 
iſt zu prüfen, ob ſich die Ablieferungspflicht des Notars auf $ 2259 Abi. 1 
oder 2 BGB. gründet. Das Kammergericht hat in den Gründen des Be⸗ 
ſchluſſes vom 9. März 1908 (KJ. 36 A, 91ff.) ausgeſprochen, der $ 2259 
Abſ. 2 BGB. betreffe nur die beſondere amtliche Verwahrung (S 2246 BGB.), 
er ſei daher für Preußen, wo dieſe ausſchließlich bei den Amtsgerichten 
ftattfindet (Art. 81 Preuß AusfG. z. BGB.), ohne Bedeutung. Daraus iſt 
die Folgerung gezogen, daß die Pflicht des Notars, ein Teſtament oder 
einen Erbvertrag, den er in der gewöhnlichen amtlichen Verwahrung hat, 
ans Nachlaßgericht abzuliefern, auf den Abſ. 1 des § 2259 gegründet 
werden müſſe. Ob der erſte dieſer beiden Sätze zutrifft, ob alſo der Abſ. 2 
des § 2259 BGB. nur von der beſondern amtlichen Verwahrung handelt, 
kann dahingeſtellt bleiben. Dafür läßt ſich geltend machen, daß der Abſ. 1 
unbedenklich nur dieſe Art der Verwahrung ($ 2246) im Auge hat und 
daß es wenig wahrſcheinlich ſei, daß das Geſetz den Ausdruck „amtliche 
Verwahrung“ im Abſ. 1 in einem andern Sinne gebrauchen ſollte als im 
Abſ. 2. Dagegen iſt jedoch einzuwenden, daß z. B. auch das Wort „Proto⸗ 
toll“ innerhalb des § 2242 BGB. und in den §8 177 ff. FGG. in ver 
ſchiedenem Sinne gebraucht wird (RG. 62, 4; 63, 37; 75, 377), daß die 

Faſſung des § 2259 Abſ. 2 BGB. auch inſofern ungenau iſt, als trotz der 
Worte „bei einer anderen Behörde als einem Gericht“ auch gerichtliche Be⸗ 
hörden unter jene Vorſchrift fallen können (Planck, BGB., 3. Aufl., Anm. 5 
zu § 2259; Strohal, Das Deutſche Erbrecht, 3. Aufl., 8 48 Anm. 4) und 
daß es eine Anzahl von Fällen gibt, die bei der engeren Auslegung des 
Abſ. 2 weder unter dieſen noch unter den Abf. 1 zu bringen fein würden 
(zu vergl. Planck a. a. O.). Denn daß die Militärbehörde, die ein privilegiertes 
Militärteſtament in amtlicher Verwahrung hat (8 44 Nr. 4 Abi. 3 RMilG. 
vom 2. Mai 1874), die Gemeinde⸗ oder Polizeibehörde, die bei der Sicherung 
des Nachlaſſes ein eigenhändiges Teſtament in ihre amtliche Obhut ge⸗ 
nommen hat, und das Strafgericht oder die Staatsanwaltſchaft, die auf 
Grund einer Beſchlagnahme ein uneröffnetes Teſtament hinter ſich haben, 
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= nicht dem Abi. 1 des § 2259 BGB. und der daraus en, Ort dnun „> 
Zi ſtrafgewalt des Nachlaßgerichts aus $ 83 FGG. unterliegen, ift nach der 
Faſſung jener Vorſchrift und nach der Stellung der Behörden ganz un⸗ 
j zweifelhaft. Das gleiche gilt von den Fällen, wenn ein nicht mit dem 
5: Nachlaßgericht identiſches Amtsgericht ein von ihm aufgenommenes Teſta⸗ 
5 oder einem von ihm beurkundeten Erbvertrag deswegen nicht in die be⸗ 
5 ſondere amtliche Verwahrung gebracht hat, weil der Erblaſſer unmittelbar 
nach der Teſtamentserrichtung geſtorben iſt bezw. weil bei dem Erb⸗ 
vertrage die die beſondere amtliche Verwahrung ausſchließenden Vor⸗ 
ausſetzungen des §S 2277 Abſ. 1 BGB. vorlagen. Alle dieſe Fälle, wie in 
dem Beſchluſſe KGJ. 36 A S. 91 ff., 94 anſcheinend beabſichtigt iſt, dem 
$ 2259 Abſ. 1 BGB. unterzuordnen, erſcheint nicht angängig. Die dortige 
Ausdrucksweiſe: „Wer ein Teſtament ... im Beſitze hat, ift verpflichtet, 
es unverzüglich ... abzuliefern“, paßt nicht auf eine Behörde im Ver⸗ 
hältniſſe zu einer anderen. Dieſem Verhältnis entſpricht vielmehr die 
Anweiſung an das Nachlaßgericht, die Ablieferung des Teſtaments „zu 
veranlaſſen“ ($ 2259 Abſ. 2 Satz 2). Völlig unannehmbar iſt ferner die 
aus der Unterordnung jener Fälle unter den Abſ. 1 ſich nach 8 83 FGG. 
ergebende Folge, daß das Nachlaßgericht die vorbezeichneten gerichtlichen 
oder nichtgerichtlichen Behörden durch Ordnungsſtrafen zur Ablieferung 
des Teſtaments oder ihre Mitglieder durch Haft zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides anhalten könnte. Man muß daher den Abſ. 1 des $ 2259 auf Privat- 
perſonen beſchränken und die vorerwähnten Fälle entweder unmittelbar 
dem Abſ. 2 unterſtellen, indem man die Worte „in amtlicher Verwahrung“ 
dort in dem weiteren Sinne nicht nur der beſonderen, ſondern einer jeden 
amtlichen Verwahrung verſteht (ſo RG .48, 96, Planck, BGB., 3. Aufl., 
Anm. 5 zu $ 2259; Leonhard, Erbrecht, 2. Aufl., Anm. II B.; BGB.⸗Kom⸗ 
mentar von RGR. Anm. 4 daſelbſt; Strohal, Das Deutſche Erbrecht 8 48 
Anm. 4, 6; Schlegelberger, Die Geſetze über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit, 2. Aufl., Anm. 8, 9, 11 zu 8 83 FGG.), oder, falls 
man dies aus den oben erwähnten, der Faſſung des Abſ. 2 entnommenen 
Bedenken für nicht möglich hält, ſie nach Analogie des Abſ. 2 behandeln 
(ſo Planck, BGB. 1./2. Aufl., Anm. 3 a. E. zu 8 2259; anders Planck, BGB. 
3. Aufl., Anm. 5 zu $ 2259). 

Dieſelbe rechtliche Stellung wie den bezeichneten Behörden iſt aber 
einem Notar zuzuſprechen, der ein Teſtament oder einen Erbvertrag in der 
gewöhnlichen (nicht beſondern) amtlichen Verwahrung hat. Denn, wie 
man auch nach dem maßgebenden Landesrechte die öffentlichrechtliche Stellung 
des Notars aufzufaſſen hat, er befindet ſich jedenfalls kraft ſeines Amtes 
oder doch eines amtsartigen Verhältniſſes im Beſitze der Urkunde, und es 
iſt kein innerer Grund erſichtlich, weshalb er, falls er landesgeſetzlich zur 
Verwahrungsſtelle erklärt iſt, nach $ 2259 Abſ. 2 den Behörden gleichgeſtellt, 
andern Falles aber nach Abſ. 1 wie eine Privatperſon der Zwangs⸗ und 
Strafgewalt des Nachlaßgerichts unterworfen ſein ſollte. Demgemäß iſt 
das Nachlaßgericht nur befugt und verpflichtet, die Ablieferung des Teſtaments 
oder Erbvertrags durch den Notar „zu veranlaſſen“, es kann aber dem 
Notar nicht eine Ordnungsſtrafe androhen, ſondern muß im Falle der 
Weigerung Beſchwerde bei der vorgeſetzten Dienſtſtelle erheben. 
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Endlich war der Notar auch nur verpflichtet, den Erbvertrag (in 
Urſchrift) zur Eröffnung abzuliefern, nicht aber zu dauernder Verwahrung 
beim Nachlaßgericht unter endgültiger Entäußerung ſeines Beſitzes. Dafür, 
daß das Wort „Ablieferung“ ſo gemeint ſei. gibt das BGB. keinen Anhalt, 
beſonders iſt es nicht etwa aus einem vermeintlichen Gegenſatze von „Ab⸗ 
lieferung“ und „Vorlegung“ zu folgern. Im Gegenſatze zu den Teſtamenten, 
mögen ſie ſich vor der Eröffnung in der beſonderen amtlichen Verwahrung 
befunden haben oder nicht (zu vergl. 88 2262 bis 2264 BGB. und KGJ. 38 A, 145 
wegen der eigenhändigen Teſtamente), beſteht für Erbverträge, die nicht in 
die beſondere amtliche Verwahrung gebracht worden ſind, keine reichsgeſetz⸗ 
liche Vorſchrift des Inhalts, daß ſie nach der Eröffnung in Urſchrift bei 
dem Nachlaßgericht zurückzubehalten ſeien, vielmehr beſtimmt es ſich nach 
Landesrecht, ob die Urſchrift beim Nachlaßgericht bleibt oder an den Notar 
(bzw. das Gericht), der den Erbvertrag beurkundet hat, zurückzugeben 
iſt (RG. 53, 390). Für Preußen ergibt ſich aus Art. 42 Preuß. FGG. die 
Entſcheidung der Frage im Sinne der zweiten Alternative (KGJ. 27 A, 41). 
Die amtsgerichtliche Verfügung iſt daher verfehlt, ſoweit ſie ausſpricht, daß 
die Urſchrift des Erbvertrags nach der Eröffnung dem Notar nicht zurück⸗ 
gegeben werde, ſondern bei den Akten des Nachlaßgerichts bleiben müſſe. 

Der Notar iſt, wie dargelegt, auch durch dieſe Ankündigung beſchwert, und 
das Landgericht hat ſich mit Unrecht einer Entſcheidung dieſer Frage 
enthalten. 


Einfluß des Kriegszuſtaudes und der Beſetzung durch den Feind auf die 

Beurteilung der Frage, ob ein deutſches Schutzgebiet als Inland im Sinne 

der Vorſchriften über die Zuſtändigkeit des Nachlaßgerichts anzuſehen iſt. 
§ 73 §GG. 


Oberlandesgericht Hamburg, 12. Mai 1915. — Bd. 14 S. 140. 


Es handelt ſich um den Antrag des M., das Teſtament ſeines im 
März 1914 in Deutſch⸗Neuguinea verſtorbenen Bruders Carl M., das ſich 
in Bremen befindet, zu eröffnen und eine Nachlaßßpflegſchaft einzuſetzen. 
Ein Nachlaßpfleger iſt in Neuguinea nach dem Tode von Carl M. einge⸗ 
ſetzt worden. Neuguinea iſt jetzt vom Feinde beſetzt. 

Beide Vorinſtanzen haben angenommen, daß Friedrich⸗Wilhelmshafen 
auf Neuguinea im Sinne des § 73 FGG. als Inland anzuſehen iſt und 
daher 8 73 Abſ. 2 nicht in Frage kommt, während die Feſtſtellung getroffen 
wird, daß Bremen der letzte inländiſche Wohnſitz des Verſtorbenen war, 
falls Neuguinea nicht als Inland zu betrachten iſt, und ferner feſtgeſtellt 
wird, daß der Erblaſſer ein Deutſcher war. Die Anwendung des 8 74 des 
Geſetzes wird abgelehnt, weil kein Bedürfnis für die Sicherung des Nach⸗ 
laſſes vorliege. | | 
| Der weiteren Beſchwerde ift ſtattgegeben worden: Unter den zurzeit 
obwaltenden Umſtänden kann Neuguinea nicht als Inland im Sinne des 
9 73 FGG. angefehen werden. 
ns erſcheint unrichtig, daß die durch den Krieg veranlaßte Aenderung 
Anberückſichtigt bleibt. Neuguinea iſt vom Feinde beſetzt, die deutſchen Be⸗ 


— 108 — 


hörden ſind abgeſetzt; wann die alten Verhältniſſe wiederhergeſtellt werden, 
iſt ungewiß. Das Landgericht ſagt ſelbſt, daß, wenn man Neuguinea als 
Inland anſieht, zurzeit kein Nachlaßgericht exiſtiert. Das erſcheint nicht 
nur unerwünſcht, es erſcheint auch unrichtig, daß man ein ſo fern gelegenes, 
vom Feinde vorausſichtlich bis zum Friedensſchluſſe beſetztes deutſches 
Schutzgebiet zurzeit als Inland im Sinne des Geſetzes über die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit betrachtet. Der Geſetzgeber hat nicht 
daran gedacht und kann nicht daran gedacht haben, unter ſolchen tat⸗ 
ſächlichen Umſtänden, wie ſie zurzeit vorliegen, Neuguinea als Inland 
anzuſehen; es widerſpricht das der natürlichen Auffaſſung realer Ver⸗ 
hältniſſe. 

Das Amtsgericht Bremen iſt daher als Rechnet Bann zut 
Eröffnung des Teſtaments. 


Teſtamentseröffnung auf Grund einer zuverläſſigen nichtamtlichen Nachricht 
vom Tode eines Kriegsteilnehmers. 
§ 2260 BGB. 
Oberlandesgericht Darmſtadt, 4. Juni 1915. — Bd. 14 S. 141. 


Der Kaufmann Friedrich P. hatte, bevor er ins Feld zog, ein Teſta⸗ 
ment errichtet, das ſich in beſonderer amtlicher Verwahrung des Amts⸗ 
gerichts G. befand. Am 6. Februar 1915 teilte ſein Kompagniefeldwebel 
im Auftrage der Kompagnie von Nancy aus ſeinem Bruder O. P. in einem 
gewöhnlichen, mit einem Dienſtſiegel nicht verſehenen Briefe mit, daß 
Friedrich P. am 5. Februar 1915 11 Vorm. von einem Granatſplitter am 
Kopfe getroffen worden und ſofort tot geweſen ſei. Er ſchilderte den Vor⸗ 
fall näher, auch Ort und Art der Beerdigung und fügte das Soldbuch des 
Gefallenen bei. Auf Grund dieſes Briefes und des Soldbuchs beantragte 
ſein Bruder, der Beſchwerdeführer, einen Termin zur Eröffnung des Teſta⸗ 
ments anzuberaumen. Das Amtsgericht lehnte den Antrag inſolange 
ab, als nicht eine amtliche Mitteilung des Sterbefalls vorliege. Die Be⸗ 
ſchwerde wurde zurückgewieſen. Der weiteren Beſchwerde iſt ſtattgegeben 
worden: 


Nach § 2260 BGB. hat das Nachlaßgericht, ſobald es vom Tode des 
Erblaſſers Kenntnis erlangt, zur Eröffnung eines in ſeiner Verwahrung 
befindlichen Teſtaments einen Termin zu beſtimmen; Vorausſetzung für 
die Teſtamentseröffnung iſt alſo, daß das Nachlaßgericht vom Tode des 
Erblaſſers Kenntnis erhalten hat. Auf welche Weiſe dieſe Kenntnis erlangt 
wird, iſt nicht geſagt. Aus der Natur der Sache und der Wichtigkeit des 
Eröffnungsakts mit den daran geknüpften Folgen ergibt ſich aber, daß die 
Kenntnis auf eine zuverläſſige Weiſe erfolgt ſein muß. Daß das Amts⸗ 
gericht nur dann nach $ 2260 BGB. zu verfahren habe, wenn es eine 
ſichere amtliche Unterlage für den Todesfall habe, trifft nicht zu, ergibt 
ſich weder aus dem Wortlaute des. § 2260 BGB. noch aus den landes- 
geſetzlichen Anordnungen. Wenn es im RGR Kommentar, 2. Aufl., $ 2260 
heißt, die Eröffnung des Teſtaments ſetze voraus, daß das Gericht durch 
eine ihm nach Landesrecht erſtattete Todesanzeige oder durch Vorlegung 
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einer Sterbeurkunde oder eine Todeserklärung vom Tode des Erblaſſers 


Kenntnis erlangt habe, ſo wird dies der regelmäßige Gang des Verfahrens, 
auf Grund deſſen das Nachlaßgericht zur Teſtamentseröffnung ſchreitet, 
ſein, ohne daß damit geſagt iſt, daß es der einzige Weg ſei, durch welchen 
das Gericht zuverläſſige Kenntnis erlangt haben müſſe. Außerordentliche 
Ereigniſſe wie Krieg erheiſchen eine beſondere Berückſichtigung. Wenn darum 
in Kriegszeiten dem Nachlaßgerichte die aus dem Felde an den Bruder 
des Gefallenen gerichtete Todesanzeige des Feldwebels der Kompagnie, 
welcher der Soldat angehörte, vorgelegt wird, wenn dieſe Nachricht genau 
erſehen läßt, wie der Tod eingetreten iſt und wie und wo der Gefallene be⸗ 
erdigt wurde, wenn ferner jede Annahme dafür fehlt, daß ein unbefugter 
Dritter dieſe Nachricht an den Bruder des Verſtorbenen habe gelangen 
laſſen oder daß ſonſtwie eine Fälſchung vorliege, wenn außerdem gleich⸗ 
zeitig mit dieſer Nachricht das Soldbuch des Verſtorbenen vorgelegt wird, 
aus dem hervorgeht, bis zu welchem Zeitpunkte der Gefallene ſeinen Sold 
erhalten hat, und wenn dieſer Zeitpunkt mit der angeblichen Todeszeit 
des Gefallenen übereinſtimmt, ſo ſind dies Tatſachen, die die Todesnachricht 
als richtig erſcheinen laſſen und die geeignet ſind, dem Richter die nach 
§ 2260 BGB. erforderliche Kenntnis vom Tode des Teſtators zu verſchaffen. 
Hätten aber die Vorinſtanzen bei dieſem Urkundenmaterial und den feſt⸗ 
geſtellten Tatſachen noch begründete Zweifel gehabt, ſo wären ſie veranlaßt 
geweſen, nach $ 12 FGG. zu verfahren und bei der hohen Glaubhaft⸗ 
machung vom Tode des Erblaſſers die zur Feſtſtellung des Todes erforder⸗ 
on zu veranſtalten. 


Cinſiht des Protokollbuchs einer eingetragenen Genoſſenſchaft; Recht zur 
Entnahme von Notizen und Abſchriften. Ordnungsſtrafverfahren zur 
Durchſetzung dieſes Rechtes. 1 

89 47, 160 Gen®.; 88 132, 133 FGG. 


Kammergericht Berlin, 15. Mai 1914. — Bd. 14 S. 143. 


m Das Amtsgericht in B. gab den Vorſtandsmitgliedern des Ein⸗ und 
Verkaufsvereins für B., e. GmbH., auf Antrag des Beſchwerdeführers, der 
Genoſſe iſt, auf, dem ©. als deſſen Bevollmächtigtem die Einficht in das 
über die Generalverſammlungsbeſchlüſſe geführte Protokollbuch binnen fünf 


Tagen bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe zu geſtatten oder Einſpruch 


zu erheben. Darauf teilte das Vorſtandsmitglied Sch. dem Gerichte mit, 
daß dem G. bereits früher mitgeteilt worden ſei, er könne das Protokoll⸗ 
buch demnächſt einſehen, und daß G. ſchon Einſicht genommen habe. Sch. 
bat zugleich um Auskunft, welche geſetzliche Vorſchrift er nicht befolgt und 
in welcher Weiſe das Regiſtergericht glaubhafte Kenntnis davon erlangt 
habe. Der Antragſteller erwiderte, es ſei ihm zwar geſtattet worden, das 
Protokollbuch einzuſehen, es ſei ihm jedoch verboten worden, Notizen dar⸗ 
aus zu machen. Mit Rückſicht hierauf beantragte er die Feſtſetzung der 
angedrohten Ordnungsſtrafe. 8 

Das Amtsgericht wies dieſen Antrag zurück und hob ſeine erſte Ver⸗ 


fügung auf, indem es erwog, daß das Vorſtandsmitglied Sch. rechtzeitig 


Widerſpruch erhoben habe und daß die „Einſicht⸗ des Buches Die Entnat dme 
von Notizen nicht umfaſſe. 
Das Landgericht wies die Beſchwerde des Antragſtellers zurück. De s 
Recht auf Einſicht des Protokollbuchs umfaſſe zwar auch die Befugnis Ya 
zur Entnahme von Notizen, der Vorſtand habe jedoch ſeiner Verpflichtung 
aus § 47 GenG. zunächſt durch das Schreiben des Geſchäftsführers ge⸗ 
nügt, und der Antragſteller müſſe, wenn ihm die Einſicht nicht ordnungs⸗ 
mäßig gewährt werde, ein neues Ordnungsſtrafverfahren anregen. Auf 
die weitere Beſchwerde wurde die Sache ans Amtsgericht zurückverwieſen: 

Das Recht auf Einſicht des Protokollbuchs umfaßt auch das Recht, 
Notizen und Abſchriften daraus zu entnehmen. Zweck der Einſicht iſt es, 
dem Berechtigten die Möglichkeit zu geben, ſich mit dem Inhalte der Ein⸗ 
tragungen bekannt zu machen und dieſe Kenntnis in ſeinem Intereſſe zu 
verwerten. Dieſer Zweck würde aber nahezu vereitelt werden, wenn dem 
Berechtigten nicht auch das Recht zuſtände, ſich die entnommenen Tat⸗ 
ſachen ſchriftlich zu notieren (K GJ. 7, 99; 44A, 91. Das muß um jo mehr 
gelten, als es dem Genoſſen freiſteht, das Recht durch Bevollmächtigte aus⸗ 
üben zu laſſen (KGJ. 31 A, 201). 

Wenn das Regiſtergericht glaubhafte Kenntnis von einem Verſtoße 
gegen § 47 Gen. erhält, jo hat es nach § 160 a. a. O gemäß $ 132 FGG. 
einzuſchreiten, d. h. es hat den Vorſtandsmitgliedern der Genoſſenſchaft 
aufzugeben, binnen einer beſtimmten Friſt der geſetzlichen Verpflichtung 
nochzukommen oder die Unterlaſſung mittels Einſpruchs gegen die Ver⸗ 
fügung zu rechtfertigen. Wie das Gericht ſich die glaubhafte Kenntnis 
verſchafft, iſt ſeinem freien, pflichtgemäßen Ermeſſen überlaſſen (K GJ. 30 A, 
116). Es iſt nicht zu beanſtanden, wenn es die Anzeige eines Rechtsan⸗ 
walts als genügend anſieht. Nach § 133 FGG. iſt die angedrohte Strafe 
feſtzuſetzen, wenn innerhalb der Friſt weder der geſetzlichen Verpflichtung 
genügt noch Einſpruch erhoben iſt. Zweck des Einſpruchs iſt es nach $ 132 
a. a. O., die Nichterfüllung der Auflage zu rechtfertigen; er wird alſo nur 
dann zu erheben ſein, wenn der Antragsgegner glaubt, zur Erfüllung 
nicht verpflichtet zu ſein. Der Vorſtand hat nicht beſtritten, zur Vorlegung 
des Buches verpflichtet zu ſein, meint, das Notwendige getan zu haben. 
Die Erklärung des Sch. ſtellt ſich ſonach nicht, wie die Vorinſtanzen irr⸗ 
tümlich annehmen, als Einſpruch, ſondern als die Anzeige dar, daß der 
Auflage des Regiſtergerichts genügt ſei. Das Gericht hatte ſonach nur 
noch zu prüfen, ob dieſe Angabe zutraf; war dies der Fall, ſo wurde das 
Ordnungsſtrafverfahren gegenſtandslos; war es nicht der Fall, ſo mußte 
die Strafe feſtgeſetzt werden. Das Amtsgericht hat die Nachprüfung der 
Angabe des Antragſtellers, daß ihm die Entnahme von Notizen verweigert 
worden ſei, infolge ſeiner rechtsirrtümlichen Auslegung des Begriffs der 
„Einſichtnahme“ abgelehnt. Das Landgericht hat ſie für nicht erforderlich 
erachtet, weil es bereits in der ſchriftlichen Erlaubnis zur Einſichtnahme 
die Erfüllung der geſetzlichen Verpflichtung ſah. Dazu gehört aber auch 
die Erlaubnis der Entnahme von Notizen. Iſt dieſe, wie der Antragſteller 
behauptet, verweigert worden, ſo war die angedrohte Strafe wegen Nicht⸗ 
erfüllung der Auflage feſtzuſetzen. 
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Firma der Haupt⸗ und der Zweigniederlaſſung einer Aktiengeſellſchaft. 


Notwendige Uebereinſtimmung von Sitz und Hauptniederlaſſung. Un⸗ 
zuläſſigkeit der Eintragung einer auf eine Zweigniederlaſſung beſchränkten 
Prokura vor Eintragung des Zuſatzes, der die Zweigniederlaſſung als I 

kennzeichnet. N 


88 13, 29, 50, 51, 182 HGB. 
Oberſtes Landesgericht München, 16. Mai 1914. — Bd. 14 S. 145. 


Die Aktiengeſellſchaft Maſchinenfabrik Augsburg⸗Nürnberg mit dem 
Sitze in Augsburg beſitzt Niederlaſſungen in Augsburg, Nürnberg, Guſtavs⸗ 
burg und Duisburg. Am 15. November 1913 meldete der Generaldirektor 


der Geſellſchaft zum Handelsregiſter des Amtsgerichts Augsburg an, daß 


die Oberingenieure K. und M. zu Prokuriſten für die Handelsniederlaſſung 
Nürnberg beſtellt worden ſeien und jeder von ihnen in Gemeinſchaft mit 
einem Vorſtandsmitglied oder einem Prokuriſten zur Vertretung der Ge⸗ 
ſellſchaft und rechtsverbindlichen Zeichnungen befugt ſei. Das Amtsgericht 
Augsburg lehnte die Eintragung ab, weil nach 8 50 HGB. die Beſchränkung 
der Prokura auf den Betrieb einer Zweigniederlaſſung nur dann zuläſſig 
ſei, wenn die Niederlaſſungen unter verſchiedenen Firmen betrieben würden. 
Dies ſei hier nicht der Fall. 


Später erneuerte die Geſellſchaft ihren Antrag. Sie bemerkte, daß die 
einzelnen Niederlaſſungen ſich durch den der Firma beigeſetzten Zuſatz „Werk 
Augsburg“, „Werk Nürnberg“ uſw. unterſchieden; ſie ſei zwar der Anſicht, 
daß dieſe Firmenzuſätze der Eintragung ins Handelsregiſter nicht bedürfen, 
vorſorglich werde aber auch ſie beantragt. Das Regiſtergericht lehnte ſowohl 
die Eintragung der beſchränkten Prokura als auch die des Firmenzuſatzes 
ab: Da der Firmenzuſatz einen Firmenbeſtandteil bilde, ſo müſſe er ins 
Handelsregiſter eingetragen werden. Wenn auch ein Firmenzuſatz im Sinne 
des 8 50 Abſ. 3 HGB. ohne Statutenänderung beſchloſſen werden könne, jo 
gelte es doch nur für die Zweigniederlaſſungen. Die Firma der Hauptnieder⸗ 
laſſung bilde zugleich den Namen der Geſellſchaft und könne daher nicht ohne 
einen Beſchluß der Generalverſammlung abgeändert oder durch einen Zuſatz 
erweitert werden. Auch mit Rückſicht darauf, daß die Firma der Haupt⸗ 
niederlaſſung in der Firma der Zweigniederlaſſung vollſtändig enthalten ſein 
müſſe, ſei es ausgeſchloſſen, daß der Firma der Maſchinenfabrik Augsburg⸗ 
Nürnberg der Zuſatz „Werk Augsburg“ beigefügt werde. Er ſei auch des⸗ 
halb unzuläſſig, weil dadurch eine Täuſchung hervorgerufen und der An⸗ 
ſchein erweckt werde, als ſei dieſe Niederlaſſung nicht die Hauptniederlaſſung, 
ſondern nur eine gewerbliche Betriebsſtätte. | 

Die Maſchinenfabrik Augsburg⸗Nürnberg legte Beſchwerde ein und be⸗ 
antragte, auszuſprechen, daß die Prokura auf die einzelnen Niederlaſſungen 
in Augsburg, Nürnberg, Guſtavsburg beſchränkt werden könne und die 
Zuſätze „Werk Augsburg“ uſw. zuläſſig ſeien, ohne daß ſie Be Handelsregiſter 
eingetragen zu werden brauchten. i 

Das Landgericht wies die Beſchwerde zurück, und auch die weitere 
Beſchwerde war erfolglos: 
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Die Beſchwerden gehen von der Auffaſſung aus, daß die Aktiengeſell 
ſchal zwar einen Sitz haben müſſe, daß es dagegen nicht notwendig ſei, daß 
eine aus mehreren Niederlaſſungen beſtehende Aktiengeſellſchaft eine Haupt⸗ 
niederlaſſung habe und dieſe mit dem Sitze der Geſellſchaft zuſammenfalle. 
Der erkennende Senat hat ſich ſchon in der Entſcheidung vom 10. Juli 1907 
(RJ. 9, 40, ſ. auch BaydbeG. 8, 342) dahin ausgeſprochen, daß bei der 
Aktiengeſellſchaft der durch die Satzung beſtimmte Sitz der Geſellſchaft zu- 
gleich die Hauptniederlaſſung ſei. | 


Wie jede Körperſchaft, hat auch die Aktiengeſellſchaft notwendig einen 

Sitz d. h. einen Mittelpunkt ihrer geſchäftlichen Tätigkeit, von dem aus die 
Leitung des Unternehmens ſtattſindet. Während aber die phyſiſche Perſon 
mehrere Wohnſitze haben kann, iſt bei der Aktiengeſellſchaft nur ein Sitz 
möglich, denn der Sitz iſt für die die rechtliche Stellung der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft erſt begründende Eintragung ins Handelsregiſter entſcheidend; nach 
ihm beſtimmt ſich, welchem Rechte die Aktiengeſellſchaft unterworfen iſt. 
Der Sitz der Aktiengeſellſchaft iſt nicht notwendig an den Ort gebunden, 
wo ſich das kaufmänniſche Unternehmen vorwiegend konzentriert, wird viel⸗ 
mehr ſtatutariſch frei beſtimmt. Der Sitz kann auch an einem andern Orte, 
als da, wo die Verwaltung geführt wird, begründet werden; dagegen können 
Sitz und Hauptniederlaſſung der Geſellſchaft nicht voneinander. getrennt 
werden; beide Begriffe ſind identiſch. Das Geſetz ſtellt der Hauptnieder⸗ 
laſſung die Zweigniederlaſſung gegenüber, worunter jede außerhalb des Sitzes 
der Geſellſchaft vorhandene Niederlaſſung zu verſtehen iſt, einerlei ob ihr 
gegenüber der Niederlaſſung des Sitzes wirtſchaftlich nur Nebenbedeutung 
zukommt oder ob ſie in Wirklichkeit die bedeutendere iſt ee in 
HoldhMonſchr. 10, 157; RO HG. 21, 37; KG. 13, 42). 


In der Rechtslehre ift die Anſchauung, daß der Sit der Attiengeſel⸗ 
ſchaft notwendig mit der Hauptniederlaſſung zuſammenfalle und beide das⸗ 
ſelbe ſeien, überwiegend vertreten. Dieſe Anſchauung findet nicht nur in 
allgemeinen theoretiſchen Erwägungen ihre Begründung, ſondern ergibt 
ſich mit Notwendigkeit auch aus der Faſſung des Geſetzes ſelbſt. Hier iſt 
überall die Zweigniederlaſſung der Hauptniederlaſſung gegenübergeſtellt; 
Sitz der Geſellſchaft und Hauptniederlaſſung ſind vielfach als gleichbedeutend 
gebraucht (zu vergl. insbeſ. $ 13 Abſ. 3 mit $ 201 5 5 HGB., Art. 176 
mit Art. 179 des früheren Allg. D HGB.). 


Nach 8 29 HGB. muß jeder Kaufmann, ſonach auch die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, ſeine Firma und den Ort ſeiner Handelsniederlaſſung bei dem Ge⸗ 
richt, in deſſen Bezirke ſich die Niederlaſſung befindet, zur Eintragung ins 
Handelsregiſter anmelden. Vor der Eintragung ins Regiſter des Sitzes 
der Geſellſchaft beſteht die Aktiengeſellſchaft als ſolche nicht ($ 200). Auch 
hieraus geht wiederum hervor, daß die Aktiengeſellſchaft, will ſie Rechts⸗ 
fähigkeit erlangen, eine Niederlaſſung haben muß, und dieſe Niederlaſſung 
iſt beim Vorhandenſein mehrerer Niederlaſſungen notwendig die Hauptnie⸗ 
derlaſſung; denn die Eintragung der übrigen Niederlaſſungen ſetzt die Ein⸗ 
tragung der Hauptniederlaſſung voraus ($ 13 Abſ. 2 HGB.). 

Nach der Auffaſſung der weiteren Beſchwerde wären ſämtliche Nieder⸗ 
laſſungen der Aktiengeſellſchaft Maſchinenfabrik Augsburg⸗Nürnberg nur 
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Zweigniederlaſſungen der einheitlichen in Augsburg domizilierenden Aktien⸗ 
geſellſchaft. Daß dieſe Auffaſſung offenbar unhaltbar iſt, ergibt ſich dar⸗ 
aus, daß eine Zweigniederlaſſung im Sinne des § 13 HGB. nicht am Sitze 
des Hauptgeſchäfts beſtehen kann, ſondern ſich an einem andern Orte und 
in einem andern Gerichtsbezirke befinden muß (Staub a. a. O. Anm. 7 zu 
8 13; Ritter, Kommentar zum HGB. Anm. 3 zu $ 13 S. 25). 


Die Meinung der Beſchwerde, daß eine Akiengeſellſchaft, auch wenn 
fie mehrere Niederlaſſungen hat, doch nicht notwendig in Haupt- und Zweig⸗ 
niederlaſſungen gegliedert ſein müſſe, findet auch im 8 50 Abſ. 3 HGB. 
keine Stütze. Dort iſt allerdings davon die Rede, daß die Niederlaſſungen 
unter verſchiedenen Firmen betrieben werden, und iſt lediglich als beſon⸗ 
derer Fall angeführt, daß eine Verſchiedenheit der Firmen im Sinne dieſer 
Vorſchrift auch dadurch begründet werde, daß für die Zweigniederlaſſung 
der Firma ein Zuſatz beigefügt wird, der ſie als Firma der Zweignieder⸗ 
laſſung bezeichnet. Allein damit iſt keineswegs geſagt, daß alle kauf⸗ 
männiſchen Geſchäſte, die verſchiedene Niederlaſſungen haben, auch unter 
nerſchiedenen ſie als gleichberechtigt ausweiſenden Firmen betrieben werden 
können. Betreibt ein Kaufmann verſchiedene Geſchäfte unter verſchiedenen 
Firmen, ſo kann der Prokuriſt ſelbſtverſtändlich auch nur für eines dieſer 
Geſchäfte beſtellt werden, betreibt er aber mehrere Geſchäfte unter einer 
Firma, ſo bezieht ſich die Prokura notwendig auf alle Niederlaſſungen; 
um aber in dieſem Falle eine Beſchränkung auf eine einzelne, vom Haupt 
geſchäfte verſchiedene Niederlaſſung zu ermöglichen, hat das Geſetz den 
im $ 50 Abſ. 3 Satz 2 enthaltenen Ausweg eröffnet (Staub a. a. O. Anm. 3 
zu $ 50). 

Danach muß gefolgert werden, daß Augsburg, wo ſich der Sitz der 
Maſchinenfabrik Augsburg⸗Nürnberg befindet, auch die Hauptniederlaſſung 
dieſer Aktiengeſellſchaft iſt. Iſt dieſes aber der Fall, ſo entfällt damit zu⸗ 
gleich die Möglichkeit, daß der bei dem Handelsregiſter in Augsburg einge⸗ 
tragenen Firma ein Zuſatz, wie Werk Augsburg, beigefügt werde, denn 
die Aktiengeſellſchaft kann nur eine Firma haben, die auch von den ein⸗ 
zelnen Zweigniederlaſſungen, erforderlichen Falles mit geeigneten Zuſätzen, 
geführt werden muß (Lehmann⸗Ring a. a. O. Anm. Za zu 8 182). Hierzu 
wäre eine Firma eee Augsburg⸗Nürnberg, Werk Augsburg, 
nicht geeignet. 


Was aber weiter den Antrag anlangt, die in Nürnberg und Guſtavs⸗ 
burg beſtehenden Niederlaſſungen mit den Zuſätzen Werk Nürnberg, Werk 
Guſtavsburg zu verſehen, jo beſteht zwar dagegen, daß eine Zweignieder⸗ 
laſſung durch den Zuſatz Werk Nürnberg von der Hauptniederlaſſung unter- 
ſchieden werde, vom rechtlichen Standpunkt aus kein Bedenken, dem An⸗ 
trage kann aber ſchon deshalb nicht entſprochen werden, weil ſich die durch 


§ 13 Abſ. 2 GHB. gebotene vorgängige Eintragung bei dem Gerichte der 


Hauptniederlaſſung nur auf die das geſchäftliche Unternehmen als Ganzes 
betreffenden Vorgänge bezieht; wenn ſich dagegen die Eintragung lediglich 
auf die Zweigniederlaſſung bezieht, ſo haben dieſe Eintragungen beim Ge⸗ 
richte der Zweigniederlaſſung zu erfolgen; ſie ſind nicht zuerſt bei dem Ge⸗ 
richte der Hauptniederlaſſung einzutragen. Das Regiſtergericht der Zweig⸗ 
Blätter für Rechtspfl. L XIII. N. F. XLIII. Freiw. Gerichtsbark. 8 
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niederlaſſung hat die Zuläſſigkeit der Eintragung ſelbſtändig zu prüfen. 
So die herrſchende Meinung. Was aber von Errichtung der Zweignieder⸗ 
laſſung gilt, muß auch von allen übrigen die eee BEENDEN 
Tatſachen angenommen werden. 


Dafür, daß die beſchränkte Prokura nicht ohne vorgängige Eintra⸗ 
gung des der Zweigniederlaſſung gegebenen Zuſatzes eingetragen werden 
könne, ſpricht ſchon die Erwägung, daß der Zuſatz beſtimmt iſt, Firmenbe⸗ 
ſtandteil zu werden; der Prokuriſt hat die Firma in der Weiſe zu zeichnen, 
daß er der Firma ſeinen Namen mit einem die Prokura andeutenden Zu⸗ 
ſatze beifügt (8 51 HGB.): er kann die Firma der Zweigniederlaſſung durch 
ſeine Unterſchrift nicht erſt ſchaffen, ſondern er muß, wenn ſeine Prokura 
auf den Betrieb der Zweigniederlaſſung beſchränkt iſt, die Firma mit dem 
Zuſatze zeichnen, durch den die Firma für ihre Beziehungen Dritten gegen⸗ 
über als Zweigniederlaſſung im Handelsregiſter gekennzeichnet iſt (al. 
Markus in HoldhMonſchr. 1906 S. 224). 


Geſellſchaft mit beſchräukter Haftung; Unzuläſſigkeit der gerigtnichen 2 Be- 
ftellung eines Liquidators auf Antrag eines Gläubigers unter Abberufung 
eines bereits ordnungsmäßig beſtellten Liauidators. 


8 66 Geſ. betr. d. Geſellſch. m. b. H.; 8 29 BB. 3 
Kammergericht Berlin, 22. Mai 1914. — Bd. 14 S. 149. 


Die R. G. Gmbh. in B. ift durch Beſchluß vom 14. Mai 1913 aufge⸗ 
löſt worden. Nachdem der zum Liquidator beſtellte Bücherreviſor N. am 
19. Februar 1914 ſein Amt niedergelegt hatte, gab das Regiſtergericht dem 
Alleingeſellſchafter K. auf, binnen einer Woche einen neuen Liquidator zu 
beſtellen. K. beſtellte ſich am 4. März 1914 ſelbſt zum Liquidator und 
meldete es an demſelben Tage zum Handelsregiſter an. Nachdem die Ein- 
tragung erfolgt war, ging dem Regiſtergerichte der Antrag der Beſchwerde⸗ 
führer vom 3. März. 1914 auf Beſtellung des Bücherreviſors Go. zum 
Liquidator zu. Die Beſchwerdeführer widerſprachen zugleich der Beſtellung 
eines von K. benannten Liquidators. Ihr Antrag wurde abgelehnt, ihre 
Beſchwerde zurückgewieſen. Die weitere Beſchwerde blieb erfolglos: 


Das Regiſtergericht hat mit Recht angenommen, daß ein Geſellſchafts⸗ 
gläubiger nicht befugt iſt, die gerichtliche Beſtellung eines Liquidators zu 
erwirken, wenn ein ſolcher bereits auf ordnungsmäßige Weiſe beſtellt iſt. 
Nach der klaren Beſtimmung des $ 66 Abſ. 2 Gmbh. kann die Beſtellung 
von Liquidatoren durch das Gericht nur auf Antrag von Geſellſchaftern 
erfolgen, deren Geſchäftsanteile zuſammen mindeſtens dem zehnten Teile 
des Stammkapitals entſprechen. Eine ausdehnende Auslegung dieſer Vor⸗ 
ſchrift in dem von den Beſchwerdeführern gewollten und auch vom Land⸗ 
gericht angenommenen Sinne iſt nicht zuläſſig. In allen Fällen, in denen das 
Geſetz die gerichtliche Beſtellung von Liquidatoren zuläßt, hat es die An⸗ 
tragsberechtigung genau — und zwar in verſchiedener Weiſe. — geregelt. 
Nach § 146 Abſ. 2 HGB. kann die Ernennung auf Antrag eines „Beteilig⸗ 
ten“ erfolgen; als Beteiligter gilt nach Abſ. 2 Satz 2 auch der Gläubiger, 
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der aus $ 135 a. a. O. die Geſellſchaft gekündigt hat. Im § 295 HGB. iſt 
das Antragsrecht dem Aufſichtsrat und einer beſtimmten Minderheit von 
Aktionären gegeben; im $ 302 Abſ. 4 a. a. O. wiederum den „Beteiligten“, 
diesmal ohne Einſchränkung. Das Genoſſenſchaftsgeſetz läßt nach 8 83 
Abſ. 3 den Antrag des Auiſichtsrats und des zehnten Teiles der Ge⸗ 
noſſen zu. Dieſe Art der Regelung läßt erkennen, daß der Geſetzgeber in 


den einzelnen Fällen die Wahrung verſchiedener Intereſſen im Auge ge- 


habt hat. So iſt der § 302 Abi. 4 HGB. zum Schutze der Gläubiger 
und find der 8 83 Abſ. 3 Gen®. und der § 295 HGB. zum Schutze 
einer Minderheit der Geſellſchafter bezw. Genoſſen und der § 145 Abſ. 2 
HGB. zu beiden Zwecken beſtimmt. Das bei der Faſſung des $ 66 GmbHG. 
allein an den Schutz einer Geſellſchafterminderheit gedacht worden iſt, 
ergeben die Motive zu 8 64 (jetzt 66) zweifelsfrei. Dieſem Willen des 
Geſetzgebers entſpricht auch der Wortlaut des Geſetzes; eine Ausdehnung 
des Beſchwerderechts auf die Geſellſchaftsgläubiger erſcheint hiernach 2, 
angängig. 

Auch aus allgemeinen Geſichtspunkten läßt ſich eine adde Aus⸗ 
legung des 8 66 Abſ. 2 nicht rechtfertigen. Der Regiſterrichter iſt nicht all⸗ 
gemein als Rechtspolizeiorgan der freiwilligen Gerichtsbarkeit anzuſehen, und 
ein allgemeines Kontrollrecht des Staates auch privaten Korporationen 
gegenüber kann nicht anerkannt werden Es gibt keine allgemeine Vorſchrift, 
die dem Regiſterrichter eine derartige Stellung verliehe, und auch aus den 
Einzelbeſtimmungen, auf denen ſeine beaufſichtigende Tätigkeit beruht, iſt der 
vom Landgerichte vertretene Grundgedanke nicht abzuleiten. Die Geſetze 
ſind vielmehr von dem allgemeinen Prinzip beherrſcht, daß die Beteiligten 
ihre privatrechtlichen Anſprüche ſelbſt zu wahren haben und der Staat 
ihnen hierbei im weſentlichen nur dadurch behilflich iſt, daß er für eine weit⸗ 
gehende Offenlegung der Verhältniſſe Sorge trägt. Zu dieſem Gebiete rechnet 
auch die Hauptaufgabe des Regiſterrichters, die darin beſteht, das Handels⸗ 
regiſter richtig und vollſtändig zu erhalten. Wenn das Geſetz ihm in 
einzelnen Fällen (8 146 Abſ. 2, 88 147, 161, 8 295 Abſ. 2 und 3, § 302 Abſ. 4, 
8 320 Abſ 3 HGB.; 8 66 Abſ. 2 und 3 GmbH.; 8 157 Abſ 2, 8 161, § 302 
Abſ 2, § 320 Abſ 3 HGB; 8 74 EmbHG.; 8.160 Gen®.) weitergehende Be⸗ 
fugniſſe verleiht, jo geſchieht dies unter Durchbrechung des allgemeinen Grund⸗ 
ſatzes von der Selbſtbeſtimmung und Selbſtverantwortung des einzelnen 
und unter genauer Abgrenzung der richterlichen Machtſphäre. Eine Ueber⸗ 
ſchreitung dieſer Grenzen durch ausdehnende Auslegung der Geſetze würde 
dem geſetzgeberiſchen Grundgedanken zuwiderlaufen 


Auch § 29 BGB. ift nicht geeignet, den Antrag der Beſchwerdeführer 
zu ſtützen. Wie die Vorinſtanzen übereinſtimmend und zutreffend ausführen, 
trifft dieſe — an ſich auch auf die GmbH. anwendbare Vorſchrift nur den 
Fall, daß es an einem Vertreter der Geſellſchaft fehlt, ſei es, daß ein 
ſolcher überhaupt nicht vorhanden, ſei es, daß er behindert iſt. Dieſer 
Fall iſt hier nicht gegeben, da der alleinige Geſellſchafter K. ſich nach Aus⸗ 
ſcheiden des N. in rechtsgültiger Form ſelbſt zum Liquidator beſtellt hatte, 
und zwar ehe noch der Antrag der Beſchwerdeführer auf gerichtliche Be⸗ 
ſtellung eines Erſatzmannes bei Gericht eingegangen war. 
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Unzuläſſigkeit der Kapitalerhöhung bei einer Geſellſchaft mit wanne 


Haftung im Stande der Liquidation. 
88 3, 54, 69 Gmbh. 
Kammergericht Berlin, 29. Mai 1914. — Bd. 14 S. 152. 


Im Handelsregiſter des Amtsgerichts in D. war ſeit September 1910 | 


die „Pa Nährmittel Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“ eingetragen. Im 
Dezember 1911 wurde durch die Geſellſchafterverſammlung der Beſchluß ge⸗ 
faßt, das Stammkapital von 70000 M. auf 90000 M. zu erhöhen, und 
im März 1912 wurde eine Erhöhung des Stammkapitals um weitere 35 000 M. 
beſchloſſen. Am 8. November 1912 beſchloſſen die Geſellſchafter die Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft, die am 25 November 1912 von dem bisherigen Ge⸗ 
ſchäftsführer G. als Liquidator zum Handelsregiſter angemeldet wurde Am 
14. April 1913 wurde über das Vermögen der Geſellſchaft das Konkurs- 
verfahren eröffnet, das am 13. Dezember 1913 mangels einer die Koſten 
deckenden Maſſe eingeſtellt wurde. Da der frühere Liquidator G. inzwiſchen 
außer Landes gegangen war, beſtellte das Amtsgericht auf Antrag einer 
Gläubigerin den J. zum Liquidator. Dieſer meldete am 13. Januar 1914 die 
Kapitalerhöhung von 70000 auf 90 000 und von 90000 auf 125000 M. 
zur Eintragung in das Handelsregiſter an. Das Amtsgericht lehnte 


indeſſen die Eintragung ab, weil die Geſellſchaft durch die Auflöſung ihre 


Rechtsperſönlichkeit verloren habe, eine Aenderung des Geſellſchaftsvertrags 
während der Liquidation jedenfalls unzuläſſig ſei, eine Erhöhung des Grund⸗ 
kapitals aber auch dem Weſen der Liquidation widerſpreche und zudem von 
den Geſellſchaftern ſelbſt nicht mehr gewollt ſei. Die hiergegen eingelegte 
Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Auch die weitere Beſchwerde blieb er⸗ 
folglos: 

Nach §S 3 GmbHG. muß der Geſellſchaftsvertrag den Betrag des Stamm- 
tapital3 enthalten; eine Erhöhung des Stammkapitals enthält daher eine 
Aenderung des Geſellſchaftsvertrags, die nach $ 54 Abſ. 3 a. a. O. erſt mit 
der Eintragung ins Handelsregiſter rechtswirkſam wird. Dieſe Eintragung 
iſt jedoch nicht mehr zuläſſig, ſobald die Geſellſchaft aufgelöſt iſt, da nach 
§ 69 Abſ. 1 die im vierten Abſchnitte des Geſetzes enthaltene Vorſchrift des 
§ 54 für das Liquidationsſtadium nicht für anwendbar erklärt und damit 
eine Satzungsänderung in dieſem Stadium unmöglich gemacht iſt. Der vom 
Beſchwerdeführer im Hinblick auf Staub⸗Hachenburg, GmbHG. Anm. 38, 39 
zu 8 69 vertretene abweichende Standpunkt kann nicht gebilligt werden. 
Wenn auch die Geſellſchaft trotz der Auflöſung noch in gewiſſer Weiſe fort- 
beſteht, jo dient dieſes Fortbeſtehen doch ganz allein dem Zwecke der Liqui⸗ 
dation, d. h. der Aufteilung des Geſellſchaftsvermögens. Um die Erfüllung 
dieſes Zweckes zu ermöglichen, läßt das Geſetz die Vorſchriften, die ſich auf 
die Organiſation der Geſellſchaft beziehen (Abſchnitte 2 und 3), vorläufig 
noch in Kraft, es beſchränkt dieſes Weiterleben jedoch auf die zur Zeit des 
Auflöſungsbeſchluſſes vorhandene Organiſation. Eine Umformung durch 
Aenderung des Geſellſchaftsvertrags würde eine Lebensbetätigung fein, die 
aus dem Rahmen der Selbſtvernichtung herausfiele. Die Weglaſſung der 
Vorſchriften des vierten Abſchnittes des Geſetzes im $ 69 Abſ. 1 entſpricht ſo⸗ 
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nach durchaus dem Weſen der Sache. Ganz beſonders müſſen dieſe Grund⸗ 
ſätze für eine Kapitalerhöhung gelten, die unter Umſtänden den Eintritt neuer 
Mitglieder zur Folge hat. Das Reichsgericht hat die Eintragung einer 
Kapitalerhöhung nach Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen einer 
Gmbh. für unzuläſſig erklärt, weil die Schaffung neuer Mitgliedſchaften 
mit dem Konkurszwecke nicht zu vereinbaren ſei (RG. 77, 155). Im bor- 
liegenden Falle iſt zwar das Konkursverfahren wieder eingeſtellt, der vom 
Reichsgericht aufgeſtellte Grundſatz muß aber ebenſo für eine in Liquidation 
befindliche Geſellſchaft gelten, da die Liquidation — wenn auch im Wege 
eines andern Verfahrens — dasſelbe Ergebnis, nämlich die Aufteilung des 
Vermögens, bezweckt wie der Konkurs. 


Pflicht des Vorſtandes einer Aktiengeſellſchaft, die Betriebseinſtellung einer 
Zweigniederlaſſung beim Regiſtergericht anzumelden. 
88 13, 14, 31, 50, 201, 210, 292 H.; 88 121, 141 G6. 
Kammergericht Berlin, 10. Juli 1914. — Bd. 14 S. 153. 


Die Aktiengeſellſchaft Zentral⸗Darlehnskaſſe für D. unterhielt in P. 
eine Zweigniederlaſſung, die im dortigen Handelsregiſter eingetragen iſt. Sie 
ſtellte den Betrieb dieſer Zweigniederlaſſung im Mai 1913 ein. Das Amts⸗ 
gericht in P. forderte den Vorſtand der Geſellſchaft auf, das Erlöſchen der 
Zweigniederlaſſung zum Handelsregiſter anzumelden oder die Unterlaſſung 
der Anmeldung mittels Einſpruchs zu rechtfertigen. Der Vorſtand legte 
Einſpruch ein und begründete ihn damit, daß der Betrieb der Zweignieder⸗ 
laſſung nur vorübergehend eingeſtellt ſei und eine Aktiengeſellſchaft über⸗ 
haupt nicht angehalten werden könne, die Löſchung einer aufgehobenen Zweig⸗ 
niederlaſſung zu beantragen. Das Amtsgericht verwarf den Einſpruch und 
ſetzte die angedrohte Ordnungsſtraſe feſt. Der ſofortigen Beſchwerde des 
Vorſtands wurde durch Beſchluß des Landgerichts ſtattgegeben, ſoweit der 
angefochtene Beſchluß eine Strafe feſtſetzt; im übrigen wurde die Beſchwerde 
zurückgewieſen. Die ſofortige weitere Beſchwerde des Vorſtands blieb 
erfolglos: 

Daß die Aufhebung einer Zweigniederlaſſung im Handelsregiſter des 
zuſtändigen Amtsgerichts einzutragen iſt, ergibt ſich aus 8 131 FGG., 
der dem Regiſterrichter der Zweigniederlaſſung die zwingende Verpflich⸗ 
tung auferlegt, von der Aufhebung dem Regiſtergerichte der Hauptnieder⸗ 
laſſung Mitteilung zu machen, damit dort ein entſprechender Vermerk ein⸗ 
getragen werden kann. 8 131 gilt allgemein für alle Zweigniederlaſſungen. 
Es iſt alſo aus ihm zu folgern, daß das Geſetz auch bei Aktiengeſellſchaften 
die Aufhebung einer Zweigniederlaſſung für eintragungspflichtig erachtet. 
Der Beſchwerdeführer verkennt dies auch nicht; er ſtellt nur eine Ver⸗ 
pflichtung des Vorſtands in Abrede, die Aufhebung anzumelden, und ver⸗ 
weiſt den Regiſterrichter auf die Möglichkeit einer Löſchung von Amts 
wegen gemäß $ 141 FGG. Dabei überſieht er jedoch, daß der § 141 in 
Verbindung mit 8 31 Abſ. 2 und 8 14 HGB. dem Regiſterrichter ein Ein⸗ 
ſchreiten von Amts wegen erſt geſtattet, wenn es nicht möglich geweſen iſt, 
die Anmeldung im Ordnungsſtrafverfahren zu erzwingen. Aus dieſer ſub⸗ 
ſidiären Stellung des § 141 folgt, daß in feinem Geltungsbereich — alſo 
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auch wenn es ſich um die Eintragung des Erlöſchens einer Firma handelt — 
nach dem Geſetze das Vorhandenſein eines Anmeldepflichtigen ſtets voraus⸗ 
geſetzt wird. 

Steht, wie hier, die Aufhebung der Zweigniederlaſſung einer Aktien⸗ 
geſellſchaft in Frage, ſo kann dieſe Anmeldepflicht, ſolange die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft nicht aufgelöſt iſt, nur den Vorſtand treffen. Zwar beſteht, wie dem 
Beſchwerdeführer zuzugeben iſt, keine geſetzliche Vorſchrift, die dem Vorſtande 
dieſe Verpflichtung ausdrücklich auferlegte, während die Anmeldung der Be⸗ 
gründung einer Zweigniederlaſſung im 8 201 HGB. beſonders angeordnet 
iſt. Es bedurfte aber einer ſolchen ausdrücklichen Beſtimmung deshalb nicht, 
weil die allgemeine Vorſchrift des § 31 Abſ. 2 ausreicht. Dieſe gehört zu 
den Regeln des Handelsrechts, die auf jeden Kaufmann und demgemäß auch 
auf jede Handelsgeſellſchaft Anwendung finden, ſoweit nichts anderes be⸗ 
ſtimmt iſt. Dies iſt für die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung vom Kam⸗ 
mergericht (KGJ.) 35 A, 189) mit zutreffender Begründung ausgeſprochen; 
es gilt gemäß 8 210 Abſ. 2 HGB. auch für die Aktiengeſellſchaft. „Erliſcht“ 
alſo die Firma einer ſolchen, ſo iſt dies zum Regiſter anzumelden. 

Wann eine Firma zerliſcht“, iſt im Geſetze nirgends ausdrücklich gejagt. 
Daraus, daß die Firma der Name iſt, „unter dem der Kaufmann im Handel 
ſeine Geſchäfte betreibt“, ergibt ſich aber als allgemeine Regel, daß dieſer 
Name aufhört zu exiſtieren, ſobald der Geſchäftsbetrieb eingeſtellt wird 
(RG. 29, 69; OLG. 6, 463; KJ) 18, 16; 28 4, 44; 37 A, 180). Dieſer Grund⸗ 
fa würde an ſich auch auf die Geſellſchaften des Handels anwendbar fein, 
wenn er hier nicht durch Ausnahmevorſchriften durchbrochen wäre. So⸗ 
wohl für die offene Handelsgeſellſchaft (S 131 HGB.) wie für die Gmbh. 
(5 60 GmbHG.) und für die Aktiengeſellſchaft (8 292 HGB.) find die 
Gründe der Auflöſung ausdrücklich und erſchöpfend im Geſetz aufgezählt; 
daraus, daß die Einſtellung des Gewerbebetriebs ſich nicht darunter befindet, 
geht hervor, daß ſie allein nicht zur Auflöſung der Geſellſchaft und damit 
zum Erlöſchen der Firma führt (KGJ. 45 A, 179). Dieſe Ausnahmen von 
der Regel des 8 17 HGB. waren notwendig, weil ſich an die Auflöfung der 
genannten Geſellſchaften grundſätzlich ein Liquidationsverfahren knüpft, 
während deſſen Verlaufs die Geſellſchaften als ſolche ſich noch in weitgehen⸗ 
dem Umſange nach außen hin zu betätigen haben, ſo daß ihr Verſchwinden 
aus dem Handelsregiſter noch nicht angängig wäre. 

Im vorliegenden Falle handelt es ſich nun nicht um das Erlöſchen 
der Firma der Aktiengeſellſchaft als Ganzes, ſondern nur um die Beſeitigung 
des Namens, unter dem ſie von ihrer Zweigniederlaſſung in P. aus ihre 
Geſchäfte betrieb. Dieſer Name der Zweigniederlaſſung iſt zwar von dem 
der Hauptniederlaſſung abgeleitet und hat dieſem nach 8 13 HGB. zu gleichen: 
Er beſitzt aber inſofern eine gewiſſe Selbſtändigkeit, als er einen Zuſatz er⸗ 
halten kann, der ihn als „Firma der Zweigniederlaſſung“ bezeichnet (8 50 
Abi. 3 HGB.), und als er Gegenſtand einer beſonderen, getrennten Regiſter⸗ 
führung iſt. Dieſer Name, der ſich auch im vorliegenden Falle von der 
Hauptfirma durch den Zuſatz „Filiale P.“ unterſcheidet, iſt mit der Zweig⸗ 
niederlaſſung untrennbar verbunden, fo daß eine Veräußerung der Zweig⸗ 
niederlaſſung mit ihrer Firma trotz Beſtehenbleibens der Hauptniederlaſſung 
für zuläſſig erachtet worden iſt (KG J. 15, 12). Stellt die Aktiengeſellſchaft 


— 119 — 


den Betrieb der Zweigniederlaſſung ein, ſo hört ſie damit auf, unter dieſem 
Handelsnamen Geſchäfte zu betreiben, und der Name erliſcht daher auf 
Grund der allgemeinen Regel. Die für die Aktiengeſellſchaft als ſolche geltende 
Ausnahmevorſchrift findet keine Anwendung, da eine Auflöſung oder Li⸗ 
quidation derſelben nicht in Frage kommt. 


Unzuläſſigkeit laudesgeſetzlicher Vorſchrifteu, die auf dem Gebiete des 
Waſſerrechts die Bildung von Genoſſenſchaften in der Form eingetragener 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften beſchränken. 

Art. 3, 65 EG. z. BGB.; 8 1 Genc. 

a e Berlin, 10. Juli 1914. — Bd. 14 S. 155. 


Durch Vertrag vom 2. Mai 1914 traten zehn Grundbeſitzer in G. und 
Umgegend zu einer eingetr. GmunbH. unter dem Namen „Drainage Ge⸗ 
noſſenſchaft G., e. Gmuß.“ zuſammen. Gegenſtand des Unternehmens ſollte 
nach 8 2 „die Herſtellung und Unterhaltung einer ſachgemäßen Entwäſſe⸗ 
rung der Ländereien der Genoſſen zwecks Hebung der Ertragsfähigkeit 
vermittels gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetriebes“ ſein. In der erſten General⸗ 
verſammlung wurden A., K. und P. zu Vorſtandsmitgliedern gewählt. 
Sie meldeten die Genoſſenſchaft zur Eintragung in das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter ein. Das Amtsgericht lehnte die Eintragung ab, weil eine Genoſſen⸗ 
ſchaft zu dem im $ 2 des Statuts ausgeſprochenen Zwecke nur in der 
Form einer Waſſergenoſſenſchaft nach Maßgabe der 88 206 ff. des preuß. 
Waſſergeſetzes vom 1. April 1913 (Geſetz⸗Samml. S. 53) gebildet werden 
könne. Die vom Vorſtand eingelegte Beſchwerde wurde zurückgewieſen. 

Der weiteren Beſchwerde iſt ſtattgegeben und die Sache an das Land⸗ 
gericht zurückverwiefen worden: 
N Die Anſicht der Vorinſtanzen, daß das preußiſche Waſſergeſetz vom 
1. April 1913 die Bildung von Drainagegenoſſenſchaften nach dem Muſter 
der eingetragenen Genoſſenſchaften des Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaftsgeſetzes ausſchließe, iſt rechtsirrtümlich. (Wird näher ausgeführt.) 
. Abgeſehen hiervon fehlt es dem preußiſchen Waſſergeſetz aber über- 
haupt an der Zuſtändigkeit, freie Bildungen zu waſſerwirtſchaftlichen Zwecken 
zu verhindern, ſoweit ſie auf anderen Geſetzen als dem Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuche fußen. Die Zuſtändigkeit der Landesgeſetzgebung für das Waſſer⸗ 
recht beruht auf Art. 65 und Art. 3 EG. z. BGB. Nach den Motiven zu 
letzterer Beſtimmung (S. 64) betreffen die im BGB. und im EG. dazu aus⸗ 
geſprochenen Vorbehalte nur das Verhältnis dieſer beiden Geſetze zu den 
Landesgeſetzen; die Vorbehalte ermächtigen nicht zur Durchbrechung anderer 
reichsgeſetzlicher Vorſchriften. Das Genoſſenſchaftsgeſetz kann daher durch 
die Vorſchriften des preußiſchen Waſſergeſetzes in ſeiner Wirkung nicht 
beeinträchtigt werden. Iſt nach 8 1 des erſteren Geſetzes die Bildung einer 
eingetragenen Genoſſenſchaft zuläſſig, ſo kann daran durch das preußiſche 
Waſſergeſetz nichts geändert werden. Liegen alſo im Einzelfalle ſowohl die 
Vorausſetzungen der § 206 ff. des Waſſergeſetzes, wie die des §1 des Genoſſen⸗ 
ſchaftsgeſetzes vor, ſo haben die Beteiligten die Wahl, ob ſie ſich in der 
Form der öffentlichen Waſſergenoſſenſchaft oder in der Form der Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft zuſammenſchließen wollen. | 
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Rücklagen aus dem Reingewinn einer eingetragenen Genoſſenſchaft zu ur 
Gewährung von Sterbegeld an die Hinterbliebenen der Genoffen. © 

Zum Begriffe des „Betriebes einer Lebensverſicherung“. 12 
5 5 § 1 Gen.; § 6 PrivVerſ. Unt. G. 8 | E 
5 Kammergericht Berlin, 2. Oktober 1914. — Bd. 14 S. 156. 2 


Im Genoſſenſchaftsregiſter des Amtsgerichts in H. ift die Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaft deutſcher Tierärzte, eingetr. GmbH., eingetragen. Der Gegen⸗ 
ſtand des Unternehmens iſt nach $ 2 der Satzung: 

1. gemeinſchaftliche Herſtellung und Einkauf von Verbraneh ep 

und von Gegenſtänden des tierärztlichen Gewerbes; 

2. gemeinſchaftlicher Verkauf tierärztlicher Bedarfsartikel. 

Der 8 45 der Satzung trifft Beſtimmung über die Verwendung des 
Reingewinns, und zwar ſollen von dieſem zunächſt der Reſervefonds ſowie 
die Betriebsrücklage je mindeſtens 10 Proz. und dann die Geſchäftsguthaben 
der Genoſſen bis zu 4 Proz. erhalten; über den alsdann verbleibenden 
Überſchuß verfügt die Generalverſammlung; der für die Genoſſen beſtimmte 
Gewinnüberſchuß wird nach Maßgabe des Jahresumſatzes der einzelnen 
Genoſſen an dieſe verteilt. Im Juni 1914 beſchloß die Generalvexfantung 
dem $ 45 folgende Faſſung zu geben: 
I. Vom Reingewinn erhalten zunächſt der Reſervefonds ſowie die 

Betriebsrücklage ... mindeſtens 5 Proz. Von dem dann ver⸗ 
verbleibenden Reingewinne wird ein beſtimmter Betrag nach 
Beſchluß der Generalverſammlung an den Unterſtützungsfonds 
abgeführt (Wohlfahrtsrücklage). Ueber den alsdann i 
Ueberſchuß verfügt die Generalverſammlung SR 

II. Die Genoſſenſchaft bildet einen Unterſtützungsfonds (Wohlfahrts- 
rüdlage), zu dem der im Abſ. I bezeichnete Betrag abgeführt 

wird. Aus dieſem Fonds erhalten die Erben eines jeden ver⸗ 
ſtorbenen Genoſſen, der bis zum Tode Genoſſe geweſen iſt, .. 

2 500 M. Sterbegeld. Der Anſpruch ſteht den Perſonen, welche nach 
2 letztwilliger Verfügung, ev. Geſetz, Erbe find, als dritten Perſonen 
5, zu. Rechte der Erben beftehen vor dem Tode der Genoſſen nicht. 
Ueber den Nachweis der Legitimation entſcheidet der Vorſtand. 

Der Vorſtand meldete die Satzungsänderung zur Eintragung in das 
Genoſſenſchaftsregiſter an. Das Amtsgericht lehnte die Eintragung als 
unzuläſſig ab, da der geänderte $ 45 eine Sterbegeldverſicherung enthalte, 
auf die das Geſetz über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 
12. Mai 1901 (RGBl. S. 139) Anwendung finde. Die Beſchwerde blieb ohne 
Erfolg. Auf die weitere Beſchwerde iſt die Sache ans Amtsgericht zurück⸗ 
verwieſen worden: 

Nach § 6 PrivVerſUntceſ. darf die Erlaubnis zum Betriebe der 
verſchiedenen Arten der Lebensverſicherungen außer Verſicherungsvereinen 
auf Gegenſeitigkeit nur an Aktiengeſellſchaften erteilt werden. Erwerbs— 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften dürfen hiernach Lebensverſicherungsunter⸗ 
nehmungen in keiner Weiſe betreiben. Unter dem „Betriebe“ einer Lebens⸗ 
verſicherung durch eine Genoſſenſchaft iſt zu verſtehen, daß ſie ein ſolches 
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Geſchäft zum Gegenſtand ihres Unternehmens im Sinne des § 6 Gen. 
macht. Hier trifft $ 2 der Satzung Beſtimmung über den Gegenſtand des 
Unternehmens. Dieſer Paragraph wird durch die Satzungsänderung nicht 
betroffen; der Gegenſtand des Unternehmens bleibt vielmehr unverändert 
unbd beſteht nach wie vor ausſchließlich aus der gemeinſchaftlichen Anſchaffung 
und Veräußerung von tierärztlichen Bedarfsartikeln. Geändert ſind nur 
die Beſtimmungen über die Verteilung des Reingewinns. Von der Aufnahme 
eines Verſicherungsunternehmens in den Betrieb der Genoſſenſchaft könnte 
nur geſprochen werden, wenn dieſe von ihren Mitgliedern beſondere Beiträge 
für die Bildung des zu Sterbegeldern zu verwendenden Fonds erhöbe 
(Leipz zZ. 1907, 758), oder wenn infolge der in der Satzungsänderung 
übernommenen Verpflichtung der Genoſſenſchaft andere Leiſtungen wegfielen 
oder beſchnitten würden. Das iſt jedoch nicht der Fall; vielmehr fol 
künftighin nur ein Teil des Reingewinns, der ſich bei unveränderter Be⸗ 
tätigung der Genoſſenſchaft ergibt, nicht mehr unmittelbar an die Genoſſen 
oder an die bisher gebildeten Fonds (Reſervefonds und Betriebsrücklage), 
ſondern unter Kürzung dieſer zunächſt an den neu zu bildenden Unterſtützungs⸗ 
fonds und über dieſen an die Hinterbliebenen der Genoſſen fließen. Die 
Einrichtung eines Verſicherungsunternehmens iſt in dieſer anderweiten 
Verwendung des etwaigen Reingewinns nicht zu ſehen. 


Auch ſonſt ſtehen der Bildung eines beſonderen Fonds zu dem 9788 be 
Zwecke keine Bedenken entgegen. Namentlich ſchließt $ 20 GenG. die Zu⸗ 
weiſung eines Teiles des Reingewinns an einen anderen Spezial⸗ oder Ver⸗ 

luſtfonds nicht aus (Pariſius⸗Crüger, 6. Aufl., S. 110). Vielmehr iſt dort nur 

beſtimmt, daß der geſamte Gewinn dem nach $ 7 Nr. 4 des Geſetzes ob⸗ 
ligatoriſchen Reſervefonds zugeſchrieben werden kann. Geſchieht dies nicht, 
fließt vielmehr in den Reſervefonds ($ 7 Nr. 4 des Geſetzes) nur ein Teil 

des Reingewinns, ſo braucht doch nicht der ganze verbleibende Reingewinn 

unmittelbar an die Genoſſen verteilt zu werden, wie es nach § 19 Abſ. 1 
des Geſetzes den Anſchein haben könnte. Dieſe Vorſchrift iſt vielmehr nur 
dahin zu verſtehen, daß der nach Vornahme der ſatzungsmäßigen Abſchreibungen 
ausſchließlich der Dotierung etwaiger eee Fonds verbleibende Gewinn 
an die Genoſſen zu verteilen iſt. 


Sa Genoſſenſchaft. Prüfnugsrecht des Negiſterrichters bei einem 

ohne weiteres als nichtig erkennbaren Generalverſammlungsbeſchluſſe. 

Nichtigkeit eines Beſchluſſes, bei dem die Stimmenmehrheit entgegen der 

an Satzungsvorſchrift nicht die Hälfte des Geſamtbetrags der 
Haftſummen in ſich vereinigt. 


8 51 Gen®. 


Kammergericht Berlin, 13. November 1914. — Bd. 14 S. 158. 


Im Genoſſenſchaftsregiſter iſt die „Ländliche Spar⸗ und Darlehns⸗ 
daſſe F., e Gmbh.“ eingetragen. Nach ihrer Satzung bedürfen Beſchlüſſe 
dei Abänderung des Statuts zu ihrer Gültigkeit einer Mehrheit von drei 
| Vierteln der erſchienenen Genoſſen; außerdem ift erforderlich, daß die 
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vorgeſchriebene Stimmenmehrheit die Hälfte des Geſamtbetrags der Haft⸗ 
ſumme in ſich vereinigt. 

In einer Generalverſammlung haben die anweſenden zweiundzwanzig 
Genoſſen einſtimmig beſchloſſen, unter Abänderung der Satzung den Geſchäfts⸗ 
anteil von 1 M. auf 10 M. zu erhöhen. Das Regiſtergericht hat die 
Eintragung dieſes Beſchluſſes abgelehnt, weil die zweiundzwanzig in der 
Generalverſammlung erſchienenen Genoſſen mit zuſammen 69 Geſchäfts⸗ 
anteilen nur eine Haftſumme von 13 800 M. in ſich vereinigten, während 
die Haftſumme 45 800 M. ausmacht. Die Beſchwerde und weitere Beſchwerde 
gegen die Entſcheidung des Regiſtergerichts wurden zurückgewieſen: 

Wenn auch der Negifterrichter ein allgemeines Aufſichtsrecht in 
Handels⸗ und Regiſterſachen nicht für ſich in Anſpruch nehmen kann, ſo 
darf ihm doch anderſeits nicht die Eintragung eines Beſchluſſes zugemutet 
werden, der nach den dem Gerichte vorliegenden Unterlagen ohne weiteres 
nichtig iſt. Daß im vorliegenden Falle der Generalverſammlungsbeſchluß 
nichtig iſt, kann nicht zweifelhaft ſein. Für den Fall, daß in der Satzung 
die Anweſenheit aller Genoſſen als Vorausſetzung gültiger Beſchlußfaſſung 
aufgeſtellt iſt, herrſcht in der Rechtſprechung Einigkeit darüber, daß eine 
Verletzung dieſer Vorſchrift ohne weiteres Nichtigkeit, und nicht etwa nur 
eine im Wege der Anfechtungsklage geltend zu machende Anfechtbarkeit 
des Beſchlnſſes bewirkt. Die abweichende Anſicht des Oberlandesgerichts 
Colmar (RIA. 11, 27) iſt vom Reichsgericht (76, 170) eingehend widerlegt 
worden. Dieſer Grundſatz beruht auf der Erwägung, daß eine General⸗ 
verſammlung, in der trotz der Satzungsvorſchrift nicht alle Genoſſen 
anweſend ſind, für eine Beſchlußfaſſung überhaupt nicht zuſtändig iſt und 
daß die gleichwohl gefaßten Beſchlüſſe nur dem Scheine nach General- 
verſammlungsbeſchlüſſe ſind. Ganz gleich ſind die Fälle zu beurteilen, in 
denen nach der Satzung eine beſtimmte Anzahl von Mitgliedern bei der 
Beſchlußfaſſung über einen beſtimmten Gegenſtand zugegen ſein muß. Auch 
in dieſen Fällen erkennt die Satzung die Verſammlung als General 
verſammlung im geſetzlichen Sinne nur an, wenn fie in ganz beſtimmter 
Weiſe zuſammengeſetzt iſt. Verſammlungen, die den Satzungsvorſchriften 
in dieſem Punkte nicht genügen, können und dürfen über den betreffenden 
Gegenſtand, auf den die Vorſchrift ſich bezieht, keine Beſchlüſſe faſſen. Tun 
ſie es dennoch, ſo ſind ihre Beſchlüſſe unheilbar nichtig. Dieſen Rechts⸗ 
grundſatz hat das Kammergericht bereits für das Aktienrecht im Beſchluſſe 
KGJ. 43 A, 105 ausgeſprochen; die dort angeſtellten Erwägungen müſſen 
zu dem gleichen Ergebniſſe bei Genoſſenſchaften führen. Die Entſcheidungen 
des Reichsgerichts 60, 413 und 75, 239 ſtehen nicht entgegen, da dort die 
Verſammlungen an ſich zur Beſchlußfaſſung zuſtändig waren und nur dem 
Erfordernis einer beſtimmten Mehrheit der erſchienenen Genoſſen bezw. des 
vertretenen Grundkapitals nicht genügt war. 

Im vorliegenden Falle kann nach 8 34 der Satzung eine Statuten- 
änderung nur beſchloſſen werden, wenn drei Viertel der erſchienenen Genoſſen 
dafür ſtimmen und dieſe Mehrheit die Hälfte der Geſamthaftſumme auf 
ſich vereinigt. Sind alſo in einer Verſammlung nur ſo wenig Genoſſen 
erſchienen, daß ihre Geſchäftsanteile zuſammengenommen der Hälfte der 
Geſamthaftſumme noch nicht entſprechen, ſo iſt die Verſammlung von vorn⸗ 
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herein unfähig, Satzungsänderungen zu beſchließen. Dieſer Fall liegt 
rechtlich genau ſo wie der, daß die Satzung die Anweſenheit aller Genoſſen 
oder eines beſtimmten Bruchteils aller Genoſſen zur Bedingung der Beſchluß⸗ 
fähigkeit macht. Beſchließt die Verſammlung trotz ihrer von vornherein 
feſtſtehenden Beſchlußunfähigkeit eine Satzungsänderung, ſo kommt dadurch 
nur der Schein eines Beſchluſſes zuſtande, deſſen Eintragung vom e 
e nicht verlangt werden kann. 


Erlöſchen einer zu Lebzeiten des Erblaſſers der Alleinerbin erteilten | 
Prokura mit dem Eintritte des Erbfalls. Unzuläſſigkeit der erneuten 
Beſtellung zur Prokuriſtin durch den Nachlaßverwalter. 


8 48 HGB.; 88 1976, 1984 BGB. 
eammergerict Berlin, 15. Januar 1915. — Bd. 14 S. 170. 


Im Februar 1914 iſt im Handelsregiſter die Firma „Metallwerk Emil P.“ 
und als deren Inhaber Emil P. eingetragen worden. Dieſer hat zum 
Handelsregiſter angemeldet, daß er ſeiner Ehefrau Einzelprokura und ſeinem 
Sohne Erwin zuſammen mit der Buchhalterin K. Geſamtprokura erteilt 
habe. Die Eintragung iſt dementſprechend erfolgt. Zwiſchen Anmeldung 
und Eintragung iſt Emil P. verſtorben. In ihrem gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
mente vom 25. März 1914 haben ſich die Eheleute P. gegenſeitig zu Erben 
eingeſetzt und beſtimmte, daß nach dem Tode des Ueberlebenden N beider⸗ 
ſeitige Ngchlaß an ihre gemeinſamen Kinder fallen jolle. 


Die Witwe erklärte nunmehr zu Protokoll des Gerichtsſchreibers des 
Regiſtergerichts, daß ſie das Geſchäft ihres verſtorbenen Mannes unter der 
bisherigen Firma ſortführe, und meldete zur Eintragung in das Handels⸗ 
regiſter an, daß ſie jetzt Inhaberin der Firma ſei. Dies iſt eingetragen 
worden. 

Auf den Antrag der Witwe wurde ſpäter die noch jetzt beſtehende 
Nachlaßverwaltung angeordnet und der Beſchwerdeführer zum Nachlaß⸗ 
verwalter beſtellt. Dieſer meldete zur Eintragung in das Handelsregiſter 
an, er ſei zum Nachlaßverwalter beſtellt und habe die Einzelprokura. der 
Witwe P. in eine Geſamtprokura umgewandelt, ſo daß ſie nur mit einem 
anderen Prokuriſten zuſammen zu zeichnen befugt ſei; auch ſei die 
Prokura des Erwin P. erloſchen. Das Regiſtergericht beanſtandete dieſe 
Anmeldung. Es hielt dafür, daß die Umwandlung der Einzelprofura der 
Witwe in eine Geſamtprokura nicht eingetragen werden könne, weil ſie 
Inhaberin der Firma geworden und damit ihre Prokura erloſchen ſei. Die 
Eintragung des Erlöſchens der Geſamtprokura des Erwin P. ſei bedenklich, 
weil dann eine Geſamtprokura der K. eingetragen bleibe, ohne daß ein 
anderer Prokuriſt vorhanden ſei. Die Beſchwerde des Nachlaßverwalters 
wurde zurückgewieſen. Auch die weitere Beſchwerde blieb erfolglos: 


Der Erblaſſer hat die Witwe P. vor ſeinem Tode in rechtsgültiger 
Weiſe zur Prokuriſtin beſtellt. Daß die handelsgerichtliche Eintragung erſt 
nach ſeinem Tode erfolgte, iſt ohne Bedentung, da dieſe Eintragung keine 
rechtserzeugende, ſondern lediglich eine rechtsbekundende Wirkung hat (KGJ.) 
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29 A, 94; 37 A, 194). Nach den Beſtimmungen des gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ments iſt die Witwe P. Alleinerbin des bisherigen Firmeninhabers geworden 
(8 2269 BGB.). Als ſolche hat fie erklärt, das Geſchäft unter der bisherigen 
Firma weiterführen zu wollen, und iſt ſo Inhaberin der Firma geworden, 
wie dies dann auch im Handelsregiſter eingetragen wurde. Als Inhaberin 
des Geſchäfts und der Firma konnte die Witwe P. aber nicht mehr Pro⸗ 
kuriſtin ſein. Ebenſowenig wie ein Firmeninhaber ſich ſelbſt zum Pro⸗ 
kuriſten beſtellen kann, vermag eine Prokura bei Uebergang der Firma 
und des Geſchäfts auf den Prokuriſten fortzubeſtehen. Dies folgt vor allem 
daraus, daß eine Identität von Firmeninhaber und Prokuriſten der Auf⸗ 
gabe des Handelsregiſters, Klarheit im ae zu ſchaffen, völlig wider⸗ 
ſprechen würde. 

In dieſer Rechtslage iſt durch die Anordnung der Nachlaßverwaltung 
keine Aenderung eingetreten. § 1976 BGB. kann nicht durchgreifen, da es 
ſich nicht um die Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit handelt, die 
Prokura vielmehr aus andern Gründen erloſchen iſt. Auch nach Anordnung 
der Nachlaßverwaltung iſt die Witwe P. Inhaberin des Geſchäfts und der 
Firma geblieben (RG. 72, 260 ff.). Aus denſelben Gründen, aus welchen 


die Prokura der Witwe P. durch ihre Stellung als Inhaberin der Firma 


gegenſtandslos geworden iſt, kann ſie jedenfalls auch nicht erneut zur 
Prokuriſtin beſtellt werden. Die Ausführungen der Beſchwerdeſchrift, wo⸗ 
nach nicht die Witwe P., ſondern der Nachlaßverwalter der eigentliche In⸗ 
haber der Firma ſei, verkennen die rechtliche Stellung des Nachlaßver⸗ 

walters, der nicht Eigentümer, ſondern lediglich Verfügungsberechtigter 
hinſichtlich des Nachlaſſes iſt und den Erben das Eigentum an den Nach⸗ 
laßgegenſtänden nicht nimmt. Aber ſelbſt wenn man den Erben als for⸗ 
mellen, den Nachlaßverwalter als materiellen Inhaber der Firma anſprechen 
wollte, wie der Beſchwerdeſührer ausführt, ſo ändert dies nichts daran, 
daß der Inhaber einer Firma nicht ſein eigener Prokuriſt ſein oder werden 
kann. So wenig demgemäß der Beſchwerdeführer der Witwe P. eine neue 
Prokura erteilen kann, iſt er berechtigt, die für ſie eingetragene, aber er⸗ 
loſchene Prokura in eine Geſamtprokura umzuwandeln. Wenn ſeinem An⸗ 
trage entſprechend die Geſamtprokura des Erwin P. gelöſcht werden würde, 
ſo bliebe demnach nur die Geſamtprokura der r K. übrig, welche allein nicht 
beſtehen kann. 


— 


Verzeichnis 


der vom Reichsjuſtizamte zuſammengeſtellten, in dieſem Bande ent⸗ 


haltenen Entſcheidungen, 


11. 


12. 


Rechtsanſichten. 


. Die Vorrangseinräumung einer Hypothek iſt auch bei der zu- 


rücktretenden Poſt zu vermernſTee n 


Das Ausſchlußurteil tritt an Stelle des Hypothekenbriefs. Das 


Grundbuchamt hat die Zuläſſigkeit des Ausſchlu verfahrens nicht 


zu Prnlfe nn e 
Eine Vormerkung kann nicht eingetragen werden zur Sicherung 
des Anſpruchs auf eine Rangänderung für den Fall, daß eine 
vorgehende Hypothek Eigentümergrundſchuld wird. . . . . . - | 
Bei Zuwendungen, die der Vater ſelbſt ſeinem Kinde macht, kann 
ſeine Verwaltungsbefugnis nicht ausgeſchloſſen werden, auch nicht 
wegen Intereſſengegenſatzt es 


Bei Auswahl des Vormunds iſt zunächſt auf Verwandtſchaft, erſt 


dann auf das religiöſe Bekenntnis zu ſeheen 


„Ein Abweſender, deſſen inländiſches Vermögen militärgerichtlich 
| Donna iſt, kann Vollmacht erteilen zur Ausſchlagung einer 


ee , . ee 


.Der Vater eines unehelichen Kindes bleibt unterhaltspflichtig 


vor den Wahlelteer nn. 


Für den Verkehr ausländiſcher Eltern mit ihren Kindern gilt 


deutſches Recht, wenn das ausländiſche Recht auf das Wohnſitz⸗ 


recht des Mannes verweiſt und dieſes das deutſche ift . .. . - * 


Ein Teſtamentsvollſtrecker kann wegen Feindſchaft mit den andern 
Vollſtreckern entlaſſen werden e 


Wird bei einer Erbauseinanderſetzung der Beſtätigungsbeſchluß 
aufgehoben, ſo iſt noch nicht die Vereinbarung hinfällig; iſt ſie 
1 ſo bleibt ſie aufrecht erhalten und braucht nur ergänz 
f/ ee ee Re ce le u 


Satzungsbeſtimmungen einer eingetragenen Genoſſenſchaft, daß 
zur Vertretung der Vorſteher und ſein Stellvertreter mitwirken 
müſſen, ſind nach außen rechts verbindlich. Die ſatzungsmäßige 


Aemterverteilung iſt einzutragen 


unter Angabe der darin ausgeſprochenen 
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Hat das Amtsgericht ans Regiſtergericht die Anordnungsver⸗ 
fügung erlaſſen, das Löſchungsverfahren gegen den Inhaber einer 
eingetragenen Firma einzuleiten, ſo gibt es dagegen keine e 
Bech”! 8 


Veräußert eine GmbH. ihr Geſchäft und ihre Firma, fo erlſcht 


ſie und kann ihre Firma nicht mehr ändern 


Wird die Eintragung einer Kommanditgeſellſchaft abgelehnt, ſo 
ſteht Beſchwerde nur ſämtlichen Geſellſchaftern zu. Eine abgeleitete 
Firma kann nicht weſentlich geändert werden 
Bei der Firma eines Einzelkaufmannes iſt ein Zuſatz zum Fa⸗ 
miliennamen mindeſtens dann unſtatthaft, wenn der Familien⸗ 
name auch als Vorname gebräuchlich iſt e a 0 


Der Rn hat die 5 55 esche ab 5 
lehnen, wenn Nic) ergibt, daß nicht der durch die Satzung | 
ſtimmte Bruchtei der Mitglieder anweſend waer 


Bei Eintragung ins Muſterregiſter gilt der Tag der Anmeldung | 


als ſolcher, auch wenn er noch leicht zu beſeitigende Mängel hat 
Nur der Firmeninhaber perſönlich, nicht der Prokuriſt iſt zur 


Anmeldung beim Regiſtergericht befu mn. 


Das Regiſtergericht kann nicht dem abberufenen Liquidator auf⸗ 


. geben, die Bücher an den neuen herauszugebenn 


22. 
23. 
24. 
25. 
26. 
27. 
28. 
29. 


30. 
31. 


32. 


Bei W eines Geſchmacksmuſters muß eine Zahl angegeben 
e we ee ee ee ee Aa 
Bei Gmbh. hat die Eintragung des Erlöſchens der Firma nur 
kundmachende, nicht rechtserzeugende Bedeutung; wenn ſich noch 
verteilbares Vermögen herausſtellt, 8 das Gericht einen neuen 
Liquidator zu beſt ellas 
Das Grundbuchamt hat, wenn ein fehlerhafter Hypotherenbrief 
vorgelegt wird, die Sachlage aufzuklären und darf nicht 8 


weiteres den Antrag ablehnen e un ee 
Eine Frau darf nicht die Eintragung eines Me fie allein erwor⸗ 


benen Grundſtücks ohne Zuſtimmung ihres Mannes für die Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft beantragen ER 

Ein Miterbe, der ſämtliche Erbteile erwirbt, kann nicht mehr 
über die Anteile, ſondern nur noch über die einzelnen Sachen 
verfügen, bei Weiterveräußerung müſſen ihm die Anteile aufge⸗ 
laſſen erde ern b 1 


Eine Hypothek kann für mehrere e als Gefamtgläubiger 


beitelt werben . 2 2. na. na Sea wanna as 


Zur e von Miteigentum an Nachlaßgrundſtücken muß ö 


eine Auflafjung vorangehee n 
Eine Grundſchuld kann nicht auf den Namen einer in allgemeiner 
Gütergemeinſchaft lebenden Frau eingetragen werden, wenn das 
Grundſtück zum Geſamtgut gehört und die Grundſchuld nicht aus⸗ 


gelthieden k Ber Wa ee 


Bei Geſchäftsaufſicht kann der Eigentümer ein Grundſtück Bu 
ohne Genehmigung der Aufſichtsperſon veräußern 

Zwiſchen Hypothek und Nachlaßvermerk kann keine Rangordnung 
Eingetragen werden 8 
Unzuläſſig iſt die weitere Beſchwerde gegen den Beſchluß des Be⸗ 
ſchwerdegerichts, der die Entſcheidung ausſe tze. 
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Auch für Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit kann der Land⸗ 


erichts präſident anordnen, daß eine Kammer in der früheren 
Zuſammenſetzung entſcheiddte lk 


. Zur Anordnung der Operation eines Kindes ift das Vormund⸗ 


ſchaftsgericht nur befugt, wenn die Gefahr möglichſt geringfügig, 
der Erfolg erſtrebenswert, die Koſten auch fichergeftellt find . . 


. Auch in der freiwilligen Gerichtsbarkeit kann der Beſchwerde⸗ 


richter nicht zuungunſten des Beſchwerdeführers entſcheiden 


. Stellt die Frau den Antrag auf vorläufige Bevormundung ihres 


Mannes, fo iſt fie beteiligt, und die Zuſtellung des Beſchluſſes kann 
nicht an fie erfolgen. 


. Für einen Beamten kann keine Pflegſchaft eingeleitet werden nur 


ur Vertretung im Diſziplmarverfahren. Das Recht der vorge⸗ 
ſetzten Dienſtbehörde wird durch die Einleitung beeinträchtigt 


. Der Gemeindewaiſenrat iſt nicht beſchwerdeberechtigt, wenn ein 


von ihm vorgeſchlagener Vormund entlaſſen wird; ein berechtigtes 


39. 


46. 


47. 


50. 


51. 


Intereſſe hat er nur, wenn eine Entſcheidung das Intereſſe des 
Mündels verletzt, das der Gemeindewaiſenrat wahrzunehmen hat 
Beim Streit über die Uebernahme der Vormundſchaſt nach § 46 
FGG. hat der Vormund kein Beſchwerderecht gegen die Ablehnung 
der nebhernahnne 8 


. Die Mutter, der der Vater die Verwaltung ſeines den Kindern 


hinterlaſſenen Vermögens entzogen hat, iſt trotz der eingeſetzten 
Pflegſchaft noch vertretungsberechtigt für die Minderjährigen zur 
Ausſchlagung der Erbſchaãeerfftftftktkt nn ee 


. Die Großmutter, die nur ein Kind hatte, kann ihr einziges Enkel⸗ 


kind an Kindesſtatt annehmen 
Eine Berichtigung im Standesregiſter, die der StB. eingezeichnet 
hat, braucht nicht gelöſcht zu werden, ſondern kann durch nach⸗ 
trägliche Genehmigung des Amtsgerichts ergänzt werden 
Die Eintragung der Anerkennung des unehelichen Kindes ſchafft 
nur eine Vermutung, es kann nicht ſpäter dazu die rechtskräftige 
Feſtſtellung der Unrichtigkeit vermerkt werden 8 


. Entlaſſen kann werden ein Vormund, der Angehöriger eines feind- 


lichen Staats iſt, es ſei denn daß klar erhellt, daß er deutſch denkt 


. Iſt der Vater im Feld, fo kann ſeine elterliche Gewalt als ruhend 


angeſehen werdend 


. Eine vom Feinde beſetzte Kolonie gilt nicht als Inland 


Auch wenn nur zuverläſſige nichtamtliche Nachricht vom Tode 
eines Kriegsteilnehmers eingegangen iſt, kann ſein Teſtament er⸗ 
DEINER werde ee ee 
Bei einer eingetr. Genoſſenſchaft gewährt das Recht auf Einficht 
des Protokollbuchs auch das Recht, ſich Notizen zu machen 
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Firma einer Haupt⸗ und Biweignieetofung einer Wetiengefel Haft 
müſſen übereinſtimmen 


Bei einer GmbH. hat ein Gläubiger nicht das Recht, die gericht⸗ 


liche Beſtellung eines Liquidators zu bewirken, wenn ein ſolcher 
ſchon ordnungsmäßig beftelt Alt. = 3 2. 2 5% Sees. 


Bei einer GmbH. in Liquidation kann das Kapital nicht mehr 
erhöht werdeii 7s — 


. Der Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft hat die Betriebseinſtellung 


einer Zweigniederlaſſung beim Regiſterrichter anzumelden 


. Auf dem Gebiete des Waſſerrechts können ſich eingetr. Genoſſen⸗ 


ſchaften unbeſchränkt vom Landesrecht bilden 


Eine eingetr. Genoſſenſchaft kann den Reingewinn zu Sterbegeld 


für die Genoſſen verwenden; einen Betrieb eines Verſicherungs⸗ 
unternehmens übernimmt fie damit nicht. 
Bei einer eingetr. Genoſſenſchaft hat der Regiſterrichter die Ein⸗ 
tragung eines Beſchluſſes abzulehnen, der nicht die ſatzungs⸗ 
mäßige Mehrheit hai ett . 
Der Firmeninhaber kann nicht zum Prokuriſten beſtellt werden, 
zum wenn eine Nachlaßverwaltung angeordnet wird 
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Juhalt des erſten * 


oe iepen, Dr. jur. u. phil, Landrichter in Kiel, Die eee 


Ausgleichsordnung vom 10. Dezember 1914 


Schack, Dr. jur., Amtsrichter in Coburg, Ueber die Behandlung der 
Anſprüche des Pflichtteilsberechtigten kein den vom Erblaſſer Be⸗ 
. au rau des 8 wa im nn Br 


des Thür. Oberlandesgerichts in Jena. 
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diefes Buch gelegt werden, ſo Ichrieb ein Bibliothekar einer Thüringer 
Refidenz. 


juriſtiſche Wochenſchrift, Jahrg. 1016 Nr. 11, Seite 820: 

Der Verfaſſer bat ſich der Dankenswerten Mühe unterzogen, an der 
Band der Reichsgeſetzgebung und der Geſetze und einzelner Verordnungen 
jeiner engeren Heimat (Sachſen- Weimar) darzuſtellen, welche Rechte und 
Pflichten einem Deutſchen und im beſonderen einem Angehörigen Sachſen— 
Weimars mit der Vollendung jedes Lebensjahres von feiner Geburt bis zu 
ſeinem 80. Geburtstage zujtehen und obliegen. Die Einbeziehung der 
anderen Landesrechte erſchien dem Verfaſſer allzu weit führend, hätte aber 
ſicherlich, wenigſtens in Beſchränkung auf die Geſetzgebung der größeren 
Bundesjtaaten, einer weiteren Verbi Eitung des Buches genutzt. Die Nach⸗ 
weiſe aus der Reichsgeſetzgebung der größeren Bundesitaaten ſind zu⸗ 
verläſſig und wohl auch erſchöpfend. Die flottgefchriebene Arbeit, die ſich 
nicht auf eine trockene Zuſammenſtellung beſchränkt, ſondern an geeigneter 
Stelle auch allgemeine Erörterungen und kritiſche Bemerkungen einflicht, 
verdient auch über den Kreis der Berufsjuriſten hinaus als ein geeignetes 
Mittel zu ſtaatsbürgerlicher Belehrung und Verbreitung von Rechtskennt— 
niſſen geleſen und benutzt zu werden. Rammergerichtsrat Boſchan, Berlin. 


Verlag von hermann Dohle in Jena 


ie 14. Jahr des B. G. B. 
g 


5 Dr. M. Scherer 
Rechtsanwalt am Reichsgericht Leipzig 
82 8. Broſch. M. 1.50 | 


Dieſem Heft liegt eine Beilage der Verlagsbuchhandlung Franz Vahlen 
in Berlin bei über Güthe⸗Schlegelberger, Kriegsbuch 3. Band, 
welcher beſonderer Beachtung empfohlen wird. 
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